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VORWORT. 


Die Veränderungen in dem Verwaltungsorganismus in 
mehreren Staaten, und die gänzlichen Umbildungen, die in 
anderen seit der in einem frühem Werke des Verfassers (*) 
enthaltenen Darstellung desselben statt gefunden haben; die 
Erörterung mancher Fragen über organische Einrichtungen, 
die auf die wissenschaftliche Ausbildung der Staatseinrich- 
* turigskunst von Einflufs sind; endlich, beachtenswerte 
Wünsche und Aufforderungen, dafs der Verfasser seine 
Darstellung über eine gröfsere Anzahl von Staaten und von 
Gegenständen erweitern möge, haben denselben zu einer 
solchen Erweiterung , überhaupt zu einer sorgfältigen 
Revision und tlieilweisen gänzlichen Umarbeitung seines 
frühem Werkes veranlafst, für welche ihm der Wunsch 
bleibt, dafs derselben die nämliche nachsichtsvolle Auf- 
nahme wie diesem erstem Werke zu Theil werden möge. 

Von den drei Tlieilen, in welche dieses neue Werk 
zerfällt, enthält der erste eine verglichene historisch- 
statistische Darstellung der organischen Einrichtungen in 
der Mehrzahl der zum europäischen Staatensysteme ge- 


1) Der Organismus der Behörden für die Staatsverwaltung, mit 
Andeutungen von Formen für die Geschäftsbehandlung ctc. 2 Bde. 
Heidelb. bei Karl Groos. 1821. 
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hörenden Staaten, und eine solche des Organismus,, der 
in einem jeden dieser Staaten besteht, mit einer Skizze 
der früheren Einrichtungen in solchen, in deren Orga- 
nismus eine theilweise oder gänzliche .Umbildung statt 

gefunden, hat. In der Auswahl der dargestellten Staaten 

• 

hat der Verfasser sich auf solche beschränkt, deren 
organische Einrichtungen überhaupt, oder auch nur in 
Beziehung auf das System, welchem diese Staaten an- 
gehören, eigenthümlich ausgezeichnet sind, weil, in so 
fern es nur um eine Anzeige dieser Einrichtungen über- 
haupt und im Allgemeinen sich handelt, eine solche wohl 
eher in das Gebiet der Staatenkunde gehören dürfte. 

Den Andeutungen von Formen für die Behandlung und 
die Einkleidung der Geschäfte in dem zweiten T heile, 
hat der Verfasser theils durch gröfsere Ausführlichkeit 
derjenigen, die in seinem frühem Werke enthalten sind, 
theils durch Hinzufügung solcher für Verwaltungszweige, 
die in demselben unberücksichtigt geblieben waren , grö- 
fsere Vollständigkeit zu geben gesucht, insbesondere auch 
durch Andeutung solcher für die Geschäfte in dem De- * 
parteinent der auswärtigen Angelegenheiten, 
deren Kenntnifs wegen der öfteren Geschäftsberührungen 
der Verwaltungsbehörden mit diesem Departement , für 
die ersteren, wenn auch niöht durchaus nothw endig, den- 
noch nützlich ist ; ( 1 * * 4 ) sodann der Formen für die Ge- 


1) Erst bei Revision der abgelegten Bogen ist dem Verfasser das 

j Manuel diplomatique , ou Precis des droits et des fonctions des Agens 

diplomatiques , #«ivi d’un recueil d'actes et d’oßices pour servir de guide 
aux personnes qui se destinent ct la carritre politique y par le Baron 

Charles de Mart ens , ä Paris , chex Treutlel et Würz 1822, zu 
Gesicht gekommen, auf welches, als auf ein vollständiges Lehr- und 
Handbuch über diesen Gegenstand, verwiesen wird. Hr. v. Martens 
hat seine Muster vorzüglich aus der neuern und neuesten Zeitgeschichte 
gewählt, was seinem Werke zugleich ein historisches Interesse gibt, 
aber den Wunsch nicht ausschliefst, dafs derselbe auch ältere, als 
klassisch anerkannte Muster, hätte beifügen mögen. 


schäfte in dem Justizdepartement, in so weit diese 
auf Realisirung der obersten Aufsicht auf die Justizver- 
waltung sich beziehen. Dagegen sind die Formulare 
auf jene für die Verwaltung der Domänen, die durch 
solche Für wichtigere Geschäfte vermehrt sind ; auf die 
Formen für das Kadaster für die Grund - und Gebäude- 
steuer, und auf diejenigen, welche sich auf die Etats- 
wirthschaft beziehen, beschränkt, weil diese zur rich- 
tigen Auffassung und zum Verständnifs der vorgetrage— 
nen Ansichten wesentlich , die Formulare für andere 
Verwaltungszweige aber mehr willkürlich sind. 

In diesem Theile, so wie auch in dem ersten, hat der 
Verfasser mehr oder minder ausführliche Erörterungen 
von Fragen, die auf die Bildung des Organismus sich be- 
ziehen, und zur Begründung seiner Ansichten dienen; 
zum Tbeil auch nur Gegeneinanderstellungen der Gründe, 
die über staatswirtlischaftliche und finanzielle Fragen von 
den bewährtesten Schriftstellern für und gegen geltend 
gemacht w orden sind, eingeschaltet. Gern räumt derselbe 
ein, dafs mehrere dieser lezteren dem Zwecke seines 
Werkes fremd scheinen mögen. Auf der andern Seite aber 
dürfte der-Einflufs, den Verwaltungsgegenstände auf die 
Anordnung und auf die formelle Einrichtung der Verwal- 
tung haben, nicht zu verkennen seyn, wodurch, so wie 
durch den Wunsch, in vorkommenden Fällen Geschäfts- 
männern das Zusammenstellen dieser Gründe zu erleich- 
tern , überhaupt durch jenen, seinem Werke gröfsere 
praktische Brauchbarkeit zu geben, der Verfasser diese 
Ein&haltungen gerechtfertigt zu sehen wünscht. 

Der nämliche Wunsch, neben dem Zwecke urkundli- 
cher Begründung des Vortrages in den beiden ersten Thei- 
len, hat denselben auch bei der indem dritten Theile 
enthaltenen Sammlung von organischen Gesetzen und Ver- 
ordnungen und von Reglements für die Geschäftsbehand- 
lung geleitet, in Betreff welcher derselbe gewünscht hätte, 
dafs sie noch umfassender hätte seyn können. 


VI 


In einer in der Leipziger Litteratnrzeitung (v. 1822. 
Nr. 133) enthaltenen Anzeige des vorerwähnten frühem 
Werkes, ist der Wunsch geäufsert worden, dafs aufser 
den Departements des Innern und der Finanzen, auch jene 
der Justiz- und der Kriegsverwaltung auf ähnliche Art 
wie die eben genannten, hätten bearbeitet werden mögen. 
Auch in dem gegenwärtigen Werke hat der Verfasser 
in Ansehung dieser beiden Departements sich nur auf 
allgemeine Andeutungen beschränkt, nicht weil derselbe 
mifskennt, dafs die gewünschte Erweiterung das prakti- 
sche Interesse, welches sein Werk für Geschäftsmänner 
haben kann, erhöhet haben würde, sondern einzig aus 
dem Grunde, weil auch diefsmal, wie bei dem frühem 
Werke, sein Plan zunächst und vorzüglich nur auf die 
innere Verwaltung in dem engern Sinne des Wortes 
beschränkt ist, welche, wenn gleich nur ein Zweig der 
gesammten Verwaltung eines Staates, dennoch ein für 
sich abgeschlossenes Ganzes bildet , zwischen welchem' 
und den übrigen Zweigen der Staatsverwaltung keine 
unbedingte, überhaupt keine in dem Maafse enge Ver- 
bindung statt findet, dafs nicht ihr Organismus und die 
Geschäftsformen in derselben, ebenfalls als ein solches 
Ganzes dargestellt werden könnten. Zudem aber auch* 
ist, insbesondere in der Justizverwaltung, in wel- 
cher die Formen in eben dem Maafse, als dieselben in 
der Verwaltung als willkürlicher erachtet werden können, 
wesentlich sind, beides durch die Zivil- und peinli- 
che Gesetzgebung und durch die Rechtsverfassung in 
einem jeden Staate in solchem Maafse bedingt, und nicht 
selten von den Institutionen in anderen Staaten in einem 
solchen Grade abweichend , dafs eine Darstellung des 
Organismus und der Formen für die Rechtsverwaltung 
in denselben, nur in so fern thunlich seyn würde, als 
diese besonderen Gesetzgebungen und Rechtsverfassun- 
gen zugleich mit dargestellt werden, was aber ein be- 
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sonderes, umfassendes Werk, und die Feder eines viel- 
seitig gebildeten Mannes vom Fafche erfordert. (*) 

Zwar Endet niclit ganz der nämliche Fall in Ansehung 
der Militärverwaltung statt; dennoch aber dürfte die 
Th. I. {. 43 — 45, und Th. 11. 121. angezeigte Verschie- 

denheit von Systemen und Methoden , die in Absicht auf 
dieselbe statt findet, aufser Zweifel setzen, dafs auch in 
Ansehung dieses Zweiges der V erwaltung nur allgemeine 
Andeutungen der Hauptpunkte, in welchen, und durch 
welche diese verschiedenen Systeme von einander abwei- 
chen : eine vollständige Darstellung der Normen und Formen 
in einem jeden derselben aber nicht thunlich seyn kann. (*) 

1) Theils als Beweis für das Gesagte, theils als Beitrag zu einer 
Arbeit der Art, wie solche gewünscht wird, verweist der Verf. auf 
nachstehendes Werk: /. D. Meyer , esprit , origine et progr&s des 

institutions judiciaires des principaux pays de VEurope. A la Haye t 
de timprimerie belgique. T. I — ITT. 1819. T. IV. 1820. 

2) Lediglich um die Verschiedenheit dieser Systeme anschaulicher 
zu machen, wird auf nachstehende Werke verwiesen. Über das in 
der östreichischen Armee befolgte System: v. Bundschuh, 
Übersicht des bei der kaiserl. königl. Armee bestehenden Ökonomie - 
Systems. 2. Aufl. Prag, bei Haase , 1816 — 1818. 3 Thle und bis jezt 
4Suppl.Bde in 4. — Hübler, Militärökonomiesystem, 6 Bde in 4. — * 
Desselben Vorlesebuch über dio Militarökonomiekontrole der k. k. 
östreichischen Armee. Wien 1821. — Desselben Abhandl. über die 
Militärökonomie-Beobachtungen der bei den Truppen und Branchen 
angestellten Generalität der k. k. östreichischen Armee, Wien 1821.; 
defsgl. für die Staabs- und Oberoffiziere. — Über das Massen Sy- 
stem, oder jenes der französischen Armee: Quillet , <?tat 

aciueU de la legislation sur l’administralion des troupes . III Vol. Paris 
1812. , und Reglement sur les revues , la soldc , les masses , la eom- 
ptabilite interieure des Corps. Cassel 1 8 1 2 . 3 Bde und 2 Bde Formulare. 

Von allgemeinen Schriften über diesen Gegenstand : Über die 

Militärökonomie im Frieden und Krieg, und ihres Wechselverhäilnisscs 
zu den Operationen. 1. und 2. Bd. St. Petersburg, bei Gräff, 1820* 
fMan vergl. die Erg. Bl. z. Jen. Allg. Lit. Zeit. v. 1822. Nr. 6. Allg. Lit. 
Zeit. v. 1823. Nr. 18. Hall./llg. Lil. Zeit. v. 1821. Nr. 132., und v. 
1622. Nr. 137.) — Ribbentrop, Archiv für die Verwaltung des 
Haushaltes bei den europ. Kricgshecren. Berlin lSl9. 
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Ohnehin und aufserdem auch ist eine vollständige Kennt-r 
niis dieser Normen und Formen zunächst nur für die Be- 
amten dieser Verwaltung von praktischem Interesse, iür 
jene der übrigen Verwaltungszweige aber ohne ein sol- 
ches, weil die Gegenstände, in Betreff welcher mit der 
Militärverwaltung Berührungen statt linden, zum grofsen 
Theil in das liessort der Zivilverwaltung gehören , und in 
den für diese üblichen Formen behandelt werden. 

Anlage und Inhalt dieses Werkes beweisen, dafs 
Absicht und Zweck des Verfassers zunächst nur auf eine 
historisch -statistische Darstellung dessen, was in der 
Wirklichkeit besteht, mit Andeutungen von An- 
sichten, zu welchen dieses Bestehende Anlafs und Stoff 
bietet, beschränkt, keinesweges aber auf Aufstellung von 
Regeln für die zweckmäfsige Bildung des Verwaltungs- 
organismus und der Formen für die Verwaltung gerichtet 
ist, wenigstens nicht anders, als in so fern solche Re- 
geln aus den verglichenen Resultaten und aus dem Erfolge 
der bestehenden Einrichtungen sich von selbst entwickeln. . 

Überhaupt bildet die Wissenschaft, oder wenn man 
es so nennen will, die Theorie von der Bildung des 
Verwaltungsorganismus, — Politik der Verwal- 
tung^) — einen, wenn gleich durch Gegenstand und 


1) In der Anzeige und Beurtheilung des Öfter erwähnten frühem Wer- 
kes des Vcrf. in Nr. XVII. des Hermes, ist unter Hinweisung darauf : 
„dafs kein Staat ohne Verfassung scyn könne, die Verfassung aber 
die Richtschnur der Verwaltung, diese leztere die Ausführung der 
erstem s ey u — als eine Verwechselung von Begriff und Sachverhält- 
nifs bezeichnet, „dafs der Verfasser die Staatsverwaltungslehre durch 
Staatsregierungskunst übersezt, und hiernach Verfassung und Verwal- 
tung in das Verhältnifs des Handelnden zu seinen Handlungen stellt.“ 
— Diese abweichende Ansicht beruhet auf dem Begriffe, der mit dem 
Worte: verwalten verbunden, und der Ausdehnung, die demselben 
gegeben wird. Auch Schlötzer hat (in seiner Staatsgelahrlheit, 
Göltingen 1793 ; §.3. S, 12.) verwalten in dem Sinne wie der Ver- 
fasser genommen: „aus den Zwecken des Staates ergeben sich $q- 
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Zweck bedingten und beschränkten, defshalb nicht min- 
der wesentlichen Zweig der Sta ats Wissenschaften , mit 
welchen derselbe in Beziehung auf' wissenschaftliche 
Begründung, im Allgemeinen auf den nämlichen Grund- 
lagen beruhet, in seiner praktischen Anwendung aber 
besondere speziellere Grundlagen bedingt, welche, ob- 
gleich nur das Ergebnifs von Erfahrungen, dennoch, so 
lange dieser Zweig der Staatswissenschaft eine vollstän- 
dige rationelle Ausbildung noch nicht erhalten hat, die 
Stelle a-priorischer Grundsätze vertreten, die überhaupt 
nur eine beschränktere Anwendung linden können, weil 
die Bildung der organischen Einrichtungen und Formen 
eben so sehr von dem Geiste der Regierung und von 
der Konstitution, als von lokalen und sonstigen Ver- 
hältnissen abhängig ist, diese aber in jedem Staate ver- 
schieden sind. (*) 


wohl die Geschäfte de9 Staates (Staatsverwaltung), als die zu 
deren Betreibung nothwendigen gegenseitigen Rechte und Pflichten der 
Regierenden und Gehorchenden (Staatsrecht), sammt der unter 
yielen möglichen Arten beliebten besondern Einrichtung der Herrschaft 
(Staats Verfassung)“; — auch in dessen Theorie der Statistik, 
Göttingen, „bei Vandenhök, 1804. S. 17 u. 96: „hierzu haben wir eine 
eigene Wissenschaft, praktische Politik, Staatsverwaltungs- 
lehre oder Regierungswissenschaft; — Lehre von der Staats- 
verwaltung, geordnete Anzeige aller Geschäfte, welche zu besorgen 
die Regierung Pflicht, Macht und Recht hat, und auf die IVatur die- 
ser Geschäfte, oder auf Erfahrung gegründete Angabe der Mittel, 
wie solche Geschäfte am zweckmäfsigsten besorgt werden können* u 

1) Aijfscr vielem Trefflichen, das hiehcr gehört, in nachstehenden 
Werken, nämlich: in Zachariä vierzig Bücher vom Staate. Stutt- 
gard und Tübingen, in der Cottaschen Buchhandl. , 1820; besonders 
im zweiten Theile; — in Pr. An eil Ion, über die Staatswissenschaft. 
Berlin, beiDunker, 1820; — in der von Mörstadt unter dein Titel: 
Charakterzeichnung der Politik aller Staaten der Erde , bearbeiteten 
Übersetzung des kritischen Homment. über Montesquieu Geist der 
Gesetze, von dem Grafen Dastutt de Tracy. Heidelb., bei Karl 
Groos. 2Bde. 1820. 1821. (Man vergl. die Hall. Allg. Lit. Zeit, von 
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Die Person des Regenten als höchsten Zentral— 
punkt der Einheit des Staates und der Verwaltung, und 
eben so vorausgesezt, dafs eine richtige Theilung der 
Gewalten (nicht blofs Attributionen der Behörden) durch, 
die Konstitution eines Staates begründet ist, möchten die 


1822. Nr. 225—227, und Erg. BI. Nr. 125—127.) — ist eine solche 
xrationellc Begründung in nachstehenden Werken versucht worden, 
nämlich: W. Butte, über das organ isire nie Prinzip im Staate und 
den Standpunkt der Kunst des Organisirens in dem heutigen Europa. 
Berlin, bei Enslin, 1822. (Man vergl. die Anzeige in der Hall. Allg. 
Lit. Zeit. v. 1822. Nr. 277—279.) 

v. Koch-Ster n leid, historisch -staats- ökonomische Ansichten 
von den Elementen des teutschen Staatsorganismus, mit besonderer 
Beziehung auf Bürgerthum und jeweilige Verhältnisse des öffentlichen 
Dienstes. München, bei Lentner, 1822. 

A. Kurz, Versuch einer Entwickelung der Grundsätze, nach 
\ welchen die Zwcckmäfsigkeit des Staatsorganismus in konstitutionellen 
Monarchieen zu beurtheilen ist , München, bei Lentner, 1821 — zum 
Theil aus dem praktischen Standpunkte bearbeitet, welchem nachste- 
hendes Werk, das überhaupt mehr mit den Formen für die Behand- 
lung und Einkleidung der Geschäfte sich beschäftigt, ganz angehört, 
nämlich: v. Kronburg, Encyklopädie und Methodologie der prakti- 
schen Staatslehre , nach den neuesten Ansichten der berühmtesten 
Schriftsteller dargestellt und ergänzt. Dresden , in der Arnoldischere 
Buchhandl. , 1821. (Man vergl. die Anz. in der Hall. AUg. Lit. Zeit, 
v. 1822. Nr. 41.) 

Auch hei diesem Zweige der Staatswiss. mufs , wie bei so manchem 
andern, die Praxis der Theorie vorangehen, und dieser leztem den Weg 
bahnen, was, so wie überhaupt die Vervollkommnung der rationellen 
Ausbildung desselben, vorzüglich nur durch Beobachtung und Verglei- 
chung der Resultate, die aus dem Bestehenden sich entwickeln, und durch 
Erörterung von Fragen , zu welchen diese Beobachtungen und Ver- 
gleichungen Anlafs geben , bewirkt werden kann. Aus diesem Ge- 
sichtspunkte und aus jenem seines W'unsches , zu dieser Ausbildung bei- 
* 

zutragen , wünscht der Verfasser , dafs nachstehende Bemerkungen 
über mehrere Ansichten , die in der bereits erwähnten Anzeige in dem 
Hermes enthalten, und von den sejnigen abweichend sind, betrach- 
tet werden mögen. 
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eben erwähnten besonderen Grundlagen , auf welche eine 
jede Organisation gegründet werden mufs, auf’ nachste- 
hende sich zurückbringen lassen, nämlich: 

1) auf richtige Theilung der Hauptgeschäfts- 
massen, in so fern nämlich diese auf Gesetzgebung, 
Rechtspflege, Verwaltung und Vollziehung sich be- 
ziehen, sodann Sonderung und beziehungsweise rich- 
tige Zentralisirung. der einzelnen Hauptzweige 
der Verwaltung und Vollziehung (der Regiminal-, 
Finanz - u. Militärverwaltung), und deren weitere durch 
die verschiedene Natur der einzelnen Geschäftsmas- 
sen , die in jedem dieser Hauptzweige vereinigt sind, 
bedingte Trennung derselben in besondere Verwaltun- 
gen; — aus welcher ersten Grundlage die Entschei- 
dung der Frage über die Vereinbarkeit oder Unver- 
einbarkeit von Verwaltungszweigen in einer Behörde, 
jene über die Anzahl und über die Art von Behör- 
den, die erforderlich sind, über die Ordnung und 
Unterordnung derselben, sich entwickelt; x 

2) auf richtige Theilung der Arbeit, aus welcher - 
alles, was auf die Bildung und auf die innere Ein- 
richtung der Behörden, auf die Methode für den 
Geschäftsbetrieb, auf die Formen für die Einklei- 
dung der Geschäfte ; — aus der dritten Grundlage 
aber , nämlich : 

3) aus der richtigen Vertheilung der Attribu- 
tionen, alles sich entwickelt, was auf die Stellung 
der Behörden und Beamten, auf ihren Wirkungskreis 
und auf ihre Wirksamkeit , auf ihre Verhältnisse zum 
Amte selbst und zu anderen Behörden, und auf die 
Natur und das Maafs ihrer Verantwortlichkeit Bezug 
hat; — als vierte Grundlage endlich erachtet der 
Verfasser : 

4) richtige, der Verfassung und dem Bedürfnisse der 

»4 

Verwaltung, so wie überhaupt den gegebenen Ver- 
hältnissen angemessene Bildung des Zentral- 
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punktes der Verwaltung; — Bildung des Mini- 
steriums überhaupt, und Eintheilung in Ministerialde- 
partements, so wie Stellung, Befugnisse und Verant- 
wortlichkeit der Chefs derselben, — in Betreff welcher 
i unbedingt zugegeben werden kann, dafs (wie in dem 
Hermes geäufsert ist) „ die höchste Aufgabe schwer- 
lich in der sachgemäfsen Sonderung der Geschäfte al- 
lein bestehe, vielmehr die Erhaltung der Einheit in dem 
Geschäftsbetriebe, bei der unvermeidlichen Theilung 
desselben, eine noch schwerere, noch höhere (wohl 
nur gleich schwere, gleich hohe) Aufgabe sey, dafs 
hierzu die gemeinschaftliche Berathung der Minister 
in Fällen eines gemeinsamen Interesses nicht zurei- 3 
. ' chend, sondern eine Autorität erforderlich sey, wel- 
che diese Einheit erhält und jede Abweichung von 
derselben verhindert. “ 

Diese Autorität scheint der Hermes in einem Ge- 
sainmtministerium zu sehen, in welchem bestimmte 
Geschäfte zum Vortrag gebracht werden müssen. Der 
Verfasser dagegen findet dieselbe reel nur in einer An- 
ordnung, zufolge welcher die Minister wöchentlich un- 
ter dem Vorsitze des Regenten in regelmäfsigen 
Sitzungen sich versammeln , in welchen jeder Minister 
die .Angelegenheiten seines Departements diesem zur 
Entscheidung vorträgt, wodurch allein nur vollkommne 
Einheit in den Anordnungen , so wie duroh die Berathung 
aller Verwaltungsreglements etc. durch dinen Staatsrath, 
eine solche in der Gesetzgebung für die Verwaltung er- 
halten werden kann. Eine regelinäfsige Vereinigung der 
Minister, zum Beschlufs über bestimmte Geschäfte, ohne 
die Gegenwart des Regenten, führt unvermeidlich zu einer 
Kollegialverfassung des Ministeriums, deren Nachtheile an- 
erkannt, überhaupt auch nicht wohl zu mifskennen sind, 
und zu einer Einwirkung der, nicht in dem Maafse wie 
die Minister verantwortlichen Kabinetsbeamten auf die 
Geschäfte, die mit der verantwortlichen Stellung der 
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Minister nicht vereinbar ist; die Vertretung des Regenten 
durch einen Präsidenten aber, zu einein die Selbststän- 
digkeit der Departeinentsininister nicht minder gefähr- 
denden überwiegenden Einflufs eines solchen Premier- 
ministers, dessen Instituirung unter aufserordentlichen 
Umständen nothwendig und wohlthätig seyn kann, in 
ruhigen, geregelten Verhältnissen der Verwaltung aber 
zum mindesten problematisch seyn dürfte. 

In der Vertheilung der Geschäfte in die verschiede- 
nen Ministeriaklepartements, wird in dem Hermes ein 
solches für die Haus - und Hoheitssachen vermifst, 
zugleich die Rechtfertigung der Nothwendigkeit eines 
solchen versucht. 

Von dem Standpunkte einer historisch -statistischen 
Darstellung dessen was in der Mehrzahl von Staaten 
wirklich besteht, ausgehend, hat der Verfasser das 
vermifste Ministerium um defswillen nicht anzeigen kön- 
nen, weil ein solches des regierenden Hauses 
nur in einigen Staaten, in der vorgeschlagenen Ver- 
bindung mit den Hoheitssachen aber in keinem 
Staate vorhanden, das erstere vielmehr allgemein 
mit dem Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten 
verbunden, die Respizirung der Hoheitssachen aber 9 nach 
Maafsgabe als dieselben auf das Ausland oder auf das In- 
land sich beziehen, zwischen diesem Ministerium und jenem 
des Innern getheilt ist. Auch scheint diese Theilung 
und Zuweisung der Natur der Sache um so mehr ange- 
messen, weil die Ausübung dieser Rechte, besonders 
jener im Innern eines Staates, nicht selten auf die übri- . 
gen Gegenstände und Verhältnisse der innern Verwaltung ♦ 

von eingreifendem Einflüsse die Ausübung jener im 
Auslande aber nicht selten von den politischen V erhalt-* 
nissen abhängig ist, oder diese dennoch berührt, defs- 
halb mit Rücksicht auf diese geleitet werden mufs. 

Abgesehen von der Frage : in wie fern eine zu gro- 
fse Zersplitterung der Zentralpunkte , und eine zu grofse 
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Vervielfältigung der Ministerien als zweclunäfsig und für 
die Verwaltung als förderlich erachtet werden kann? 
möchte schon wegen der angezeigten Verhältnisse , die 
Ausscheidung der Hoheitssachen aus dem Ressort dieser 
beiden Ministerien weder rathsam noch thunlich seyn. 
Noch weniger aber 'möchte ihre Überweisung an das 
Ministerium der Haus- und Familienangele- 
genheiten als sachgemäfs erachtet werden können , wei l 
dieses in der That nur als eine nicht dem Staate , sondern 
nur dem Regenten, und auch diesem nur in Beziehung 

auf seine Privatverhältnisse verantwortliche Behörde. . . 

* 1 

überhaupt und in der Wirklichkeit nur als dessen Privat- 
agent zu betrachten ist. Zu diesem Grunde, der mehr 

staatsrechtlicher Natur ist, tritt ein anderer hinzu, wel- 

• , 

eher lediglich die Verwaltung berührt, defshalb aber nicht 
von minderer Erheblichkeit ist, nämlich, dafs ein sol- 
ches Ministerium der Haus- und Hoheitssachen, nur 
durch Zerreifsung des Ressorts der anderen Ministerien, 
und mit Trümmern von diesen dötirt werden könnte, 
was für die Verwaltung störend, bis auf einen gewissen 
Grad zerstörend werden würde, um so mehr, weil bei 
der grofsen Anzahl von Gegenständen, die unter den 
Begriff von Iloheitssachen subsummirt werden können, 
die Grenzen seines Wirkungskreises wohl kaum mit der 
erforderlichen Bestimmtheit zu ziehen sevn mochten. - 

J 

♦ Allerdings mufs, — was als v Motiv für die Errich- 
tung eines solchen Ministeriums geltend gemacht wird, 

— „wenn man sich die Staatsverwaltung den Ständen 
eines Landes gegenüber denkt, die Wahrnehmung der 
Hoheit -des Staates über dieselben, mit der höchsten 
Achtung vor ihren konstitutionellen Gerechtsamen und 
.vor der Freiheit ihrer Entschliefsungen gepaart seyn.“ . 
— . Aber auch abgesehen .von allen Betrachtungen, zu 
welchen eine ansführliche Analyse dieses so redigirten 
Motives Stoff bieten würde , mochte schwerlich ein halt— 

- barer Grund denkbar seyn, weishalb diese Hoheit und 
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diese Achtling nicht in gleichem Maafse von dem Ministei- 
des Innern, überhaupt von einem jeden der übrigen, die 
erstere gewahrt, die leztere bezeigt werden könnte. Ain 
wenigsten möchte die angeblich „nothwendige Befan- 
genheit eines Ministers , der nur einem Verwaltungs- 
zweige vorsteht“ als ein solcher geltend gemacht werden 
können, indem derselbe ja auch dem vorgeschlagenen 
Ministerium , und aufserdem ein noch gewichtigerer ent- 
gegenstehen würde , der nämlich , dafs der Minister für 
einen Theil seiner Attributionen dem Staate nicht ver- 
antwortlich ist. Endlich möchte auch nicht zu übersehen 
. seyn , dafs, so wie die Verhältnisse in der Wirklich- 
keit gestaltet sind, die Geschäftsverhandlungen mit den 
Ständen nicht auf einen Minister übertragen werden 
können. 

In dem frühem Werke des Verfassers ist zwischen 
der Art von Wirken des Justizministers und jenem der 
anderen Departementsminister unterschieden, jenes des 
erstem als lediglich aufsehend, das Wirken der 
anderen als zugleich verwaltend angedeutet 
worden. 

In dem Hermes wird dieser Unterschied nicht nur 
überhaupt bestritten, sondern selbst „als unlhunlicli 
erachtet, weil dem Justizminister nicht nur, wie allen 
anderen Departementsministern, der Vorschlag und die 
Vorbereitungen für die gesetzgeberische Thätigkeit ob- 
liegen, sondern auch alle Angelegenheiten der allge- 
meinen Verwaltung des Justizvresens, als die Errichtung 
und Eintheilung der Gerichte, die Ernennung und Be- 
soldung der Beamten, die Anschaffung (?) und Ver- 
wendung aller Fonds der Justizverwaltung, der Schutz 
seines Departements gegen die Eingriffe anderer Staats- 
gewalten, endlich die materielle Bearbeitung derjenigen 
Sachen, die entweder keiner untergeordneten Behörde 
zuständig sind (z. B. das Präsidium bei Urtheilen über 
Slandesherren ) , oder welche der Minister in spezieller 
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Vertretung des Landesherm zu expediren hat, (z. B. 
die Bestätigung der Rrirainalurtheile). “ 

Die Thatsache , dafs diese Attributionen in den mei- 
sten Staaten in den Wirkungskreis des Justizministers 
gehören , kann ' unbedingt zugestanden werden , ohne 
dafs aus einer solchen Zugestehung irgend ein Beweis 
oder Grund gegen die Richtigkeit des in Absicht auf 
die Art seines Wirkens behaupteten Unterschiedes 
gefolgert werden kann, der überhaupt keinesweges in 
einer willkürlichen Ansicht beruhet, vielmehr eben so 
sehr in der Natur der Sache, als in der Gesetzgebung 
der meisten Staaten begründet ist. (*) 

Überhaupt möchte der Grund der angezeigten ab- 
weichenden Aisiclit in einer Nichtbeachtung des Unter- 
schiedes zu suchen seyn, der zwischen den allgemei- 
nen Attributionen der Minister, als delegirten 
Verwaltern bestimmter Souveränitätsrechte und 

9 

Pflichten des Regenten, und zwischen jenen statt 
findet, die speziell auf die Verwaltung eines De- 
partements sich beziehen, die mit den ersteren nicht 
in absolut- notlrwendiger Verbindung stehen, und welche 
selbst wieder in solche, die sich auf die allgemeine 
Aufsicht und Leitung des Departements , und in jene, 
die auf die speziellere Leitung der Geschäfte ' sich be- 
ziehen, getheilt sind. Der Vorschlag und die Vorberei- 
tungen für die gesetzgeberische Thätigkeit, überhaupt 
alles was auf die Initiative der Gesetzgebung Bezug hat, 
welche alle Konstitutionen als ein wesentliches Attribut 
der Souveränität anerkennen, gehören in die Klasse der- 
jenigen Attributionen, welche die Minister gewissermaa- 
fsen in Gemafsheit einer besondern Delegation des Re- 
genten verwalten, und mit der Verwaltung des Departe- 


. D Man sehe die %. 4. im ersten Theile alleg. Verordn.; auch die 
Verhandl. in der zweiten Kammer der Ständeversamml. in Würtem- 
berg v. 1820 u. 1821; jene im Grofsherzogth. Baden, im J. 1822. 

I 
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ments nicht in einer absolut nothwendigen Verbindung 
stehen. Die Angelegenheiten der allgemeinen Justizver- 
waltung hingegen, die zur Begründung der abweichen- 
den „Ansicht als Beispiel angeführt sind, bilden sichtlich 
die KI asse derjenigen, die sich auf die allgemeine 
Aufsicht und Leitung beziehen, in Ansehung wel- 
cher der Justizminister mit den übrigen Departements- 
chefs allerdings auf gleicher Linie steht, nicht aber in 
Beziehung auf die speziejle Leitung: der Geschäfte, 
die in den übrigen Departements unbedingt und nothr 
wendig Gegenstand , der .Wirksamkeit der, Minister ist, 
wogegen in Ansehung der Justiz in dem Hermes so 
wahr als treffend geäufsert wird, „dafs, wo diese, über- 
haupt alles was zum Betriebe der Rechtspflege gehört, 
nicht durchaus unabhängig ist von allem Einflüsse , des 
Justizministeriums, es eino Justiz in ihrer ganzen Heilig- 
keit nicht gebe. 44 . . \ , .* / 

In der That . auch befielet die erwähnte Ansicht 
weniger eine Erweiterung der Attributionen des Justiz- 
ministeriums, als vielmehr eine Beschränkung jener der 
übrigen Departementschefs, in so fern nämlich als es 
sich um die Befugnifs derselben handelt, durch Regle- 
ments, Instruktionen u. dergl. ordnend in die Verwaltung 
einzugreifen, für welche ersteren ebenfalls die Eigenschaft 
von Gesetzen: in Betreff’ der Beurtheilung ihrer An- 
wendbarkeit für die Verwaltungsbehörden aber, unbe- 
dingt die nämliche Selbstständigkeit, welche 
in dieser Beziehung den Gerichtshöfen zu- 
steht, postulirt wird, die aber nach Ansicht des Verf. 
in solcher Ausdehnung nicht zugestanden werden kann.. 
Derselbe ist weit entfernt, das Chrynomenon der Güte 
der Verwaltung und der Zweckmäfsigkeit ihrer Kon- 
struktion darin zu sehen, dafs die Staatsbehörden von 
jedem Dachsteine Notiz nehmen, den ein Windstofs von 
dem Gemeindehause in einem Dorfe herunterwirft, dafs 
die Ortsbehörden selbst für die unbedeutendste und gleich- 
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gütigste Verfügung oder Anordnung in ihrem inn.ern 
Haushalte, von der Genehmigung der Bezirksbeamlen 
abhängig; dafs diese, so wie beziehungsweise die Beamten 
anderer Verwaltungszweige , selbst lur solche N Gegen- 
stände, deren Behandlung aus der Natur der Sache sich 
ergibt, zur Einholung von Instruktionen oder der Geneh- 
migung der Mittelbehörden, und dafs diese zu gleidhem 
Rekurs an die höchsten Behörden verpflichtet sind , über- 
haupt der selbstständigen Thatigkeit der Behörden und 
Beamten auf einer jeden der verschiedenen Stufen in dem 
Organismus nichts überlassen ist. Vielmehr ist derselbe 
der entgegengesezten und der Ansicht, dafs diese Zweck- 
mäßigkeit des Verwaltungsorganismus, und zugleich die 
Möglichkeit seiner Vereinfachung dadurch bedingt ist, 
dafs die Gemeinden in der selbstständigen Verwaltung 
ihres Haushaltes nur in so weit, und nicht weiter be- 
schränkt werden, als das Recht der Oberaufsicht erfor- 
dert, dessen die Regierung, selbst in dem Interesse der 
Gemeinden, sich nicht entäufsern kann; dals der selbst- 
ständigen Wirksamkeit der Bezirksbeamten, noch mehr 
aber jener der Mittelbehörden alles übertragen und über- 
lassen bleibt, wofür solche bestimmte Normen und Vor- 
schriften vorhanden sind, deren Anwendung auf vor- 
kommende Fälle nicht zweifelhaft seyn kann, sodann alle 
Gegenstände , die nur ein Lokalinteresse ohne Beziehung 
auf das Ganze darbieten , und in Ansehung welcher eben 
aus dieser Ursache die höchsten Behörden in ihren Ver- 
fügungen von den Ansichten der Mittelheliörden, diese 
von jenen der Bezirksbeamten abhängiger sind, endlich 
alle Angelegenheiten, in Ansehung welcher die Art, wie 
sie geordnet werden , für das Ganze ohne Interesse, 
überhaupt gleichgiltig ist. 

• Wer indessen die inneren Verhältnisse der Verwal- 
tung praktisch kennt, wird die Wahrheit der Behaup- 
tung gerechtfertigt finden , dafs der Fälle so viele sind, 
wo selbst bei vorliegenden Normen, und eine noch grö- 
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fsere Anzahl, wo wegen Mangel an dergleichen Nonnen 
die Mittel - und Bezirksbehörden, wäre es auch nur, weil 
dieselben auf ihrem niedrigem beschränktem Standpunkte 
die mögliche Einwirkung der Vorkommisse auf das Ganze 
nicht zu beurtheilen vermögen, auf Direktiworschriften 
der höheren Behörden und der Departementschefs rekur- 
riren müssen , zu deren Ertheilung diese lezteren aufser- 
dem durch Ereignisse, die aus dem täglichen Fortschrei- 
ten der Verwaltung sich entwickeln , überhaupt durch 
die Umstände sich veranlafst und genothigt sehen können. 
Und gerade hierin , in dieser Unstätigkeit der Verhältnisse 
und der Vorkommnisse in der Verwaltung, für weiche zum 
Theil Normen gar nicht vorhanden seyn können , und in 
welcher, anstatt dafs es sich nur darum handelt,; diese Er- 
gebnisse unter die Normen, die vorhanden sind, zu sub- 
summiren, diese lezteren vielmehr nicht selten nach den er- 
steren modifizirt werden müssen, überhaupt darin, dafs in 
der Verwaltung die Ereignisse und Umstände nicht selten 
das Gesetz machen, das in der Justizverwaltung unwandel- 
bar ist, und dafs überhaupt in dieser es jedesmal nur um 
Subsummirung der vorkommenden Fälle unter ein be- 
stimmtes Gesetz sich handelt, mithin Rekurse, wie in 
der Verwaltung, - weder erforderlich noch zulässig sind, 

— liegt der normgebende Unterschied zwischen beiden, 
durch welchen zugleich jener in Absicht auf das Wirken ' 
des Justizministers vollkommen gerechtfertigt scheint. 

Es kann unbedenklich zugegeben werden.,* „ dafs 
(wie in dem Hermes geäufsert ist) durch die Konstitu- 
tion eines Staates nicht blofs die Rechte, sondern auch 
die Pflichten des Souveräns bestimmt werden, dafs die 
Staatsverfassung die Person des Souveräns (?), die Form 
seiner Thätigkeitsäufserungen bestimmt , “ — sodann, 
„dafs, weil die Behörden als Organe des Souveräns nur 
eine von ihm auf sie delegirte Autorität verwalten, ihre 
Attributionen und ihre ganze Wirksamkeit den Bestim- 
mungen der Verfassung angemessen seyn müssen“ ohne 
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dafs aber hieraus folgt, „dafs auch nicht die aller- 
kl einste Verwalt ungsvorschrift denkbar sey, 
die nicht ein in tegrirender Theil der Konsti- 
tution wäre.“ 

Allerdings gehört zu diesen Pflichten des Souveräns, 
dafs derselbe im Geiste und nach Maafsgabe der in der 
Konstitution enthaltenen Bestimmungen regiere, woraus 
indessen nur so viel folgt, dafs, was ohnehin schon von 
selbst sich versteht, diese Bestimmungen und verfassungs- 
mäfsigen Festsetzungen, überhaupt die zum Schutze der 
bürgerlichen Freiheit angeordneten konservatorischen 
Formen, durch Verwaltungsreglements weder abgeändert 
noch beschränkt werden können. Die Befugnifs zur An- 
ordnung 'der Behörden für die Verwaltung aber, . wo 
diese durch die Konstitution nicht bewirkt, diese Befugnifs 
durch die Konstitution nicht ausdrücklich beschränkt ist, 
jene zur Verfügung und Erlassung von Verwaltungsregle- 
ments uncLVorschriften für Sache und Form, und zu ihrer 
sach- und zeitgemäfsen Abänderung, gehört dagegen um so 
unbedingter zu seinen Rechten , weil durch die Ausübung 
dieses Rechtes die Möglichkeit der Erfüllung seiner Pflichten 
bedingt ist. Zudem auch kann es des Beweises wohl nicht 
bedürfen, dafs eine solche unbedingte Gesetzlichkeit, Stä- 
tigkeit und Unabänderlichkeit der Verwaltungsnormen und 
Formen, wie diese postulirt wird, nicht nur alle Interessen 
der Verwaltung, sondern auch selbst jene der Staatsange- 
hörigen kompromittiren würde, schon aus dem einfachen 
Grunde, weil die Mehrheit dieser Normen, durch die 
jedesmal obwaltenden Verhältnisse veranlafst, und um ih- 
rem Zwecke zu genügen, diesen angeeignet seyn müssen, 
was aber die Idee einer solchen Stätigkeit ausschliefst. 

Es ist dem Verfasser nicht unbekannt, dafs diese 
Ansicht ihre Gegnef hat. Dieselbe ist indessen nicht 
nur in der Natur der Sache gegründet, sondern auch 
durch das positive Staatsrecht in einer grofsen Anzahl 
von Staaten sanktionirt, in deren Konstitution sowohl 
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der Unterschied zwischen Gesetzen, die nur von der 
gesetzgebenden Gewalt ausgehen können , % und zwischen 
blofsen Yerwaltungsvorschriften, und zugleich die 
Befugnifs des Regenten zur Verfügung dieser lezteren, 
anerkannt, und beziehungsweise begründet ist. (*) 

Diese Bemerkungen beantworten zum Theil auch 
dasjenige, was in Betreff des Verhältnisses der Departe- 
tementsminister zu den untergeordneten Behörden, sodann 
in Betreff des Maafses der Verantwortlichkeit beider ge- 
äufsert^ und wobei von der in ihrer Allgemeinheit 
richtigen Ansicht ausgegangen ist: „dafs denjenigen Be- 
hörden, denen die Anwendung und Ausführung der Ge- 
setze obliegt , auch die Beurtheilung ihrer Anwendbarkeit 
zustelien müsse. “ 

Ohne in eine weitere Erörterung über diesen Gegen- 
stand eingehen zu wollen, verweist der Verfasser auf 
dasjenige, was in Betreff der Verschiedenheit der Ver- 
hältnisse der Justiz- und der Verwaltungsbehörden, 4 e5 

Unterschiedes zwischen Gesetzen und zwischen Verwal- 

> 

tungsordnungen und Normen so eben geäufsert worden 
ist, sodann auf die nicht wohl in Zweifel^zu ziehende 
Nothwendigkeit der Zentralisirung , sowohl des Impulses, 


1) In Frankreich, Art. 13. u. 14. der Charte r. 1814/7— In 
dem Königr. der Niederlande, $. 56 — 70. 75. 132. 137., und der 
erste Zusatzart. in dem Fundamentalges, v. 1815. — In dem Königr. 
Polen, $. 35. 73. 79. 80. 90 — 94. 163. in der Konstit. v. 1815. — 
In dem Königr. Schweden, $. 4. 47. 85. in der Konstit. v. 1809. — 
In dem Königr. Norwegen, f. 17. der Konstit. v. 1814. — In dem 
Königr. Baiern, Tit. 7. 5* 2—4. der Verfassungsurk. v. 1818. — In 
dem Königr. Würtemberg, 5*88 — 90. der Verfassungsurk. v. 1819. — 
In dem Grofsherz. Baden, $. 66. in der Verfassungsurk. v. 1818. — 
Seihst in dem Königr. Spanien, $. 171. a. in der Konst, v. 1812. — 
Man sehe auch die Verhandl. in dem Moniteur im J. 1821. Nr. 203.204. 
und 1822. Nr. 66. 68. 87. 109. 110. bei Gelegenheit der Frage über 
die Spezialität; — und die Verhandl. der Ständeversamml. des Grofs- 
herz. Hessen r. 1821. ' 
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welcher die Aktion der Verwaltung belebt, als der Re- 
sultate, die aus derselben sich ergeben, wovon aber eine 
minder selbstständige, mehr abhängige Stellung der 
Verwaltungsbehörden eine nothwendige Folge ist, aus 
welcher jedoch keinesweges ihre Verweisung in die Ka— 
thegorie „willenloser Subalternen“ gefolgert werden kann. 
Auch beweisen die Dienslreglements und Instruktionen 
für diese Behörden, dafs in den meisten Staaten densel- 
ben nicht nur iri Absicht auf die Vollziehung, sondern 
selbst auch in Betreff von Anordnungen in der laufenden 
Verwaltung ein angemessener Wirkungskreis geöffnet ist.( 1 ) 

Allerdings ist die Stellung dieser Behörden von ent- 
scheidendem Einflüsse auf* die Natur und auf das Maafs ihrer 
Verantwortlichkeit , und allerdings „kann der Mini- 
ster fcfnes Departements nur für das verantworlich seyn, 
was sein Amt und seine Dienstinstruktion mit sich bringt.“ 
— Aber gerade in dem, was das Amt eines Mini- 
sters ist, und in der Verschiedenheit zwischen dem, 

• / 

was seines Amtes ist, und was das Amt und die 
Dienstinstruktionen der untergeordneten Mit- 
te Ibehör den mit sich bringen, liegt der Grund der 
Verschiedenheit, die in Betreff der Verantwortlichkeit 
beider statt findet , jene dieser lezteren auf die pünktliche 
Befolgung der Anordnung der denselben vorgesezten hö- 
heren Behörden, und auf dasjenige beschränkt, was ih- 
rer selbständigen Wirksamkeit überlassen ist, und in der 
erstem Beziehung die Verantwortlichkeit dieser Behör- 
den gewissermaafsen in jene ihrer Departementschefs ein- 
körpert. ( 2 ) 

Mit der Frage über die Verantwortlichkeit steht jene 
der Dienstpolizei über die von einem Ministerium 

S 

1) Mehrere dieser Instruktioneil in dem zweiten Abschnitte des 
dritten Theiles. Man vergl. auch §.<68. u. 69. im zweiten Tiicile. 

2) in dieser Art in der Konstitution mehrerer Staaten normirt, 
*. B. in der Verfassungsurk. v. YVür t emberg, §. 51 — 54. 
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ressortirenden Beamten in enger Verbindung, weil, wenn 
das volle Gewicht der erstem auf einem Minister lastet, 
demselben auch nicht nur das Urtheil über die Brauchbar- 
keit seiner ihm untergeordneten Gehilfen und Organe , auf 
dieser oder jene?- Stelle, für dieses oder jenes Geschäft, son- 
dern auch über den Werth ihrer wirklichen Dienstleistung, 
und die Befugnifs zur Büge und Ahndung von Verfehlungen 
und Vergehen im Dienste zustehen mufs , ohne welche alle 
Interessen der Verwaltung gefährdet werden würden. 

Der Verfasser bezieht sich auf dasjenige, was derselbe 
in dieser Beziehung S. 14 und S* 49 in dem ersten Theiie 
als eigene Ansicht geäufsert , und als solclid anderer Ge- 
schäftsmänner referirt hat. Könnte das Verhältnifs der 
Behörden in dem Maafse als postulirt wird, selbststän- 
dig, ihre Verantwortlichkeit in dem Grade als untersteht 
wird, direkt seyn, dann würden die Befugnisse der De- 
partementchefs in dieser Beziehung einer gröfsern Be- 
schränkung nicht nur fällig, sondern eine solche selbst 
not !i wendig seyn, was aber unter Verhältnissen, wie diese 
obwalten, und durch die Natur der Sache bedingt sind, 
nicht thunlich ist, eben so wenig als die Nothwendigkeit 
einer Einmengung der Gerichtshöfe als begründet oder ge- 
rechtfertigt zu erachten seyn möchte. Ohne die Frage er- 
örtern zu wollen: ob in rein technischen Sachen ein 
Gericht sein Urtheil auf das Gutachten eines Sachverstän- 
digen - zu gründen verpflichtet sey oder nicht ? (welche, 
" ie es scheint, verneint werden möchte), ist es doch 
wohl aufser allem Zweifel, dafs, um in einer solchen tech- 
nischen Sache überhaupt, z. B. über die Anschuldigung, 
dafs ein Finanzbeamter bei Ertragsveranschlagungen von 
Domänengütern , bei Dienst - und Zehntablösungen , bei 
Detaxation von Waldungen u. dergh, durch sein unrichtiges 
Verfahren dem Finanzinteresse namhafte Verluste zugefügt, 
und zugleich seine Untüchtigkeit beurkundet habe, die Mit- 
glieder eines Gerichtshofes diejenigen Kenntnisse besitzen 
müssen , die erforderlich sind , um über die Thats&che : ob 
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das Verfahren eines solchen Beamten wirklich unrichtig 
und fehlerhaft , mithin die Ursache der entstandenen Ver- 
luste gewesen ist, und wie, um diesen auszuweichen, das- 
selbe hätte eingerichtet seyn müssen? ein gründliches Ur- 
theil fällen zu können, , welche aber, unbeschadet ihrer 
sonstigen Tüchtigkeit für das Richteramt, dieselben in der 
Resrel nicht besitzen. 

. Es würde nicht schwer seyn, die Anzahl von Fällen der 
Art zu vergröfsern, welche die kuch früher und von Ande- 
ren behauptete Unzulässigkeit einer Einmengung der Ge- 
richte, in ein noch helleres Licht setzen würden, die auch in 
Ansehung blofser Disziplinarstrafen nicht erforderlich seyn 
kann , bei deren Verfügung es lediglich um Thatsachen 
sich handelt , die allerdings vollständig konstatirt werden 
müssen, welche Konstatirung aber, so wie die Subsuin- 
mirung der vorkommenden Fälle unter die bestehenden 
Verordnungen, keine solche Rechtskenntnisse erfordert, 
welche die Mitwirkung einer gerichtlichen Behörde noth- 
wendig machen könnte. Allerdings müssen die Staatsdie- 
ner gegen Chikane und Willkür sicher gestellt, und aller- 
dings mufs eine Behörde vorhanden seyn, die durch ihre 
von den Ministern unabhängige Stellung geeignet ist, den- 
jenigen, die durch ihre höchsten Vorgesezten sichverlezt 
erachten, rechtlichen Schutz gewähren zu können. Gerade 
in dieser Beziehung aber, so wie überhaupt auch in so man- 
cher andern Hinsicht, hat die neuere Gesetgebung in meh- 
reren Staaten die Verhältnisse der Staatsdiener gerechter 
und billiger geordnet, und zugleich in dem Staatsrathe eine * 
Behörde angeordnet , welche den rechtlichen Schutz , den 
dieselben im Wege des Rekurses suchen möchten, gewährt. 

Ohne in BetrelF der Bildung der Behörden und der Me- 
thode für die Geschäftsbehandlung für oder gegen die Kolle- 
v gialform zu entscheiden, werden dennoch die Ansichten des 
Verfassers in Betreff der Verschiedenheit des Verwaltungs- 
aufwandes in einem jeden dieser Systeme, insbesondere die: 

• dafs dieser in dem Einheitssysteme (Büreausysteme) mindei* 
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kostspielig sey, als eine Frage betrachtet, „ die noch erwie- 
sen seyn wolle , weil, vorausgesezt , dafs alle Mitglie- 
der und Subalternen bei Kollegien vollauf be- 
schäftigt sind, dieselbe Anzahl von Arbeitern auch in 
den Bureaus angestellt werden müsse, mithin nur der Gehalt 
der Direktoren und die auf die Zeit der Sessionen fallenden 
Kosten eine Mehrausgabe verursachten, die sich aber durch 
die höhere Besoldung der Divisionschefs ausgleiche. “ 

In der Unrichtigkeit der eben erwähnten Voraussetzung 
liegt der Grund der Unrichtigkeit dieser Ansicht, und der 
Schlüssel zur Erklärung der Ursache, aus welcher der Auf- 
wand in dem Einheitssysteme geringer als in dem Kolle- 
gialsysteme ist. 

Wer Gelegenheit gehabt hat, die Konstruktion der ' 
Kollegien und den Mechanismus des Geschäftsbetriebes in 
denselben , durch eigene Ansicht und aus eigener Erfah- 
rung kennen zu lernen, wird die Thatsache bezeugen, dafs 
in der Regel in einem jeden derselben einige minderlahige 
und minderthätige Mitglieder vorhanden , und nicht selten 
einzig in der Absicht, um denselben eine ehrenvolle Ruhe 
zu versichern , in dieselben eingetheilt sind , defshalb aber 
nicht weniger die vollständige Besoldung geniefsen. Ein 
solcher Einschub unfähiger oder nicht vollarbeilender Ar- 
beiter ist in dem Einheits- oder Büreausysteme , wo jeder 
Beamte für Sache und Form verantwortlich, beiden ge- 
wachsen seyn mufs, nicht njöglich, in welcher Unmöglich-, 
keit zugleich ein erster Grund liegt, aus welchem in diesem 
Systeme die Anzahl der Arbeiter und des Aufwandes für 
dieselben geringer als in dem Kollegialsysteme ist. Ein 
zweiter liegt in dem gröfsern Zeitaufwande , welchen die 
Formen des kollegialen Geschäftsbetriebes erfordern, und 
welcher den Mitgliedern eines Kollegium nicht gestattet, 
eine so grofse Anzahl von Geschäften zu übernehmen , als 
dieselben ohne solchen Zeitverlust würden bearbeiten kön- 

0 

,nen, für deren Bearbeitung daher, wenn nicht Retardate 
sich anhäufen sollen, die Anzahl der Mitglieder vergröfsert 
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werden innis. (') An diese in der Sache und in den Ver- 
hältnissen selbst liegenden Gründe, schliefst ein dritter sich 

an, der aus der Natur des Menschen sich entwickelt, näm- 

* ' 

lieh: dafs ein Arbeiter, der allein steht, die Ehre des 
Erfol ges seiner Thätigkeit allem erndtet, die Schande 
des Mifslingens allein trägt, die Folgen von Läfsigkeit 
allein büfst, in der Regel mehr und besser arbeitet, als 
wenn derselbe die Ehre mit einer Gesamintheit theilen, 
dieser nicht selten ganz überlassen müfs , die freilich 
auch in der Regel durch ihre Firma gegen Bufse und 
Schande deckt. .Überhaupt ist die Frage über die Gröfse 
des Aufwandes in jedem der beiden Systeme rein fak- 
tisch; der Verfasser besorgt nicht, dafs die Resultate, 
die aus einer in dieser Beziehung anzustellenden Ver- 
gleichung sich ergeben möchten, Materialien zur Bestrei- 
tung der Richtigkeit der von ihm geäufserten Ansicht 
ergeben würden. ( 1 2 ) 

1) Was aber zugleich die Ursache des Lbcls, und dieses seihst 
vergröfsert. Man denke sich ein Kollegium von 7 Mitgliedern, ein- 
schliefslich des Direktors , das wöchentlich drei Silzungen , jede von 
5 Stunden hält j» von welchen die Hälfte der Mitglieder (3) drei Stun- 
den, die anderen drei die übrige Zeit mit ihren Vorträgen ausfüllcn. 
Von den ersteren und mehr beschäftigten , verliert durch die Sessio- 
nen jeder wöchentlich 12 Stunden, alle drei 36 Stunden , die übrigen 
drei wöchentlich 39 Stunden, das ganze Kollegium mithin wöchentlich 
75 Stunden Arbeitszeit am Schreibtische, die in der TJiat für die Ge- 
schäftsforderung verloren sind. 

' i * 

2) Der Rezensent in dem Hermes unterstellt, dafs der Verfasser 
bei der in dem frühem Werke enthaltenen Vergleichung durch den 
ven ihm allcgirten Bonzen herg sich habe irre leiten lassen, und 
verweist auf eine in Nr. III. dieser Zeitschrift enthaltene Nachweise, 
dafs die von dem leztern aufgestelltc Berechnung des preufs. Dikaste- 
rialaufwandes unrichtig s er. Der Verfasser kennt diese Nachweise 
nicht (auch ist das Allegat unrichtig), bemerkt jedoch, dafs die von 
ihm geäufsertc Ansicht lediglich das Resultat von Erfahrungen ist, 
welche zu Sammeln derselbe Gelegenheit gehabt hat. 

In dem offiziel bekannt gemachten Budget für das Königr. Freu- 
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Endlich ist die Thatsache, dafs in dem frühem Werke, 
in der Darstellung des Organismus der Verwaltungsbehör- 
den, die Administration der Domänen nicht eben- 
mäfsig wie die der Forste und Bergwerke besonders abge- 
handelt worden sey, als eine Lücke angedeutet, in Betreff 
welcher der Verfasser sich um so mehr zu einer Rechtfer- 
tigung seines Verfahrens veranlafst sieht, weil auch in 
dem gegenwärtigen Werke dieser Administration nur mit 
wenigen Worten Erwähnung geschehen ist. (Th.I. S. 153.) 

DieseRechtfertigungberuhetinderThatsache, dafs, mit 
Ausnahme von Frankreich und einer ganz kleinen An- 
zahl von Staaten, in welchen das System der Spezialisirung 
aller V erwaltungszweige in Anwendung ist, für die V erwal- 
tung der Domänen in keinem derselben solche besondere Be- 
hörden, wie z. B. für die Forst - und Bergwerksverwaltung 
ungeordnet sind, dieselbe vielmehr mit anderen finanziellen 
Yerwaltungszweigen in den Kreis- oder Pro vinzialfupuiz- 
kaniinern vereinigt ist. Diesen lezteren aber hat der Ver- 
fasser eine besondere Behandlung aus dem Grunde nicht 

fsen für die Jahre 1821 u. 22. ist der Aufwand für die Regierungen, 
Konsistorien und MedizinalkoHegien mit dem Betrage von 

2,500,Ooo Thir. 

ausgeworfen, (fiir jede der 26 Regierungen im Durch- 
schnitte 96,150-}-^ Thlr.). Hierzu nun die Kosten für 
das Personal in den 345 landräthlichen Kreisen (in der 
Jen. Lit. Zeit. v. 1823. ISr. 5. zu 2000 Thlr. berechnet.), 
für jeden nur zu 1650 Thlr. angenommen 569,250 Thlr. 

t — — . ' 

betrügt der Totalaufwand für die 26 Regierungsbezirke 3,069,250 Thlr. 
oder für jeden 118,048-j^ Thlr. , welche Summe von Benzenbergs 
Angabe zu 120,000 Thlr. nur unbedeutend abweicht, diese Angabe,' 
im Fall (was aus dem Budget nicht zu übersehen ist) der Aufwand für 
aufserordentliche Hilfsarbeiten , für die materiellen Bedürfnisse der 
Behörden , in obiger Summe nicht vollständig enthalten seyn , und 
vielleicht aus anderen Fonds gedeckt werden sollte, selbst übersteigen 
würde. • 

Übrigens verweist der Verfasser auf S. 10. Kote 1. und S. 215 folg, 
io diesem Theile. 
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gewidmet, weil in Betreff ihrer innem Organisation, so 
wie überhaupt in jeder andern Beziehung , die nämlichen 
Verhältnisse wie für die Mittelbehörden in dem Departe- 
ment des Innern statt finden, die Th. I. §. 30 folg, und Th. II. 

§. 68 folg, angezeigt, in diesem leztern auch die Grundsätze 
und Formen in Beziehung auf die Verwaltung der Domä- 
nen vollständig abgehandelt sind. 

Eher vielleicht möchte als eine solche Lücke be- 
trachtet werden können, dafs der Organe und For- 
men für die innere Verwaltung der Gemein- 
den, die , wenn gleich nicht eigentliche Agenten der 
Staatsverwaltung , mit diesen dennoch in vielfacher Be- 
rührung stehen, überhaupt als die ersten Elemente in dem 
Organismus betrachtet werden müssen, nicht ausführli- 
cher als in den 33 und 34 des ersten Theiles gesche- 
hen, — der Organe für den Antheil aber, der in 
mehreren Staaten den Ständen zusteht, gar nicht 
erwähnt ist. • 

Das Motiv, welches den Verfasser geleitet' hat, be- 
ruht in Ansehung der ersteren, nämlich der Organe für 
die Verwaltung des Gemeindehaushaltes, in der zweifa- 
chen Thatsache, nämlich, dafs ungeachtet des angedeu- 
teten Verhältnisses, diese Verwaltung dennoch nur als 
Privatsache von Korporationen betrachtet werden kann, 
über welche dem Staate nur ein Oberaufsichtsrecht zu- 
steht, für dessen Realisirung die allgemeineren Formen 
bei dem Departement des Innern angezeigt sind; sodann 
aber auch, dafs die Verhältnisse der Gemeinden bis jezt 
nur in einer sehr kleinen Anzahl von Staaten geordnet -• 
sind, defshalb nur eine Anzeige von dem, was in diesen 
besteht, nicht aber eine Darlegung verglichener Resultate 
thunlich hätte seyn können , die allein nur von allgemei- 
nerm Interesse ist. 

Anders ist zwar da, wo den Ständen ein Antheil an 
* der Verwaltung zusteht, das Verhältnifs in Ansehung ihrer 
Organe, die vollkommen ausgebiidet sind. In der Regel, 
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von welcher nur ftir Gegenstände, die mehr als Korpora- 
tionssache zu betrachten sind , hin und wieder eine Aus- 
nahme statt findet, ist dieser Antheil an der Verwaltung 
auf jene der direkten Steuern und des Schuldenwesens be- 
schränkt, welche die gesammte Landschaft durch Kolle- 
gien oder Deputationen aus ihrer Mitte gewählt, realisirt, 
für welche in Absicht auf* Bildung , Geschäftsbehandlung 
und Formen, die nämlichen Einrichtungen wie bei den 
übrigen Behörden statt finden. Die Verhältnisse in Bezie- 
hung auf die Auswahl der Mitglieder dieser Behörden 
aber, jene in Betreff ihrer Rechte und Befugnisse gegen- 
über den Staatsverwaltungsbehörden, überhaupt ihrer 
Stellung in dem Organismus, noch mehr jene, die in Ab- 
sicht auf die Bildung und auf die Rechte der ständischen 
Korporationen, als solche statt finden ; gehören in das 
Staatsrecht eines jeden Staates, wefshalb auch der Ver- 
fasser in den Darstellungen des Organismus in den einzel- 
nen Staaten sich lediglich auf die Anzeige ihres Daseyns 
beschränkt hat. 

Überhaupt bedingt eine vollständige Einsicht in die 
Elemente der Organisation eines Staates, und in die Motive, 
aus welchen dieselbe so und nicht anders gebildet ist, die 
Kenntnifs des Staatsrechtes, der Geschichte und der Stati- 
stik desselben , deren Studium mit der ersteren Hand in 
Hand gehen mufs, weil die Theorie, selbst dann, wann 
dieselbe vollständiger ausgebildet seyn wird, zjwar die 
Grundsätze lehrt, nach welchen die Elemente einer Or- 
ganisation geordnet seyn müssen, die Art ihrer Anwen- 
dung in konkreten Fällen aber, nur aus den angezeigten 
(Quellen erläutert und verstanden werden kann. 

Unter diesen eben erwähnten Wissenschaften ist be- 
sonders das Studium und eine zweckmäfsige Bearbeitung 
der Statistik in so fern von gröfserer Wichtigkeit, als durch 
dieselbe nicht nur eine allgemeine Kenntnifs der Verhält- 
nisse, die in einem gegebenen Staate überhaupt statt finden, 
sondern insbesondere auch eine solche von den Quellen 
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des Staatseinkommens , die wirklich vorhanden sind, oder 
eröffnet werden können, überhaupt der Staatskräfte und 
aller Verhältnisse beschafft wird, die auf ihre Benutzung 
von Einflufs seyn können. 

Wie sehr auch in neueren Zeiten das Feld dieser 
Wissenschaft durch lleifsige und umsichtige Bearbeitung 
erweitert, und wie grofs auch die durch diese Erweite- 
rung und Bearbeitung gewonnene Ausbeute ist, so ist den- 
noch die Anzahl von Werken gering, in welchen das 
gesammelte Material fiir den (im §. 85 angezeigten) 
Zweck der Begründung des Staatshaushaltes in einem 
gegebenen Staate verarbeitet ist, und noch kleiner die 
Anzahl solcher Werke, welche sich mit der Theorie der 
finanziellen Statistik und mit einer Anleitung be- 
schäftigen, wie die gesammelten Materialien für den an- 
gezeigten Zweck zu bearbeiten und zu benutzen sind. 

Die praktische Wichtigkeit des Gegenstandes und 
der Wunsch zur Auslüllung der eben berührten, im Ge- 
schäftsieben oft fühlbaren Lücke beizutragen, haben den 
Verfasser zu dem Versuch einer solchen Anleitung ver- 
anlafst, welche derselbe im Laufe dieses Jahres, und 
mit derselben die Aufgabe zu vollenden hofft, welche 
derselbe bei der Bearbeitung des gegenwärtigen Werkes, 
dessen vierten Theil dieser Versuch bilden wird, sich 
vorgesezt hat. « . 4 




H-eidelberg, im März 1823. 
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INHALT. 


EINLEITUNG. 

k 

Ül»er die Hauptgrundlagen einer jeden Organisation ; die 
verschiedenen Systeme für die Territorial - und Ge- 
. schäAseintheilung ; über die Verhältnisse der Staatsdie- 

über jene der Stände zur Verwaltung I — VII. 


ner 


ERSTER ABSCHNITT. 

Organismus der Verwaltungsbehörden. 

Oberste Verwaltungsbehörden §. 1, 

(Allgemeine Skizze derselben ; insbesondere über die 
Verhältnisse des Kabinets). 

A. Ministerium, und Gescbäftskrei s der 

Ministerialdepartements, §. 2 — 10. 

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten ; der 
Justiz ; des Innern ; der Finanzen ; des Kriegswesens ; 
derJVIarine; der Polizei; Staatssekretariat. 

(Über die Bildungsform des Ministeriums, und die 
GeschäAsvertheilung in demselben). 

B. Stellung und Verhältnisse der Mini- 

ster, und innere Einrichtung der Mini- 
sterien i . $. 11 — lt>. 

(Über die Verantwortlichkeit der Minister. Über die ^ 
beste Methode für die innere Einrichtung derselb.) 

C. Kontrolb ehörden der Verwaltung §. 17 — 23. 

a) der Staatsrath §. 17 — 19. 

f>) die Staatskonlrole §. 20. u. 21. 

(Über die Nothwendigkeit und die Bildung der- 
selben). 

e ) Die Oberrcchnungskammer. . . . §. 22. u. 23. ' 

(Über die Attributionen und Stellung derselben). 

I). Organismus der Verwaltungsbehörden 
in dem Departement des Innern. 

Innere Einrichtung des Departements selbst $. 24. 

Besondere Behörden in demselben: 

1) für die kirchlichen und Unterrichtsangele- 
genheiten §.25. 

2) für das Sanitätswesen 5. 26. 

3) für das Land - , Strafsen - und Wasserbau- 
wesen $. 27. 

4) für das Postwesen §• 26. 

5) Übrige Verwaltungszweige und Behörden... $• 29. 

6) Mittelbehörden (Kreis- oder Provinzialbeh.) : 

ar) allgemeine , §. 30 — 32. 

(über das Institut der Landräthe) 

£) für die Polizeiverwaltung 5* 33. 

7) Bezirks - und Lokalbehörden §• 34. 


4 4 

■<ü 


3o . 


fj /V/ 

/• 




"/■ 

t:s . 

j:L 
'i:c- 
/3> • 


/j: . 


Digitized by Google 


I n h a 1 t. 


E. Organismus der Behörden in dem Fi- 
nanzdepartement. 

Innere Einrichtung des Departements selbst $. 35. 

(Über die verschiedenen Arten dieser Einrich- 
tung und die Schwierigkeiten derselben). 

Besondere Behörden in diesem Departement : 

1) für die Verwaltung des Forstwesens. . . . .... §• 36. 

(über die Organisation der Forslverwaltung) 

2) für die Bergwerks- und Salinenverwaltung. . §. 37. 

3) für die Verwaltung des Steuerwesens §. 38. 

4) für die Verwaltung des Schulden wesens §. 39. 

5) für die Verwaltung der Kassen §. 40. u. 41 . 

(Bemerkungen in Betreff derselben)^ 

6) Übrige Behörden in dem Finanzdeparlement §. 42. 

F. Mili tärver waltung . ♦ ♦ g. 43 — 45. 

ZWEITER ABSCHNITT. 
Darstellung des wirklichen Organismus der Verwal«- 


A>*. 


ro. 

Mü. 
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tungsf ehörden in einer Anzahl von Staaten. 

Einleitung und Andeutungen zur Vergleichung der Re- 
sultate der verschiedenen Systeme g. 46 — 46. 

Erste Abtheilung. Staaten mit dem Rcal- 
systeme, in Absicht aul“ Territorial - und Ge- 
schalbeinthcilung, und in Betreff der Geschäfts- 
behandlung , tlieils mit stre ngdurchgefiihrtem , 
theils mit modilizirtem Einheitssysteme. 

1) Frankreich $. 40. 


2 /). 


U<L 


2) Königreich der INiederlande 


3) »» Freufsen 


4) »» Baicrn 


5) » » Würtemberg 


6) Grofsh erzogt hum Baden 


7) »»» Hessen 



8) Kurfürstenthum Hessen §. 56. «) 6) JjJj 

9) Herzogthum“INassau §. 

10) Rufsland §. 

Zweite Abtheilung. Staaten mit dem reinen, 
oder mehr oder weniger modifizirten Provirt- 
zia Isys te m e. 

1) Ostreich g. 


57. 

58. 


59. 


3/> 




2) Königreich Sachsen 

§. 60. 

•ff;. 

o) »» Hannover 

$. 61. 


4) Grofsherzogthum Weimar 

§. 62. 


5) Grofsherzogthum Mecklenburg- Schwerin . . 

g. 63. 

JjU. 

6) Königreich Dänemark . . 

§. <*. 


7) »» Schweden 

§. 65. 


8) ■ »» Grofsbritannien 

66. 





' 6J 


Allgemeine Andeutungen in Betreff der übrigen 
nicht besonders dargcstellten , insbesondere 
auch der italienischen Staaten (Kcnigr. hei- 
d e r S i z i 1 i e n , Sardinien, Toskana, 
Kirchenstaat), und über den Organismus - 
des osmannischen Reichs §. 


67. 
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der inneren 

Staa tsverwaltung. 


Erster Theil. 


Darstellung des Organismus der Behörden für dieselbe. 
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I. 

D er Beweggrund , der die Menschen bestimmt, mit Entsagung 
ihrer natürlichen Freiheit in eine Vereinigung zu treten , die sie 
einer äufsem Gewalt unterwirft, ist das Verlangen nach Sicher- 
heit für die Erreichung ihrer rechtlichen Zwecke, die theils 
wegen ihrer Mannichfaltigkeit, theils weil sie bei einer grofsen An- 
zahl von Menschen die nämlichen sind j so lange nicht als voll- 
kommen begründet erachtet werden kann, als der unbedingte und 
unbeschränkte Gebrauch des eigenen Rechtes der Willkür eines 
jeden Einzelnen überlassen ist. Defshalb, und zur Beschrän- 
kung dieser Willkür, in so weit der Gebrauch des eigenen Rech- 
tes die Rechte Anderer gefährden kann, überträgt oder aner- 
kennt die Gesellschaft einer höchsten Gewalt das Recht und die 
durch dieses bedingte Pflicht, zur Handhabung dieser Sicherheit, 
überhaupt zur Handhabung der Herrschaft des Rechtsgesetzes 
durch aufsere Macht, — Staat; Staatsgewalt, — welche 
Macht, den Staat in der Idee betrachtet; physisch und rechtlich 
befugt ist, unbedingt zü gebieteri, wie das Rechtsgesetz, in 
dessen Namen sie gebietet; bei dem Staate in der "Wirklichkeit 
aber nur in so fern, als die Gesetze, die sie in Vollziehung 
sezt, beziehungsweise gerechtfertigt werden können. (*) 


1) Zachariä, Vierzig Bücher vom Staate. Stuttgart und Tiihiri- 
gen in der Co(tai 9 chen Buchhand!. 1820. 1. Bd. S. 24. 86. 111. ldh 
Ancillon über die Staatswissenschaft. Berlin 1820. 

1 
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Im Wesentlichen sind alle Staaten sich gleich, in so fern 
nämlich, als das Wesen des Staates eine„Macht mit dem Recht 
zum Zwang in Beziehung auf die Vollziehung der Gesetze vor— 
aussezt, welcher die korrespondirende Pflicht zum Gehorsam 
von Seiten der Staatsangehörigen gegenübersteht; — Staa ts- 
recht, ( 4 ) — - beides nach Formen in und unter welchen die 
höchste Gewalt sich bewegt, — Staats Verfassung, — oder 
die Art, wie der Urständ der Staatsgewalt in der Erfahrung be- 
stimmt ist. ( * 1 2 ) Von beiden ist die Staatsregierungskunst 
verschieden, die in der geordneten Anzeige aller Geschäfte für 
die Erreichung der Staatszwecke und in der auf Theorie und 
Erfahrung gegründeten Angabe der Mittel besteht, wie diese Ge- 
schäfte am zweckmäfsigsten geführt werden können, deren wirk- 
liche Anwendung nach gegebenen Normen und Formen, Gegen- 
stand der Staatsverwaltung ist , die von der Staatsverfas- 
sunü wie die Handlung \*on dem Handelnden sich unter— 
scheidet. ( 3 ) ~ 

• • , ]T r r - . 

• ~ ti ■ • . . , . . » * 1 1 • i * * . • 

• | ( i 

Keine Vereinigung für bestimmte Zwecke , mithin kein 
Staat, kann ohne Verwaltung, keine Verwaltung ohne Formen 
jn und durch welche ihre Wirksamkeit sich äufsert, gedacht wer- 
den, deren Bildung aber mehr oder weniger das Gepräge der Zeit 
in welcher und der Verhältnisse unter welchen sie entstanden 
sind, an sich tragen. Im Allgemeinen kann die Eintheilung der 
Staatsgewalt in die gesetzgebende , die richterliche, und in die 
vollziehende Gewalt, als die Grundlage betrachtet werden, auf 

) * l • ? • # »4 

• » 

1) Zachariä 1. c. S, 142. 

2) Ebendas. S. 114. Man unterscheidet zwischen der Bchcrr- 
vschungs • und Reg i er ungsform, da hei der Verfassung theiis 

von dem Hechte, theiis von der Ausübung der Staatsgewalt die Hede ist. 

3) Ebendas. S. 115. ,,In der engeren Bedeutung bezeichnet Staats- 
verwaltung oder Regierung die Ausübung der vollziehenden Gewalt, so - 
dafs die Staatsverwaltung der Gesetzgebung und der Gerecht igkeitspllege 
enlgegengesezt wird. Denn nur durch die vollziehende Gewalt greift 
der Staat unmittelbar in die wirkliche Welt ein, anstatt dafs die Gesetz- 
gebung und Rechtspflege nur wissenschaftliche Arbeiten sind.* 4 

Schloczer allgem Staatsrecht etc. S. 15. « 

* i 
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rrelcher diese Bildung beruhet, obgleich mit Modifikationen in 
ihrer Ausführung in den einzelnen Staaten, die zum Theil in 
der Geschichte derselben ihren Grund haben. 

« r • . 

« • • ' i 

„Ein jeder Staat, wie derselbe auch eingerichtet seyn mag, 
kann, wenn auch nicht immer als ein organischer, doch 
als ein organisirter Körper betrachtet werden. .Die Ver- 
fassung desselben ist organisch vollkommen , wenn das 
Leben, d. h. die zweckmafsige Thatigkeit des gesammten Staats- 
Vereins, durch das Leben der einzelnen Staatsbürger und Staats- 
beamten, das Leben der Theile durch das Leben des Ganzen be- 
dingt ist. Sie ist mechanisch vollkommen, wenn in dem 
Staate eine einzige einfache und unbeschränkte Kraft besteht, 
welche das Ganze (die Regierung und das Volk) in Bewegung 
sezt, und wenn dieses Ganze durch diese Kraft leicht, und auf 
eine, der Richtung der Kraft genau entsprechende Weise, in Be- 
wegung gesezt werden kaum Mechanisch vollkommen 
ist dagegen eine Regierungs form, wenn der öffentlichen 
Stellen verhältnifsmäfsig nur wenige sind, wenn die Geschäfte 
von einzelnen Menschen (und nicht gesammtheitlich) besorgt 
werden, wenn ein jeder einzelne Beamte in seinem Wirkungs- 
kreise, die gesammte Staatsgewalt und unmittelbar unter dem 
Fürsten oder der obersten Staatsbehörde zu verwalten hat, wenn 
gleichwohl alle wichtigeren Angelegenheiten dem Fürsten oder 
dessen unmittelbaren Stellvertretern Vorbehalten sind, wenn das 
Gesetz einem jeden Beamten, das was er zu thun oder zu lassen 
hat, bestimmt vorzeichnet, wenn gleichwohl die bestehende 
Ordnung in jedem Augenblicke von dem Fürsten abgeändert wer- 
den kann, wenn jedes Amt nur ein jederzeit widerruflicher Auf- 
trag ist.“ ( l ) ' * . ' 

» * 

Hieraus, so wie überhaupt aus der Erfahrung, ergeben sich 

für die Einrichtung des Verw'altungsorganismus eines jeden 
Staates Postulate, die sich wechselseitig bedingen, sowie die 
Güte einer jeden Organisation in dem Maafse, als dieselben 
mehr oder weniger beachtet sind , mehr oder minder zweckmä- 
ßig erachtet werden kann. Es sind nachstehende: 


1 ) Z a c Ii a r i ä I. c. S. 23?. 234. 
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1) Trennung der verschi edenen Hauptzweige der 
Verwaltung., nach Maafsgabe der » Verschiedenheit ihrer 
Hauptbeziehungen, insbesondere der Justiz, in welcher die 
Form wesentlich ist, von der Verwaltung im engem Sinne 
des Wortes, in welcher die Formen hur Nebensache sind; 
- und in dieser, derRegiminal- von der FinanzVeiwältung; (*) 
sodann beziehungsweise Zentral isirung" der' 'Häuptzweige 
' zur Sicherstellung der Einheit in der Anordnung und' in 
der Leitung der Vollziehung. * * 

- 2) Richtige Ordnung un d Untero-tdiVung ’ der B e- 
li örden überhaupt, und jener für jede/i Verwaltungszweig 
• insbesondere, damit dieselben durch alle Stufen in dem Or- 
ganismus, einfach aber treffend in einander* greifen und auf 
eine einfache Art in dem obersten Zentral punkte zusammen— 
laufen, weil nur hierdurch die Wirksamkeit deT Aktion der 
Regierung gesichert seyn kann. /!:.»>„ • • 

3) Scharfe Trennung und Bestimmung der Attri- 
but i o n e n einer jeden der verschiedenen Behörden ; und 


in so weit als ohne Gefährdung der Einheit rind Übersicht 
■ in der Verwaltung tiiunlich, •'*»!.*■ 

4) möglichate Erweiterung derselben und' • der 
• selbstständigen Wirksamkeit sowohl der Zen— 




1) ,, fn der Trennung der verschiedenen Geschäftszweige , die in 
grofsen Staaten unvermeidlich wird, Hegt ein grofser Vorzug ihrer 
Verwaltung.^ Für ein jedes Geschäft , das eine eigene Bildung erfordert, 
sind besondere Behörden vorhanden. Jeder, der sich dem Dienst wid- 
men will, kann das Fach wühlen, das seinen Neigungen und FaJiigkei* 
.ton entspricht, und für jedes Fach hat inan die Wahl unter Vielen, die 
angestellt zu werden wünschen. Je weiter aber diese Verkeilung der 
Geschäfte getrieben wird, desto merklicher auch werden ihre nachtei- 
ligen Folgen. Jede Sache wird aus einseitigen Gesichtspunkten angese- 
hen , und der Eifer für dieselbe nimmt keine Rücksicht auf die mögli- 
chen ISaehtheile, die für andere Angelegenheiten daraus entstehen. — 
Das einzige Mittel dagegen , und für die Gewinnung von Einheit und 
Übereinstimmung in den Verwaitungsanordnungen , ist in der Zcntra- 
. lisirung der Geschäfte in wenige Hunde — Minister. — Die Verkei- 
lung kann geschehen nach Provinzen, oder nach Realdepartements; das 
leztere, die vorzüglichere, durch die grössere Einheit in der Verwaltung 
einzelner Zweige u. s. w. u Rehberg, über die Verwaltung teutscher 
Länder, S. 12ö. 
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. tralstellen fiir einzelne Verwaltungszweige, als auch der 
Mittelbehörden, wo dergleichen vorhanden sind, so dafs 
diese selbstständigen Befugnisse mit der Höhe der Stufe 
auf welche eine Behörde gestellt ist, si$h erweitern; das 
erstere, (die Trennung) zur Vermeidung von Kollisionen, 
durch welche jedesmal die Sache selbst gefährdet wird ; 
das leztere,' damit jede Behörde in dem ihr gezogenen 
Wirkungskreise in das Leben der Verwaltung eingreifen 
könne, und die Verwaltung nicht in Maschinerie ausarte; 
beides, weil sonst eine reelle Responsabilität nicht denk- 
bar ist. 

• . • 

5) Beschränkung der Behörden und des Personals 
auf den wohlberechneten Bedarf, um den , Gang 
der Verwaltung nicht durch Überladung und Komplizirung 
ihres Mechanismus zu hemmen: endlich 

1 i 

6) Vereinfachung der Formen zur Bewirkung und Si- 
cherung eines einfachem und dadurch regelmafsigern Ge- 
schäftsbetriebes, und zur Verhütung des Vielregiere ns y. das 
durch Häufung der Behörden und Formen, so wie durch 
diese das erstere , veranlalst w'ird. 

Hl. 

i 

Es sind vorzüglich zwei Systeme, die bei einer jeden Orga- 
nisation zur Grundlage dienen, nämlich: das Provinzial— 
system, in welchem eine jede Provinz mit besonderen Ein- 
richtungen und Behörden, nicht selten mit einer 
besondern Verfassung und besonderen Gesetzen, 
ein fiir sich abgeschlossenes Ganzes bildet, der Staat selbst 
mehr als ein Aggregat koordonirter Theile erscheint, in .deren 
jedem die Verwaltung nach anderen Normen und Formen wirk- 
sam ist; sodann das Realsystem, in welchem für den gan- 
zen Staat, und fiir alle Theile desselben, eine gleiche und 
nämliche Verfassung statt findet, die Verwaltung 
aber nach Normen, die f ii r den ganzen Staat die 
nämlichen sind, und durcli Behörden, deren orga- 
nische Einrichtungen in allen T heilen eines 
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Staates eine vollkommen u nif orme Bildun g ha- 
ben, geführt wird. (*) 

Das erstere dieser Systeme , bis zum Ende des verflosse- 
nen Jahrhunderts das allgemeinere , ist in der Geschichte der 
Staaten selbst gegründet , die ihren gegenwärtigen Umfang und 
Länderbestand durch successiven Anfall und die Erwerbung von 
Provinzen und kleinen Staaten gewonnen haben, denen theils 
durch Verträge oder die Bedingungen der Erwerbung ihre be— 
sondere Verfassung und Verwaltung zugesichert , oder auch le- 
diglich aus schonender Rücksicht auf die Gewöhnung an lang- 
bestandene Verhältnisse , überhaupt aus Ursachen, die dem In- 
teresse der Verwaltung fremd sind, erhalten worden ist. 

Das erstere dieser beiden Systeme findet gegenwärtig nur 
noch in einer kleinen Anzahl von Staaten statt ; selbst aber in 
diesen, hat die mit der Zeit herbeigeführte Veränderung so man- 
cher Verhältnisse zum theilweisen Übergang in das Real- 
system, wenigstens in der Beziehung genöthigt, dafs die Ver- 
waltung einzelner Zweige zentralisirt worden ist. 

Werden die Gründe, die für und gegen ein jedes dieser 
beiden Systeme geltend gemacht werden, unbefangen/, und biofs 
in Hinsicht auf das Interesse der Verwaltung , gegen einander 
abgewogen , die gröfsere Einheit und Einfachheit des Verwal- 
tungsorganismus , der hierdurch mögliche einfachere, raschere 
und zugleich eingreifendere Geschäftsbetrieb in dem Real sy- 
st eine, auf der andern Seite aber die Inkonvenienzen berück- 
sichtigt, die schon aus der ungleichen Gröfse der verschiedenen 
' Provinzen erwachsen , die nothwendige Vervielfältigung der 
Behörden und die hierdurch unvermeidliche gröfsere Komplika- 
tion in der Verwaltung, endlich der in diesem System unver- 
meidlich gröfsere Personal— und Geldaufwand, dann möchte, 
wie es scheint, das Neigen der Wagschale für das Realsystem 


1) Dieses karakleristische Merkmal des Unterschiedes zwischen 
dem Provinzial- und Realsystem ist seihst in den Ständevcrsammlun- 
gen nicht gehörig beachtet, und nicht selten ein jedes System, in wel- 
chem das Staatsgebiet in Verwaltungsbezirke gclheilt i9t, .als Provin- 
/ialsystem bezeichnet worden , von welchem jenes z. B. in YVürtcmberg, 
Baiern etc. wesentlich verschieden ist. 
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und für die Eintheilung in geographisch gebildete Verwaltungs- 
bezirke nicht zweifelhaft seyn können. (‘) 

IV. ' 

Eine gleiche Verschiedenheit von Ansichten herrscht auch * 
in Ansehung der Bildung der Verwaltungsbehörden und 
der Geschäftsbehandlung bei denselben, für welche eben- 
falls zwei einander entgegengesezte Systeme statt finden, näm- 
lich das Kollegialsystem und das Einheits— oder Bü— 
reausystem, in welchem leztern auf einer jeden Stufe in dem 
Organismus der Verwaltung jedesmal nur Ein Beamter mit der 
Anordnung und. Vollziehung beauftragt und ftir beides verant-. 
wörtlich ist. — „ Dafs in Kollegien die Sache Aller gemeinig- 

lich Niemandes Sache ist; dafs unbedeutende Gegenstände aul 
Unkosten der wichtigeren, mit unverhältnifsmäfsiger Wichtigkeit 
und mit einem unnütz, deshalb zwecklos verschwendeten Auf— 
wände an Kraft und Zeit behandelt werden; dafs durch die An- 
zahl und Mannichfaltigkeit der Geschäfte, die zum Vortrage ge— 


« i / 

1) Gründe für das Provinzialsystem in Beb borg über die Staats- 
verwalt. teutscher Staaten. Hannover 1807. S. 26 folg. Theils be- 
ruhen dieselben auf IVcb.enrücksichtcn, die bei Erörterung und Entschei- 
dung der Frage wohl kein Gewicht bilden können , theils aber wird 
selbst ein geräumt : r dafs es leichter Begieren scy; wenn mit einem 
Druck von oben htrob alle Fäden der Verwaltung durch den ganzen 
Staat gleichförmig angezogen werden können — dafs die allgemeine 
Lberficbt der Bedürfnisse, die Beurtheilung der Mittel, die zu Gebot 
stcheii , leichter scy u — endlich zugestanden, „dafs die Bedürfnisse 
und Ereignisse der Zeit das Provinzialsystem verdrängen möchten u je- 
doch die Ansicht geäulsert: „dafs dieses besser der Zeit zu überlassen 
sey. 4i . (?) — Bei der Frage, die zur Begründung dieser Ansicht aufge- 
worfe» w'ird : „ob defswegen auch alles besser ausgeführt werde, 

wenn.iur das Mechanische der Verwaltung in Übereinstimmung gesezt 
ist, als wenn die ganze Sinnesart der Unter ihanen mitwirkt ? a — scheint 
dasjenige, was der Mechanismus der Verwaltung leisten soll , von dem- 
jenigen, was nur durch den Geist und durch die Maximen der Ilegic- 
rung eiwirkt werden kann, nicht hinlänglich unterschieden, über- 
haupt a>cr nicht denkbar zu seyn, dal’s die Untertiianen einen Mecha- 
nismus , der die eben erwähnten Vortheile gewährt , nicht jedem an- 
dern voiziehcn sollten. 


Digltized by Google 


8 


bracht werden müssen, während welchem die Thätigkeit aller 
Mitglieder aulser jener des Referenten in der That ruhet, die Auf- 
merksamkeit ermüdet, für die wichtigeren Gegenstände geschwächt, 
hierdurch aber die Gründlichkeit ihrer Bearbeitung gefährdet 
werde , überhaupt Mangel an zweckmafsiger Erörterung der Ge- 
schäfte, an Einheit in der Anordnung und an Energie in der Aus- 
führung; schleppender Geschäftsgang, Ertödtung des Geistes 
durch den Schlendrian und Pedantismus, der in Kollegien so 
leicht sich einschleicht; endlich Mangel an wirklicher Ver- 
antwortlichkeit“ — sind die Schattenseiten in dem Kollegial— 
Systeme, welchen die Gelegenheit zu einer vielseitigem reifem 
Erörterung der Geschäfte, und die in dem Systeme liegende 
No th wendigkeit e*ner solchen; eine angeblich strengere Kontrole 
der Geschäftsthätigkeit der einzelnen Arbeiter, Beschränkung 
ihrer Willkür und gröfsere Garantie hinsichtlich $uf ihr gewis- 
senhaftes Handeln und für die Integrität derselben ; sodann, dafs 
durch das Konzentriren der Geschäfte in Kollegien, Milsgriffe, 
Widersprüche, Kollisionen leichter vermieden, feste Normen in 
Absicht auf Grundsätze und Behandlung leichter gebildet werden, 
— als Vorzüge desselben gegenübergestellt und als Motive für 
die Vorzüglichkeit des Kollegialsystems geltend gemacht wer- 
den. (*) — 

Gröfsere Einheit in der Anordnung von Verwaltungsmaafs- 
Tegeln , gröfsere Energie und Konsequenz in ihrer Vollziehung, 
ein näherer Kontakt unter den Beamten eines jeden besondern 
Verwaltungszweiges, ein direkteres Einwirken eines jeden von 
diesen auf die Geschäfte, und eine reelle Verantwortlichkeit, 
weil der Beamte, dem die Führung der Geschäfte übertragen ist,' 
die Sache und die Form vertreten mufs, — sind die Vorzüge, 
die als karakteristische und empfehlende Eigenthiimlichleiten 
des Einheitssystems lierausgehoben, dem aber die leichtere Mög- 
lichkeit einer oberflächlichen Behandlung der Geschäfte, dafs 
Mifsgriffe und falsche Ansichten, wo dergleichen verfolgt verden, 
nicht so leicht entdeckt, wenigstens leichter als in dem Kollegial— 
system thunlich sey, versteckt werden können; dafs derSuccelk 
der Geschäftsführung zu sehr von der Persönlichkeit der einzeln 
Stehenden Beamten abhängig ist , und defshalb ftuch leiclter ge-; 

u * n 

1} Rehberg L c. S. 8, 51—63, 58—60. 
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fährdet werden könne; endlich, die gröfsere Willkür, die den 
höher stehenden Beamten nothw endig eingeräumt , bei jenen auf 
den unteren Stufen in dem Verwaltungsorganismus aber thunlich 
ist, und die Möglichkeit ihres Mifsbrauches zum Nachtheil der 
Geschäfte und der Unterthanen , — • als überwiegende Nachtheile 
gegen iibergestellt werden. 

Die Frage : welches von beiden Systemen in Absicht auf die 
Behandlung der Geschäfte das Vorzüglichere sey? - — dürfte, in 
so fern dieselbe als allgemeines Problem aufgeworfen wird , am 
Sachgemäßsten dahin zu beantworten seyn, dafs alles, was in 
das Gebiet der Gesetzgebung gehört, Gegenstände, bei denen wi- 
derstreitende Interessen ausgeglichen werden müssen , und defs— 
halb eine vielseitigere Prüfung und Diskussion erfordern ; solche, 
die eine Vereinigung besonderer wissenschaftlicher und technischer 
Kenntnisse und Erfahrungen erfordern , am zweckmafsigsten 
dufch Kollegien behandelt werden ; dafs dagegen alle Geschäfte, 
bei denen es sich mehr und vorzüglich um die Anwendung und 
Vollziehung bestehender Normen oder ertheilter Vorschriften, 
Uifi Leitung oder Aufsicht iiandeit, überhaupt die vollziehende 
Verwaltung, besser der Thätigkeit und Verantwortlichkeit eines 
Beamten übertragen wird, der eben dadurch, dafs er für seine 
Geschäftsführung und Geschäftstätigkeit, für Sache und Form, 
allein verantwortlich ist, eine gröfsere Garantie für beides gibt, 
als ein Kollegium nach der Natur der Sache ueben kann. 

Lberhaupt dürften, wie es scheint, bei der Abwägung der 
Gründe, die für und gegen ein jedes der beiden Systeme einan- 
der gegenübergestellt werden , zwei Thatsachen eine vorzügliche 
Beachtung verdienen; die eine nämlich: dals, wo es sich um 

die Entwertung von Planen handelt, deren Güte dadurch, 
dafs sie gleichsam aus einem Gufs hervorgehen , bedingt ist, und 
um ihre konsequente Ausführung, die nur durch die 
Energie eines ungeteilten Willens thunlicli ist, von der gemein- 
schaftlichen Arbeit eines Kollegiums Gedeihliches nicht zu erwar- 
ten ist; — die andere: dafs bei "der Kollegialverlässung eine 
reelle Verantwortlichkeit nicht statt findet, und auch defshalh 
nicht statt finden kann, weil ein Kollegium dasjenige, was unter 
seiner Firma geschehen ist, jederzeit als Korps vertritt, und ge- 
wissennaafsen vertreten muTs, überhaupt auch, weil eine iden- 
tische Mehrheit unternehmen kann, was der einzelne Beamte, 
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der fik Sache und Form verantwortlich ist, niemals wagen darf. 
An diese in der Erfahrung beruhenden beiden Thatsachen reihet 
eine dritte sich an, nämlich: dafs ein zweckmäßig eingerich— 

# ' o o 

teter Organismus in dem Einheitssystem, eine geringere Anzahl 
von Beamten, und defshalb einen mindern Aufwand als das 
Kollegialsystem erfordert, was in Hinsicht auf die finanziellen 
Verhältnisse aller Staaten Beachtung zu verdienen scheint. (* *) 
Unter den Gründen, die gegen das Einheitssystem geltend 
gemacht werden , wird auf den angeblichen Mangel einer gründ- 
lichen Erörterung der Geschäfte, sodann darauf ein vorzügliches 
Gewicht gelegt, dafs dem einzeln stehenden Beamten ein zu gro— 
fser und zu willkürlicher Einflufs auf die Geschäfte eingeräumt 
sey. — Dieser überwiegende Einflufs findet aber auch bei der 
kollegialen Behandlung statt, weil nur der Referent die Sache, 
die zum Vortrag gebracht ist, vollständig kennt, die übrigen 
Mitglieder des Kollegiums nur in so lern, als der Vortrag er- 
schöpfend und in dem Maafse, als derselbe gestellt ist ^ von der- 
selben Kenntnifs erhalten, die bei der Menge der Geschäfte , die 
in den Sitzungen erledigt weiden müssen , nur selten erschöpfend 
seyn kann. 


1) Über dic^e Verschiedenheit des Aufwandes in jedem der beiden 
Systeme hat Benzenberg in seinem .Werke über Prcufscns Geld- 
baushalt, Leipzig 1820, eine Berechnung und Vergleichung aufgeslelil, 

• die als Resultat ergibt, dafs der Aufwand für die ehemalige Präfektur- 
vcrwaltung in den nunmehr Preufs. Rheinprovinzen 2 gr. 5 pf. oder 
11 Xr. auf den Hopf betragen bat, die Dikastcrialverwaltung aber (die 
Besoldung des Regierungspersonals und der Landrälhe) 7 Gr. 4 PC 
oder circa 32 Xi*. auf den Hopf auswirft. — Zufolge des bekannt ge- 
machten Budgets für den Preufs. Staat betragen die Besoldungen für 
sümmt liehe Regierungen 2500000 Thaler, was bei einer Population 
>on 10700470 Seelen 5^- Gr. auf den Hopf auswirft, wogegen der 
Aufwand in der Präfckturvcrwaltung, wenn für die Gröfsc eines De- 
partements 350000 Seelen als Mittelzahl angenommen werden, derselbe 
nicht ganz 4 Gr. beträgt, und, wie das Beispiel des vormaligen Hö- * 
nigrcichs Westphalcn , in welchem dieser Aufwand nur 32 Cent oder 
circa 9 Xr. betragen hat, beweiset, einer bedeutenden Verminderung 
fällig ist. Der Grund dieses Minderaufwandes beruht vorzüglich in 
deni geringem Personal , das , wie sich durch eine Vergleichung 
nachwcisen läfst. nur die Hälfte von dem in der Dikastcrialverwaltung 
vorhandenen erfordert. * 
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In mehreren Staaten besteht eine Kombination beider Sy-* 
Sterne in der Art, dafs für die’ oberen und leitenden Behörden 
das Einheitssystem , für die Mittelbehörden aber das Kollegial— 
System in Anwendung ist, zum Theii mit Modifikationen, durch 
welche eine Übertragung derVoreüge des erstem auf das leztere 
bezweckt , schwerlich aber erreicht ist. 


V. 

• • 

Unabhängig von den Fragen über die Vorzüge des Real— 
Systems vor dem Provinzialsysteme, und der Methode für die Bil- 
dung der Behörden und die Geschäftsbehandlung, bietet sich noch 
eine dar, die für den Erfolg der Verwaltung von nicht geringerm 
Interesse ist, nämlich: über die Zentralisirung der Geschäfte in 
einige wenige Zentralkollegien, die unmittelbar, und ohne Mit— 
telbehörden, mit den Elementarbeamten in Verbindung stehen. 

Es sind vorzüglich drei Ansichten und Gründe , durch wel- 
che die Vorzüglichkeit solcher Zentralkollegien erwiesen werden 
soll. Von diesen führt aber der erste, nämlich: dafs durch ein 

solches Kollegium die Vollziehung der Gesetze und Anordnun— 

• . ° ° 

gen schleuniger und gleichförmiger bewirkt werden könne, als 
dies durch mehrere und zerstreute Behörden thunlich sey, — in 
lezter Analyse auf den Beweis der Vorzüglichkeit des Einheits- 
systems, welches diese Vortheile in noch gröfserem Maafse und 
in einem Grade gewährt, der auch durch solche Zentralkollegien 
niemals zu erreichen ist. Zugleich dürfte dabei nicht zu überse- 
hen seyn, dals die allerdings nothwendige Gleichförmigkeit nicht 
sowohl darin, dafs maschinenartig alles auf die nämliche Weise 
geschieht, als vielmehr darin besteht, dafs allenthalben dem 
Sinne und Geiste der Vorschriften und Anordnungen gemäfs ge- 
handelt werde. Bei einer unbefangenen Prüfung möchte aber 

. . ° 

der Beweis, dafs Mittelbehörden diesen Sinn und Geist der An- 
ordnungen nicht eben so richtig au£fa»sen und festhalten können, 
als die in jeder Beziehung tiefer stehenden Elementarbeamten, 
eben so schwer zu führen seyn, als auf der andern Seite kaum 
mifskannt werden können, dafs diese Gleichförmigkeit dann 
leichter zu erreichen und sicher zu stellen ist, wenn Mittelbc- 
hörden, die den unteren näher gestellt sind, über die Vollzie- 
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hung wachen , und eben defshalb , weil sie den lezteren naher 
sind, etwaige Milsgriffe leichter wahrnehmen und verbessern 
können , von welchen die entfernteren Zentralkollegien, meistens 
erst durch den mifslungenen Erfolg, Kenntnifs erhalten. Wird 
ferner berücksichtigt r dafs in sehr vielen Fällen der Erfolg von 
Anordnungen von der Art ihrer Vollziehung, diese aber von 
genauer Lokal— und Personalkenntnifs abhängig ist, dafs die ent- 
fernteren Zentralkollegien diese nicht in dem Maafse, wie die 
den Personen und Sachen näher stehenden Mittel behörden besi- 
tzen können , dafs sie in Ansehung von beidem , von den nicht 
seiten einseitigen Ansichten, wohl auch besonderen Absichten 
der Bezirks — und Lokalbeamten abhängig sind, und ohne Mittel 
zur, Aufklärung und Prüfung; endlich der Mangel an Mitteln zu 
einer direkteren Aufsicht auf diese Beamten und zu einer Kon— 
trole ihrer Geschäftsführung; — dann dürfte die Unhaltbarkeit 
dieses ersten Grundes wohl kaum einem Zweifel unterliegen. 

Dem zweiten Grunde : dafs in solchen Zentralkollegien, , 
schon wegen ihrer starkem Besetzung, eine zweck mäfsi— 
gere Vertheilung der Geschäfte möglich sey, <— widerspricht 
die Erfahrung in allen Staaten , in welchen dieses System in An- 
wendung ist, in welchen, um den Nachtheilen, die gerade in 
dieser Beziehung von demselben unzertrennlich sind * und Stok— 
künden in der Geschäftsforderung zu begegnen, diese Kollegien 
in mehrere selbstständige Sektionen oder Departements auf- 
gelöst sind, wodurch aber der Zweck der Zentralisirung verfehlt 
und in der That nichts weiter als eine gröfsere Aufhäufung von 
Behörden in der Hauptstadt bewirkt wird , die in mehr als einer. 
Beziehung für die entfernteren Gegenden drückend ist. 

Allerdings gestattet eine grolse Anzahl von Mitgliedern in 
einem Kollegio eine gröfsere, detaillirte re Vertheilung der Ge- 
schäfte. Theils aher möchte die Frage: oh eine solche zu sehr 
in das Einzelne gehende Vertheilung wirklich vorteilhaft ist? 
zu den Problemen gehören, die abweichende Ansichten gestatten, 
theils nicht zu mifskennen seyn, dafs, selbst im Fall einer beja- 
henden Beantwortung, dieser Vortheil durch den Nachtheil 
einer oberflächlichem und langsamem Behandlung der Ge- 
schäfte , die bei ihrer Überhäufung unvermeidlich ist, überwogen, 
wird, ohne des überwiegenden Einflusses zu erwähnen, den ge- 
rade in zahlreich besezten Kollegien eipzelpe bditglieder sich> 
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leichter erwerben, als in solchen, die minder stark besezt sind, 
in welchen jedes einzelne Mitglied die Geschäfte und seine Kol- 
legen leichter übersieht, und hierdurch seine eigene Selbststän- 
digkeit besser bewahrt. "■ ' • • 

Dem dritten Grunde endlich: :dafs grofse ZentralkoÜegien , 
mehr geeignet sind, in schwierigen Fällen ihre Selbstständigkeit 
zu bewahren, als zerstreute, schwachbesezte Provinzialkolle— 
gien, — steht d i e Erfahrung als Thatsache entgegen* dafs die 
Anzahl der Mitglieder einer Behörde auf die moralische Kraft 
derselben im Allgemeinen ohne Einflufs ist , die leztere ^vielmehr 
mit der erstem in den meisten Fällen in einem inversen Verhält— 
nifs steht. . • ». i • > . .«•» ✓ - , • * . * >i 

In den Verhältnissen der Behörden zu ihren Untergebenen 
ist dieser Grund ohne alles Gewicht; in so fern aber unter dieser 
Selbstständigkeit eine gröfsere, Fähigkeit zur Opposition gegen 
die Anordnungen der obersten Behörden bezieh seyn sollte, 
würde dieselbe die wesentlichsten Grundsätze der Verwaltung 
und diese selbst gefährden , deren Erfolg durch strenge Unter- 
ordnung der Behörden in der bestehenden hierarchischen 1 Ord- 
nung bedingt ist. ■ ' - i . • . • * 

überhaupt ist es eine dureh die Erfahrung bestätigte That- 


sache, dafs in Staaten von mittlerer Gröfse dergleichen-Zentral— 
kollegien unzureichend sind, dafs denselben die Mittel zu der 

— * • ( • • * i i ». i 

erforderlichen direkten Einwirkung auf die unteren Jlehorden 
mangeln, endlich, dafs dieselben von zwei Klippen, nämlich : 
einer oberflächlichen Behandlung der Geschäfte , oder aber der 
Aufhäufung von Retardaten , der einen nicht entgehen , deren 
jede aber frir die Regierung und für die Staatsangehörigen in 
gleichem Maafse verderblich ist. Das Beispiel von Staaten , in 
welchen <lieses System in Anwendung ist, beweiset zugleich, 
dafs dasselbe auch in finanzieller Hinsicht keine Vollheile- ge— 
währt, der Verwaltungsaufwand, durch die Vervielfältigung der 
Bezirks— und Lokalbehörden und Beamten , wohl eher gestei- 


gert ist. 


Die Frage: über den Umfang des materiellen Geschaftskrei— 
ses der Mittelbehörden und über die geographische Gröfse der 
\ erwaltungsbezirke , kann nicht im Allgemeinen und nicht an- 
ders als mit Berücksichtigung der Einrichtungen, die in einem 
gegebenen Staate in Afoicht aul die Verwaltung überhaupt be— 
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stehen* sodann der lokalen und sonstigen Verhältnisse, beant- 
wortet werden. Eine Vergleichung der Gröfsen der Verwaltungs- 
bezirke in der Mehrzahl von Staaten , ergibt eine Population von 
3 bis 400000 Seelen als die gewöhnlichere, die auch im Allge- 
meinen -weder in Absicht auf. die Behörden, noch für die Ver- 
bindung der Unterthanen mit diesen, zu ausgedehnt scheint. ( f ) 
Durch zu kleine Bezirke', , wird der Aufwand an Personal und 
Geld über das Nothwendige gesteigert; durch zu £rofse Bezirke, 
das Interesse der Regierung und der Regierten in gleichem Grade 
gefährdet, ohne dafs irgend ein reeller Vortheil den Mehrauf- 
wand in dem erstem Falle, oder die oft nur scheinbare Vermin- 
derung desselben in dem leztern kompensirt. 



Die Regierung bedarf, um ihre Anordnungen ins Leben 
treten zu lassen', Organe oder Beamten, deren Auswahl,, weil 
sie die Seele des Amtes sind, so wie überhaupt die Ordnung 
ihrer Verhältnisse, für den Succefs der Verwaltung in mehr als 
einer Beziehung entscheidend . ist. , • 


1) Frankreich ist in 86 Departements gctheiU, von welchen nur 
6 mit weniger als 200000 Seelen, 16 mit mehr als 450000 Seelen, die 
übrigen im Durchschnitte von 300 bis 35QOUO Seelen. 

Spanien, 10600000 Seelen , in 52 Departements, Durchschnitt 
200000 Seelen für jedes. 

Das Königreich der Niederlande in 19 Gouvernements, unter 
welchen eins (Drenlhe) mit 46479 Seelen , 6 unter 200000 Seelen, 9 
von 200 bis 400000 Seelen , 4 über diese Anzahl. 

Preufsen, sonst 28, jezt 20 Regierungsbezirke (Kahinetsord. v. 
21. Dezbr. 1821.), darunter einer (Stralsund) mit 132831 Seelen, 9 von 
500000 Seelen und darüber, die übrigen zwischen 3 Und 400000 Seelen. 

Baiern, 8 Kreise, von 3p554ö bis 520738 Seelen. 

Wü r t ein b erg, 4 Kreise, von 318001 bis 363930 Seelen. 

Baden, 7 Kreise, von 94536 bis 240540 Seelen. 

Die Gröfsc der Gouvernements in Kufsland ist von 350 bis ' 
4500<X) Seelen männl. Geschlechts. 

In Hannover und Kurhessen ist durch die Herstellung eines 
gleicheren Gröfsenvcrhältnisses in den neuesten Organisationen ein 
bedeutender Schritt zur Vervollkommnung der Verwaltung geschehen. 
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Die Frage über das rechtliche Veyhaltnifs der Staatsdiener 
nun Staat , hat eben so häufig theoretische Erörterungen veran- 
lagt, als auch, besonders in neueren Zeiten, in den meisten 
Staaten die Gesetzgebung in Anspruch genommen ; jedoch ohne 
dafs aus den ersteTen übereinstimmende Grundsätze hervorgegan— 
gen sind, oder dafs in den lezteren, die Fragen die sich dar— 
stellen, nach gleichen Ansichten entschieden worden wären* ( l ) 
4 Insbesondere ist es die Frage über die Entlafsbarkeit 

der StaatsdieneT, sodann: in wie fern dieselben aus blofs admi— 

* « 

nistrativen Rücksichten versezt oder aufser Thätigkeit gesezt 
werden können — in Betreff welcher die neueren Gesetzgebungen, 
von früheren Grundsätzen und Ansichten abweichend, das In- 
teresse und das Bedürfhifs der Regierung mehr berücksichtigt, 
zugleich aber auch durch Trennung des Diensteinkommens in 
Standes— und Dienstgehalt, durch Festsetzung der Quieszens- 1 
gehalte, durch Errichtung von Pensionsinstituten, und- durch 
Verleihung eines Rechtes auf Pension,, die Verhältnisse der 
Staatsdiener besser .begründet , überhaupt die Ausübung eines 
Rechtes Gemildert haben, dessen Zugestehung noth wendig 
ist, wenn «r Staatsdienst nicht zur Pfründe herabgewiirdigt 
nnd die heiligsten Interessen des Staates gefährdet werden 
sollen. ( 2 ) , . ; , 


1) Diese Verschiedenheit von Grundsätzen, und die Eilleratur, in 
Hl über öflentT. Recht des trutscben Rundes, Frankf. 1817. §. 400 f. 

Uber die Verhältnisse der Staalsdicncr in Rufsland, Storch 
Rofsland unter Alexander I. 2. Rd. S. 440. 

2) Sehr treffend äufsert hierüber der Regierungskommissär in der 

Badenschen zweiten Hammer aus Veranlassung der Rechtfertigung des 
vorallegirten Ediktes: „auf dem Roden einer solchen Gesetzgebung 

Cder Inamovibililät und Unversetzbarkeit) wird eine Dieneraristokratie 
wurzeln, welche die Regentengewalt vernichtet und die Freiheit der 
Bürger gefährdet; Im Kampfe mit der Regierung wird sie die voll- 
ziehende Gewalt desorgnnisiren ; im Runde mit ihr Gefälligkeiten nur 
gegen grenzenlose Nachsicht verkaufen. Und -sollte dieses freundliche 
\ eriiältnifs die Folge haben, dafs die Staatsdienste zulezt das Eigen- 
thum mehrerer Familien werden, so wird das Volk unter dem Druck 
einer egyptischen Priesterkaste sich beugen , gegen welche selbst das 
Repräsentatirsystem nur einen zweifelhaften Schutz gewähren möchte. 14 
M. s. auch Rehberg S. 163 f. 170. Zachariä 2. Bd." S. 97. 105. 
„Ein Fürst ist in dem Verhältnisse mächtiger oder ohnmächtiger, in 
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Gleiche Verhältnisse finden auch in Ansehung der Aufsicht 
auf die Staatsdiener, überhaupt in Betreff der Dienstpolizei über 
dieselben statt , die niir von den Chefs der Behörden ausgeübt 
werden kann, , und zwar ohtae Einmischung der Gerichte und ohne 
gerichtliche Formen,, die nur dann erforderlich seyn würden, 
wemr> der Dienst als ein Eigenthuho betrachtet werden könnte, 
Was aber alle Interessen des Staates kompfomittiren und den 
Vemaitürig.$örgafcismus in einen anarchischen Zustand auflösen 
würde. ( l ) ’ * *r : ' ' • : 

Unabhängig von den eben berührten Fragen, aber von nicht 
minderm Interesse für den Staat Und die Staatsdiener, sind die in 
BetrefFder Art wie die höheren Stellen besezt werden, sodann in 
Betreff der Belohnung der Staätsdiener. Die Verleihung 
der ersteren wird nicht selten als gebührende Belohnung fiir Ver- 
dienste die ein Staatsdiener in den unteren Dienstgraden sich 

d . "ln ■■ 

welchem die öffentlichen Angelegenheiten nur von Marinem seiner 
Wahl verwaltet werden, in welchem diese Wahl nur seinem Er- 
messen anheimgestellt ist, in welchem er die angestellten Beamter» 
nach Gutbefinden entlassen kann oder nicht. Denn der Beamte ist 
die Seele des Amtes. Alle die mannichfaltigcn Gesetze und Einrichtun- 
gdh, durch welche jenes Wahlrecht bald so, bald anders, in der 
Erfahrung beschränkt ist , sind so viele Versuche , der Fürstenmacht 
Grenzen zu setzen. u 

1) Endlich kann blofse Unfähigkeit die Entfernung zwar nicht 
als Strafe nach sieb ziehen , es ist aber oft des gemeinen Besten we- 
gen nothwendig , dafs der Ungeschickte entfernt werde. Soll der 
Dienst als ein Eigenthum betrachtet werden, so ist auch hierzu ei ri 
Verfahren vor Gericht erforderlich. Dieses mufs also über die Brauch- 
barkeit urtheilen ; woher aber soll dasselbe die Gründe für dieses Ur- 
^ heil nehmen? So wenig von den Sachen als von ihrer Behandlung 
kann man bei demselben die geringste Kenntnifs voraussetzen. Der 
Richter, der keinen Prozefs über unbedeutende Handwerkssachen ent- 
scheiden darf, ohne artis peritos zu Rathc zu ziehen, sollte die wich- 
tigeren Angelegenheiten des gemeinen Wesens seiner Erkenntnifs unter- 
ziehen , ohne die Kunstverständigen zu hören? — Diese sind hier 
keine anderen als die Vorgesezten im Dienste. Sollte es aber auf ein 
von diesen gefälltes Urthcil ankommen , so fällten sie wirklich das Ur- 
theil, nur unter fremden Warnen. Hierdurch würden sie zwar auf 
der einen Seite aller Verantwortlichkeit enthoben, auf der andern aber 
verlören sie alle Autorität über ihre Untergebenen Ju. s. w. u Reb- 
berg S, 161. 


/ 


% 


Digitized by Google 


17 


erworben hat, und da» Vorriicken in die ersteten, als ein Vortheil 
iur den Dienst und als ein Recht der Diener betrachtet, was bei- 
des aber nur in einer falschen Ansicht von dem Staatsdienste 
überhaupt, und von den Forderungen die an die höheren Staats- 
beamten gemacht werden müssen , seinen Grund hat. 

Allerdings erfordert die Verwaltung einer hohen Stelle 
Kenntnifs von dem Detail der Geschäfte und von ihrer Behand- 
lung bei den untergeordneten Behörden, um ihren Werth, die 
Mängel und Schwierigkeiten bei denselben beurtheilen zu können. 
Hierzu bedarf es indessen nicht einer eigenen grofsen Fertigkeit 
in diesen zum Theil blofs mechanischen Berufsarbeiten, die viel- 
mehr bessere Fähigkeiten lähmen, so wie bei der Beförderung zit 
einer hohem Stelle eS überhaupt nicht sowohl auf das ankommf, 
was ein Beamter unter g$mz anderen Verhältnissen etwa geleistet 
hat , sondern in wie fern er zu leisten fähig ist , was in der hohen! 
Stelle von ihm gefordert und erwartet werden mufs, die eine 
Bildung anderer Art und einen Mann von Kraft und vollem, festen 
Karakter erfordert, weil nur ein solcher die unendlichen Hin- 
dernisse überwindet, die bei jedem Schritt zum Bessern demsel- 
ben entgegentreten. (*) 

So wie die Verhältnisse nun einmal gestaltet sind, erfordert 
der Staatsdienst eine grofse Anzahl von Personen , die demselben 
ausschliefslich sich widmen, und eine besondere Bildung und 
Kenntnisse, die nicht ohne beträchtlichen Aufwand von Zeit, 
Arbeit und Kosten erlangt werden können, aufser dem Staats- 
dienste aber gröfstentheils ohne Anwendung ßind. Hieraus 
folgt die Verpflichtung des Staates zur Belohnung der Staats- 
diener, deren Besoldungen so bemessen seyn müssen, dafs sie 
nicht nur den Aufwand für die Vorbereitung, wenigstens zum 
Theil, vergüten, sondern auch die Mittel zu einem anständigen 
Unterhalt gewähren , ohne welche die Staatsdiener das äufsere 
Ansehen und die öffentliche Achtung nicht bewahren können, 
deren sie, um ihr Amt mit Nachdruck und Erfolg zu verwalten, 
unnachläfslich bedürfen. ( 1 2 ). Überhaupt kanri der Staatsdienst 


1) Rehberg S. 97 f. Zachariä 2. Bd. S. 105. 

2) Justi Staatswirthschaft 2. Th. §.499 — 502. Vieles, das Be- 
herzigung verdient, in Rehberg 8. 150. und in (Sch effner) Ge- 
danken und Meinungen über Manches im Dienste und über andere 

2 


* 




Digitized by Google 


/ 


18 


nicht als ein Gewerbe, und können die Leistungen der Ge- 
schäftsmanner nicht als Lohnarbeit betrachtet, oder gewissermaa- 
fsen nach einer Taxe geschäzt werden, aus welcher falschen 
Ansicht zum Theil das unbillige Geschrei entsteht y das über die 
Erhöhung der Besoldungen, die in den neueren Zeiten in den 
meisten Staaten verfugt worden ist, erhoben wird. Allerdings 
ist durch diese Erhöhung, der Verwaltungsaufwand vergröfsert ; 
die Frage aber, um die es einzig sich handelt, betrifft dieNoth— 
Wendigkeit einer solchen Erhöhung, die einem billigen Zweifel 
nicht ^unterliegen kann, weil, bei einer gänzlichen Veränderung 
aller Gewerbsverhältnisse und bei der gröfsern Theurung aller 
Bedürfnisse , die Staatsdiener nicht allein Zurückbleiben und 
diese Bedürfnisse nicht mit Besoldungen befriedigen können, die 
zum Theil vor einem halben Jahrhundert regulirt waren. Über- 
haupt können unangemessene, niedrige Besoldungen weder in dem 
wohlverstandenen Interesse des Staates, noch in jenem der Unter- 
thanen, als eine wohlthätige Ökonomie betrachtet werden, die viel- , 
mehr einzig nur in Beschränkung des Personals auf die für den 
Dienst nothwendige Anzahl gesucht werden darf, für welchen sie 
auch in anderer Beziehung vortheilhaft ist. Ein anderes Mittel 
zur Verminderung des Aufwandes und zugleich zur Belohnung 
lür solche Staatsdiener, die auf ihrer Dienststufe sich Verdienste 
erworben haben , bietet die Bildung von Besoldungsklas — 
sen, die gegenwärtig in den meisten Staaten angeordnet sind. 
Dagegen scheint Besoldung durch Sporteln, welche die Beam- 
ten unmittelbar einziehen, weder mit der Würde des Dienstes, 
noch mit dem Interesse der Unterthanen vereinbar , die höhere 
Besoldung der Justizbeamten aber, die in mehreren Staaten noch 
statt findet, bei den Forderungen, die in Absicht auf vorberei- 
tende Bildung und auf wirkliche Leistung an die Administrativ— 
beamten gemacht werden , nicht durch vollgeltende Gründe ge- 
rechtfertigt, wohl aber die Pflicht des Staates zur Gewährung von 
Pensionen an Diener , die durch Alter oder physische Gebre- 
chen zur Dienstleistung unfähig werden, begründet, die auch die 
neueren Gesetzgebungen beinahe in allen Staaten garantiren. 


Gegenstände. 2teAufl. Königsberg 1804. v. Jacob Staats -Finanz- 
nissenschaft JJ. §. 939 f. 
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Vorzüglich hat die Gesetzgebung in den südteutschen 
Staaten, in den neueren Zeiten mit der Ordnung der Verhält- 
nisse der Staatsdiener sich beschäftigt, Baiern in dem Edikt 
v. 26. Mai 1818, Baden in jenem vom 30. Jan. 1819, das 
Grofsherzogthum Hessen in der Verfassungsurkunde Tit. 
VIII. §. 47 — 50, Nassau in den Edikten v. 6. Dezbr. 1811, 
6. Januar 1816, 18. Juni 1819, die in der Hauptsache 

* f. • 

und im Allgemeinen in nachstehenden Grundsätzen überein- 
stimmen : 


* l •'» t 

1) dafs Dienstentsetzung und Dienstentlassung mit 
Verlust von Rang und Gehalt, nur durch Erkenntnifs der 
kompetenten Behörde ; 

2) Entlassung im administrativen Wege, nur 
wegen grober Verschuldung eines Staatsdieners 'und mit 
Beobachtung der gesetzlich vorgeschriebenen konserva— 
torischen Förmlichkeiten ; 

3) Quieszirungen mit Vorbehalt von Rang und des 
für diesen Fall bestimmten Theils der Besoldung, — (in 
Baiern der Standesgehalt; in Baden, in der Periode 
vom 5ten bis zum löten Dienstjahre ein Abzug von 30 
pCt. , der für jedes fernere Jahr sich um 1 pCt. vermin- 
dert; im Grofsherzogthum Hessen der Besoldung in 
dem ersten Dienstdezennio und tV für die späteren) ; 

4) eben so Versetzungen mit Vorbehalt gleichen Ran- 
ges und gleicher Besoldung, von der Regierung will-* 
kürlich verfügt werden können. 

Eigenthümlich in der Gesetzgebimg von Baiern und 
von Baden ist, dafs der Staats dienerstand nur erst 
nach einer Probezeit, in Baiern von 3 Jahren, in Baden von 
5 Jahren, definitiv verliehen ist, mit Ausnahme der in dem 
erstem Staate bei den Gerichten angestellten Beamten, 
die einer solchen provisorischen Anstellung nicht unter- 
worfen sind. (*) 


i 


1) Andere Grundsätze in Frankreich, in Polen (Honst. §.30.), 
in Schweden (Konst. §.35.), in Grofshritannien, wo alle Ad- 
ministrativbeamten , im Königr. England insbesondere auch alle rieh, 
terlichen, mit Ausnahme der OberricJitcr , nach Willkür endafsbar 
- sind. v. V i n k e 1. c. S. 23. 

2 * 
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Abweichend von diesen gesetzlichen Anordnungen ist 
dägegen in mehrfacher Hinsicht die Gesetzgebung in ür— 
temberg, (Verfass.-Urk. §.43« — 50.) vorzüglich dadurch: 

a ) dafs die Vorschläge zur Anstellung im Staatsdienste, 
mit Ausnahme der Besetzung der Stellen der Kolle— 
gialvorstände , von dem Kollegio, bei welchem eine 
Vakanz statt findet, geschehen müssen ; 

b) dafs in Fällen , wo ein Staatsdiener wegen Un- 
brauchbarkeit und Dienstverfehlungen entlassen 
oder auf eine geringere Stelle versezt werden soll, 
über den defsfallsigen Koliegialantrag der vorgesezten 
Behörde, zuvor der Geheimerath und durch 

. • : *•*'>* • l 

diesen die oberste Justizbehörde gut- 
achtlich vernommen werden mufs: ob bei 
dem Anträge der Kollegialstelle in recht- 
licher Hinsicht etwas zu erinnern sey? (*) 

c) dafs blofse Versetzung ohne Verlust an Rang 

/ O , . , ö 

Und Gehalt, nur aus erheblichen Gründen und nach 

, r , - ♦ i ' » 

vorgängigem Gutachten des Departementschefs; Qui- 
tt ur dann verfügt werden können. 


eszirungen 


wenn eine Änderung in der Organisation die Dienst- 
leistung eines Staatsdieners unnöthig macht, in wel- 
chem Fall, wenn der Quieszent noch nicht über 
40 Jahre alt ist, derselbe einen Abzug von 30 pCt. an 
seiner Besoldung erleidet, der für jedes weitere Le- 
bensjahr um 1 pCt. sich vermindert. 

Diese Grundsätze sind jedoch durch ein Gesetz vom 

28. Jun. 1821. nur auf bestimmte Klassen von Staatsdie— 
• » t < 
nem anwendbar erklärt, und können alle übrigen Beamten, 

die nicht in eine derselben gehören, nach vierteljähriger 
Aufkündigung entlassen werden. 

Die Trennung der Besoldung in Standes — 
und Dienstgehalt, ist eine Eigen thümlichkeit in eini- 
gen Staaten, namentlich in Baiern, wo der erstere,. oder 
der Standesgehalt, im Fall die Besoldung lediglich 
in einem Hauptgeldbezuge, ohne irgend einen Nebenbe- 
zug besteht, in dem ersten Dezennio des Dienstes in 


1) M. vergl. S. 16. .Note 1). 
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dem zweiten , in jedem folgenden des Gesämmt— 
gehaltes; im Fall aber auch Nebenbezüge an Naturalien 
u. s. W. verliehen sind, im ersten Dezennio y im zwei- 
ten und für die ganze Folgezeit, des Hauptgeldbezuges 
beträgt, und im Fäll einer Quieszirüng dem Staatsdiener 
rechtlich verbleibt. («') * : « t » ' ~ * 

Eine ähnliche Trennung findet auch in dem Herzog- 

| | ^ ; fc .*. , , ^ 

thum Nassau statt, jedoch nicht ; allgemein sondern 
'nur für bestimmte Sfaatsdiener (Präsidenten, Direktoren, 
Oberforstmeister) und so , dafs der Dienstgehalt den 
Btäupttheil ddt Besoldung bildet , der Standesgehalt (theils 
•f, theils -J- d*er Besoldung) nur accesfcorisch ist und bei 
Normirung der Pensionen nicht in Berechnung kommt; ( * 2 ) 
eben so auch im Grofsherzogthum Hessen, wo derjenige 
Betrag einer Besoldung, der die Summe von 2600 fl. über- 
steigt, als Reprasentations'gehalt angesehen wird, 
in so fern in einzelnen Fallen nicht ein anderes Vöihält— 
nifs bestimmt ist. ( 3 ) 

ln Würtemberg und Baden findet eine solche 
Trennung nh?ht . statt. dagegen feind für mehrere Be*unten- 
_ ~ , hathegorien Besoldungsklassen regjilirt, die. übejr j 
f haitpt in mehreren Staaten eingeführt ; sind. , Außerdem \ 
aber $itfd bestimmte Theile des Diensteinkomnxens (l^atiQ^- 
l(l nen, Vergütung für die Amtswohnung , für Schreibmate- f 
, rialien u. s. \y.) als solche des aktiven Dienstes erklärt, mit 
t welchem sie aufhören , und weder bei der Quieszirung, 

• .«noch bei der Pensionjrung berücksichtigt werden. ,, 

Abweichender sind die Bestimmungen in Ansehung ^ 
der Pensionen, jedoch die Gesetzgebung in den ange— 

- . : ) führten Staaten darin übereinstimmend, dafs jedem Staats*« 

. .... diener,, sobald derselbe eine bestimmte Dienstzeit erfüllt,, 
oder ein bestimmtes Lebensalter erreicht hat, — in Bai- 

^ ^ s 

er.n das vollendete 40ste Dienst- oder 70ste Lebensjahr, 

# / * 
in Würtemberg das 40ste Dienst- oder 65ste Lebens-r 

jahr , im Qrofsherz. Hessen wie in Baiern , in B d e n 


ty Das alleg. Edikt. Schmelz in g ho. 1. S. 325. 

2) Edikt v. 11. Septbr. 1815. 

3) Verordn, v. 26. Junius 1821. 
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r unbedingt wegen Alterschwäche oder körperlicher Gehre- 
chen, die zum Dienst unfähig machen, . — ein Recht 

' i : ' ■ • t . i j 0 I » .3 (? \ 

auf eine Pension zusteht, deren Gröfse nach derZeit, 

— • ' 1 •• <, - • • -\ ■ ; • ‘ i 1 i ; ' . . » 

die der zu Pensionirende im Dienste gewesen , abgestuft 
und normirt ist: — in Baiern nach 40 Dienstjahren, der 
volle Standesgehait , nach 70 Lebensjahren der volle Ge- 
sammtgehalt 5 , rr i.£ ,W ü r t e m b e r g fyei demjenigen , der 
, das lOte Dienstjahr angetreten hat, 40 pCt* der Besol- 

* » • » "* • - x ■ f ? i ‘ < 1 J * 4 v ' ■. » ; Jb.* * *> / 

düng, die für jedes folgende Jahr um 2 pCt. vermehrt 
, . werden, bis zu 3000 fl., die als Maximum erklärt sind: 
in gleicher Art in Baden, nur dafs itn jlOten Jahre der 
"• Abzug in 30 pCt. besteht, und von da bis zum 40sten 
. jährlich um 1 pCt. , wo aller Abzug aufhört, aüfsei bei 
einer Besoldung über 4000 fl. , die . als Maximum erklärt 

* * *1 * * * » i ‘ • J < -«!»#* » * * ‘ j 

sind: in dem Grofsh. H e s s e n endlich in den ersten zehn 

• - . * • .1 1 ‘ ■' 1 . ■ * ’ *T , i . 

Dienstjaliren in dem zweiten Dezennio , bei spa— 

' term Austritte -Är der Besoldung als Pension. 

— J ■ ! ! > . : r " i . * w } « 
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~ ;:; Erne andere Frage, die besonders in neueren Zeiten ein 
grofses praktisches Interesse gewonnen hat, betrifft die Einwir- 
kung der’ Stände auf die Verwaltung, die in den Konstitutionen 
der verschiedenen Staaten abweichend gelöst ist, indem in meh- 
reren den Ständen Befugnisse die in dem rechtlichen Verhältnisse 
där Repräsentativverfassung nicht gegründet, zugestanden, in an- 
deren Staaten hingegen, Rechte die als wesentlich zu erachten, 
entzogen sind, wozu der Grund in der Geschichte eines jeden 
Staates gesucht werden mufs. 

Im Allgemeinen findet ein Einwirken der f Stände 
auf die Verwaltung statt, durch ihre Mitwirkung bei der Ge- 
setzgebung, sodann, und vorzüglich, durch das Recht der Steuer- 
verwilligung , welches die gegenseitige Pflicht der Regierung 
zur vorläufigen Rechtfertigung der Nothwendigkeit des r Steuer— 
bedarfs, und jene zut Nachweisung in sich schliefst, dafs die Mit- 
tel für die Zwecke , für welche sie verwilligt waren y • ; auch 
wirklich verwendet worden sind; wogegen dieses Bewil- 
ligungsrecht durch den aus der Natvpr und aus dem Zwecke 
des Staatsvereins fliefsenden Grundsatz dafs , was für’ die Er- 
reichung wesentlicher Staatszwecke, und zur Befriedigung reel- 
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ler Bedürfnisse der Regierung, von 'dieser als nothwendig nach— 
gewiesen wird, auch nothwendig bewilligt werden mufs, ge- 
genseitig beschränkt und bedingt ist. 

Von einem solchen verfassungsmäfsigen Ein wirken ist 
indessen ein wirkliches Eingreifen in r die vollzie- 
hende Verwaltung wesentlich verschieden , ‘ \Velches lez— 
tere weder in der allgemeinen Grundlage der Repräsentativ- 
verfassung, nämlich in dem Rechte der Vertretung der Staats- 
angehörigen bei dem Regenten, zur Sicherstellung ihrer persönli- 
chen Rechte und ihres Eigenthums, noch überhaupt in dem Zwecke 
des Institutes der Stande begründet ist. Vielmehr weißen die Be- 
fugnisse, die für die Erfüllung dieser leztern aus der erstem als we— 
sentlich sich entwickeln, (*). särhmtlich nur auf eine Ko ntrole 
der Verwaltung hin, die aber ihrer Natur nach eino jede 
Theilnahme an dieser nothwendig ausschliefst, und selbst dann 
ausschliefsen würde, wenn auch nicht, wie es der Fall ist, die 
Rechtsvermuthung gegen die Befugnifs zu einem solchen Ein- 
greifen , und gegen die rechtliche Noth Wendigkeit desselben 
stritte. ( 1 2 ) 

Die Erörterung dieser Frage gehört indessen in die Dar- 
stellung der Verfassung der einzelnen Staaten , in diese auch, 
wo eine solche ständische Einwirkung auf die Verwaltung statt 
findet, das Maafs derselben , und ihres Einflusses auf den Orga- 
nismus, welcher leztere in dem Maafse sich komplizirt, als diese 
Einwirkung besondere Behörden bedingt, die aus der übrigen 
* Verwaltung mehr oder weniger heraustreten , dieser nicht selten 
gegenüber gestellt sind. Vorzüglich ist es die Verwaltung des 
Steuer— und Schuldenwesens, für welche dergleichen ständi- 
sche Behörden angeordnet sind, über deren Geschäftsführung, 
in manchen Staaten , dem Regenten nur eine mehr oder weni- 
ger eingreifende Ivontrole, in manchen selbst diese nur sehr 
unvollkommen, Vorbehalten ist. ( 3 ) — In wiefern der Zweck, 

1) M. 9. die Note der bevollmächtigten Abgeordneten 29 souverä- 
ner Fürsten und Städte, v. 16. JNovbr. 1814, in Bl übers Ahlen des 
Wiener Kongresses , ßd. 1 . S. 72. 

Desselben Übersicht der diplomatischen Verband!, des Wiener 
Kongresses, S. 194 folg. 

2) Klübers öfteuil. Recht des tcutschen Bundes, 226. 

3) Eine Zusammenstellung in* dieser Beziehung in Rudhardts 
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der bei dieser Spezialisirung beabsichtigt ist, auch jederzeit er- 
reicht worden ist? — diese Frage beantwortet die Geschichte 
des Steuer— und Schuldenwesens , überhaupt die Verwaltung 
mancher Staaten , in welchen den Ständen ein wesentlich ein- 
greifender Einflufs in diese zugestanden hat, oder noch zu— 
steht; — die Geschichte so mancher anderen Staaten zugleich 
aber auch, dafs ein solches ständisches Eingreifen nicht unbe- 
dingt nothwendig ist» 


Übersicht der vorzüglichsten Bestimmungen verschiedener Staatsver- 
fassungen. München 1818. 

Die Konstitutionen der europäischen Staaten seit den lezten 
25 Jahren. 3 Bände. Leipzig 1817 — 20, mit welchen die Verhand- 
lungen in den Ständeversamml. zu vergl. sind. 
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ERSTER ABSCHNITT. 

V<,*V * * *'* 

Organismus der Verwaltungsbehörden. 


Oberste Verwaltungsbehörden. ' 

§. 1. • * 

^Betrachtet man den Verwaltungsorganismus, so- wie der- 
selbe in den verschiedenen Staaten wirklich besteht, dann er- 
geben sich für die Bildung desselben drei verschiedene' Sy- 
steme , nämlich : 

:.S a t *.I. 1 i • • •’ ) / *" 

A. Staaten, in welchen die Vertheilung des Areals 

. . . - U.. o 1 • i«t. 

in Verwaltungsbezirke, und die Trennung der Ver*. 
waltung nach Realbeziehungen die Grundlage bildet, 
so dafs für alle Zweige derselben, ein gleichgebildeter Or- 
ganismus über den ganzen Staat sich erstreckt; (*)- * 

B. Staaten, in welchen das Provinzialsystem die 

i * 

Grundlage bildet, in dem Maafse , dafs für einzelne Pro — 

• t »> 

vinzen, theils besondere eigen thümliche Normen 
und Formen bestehen, theijs ei genthümlich ko n — 
stituirte Behörden, die von jenen in den übrigen Pro- 
vinzen verschieden sind; in welchen in dem Ministerium zwar 
zum Theii auch eine Geschäftstrennung nach Realbeziehungen : 
statt findet, die aber nicht durch alle Stufen in dem Or- 
ganismus durchgeführt ist, eben so wenig, als der Wir- 


iy Frankreich, Spanien, die Niederlande, Schweden, Norwegen, 
Rußland , für den grofsen Theii des Staates ; Polen , Preufsen , Baiern, 
Würtemberg , Baden , Kurhessen etc. 


\ 


» 
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kungskreis aller Ministerien sich über sämmtliche Provinzen 
erstreckt; (*) 

C. Staaten endlich, ebenfalls mit dem Provinzialsystem 
als Grundlage , in welchen jedoch eine Trennung des Ministe- 
riums nach Haupt — Realbeziehungen überhaupt nicht, oder 
doch zugleich eine willkürliche Zutheilung einzelner Ge- 
schäftszweige an einzelne Minister, ohne Rü ( cäksicht auf eine 
natürliche oder nothwendige Verbinduhg zwischen diesen Ge- 
schäftszweige, statt findet, vielmehr ein Theil der Ministeriai- 
Attributionen auf Zentralstellen übertragen ist, die zum Theil zu- 
gleich als Frovinzialstellen fungiren , oder deren Wirkungskreis 
sich nicht über alle Provinzen erstreckt. ( 2 ) 

Abweichungen von diesen drei Hauptsystemen finden vor- 
züglich nur in kleineren Staaten statt, in welchen der kleinere 
Territorialumfang eine gröfsere Konzentration der Verwaltung 
nothwendig macht, oder doch gestattet, die selbst auch in gro— 
fsen Staaten, , dann, und in dem Maafse thunlich ist, als die 
Regierung ihr Einwirken, besonders jenes auf das Korpora- 
tion- ( up4 Kommunweseu, mehr auf Aufsicht ynd Leitung be- 
schränkt. ( 3 ) : • 

Welches von diesen Systemen aber auch in einem gegebe- 
nen Staat befolgt ist, iii jedem derselben stellt sich, wenn gleich 
verschiedenartig nüanzirt, für die Bildung des Organismus nach- 
stehendes Tableau dar, nämlich: bei dem Regenten ein ge- 
- J O ? -4 1* i'* *' < 1 ‘ > .11 ■ • . > » v . 


1) Ostreich, Neapel und Sizilien , Sardinien, Dänemark, Sach- 
sen, Hannover etc., welcher leztere Staat indessen durch die Verordn, 
v. 12. Okthr. 1822. einen bedeutenden Schritt zur Annäherung an das 

i « . f T ■ ; - * •/ 

Realsystem ge{han hat. 

2) Z. B. in Sachsen , zum Theil auch in Ostreich und Hannover. 
n Eigerithümlich abweichend ist der Verwaltungsorganismüs in 

England, sowohl in der obersten Instanz, in welcher der Ge- 
heimeratli , obgleich seiner wesentlichen Bestimmung nach nur bera- 
thendc Stelle Ti: in mehrere Theile der Exekutiwerwaltung entscheidend 
eingr^ift, was selbst in Ansehung des Parlements der Fall ist, als auch 
in den Bezirks- und L okalbehörden, vorzüglich dadurch, dafs 
die Verwaltung des Innern , zum grofsen Theil , ohne unmittelbare 
Einwirkung der Regierung, der ^eigenen Einsicht und Thätigkcit der 
Einwohner überlassen ist. v. Vinkc Darstellung der innern Verwal- 
tung Grofsbritanniens. Berlin 1815. ( • 
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heimes K ab inet, theils blofs zur Ausfertigung seiner Be- 
fehle, -theils aber auch gewissermafsen als eine besondere, in 
die Verwaltung eingreifende Behörde; ;dem Regenten zunächst 
ein Ministerium, das für die verfassungs - und gesetzmäßige 
Ausübung der Regierungsgewalt verantwortlich ist; — diesem 
zur Seite, auch gegenüber, theils berathende Behörden, 
theils solche zur Kontrole der Verwaltung; in den Ministe- 
rien (in größeren Staaten ) r Zentr alb ehördeii mit mehr 
oder weniger selbstständigen Attributionen; diesen untergeord- 
net, M i 1 1 e 1 b e h ö r d e n für gröfsere Bezirke , unter welchen 
sodann Bezirks — und Lokalbehörden und Beamten 

* ». i * , t * J • k • 

das erste Element 'und Glied in dem Verwaltungsorganismus 
bilden , an welches für die innere Verwaltung der Kommunal— 

haushalt sich anschliefst. , , 

■ i • <• . ■;* j f ■ t 


TTTT 


In neueren Zeiten , wo die Bildung des Organismus der 
Verwaltungsbehörden; nicht meh? dem Zufall überlassen ist, 
sondern nach Grundsätzen geordnet wird : die zum Theil 
durch die Konstitution eines jeden. Staates bedingt sind , ver- 
dient die Bildung und Stellung des Kabine ts um, so mehr 
Beachtung , als diese, besonders in Staaten mit einer Reprä- 
sentativverfassung, mit . dem Postulat der Verantwortlichkeit 
der Minister in Einklang, gesezt werden mufs , mit welchem 
z. B. die Anstellung eines Kabinetsrathes, der über die Vor- 
träge der Minister in Verwal^ungssachen, ohne ihr Beiseyn, 
dem Regenten Vortrag erstattet, und auf die Entscheidung 
über dieselben einwirkt, nicht vereinbarlich scheint. Nur in 

• *i » l ^ » j < *' ' J i . I * , f n 

einer kleinen Anzahl von Staaten ist das Kabinet zugleich 

< * * k, ‘ i # ; « * < . . » * u , » O *| 

Ministerium, und yi so fern es sich um Verwaltungssachen 
handelt, mit diesem gewissermafsen in eine Behörde ver- 
schmolzen; so z. B. in dem K. Sachsen» in welchem das 

- ' » 1 ‘ * # | j ♦ % r • • „ * . j 1"I * - 

Kabinet als das Staatssekretariat des Königs anzusehen 
ist, ziir Erledigung aller seiner Kognitionbedürfenden An— 

7 0.0 o 

Gelegenheiten , die ihm durch die Minister, die in dem 
Kabinete al 1 ein Vortrag haben,' zur Entscheidung 
vorgelegt werden. — 


j 


Eben so gewissermafsen in dem K. der Niederlande 
und in Grölsbritannien, woselbst das geheime Ka- 
binet die höchste Instanz der vollziehenden Verwaltung 
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bildet, und in welchem die Departementsminister dem Re- 
genten die Angelegenheiten ihres Departements zur Entschei- 
dung vorlegen; — in dem Herz. Oldenburg, in welchem 
das Kabinet, welches mit einem dirigirenden Minister, zwei 
Vortragenden Kabinetssekretären und Justizräthen besezt ist, 
die höchste Verwaltungsbehörde bildet; "was auch in 
Schwarz bürg Sonders ha usen der Fall ist, woselbst 
der Kanzler und. Vizekanzler, und der Kammerpräsident, ; 
als Mitglieder, den Vortrag haben. •** - f ' *3 ' 

s . * * . . r ... 

. y . .* , f L 1 1 t ^ •*»*» 

In anderen Staaten bildet dasselbe mehr oder weniger 

' 1 1. 1 ( ... ° 

eine selbstthatig in die Verwaltung eingreifende Behörde, 
wogegen in einer Anzahl anderer Staaten das Kabinet nur 
als eine Stelle zur Empfangnahme der von den Behörden 
und von Individuen an den Regenten eingehenden Berichte, 
Gesuche etc., und als das Organ für die Expedition seiner 
Beschlüsse wirksam ist. Z. B. in Ostreich das ge — 
Reime Kabinet zur Vorlegung der eingekommenen Ein- 
läufe und Akten, und zur Expedition der Entschlüsse des 
Kaisers (Hand— oder Kabinetsschreiben) , die auf das Gut- 
achten der ^Ministbr, des Staatsräthes oder f auch motu pro- 
• prio erfolgen;* — • Lichten Stern vollst. Umrifs einer Sta- 
tistik des östreich. Kaiserstaates , S. 482, * • 

Eben so in Preufsen; nurdafs in demselben der Staats— 

,r * t,,' j . ,• ** f f., 

kanzler , sodann der Kriegsminister für allgemeine Mili— 
tärangelegenheiten Vortrag haben. Als gewöhnliche Refe- 

t O • Q, ( 1 ( * 1 f . 0 * . r , ( ” ji 

renten sind ein geheimer Kabinetsrath fiir die Zivilange— 
legenheiteri, und ein höherer Staabsoffizier für den Vortrag 
der Militärangelegenheiten angestellt. Die Resolutionen des Kö- 
nigs werden nach Verschiedenheit des Gegenstandes als Kabi— 
netsordres, Entscheidungen, Schreiben, ausgefertigt. Voigt’s 
Versuch einer Statistik des Preufs. Staates, S. 150. 

. *ii: . n. . , * 

In Baiern ist das Kabinet seit 1817 als eineibesondere 
Behörde konstituirt , durch welche als Kabjnetsbefehle 
ausgefertigt werden: a) -alle auf die Gutachten; und Anträge 
des Staatsraths an diesen und an die Ministerien 1 erlassen 

« • * '“j l . 

werdenden Entscheidungen , des Königs , 7/ mit , Aufnahme in 
_ Verfassungs-^ und Gesetzgebnngsgegenständen , die im grö- 
fsern Kanzleistyl ausgefertigt werden; b) alle besonderen 
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Aufträge in Regierungssachen an den StaatSTath und die Mi- 
nister. Die Kabinetsbefehle werden vom. Könige allein un— 
terschrieben und von dem geh. Kabinetsrath kontrasignirt. 
Publikand. v. 16. April 1817. Schmelzing Staatsrecht 
des K. Baiern , I. S. 464. 

In Würtemberg dagegen ist das geheime Kabinet vor- 
züglich nur zum Vortrag von Gegenständen , die nicht in 
die vollziehende Verwaltung eingreilen, bestimmt, für sol- 
che aber auf die Vorlage und auf die Expedition der Ent— 
schliefsungen des Königs beschränkt. Dasselbe zerfällt in 
zwei Abtheilungen , nämlich: a) das geheime Kabinet, 
unter der Direktion des Staatssekretärs, für die Zivilangele- , 
genheiten und fiir die an den König persönlich gerichteten 
Gesuche; b) die geheime Kriegs kan zlei, für die Ex- 
pedition der Miiitärangelegenheiten. 

In Kurhessen bildet dasselbe das Organ; durch wel— * 
ches dem Kurfürsten sowohl die schriftlichen Anträge des 
Staatsministerii , der Generalkontrole und anderer unmittel- 
baren Behörden , als auch alle sonstigen zu seiner Einsicht 
geeigneten Eingaben etc. vorgelegt werden , und durch wel- 
ches seine Entscheidungen an das Ministerium und an die 
übrigen Behörden ergehen. Den Vortrag hat ein geh. Kabi— 
netsrath ; ausnahmsweise, und nur auf besondem Be- 
fehl^ auch die Minister. Verordn. v. 29. Junius 1822.' 

6 . * 

In den meisten anderen Staaten ist das Kabinet nur eine 

* ' / I 

Kanzlei zur Expedition der Resolutionen des Regenten , de- 
ren Gesch äfts kreis , nach Verhaltnifs der Erweiterung oder 
Beengung der Befugnisse der Minister, mehr oder weniger 
umfassend, in einigen, wie z. B. in Anhalt— Dessau , selbst • 
blofs nur auf die persönlichen Angelegenheiten des Herzogs 
beschränkt ist. 

Ein besonderer Kabinetsrath ( Conseil du Cabinet ) , 
wie in Frankreich, woselbst derselbe aus den Departements— 
ministem, vier Staatsministem und zwei Staatsräthen gebil- 
det ist (Ordonn. v. 19. April 1817), jedoch ohne einen be- 
stimmten Geschäftskreis, findet, ‘ aufser diesem Staate, in 
demMaafse in keinem andern statt. 
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ui. Ministerium und Geschaftskr eis • der 
Minis terialdeparteinents.*.* 



Das Ministerium und die Minister, als ,die obersten ver- 
antwortlichen Agenten , bilden , und zwar ein jeder für das 
Departement, welchem derselbe vorsteht, den höchsten Zen— 
tralpunkt, aus welchem alle Organe der Verwaltung den leiten- 
den Impuls empfangen , und in welchem alle Zweige der Ver- 
waltung zusammenlaufen. 

Von den beiden Hauptsystemen für die organische Bil- 
dung desselben, möchte das erstere, in welchem das Ministe- 
rium als Kollektiv- oder Kollegialbehörde konstituirt 
ist, wenn überhaupt, nur in kleineren Staaten zuläfsig seyn. In 
Staaten von mittlerer Gröfse, ist eine solche Organisation nicht för- 
derlich; in gröfseren und ganz grofsen Staaten aber ohne die 
evidentesten Nachtheile nicht anwendbar, ohne zu erwähnen, 
dafs mit einer solchen kollegialen Einrichtung eine reelle Ver- 
antwortlichkeit der Departementsminister nicht vereinbar seyn 
kann. Auch ergibt ein Blick auf die Einrichtungen der einzelnen 
Staaten, dafs dieselbe nur als Ausnahme rn einer kleinen Anzahl 
derselben, und selbst in mehreren von diesen mit solchen Mo— 

difikationen besteht, durch welche der distinktive Karakter des 

' t • ' ' * 

Kollegialsystems mehr oder ^weniger verwischt, freilich aber auch 
problematisch ist, ob die Nachtheile, deren Anerkennung diese 
Modifikationen beurkunden , durch diese lezteren auch wirklich 
beseitigt werden. 

Allgemeiner, wenigstens in gTöfseren Staaten,- ist das zweite 
System, oder die Vertheilung der Geschäfte nach 
Hauptmassen und Realbeziehungen in abgesonderte De- 
partements , deren jedem ein Minister als Chef vorsteht, der in 
Absicht auf die Anordnung der Maafsregeln für die laufende Ver- 
waltung und für ihre Vollziehung unbedingt selbstständig, und 
nur in Absicht solcher Vorkehrungen , die auch in andere De- 
partements, oder mehr in die allgemeine Verwaltung des Staa- 
tes eingreifen, beschränkt ist. Diese Vertheilung selbst ist nicht 
in allen Staaten die nämliche, eben so wenig, als die* Stellung ~ 
und die Befugnisse der Departementschefs nach gleichen Ansich— 
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ten oder Grundsätzen geordnet sind. Die gewöhnlichere, und 
in Hinsicht auf die Natur und Eigent hiimlichkeit der Geschäfte 
sachgemäfsere Eintheilung ist nachstehende, nämlich: 

1) ein Departement für die auswärtigen Angelegenheiten ; 

2) — — der Justiz; «... 

3) - . — des Innern; 

4) — — der Finanzen ; 

5) — — des Kriegswesens; 

6) und in Staaten mit einer Marine , ein solches für diese. 
Aufser diesen Departements , bestehen in Staaten in wel- 
chen die Vertheilung und Zentralisirung einzelner Geschäfts— 
zweige noch weiter ausgedehnt ist, dergleichen für die Poli- 
zei ( l ) , für die Angelegenheiten des Kultus und des öf- 
fentlichen Unterrichts ( 2 ) , für den Handel und für 

die Gewerbe ( 3 ) , §ir das Bauwesen ( 4 5 ), für die Verwal- 
tung der besondern Geldinstitute (*), für die An ge — 
• legenheiten des regierenden Hauses und für die Hof— 
Sachen, ( 6 ) welche in anderen Staaten gewöhnlich mit dem 
Departement der auswärtigen Angelegenheiten verbunden , die 


1) In Ostreich^ die Polizeihofstelle; in- Neapel, .in Sar- 
dinien, in diesen Staaten vorzüglich für die Sicherheitspolizei; in 
Kufsland theils für diese, mehr aber für die administrative Polizei. 

2) In Preufsen, das Minist, der geistlichen, Unterrichts - u.Medi- 
zinal-Angelegenhciten ; in Polen, das Minist, des Kultus und öffentl. Un- 
terrichts; in Rufsland, das Minist, der Volksaufklärung ; in Schwe- 
den und Norwegen, besondere Staatssekretariate; in Würtem- 
berg, das Minist, des Kultus, als besonderes Departement, dem Minist, 
des Innern zugleich übertragen. 

3) In Preufsen, das Minist des Handels, der Gewerbe, de9 Bau- 
wesens. 

4) In Preufsen, das cbengen. Minist. ; in dem K. dor Nieder- 
lande, das Minist, des Waaterstaates ; in Kufsland, Frankreich, 
besonders für den Strafsen - und Wasserbau, Generaldircktionen, deren * 
Stellung für die Leitung des Details in mehrfacher Beziehung selbst- 
ständiger ist. 

5) In Preufsen, das Minist, des Schatzes und für das Staatskre- 
ditwesen; in Kufsland, in gewisser Beziehung das Rcichsschatzamt ; 
in Frankreich unter der Kaiscrl. Regierung das Minister e du Tre- 
sor public . 

6) In Preufsen, in Frankreich. 
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Leitung der übrigen Geschäftszweige aber den Ministerien des 
Innern und der Finanzen übertragen sind. 

Eine Vertheilung der Geschäfte und die Bildung von Real— 
departementSj nicht für Hauptmassen und nach Hauptbeziehern— 
gen, sondern für einzelne Geschäftszweige, die, ohne 
Rücksicht * auf ihren natürlichen Zusammenhang, unter die Mi- 
nister willkürlich vertheilt , und die selbst wieder in ein Kol- 
legium vereinigt sind( 1 ); — sodann die Vereinigung der all- 
gemeinem obersten Leitung mehrerer Hauptdeparte- 
ments, oder eigentlich nur des Vortrages bei dem Regenten, 
in der Person eines Ministers , so dafs die eigentliche speziellere 
Leitung, sowohl in Absicht auf Anordnung als Vollziehung, 
den oberen Verwaltungsbehörden übertragen ist, ( 2 ) sind Ei- 


1) So z. B. in Hannover. Für jeden der nachstehenden Ge- 
schäftszweige ist ein besonderes Ministerialdepartement gebildet, die 
ohne Rücksicht auf den natürlichen Zusammenhang der Geschäftszweige 
unter die anwesenden Minister vertheilt sind , nämlich : a) das Depar- 
tement der ausw. Angeleg. ; ä) der allgem. Finanzsachen; r) der Mili- • 
tärsachen, so weit diese an das Minist, gehören ; <0 der Grenz- und 
Hoheitssachen; e) der Postsachen, dem einen der Minister; — • • 
f) das Departcm. der Harzsachen ; g ) der Domänen und Zollsachen ; 
Ti) der Generalpolizei - und Städtesachen ; i) der Lehnssachen ; l~) der 
Kommerz - und Manufaktursachen ; 1) der Wegbausachen, dem an- . 
dern; — einem dritten aber m) das Departement der Klostersa- 
chen; 7 /) der Universitätssachen; o) der geistlichen und Schulsachen; 
p) der Landesökonomiesachen, zugetheilt sind. — Der Chef des Depar- 
tements der Justizsachen ist nicht Mitglied de9 Staats - und Kabinets- 
ministcrii. 

Nach Mäafsgabe des Ediktes v. 12. Oktbr. 1822 ist diese Verthei- 
lung nicht nur beibehalten, sondern auch verordnet, dafs die allgcin. 
Landes- und Provinzialsachen, die bisher in Provinzialdepartements 
bearbeitet worden sind, mit in diese Realdepartements gezogen werden 
sollen. 

2) So z. B. in dem K. Sachsen, wo alle Sachen, die zur Kog- 
nition des Königs sich eignen , durch drei Minister (einer für die rein 
militärischen Sachen; ein zweiter lur die ausw. Angelegenheiten ; ein 
dritter für alle innern , auch für die Militärangelegenheiten in Land- 
und Wirthschaftssachen) im Kabinete vorgetragen und die Entschei- 
dungen des Königs an die Verwaltungsbehörden zur Vollziehung remit- 
tirt werden. 
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genthümlichkeiten, die als Ausnahmen von denjenigen Systemen, 
die allgemeiner in Anwendung sind, betrachtet werden müssen. 

ln kleinen Staaten endlich, findet eine solche Vertheilung 
und Zentralisirung in Realdepartements, nur als Ausnahme statt. 
Gewöhnlicher ist in denselben die oberste Anordnung und die 
Leitung der Vollziehung* entweder unmittelbar in dem Kabi- 
nete, ( l 2 ) oder in einer besondern höchsten Behörde (Mini- 
sterium, Geheimer-Rath), deren Glieder zugleich die Landeskol— 
legien präsidiren, ( a ) oder endlich auch in einem dieser leztern 
zentralisirt , und in diesen die Anordnung und die Leitung der 
Vollziehung zum Theil mit dieser selbst vereinigt. ( 3 ) 


Die Gründe fiir und gegen die Kollegialorganisation 
des Ministeriums sind in neueren Zeiten so umfassend dis— 
kutirt worden, dafs eine weitere Erörterung derselben als 
überflüssig erscheinen mufs. Überhaupt auch möchte , wenn 
die Stellung und die Befugnisse , die einem Minister für die 
Erfüllung seiner Bestimmung unbedingt noihwendig sind, 

' aus einem hohem Standpunkte gewürdigt werden, kaum 
zu verkennen seyn , dafs die Gründe , die gegen das Kolle— 
gialsystem überhaupt geltend gemacht, und die Nachtheile, 
die selbst von den wärmsten Vertheidigern desselben nicht 
in Abrede gestellt werden können, ( 4 5 ) in sehr gesteigertem 
Maafse bei dem Ministerio eintreten müssen,- Aufserdem 
ist die Unthunlichkeit der Realisirung einer vollkommenen 
reellen Verantwortlichkeit, selbst durch die Versuche, eine 
Solche Realisirung mit diesem Systeme in Einklang zu brirt-» 
gen, aufser Zweifel gesezt. ( 4 ) 

Eine andere Frage betrifft die Vertheilung der Geschäfts- 
massen in dem Realsysteme, und die gröfsere oder beschränk— 

1) So z. B. in Oldenburg, in Schwarzburg - Rudol- 
stadt und Schwarz bürg - Sondershausen. 

2) So %i B. in Mecklenburg, Meiningen, K o b u r g , 
Hildburghausen etc. 

3) So z. B. in Anhalt - Dessau, die Ober - Landesdirektion ; in 
Detmold, die Regierung. 

4) M. s. die Einleitung Nr. IV. 

5) M. s. z. B. die Verhandlungen in den Standevers. in Baden, in 
Dannstadt etc. unter $.11. 
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tere Ausdehnung, die derselben in mehreren Staaten gege- 
. ben ist, deren Beantwortung freilich durch die besonderen 
Verhältnisse, die in einem jeden Staate obwalten, zum 
Theii auch durch die Gröfse desselben bedingt ist , im All- 
gemeinen aber gegen eine zu gTofse Spezialisirung zu be- 
antworten seyn möchte. — Es kann nicht verkannt wer- 
den , dafs durch eine zu grofse V ereinzelnung der Ge- 
schäftszweige , die wesentlichsten Vortheile verloren ge- 
hen , welche durch die Zentralisirung bezweckt werden, 
dafs vorzüglich die Einheit der Übersicht und jene des 
Impulses gefährdet werden, durch welche derSuccefs der Ver- 
waltung so vorzüglich bedingt ist. Aufser diesem aus der 
Sache selbst hervorgehenden Nachtheile, möchte bei der 
Erörterung .dieser Frage wohl auch nicht mindere Beachtung 
verdienen, dafs in demMaafse, als eine solche Vereinzel— 
nung ausgedehnt wird, nicht nur die einzelnen Ministerien 
mehr Detail an sich ziehen, sondern auch die Anzahl der 
Organe vergröfsert wird, was beides, das erstere durch 
selbstveranlafste gröfserß , nicht selten sterile, Geschäftstä- 
tigkeit und unvermeidliche gTöfsere Komplikation der Ge- 
schäftsbuch andlung überhaupt, das leztere durch die Steige- 
rung des Verwaltungsaufwandes verderblich ist. 

Defshalb auch möchte die in dem vorstehenden §. als 
die gewöhnlichere, bezeichnete Verteilung, um so 
melir als die sachgemäfsere zu betrachten seyn, weil die- 
selbe, wie erwähnt, nicht nur durch die eigentümliche Na- 
tur der Geschäftszweige begründet, sondern auch den höhe- 
ren und wissenschaftlichen Forderungen der Staatskunst ge— 
mäfs und zugleich genügend ist. ( l ) 

Dieselbe findet statt, und zwar ohne wesentliche 
Modifikationen: 


1) Bei dem durch die Natur der Sache und der Unabhängigkeit 
der Justiz heschränhtern Geschäftskreise und Geschäftstätigkeit des 
Justizdepartements, kann dasselbe, ohne Gefährdung von irgend einem 
Interesse , dem Chef des Departements des Innern, oder auch jenem der 
obersten Justizstelle, übertragen werden; so wie die Verwaltung der 
Militärangelegenheiten in kleineren Staaten , deren Kriegsmacht kaum 
eine Division beträgt , eben nicht ein besonderes Ministerium erfordert. 
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1) In F ra n k re i ch, (aufserdem , ein Marineministerium 

. und ein solches des königl. Hauses)^ 

2) In Spanien, (aufserdem, ein Ministerium der überseei- 

• sehen Provinzen, Konstit. .v; 1812; §. 222 folg.). 

3) In Portugal, (mit einem gleichen besondem Mini- 
sterium).' ■ • * •' *• 

4) In dem Königreich beider Sizilien, (aufserdem, ein 

Polizeiminister und ein Minister- Staatssekretär für 
Sizilien). .... * >- ' 

* * * *« j "»/ » 

5) In dem Königreich der Niederlande, (aufserdem, ein 
Ministerium des Wasserstaates, ein besonderes Staats- 
Sekretariat; sodann besondere selbstständige Depar- 
tements, deren Chefs jedoch nicht Mitglieder des gehei- 
men Kabin$tp oder Minist erkopseils sind: a) für den 
öffentlichen Unterricht; b ) für den katholischen, c) für 
den evangelischen Kultus ; <Z) für den Handel und die 
Kolonien ; <r) der Konvois und Lizenzen ; f) für die 
Domänen, Jagden und Fischereien ; g) für die Posten; 
h) für die allgemeine Polizei. Alm. royal des pays — bas 

1818 ). ^ 

6) In Rufsland, (aufserdem, ein Ministerium der Volks- 
aufklärung und ein Polizeiministerium ; sodann eine Ge— 
neraldirektion der Land— und Wasserbauten; eine solche 
der geistlichen Sachen der fremden Glaubenr /erwand— 

D 4 

ten. Vofs Rufsland beim Anfänge des 19. Jahrhun- 
derts, II. 21 folg. Hassel Handb. 3. Abth. 2. Bd. 
S. 138). 

7) ln Polen, mit der Abweichung, dafs das auswärtige 
Departement durch den beim Könige anwesenden Staats- 
sekretär verwaltet wird. (Konst, v. 1814. }. 63 — 68; 
j. 76-82). 

8) In Ostreich: a) die geheime Haus-, Hof— undi 

Staatskanzlei, (Minist, der ausw. Angel.) ; b ) die Hof— 
kanzlei, (Minist, des Innern) ; c) das Finanzministerium ; 
d) die oberste Justizstelle , (Minist, der Justiz) ; e) ober- 
ste Polizei- und Zensurhofstelle ; f) der Hofkriegsrath. 

9) In Preufsen, (aufserdem, a) ein Ministerium der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten; 

3 * 

/ 
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• J) ein solches des Handels, der Gewerbe und des Bau- 
wesens , und c) ein solches des königl. Hauses). . 

Jeder Minister fuhrt die Verwaltung seines Depar- 

• tements selbstständig. . Dennoch müssen bestimmte Ge- 
genstände , wie z. B.. alle .Entwürfe zu neuen Gesetzen 
und zur Abänderung der bestehenden, die Verwaltungs- 
rechenschaften und die Verwaltungsplane der Ober- , 
Präsidenten, die periodischen Übersichten von dem Zu- 
stande der Generalkassen, die Etats derselben etc., in 
dem Staatsministerio vorgetragen werden , wel- 
ches aus dem Staatskanzler, als Präsidenten, einem be- 
sondern Vizepräsidenten, und den Departementsmini- 
stem besteht, und in welchem der Kronprinz Sitz und 
Stimme hat. KabinetsoTdre vom 3. Novbr. 1817,- v. 
11. Januar 1819, und v. 18. Septbr. 1822. 

, r * * 4 ß . 

10) In Baiern, (Verordn, v. 2. Febr. , u. Kabinetsbefehl 
. v. 15. April 1817). 

11) In'Würtemberg, (aufserdem, ein Ministerium des 
Kultus und öffentlichen Unterrichts, das vom Minister des 

' Innern mit verwaltet wird. Verfassungsurk. v. 1819). 

12) In dem Grofsherz. Baden, nur dafs dem Chef des 
obersten Justizdepartements , welches die Ministerial- 
attributionen verwaltet, nicht der Amtskarakter eines 
Ministers beigelegt ist. 

13) ln Kurhessen, jedoch mit der Eigenthiimlichkeit, / 
dafs das General -Kriegsdepartement, obgleich demsel- 
ben alle Attributionen und Befugnisse eines Ministeriums 
beigelegt sind, dennoch nicht als solches prädizirt ist. 

'* ' (Verordn, v. 29. Junius 1821). 

Dagegen finden mehr oder minder erhebliche Ab- 
weichungen statt, sowohl in Absicht auf die Anzahl der 
Departements, als in Betreff der Vertheilung der Geschäfte 
* in dieselben , überhaupt in Ansehung der Bildung des Mi- 
nisteriums : 

a) ln E n g 1 a n d , — nur vier Ministerien, nämlich : der 
auswärtigen Angelegenheiten; des Innern 
(in .das brittische und irrische getrennt), zu dessen 
Ressort auch die Kolonien gehören , mit Ausnahme 
von Ostindien; das Finanzministerium, und 

< \ 
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das Kriegsministerium* vyefcji^n, zugleich die 
ostindischen. Angelegenheiten übertragen sind. Au- 
fser diesen vier Ministerialdepartements bestehen mit 
gleichen Attributionen : . das A d m i r^ 1 i.t a t s k o 1 - 
legium für die Marineangelegenheiten;, der Rath 
für die Handlung und Kolonien^ d $5 geheime 
Siegelamjt, für . die Expedition .der , konigl. Ver- 
willigunge^,... ... j;.f 

&) In dpmKöpigr. Sar dinien > ^ , nur vier Ministerien, 
nämlich:. 1). für .die ausw. i^flgelegenheiten ; 2) für 
die innerp, Angelegenheiten,; 3)fdas I^egsministeri- 
um; 4) das Polizeiministerium. Die Finanzen wer- 
den durch die Real Camera di Conti , und durch die 
Finanzkammer in Turin : -+*•’ das Herzölgth.v.G e n u a 
durch eine besondere Kommission ftir Aas Innere , die 
Finanzen üfcd Rif die Kriegs- und Märirtöangelegen- 
heiten verwaltet. - ;l ' - ,(i ’ * ■'** 

c) In Schweden und Norwe'gen.^ 'Das Mini- 
sterium ist mit dem Staatsrathe Verschmolzen, in wei- 
chem alle Ministerin Igeschäfte kollegiälisch behandelt 

werden.* *"• TheÜs für die Vorbereitung der Geschäfte 

© 

zu ihrer ‘Vorlage in dem Staatsrathe , theils für die 
Vollziehung der Beschlüsse desselben ,' sind vier 
S ta ats Sekretariate angeordnet, nämlich: für das 

* r . y t 

Kriegsdepartement; für das Departement des Käme— 
rallandhaushaltes (des Innern); 5 für' jenes der Finan- 
zen, und für den Kultus und öffentlichen Unterricht, 
mit einer besonderh Expedition für jedes , die jedoch 
sämmtlich in der königl. Kanzlei vereinigt sind. 

d) In dem Konigr. Hanno v e'r* — -Das Staats- und 
K abine t s minist eri um bildeten förmliches Kol- 
legium unter dem Präsidio.. des ältesten Ministers und 
der Leitung des Generalgouverneurs«, Die einzel- 
nen Geschäftszweige selbst sind in 16 Realdeparte- 
ments vertheilt, (s. Seite 32 Note 1.), in deren je- 
dem ein Hauptreferent und Expedient, aufser ihm, 
und zu seiner Sublevation und .Vertretung bei Ver- 
hinderungsfällen, ein zweiter angestellt ist. (Edikt v. 
12. Oktbr. 1822). 
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e) In dem GrofSherfc. -H'ek$^ri. ;: ^ J Die Verfassung, 
sowohl des Ges ä m'm tm inis t*6 r i u m s , als auch der 

i r ..... • f 7 

einzelnen Ministerraldepa'rtemen ts fiirdiespe- 
ziellere Leitung (vier Departements, nämlich 1) des In- 
nern und der Justiz; 2) der Finanzen ; 3) der auswarti— 
: gen Angelegenheiten und des grofsherzogl. Hauses ; so- 
dann 4) eih Militär departemenHn den nämlichen Ver- 
hältnissen, wie in Kurhessen), ist kollegialisch , in 
dem Maafse,' <äafs im Fall eines' Dissertses zwischen 
dem Chefnfihd den MitgliedferVi eiliös 1 Departements, 
derselbe dein erstem zur EntS6heiduhg vorgelegt wer— 
" “ ' den mufs. ' ‘(Verordn. V. 28. Mai 1821). : 






l\> >v t »4 J *»/'. jI'. 


t w l) 


dem Grofsherz. Weimar. — Das Ministerium, 
o:;> . höchstes. Landes kpdlegium;,, besteht unter der 

.»■ Direktorialleitung eines: Präsidenten,, der zugleich die 
auswärtigen Angelegenheiten; die Bundestagssachen, 
; j>' . udie Geschäfte- der Oberkammer, und jene der Univer- 

sitätskuratel, als Spezialdepartement respizirt, aus den 
Chefs der drei Departements,; nämlich a) für Justiz-, 
Lehn-, Hoheits— , Lande&V^cvaltungs— , Polizei-, 
landschaftliche, Steuer- und Militärokönomie-Sachen ; 
ir ' b) für Kammern, Domänen-, Kirchen- und Schul- 
sachen ; c) für Hofsachen und dahin einschlagende 
auswärtige Angelegenheiten. Die Geschaftsbehand- 
lung ist im Ganzen, besonders bei wichtigen Angele- 
genheiten,. kollegifclisch; die Vollziehung aber ist den 
Departefnentscfr^fS; unter . eigener . Verantwortlichkeit 
überlassen,- (Verordn.-, die Organisation des Staats- 
. , minist, betr., v. 1, Dezbr, 1815),; 


1.J ,, 4 

• * - * ’ . *4*4 * 
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g) In dem Königr. Sachsen findöt, wie bereits ange— 
zeigt ist , weder eine Kollegialorganisation des Mini- 
steriums, noch eine Realvertheilung in dem Sinne, 
wie in anderen Staaten, statt, sondern vielmehr nur 
eine Vereinigung der allgemeinem obersten Leitung 
mehrerer Hauptgeschäfts zweige ünd ihres Vortrags 
bei dem Könige in der Person von drei Kabinets- 
ministern; nämlich l)'eines solchen für die rein mi- 
litärischen Angelegenheiten; 2) für die auswärtigen 
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Angelegenheiten; und 3) eines solchen für die inneren 
auch militärischen Angelegenheiten in Land— und 
Wirthschaftssa dien. Alles was auf die Gesetzgebung 
und allgemeinen Verwaltungseinrichtungen Bezug hat, 
sodann die geistlichen, Universitäts- und Schulsa- 
chen, wie auch die ständischen und Steuerangelegen- 
heiten, gehören zum Ressort des Geheimenraths, 
die Leitung der Anordnung und Vollziehung der Fi- 
nanzangelegenheiten zu jenem des geheimen Fi — 
na n zkoilegii; die Militärkommandosachen zu je- 
nem der geheimen Kriegskanzlei; die übri- 
gen Militärangelegenheiten zu jenem der Kriegs- 
verwaltungskammer; die Regiminal- undKon- 
sistorialsachen, die ersferen in den Kreisen zum Ressort 

* * i 

• der Reg ierung, die lezteren zu jenem des Ober- 
konsistoriums; in der Lausitz, zum Ressort der 
Oberamtsregierung in Rudis sin; die Justizverwal- 
tungssachen endlich zu jenem des Appellationsge- 
richts, die in den geeigneten Fällen ihre Vorträge 
sämmtlich in das Kabinet erstatten. 
h) In Dänemark ist die allgemeine oberste Leitung 
in dem Gehei menrathe zentralisirt , in welchem, 
unter dem Vorsitze des Königs, sechs Staats minister 
den Vortrag haben , unter welchen, die spezielle Lei- 
tung 1) der Angelegenheiten im Ressort des Innern, 
der Justiz und des Kultus, den beiden Kanz- 
leien; 2) der Finanzverwaltung , der Finanzde- 
putation; 3) der Militärangelegenheiten , dem Ge- 
neral -Komm issariatskollegii; 4) der Mari- 
neangelegenheiten , dem Admiralitäts- und 
Kommissariatskollegio übertragen ist; {5) die 
auswärtigen Angelegenheiten aber durch einen beson— 
dem selbstständigen Minister respizirt werden. 

r * 

• 3, / 

Der Geschäftskreis der einzelnen Ministerien in Staaten, 
in welchen eine Trennung nach Realbeziehungen statt findet, 
ist im Allgemeinen in nachstehender Art geordnet: 

A. Ministerium der auswärtigen Angelegen- 
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h eiten. (*) Im Allgemeinen alles r was die politischen Ver~ 
hältnisse des Staats betrifft; die Behandlung, der Aktiv— und 
Passiv - Stadtsprätension ; die Wahrnehmung der Staatsge— 
rechtsame aufserhaib Landes; Verhandlung , . Sckliefsung , Voll- 
ziehung und Handhabung der Verträge mit anderen Staaten. — - 
Anstellung und Instxuirung der diplomatischen Agenten im Aus- 
lande; die Verhandlungen mit den im Staate befindlichen di- 
plomatischen Agenten des Auslandes; die persönlichen Verhält- 
nisse beider; — Vertretung der Staatsangehörigen im Auslande; 
Beglaubigung aller Akte., die in demselben gültig seyn sollen; 
das PalWesen in das Ausland; — r;i) 

Alle die Territorialverhältnisse betreffende Angelegenheiten, 
Landes -Grenzpurifikationssachen und dergl.; gewöhnlich auch 
die Zensur der politischen Zeitschriften. , , 

lrt- mehreren Staaten sind mit diesem Ministerium die Be- 

! » 

handlung der Angelegenheiten des regierenden Hauses, die Ak- 
tiv— und Passiv- Thronlehne, die Leitung des Postwesens, die 
Adelsordensaugelegenheiten, die Aufsicht auf. das Staatsarchiv ver- 
bunden, die in anderen theils mit dem Ressort des Just» zministeri— 

9 ,t. I ■ * f * 

ums, theils mit jenem des Ministers des Innern vereinigt sind. 


1*14 " 


4. 


B. Justizministerium. Die oberste Leitung des ge- 
sammten Justizwesens; Vorschlag der auf dasselbe Bezug ha- 
benden Gesetze und Anordnungen, ihre Vollziehung; über— 
haupt'Handhabung der Rechtsverfassung^; — 

Die oberste Aufsicht über alle Justizbehörden und Beamten 
in Hinsicht auf ihre Amts- und Geschäftsführung in peinlichen 
und bürgerlichen, sow'ohl streitigen, als unstreitigen Rechtssa- 
chen , so wie über alle Anstalten zur Ausübung der Rechts- 

} 1 . ■ * * • r° 

pflege; — • . ’• 


.-1 


1) Über den Wirkungskreis dieses Ministeriums: Bielfeld In- 

stitution* politiques , II. S. 61 , §.7. Über denselben in Ostreich: 
Lichtenstcrn, 1. c. |S. 514; inPrcufscn: S t c i n , Ildbuch der 
Geographie und Statistik des preufs. Staats, S. 148; in Frankreich: 
Alm. royal; in Baiern: Kabinetsbefchl v. ls. April 1817. ($chmel- 
zing I. c. II. S. 30.); in Baden: Reskr. v. 26. INovbr. 1S09. Beil. F. 
Nq. VI.; in dem Grofshcrz. Hessen: Verordn, v. 28. Mai 1821; in . 
Rurhessen: Verordn, v. 29. Jun. 1821, §. 27 folg. 
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Die Oberaufsicht über das Depositen—, Pupillen-, Hypo— 
thekenwesen ; der V ortrag in Gnadensachen , die auf Erlafs oder 
Milderung in Stiafrechtsfällen , — auf Grofsjalirigkeits-Erkla- 
rung, Adoptionen, Moratorien etc., überhaupt in allen, Angele- 
genheiten , die auf rechtliche Verhältnisse Bezug haben ; — • die 
Entscheidung von Kompetenz - Konflikten zwischen einzelnen 
Justizstellen; — Vorschlag, theils eigene Befugnifszur Anstel- 
lung , Beförderung , Entlassung des gesaramten Justizpersonals, 
die Dienstpolizei über dasselbe, sodann über die Advokaten, 
Prokuratoren, Notarien. (*) 

ln mehreren Staaten sind diesem Ministerio besondere Attri- 

• 1 ♦ A f * 

butionen beigelegt, z. B. der Rechtskonsulentie in Angelegen- 
heiten des regierenden Hauses u. dergl. , ,die mit den eigentlichen 
Attributionen desselben jedoch nicht in noth wendiger Verbin- 
dung stehen, wogegen in anderen Staaten ein besonderes Justiz- 
ministerium überhaupt nicht besteht, die Attributionen desselben 
vielmehr durch irgend eine höchste Zentralbehörde , oder auch 
durch das höchste Justizkollegium im Staate verwaltet werden*. 
Überhaupt aber ist die Wirksamkeit Rieses Ministeriums von 
jener der übrigen dadurch karaktpristisch unterschieden , dafs sie 
wesentlich aufsehend, und darauf beschränkt ist, zu -wachen, 
dafs die Justiz gehörig verwaltet werde, ohne in die Verwaltung 
selbst auf irgend eine Art eingreifen zu können. .• 



C. Ministerium des Innern. Zu dem Ressort des- 
selben gehört* im Allgemeinen alles, was auf die Verwaltung’ 
des Innern Bezug hat * insbesondere: "?i. . • . 

die Wahrung der Hoheitsrechte des Staates und der Grenzen 
desselben, naoh Verschiedenheit der Gegenstände, theils • 
ausschliefslich, theils gemeinschaftlich mit dem Ministerio 
der auswärtigen Angelegenheiten ; in teutschen Bundesstaa- 
ten insbesondere auch in Ansehung, der Standesherren;; 

• die Initiative und der Vorschlag zu- allen Gesetzen und Ver- 
ordnungen über alle Gegenstände der innern Verwaltung 
und über solche in Betreif der allgemeinen , Sicherheits— , 

* * * . • • •• • .j ' 

. - • i • * i 

1) Diese Attributionen an den in der Note zum rorhergeh. §. 
angezeigten Orten. 
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\ Gesundheits-, Gewerbs— , Armen — , sodann der Rural— 
Polizei, und die Vollziehung derselben ; 
das gesammte Medizinalwesen mit den dazu gehörigen Institu- 
ten und Anstalten; ...» t : 

die Aufsicht auf die öffentlichen Wohlthätigkeitsanstalten, 
Kranken — , Irren-, Waisenhäuser u. dergl.; 
die Aufsicht auf andere öffentliche Anstalten, wie z. B. auf 
Brandassekuranzen , Wittwenkassen u. dergl. ; 
die Aufsicht auf den Buchhandel, die Prefsfreiheit , die 
Theater u. s. w. ; ‘ 

' alle staatswirthschaftlichen Gegenstände, die nicht in das Res- 
sort des Finanzdepartements gehören, Agrikultur, Vieh- 
zucht, Fabriken, Manufakturen, Handel u. s. w., das Ge- 

* * * 

werbswesen u. s. w. ; 

die Ausübung der Staatsaufsicht auf die Verwaltung des Ge- 
meinde- und Korporations Wesens und des gesetzlichen Ein-^ 
flu sses der Regierung auf dasselbe; ; 
die Militärangelegenheiten , die zum Ressort der Zivilverwal- 
tung gehören (Konskription, Durchmarsch nnd Verpflegung 
fremder durchmarschierender Truppen, Vorspannwesen etc.); 
alle Anordnungen und die Leitung der Arbeiten zum Behuf 
der Herstellung einer Statistik des Staates; endlich . 
theils Vorschlag, theils Befugnifs zur Anstellung, Beförderung, 
Entlassung des gesammten in dem Ressort des Departements 
angestellten Personals, und die Dienstpolizei über dasselbe. 
Der Umfang dieser Attributionen ist umfassender in denje- 
nigen Staaten, in welchen die Angelegenheiten des Kultus und 
des öffentlichen Unterrichts, jene in Beziehung auf die Polizei, 
das Gewerbswesen, das Bauwesen u. s. w. mit diesem Departe- 
ment vereinigt sind, die in anderen Staaten durch besondere De- 
partements verwaltet werden. ( l )* 


1) Über diese Attributionen in Prcufsen, Verordn, r. 27. Oct. 
1810.; in Baiern, Kabinetsbcf. r. 15. Apr. 1817. CSchraelzing II. 
43 f.); in Würtemberg, 5tes Org.-Edikt v. 18. JNov. 1817.; in Ba- 
den, Reskript v. 26. Novbr. 1809. und Edikt v. 15. Apr. 1819.; in 
Frankreich und den Fiiederlanden, der Alman. roy. ; in Rufs- 
land, Ukas v. 25. Jul. 1810. (Vofs I. c. II. S. 38.); im Grofsherzogth. 
Hessen, Verordn, v. 28.Mai 1821.; in Kurhessen, Verordn, v. 29. 
Jun. 1821. 
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Entgegengesezt ist aber auch in mehreren Staaten ein beson- 
deres Ministerium* des Innern gar nicht vorhanden , in welchen 
die Attributionen desselben theils mit dem Justizdepartement 
vereinigt sind, theils durch andere Behörden verwaltet werden.^) 

D. Ministerium der Finanzen. Der Wirkungs- 
kreis desselben umfafst im Allgemeinen Alles, was 

а) auf die Kenntnifs, Erhaltung, Erweiterung, Benutzung 
der verschiedenen Quellen von Staatseinkommen ; ' 

б) auf die Erhebung und Verwaltung der sämmtlichen Staats- 
einnahmen aus dem unmittelbaren und mittelbaren Staats- 


vermögen ; 


. u 


Jl r > 


c) auf die oberste Aufsicht über die Verwendung dieser Ein- 
künfte für die Zwecke des Staates und für die Bedürfnisse 
der Regierung Bezug hat; und beziehungsweise die Leitung 
dieser Verwendung; . 

d) die Etatisirung des gesammten Staatshaushaltes ‘ 

r) die Aufsicht und Leitun*; des Kassenhaushaltes und des 
Rechnungswesens ; endlich 

f) theils Vorschlag, theils Befugnifs zur eigenen Anstellung, 
Beförderung des Personals in dem Departement, und die 
Dienstpolizei über dasselbe, so wie 

g) die Initiative in Gegenständen der Finanzgesetzgebung. ' 
Der Geschäftskreis desselben in den einzelnen Staaten 

ist mehr oder weniger umfassend, nach Maafsgabe als für ein- 
zelne Zweige des erstem, insbesondere für die Leitung des Geld— 
haushaltes , des Staatsschuldenwesens u. s. w. , besondere Behör- 
den angeordnet oder einzelne Geschäftszweige an andere Depar- 
tements zugetheilt sind. ( 1 2 ) 


1) Z. B. in Dänemark, Hannover, Sachsen. 

2) Die Attributionen dieses Ministeriums inPreufsen, in den 
verschied. Kahinetsordres und in Stein l.c.'S. 152.; in Ostreich, 
Lichtenstern 1. c. S. 508.; in ßaiern, Kabinetsbef. v. 15. April 
1817.; in Würtemberg, 5tes Edikt v. 18. Nov. 1817.; in Baden, 
das S. 42. Note 1) aliegirle Reskript v. 1809.; im Grofsherzogth. Hes- 
sen, Verordn, v. 28. Mai 1821.; in Kurhessen, Verordn, v. 29. 
Jun. 1821.; in Rufsland, Ubas v. 8. Seplbr. 1802. und 25. JuL 1810., 
auch Vofs I. c. II. S. 31.; in Frankreich und den Niederlan- 
den, in dem Alman. royal. 
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:!§• il 


E. Das Kriegsministerium. Die Geschäfte, welche den 
Wirkungskreis desselben bilden, zerfallen in drei Haupt- 
massen, nämlich: * '»»•».'* -n b- •. . jj* j-’i m .. - . 

a ) die rein militärischen Angelegenheiten, oder 
alles, was auf die . Aufstellung , Bildung, Ergänzung der 
✓ Armee, auf ihre Dislokation;, Verwendung u. s. w., auf das 
Materiel der Artillerie und des Genie, Anlage,, Unterhai— 
tung der Festungen und WafFenplätze, überhaupt aller son- 
stigen' ttiilitärischen Etablissements , auf die Armatur u. s. w. 
BeziiiT hat : , , 

, Di 1 1 • <i . ; ' ! v;j t /xv. m ' 

ß) die ökonomischen Angelegenheiten sowohl der 
ganzen Armee, als der einzelnen Korps, -r— Sold, Ver- 
pflegung aller Art, Bekleidung und Equipirung u. s. w. — 
und die Sanitätsanstalten: , , 

? i .« * 

c) die Verwaltung der Militär) ustiz; endlich, 

(t) die Initiative für alle gesetzliche und reglementäre Anord— 

J ' ■; ; , : • ©\ ’• ; 

nungen in Betreff des MilitärweSens. ... 

• •tto. • i jr m ' rju U. 

Auch in diesem Ministerio ist der Geschäfts kreis in raeh— 

• I "'»*/<-••> J* j . ; 

reren Staaten durch die Bildung besonderer Behörden für die 
Leitung der ökonomischen Angelegenheiten und nach Maalsgabe 
enger gezogen , als den lezteren eine mehr oder minder grofse 
Selbstständigkeit gegeben ist, . 




•* \ 


r 1 f • '» 


4» * ► / , 

F. Das Marineministerium. In Staaten, in welchen 
ein solches besteht, ist in demselben alles vereinigt, was auf das 

1 . ' ^ rr * * » » .. 

Personei und auf das Materie! der Marine Bezug hat, näm- 
lich: Verfassung und Bildung der Marine überhaupt ; Werbung, 
Bildung, Verwendung, Entlassung der Seesoldaten und Matro- 
sen; Konstruktion, Unterhaltung, Armirung, Approvisipnirung, 
Verwendung, der Kriegsfatrzeirge aller Art; Aufsicht auf die 
Kriegshafen , Seearsenale und damit in Verein d,ung stehenden 
Anstalten; auf die Magazine, Hospitäler; die Polizei in den 
Seehäfen und über die Seefischerei ; in einigen Staaten auch die 
Aufsicht auf die für den Schiffsbau bestimmten Waldungen. 

. . # , # m * m t * ° 

In mehreren Staaten ist diesem Ministerio zugleich die Zivil- 

• 1 O- * { * ^ » 

und Militärverwaltung der Kolonien übertragen , für welche in 
anderen entweder besondere Behörden angeo’rdnet oder die auf 


diese Verwaltung Bezug habenden Geschäfte anderen Ministerien 
zugetheilt sind. (*) 

$. 9 . 

G. Das Polizeiministerium. Die Attributionen die- 
ses Ministeriums sind nach Maafsgabe der Tendenz , die bei sei- 
ner Institution vorwaltet, mehr oder weniger umfassend, in je- 
dem Staate anders bestimmt. -» ^ i ‘ 

Im Allgemeinen umfassen dieselben alles, was in das Ge- 
biet der Sicherheitspolizei gehört und auch die Vorsorge für die 
Sicherheit der persönlichen Freiheit und des Eigenthums -gegen 
äufsere Gewalt und List; für die Erhaltung der öffentlichen Ruhe 
und Ordnung Bezug hat; sodann die Vorsorge und Aufsicht auf 
die in den öffentlichen Verkehr gestellten Lebensmittel, in Ab— 
sicht auf die Gesundheit und Unschädlichkeit derselben ; die Auf- 
sicht auf die öffentlichen Anstalten für Bequemlichkeit und Ver- 
gnügungen (auf öffentliche Volksfeste, Theaterpolizei etc.) , jene 
auf die Handhabung der Gesundheitspolizei; die Aufsicht auf 
die im Staate befindlichen oder durchreisenden Fremden, und 
das Postwesen etc. 

In einigen Staaten ist diesem Mimsterio auch die Aufsicht 
auf den litte rarischen Verkehr tind die Zensur übertragen, so wie 
jene auf die Wohlthatigkeits— und Strafanstalten. Eine sogenannte 
geheime Polizei ist, dem Namen nach, in keinem Staate 
mehr vorhanden. ( 1 2 ) 


1) In England z. B. ist die Aufsicht auf die Verwaltung der Ko- 
lonien, die der Krone unmittelbar unterworfen sind, dem Ministcrio 
des Innern , über jene der ostindischen Kompagnie dem Kriegsinini- 
ster übertragen. Aufserdem bestehen für beide a) der Rath für Hand- 
lung und Kolonien , für alles was auf beide Gegenstände Bezug hatj 
und b~) der Rath .für die indischen Angelegenheiten. In gleicher Art 
ist in den [Niederlanden die Aufsicht, auf die die gerichtliche, 
finanzielle und regiminelle Verwaltung der Kolonien und auf ihre 
Verhältnisse mit dem Mutlerstaale Bezug hat, einer selbstständigen 
Generaldirektion übertragen. Almau, roy. S. 118. In Spanien ist 
für die Verwaltnng der überseeischen Provinzen ein besonderes Mini- 
sterium angeordnet. 

2> Ein besonderes Polizeiininisterium besteht gegenwärtig nur: 
ö) in Ostreich, die Polizeiiiofstellc, welcher zugleich die 
Zensur übertragen ist, deren Wirkungskreis sich über den ganzen 
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• §. 10 . 

H. Das Staatssekretariat. Ein Staatssekretariat, als 
ein besonderes Ministerialdepartement, und als das alleinige 
und noth wendige Organ für die gesetzliche Aufserung des 
Willens des Regenten , wie ein solches unter der kaiserl. Regie- 
rung in Frankreich bestanden hat, ( * l 2 ) findet gegenwärtig nur in 
einer kleinen Anzahl von Staaten statt. (*) In den meisten 
Staaten, in welchen diese Amtsqualifikation noch besteht, ist 
dieselbe dem Departementschef neben dem Ministertitel, oder 
auch ohne diesen lezteren, ( 3 ) oder aber dem Direktor des geh. 


Staat erstreckt, und welcher die Polizeikommissariate und Zensur- 
Ämter ressortiren. Lichtenste rn 1. c. S. 499. ; 

ö) in dem Königr. beider Sizilien. Dekret v. 5. Jun. 1822.; 

c) in Rufsland, das Polizeiministerium, welches die Maafs- 
regeln in Bezug auf die innere Sicherheit anordnet und ihre Voll- 
ziehung leitet, in zwei Hauptabtheilungen: 1) der Administrativ- 
polizei, 2) der Exekutivpolizei. Hassel Handb. 3. Abth. 2. Bd. 
S. 140.; 

d) in Rurbes8en ist durch die Verordn, v. 27.'Nov. 1821. zwar 
kein Ministerium, aber eine Ober-Polizeidirektion für die 
Sicherhcits - und T)rdnungspolizei errichtet, die dem Kurfürsten 
unmittelbar untergeordnet, den Ministern, als von ihpen un- 
abhängige Behörde, koordonirt ist. 

1) Unter der kaiserl. Regierung war das Alinistbre de la Secreta- 
rie d’Etat diejenige Behörde , bei welcher alle Berichte und Anträge 
der Minister , mit Ausnahme jener aus dem auswärtigen Departement, 
so wie überhaupt alle Akte , die auf die Verwaltung Bezug hatten, 
sodann die Originale aller unmittelbaren Verfügungen des Kaisers , die, 
um giltig zu seyn, von dem Minister-Staatssekretär haben kontrasig- 
nirt seyn müssen, aufbewahrt worden sind. Saalfeld Staatsrecht v. 
Frankreich, l.Bd. S. 195. 

2) In Polen (Konst, v. 1815. Art. 52.77. 81.) ein Minister-Staats- 
sekretär bei der Person des Königs, dem er die Geschäfte vorlegt, 
die von dem Statthalter cingcsandt werden, und an welchen er die 
königl. Dekrete expedirt. — In den Niederlanden, mit den näm- 
lichen Attributionen, wie vorstehend in Frankreich {Alm. roy. S. 98.); 
in Neapel, ein solcher für Sizilien. 

3) Mit dem Ministertitel verbunden, gegenwärtig in Frank* 
reich, Neapel, Sardinien, England; ohne diesen, die Depar- 
tementschefs in Schweden, Norwegen; in Rufsland für da» 
auswärtige Departement. 
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Kabinets, oder endlich dem Generalsekretär des Staatsraths bei— 
gelegt, in welchen beiden lezteren Fällen dieselbe ein der eigent- 
lichen Institution fremdartiges Verhältnis bezeichnet. ( l 2 ) 


B. Stellung und Verhältnisse der Minister^ 
und'innere Einrichtung der Ministerien. 

§. 11 . 

In ihrer Stellung zum Regenten sind die Minister die aus— 
schliefslich alleinigen Referenten und zugleich die gesetzlichen 
Organe für die Vollziehung seiner Befehle und Verfügungen, 
für alle Gegenstände ihres Departement , in Betreff welcher die- 
selben zugleich als oberste Chefs, unter eigener Verantwort- 
lichkeit, verfugen. 

Die Geschäftsverbindung zwischen dem Regenten und den Mi- 
nistern, ob der Vortrag dieser lezteren in einer Versammlung aUer 
Minister (Ministerrath, Conseil) oder von jedem allein im Kabinete 
erstattet wird ? die Bezeichnung der Gegenstände, die in dem leztem 
Falle für ein solches Konseil reservirt sind , und jener, die über- 
haupt dem Regenten vorgelegt werden müssen , oder aber der 
eigenen ‘Verfügung des Ministers überlassen sind; die Form der 
Vorträge und jene der Resolutionen auf dieselben — ist von den 
Einrichtungen abhängig, die beinahe in jedem Staate verschieden 
und abweichend bestehen. ( a ) Allgemein ist dagegen gegenwär— 


1) Das erstere, z. B. in YVürtembcrg; das lcztere, z. B. in 
Preufsen, Baiern etc. 

Die Qualifikation eines Staatssekretärs scheint zuerst in Frankreich 
üblich gewesen zu scyn, woselbst durch eine Ordonnanz v. 14. Sept. 
1547,. ihre Anzahl auf vier fcstgcsczt und bestimmt war, dafs durch 
sie alle Staatsgeschäfte bearbeitet und expedirt werden sollten , ohne 
dafs damals aber eine Ausscheidung von Departements statt gehabt 
hätte, die erst im Jahr 1588 verfügt worden ist. — Diese Qualifika- 
tion der Minister ist im Jahr 1799 aufgehoben, und das Staatssekre- 
tariat als besonderes Departement instituirt, dieses aber 1814 wieder 
abgeändert worden. Alman. minist, d Paris 1814. S. 70. u. 147. 

2) Z. B. in Frankreich, beides; in Würtemberg (Edikt v. 
18. Nov. 1817.); in Preufsen ( Verordn, v. 27. Oct. 1810.) und zu- 
gleich die Gegenstände bestimmt, die in der Versammlung vorgetra- 
gen werden müssen. In Baiern, isolirter Vortrag Regel; in Polen 
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tig die Vorschrift, dafs zur Begründung der Verantwortlichkeit 
der Minister alle von dem Regenten ausgehenden Verfügungen in 
Verwaltungssachen, von den Departementsministern contrasignirt 
werden müssen. ( 4 ) 

Aus dieser Verantwortlichkeit, so wie überhaupt aus den 
Verpflichtungen der Minister oder Departementschefs, ergibt 
sich in Absicht auf ihre Stellung als nothwendiges Postulat, dafs 
sie in allein, was die Anordnung betrifft, bedingt: in Anse- 
hung der Vollziehung aber Unbedingt frei und selbstständig 
sich bewegen können, zu dem Ende: 

a) dafs einem jeden Departementschef der Vorschlag von allen 
auf Gegenstände seines Departements Bezug habenden Ge- 
setzen , Verordnungen , Reglements u. dergl. , obliegen und 
zustehen mufs ; eben so 

b) die ausschliefsliche , selbstständige Anordnung von allen 
zum Behuf der Vollziehung zu treffenden Maafsregeln ; die 
Entscheidung aller aus Veranlassung dieser Vollziehung sich 
ergebenden Umstände, so wie überhaupt für alles, was auf 
die Leitung der Verwaltung des Departements Bezug hat; 

c) die Befugnifs über die in dem Staatsbudget für das Depar- 
tement ausgesezten Fonds, unter der Verpflichtung zur Re- 
chenschaft über ihre gesetzmäfsige Verwendung, disponiren 
zu können, ohne Reiche ein Departementschef für den. 
Fortgang und Erfolg der Verwaltung nicht würde einstehen, 
überhaupt nicht unbedingt verantwortlich seyn können ; ( * 1 2 ) 
endlich 


ebenfalls bei Anwesenheit des Honigs; etc. In Schweden dagegen 
müssen alle Sachen (mit Ausnahme der auswärtigen und der Militär- 
kommando - Sachen) im Staatsralhe vorgetragen werden. 

1) In Frankreich", Polen, Spanien, Baicrn, Würtemberg, Baden,' 
Weimar etc. diese Verpflichtung in der Konstitution ausgedrückt. 
Gesetze und allgemeine Verordnungen werden gewöhnlich von allen 
Ministern kontrasignirt. Wo in Baiern die Unterschrift von nur 
einem Minister erforderlich ist , bestimmt der König diesen ( S c h m e 1 - 
z i n g II. 84.) , was indessen den Zweck der Kontrasignatur nicht zu 
erfüllen scheint. Man vergl. Zachariä I. c. II. S. 78. 

2) Diese Befugnifs ist selbst in Staaten, in welchen die Verant- 
wortlichkeit der Minister gesetzlich ausgesprochen ist, und vorste- 
hende Postulale erfüllt sind, dennoch nicht allgemein zugestanden, 


i 
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d) die Dienstpolizei über das in dem Departement angestellte 
Personal, nämlich nach Maafsgabe der Gesetzgebung und 

O Ö o 

der Verschiedenheit der Stellen, theils Vorschlag, tlieils 
eigene Befugnifs zur Anstellung, Beförderung, Versetzung 
und Entlassung der Staatsdiener; das Recht zur Aufsicht auf 
ihre Dienstführupg und zur Verfügung von Disziplinarstra- 
fen , überhaupt zu allen auf den Staatsdienst und auf die 
Staatsdiener Bezug habenden Anordnungen und Verfü- 
gungen. (■) 

Diese Stellung der Departementschefs und diese Postulate 
schliefsen indessen nicht aus, dafs die von den Ministern vorge- 
schlagenen Entwürfe zu Gesetzen, Verordnungen u dergl. , einer 
geeigneten Prüfung durch den Staatsrath oder durch diejenige 
Behörde, die für eine solche Prüfung angeordnet ist, unterzogen 
werden, eben so wenig, dafs dieselben für Gegenstände, die 
mehrere Departements betreffen , oder« sonst von einem allge- 
meinen, wichtigem Interesse sind, sich gemeinschaftlich be— 
ratlien. * „ 

Diese Vereinigungen, die in mehreren Staaten regelmafsig 
statt finden , in anderen nur auf willkürliche Berufung des Re- 
genten oder auf Antrag eines Ministers, sind in der Regel jeder- 
zeit nur auf gemeinsame Berathung beschränkt, — oder soll- 
ten nur auf diese beschränkt seyn , — * ohne Befugnifs zum Ein- 
greifen in die Vollziehung, welche dem betreffenden Dcparte- 


die Ordonnanzi rung aller Ausgaben vielmehr ausschliefslich dem Fi* 
nanzministerio reservirt, welche Einrichtung durch die Gründe, die 
für dieselbe geltend gemacht werden , schwerlich zu rechtfertigen seyn 
möchte. 

1) Staatsdiener sind zwar Beamte des Staates . zunächst und zu* 
gleich aber auch Agenten der Chefs der einzelnen Vcrwaltungsdepar- 
tements , die nur in so weit für den Fortgang und den Erfolg der 
ihnen obliegenden Verwaltung verantwortlich seyn können , als sie in 
der Wahl und in der Disposition über die Agenten für die Vollziehung 
ihrer Anordnungen nicht beschränkt sind. Defshalb, so wie überhaupt 
schon aus dem allgemeinen Grundsätze: dafs jede Korporation, die 
sich durch sich selbst ergänzt, mit dem Wöhle der Verwaltung nicht 
vereinbar ist, möchte die Vorschrift: dafs die Staatsdiener nur auf 
Vorschlag der ihnen vorgesezten Kollegien ernannt wtrden solJch, 
nicht wohl zu rechtfertigen seyn. M. s. oben No. V. in det Einleitung* 

4 


* 


* 


mentsehef unter eigener Verantwortlichkeit überlassen bleibt, 
die durch ein solches Eingreifen unwirksam werden miifste. (*) 



Zacharia macht die mechanische Vollkommenheit der 
Verwaltung davon abhängig, „dafs die Geschäfte von ein- 
zelnen Menschen , und nicht gesammtheitlich , besorgt wer- 
den,“^) womit auch Rehberg übereinstimmt, „weil da, 
wo es sich um die Entwerfung von Planen handelt, deren 
Güte dadurch, dafs sie gleichsam aus einem Gufs hervorge— 
gangen sind, bedingt ist, und um ihre konsequente Ausfüh- 
rung, die nur durch die Energie eines ungeteilten Willens 
thunlich ist, von der gemeinschaftlichen Arbeit eines Kol- 
legiums Gedeihliches nicht zu erwarten ist. 4 * ( 1 2 3 ) 
t Mit diesen Ansichten , die als Erfahrungssätze aus dem 
Leben überhaupt, insbesondere aber aus dem Geschäftsleben 
abstrahirt sind, kann aber die Kolleg ialform für die Or- 
ganisation eines Ministeriums nicht als vereinbarlich erachtet 
werden, mit welcher weder diejenige Einheit in der Anord- 
nung, noch diejenige Energie und Konsequenz in der Voll- 
ziehung, die in der obersten Leitung der Staatsgeschäfte so- 
wesentliche Erfordernisse sind, vereinbar sind. 

Das Wesen der Kollegialverfassung bedingt, seiner Natur 
nach, einen förmlichem, langsamem Geschäftsgang, als mit 
der Art, wie MinisterialgescJiäfte behandelt werden müssen, 
vereinbar ist, eben so wie Kollegien, — was selbst als 
ein Vorzug prädizirt wird, — fester an einmal aufgefafste 
Ansichten halten, und diese in der Regel bei allen Ergeb- 
nissen in der Verwaltung geltend zu machen, die leztere 


1) Eine solche Vereinigung findet z. B. statt in Frankreich 

Conseil des Ministres — unter dem Vorsitze eines besondcrn President 
du Conseil des Ministres ; in den Niederlanden, Conseil du Cabinet; 
in Prcufsen, Verordn, v. 3. N'ov. 1817.; in Baicrn, (eine Mini- 
sterialbesprechun g) Kabinetsbef. v, 15. Aprr 1817.; in Wür- 
tembcrg , 5tes Org.-Edikt v. 18. Nov. 18l7.; in Kurhessen, Ver- 
ordn. v. 29. Jun. 1821. ; etc. 

2) Vierzig Bücher etc. J. S. 252. 

3) Über die Verwaltung etc. S. 145. 
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unter die ersteven zu subsuramiren sich bestreben, wahrend 
die Geschäftsführung in den Ministerien gerade das Gegen— 
theil bedingt, und in dem MaaTse als vorzüglicher zu erachten 
seyn möchte, als die Ergebnisse in allen Beziehungen schnell 
und richtig aufgefafst, die Ansichten nach diesen tnodifizirt, 
und denselben angeeignet werden. — 

Allerdings ist auch in den Ministerien , und in diesen 
selbst mehr als in anderen Behörden , die gröfste Umsicht in 
der Berathung, die gröfste Reife für diese , erforderlich. Die 
Erfahrung beweist aber, dafs diese nicht immer durch die kol- 
legiale Behandlung der Geschäfte erreicht \vird , wenigstens, 
dafs sie dieser nicht ausschliefsliöh eigen ist. Aufserdem kann 
dieser Vortheil aber auch, theils durch die nothwendige Bera— 
thung aller gesetzlichen und reglemenfaren Anordnungen in 
dem Staatsrathe, und durch den Austausch von Ansichten in 

i t 

Betreff von Verwaltungsanordnungen und selbst von solchen 
in Absicht auf die Vollziehung, in den gemeinschaftlichen 
Ministerialberathmmen auf eine Art erreicht werden , wel- 
che eben so wenig die für die ministerielle Wirksamkeit un- 
bedingt nothwendige Selbstständigkeit, als die durch diese 
leztere bedingte Verantwortlichkeit gefährdet, die in der 
Kollegialform überhaupt nicht, und am wenigsten alsdann 
zu realisiren ist, wenn ein Minister, im Fall einer Diskordanz 
von Ansichten mit jenen seiner Vortragenden Räthe, diese der 
Entscheidung des G^sammtministeriums unterwerfen mufs. (*) 


1) Wie z. B. in dem GrofsheCzogth. Ressen, Verordn, v. 28. Mai 
1821. Man vergl. damit die Bemerkungen über diese Verordn, in der 
Beilage No. 113. zur allg. Zeit, von 1821.; sodann, die Verhandl. in 
der zweiten Hammer der Stände dieses Grofsherzogth. 2. Haft, Beil. 
S. 9.; 6. Heft, S. 67. 118.; 11. Heft, S. 87.; 16. Heft, Beil. S. 2*.; 17. 
Heft, S. 57., in welcher die Unvcreinbarlichkeit einer Verantwortlich- 
keit mit der Kol Icgi.il Verfassung behauptet worden ist, mit den Ver- 
handl. in der ersten Badenschen Hammer im Jahre 1820., Heft 3. 
S. 4-78.; Heft 4. S. 64.; Heft 2. im 1. Bd. u. Heft 1. im 2. Bd. , in wel- 
chen die Verteidigung der cntgcgcngcsczten Ansicht versucht ist. 

Ji e ii j a min Co ns l a nt y sur ln rexponsabilite des Ministres , Pa- 
ris 1815. 


JWarcTiai* de A'li"neaux f de la responsubilite des Alinlstres f 
Pqris 1818. 
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Die Frage über die»« Verantwortlichkeit de^ Mi- 
nister, und über dio Art ihrer Realisirung , welche vorzüg- 
lich in der neuesten Zeit die Gesetzgebung, besonders in 
Staaten mit einer Repräsentatiwerfassung , beschäftigt, ge- 
hört zu denjenigen Problemen , deren befriedigende Lösung 
in mehr als einer Beziehung schwierige so wie diese auch 
beinahe in jedem Staate auf eine andere Art versucht worden 
ist. — Wenn auf der einen Seite eine Gesetzgebung, die 
lediglich bei ganz allgemeinen Bestimmungen stehen bleibt, 
eben wegen der Allgemeinheit dieser lezteren , nicht als ge- 
nügend zu erachten seyn möchte, dürfte eine solche, die 
entgegengesezt, die Fälle, in welchen die Verantwortlichkeit 
eintreten soll , prazisiren wollte , nicht nur ihren Zweck ver- 
fehlen, sondern, durch die Annahme, dafs die nicht aus- 
drücklich bezeichneten Fälle auch nicht als unter das Gesetz 
subsummirt zu betrachten sind, diesen selbst und wesentlich 
gefährden. Aufser diesen Schwierigkeiten, die in der Na- 
tur der Sache liegen , ergeben sich dergleichen , in Absicht 
auf die Scheidelinie, zwischen denjenigen Fällen, in welchen 
nur Anlafs zur B es cli werde seyn kann, von jenen, in wel- 
chen eine förmliche Stellung vor Gericht eintreten soll; 
sodann , sowohl in Betreff der Behörde , welche diese ein— 
leiten, als Kläger verfolgen soll, als auch in Betreff jener 
zur Entscheidung ; endlich auch solche , die aus der organi- 
schen Bildung der Behörde sich ergeben , deren Verantwort- 
lichkeit in Anspruch genommen werden soll. % 

Bei der Wichtigkeit der Frage dürfte nachstehende An- 
deutung der Art, wie die Gesetzgebung in einer Anzahl von 
Staaten ihre Lösung versucht hat, nicht ohne alles belehrende 
Interesse seyn. 

1) In Frankreich. Der Grundsatz der Verantwortlich- 
keit der Ministe* ist in dem 55. u. 56. Art. der Karte 
von 1814. ausgesprochen, in welcher zugleich Ver— 
rätherei oder Veruntreuung als die Fälle bezeich- 
net sind, in welchen eine Anklage gegen dieselben er- 
hoben werden kann: — das Recht zur Anklage 
der Kammer der Deputirten überlassen, jene 
der Pairs, als ausschlief slicher Gerichtshof 
für diesen Fall bezeichnet ist. — In dem Gesetzesent— 
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wurf, welcher als Entwickelung der in der Karte ent- 
haltenen Bestimmungen am 3. Febr. 1817. den Kammern 
vorgelegt worden ist, wird als Verrätherei bezeich- 
net: Unterschrift oder Kontrasignatur von Akten, wel- 
che die Sicherheit des Staates , jene der konigl. Familie, 
sodann die Sicherheit der Staatsbürger in Betreff ihrer 
persönlichen und Religionsfreiheit, die freie Bekannt—, 
machung ihrer Meinungen, die Unverletzbarkeit ihres 
Eigenthums gefährden; — • als Veruntreuung aber, 
die Autorisation ungesetzlicher Erhebungen; bestim— 
mungswidrige Verwendung öffentlicher Gelder, ifnd 
(direkte oder indirekte) Bestechung. Moniteur v. 1817. 
No. 56. Die Diskussionen am 11. u. 25. Dezbr. 1816.; 
13. u. 14. Jan. u. 3. Febr. 1817. Das Gesetz ist noch 
nicht genehmigt. 

2) Im Königr. Polen. Verantwortlich sind: die Depar- 
tements minister, die Mitglieder der Begierungskommis- 
sion und der Staatssekretär, für jede begangene Ver- 
letzung der Konstitution, der Gesetze und 
der Dekrete des Königs, und dafür, dafs in 
diesen lezt-eren nichts enthalten ist, was 
den ersteren zuwiderläuft; sodann, wegen 
Pflichtvergessenheit in Ausübung ihres Amtes. 
Der Antrag zur gerichtlichen Verfolgung geschieht vom 
Könige oder Statthalter, und mittelst einer Anklage 
der Landbotenkammer bei dem Senate, der 
über die Annähme oder Verwerfung entscheidet, und 
im erstem Falle , die Klage zur Entscheidung über die- 
selbe, an den hohen Nationalhof, der aus allen 
Gliedern des Senats besteht, abgibt. Konstit. v. 1814. 
§. 47. 49. 82. 116. 152. 

3) Schweden. Verantwortlich sind: die Minister, die 
Mitglieder des Staatsrathes , der Hofkanzler, die Staats- 
sekretäre, überhaupt ein jeder Beamter, der in Regie— 
rungssachen dem Könige Rath ertheilt, offenbar gegen 
die Vorschriften der Konstitution oder anderer Reichs- 
gesetze gehandelt, oder auch nur unterlassen hat, 
gegen solche Übertretungen oder Zuwiderhandlungen 
Vorstellungen zu machen, oder durch absicht- 
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liches Z u r ü c khalten einer richtigen Darstellung, 
dergleichen Übertretungen etc. veranlafst oder befördert 
». hat. Aufserdem sind die Mitglieder des Staatsrathes 
speziell auch noch dafür verantwortlich, dafs die Staats- 
mittel der Bestimmung, die für ihre Verwendung gege- 
'ben ist, gemäfs verwaltet werden. Die Klage wird un- 
ter Anspruch des Justiz Sachwalters, der zu der- 
selben verpflichtet ist, von dem Konstitutionsau s- 
schusse: oder von dem Justizkanzler, der zu ih— 
rer Anstellung berechtigt ist, bei dem Reichsgerichte 
erhoben , das über dieselbe nach Maafsgabe der öffentli- 
chen Gesetze und der besonderen vom Könige und den 
' Ständen festgesezten Konstitutionen entscheidet. Das 
Reichsgericht selbst wird für solche Fälle, mit Aus— 
schlufs des Staatsrathes, durch den Präsidenten des Hof- 
gerichts, durch jene aller Kollegien, die vier ältesten 
Justizräthe , die zwei ältesten Räthe des Hofgerichts, 
den ältesten Rath aus jedem der verschiedenen Reichs- . 
kollegien, und durch die Chefs der Land- und See- 
macht in Stockholm verstärkt. Konstit. y, 7. Jun. 1809. 

. 38. 65. 101. 102. 106. 

4) Norwegen. Verantwortlich ist jeder Beamter, der Sitz 
und Stimme im Staatsrathe hat, und es unterläfst, ge- 
gen einen Beschlufs des Königs, welcher der Staats— 
form und den Reichsgesetzen nicht gemäfs, oder für das 
Reich augenscheinlich schädlich ist, kräftige Vorstel- 
lungen zu machen , und seine Protestation in dem Pro- 
tokolle niederzulegen. Die Anklage wird von dem 
Oldesthinge (der zweiten Kammer) bei detai 
Reichsgerichte anhängig gemacht, welches für Fälle 
der Art aus einer Vereinigung des Laglhings (ersten 
Kammer) mit dem höchsten Gerichtshöfe gebildet wird, 
Konstit. v. 1814. §. 30. 32. 86. 

5) Spanien, Die Minister sind den Kortes für die Ver- 
ordnungen, welche sie autorisiren, und der Konstitution 
und den Gesetzen zuwiderlaufen , verantwortlich, ohne 
dafs sie zu ihrer Rechtfertigung einen Befehl des Königs 
yorsahützen können. Der Beschlufs: ob ein Minister 
zur Verantwortung gezogen werden und ein gerichtliches 
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Verfahren statt finden soll? wird von den Kortes ge- 
fafst, welche dem obersten Gerichtshöfe alle auf 

l ¥ 

die Sache Bezug habenden Aktenstücke , zur Instruirung 
und Entscheidung des Prozesses , übergeben. Konstit. 
v. 1812. L 226. 229. 

6) Königr. der Niederlande. Verantwortlich sind; die 
Mitglieder der Generalstaaten, die (phefs der 
allgem. Verwaltungsdepartements, die Staatsräthe^ die 
Kommissäre des Königs in den Provinzen , wegen aller 
während der Dauer ihres Amtes begangenen Vergehun- 
gen , wegen welcher sie jedoch erst, nachdem die Ge — 
neralstaaten ihre Belangung autorisirt haben, vor 
den Obergerichtshof gestellt werden können, der 
über die erhobene Klage entscheidet. Fundamental- 
gesetz v. 1815. §. 177. 

7) Baiern. Die Stände haben das Recht, Beschwer- 
den über die durch die Staatsministerien oder andere 
Staatsbehörden geschehene Verletzung der Verfassung, 
in einem gemeinsamen Anträge an den König zu 
bringen , welchen derselbe sogleich abhilft , oder aber, 
nach Verschiedenheit der Fälle, an den Staatsrath oder an 
die oberste Justizstelle zur Untersuchung und Entschei- 
dung abgeben läfst. — Im Fall einer förmlichen 
Anklage gegen einen hohem Staatsbeamten wegen 
vorsätzlicher Verletzung der Verfassung, müssen die An- 
klagepunkte bestimmt bezeichnet, in jeder Kam- 
mer durch einen besondern Ausschufs geprüft, 
und im Fall einer Vereinigung beider Kammern , die 
Anklage sammt den Belegen an den König gebracht 
werden , der sie an die oberste Justizstelle, — 
in welcher, im Fall der nothwendigen oder freiwilligen 
Berufung , auch die zweite Instanz durch Anordnung 
eines andern Senates gebildet wird, — zur Entschei- 
dung abgibt, und die Stände von dem gefällten Urtheil 
in Kenntnifs setzen läfst. Verfassiuigsurk. v. 1818. 
Tit. 10. §. 4 - — 6 incl. 

8) Würtemherg, Verantwortlich sind: a) die De- 

partementsminister oder Chefs für den Inhalt 
aller vom Könige ausgehenden Verordnun- 
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gen, welche die Staatsverwaltung betreffen; auCserdem 
für dasjenige, was jeder füx sich verfügt, oder 
'was jedem vermöge des ihm zugewiesenen Geschäfts- 
kreises, zu thun oder zu verfügen obliegt; — 
,h ) auch die übrigen Staatsdiener und Behörden dafür, 
dafs sie nur die ihnen von den geeigneten Stellen in der 
ordnungsmäßigen Form zukommenden Anweisungen 
beobachten. — Jede Kammer ist einzeln und 
für sich zur Anklage berechtigt; — eben so entgegen— 
gesezt die Regierung, gegen einzelne Mit- 
glieder der Stände und des Ausschusses, 
wegen Unternehmungen, die auf den Umsturz der Ver- 
fassung gerichtet sind, oder wegen Verletzung einzelner 
Punkte .der Verfassung. Die Anklage wird bei dem 
Staatsgerichts hofe anhängig gemacht, der aus ei- 
nem vom Könige ernannten Präsidenten und 12 Räthen 
besteht , die zur Hälfte von ersterm , zur Hälfte von 
den Ständen ernannt sind. Gegen das Erke'nntnifs fin- 
det keine Appellation statt, nur Revision und Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand. Die Strafbefugnis ist 
auf Verweise , Geldstrafen, Suspension, Entfernung vom 
Amte; sodann auf Ausschliefsung von der Landstand— 
schaft beschränke Verfass ungsurk. v. 1819. §.51. 52. 
179. 195 folg. 

9) Grofsherzogth. Hessen., Nach Maafsgabe des^Ge— 
setzes v. 5. Jul. 1821. sollen: „die Minister, das 
Ministerium, und alle jetzigen oder künftigen 
höchsten Administrativstellen, wenn ihre Ver-* 
antwortlichkeit wegen gesetzwidriger Hand- 
lungen oder Nichterfüllung der Zusagen 
des Regenten an die Stände reklamirt wird > zu 
ihrer Entschuldigung sich nie auf angebliche Befehle des 
Regenten berufen können. Gegen dieselben kann 
wegen solcher Handlungen oder Unterlassungen, von 


'Ö 

dem 


Grofsherzoge 


aus 

oder in Folge eines von beiden Kammern 
gemeinschaftlich gefafsten, und durch eine 
gemeinschaftliche Deputation überreichten 
Beschlusses, Klage erhoben werden, über welche 


eigen er 


Bewegung 
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das/ Oberappellationsgericht entscheidet, und 
gegen dessen Erkenntnifs nur die Rechtsmittel der Revi- 
sion und der Restitution zulässig sind. 

10) Grofsherzogth. Weimar. Verantwortlich sind: die 

Departementschefs, und in Angelegenheiten, > 

die gemeinschaftlich berathen worden sind, 
sämmtliche Mitglieder des Staatsministe — 
riums, die bei der Beschlufsnahme Sitz und Stimme 

in demselben gehabt haben ; sodann die höheren Lan- 
desbehörden. Gegen die eben genannten steht den 
Ständen das Recht der Besch wer de fiihrung zu, 
wegen Unregelmäfsigkeit einer Verordnung, 
oder von Verwaltungsmaafsregeln. Eine förmliche 
Klage kann nur statt finden, wegen Unterschlei- 
fen bei öffentlichen Kassen, Bestechlich- 
keit, absichtlich verweigerter oder verzö- 
gerter Justiz, absichtlicher Verzögerung 
in der Verwaltung, und wegen willkürlicher 
Eingriffe in die Verfassung, oder in die ge- 
setzliche Freiheit, die Ehre, das Eigenthum der 
Staatsbürger. ♦ 

O ■» i * 

Beschwerden und Anklagen müssen bei dem Grofs— 
herzoge eingereicht werden , der die ersteren untersu- 
chen läfst, vund die Stände von dem Resultate der Un- 
tersuchung in Kenntnifs sezt; wogegen förmliche An- 
klagen durch das Oberappellation sgericht in 
Jena untersucht und entschieden werden. Der Land- 
tag, oder, wenn dieser nicht versammelt ist, der , 
Vorstand, kann den Landschaftssyndikus zur Verfol- 
gung der angebrachten Klage und zur Wahrnehmung 
des ständischen Interesses, Auftrag ertheilen. Grundges, 
v. 5. Mai 1816. §. 111 — 116. 

11) Herzogth. Nassau. Die Stände haben darüber zu 

. wachen: dafs die freie Wirksamkeit dej: obersten Ju- 
stizbehörden niemals beschränkt werde; dafs willkür-^- 
liehe Verhaftungen ohne rechtliches Verfahren nach den 
bestehenden Gesetzen niemals und auf keine Weise statt 
finden; dafs kein Unterthan jemals seinem durch die 
Gesetze vorherbestimmten Richter entzogen werde; — 
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und im Fall, dafs sie eine dieser Verfassungsbestim- 
mungen von dem Minister oder den Landeskollegien 
verlezt glauben, so wie in jenem, dafs dieselben sich 
Konkussionen oder verbotener Annahme von Gesehen— 
ken erlaubt, odeT bei ihren Untergebenen zugelassen 
hätten , steht denselben (den Ständen) die Befugnifs zur 
Beschwer defiihrung und zur Forderung zu, 
dafs gegen die Angeklagten eine Untersuchungs — 
kommission angeordnet werde. Der Beschlufs, 
dafs eine solche Forderung an den Herzog gemacht wer— 
, den soll, mufs durch die Mehrheit in einer je- 
den der beiden Abtheilungen gefafst seyn. 
Patent v. 2. Septbr. 1814. 

Der Verfasser bricht diese Andeutungen hier ab, um so 
mehr, als die Art, wie die Lösung des Problems in anderen 
Staaten versucht worden ist, nur durch unwesentliche Modi- 
fikationen von den angezeigten Gesetzgebungen abweicht. 


§. 12 . 

Innere Organisation der Ministerien. Für die 
innere Einrichtung der Ministerien bestehen im Allgemeinen drei 
verschiedene Methoden , nämlich: 

a) Strenge Büreaukratie und Vertheilung der Geschäfte 
* nach Realbeziehungen, in Divisionen, Sektionen, Biireaus; 

eine jede der ersteren mit einem besondern Chef, der ohne 
Verbindung mit den übrigen Divisionen, die der seinigen 
zugetheilten Geschäfte entweder selbst bearbeitet, oder ihre 
Bearbeitung in den Biireaus der Division bewirkt und lei- 
tet, die Arbeiten dem Minister vorträgt und die Ausferti- 
gung seiner Beschlüsse besorgt. 

b) Modifizirte Kollegial verfa ssung , nämlich so, 
dafs die Vortragenden Räthe in dem Ministerium (Ministe— 
rialräthe) die Geschäfte und Vorträge in Kollegialsitzungen 
zwar gemeinschaftlich berathen , ihr Beschlufs jedoch nur 
gutachtlich und lediglich von der Entscheidung des 
Ministers abhängig ist. 

c) Wirkliche Kollegialverfassung, und zwar Ver- 
einigung der Vortragenden Räthe in ein Kollegium, oder 
aber Vertheilung in Realabtheilungen, deren jede ein be— 
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sonderes Kollegium bildet, in welchem die Geschäfte kol- 
lecialisch berathen und beschlossen , die auf die laufende 
' Verwaltung sich beziehenden , im Namen der Abtheilung 
sogleich expedirt, und nur die wichtigeren, entweder un- 
mittelbar oder in einer Vereinigung der Vorstände der Ab— 
theilungen , dem Minister zur Entscheidung vorgelegt 
werden. (*) 

In mehreren Staaten ist dem Depavtementsminister ein Ge- 
hilfe zur Seite gesezt, entweder nur zur Hilfleistung oder 
' Stellvertretung des erstem, oder auch mit Zutheilung bestimm- 
ter Geschäftsattributionen unter eigener Verantwortlichkeit. ( a ) 


1) Eine rein bürcaukratische Organisation, z. B. in 
Frankreich, in den Niederlanden. — Modifizirtc Kolle- 
gialverfassung, z. B. inßaicrn, der M » n i s t e ri al r a t h in 
jedem Ministerio; in VYürtemberg, die Oberregierung in dem 
Minist, des Innern , das Oberfinanzkoliegium in jenem der Finanzen. 
Diese und die dritte Methode , z. B. in P r e u f s e n , in R u f s I a n d , 
woselbst die Ministerien in Abtheilungen, jede dieser in De- 
partements oder Expeditionen, diese zum Theil in Kam- 
mern, in welchen eine Anzahl Tische (Bureaus) eingelheilt sind. 
Storch Rufsland unter Alexander I. 2. Bd. S. 32. 7. Bd. S. 270. 

Eine eigenthümliche Einrichtung findet in Schweden statt, wo 
die Bearbeitung der Geschäfte der Ministerialdepartements in der k ö - 
nigl. Kanzlei zentralisirt ist, die als ein höchstes Keichskollegium 
konstituirt , aus einem Präsidenten und 12 (Käthen) Depulirten und 
den Staatssekretären, jeder für sein Depart. besteht, und bei welchem, 
unter spezieller Leitung des betreff. Ministers oder Staatssekretärs, 
nachstehende Expeditionen angeordnet sind, nämlieh: a) die Expedi- 
tion der Justizrevision ; 2») der auswärt. Angelegcnh. ; *•) die Kriegs- 
expedition ; «/) die innere Zivilexpedition; t?) die Finanz - und Han- 
delsexpedition ; f) die Hofkanzlerexpedition; £) die Kanzleiexpedition. 
Eher die älteren Verhältnisse dieser Kanzlei die Regierungsforin vom 
21. Aug. 1772. v. Martens Sainml. S. 592. 602. Hassel allgem. 

St. u. Addrefshandb. 2. Bd. 2. Abth. S. 84. 

» 

2) Solche Gehilfen in Frankreich, Unter - Staatssekre- 
täre (bisher); in England für einige Departements; in Rufs- 
land, Minister -Kollege, als Gehilfe und für alles, was er 
unterzeichnet verantwortlich; in Baiern, ein Vorstand in jedem 
Ministerio, mit der Befugnifs, von dessen Anträgen an dei\ Staatsrath 
vorläufige Einsicht zu nehmen, und mit der Pflicht, im Fall eines Dis- 
senses , diesen im Staatsrathc vorzutragen ; aufserdem zur Supplirung 
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Das Geschäftspersonal in den Ministerien, das überhaupt, nach 
Maafsgabe der Natur und des Umfanges der Geschäfte und auch 
\ der Bildungsmethode , verschieden ist, besteht im Allgemeinen 
in Direktoren oder Vorständen der einzelnen Abtheilungen, 
in Divisionschefs oder Vortragenden Rathen, aus 
Büreauchefs für die Bearbeitung der Geschäfte in den Un- 

4 v O 

terabtheilungen , aus einem Generalsekretär für die Auf- 
sicht auf den innern Dienst in dem Ministerio, und endlich 
aus dem, erforderlichen Redaktions— und Expeditionspersonale, 
welches in „ dem streng durchgeführten Büreausysteme in die 
Divisionen vertheilt, in den andern Methoden in eine allge- 
meine Kanzlei vereinigt ist. y 

Aufserdem sind in den meisten Staaten, eine besondere A b- 
theilung für die Komptabilität des Departements, so- 
dann für einzelne Geschäftszweige , die besondere wissenschaft- 
liche oder technische Kenntnisse erfordern, Zentralbüreaus 
und Konseils im Inpern der Ministerien angeordnet, deren 
f Verhältnifs jedoch lediglich das einer Konsultativbehörde ist. 

Abweichend ist diese innere Einrichtung in solchen Staa- 
ten , in welchen die Ministerialattributionen durch die oberen 
Zentralkollegien verwaltet werden, und der Minister mehr in 
dem Verhältnisse eines Präsidenten eines solchen Kollegiums 
steht. Bei einer solchen Organisation werden die Geschäfte 
von den Mitgliedern neben ihren übrigen Berufsarbeiten, die 
Expeditionsgeschäfte aber eben so in der Kanzlei des Kollegiums 
erledigt; höchstens, dafs ein besonderes Büreau für die Bearbei- 
tung der dem Chef reservirten Geschäfte angeordnet ist. 


Die Frage: welche von den angedeuteten Methoden die 
vorzüglichere sey? möchte, wie oft ihre Beantwortung auch 
versucht worden ist, im Allgemeinen kaum genügend 
gelöst werden können, schon um defswillen nicht, weil, 
wenn auch alle übrigen Rücksichten bei Seite gesezt werden. 


des Ministers; in dem Grofsherz. Hessen, (s. Seite 51. Note 1.); in 
Kurhessen, ein Ministerialrath als Gehilfe und zur Supplirung des 
Ministers. v 
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bei ihrer Lösung, die Gröfse und die sonstigen Verhältnisse 
eines gegebenen Staates in Betracht gezogen werden müssen. 

Im Allgemeinen möchte nicht zu verkennen seyn, 
dafs eine büreaumäfsige Bearbeitung der Geschäfte in den 
Ministerien, oder doch eine Methode, welche dieser sich 
am meisten nähert, den Verhältnissen eines Ministers und 
den Forderungen, die in Absicht auf die Geschäftsführung 
an denselben gemacht werden, die angemessenere sey, dafs 
viele Geschäfte selbst nicht anders bearbeitet werden kön- 
nen , endlich , dafs , wie die Erfahrung beweist , diese Me- 
thode die Gründlichkeit der Bearbeitung bei weitem weniger, 
als gewöhnlich geglaubt wird, gefährdet, in manchen Fäl- 
len wohl eher eine gröfsere Bürgschaft flir dieselbe darbie- * 
tet, weil der einzelne Arbeiter für Sache und Form allein 
verantwortlich ist. 

Auf der andern Seite sind die Vorth eilef nicht zu ver- 
kennen , die aus einem Austausche der Ideen unter den Re- 
ferenten für die einzelnen Geschäftszweige und aus einer 
fortlaufenden Übersicht der Geschäftslage eines jeden solchen 
Zweiges , überhaupt aus einer regelmäfsigen Vereinigung 
aller Referenten zum Vortrag bei dem Departementschef, so- 
wohl in Absicht auf die Geschäfte selbst , als auch in mehr- 
facher sonstiger Hinsicht erwachsen, unter welchen gröfsere 
Sicherstellung gegen einseitige Ansichten , Vermeidung un- 
nützer Vorträge, die gröfsere Leichtigkeit, dafs jeder Vortrag 
mehr im Geiste des allgemeinen Systems und im Hinblick 
auf das Ganze gefafst werden kann ; endlich, Zeitgewinn, so- 
wohl für den Departementschef, als für die einzelnen Re- 
ferenten, gewifs nicht die lezte Berücksichtigung verdienen. 
Dabei ist es jedoch nothwendige Bedingung , dafs der De- 
partementschef die Vorträge in diesen Vereinigungen selbst 
abnimmt, (*) dafs die Zeit nicht mit solchen, die blofs auf 


1) Wenigstens die wichtigeren , welche jeder Referent aus der An- 
zahl der seinigen aushebt , was selbst nothwendig ist , damit der De- 
partementschef für seine übrigen Geschäfte möglichst viel freie Zeit 
behalte. Renntnifs von den übrigen erhält derselbe durch das Proto- 
koll j durch dieses auch von denjenigen Sachen , die ohne Vortrag er- 
ledigt werden. 
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Einleitung oder auf das mechanische Fortschieben der Ge- 
schäfte Bezug haben, versplittert werde, sondern dafs die 
Erledigung der Geschäfte der Art, den Referenten ohne Vor- 
trag überlassen bleibt. 

Ungeachtet der eben erwähnten Vortheile, welche diese 
Methode gewährt, und wegen welcher dieselbe als die bes- 
sere zu erachten seyn dürfte , möchte die Möglichkeit ihrer 
Anwendung in grofsen Staaten problematisch seyn, eben 
wegen der Gröfe derselben und der gröfsern Masse von Ge- 
schäften , die in den Ministerien zusammenlaufen ; defshalb 
die Geschäftstätigkeit der Departementschefs noch mfehr auf 
eine noch allgemeinere Oberaufsicht und Leitung beschränkt 
ist, die speziellere Leitung aber besonderen Behörden für die 
einzelnen Zweige überlassen werden mufs, in welchen da- 
her nur zwischen büreaumäfsiger Behandlung in dem Mi- 
nisterium selbst , mit Generaldirektionen für die speziellere 
Leitung, oder aber kollegialisch gebildeten Abteilungen mit 
der Befugnifs zur selbstständigen Verfügung in allein, was 
blofs auf die laufende Verwaltung Bezug hat, eine Wahl 
statt finden kann. 


In den Verhandl. über die Organisation in der zweiten Hammer 
im Königr. Würtembcrg (2tes aufserordentl. Bcilagcheft von 1820. 
S. 32, und Verhandl. v. 1821. 5. Abth. S. 497.) ist die Bildung eines 
solchen Ministerialrates (in Würlemberg die Oh erreg ierung und 
das Oherfinanzkollcg.) um defswillen als ein Mifsstand erklärt 
worden, weil durch denselben gewissermafsen zwei Instanzen in der Ver- 
waltung statt finden , und weil die höhere Instanz nicht durch ein Kol- 
legium , sondern durch den Minister verwaltet werde , der nicht ver- 
walten , sondern nur die Verwaltung leiten und beaufsichtigen soll. — 
Theils aber bilden die Oberregicrung und das Obcrfinanzkollcgium 
keine besondere Instanz, indem denselben durchaus keine 
selbstständigen Kollegialbelugnisse beigelegt, vielmehr dieselben lediglich 
auf die Vorbereitung und auf den Vortrag der Geschäfte zur Entschei- 
dung des Ministers beschränkt sind , ohne dafs dieser lezterc an den 
Beschiufs über den Vortrag gebunden wäre. Sodann und theils aber 
auch liegt es in der ISatur der Sache , dafs der Minister , der für die 
Verwaltung seines Departements allein verantwortlich ist, auch 
allein entscheiden und verfügen mufs, in welcher Entschei- 
dung und Verfügung gerade die Leitung und Beaufsichtigung besteht. 


* * . 
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§. 13. 

Bei der eigenthiimlichen Natur der auswärtigen An- 
gelegenheiten, deren Behandlung zum Theil ganz beson- 
dere Formen erfordert, ist die innere Einrichtung dieses Mini- 
steriums nicht nur im Allgemeinen von jener der übrigen Mini- 
sterien , sondern beinahe auch in jedem Staate verschieden ge- 
bildet. ( Ä ) 

Die gewöhnlichere Einrichtung ist die, dafs die Geschäfte 
nach ihrer hauptsächlichen Verschiedenheit von politischen 
oder staatsrechtlichen Angelegenheiten, die ersteren zum 
Theil auch nach sächlichen oder geographischen Be- 
ziehungen , in Abtheilungen (Divisionen , Bureaus etc.) vertlieilt 
sind, jede mit einem Vorstande, der die Bearbeitung leitet, (f) 

In anderen Staaten hingegen ist diesem Departement eine 
mehr kollegiale Einrichtung, eine solche wenigstens der Abthei— 


1) Über den Geschäftskreis und die Einrichtung dieses Departe- 
ments überhaupt, Bielfeld Insiit. politiques , 2. Th. S. 61. §.7. 

2) Diese Abtheil. z. B. in Ostreich, a) eine solche fiir dis 
auswärtigen Angelegenheiten, und ft) eine solche für die 
i n lä n d i sch e n A n gele gen h. , in Lieh t en stcrn 1. c. S. 514. 
Hof- u. St. -Sehern. S. 200. — In Preufscn, zwei Sektionen; die 
erste fiir die politischen Geschäfte , die Angelegenheiten des teut- 
schen Bundes, die kathol. - geistl. Angeleg. , die Zensur der politischen 
Schriften , das Hassenwesen des Departements ; die zweite für die 
standesrechtlichen Angolegenh. Stein Handb. etc. S. 153. 
— In Frankreich, a) eine Division für Norden; b) eine solche 
für Süden; r) eine Division des Handels und der Konsulatsachen ; 
cD eine solche für den Geldhaushalt und die' Komptahilität ; e) ein 
Bureau für die Pässe in das Ausland ; eine besondere Abtheil, für das 
Archiv des Departem. Alm . royal v. 1822. — In den Niederlanden, 
zwei Büreaus, a ) fiir die politische Korrespondenz und die Archive; 
b) für die Korrespondenz mit den Konsuln , die Komptahilität , das 
Pafswesen. Alm» roy. v* 1818. S. 100. — In Baiern, ein General- 
direktor mit 4 Ministerialräthen, unter welche die Geschäfte nach IleaL 
beziehungen vertlieilt sind , mit zwei Büreaus für die französ. und für 
die teufschen Ausfertigungen. — In der Hauptsache in gleicher Art 
in W ürtemberg. — In Baden, zwei Direktionen, für die di- 
plomat. Geschäfte und für die staatsrechtl. Angelegenh. Verordn, v. 
15. Junius 1819. — Eben so in dem Grofshcrz. Hessen. Verordn. v. 
28. Mai 1821. 
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lung für die staatsrechtlichen Angelegenheiten gegeben. ( l ) In 
solchen endlich, in welchen, aufser den auswärtigen Angelegen— 

9 

heiten, auch noch andere mit diesem DepartemenJ verbunden 
sind , bestehen für diese besondere Behörden , deren innere Or- 
ganisation jener der übrigen Verwaltungsbehörden analog ein- 
gerichtet ist. 

4 . §* 14 -* . . 
Die innere Organisation des Justizministeriums in 
Staaten, in welchen ein solches besteht, ( 2 ) ist in dem Maafse 


1) Z. B. in Hufsland, unter dem Reichskanzler, als obersten 
Chef, und einem Staatssekretär der auswärt. Angelegenh. , das Kolle- 
gium der auswärt. Geschäfte in vier Abtheil. Hassel 1. c. 3. Abtheil. 
2. Bd. S. 138. Desselben Staats - und Addrefshandb. 2. Abtheil. 
2. Bd. S. 170. 

2) Ein besonderes Justizministerium ist nicht vorhanden: Z.B. in. 
Ostreich. Die Attributionen desselben werden unter dem Vorsitze 
eines obersten Justizpräsidenten (eines zweiten Präsidenten, i 
und von drei Vizepräsidenten) durch die oberste Justiz stelle 
verwaltet, die zugleich höchster Gerichtshof und dritte Instanz ist, 
und bei welcher die Ministen algeschäftc nach Provinzen unter die Mit- 
glieder vcrtheilt sind , die sie mit und neben den Partheisachen bear- 
beiten. Der Wirkungskreis dieser Stelle erstrekt sich jedoch nur über 
die teutschen , böhmischen , gallizischen , iltyrischen und italienischen 

Provinzen. Dieselbe ist in zwei Sektionen oder Senate verlTieilt, deren 

«• • 

einer in Wien für die nicht - italienischen Provinzen, der zweite in Ve- 
rona, für diese, der aber, in Ansehung der Ministerialgeschäfte, dem 
erstem untergeordnet ist. Für Ungarn ist die oberste Aufsicht auf die 
Justiz zwischen der Hofkanzlei und der Septemvirattafel getheilt; in 
Siebenbürgen zwischen der Hofkanzlei und dem GuLernio zu Klausen- 
burg , welches die höchste RecliLhehörde im Lande bildet , von dem in 
den dazu geeigneten Fällen der Rekurs nur an den Landesherra statt 
findet. In der Militärgrenze gehört dieselbe zu den Attributionen des 
Hofkriegsraths. Neben der obersten Justizstelle , aber ebenfalls auf ihr 
geographisches Ressort beschränkt, besieht eine besondere Hofkom- 
mission in Justiz -Gesetzsachen, jedoch lediglich zur ßcra- 
thung in solchen, und ohne Einwirkung auf die Behörden. Lich- 
ten stern 1. c. 501. u. 495 folg. 

Eine gleiche, obgleich anders modifizirle Einrichtung findet z.B. in 
Schweden statt , woselbst zwar ein Justiz - Staatsminister 
en litre angeordnet ist , die Verwaltung der Attributionen dieses Mini- 
steriums aber unter zwei Behörden vertheilt ist , nämlich : a ) dem 
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einfacher, als der Wirkungskreis und die Einwirkung dieses 
Ministeriums auf die Justizverwaltung beschränkter sind * und 
diese leztere , wenigstens in der Regel nicht durch besondere 
Agenten, sondern durch das Medium der Gerichtsbehörden selbst, 
in der durch die Gerichtsverfassung eines jeden Staates ange— 
ordneten Stufenfolge, realisirt wird.:- ' : ' ■ * i -. 

Das Personal in diesem Minister! o besteht in det Regel, ge- 
wöhnlich nur aus einem oder einigen Rathen , für die Bearbei- 
tung der verfassungsmäßig an dasselbe verwiesenen Geschäfte, 
mit einer Kanzlei für die Expedition derselben; sodann, wo 
dem Minister die Disposition über die für das Justizdepartement 
ausgeworfenen Fonds zusteht, oder die Verwaltung des Tax- und ' 
Sportelwesens demselben übertragen ist> ein Komptabilitätsbü- 
reau für dieses Rechnungswesen. 

Eine abweichende Einrichtung findet nur in einer kleinen 
Anzahl von Staaten statt , in welchen theils die Gröfse desStaa- 


hönigl. hohen Gerichtsstuhl, dessen Präsident der Justizmi- 
nistcr ist ; (Prüfung von Fragen über den Sinn zweifelhafter Gesetze, 
Dispensationen aller Art, Besetzung der Justizstcllcn, Gnadensachen etc.), 
und 6) dem Justizkanzlcr, der zugleich Präsident der n i e d e r n 
Justiz - Revision ist; (Aufsicht auf sämmtliche Gerichte, auf die 
Amtsführung der Justizbeamten etc.). Eben so in Dänemark, >vo 
dieselben durch die beiden Kanzleien, — in dem Königreich Sardi- 
nien, wo dieselben durch das Suprtmo Con&iglio di Sardegna zü Turin 
verwaltet werden, das aus dem Grofskanzler, einet- Anzahl Käthen und ei- 
nem Fiskal besteht, und dem zugleich andere Verwalt ungsziveige mit über- 
tragen sind. In Polen besteht zwar eilte besondere Kommission 
der Justiz als Ministerialdcpartemcnt , deren Glieder aber unter 
jenen des obersten Gerichtshofes gewählt werden müssen. Konst. §. 76; 

Von teutschen Staaten besteht zwar z. B. in Hann drei* ein be- 
sonderes Justizdepartement, dessen Chef jedoch nicht Mitglied 
des Ministeriums ist; eben so in* Baden, wo dasselbe ein Höllegium 
unter einem Präsidenten bildet. (Verordn. V. 19» Oktbr. 1820» und 
17. Jan« 1822.)» In Sachsen dagegen, ist eine solche oberste Be- 
hörde überhaupt nicht vorhanden, sondern es werden alle Gegenstände, 
die auf die V erfassung , Gesetzgebung und auf allgemeine Verivältung 9 - 
Einrichtungcn Bezug haben, an den Geheimenrofh, zum Behuf der ver- 
fassungsmäfsigen Beralhung durch denselben * — alle übrigen Angelegenhw 
aber an das geheime Kabinet, von den Justizstfellfen ühniitfelbar voegä- 
legt. Dekret , die Einrichtung des Gdieiineüiathee betreff. » V» 20. Ok- 
tober 1817. , . 

b 
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te* eine gröfsere Theilung der Geschäfte erfordert, oder aber dio 
Stellung des Justizministers,, nach Maafsgabe der politischen In- 
stitutionen eines Staates,, überhaupt verschieden ist. ( * l ) 

: §• 

f 

Die innere Organisation des Kriegsministeriums ist 
zunächst Von der Stärke der Armee , und von der Bedeutenheit 
der MiUtäranstalten, dann aber auch von dem Systeme abhängig, 
welches für die Militärverwaltung überhaupt statt findet, in wie 
fern nämlich alle Zweige derselben unmittelbar in dem Ministe— 
rio zentralisirt, oder aber für einzelne* derselben mehr oder min- 
der selbstständige Behörden angeordnet sind, durch welche die 
Leitung des Details bewirkt wird , hierdurch die Geschaftsthä- 


1 1 i v> n t * » ' < f 


1) So z.B.in Frankreich, wo in dem Jnstizministerium nach- 
stehende Bureaus angeordnet sind : a) die Division des Generalsekre- 
tariats ; b) 2 Bureaus für die Zivilangelcgenheiten ; c) ein solches für 
die Registraturen; cT) eine Division für das Pcrsonel des Justizdeparte- 
menls, mit drei Büreaus : 1) für die Gerichtshöfe, 2) für die Frie- 
dens-, Polizei- u. Handelsgerichte, 3) für das INotariat; «0 eine Direk- 
tion für die peinlichen und Gnadensachen, mit drei Büreaus: 1) für 
die Hriminaljustiz , 2) für die Kassations- und korrehlionellen Polizei- 
sachen, .T) für die Gnadensachen ; f) eine Direktion der {{omplabililät. 

4 4 * 

Mit diesem Ministerium ist zugleich die Si e g el - K o m m i s s i o n 
verbunden, die unter dem Vorsitze des Justizministers aus Slaatsräthen 
und Requetenmeister gebildet ist, und zu deren Ressort alle Gesuche 
um Verleihung , Bestätigung etc. von Titeln und Wappen , wegen Er- 
richtung von Majoraten , wegen Allersdispensen , Erlaubnifs in ausw. 
Dienste zu treten etc. gehören. . 

Ebenso z. B. in Kufsland, wo das Justizministerium in drei 
Expeditionen vertheilt ist, nämlich: a ) für den Senat;, b') für die Gou- 
vernements; und. t) für die Heroldic. Sodann sind wegen der abwei- 
chenden Rechtsverfassung in den einzelnen Theilen des Reichs, dem 
Minister drei Rechtskonsulenten für die Rechtspflege in den russischen, 
in den deutschen und in den polnischen Provinzen- beigegeben. Aufser- 
dem gehören in mehrfacher Beziehung als Geschäftsabtheilungen un- 
mittelbar zu demselben: die Kommission für die Redaktion der Gesetze, 
mit drei Expeditionen; das Justizkollegium der lief-, esth- und finn- 
ländischen Sachen; das Depart. des Revisionskollegiums; die Reichs- 
archive; das Gütcrkollegium. Hassel allgem. europ. Staats - u. Ad- 
drefshandb. 2. Abth. 2. Bd. S. 176. 
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tigkeit des Ministers mehr auf die allgemeine Leitung be-** 
schränkt ist. * 

Die Geschäfte in diesem Ministerium sind , nach Maafsgabe 
ihrer materiellen Verschiedenheit, gewöhnlich in drei Haupt-* 
massen vertheilt, nämlich: •< 

a) in die rein - militärischen Angelegenheiten; 

&) in solche, welche die Ökonomie der Armee überhaupt 
und im Ganzen betreffen , und jene der einzelnen Korps ; 
c) endlich alles, was auf die Verwaltung der Militärju-*- 
stiz Bezug hat; — für welche in demselben in der Regel 
eben so viele Hauptabtheilungen, Departements, Sektionen 
angeordnet , und diese wieder in Biireaus für einzelne Ge- 
schäftszweige einer jeden Hauptabtheilung aufgelöst sind, 
unter welchen lezteren die Verbindung, sowie die Über- 
sicht des Ganzen, durch eine Vereinigung der Chefs der- 
selben in gemeinschaftliche Sitzungen , unter dem V orsitze 
des Kriegsministers, erhalten wird. 

ln der ersten, nämlich der rein— militärischen , Abtei- 
lung, ist alles vereinigt, was auf die Grundverfassung, Aufstel- 
lung, Bildung der Armee überhaupt, und einer jeden Waffengattung 
insbesondere, auf die persönlichen Verhältnisse der Militärindi— 
viduen (Anstellung, Beförderung, Entlassung etc.), auf die 
Verwendung, Dislokation, Kasernirung etc. Bezug hat; die' 
Leitung der Arbeiten des Generalstaabes , das Fersonel und 
Materiel der Artillerie und/ des Geniekorps, Anschaffung und 
Unterhaltung der Waffen, Munition, Erbauung und Erhaltung * 
der festen Plätze , Militärgebäude etc. 

Die zweite Abtheilung umfafst dagegen alles, was auf '• 
die ökonomischen Verhältnisse der Armee in allen Beziehungen, 
und auf den innern Haushalt der Korps Bezug hat (Verpflegung, 
Bekleidung etc.), mit welcher zugleich die speziellere Leitung 
der Verwaltung der Kriegskasse verbunden ist. 

In gröfseren Staaten ist die besondere Leitung des Personeis 
und Materiels der Artillerie und des Genie, in besondere Gene— 
raldirektionen zentralisirt, deren Stellung und Verhältnisse nach 
abweichenden Grundsätzen geordnet,- auf die innere Einrichtung 
des Ministeriums aber in so fern von Einflufs sind, als diese 
hierdurch einfacher seyti kann, was noch mehr in solchen Staa- 
ten der Fall ist , 1 in welchen die zweite Abtheilung für die öko- 
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nomische Verwaltung, als mehr selbstständige Behörde kon- 
stituirt, die Wirksamkeit des Ministers in Betreff derselben, 
mehr nur auf die allgemeine Aufsicht und Kontrole derselben, 
und auf die allgemeineren Anordnungen beschränkt ist. 

Fiir die Verwaltung der Militarj tistiz sind besondere» 
Gerichte gebildet, in Absicht auf .welche das Verhältnifs des 
Kriegsministers demjenigen des Justizministers zu den Behörden 
fiir die Zivil— und Sträfrechtsverwaltung gleich, und auf die 
innere Einrichtung der Bureaus ohne Einflufs ist. * » 


• Zur Übersicht der Einrichtungen , wie diese in der 
Mehrzahl von Staaten bestehen, nachstehende Andeutungen 
derselben : 

l) ln Ostreich bildet der Hofkriegsr^th die höchste Be- 
hörde für die rein - militärischen Gegenstände^ für die ge- 
sammte Militärökonomie und fiir die Rechtspflege, welche 
leztere derselbe theils selbst in höchster Instanz ausübt, 
/theils unter seiner Oberleitung durch besondere Militär- 
justizbehörden ausüben läfst. In diesem Kollegio, wel- 
ches unter einem Präsidenten und Vizepräsidenten aus 
5 Hofkriegsräthen (sä mmtl ich Militärs) besteht, hat eine 
Anzahl wirklicher IJofräthe das Referat in sämmtlichen 
so eben angezeigten Gegenständen, und befinden sich* 
bei demselben die bei den übrigen höchsten Behörden 
gewöhnlichen Kanzeleien (das Protokoll , Expedit und 
die Registratur) , sodann das Archiv (Hofkriegskanzlei— 

/ . : Archiv, Kriegsarchiv, Geniearchiv). Für die Verwal- 

tung des Details einzelner Geschäftszweige sind bei dem- 
selben besondere Departements angeordnet, nämlich:» 
'das Ver pfleg ungs — Departement; die Remon — 
tirungs - lnspektion; die Montur — Inspek- 
tion; das Universal — Kriegszahlamt und die 
Direktion der militärischen Kirchenange — 
le«;enheiten. Mit der Justiz — Normal ien-Kom — 
mission und mit der A k t e n — U n ters uch ungs — 
Kommission steht derselbe in entfernterer Berührung, 
mit dem Generalquartiermeister— Staabe und der 
General-Adjutantur aber in direkterer V erbindung. 
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Selbstständige, jedoch mit dem Hofkriegsrathe in viel- 
facher Berührung stehende Behörden bilden: das Artil- 
lerie— Haupt— Zeugamt und das Haupt-Genie- 
amt, deren jedem ein Generaldirektor vorsteht, zu deren 

• * 

Ressort die scientifischen Militärangelegenheiten gehören, 
und von welchen alle Artillerieabtheilungen und die 
Fortifikationsdirektionen ressortiren. (Lichten stern 
1. c S. 511 . Hof- und St. Schemat. S. 274.). 

Die Hof— Kriegsbuchhaltung steht unter der ober- 
sten Leitung des General — Rechnungsdirektoriums. 

2) Rufsland. Auch in diesem Staate ist die oberste 
Leitung aller Zweige der Militärverwaltung in dem 
Kriegskollegium zentralisirt , welches in 9 Expe- 
ditionen getheilt und dessen Chef der Kriegsminister 
ist, von welchem die fiir die spezielle Leitung und 
Verwaltung einzelner Zweige des Kriegswesens ange- 
ordneten Departements ressortiren. Diese sind: das In- 
genieurdepartement, das Kommissariatsdepartement, das 
Proviant — und das Auditoriatdepartement; sodann das 
Kartendepot und die Kommission für die Militärgesetz- 
gebung. (Hassel vollstand. Handb, 3. Abth. 2. Bd. . 
S. 138). 

Eine gleiche Kollegialverfassung dieses Ministeriums. 

3) In Dänemark, woselbst das General-Kommis- 
sar i ats-Kollegium fiir sämmtliche Militarangelegen- 
heiten ohne Ausnahme, zugleich höchste Militärjustizbe- 
hörde ist. Dasselbe ist in dreiDepartementskomtoirs: ein 
Buchhalterkomtoir ; ein Archiv-, Registratur- und Kas- 
senkomtoir; und in ein Revisionskomtoir getheilt, und 
ressortiren von demselben die Direktion für sämmtliche 
militärische Wollenmanufakturen, die Monturkommis- 
sion, die Remontekommission etc. (Hassel allgem. 
europ. St. u. Addrefshandb. 2. Abth. 2. Bd. S. 28.) 

4 ) ln Schweden, das Krieg skollegium für die 
oberste Aufsicht und Leitung des gesammten Kriegswe- 
sens zu Lande und zu Wasser, Dasselbe ist in Real— 
Sektionen für das Detail der einzelnen Branchen einjje- 
theilt: — das Artilleriedepartement, das Fortifikations- 
departement, das Ausrüstungsdepartement , das Unter- 
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haltsdepartement, das Zivildepartement, — • jedes aus 
Militär — und Zivil mitgl jedem bestehend, die unter der . 
obersten Direktion des Kriegspräsidenten in ein Plenum 
zusammenlaufen. • Abhängig von demselben ist das 
Kriegshofgericht als höchstes Justizkollegium für 
alle Militärpersonen zu Wasser und zu Lande, (v. Mar- 
tens 1. c. S. 433. Hassel 1. c. S. 95). 

5) In Preufsen besteht das Kriegsministerium, unter der 
obersten Leitung des Kriegsministers , aus 5 Departe- 
ments. Der Minister ist Chef eines jeden derselben, in 
welchen ein Direktor das Detail der Geschäfte leitet. 
Sämmtliche Direktoren, unter dem Vorsitze des Mini- 
sters vereinigt, bilden das Kriegsrainisterium. Mehrere 
Departements sind in Abtheilungen eingetheilt. Die 
Departements sind nachstehende: 

Das erste, das allgemeine Kriegsdepartement, 
in 3 Abtheilungen : 

a) die A r m ee - Ab t h e ilu n g ; (Verfassung des 
Heeres; Kriegs - u. Friedensetat; Mobilmachungs— , 
Dislokations - , Marsch-, Vorspann-, Entlas- 
sungs — und Ersatz — Remontirungs -Sachen ; die 

' ' Medizinalanstalten etc.) ; 

b) die Artillerie - Abth eilung, für das ge- 
sammte Materiel der Artillerie; 

c) die Ingenieur - Abtheilung, für das gesammte 
Materiel des Geniekorps. 

Das zweite Departement, für die Leitung der Ar- 
beiten des Generalstaabes und der Adjutantur, und 
für die Aufsicht auf die Plankammer. 

Das dritte Departement, für alle beim Könige ein- 
gehenden Militärsachen , die persönlichen Verhält- 
nisse der Offiziere und für alle Angelegenheiten, 
welche die Justiz , Polizei und Disziplin der Armee 
betreffen; zu demselben gehört die geheime Kriegs— 
kanzlei. s » 

Das vierte Departement, für die Mi litär— Öko- 
nomie— Angelegenheiten, in 3 Abtheil.: 

a) für die Generalien, das Einquartirungs-, Kaser- 
nen-, Servis- und Garnisons-Einrichtungswesen ; 
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&) für die Verpflegung der Truppen und die Appro- 
visionirung der Festungen ; 

c) fiir die Bekleidungs- Angelegenheiten der Armee. 
Das fünfte Departement, für die innere Ver- 
waltung, in 3 Abtheil.: 

а) fiir die Aufsicht über alles, was das Kriegsfeem— 
missariat , die Train Verwaltungen , das Militär- 
archiv etc. betrifft; 

б) für die Aufsicht und Leitung der Verwaltung 
sämmtlicher Militärkassen, die Kontrolirung des 
Rechnungswesens aller Militärverwaltungen; 

c) für alle Mobilmachungs — Angelegenheiten , die 
Einrichtung, Aulbewahrung, Vertheilung der Feld— 
equipagen etc., und für die Anweisung der Reise—, 
Marsch — und Vorspann - Vergütigungsgel der etc. 
Ein besonderes Departement besorgt die Invaliden- 
Angelegenheiten. (Stein Handb. der Geogr. und Stati- 
stik des preufs.« Staates. S. 153. Staatshandb. S. 127 folg.), 

6) Eine ähnliche Einrichtung in Hannover, wo die 
Kriegskanzlei unter dem Präsidio des Generalgou— 
verne.urs in sechs Departements aufgelöst ist, deren 
jedem ein Mitglied der Kanzlei als Departementsrath 
vorsteht, nämlich: a ) Departement der Militär- Klei- 
dungssachen; b) der Militär-Pensionssachen ; c) der 
Artillerie und Festungsbausachen; d) der Rekrutirungs- 
sachen ; e) der Einquartirungs - und Verpflegungs- 
sachen ; f) der Militärkassensachen. (Staatskai, f, 
1820. S. 43.) Sodann ein besonderes General- 
Kriegs ge ri ch t. 

7) In dem Königreich Sachsen sind die Militärangele— 

genheiten unter zwei von einander unabhängige Behör- 
den vertheilt f nämlich: zwischen der geheimen 

Kriegskanzlei, für die Militär -Kommandosachen, 
für alle rein - militärischen Angelegenheiten ; und 
der Kriegs-Verwaltungskammer, für 'die öko- 
nomischen Angelegenheiten , welche leztere in das De- 
partement der inneren Angelegenheiten gehört; in Kas- 
sensachen wird unmittelbar an den König, in Wurth— 
schaftssachen aber an den Geheimenrath berichtet. 
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ß) In Daiern sind, unter der unmittelbaren Leitung des 
Armeeministers, die Geschäfte in drei Sektionen ver— 
theilt, nämlich: 

die erste, für das Dienstliche, Personelle und 
Technische, (Bildung, Verfassung der Armee, 
Komma n dösachen , Artillerie, Genie etc.); 

die zweite, für das Administrative, Ärztli— N 
che und für das Mil itä r b a u w e sen ; 

die dritte, für das Ober. rieht erliche in Dienst-» 
vergehen und Verbrechen. 

Sodann : 

a) die Militär- Hauptbuchhaltung; 

} l>) eine Kommission für die Verwaltung der Milri- 

tärfonds. 

Jede Sektion hat einen besondern Chef, der dem 
Minister in Beiseyn des Sektionsreferenten vorträgt ; 
zugleich kann der erstere den Vortrag in der Sektion 
selbst abnehmen, auch alle Sektionen in eine Plenar- 
sitzung vereinigen. Kabinetsbefehl v. 30. Septbr, 1822. 
9) ln Würtem b erg , woselbst, nach Maalsgabe der 
frühem Organisation v, 11. Januar 1817, die Verwal- 
tung der Militärangelegenheiten zwischen dem Kriegs- 
minister und dem Präsidenten des Ivriegsdepartements 
gewissermaßen getheilt gewesen, ist durch ein Dekret 
v. 22. März 1822. die Leitung aller Angelegenheiten in 
der Person des Kriegsministers vollkommen zentralisirt, 
und der Präsident des Kriegsdepartements in das Ver— 
JiältniTs eines solchen des Kriegsrat hes zurückge-r 
treten. 

Nach Maafsgabe dieser Organisation zerfallen die 
Geschäfte 

. a) in die r ein t militäris c ken , die zur speziellen 
Leitung uhd Bearbeitung des Kriegsministers selbst * 
reservirt sind; 

6) in die administrativen Angelegenhei- 
ten, welche durch den Jvriegsrath (die frühere 
Administrationssektion) • verwaltet werden , der, 
$o wie 

p) diö Assentirungskommission, 
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d) das Oberkriegsgericht (bisher Justizsektion), 
und 

c) die Kriegskasse, unmittelbar und ohne Da- 
zwischen kunft einer Mittelbehörde, von dem Kriegs- 
minister: — . • 

f) der Oberrekrutirungsrath aber von den bei- 
den Ministerien des Kriegs und des Innern res— 
sortiren. 

10) ln dem Grofsherz. Hessen ist durch das Edikt v. 
4. Jul. 1821 ein Kriegs - Ministerial departe— 
ment kreirt, welches zwar nicht als Ministerium er- 
klärt, dem jedoch gleiche Befugnisse und Attributionen 
beigelegt sind , und dessen Direktor unmittelbar dem 
Grofsherzoge untergeordnet ist. Dasselbe zerfallt in 
drei Abtheilungen; 

die erste, fiir alle rein -militärischen Gegenstände; 

die zweite, für dieallgem. Militärpolizei und Diszi- 
plin; für die Militär — Strafgesetzgebungssachen, 
die Militärwittwenkassen - , Kirchen — und Schul- 
Sachen ; 

die dritte, für die Direktion und Kontrolirung der 
Kriegskasse » die Aufstellung der Etats und die 
Sorge für ihre Innehaltung; für die Aufsicht auf 
. richtige Verpflegung, auf das Lazareth— und das 
Militärbauwesen; für die Kasernimngs- und Ein- 
quartirungssachen der Truppen; für die Prüfung 
der Militärrechnungen etc. 

Jede Sektion besteht aus mehreren Räthen, von 
welchen der älteste Sektionschef, die Geschäftsbehand— 
hing aber büreaumäfsig ist. Die Sektionen vereinigen 
sich in Plenarsitzungen : a) zur Berathung des Militär— 
budjets; b) wönn, und sofern ein Gegenstand auf des- 
sen Innehaltung Bezug hat ; c) zur Berathung über Ge- 
genstände der Organisation, de* Gesetzgebung, über Ver- 
ordnungen, Reglements etc. , und zu solcher über zweifel- 
hafte Artikel in den bestehenden ; d) wenn über wuch- 
tige Gegenstände aus dem Ressort der zweiten und drit- 
ten Sektion, die in den Gesetzen nicht klar entschieden 
sind, ein Beschlufs gefafst , oder e) über Gegenstände 
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aus dem Ressort dieser beiden Sektionen an den Grofs— 

, herzog berichtet werden soll. Die Beschlüsse werden 
nach Mehrheit der Stimmen gefafst, die Verfügungen 
des Grofsherzogs von dem Direktor kontrasignirt. 

11) In Kurhessen, ebenfalls kein Ministerium, sondern 
nur ein Kriegsdepartement, das unmittelbar unter 
dem Befehl des Kurfürsten steht. Dasselbe zerfällt in 
zwei Hauptsektionen, deren jede in mehrere Di- 
visionen abgetheilt ist, nämlich: 

Die erste , für alles, was auf dieKriegsver— 
fassung Bezug hat, mit drei Divisionen: erste 
Division für das Personei (Anstellung, Beförde- 
rung , Entlassung, Disziplin , militärische Polizei) ; 
zweite Division für alles, was die Formation, 
Organisation, Waffenübung, Sold, Menage der 
Truppen betrifft; dritte Division für das Ar- 
tillerie- und Geniewesen. 

• t 

Die zweite Sektion, für die Mili t äradmini — 
stration, mit drei Divisionen: die erste für 
das Militärkassen wesen; die zweite für die ei- 
gentliche Verpflegung, Hospitäler, Invaliden; die 
dritte für die Bekleidungs- und Einquartirungs— 
Sachen. 

12) Abweichend von den angezeigten Einrichtungen ist 
die innere Organisation des Kriegsministeriums in 
Frankreich, woselbst sämmtliche Geschäfte in zwei 
Hauptsektionen , nämlich : in die Direction generale du 
Personei, und in die j4dministratlon de la guerre ver- 
teilt sind , von welchen die erstere, unter der speziel- 
len Leitung eines Directeur general , alles, was auf die 
Bildung, den Stand, die Dislokation der Truppen aller 
Waffen etc. , auf das Personei und Materiel der Artil- 
lerie und des Genie Bezug hat,' in 12 Bureaus; die 
zweite aber unter der speziellen Leitung, eines Inten- 
dant general, in 10 Büreaus alles umfafst, was auf die • 
ökonomischen Verhältnisse der Armee (Sold, Verpfle- 
gung, Bekleidung, Equipirung, das Militärfuhrwesen, 
die Hospitäler etc. Bezug hat. - 
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Das Verhaltnifs der genannten beiden Sektionschefs 
ist in der Art festgesezt, dafs sie in keinem Geschäft 
aus eigener Autorität entscheiden, nicht in eigenem, 
sondern nur im Namen, und auf Befehl des Mi- 
nisters mit den Verwaltungsbehörden etc. korrespon- 
diren dürfen. Reglern, v. 30. Dezbr. 1821. Monit. v. 
1822. Nr. 2. 

13) Eine ähnliche Einrichtung findet in den Niederlan- 
den statt, woselbst das Kriegsministerium ebenfalls in 
zwei Hauptdivisionen, nämlich: das Commissa— 
riat genlral de la gucrrc , und die Inlendance glnlrale 
de V Administration de la guerre , jede mit den nämli- 
chen Geschäftsattributionen, wie vorstehend in Frank- 
reich, vertheilt, in der erstem drei Divisionen: a) für 
die allgem. Angelegenheiten; 6) für das Personei und 
die affaires militaires; c) für die Artillerie und das Ge- 
nie ; — fiir die zweite zwei Divisionen : d) Objets ge - 
ncraux et finances • - b ) Administration Interieure des 
corps, matericl de Varmee , mit einer Anzahl Büreaus 
für die einzelnen Geschäftszweige angeordnet sind. Ar~ 
rete v. 29. Jun. 1815. 

* §. 16. 

Für die innere Organisation der Ministerien 
des Innern und der Finanzen, finden, nach Maafsgabe 
und Verschiedenheit der Methode für dieselbe, nämlich in wie 
fern das Einheits- oder Kollegialsystem die Gru/idlage bildet, 
im Allgemeinen diejenigen Einrichtungen statt, die in dem §. 12. 
aniiedeutet worden sind. 

In mehreren Staaten bestehen fiir einzelne Geschäftszweige, , 
die entweder besondere scientifische oder technische Kenntnisse 
n erfordern, besondere Geschäftsabtheilungen, die entweder nur 
als solche, und als blofse Konsultativstellen im Innern der 
Ministerien, oder auch als wirkliche Behörden kon- 
stituirt, oder endlich, wie die Generaldirektionen in dem Finanz— \ 
departement, nur für die Leitung des Details einzelner Verwal— 
tungszweige angeordnet sind. 

Die nämlichen Verschiedenheiten finden auch in Ansehung 
der übrigen Ministerien statt, die in den einzelnen Staaten für 
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besondere Zweige angeordnet sind, und deren innere Einrich- 
tung dem in jedem Staate vorherrschenden Systeme gemäfs ge- 
ordnet ist. (*) 

» 

C. Kontrolbehörden in der Verwaltung. 

§. 17. 

In die Organisation mehrerer greiserer, zum Theil auch 
kleinerer Staaten, sind drei Behörden eingereihet, durchweiche 
theils eine vollkommenere Reife für die Berathung über Gesetz- 
entwürfe und allgemeine Verwaltungsnormen und Maafsregeln; 
sodann eine Kontrole gegen die Departementschefs, sowohl in 
Absicht auf die Verwaltung überhaupt, als auch insbesondere 
in Betreff der gesetzmäfsigen Verwendung des öffentlichen Ein- 
kommens für die Zwecke, für welche dasselbe bestimmt ist; 
endlich die Prüfung der Nachweise dieser Verwendung, bezweckt 
ist. Diese Behörden , die in Hinsicht auf ihre Bestimmung von 
aller direkten Einwirkung der Departementschefs frei , diesen in 
gewisser Beziehung gegenüber gestellt sind , oder doch gegen- 
über gestellt seyn sollten, sind: der Staatsrath, die Ge- 
neral— oder Staatskon trole, und eine Ober-Rech — 
nungskammer, von welchen besonders der erstere und die 
leztere in allen Staaten , besonders aber in solchen mit einer 
repräsentativen Verfassung, Bedürfnifs, und auch in den. mei- 
sten dieser leztern vorhanden sind. 


1) Bei der engern und unmittelbaren Verbindung, die zwischen 
den Geschäftsabtheilungen in den Ministerien des Innern und der Fi- 
nanzen , und den zu ihrem Ressort gehörigen Zentral- und sonstigen 
Behörden statt findet, hat es dem Verfasser angemessener geschienen, 
die innere Einrichtung dieser Ministerien bei der Anzeige dieser lczte- 
ren anzudeuten. 

Jene der übrigen Ministerien übergeht der Verf. aus dem in dem 
Texte angeführten Grunde ; unter diesen Ministerien ist jenes der Ma- 
rine dasjenige, welches noch am meisten besteht , dessen innere Ein- 
richtung in Frankreich und den Niederlanden, in dem Alm. 
royal dieser Staaten; jene in Rufsland, in Storch 1. c. 7. Bd. 
S. 170., verglichen mit dem Ukas v. 7. Dezbr. 1821 über die Bildung 
eines Gcneralstaabes ; in England, Dänemark, Schweden, 
in Hassel allgcm. curop. St. u. Addrefshandb. angezeigt ist. 
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t * ' §. 18. 

< • \ \ 

A. Der Staatsrath. Ein Geheimerrath, in wel- 
chem der Regent über die wichtigeren Angelegenheiten sich be— 
rathet, hat zu allen Zeiten und in allen Staaten, zum Theii 
selbst früher bestanden , als fiir die Verwaltung überhaupt eine 
angemessene Einrichtung ausgebildet worden war. Ein solcher 
besteht auch gegenwärtig noch in einer Anzahl von Staaten, 
selbst in solchen mit einer Repräsentativverfassung, in welchen 
ein Staatsrath als verfassungsmafsiges Eie men t in den Staats— 
Organismus eingereihet ist, mit welchem erstereraber in keiner 
Hinsicht verwechselt werden darf, indem ein solcher kein we- 
sentliches Element, wie der Staatsrath, bildet, seine Berathung 
nicht gesetzlich nothwendig, sondern lediglich von dem 
Gutbeßndeh des Regenten abhängig ist , endlich auch demselben 
keine besonderen Attributionen beigelegt sind,, durch 
welche der Staatsrath zur verfassungsmäfsigen Behörde erho- 
ben ist. . ' . *v. * / . 

Die Attributionen dieses lezteren sind, nach Maafsgabe sei- 
ner Bestimmung, theils blofs beräthend, theils entschei- 
dend; in mehreren Staaten jedoch auch lediglich auf die er— 
stere Beziehung beschränkt. In dieser, nämlich der einer be— 
rathenden Behörde * umfassen dieselben die Berathung für 
alle Gegenstände und Entwürfe zu einer neuen Gesetzgebung, 
für die authentische Erklärung der bestehenden Gesetze, und für 
die Erledigung wichtiger Anstände bei ihrer Anwendung , über 
welche die obersten Behörden sich nicht vereinigen können ; — ? 
sodann für alle allgemeine Verwaltungsnormen, durch welche 
organische Staatseinrichtungen neu eingeführt, oder die beste- 
henden abgeändert werden sollen; ferner, für alle Verordnun- 
gen , die das Eigenthum, die persönliche Freiheit, überhaupt die 
politischen und sonstigen wohlerworbenen Rechte der Staats- 
angehörigen berühren ; in gleicher Art für die Schlichtung von 
Kompetenz — Konflikten zwischen den Ministerialdepartements, 
und zwischen den Justiz — und Verwaltungsbehörden ; endlich, 
für die Entscheidung über Beschwerden über amtliche Handlun- 

• t 

gen der Minister, durch welche angeblich wohlerworbene Rechte 
gekränkt oder verlezt sind, worüber aber, nach Maafsgabe der 
bestehenden Verfassung, den Gerichten eine Kognition nicht 
zusteht. * 
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Aufser diesen Gegenständen, für welche, nach Maafsgabe 
der Gesetzgebung in den meisten Städten, die Berathung des 
Staatsraths nothwendig ist, sind demselben in mehreren 
Staaten auch noch andere , insbesondere die Verhandlungen mit 
den Ständen, die Prüfung des Budgets, die Rechenschaftsbe- 
richte der Minister unterworfen , dieselben überhaupt auf alles 
ausgedehnt, was der Regent zur Berathung an denselben verweiset. 

.-Als entscheidende Behörde ist der Staatsrath in drei- 
facher Beziehung wirksam ; nämlich: a) für Gegenstände , wel- 
che lediglich innere Verhältnisse der Verwaltung betreffen, oder 
wenn es sich um Rechte von Korporationen handelt, über wel- 
che den Gerichten verfassungsmäfsig eine Kognition nicht zu— 
steht; b) sodann als Rekursbehörde, in Fällen, wenn Staats- 
angehörige in ihren wohlerworbenen Rechten durch Ministerial- 
verfÜgungen sich gekränkt erachten , sodann von Entscheidungen 
der administrativen Justizstellen, wegen Abtretung von Privatei— 
genthum für öffentliche Zwecke ; überhaupt, in streitigen Verwab- 
tungssachen;. c) endlich für Gegenstände aus dem Gebiete der 
administrativen Polizei über Staatsbeamte, insbesondere zur Ent- 
scheidung über die Frage: ob ein solcher % r or Gericht gestellt 
werden soll? und auch über Rekurse gegen Disziplinarstraf— 
Verfügungen, die von höheren Behörden gegen untergeordnete 
Beamten verfügt worden sind. (‘) 

In mehreren Staaten werden diese mehr gerichtlichen Attri— 
butionen ebenfalls durch das Plenum des Staatsraths verwaltet, 
wogegen in anderen für ihre Verwaltung besondere Kommissio- 
nen angeordnet sind. ( 1 2 ) ' . 

. ■ . . , t'. i . • 


1) Vorstehende Andeutungen der Attributionen sind das Resultat 
einer Vergleichung der Gesetzgebung in den einzelnen Staaten , wie die 
nachfolgende spezielle IVachwcisung ergibt. 

2) Z. B. in Frankreich, das Comite du Cqi\ienfieux , qui con- 
noit de tont le contentieux de tuus les departemenls • des mises en juge- 
mpnt des Administrateurs et Preposes ; des Conjlits de Juridictivn entre 
l'autorile judiciaire et administrative. Ordonn. V. 23. August 1S15. 
Dasselbe besteht , unter dem Vorsitze des Justizministers , aus 6 Staals- 
räthen und 12 Requetenmeistcrn. — In Baiern, theils durch das Ple- 
num, theils durch eine besondere Kommission. M. s. die revidirte In- 
strukt. v. 9. Jan. 1821. — Schmelzin g 1. c. II. S. 454. folg. 
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In mehreren Staaten ist der Staatsrath durch die Konstitu- 
tion selbst, in anderen lediglich durch Verwaltungsreglements 
konstituirt, (*) in beiden Fällen, so wie überhaupt aber allge- 
mein Grundsatz , dafs derselbe an der Verwaltung selbst nicht 
Antheil nehmen, in dieselbe nicht eingreifen darf, — von wel- 
chem nur in einigen Staaten abgewichen ist. 


Die Nothwendigkeit, so wie die Stellung des Staats- 
raths in dem Organismus der Verwaltung, ist in mehreren 
Staaten Gegenstand von Erörterungen geworden , durch wel- 
che, wie eine unbefangene Würdigung der Gründe ergeben 
dürfte, die Nothwendigkeit dieser Institution aufser Zweifel 
gesezt ist, ( 1 2 ) so wie überhaupt auch nicht zu verkennen 
seyn möchte, dafs die Initiative der Gesetzgebung , s die der 
Regierung zusteht, eine Behörde bedingt, in welcher Um- 
sicht und Reife der Beurtheilung, mit Unabhängigkeit in Ab- 
sicht auf Stellung, in einem hohem Grade, als dieses bei 
anderen Behörden thunlich , vereinigt ist. 

Ein Staatsrath, so gebildet, und mit denjenigen Attri— 
butionen , wie diese Institution gegenwärtig in den meisten 
Staaten besteht, ist zuerst in der vierten Konstitution von 
Frankreich (13. Dezbr. 1799, u. 18. Februar 1800) ins Le- 
ben getreten, und durch das organ. Scnatus Consulte v. 1802 
u. 1804, und durch die Dekrete v. 11. Jun. u. 22. Jul. 1806 
ausgebildet worden. ( 3 ) < 

Seine gegenwärtige Einrichtung hat derselbe durch die 
königl. Ordonnanzen v. 23. Aug. 1815 u. 19. April 1817 


1) Z. B. in Frankreich, in den früheren Konstit. , nicht aber 
in der Harte. — In Polen, Honst, v. 1815, §. 63 — 65. u. §. 73 — 76. 
— In Spanien, Honst v. 1812, §. 231. — In den Niederlan- 
den, Fundam. - Ges. v. 1815, §. 71 folg. — In Würtemberg, Vcrf. 
Urk. §. 54 — 62. u. 126. etc. 

2> M. s. die Diskussionen in der französ. Deput. K. im Jahr 1817, 
im Moniteur , Nr. 42. u. 43. — Die Verhandl. der zweiten Kammer im 
Grofsh. H es s e n, im Jahr 1821. 11 . Heft. S. 90. 

3) LocrJ, du Conseil d'Efal . — Saalfeld, Slaatsrecht v. Frank- 
reich, S. 198 folg. M. vergl. damit die Verhandl. in der franz. Ham- 
mer, Moniteur v. 1821 , Nr. 60. 
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erhalten. Nach Maafsgabe von dieser, besteht derselbe aus 30 
Staatsräthen Und 40 Recpieten meistern im ordentlichen Dienste, 
die in sechs Comit4s vertheilt^sind , nämlich: Comile de 
la legislation; C, du contcnticuoe $ C. des ßnances ; C. de 
» V inierieur et du commerce ; C. de la marine et des colonics • C. 
de laguerre ; von welchen die beiden ersteren von dem Justiz- 
minister, — der auch, wenn eine Vereinigung von einigen Co- 
mites statt findet, den Vorsitz führt, — die übrigen aber von 
den Departementsministern präsidirt werden. Die Comites 
beschäftigen sich, nach Anordnung der Minister, mit der Ent— 
werfung oder Begutachtung von allen Gesetzentwürfen und 
Verwaltungsreglements, die das Ressort des Departements be- 
treffen, und mit der Begutachtung aller Gegenstände, die der 
erstete zu dem Ende an dieselben abgibt, was nothwendig 
in solchen Angelegenheiten geschehen mufs, die , wie z. B. 
Konzessionen zur Anlegung von Berg- und Hüttenwerken, 
von Mühlen, Kanälen, bei Gemeinheitstheiiungen etc. y An- 
lafs zu Kontestationen mit Dritteren. geben können. 

Die in den Comites beschlossenen Gutachten werden in 
den Plenarsitzungen zum Beschlufs vorgetragen, der jedes- 
mal in Form einer Ordonnanz redigirt seyn mufs. Diese 
Sitzungen, deren in jedem Monate regelmäfsig zwei statt fin- 
den , auf Antrag eines Ministers aber auch öfter versammelt 
werden können, werden vom Könige, in seiner Abwesenheit 
von dem Präsidenten des Ministerkonseils, und bei dessen 
gleichmäfsiger Abwesenheit, von dem Justizminister präsidirt. - 

Spanien. Umfassender als in Frankreich, und als in 
den meisten anderen Staaten , ist der Wirkungskreis des 
Staatsraths in Spanien, woselbst derselbe in mehrfacher 
Beziehung in die Verwaltung eingreift, als alleiniger 
Rathgeber des Königs erklärt ist, welcher seiner Seits in 
allen wichtigen Regier ungs — Angelegenheiten, 
besonders wegen zu ertheilender oder zu verweigernder Sank- 
tion der Gesetze; über die Frage: ob Krieg erklärt, Frieden 
geschlossen werden soll? so wie über den Abschluss ande- 
rer Verträge, denselben jedesmal nothwendig hören 
mufs. — Derselbe hat das Recht, dem Könige zur Besetzung 
aller geistlichen Pfründen , und zu jener aller richterlichen 
Stellen , drei Subjekte vorzuschlagen. 
n 
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Das Reglement für den Staatsrath ist von den Kortes 
genehmigt, die auch zu seiner Besetzung dem Könige eine 
Liste von drei Kandidaten für jede Stelle Vorschlägen , die, 
einmal ernannt, nur in Folge eines Erkenntnisses 
des höchsten Gerichtshofes entlassen werden können. 
(Konst, v. 1812, §. 231 folg.). 

Königreich der Niederlande, ln diesem Staate be- 
steht der Staatsrath aus 24 Mitgliedern , die, so viel thun— 
. lieh, aus allen Provinzen des Königreichs ausgewählt seyn 
sollen , übrigens aber vom Könige nach Willkür ernannt 
und entlassen werden. * 

Die Chefs der Ministerialdepartements sind nicht Mit- 
glieder des Staatsraths, dessen Beratschlagungen sie nur auf 
besondere Berufung beiwohnen können. 

Der Wirkungskreis desselben ist lediglich bera- 
thend, vorzüglich über die Anträge, welche die Regie- 
rung an die Generalstaaten zu machen beabsichtigt, oder 
von diesen an die erstere gelangen, sodann über alle allge- 
meine Verwaltungsmaafsregeln , sowohl in dem Königreiche 
selbst, als für die Kolonien. 

Im Eingänge aller Gesetze mufs die Thatsache dieser 
Beratung ausgedrückt seyn. Im Fall einer Erledigung des 
Throns, wird bis dahin , dafs die Generalstaaten Vorkehrung 
getroffen haben , die Regentschaft von dem Staatsrathe , in 
Vereinigung mit den Departementsministem , verwaltet, 
(Fundamentalges, v. 1815, §.71 folg.). 

In Rufsland bildet der Reichs rath diejenige Be- 
hörde, in welcher alle Zweige der Verwaltung in Absicht 
auf die Gesetzgebung verglichen, alle Entwürfe von Ge- 
setzen, Reglements etc. geprüft werden, und welche die-r 
selben , mit dem Resultate ihrer Prüfung, dem Kaiser vor— 
legt. — Den Vorsitz in den allgemeinen Sitzungen führt 
der Kaiser selbst; unter ihm, und in seiner Abwesenheit, 
ein Mitglied , das derselbe hierzu jedesmal für ein Jahr er- 
nennt. Ordentliche Mitglieder sind die Minister, aufserdem 
eine Anzahl vom Kaiser ernannter Räthe. Für die spezielle 
Bearbeitung der Geschäfte sind die Reichsräthe in vier De— 
partemen ts vertheilt, nämlich : a) für die Gesetzgebung; 
b) für das Kriegswesen ; c) für die bürgerlichen und kirchli— 
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chen Angelegenheiten; d) fiir die innere Staatswirthsehaft und 
für die Finanzen. Die Vertheilung der Reichsräthe in diese 
Departements, wird jährlich erneuert; kein Minister kann in 
diesen lezteren den Vorsitz führen. (Ukas v. Junius 1810). 

In dem Königreich Polen besteht der Staatsrath, 
unter dem „Vorsitze des Königs oder des Statthalters, aus 
den Ministern , den Staatsräthen und Requetenmeistem , als 
ordentlichen Mitgliedern; aufserdem aus Personen, die der 
König besonders beruft. — Derselbe ist in zwei Abtheilun- 
gen getheilt, nämlich: in den Verwaltungsrath (oder 
das Ministerium) und in die allgemeine Versammlung 
(der eigentliche Staatsrath). 

Zu dem Wirkungskreise dieses leztem gehören : a) die 
Erörterung und Redaktion aller Gesetzesentwürfe und Anord- 
nungen, welche die allgemeine Verwaltung betreffen; 6) die 
Entscheidung über die gerichtliche Anklage aller vom Kö- 
nige ernannten Verwaltungsbeamten, die der Pilichtverges- 
senheit in Dienstsachen beschuldigt werden , mit Ausnahme 
derjenigen , die allein nur der Jurisdiktion des hohen Ge- 
richtshofes unterworfen sind; c) jene über Attributions— und 
Jurisdiktionskonflikte; sodann rf) die Prüfung der jährli- 
chen Rechenschaftsberichte der Minister. Aufserdem end- 
lich hat derselbe r) über die Mifsbräuche zu wachen, wel- 
che die Konstitutionsurkunde verletzen können, und über * 
seine defsfallsigen Wahrnehmungen einen Bericht an den 
König zu erstatten. 

Der Staatsrath versammelt sich auf Befehl des Königs 
oder Statthalters, oder auch auf Antrag eines Departementschefs. 

Die in Betreff' einer gerichtlichen Anklage von Beamten, 
oder von Jurisdiktionskonflikten, gefafsten Beschlüsse, wer- 
den sogleich: diejenigen über andere Gegenstände, nur 
nach erfolgter Genehmigung des Königs oder Statthalters 
vollzogen. (Konst, v. 1815, §. 63 — 66. u. 73). 

ln Neapel ist dem Staatsrathe (der bis 1814 nach 
gleichen Ansichten und Grundsätzen , wie der frühere in 
Frankreich gebildet war) durch das Edikt v. 26. Mai 1821 
eine veränderte Einrichtung gegeben worden , die sich vor- 
züglich durch seine Trennung in zwei besondere Behörden 
eigenthümlich auszeichnet, von welchen die er Stere unter 
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der Benennung von Staatsrath, unter dem Vorsitze des 
Königs oder des Kronprinzen, aus wenigstens Sechs Staats- 
ministern ohne Portefeuille besteht, in welchem die Depar- 
tementschefs, • — .die durch ein späteres Dekret v. 4. Junius 1 822 
(Allg. Zeit. Nr. 175) ebenfalls zu Mitgliedern ernannt wor- 
den sind, — die Angelegenheiten ihres Departements vortragen. 

Mit dem Staatsrathe , und in enger Verbindung mit 
demselben, sind zwei S taa tskons ulten ernannt, die eine 
fiir Neapel, die andere für Sizilien: a) für die Prüfung 
aller in dem Staatsrathe vorgeschlagenen Gesetze und allge- 
meinen Verwaltungsreglements ; b) für jene des Budgets; 
c) der Anordnungen in Betreff der Staatsschuld, und der 
Vorschläge zu Veräußerung von Staatsgütern. 

Die Beschlüsse dieser Konsulten., — deren Mitglieder, 
nach fünfjähriger Funktion , den Titel eines Staatsraths , und 
bei ihrem Austritte eine Pension erhalten , — • sind nur gut- 
achtlich. Im Falle eines Dissenses zwischen den. Vor- 
schlägen des Staatsraths und den Anträgen der Konsulten, 
werden, nach nochmaliger Berathung von beiden, und hin- 
zugetretener Genehmigung des Königs, die Vorschläge des 
erstem (des Staatsraths) in Vollziehung gesezt. (M. s. auch 
Murhard allgem. polit. Annal. 1821. 12. Heft. S. 456.). 

Schweden. Eine gleiche, und zwar noch direktere 
Verbindung des Staatsraths mit dem Ministerium, findet in 
Schweden statt, woselbst dessen Stellung auch noch dadurch 
von jener in anderen Staaten eigenthümlich verschieden ist, 
dafs seine nothwendige Einwirkung in die Ver- 
waltung verfassungsmäfsig ausgesprochen ist. Derselbe be- 
steht aus neun Mitgliedern , nämlich : aus dem Justizmi— 
nister , der zugleich Mitglied des höchsten Tribunals seyn 
mufs ; aus dem Minister der auswärtigen Angelegenheiten ; 
und aus dem Hofkanzler; sodann aus sechs Staatsräthen, von 
welchen wenigstens drei in Zivilämtem gedient haben müs- 
sen, wozu seit der Vereinigung Norwegens, der Staatsmi- 
nister und zwei Staatsrathe dieses Königreichs hinzugekom— 
men sind. Aufser diesen Gliedern haben die vier Staats- 
sekretäre (Departementschefs) Sitz und Stimme in dem 
Staatsrathe, in welchem sie die Angelegenheiten ihrer De- 
partements vortragen , was überhaupt in Betreff aller Regie— 
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rungsangelegenheiten geschehen mufs, mit alleiniger Aus- 
nahme der auswärtigen Angelegenheiten , die von dem Mi- 
nister in Gegenwart des Hofkanzlers oder eines ihn suppli— 
renden Staatsrathes ; • — sodann der Militärkommandosachen, 
welche von dem Departementschef dem Könige in seinem 
Kabinete vorgetragen werden können. 

ln Sachen, über welche der Staatsrath gehört werden 
mufs, kann der König nicht anders einen Beschlufs fassen, 
als wenn aufser dem Departementschef noch drei Mitglieder 
des Staatsraths anwesend sind. 

Für die Vorbereitung der Geschäfte, die an den Staats— 
rath gehören, ist bei jedem der vier Departements ein Co — 
mit6 angeordnet, das, aufser dem Departementschef, aus vier 
adelichen und vier bürgerlichen Mitgliedern besteht ; bei dem 
Staatsrathe selbst aber eine auf gleiche Art gebildete Kom- 
mission zur Prüfung der Gutachten der erstem. (Konst, 
v. 1809). 

Eiben so eigentümlich endlich ist die Verfassung des 
Geheimenraths in England, der theils aus gebor- 
nen Mitgliedern (die königl. Prinzen, die ersten Krön - und 
Staatsbeamten, die beiden Erzbischöfe und der Sprecher 
des Unterhauses), theils aus solchen joesteht, die das Ver- 
trauen des Königs beruft, welcher den Geheimenrath über 
bestimmte Gegenstände nothwendig hören mufs 
(über alle Proklamationen , allgemeine Anweisungen und 
Verfügungen in außerordentlichen Fällen etc.) , ohne jedoch 
an den Beschlufs der Mehrheit. gebunden zu seyn. Zugleich 
bildet der Geheimerath die höchste Verwaltungsbehörde und 
lezte Instanz für die Kolonialangelegenheiten, (v. Vinke 
Darstell, der innem Verwalt, v. Grofsbritannien etc. S. 89. 
v. Martens Abrifs des Staatsrechts der vornehmsten europ. 
Staaten. 1. Th. S. 166). - 

Eine gleiche Verschiedenheit in Absicht auf Stellung und 
, ° ... ° 

; Attributionen , fmdet auch in denjenigen teutsclien Staaten 

statt, in deren Organismus die Institution des Staatsrath auf— 

genommen ist. 

w 

ln Ostreich, woselbst bei wichtigen Anlässen ein 
aufser ordent licher Staatsrath, der aus den Staats— 

i 

und Konferenzministem und aus denjenigen Staatsräthen, 
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die der Monarch, für jeden Fall besonders beruft, versammelt * 
•wird, besteht;»— dem Kabinet zur Seite ein Staats— und 
Konferenzrath für die inlän dislche n Geschäfte, 

V 

als lediglich begutachtende Stelle für alle Gegenstände, 
über welche der Kaiser ein Gutachten von dieser Stelle 
erfordert, oder die, nach Maa&gabe des bestehenden Dienst- 
ganges, bei demselben einlaufen. Derselbe ist in- vier Ab- 
theilungen getheilt, nämlich: des Innern, der Finanzen, der 
Justiz, der Armee, die unter dem Präsidio des dirigirenden 
Departementschefs sich wöchentlich an bestimmten Tagen 
versammeln. Die Entscheidungen,, welche der Kaiser auf 
das Gutachten des Staatsraths ertheilt, werden den Behör- 
den* welche sie betreffen, unmittelbar aus dem Kabinete 
zugefertigt, welches' zugleich das Konzept der Entscheidung, 
nebst den Akten, 1 aiv die Registratur des Staatsraths abgibt. 
(Lichtenstern Lhc. S. 482. Hof- -ü. Staatsschematism. 
v. 1821. S.'197;>-t<Lr r. • .• ..r . -V 

In Preufsein bildet der Staatsr.ath, unter dem Prasi- 
dio des Königs, des Staätskanzlers oder des Vizepräsidenten, die 
höchste berathende Behörde, jedoch ohne Antheil an der 
•Verwaltung. Zu seinem Wirkungskreise gehören die * Grund- 
sätze, nach welchen verfahren werden: S.öll , mithin die Bera- 
thung aller Gesetze ,■ Verfassungs> ntfcnd Verwaltungsnormen, 
aller Pläne über Ver\valtungsgegenstä#40 , durch welche die 
Verwaltungsgrundsätze abgeändert oder Maafsregeln getroffen 
werden sollen, zu welchen die Minister nicht autorij&irt sind; 
jene aller Vorschläge zur Abänderung,. Aufhebung ^Inter- 
pretation der bestehenden Gesetze, - die gutachtlichen Vor- 
schläge zur Entscheidung von Streitigkeiten über den Wir- 
kungskreis der Ministerien; jener, ob ein Staatsbeamter vor 
Gericht gestellt werden soll, über Beschwerde# gegen Mi— 
nisterialverfiigungen etc. »j , ' ‘ *• t 

Die Versammlungen sind, theils Plenarsitzungen 
aller Mitglieder, deren in einer solchen wenigstens 15, 
•aufser den Prinzen , anwesend seyn müssen, theils solche 
der Abtheilungen, deren sieben, jede aus fünf Mit- 
gliedern bestehen , nämlich : für die auswärtigen Angelegen- 
heiten ; für das Kriegswesen ; für die Justiz; für die Finan- 
- zen ; für d.en Handel und die Gewerbe ; fiir die Gegenstände 
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des Ministeriums des Innern und der Polizei; endlich für 
-den Kultus und öffentlichen Unterricht ; — in welchen die 
Gegenstände vorläufig erörtert und zum Vorträge im Pleno 
vorbereitet werden. 

Eigenthümlich in der Organisation dieser Stelle ist, dafs 
Staatsbeamte gewisser Kathegorien durch ihr Amt Mitglieder 
des Staatsraths sind, — (der Staatskanzler; die Minister; 
die Feldmarschälle; die Chefs des Obertribunals und der 
Oberrechnungskammer ; die beiden Vortragenden Räthe in 
dem Kabinete ; die sieben kommandirenden Generale in den 
Provinzen , und die Oberpräsidenten , wenn sie in Berlin 
anwesend sind) ; — sodann , dafs mit der Berufung in den 
Staatsrath weder ein besonderer Titel noch Gehalt verbun- 
den ist. (Verordn, v. 20. März 1817.). 

In Baiern, woselbst durch die Konstitution von 1808 
ein Geheimerrath als beratschlagende und als richterliche 
Behörde für alle kontentiÖse administrative Gegenstände an— 
geordnet war (organisches Edikt v. 4. Jun. 1808. Verordn, 
v. 8. Aug. 1810. Schmelzing 1. c. II.. S. 8.), ist aastatt 
desselben im Jahr 1817 (Verordn, v. 2. Febr. , imd Edikt v. 
3. Mai 1817.) ein Staatsrath instituirt worden, dessen Or- 
ganisation und Attributionen durch die revidirte Instruktion 
V. 9. Jan. 1821 definitiv regulirt worden sind. Derselbe 
besteht, unter dem Vorsitze des Königs, und in seiner Ab- 
wesenheit unter jenem eines perpetuirlichen Präsidenten, aus 
den Prinzen, den Ministern, dem Feldmarschall, den Gene- 
raldirektoren in den Ministerien, und aus einer Anzahl von 
' Staatsräthen. Zu seinem Geschäftskreise gehören : 

a) Zur Berathung, alle Gegenstände der Gesetzgebung^* 
’ (Einführung neuer, Abänderung, Erklärung, Aufhebung 
bestehender Gesetze etc.) ; die von der Ständeversamm- 
lung an den König gebrachten Wünsche und Anträge; 
• ! die Beschwerden der Stände wegen Verletzung der Ver- 
fassung, die, ihrer Natur nach, sich nicht zur Untersu- 
chung und Entscheidung der obersten Justizstelle eig- 
nen; der Finanzetat des Reichs, so wie derselbe den 
Ständen vorgelegt wird; die dem Landrathe vorzule- 
genden Gegenstände , ; so wie das Resultat seiner Ver- 
handlung; alle allgemeine Organisation«- Angelegenhei— 
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ten und organischen Verwaltungsnormtn ; die Kompe- 
tenzkonflikte zwischen den Ministerien und zwischen 
den Justiz - und Administrativstellen; Beschwerden ge- 
gen Min isterialverfügungen wegen angeblicher Kränkung 
des Eigenthums und der persönlichen Freiheit; die Jah- 
resberichte der Minister; die Ertheilung des Indigenats. 

b) Zur Entscheidung als erkennende Stelle) und 
zwar, 

1) unmittelbar: Rekurse gegen die von den ad- 
ministrativen Justizstellen ergangenen Erkenntnisse, 
die Abtretung von Privateigenthum für öffentliche 
Zwecke betreffend; die Entscheidung der Frage: 
ob Kollegialvorstände und diesen gleichstehende 
Beamten vor Gericht gestellt werden sollen?; Re- 
kurse der Staatsdiener gegen Disziplinarstrafverfü- 
gungen; dergleichen gegen Verfügungen des Mi- 
nisteriums des Innern , in Gegenständen , die Frei- 
heit der Presse und des Buchhandels betreffen ; Be— 

* ^ t • I # » 

schwer den wegen Verweigerung des Wahlrechts in 
einer Gemeinde; wegen Streitigkeiten über den Si- 
multangebrauch von Kirchen ; ; Rekurse der Advo- v 

katen wegen Disziplinarstrafverfügungen in Sachen 
des administrativen Ressorts : 

2) mittelbar, durch die Staatsrathskom- 
mission, Beschwerden, welche aus einem ge- 
richtlichen Verfahren administrativer Stellen in ge- 
mischten Rechtssachen entspringen, und worüber 
der Rekurs an die ordentlichen Gerichte nicht ge- 
stattet ist. ( l ) 


1) Der Begriff von administrativ kontentiösen ‘ Sa- 
ch e n und ihre Ausscheidung aus der Kompetenz der gewöhnlichen 
Gerichte, ist zuerst in der französischen Gesetzgebung ausgebildet, 
und ihre Entscheidung in lezter Instanz duroh den Staatsrath , durch 
das Gesetz v. 11. Septbr. 1790 verfugt; durch jenes vom 28. Pfurios 
.an VIII., das Institut der Präfekturrathe als Gerichtshöfe für 
dieselbe angeordnet; im Jahr 1806 der Staatsrath als höchste Instanz 
bestätigt worden. Reglement mir It* affaire* tomieniieuses du Conseil 
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Für die Vorbereitung der Geschäfte ist der Staatsrath 

j ° 

in eben so viele Sektionen, als Ministerien sind, einge— 
theilt, in welchen der Departementschef oder Vorstand 
das Präsidium führt. 

, In Wiirtemberg bildet der Geheimerath, nach 
Maafsgabe der Verfassungsurkunde von 1819, die oberste, 
r unmittelbar unt$r..,dem Könige -stehende, seiner Hauptbe— 
Stimmung nach, blofs berathende Staatsbehörde, in welcher 
alle dem Regenten vorzulegenden Vorschläge der Minister, 

• c\ 

i — - — , < • . » ) . , > • • > jf 

d'fitat v. 22. Julius 1806. Die neueste Gesetzgebung ist in der Ordon- 
nanz v. 27. Junius 1814, und 23. August 18l 5 enthalten. 

Über das Contenlieux admini*lratif , worunter im Allgemeinen sol- 
che Sachen verstanden werden, die zwar streitige Rechte und Verbind- 
lichkeiten in privatrechtlichen Verhältnissen betreffen, bei welchen zu- 
gleich aber ein besonderes administratives Interesse vorwaltet , welche 
defshalb die Staatsverwaltung mit berühren, zum Theil auch' nach be- 

' *) »*. v t i i , • 

sonderen administrativen Normen entschieden werden müssen, in die- 
ser Hinsicht daher gemischter Natur sind, • — und über die Frage: in 
wie fern die Entscheidung solcher Sachen administrativen Behörden 
Übertragen, insbesondere auch, in wiefern der Staatsrath als lezte 
entscheidende Instanz für dieselben betrachtet werden könne ? — sind _ 
die Ansichten getheilt. Insbesondere ist diese Zuständigkeit des Staats- 
raths in der neuesten Zeit heftig angefochten worden. Die Haupt- 
gründe gegen dieselbe, und dafür, dafs die Entscheidung solcher Sa- 
ohen ebenfalls den gewöhnlichen Gerichten zu überlassen sey, sind: 
dafs die Entscheidung über Privatintercssen überhaupt ausschlicfslich 
vor die Zivilgerichte gehöre; dafs alte Sachen der Art, in reine Zivil- 
sachen sich auflösen, und daher auch unter die gewöhnlichen Gesetze 
, sich substituiren lassen; dafs Verwaltungsbeamten für eine solche Ent- 
scheidung theils nicht hinlänglich qualiftzirt sind, theils auch nicht die 
für das Richtcramt erforderliche Unabhängigkeit geniefsen; endlich, 
dafs durch eine solche Übertragung der Entscheidung an Vcrwaltungs- x 
hehörden, diese zugleich Parthei und Richter würden. 

Jene für die entgegengesezte Ansicht, und gegen die 
Verweisung solcher Sachen an die gewöhnlichen Gerichte, bestehen: 
in der Verweisung auf die besondere eigenthümliche Natur des gröfsten 
Theils derjenigen Gegenstände, die zu dem conlenl. adminixtt. gerech- 
net werden , die selbst von den Gegnern nicht in Abrede gestellt wer- 
den kann, die dem Gewichte des Einwurfes, der hieraus entsteht, da- 
durch auszuweichen suchen, dafs die Gerichte, die zur vollständigen 
Kenntnifs der Sache erforderlichen Notizen von den Verwaltungshehör- 
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namentlich solche, welche auf die Verfassung, auf die Or- 
ganisation der Behörden und auf die Abänderung der Terri— 
torialeintheilung , oder der Staatsverwaltung im Allgemei- 
nen , sich beziehen, berathen, und mit ihrem Gutachten dem / 

Könige vorgelegt werden müssen. Aufserdem gehören zum 
"Wirkungskreise des Geheimenraths, als berathende Be- 
hörde: 

l 

a) alle ständischen Angelegenheiten, in Betreff welcher 
derselbe zugleich diejenige Behörde bildet, durch wel- 
che der König seine Eröffnungen an die Stände erläfst, 


den einziehen können ; — sodann zweitens , in der Behauptung Cund 
wohl auch in der Thatsache) , dafs eine grofse Anzahl der in Rede ste- 
henden Sachen, theils gar nicht, thcils nicht unbedingt, nach Grund- 
sätzen des Zivilrechts entschieden werden können , sondern einzig nur 
nach Verwaltungsnormen und Reglements, und wegen ihres 
Einflusses auf so manches Interesse der Verwaltung und des Staates, 
selbst häufig nach blofsen Verwaltungsansichten, die aber dem 
Zivilrichter fremd sind , und zu deren ßeurtheilung ihm die erforder- 
lichen Kenntnisse mangeln, defshalb aber auch, wenn die Entschei- 
dung in solchen Sachen demselben überlassen werden sollte , die Ver- 
waltung unvermeidlich verwirrt und gefährdet werden würde. — 

Der Verfasser beschränkt sich auf die Andeutung dieser Gründe, 
die für und gegen geltend gemacht werden, unter welchen der Ge- 
halt des leztcrn, selbst von dem Justizminister in Frankreich, als 
durchgreifend anerkannt worden ist : yi transmeitre aux tribunaux le 

contenUeux administrativ ”, ce seraii oter au Jtoi , vne de ses plus helles 
Prärogatives , rendre l'administration ineerlaine et de - , 

pendante de corps y qui oni y et qui doivent avoir un 
tout autre esprit.“ (Moniteur v. 1817. IS'r. 41.). Überhaupt 
auch möchte, nicht zu übersehen seyn, daf 9 der eine der gegen die Über- 
lassung der Entscheidung an Verwaltungsbehörden angeführten Grün- 
de, nämlich : dafs alle streitigen Verwaltungssachen in reine Zivil- 
sachen sich auflösen , und unter die gewöhnlichen Gesetze sich sub- 
sumiren lassen, auf einer peiitio principii beruhet, und etwas als unzwei- 
felhaft vorausgesezt wird , was nichts weniger als erwiesen ist. — Gern 
kann übrigens zugegeben werden , dafs in manchen Staaten der Begriff 
dieser Sachen vielleicht zu weit ausgedehnt ist. — Für da9 Conientieux 
admini*f. , Gönner, in den Motiven des Entwurfs eines Gesetzbuchs 
in bürgerl. Rechtssachen, S. 54. — Gegen dasselbe, Mittermaier, 
l*ehre von den Gegenst. des bürgerl. Prozesses , in dem Archiv für die 
zivilistische Praxis , 4. Bd. 3. Heft. XXIV. 
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und die lezteren ihre Erklärungen, Bitten und Wün- 
sche an den Regenten zu bringen haben , die der Ge— 
heimerath denv Könige jedesmal vorzulegen hat, wenn 
er nicht Anstande dabei findet, die ihn ver- 
anlassen, vor der Vorlegung an den König, 
mit den Ständen Rücksprache zu nehmen; — 

b) die Anträge auf Entlassung oder Zurücksetzung eines 
* Staatsdieners ; 

c) Kompetenzstreitigkeiten zwischen den Justiz - und 
Verwaltungsbehörden; 

d) die Verhältnisse der Kirche zum Staat, und Streitig- 
keiten einzelner Kirchen unter einander, wenn die 
Zentralstellen dieser Kirchen sich nicht einigen können; 

c ) endlich alles, was der König an den Geheimenrath zur 
Berathung abgibt. 

Als entscheidende und verfügende Behörde ge- 
hören zu seinem Ressort: die Entscheidung von Rekursen 
gegen Verfügungen der Departementschefs , und gegen Straf- 
verfügungen der Adminisrativstellen, in welchen beiden Fäl- 
len Rechtsgelehrte zugezogen werden müssen; sodann sol- 
che in Fällen , wo es sich um gezwungene Abtretung von 
rrivateigenthum für Staats— und Korporationszwecke handelt. 

Mitglieder des Geheimenraths sind: die Departements- 
chefs, sodann die Geheimenräthe , als ordentliche, und 
Staatsbeamten, die jedesmal nur auf ein Jahr ernannt werden, 
als aufser ordentliche Mitglieder, die der König sämmt- 
lich nach Wülkiihr berufen und entlassen kann. (Verfas— 
sungsurk. v. 1819. §. 54 — '62. u. 126.) 

Eine gleiche doppelte Eigenschaft findet in Ansehung 
des Staatsraths in dem Grofsherz. Hessen statt, dessen 
Wirkungskreis ebenfalls theils blofs berat liend, theils 
entscheidend ist; das erstere: a) bei allen Gesetzes— 
entwürfen, die in dem Ministerium vorbereitet, in dem Staats- 
rathe aber definitiv redigirt werden, namentlich auch das Fi- 
nanzgesetz ; b) für alle Organisationssachen , jedoch aus- 
schliefslich der Personalorganisation; — das leztere: in 
Kompetenzstreitigkeiten zwischen Justiz — und Verwaltungs- 
behörden; sodann in allen Rekursen von den Entscheidungen 
der Verwaltungsbehörden in Administrativjustizsachen; end- 
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lieh , in Fällen , wo der 23. Art. des Edikts v. 12. April 
1820, über die Verhältnisse der Staatsdiener, bei solchen 
Anwendung findet, die selbst Mitglieder eineff' Ministerial- 
departements sind. — Derselbe besteht aus den Prinzen des 
Hauses, den Ministem, den in den Ministerien angestellten ge- 
heimen Staatsräfhen, aus besonderen, blofs mit dieser Bestim- 
mung angestellten Staatsdienern; endlich aus aufserordentli- 
chen Mitgliedern, die jedesmal nur auf ein Jahr ernannt 
werden. (Verordn, v. 28. Mai 1821.) 

Verschieden und abweichend sind dagegen die Stellung 
und Verhältnisse des Geheimenraths, der jn dem König- 
reich Sachsen an die Stelle des vormaligen geheimen Kon- 
silii getreten ist, und aus den Konferenzministern, deren ei- 
ner den Vorsitz führt, dem jedesmaligen Präsidenten des 
Geheimenfinanzkollegiums, jenem der Kriegsverwaltungs- 
kammer, dem jedesmaligen Kanzler und dem jedesmaligen 
Direktor des zweiten Departements des Geheimenfinanzkol- 
legiums , als ordentlichen Mitgliedern , besteht. Jedoch 
können zu dessen Beratschlagungen 1 auch die Direktoren 
anderer Kollegien zugezogen werden, so wie auch in Fäl- 
len , wo vorzüglich wichtige Gegenstände zu berathen sind, 
die Mitglieder des Geheimenraths, mit den Kabinetsmini— 
Stern und den Chefs der Landeskollegien , in einen , unter 
dem Vorsitze des Königs zu haltenden Staatsrath ver- 
sammelt werden können , dem auch die Prinzen des königl. 
Hauses beiwohnen. 

. • < * f 

• ' • i > 1 4 i 

Die Attributionen des Geheimenraths sind wesentlich 
und ausschliefslich berathend, (*) in dem Maafse, 
dafs das Geheimefinanzkollegium, die Kriegsverwaltungs— 
karamer, die Regierung, das Appellationsgericht, das Ober- 
konsistorium , die Oberamtsregierung zu Budissin, so wie 
alle Kommissionen und Deputationen, die in Sachen, wel- 
che die Verfassung, Gesetzgebung und allgemeinen .Verwal- 
tungseinrichtungen betreffen, an den König zu erstattenden 


1) Provisorisch und bis zu erfolgender Abänderung, sind demsel- 
ben jedoch auch die Attributionen des vormal. geheimen Konsilii , in ✓ 
Betreff der ständischen und der Steuer Angelegenheiten übertragen. 
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Vorträge, an den Geheimenrath einreichen müssen, der die- 
selben, mit seinem Gutachten, dem Könige vorlegt, ■ dessen 
Entscheidungen sodann ebenfalls wieder durch den erstem 
an die Behörden zurückgehen. Ein gleiches findet auch in 
Ansehung von Beschwerden statt, die gegen Verwaltungs- 
behörden oder Beamten bei dem Geheimenrathe angebracht 
werden, die derselbe ebenfalls mit seinem Gutachten dem 
Könige vorlegen mufs. — • Dabei sind die evangelischen 
Religions — , Kirchen—, Universitäts — und Schulsachen von 
der Geschäftskompetenz des Plenums des Geheimenraths 
ausgeschieden und den jedesmaligen Konferenzministern al- 
lein übertragen. (Dekret an die Landstände, die Einrichtung 
des Geheimenraths betreffend, v. 20. Oktbr. 1817). 

,, Noch abweichender, und selbst ohne den Karakter ei- 
ner eigentlichen Staatsbehörde, sind die Verhältnisse der, — in 
dem Grofsherz. Baden anstatt des im Jahr 1811 errichte— 
ten , 1819 aufgehobenen Staatsraths, « — durch die Verordn. « 
v. 11. Novbr. 1821 angeordneten z\y eiten Sektion des 
Staatsministeriums, die aus den ordentlichen wirkli- 
chen Mitgliedern des Ministeriums , sodann aus einer will- 
kürlichen Anzahl von Staatsdienern , die von einem Land- 
tage eum andern ernannt werden , besteht , ohne dafs diese 
Ernennung in ihren sonstigen Rang- , Dienst— oder Besol— 
dungsverliältnissen etwas ändert. Dieselbe steht nur mit 
dem Staatsministerium , — für welches diese Sektion im 
Grunde nur ein Berathungs — Comit6 bildet, — und mit den 
oberen Verwaltungsbehörden in Geschäftsberührun«: , wel— 
chen lezteren dieselbe Aufträge, die sich auf die Vorberei- 
tung der ihr zugewiesenen Geschäfte beziehen, ertheilen, 
nicht, aber in die Verwaltung eingreifen darf. Entwürfe zu 
Gesetzen etc. , Frauen , über welche ihr Gutachten erfordet 
wird, werden von dem Staatsministerium br. m. an die— 

« » • ’ * ■ ’ * . f t • 

selbe abgegeben , an welche sie dieses , in Form eines Pro— 
tokollarauszugs , abgibt , in welchem die Stimmen der Mi- 
norität einzeln aufgeliilirt seyn müssen. Jn der Regel, fin- 
den nur Plenarsitzüngen , und diese nur auf jedesmalige 
besondere Berufung, unter dem Vorsitze eines Ministers 
statt, der bei Gleichheit der Stimmen entscheidet, und auch 
verlangen kann , dafs die Vota Schriftlich abgegeben werden. 
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Zugleich hat derselbe die Befugnifs , für die Vorbereitung < 
von wichtigeren Gegenständen, Ausschüsse anzuordnen, was 
in Betreff’ der Bundestages— und der ständischen Angelegen- 
heiten jedesmal geschehen mufs. 

In jileicher Art sind die Verhältnisse des Staatsraths 
in dem Herzogthum Nassau gebildet , der sich in der Re- 
gel in jedem Jahr nur einmal versammelt, zur Prüfung des 
Landesausgabenetats; aufserdem nur, wenn derselbe zur Er- 
örterung, Prüfung, Begutachtung eingekommener Gesetzes- 
vorschläge, einzelner bei dem Ministerio eingekommener 
wichtiger Reklamationen , einzelner Kriminal — oder schwe- 
rer Polizeistraffalle, angeordneter Untersuchungen gegen Be- 
hörden oder Staatsdiener, von dem Herzoge oder Minister 
besonders berufen wird. (Verwaltungsorg. v. ll.Sept. 1815). 

Eben so auch jene des Geheimenraths in Han- 
nover, der im Allgemeinen zum Beirath in wichtigen Re- 
giminalangelegenheiten bestimmt ist; namentlich bei Erlas- 
sung allgemeiner Landesgesetze und Reglements, und bei 
Besetzung der von mehreren Kollegien ressortirenden Dienst— 
stellen (Bekanntmachung v. 22. Oktbr. 1817); — und des 
Staatsraths in Weimar, dessen Wirkungskreis auf Bei- 
rath für die. Minister , in Fällen, wo es sich um Erklärung 
der Gesetze handelt, beschrankt ist. 

§. 19. 

In Ansehung seiner innern Organisation ist in den meisten 
Staaten der Staatsrath in Abtheilungen (Sektionen, Comi- 
t£s) eingetheilt, zur Vorbereitung der Geschäfte für ilxren Vor- 
trag in den Plenarsitzungen, in welchen über die Anträge 
der ersteren ein Beschlufs gefafst wird, jedoch nur als Gut- 
achten, welches, mit alleiniger Ausnahme derjenigen Be- 
schlüsse , die der Staatsrath als entscheidende Behörde fafst, und 
welche sogleich vollzogen werden, (*) der Entscheidung und 
Genehmigung des Regenten unterliegt. 

Den Vorsitz in den Plenarsitzungen, die entweder regel— 
mäfsig, oder nur auf jedesmalige Berufung statt finden , führt in 
der Regel der Regent selbst; in seiner Abwesenheit, und wenn 


1} So in Frankreich, Polen, Würtemberg. 
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für diesen Fall nicht ein beständiger Präsident ernannt ist, ( l 2 ) 
ein höherer Staatsbeamter, der hierzu besonders komittirt ist; 
in den Abtheilungen aber, in der Regel, ein Mitglied 
derselben; ( a ) in mehreren Staaten hingegen die Departements— 
minister, ( 3 4 ) die in anderen, selbst den Plenarsitzungen des 
Staatsraths, nur auf besondere Berufung beiwohnen dürfen. (♦) 
ln mehreren Staaten ist der Eintritt in den Staatsrath an ein 
bestimmtes Alter geknüpft, und sind anfserdem sonstige Erfor- 
dernisse , und für die Glieder eine bestimmte Anzahl vortfe- 
schrieben; (*) wogegen in anderen die Wahl des Regenten auf 
keine Art beschränkt ist, und die Berufung in den Staatsrath 


1) Besondere Präsidenten: z. B. in Frankreich, der Präsi- 
dent des Ministerkonseils , in seiner Abwesenheit der Justizminister ; 
in Preufscn, der Staatskanzler und ein besonderer Vizepräsident 
(Kabinetsordre v. 18. Sept. 1822.);, in Polen, der Statthalter; in 
Baiern, Würtemberg, besondere Präsidenten; in Sachsen, 
der älteste Konferenzminister. 

2) In Preufseft, in Rufsland; ehemals auch in Frank- 
reich. 

3) Gegenwärtig in Frankreich (Ordonn. v. 23. August '815.), 
in Baiern. 

Ob hierdurch die Unabhängigkeit des Staatsraths und seiner Glie- 
der nicht gefährdet wird ? 

4) Z. ß. in. der ersten Organisation des Staatsratbs in Frank- 
reich, was jedoch späterhin abgeänderl worden ist ; ebenso in den 
Niederlanden. (Fundam. Ges. §. 75.) 

' 5) ln Frankreich ist die Zahl auf 30 Staatsräthe und 40 Re- 

quetenmeister im ordentlichen Dienste festgesezt. (Ordonn. v. 30. Au- 
gust 1819.) — Jn den Niederlanden, auf 24, die, so viel thunlich, 
aus allen Provinzen genommen werden sollen. — ln Spanien, 40 
Staatsräthe, Staatsbürger in vollem Genufs der Ausübung ihrer Rechte. 
Sie werden von den Hortes , für jede Stelle drei Kandidaten , aus wel- 
chen der König einen auswählt, vorgeschlagen , und zwar aus nachste- 
henden Standesklassen , nämlich : vier Geistliche (die in Portugal aus- 
geschlossen sind), worunter zwei Bischöfe; vier Granden von Spa- 
nien, und zwölf aus den überseeischen Provinzen. (Konst, v. 1812. 
Art. 222 folg.) — In Schweden, neun Glieder, nämlich die beiden 
Minister, der Hofkanzler und sechs andere Glieder, von welchen drei 
in Zivilämtern gedient haben, und die sämmtlich der reinen evangeli- 
schen Lehre zugethan seyn müssen. (Konst, v. 1809, §. 4. u. 5.) — ln 
Norwegen, acht norwegische Bürger. (Konst v. 1814. §. 12.) 

* 
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weder einen besonder« Titel, noch sonstige Prärogative ver- 
leihet. (*) 

In einigen Staaten verleihet ein bestimmtes Staatsamt das 
Recht zum Eintritt in den Staatsrath, ( 1 2 ) was in anderen nicht 
der Fall ist; so wie auch die Eintheilung in Staatsrathe im or-* 
dentlichen, und im aufserordentlichen Dienste, ( 3 ) 
sodann das Institut der Requetenmeister und der Staats- 
ratlisauditoren, als eine nur wenigen Staaten eigenthiimli- 
che Einrichtung betrachtet werden mufs. ( 4 ) ln mehreren Staa- 
ten endlich, sind die Staatsrathe inamovibel, wogegen in 
einigen anderen die Dauer ihrer Amtstätigkeit auf einen be- 
stimmten Zeitraum beschränkt, in der Mehrzahl von Staaten 
aber, ihre Entlassung lediglich von der Willkür des Regenten 
abhängig ist. ( s ) 


1) Z. B. in Preufsen, Nassau, Baden. Diese Einrichtung 

zuerst in Nassau, wo sie bei dor Tendenz des Instituts — eines blo- 

% 

fsen Halbes für den Minister — weniger nachtheilig scheint; dann in 
Preufsen, wo die möglichen Nachtheilo theiis dadurch, dafs der 
Eintritt einer Anzahl höherer Staatsdiener von Rechtswegen zusteht, 
theiis durch die gröfserc Wahl unter solchen Männern , die durch ihre 
Verhältnisse von den Ministern unabhängiger sind, gemindert erschei- 
nen, was da und dann, wo diese Auswahl beschränkter und ledig- 
lich auf Glieder aus den Ministerialdepartements beschränkt ist , nicht 
so ganz der Fall seyn dürfte. 

2) Z. B. in Preufsen, die Feldinarschälle, der Gencralpost- 
meister, die Chefpräsidenten des Obertribunals und der Oberrechnungs- 
kammer, die beiden Vortragenden Geheimenkabinetsräthc, die Ober- 
präsidenten und die sieben koinmandirendon Generale. — In Baiern, 
die Generaldirektoren in den Ministerien , der Feldmarschall oder 
höchste kommandirende General. 

3) In Frankreich, in den Niederlanden, in Baiern; 
theiis werden dieselben zu besonderen Aufträgen verwendet , theiis nur 
blofser Titel. 

4) Requetenmeister, in Frankreich, Polen, vorzüg- 
lich für die Bearbeitung und den Vortrag in allen kontentiösen Sachen, 
die bei dem Staatsrathe anhängig sind. Auditeurs nur in Frank, 
reich, ursprünglich zum Vortrag in den Sektionen , und zum Samm- 
len der Materialien für die Arbeiten der Staatsrathe bestimmt. 

Inamovibel, z. B. in Spanien; ihre Dienstaktivität ist auf 
eine Anzahl von Jahren beschränkt; z. B. in Portugal, auf 4 Jahre; 
in Baden, auf die Zeit von einem Landtage zum andern. 
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5 : 20 . 

B. Staatskontrole. Zweck und Bestimmung dieses 
Instituts sind, darüber zu wachen: „dafs die Staatseinnah- 
men überall mit Umsicht , Sorgfalt und Treue verwaltet, die 
Ausgaben auf das Nothwendige beschränkt, alle Ausgaben— 
etats fortdauernd unter einander, und mit den Staatseinnahmen 
verglichen, erforderlichen Falls die ersteren nach diesen modifi— 
zirt; — dafs zwischen Einnahme und Ausgabe Harmonie und 
n Proportion erhalten , überhaupt den bestehenden Gesetzen und 
'Anordnungen gemäfs verwaltet werde; sodann Mitaufsicht auf 
die Konservation des Staatseigenthums;“ mithin sowohl Kon — 
trole der Verwaltung überhaupt, damit kein Departe- 
mentschef von dem Verwaltungs plane, und von den auf densel- 
ben Bezug habenden Anordnungen und Vorschriften sich will- 
kürlich entferne ,, als auch Kontrole der Kassenverwaltu-ng, 
insbesondere dafür, dafs alle Einnahmen gehörig eingezogen; in 
Ansehung der Ausgabe aber, dafs der Etat weder überhaupt, 
noch in seinen einzelnen Positionen überschritten werde. 

Aus dieser Bestimmung einer Staatskontrole ergeben sich 
zugleich die Bedingungen in Absicht auf ihre Stellung in dem 
Organismus der Verwaltung , die von den- Departements- 
ministern unabhängig seyn mufs, mit der Verpflich- 
tung für diese lezteren, zur Mittheilung von allen Anord- 
nungen und Verfügungen, welche auf die Vergröfserung oder 
Verminderung der Einnahme oder Ausgabe von Einflufs seyn 
können, damit die Kontrole, nach Verschiedenheit der Um- 
stände, die nothwendigen Vorkehrungen selbst verfügen oder 
veranlassen könne. 

§. 21 . ' 

Eine Kontrole nach diesen Andeutungen ist, ganz vollstän- 
dig, bis jezt in keinem Staate realisirt. ( J ) ln der Mehrzahl 


1) Am vollständigsten war sie es in dem Königr. Preufsen, 
durch die Kabinetsordre v. 3. Kovbr. 1817 , wegen der Geschäftsfüh- 
rung bei den Überbehörden in Berlin, und der Verordnung vom näm- 
lichen Tage, über die Einführung einer Generalkontrole (Gcsetzsamml. 
Kr. 16.), durch welche verfügt ist: ,,a) dafs sämmtlichc Einnahme - und 
Ausgabeetats ohne Unterschied , zur Prüfung bei der Generalkontrole 
vorgelegt und alle von dem Könige zu vollziehende Etats , vorher von 
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der Staaten ist dieselbe mehr oder weniger eingreifend, theils 
durch das dem Finanzminister selbst übertragene Visa der Or- 
donnanzen der übrigen Departementschefs, oder aber durch gänz- 
liche Ausscheidung der direkten Aufsicht auf den Kassenhaus- 


dem betreffenden Departementschef und der Hontrole kontrasignirt > 
werden müssen; 6) dafs die Hontrole bei Revision der Etat9 darauf zu 
halten habe, dafs die Staatseinnahme mit Sorgfalt, Umsicht und Treue 
verwaltet, die Ausgabe auf das IVoth wendige beschränkt, dafs Abände- 
rungen in der Verwaltung, die JEinflufs auf die Einnahmen oder Ausga- 
ben des Staats haben, mittelst Berichts der Verwaltungsbehörden, 
durch die Hontrole dem Könige zur Approbation vorgelegt wer- 
den sollen; dal ’9 ohne Theilnahine des Chefs derselben kein 
Staatseigenthum veräufsert, keine Abgaben dauerhaft erlassen, oder de- 
ren Tarifsätze geändert, keine Staatsschulden kontrahirt, keine Ausga- 
ben neu bewilligt, erhöhet, oder sonst Veränderungen vorgenommen 
werden dürfen , welche eine Überschreitung der Etatstitel, oder die 
Verwendung von Etatssummen zur Folge haben , die sonst zu ersparen 
gewesen seyn würden, etc. — Diese Stellung der Staatskontrole ist 
dureh die Kabinetsordre v. 17. Januar 1820 dahin modilizirt worden, 
,,dafs dieselbe mit dem Ministerium des Schatzes unter einem Chef ver- 
einigt , und daf9 der Chef derselben mit dem Ministerium in nähere 
Verbindung gebracht ist, dergestalt, dafs in allen Fällen, wo die Auf- 
stellung neuer, oder die Abänderung bereits bestehender Grundsätze 
und INorinen für die Verwaltung und für die Regulirung des Staatshaus- 
halts im Allgemeinen , oder in einzelnen Zweigen desselben , und die 
Verwiiligung aufserordentlicher Verwendungen und Zuschüsse in dem 
Staatsministerium in Vortrag kommen, auch die Generalkontrole , als 
ein wesentliches Glied des St a ats minist e r i u ms , an der 
Berathung Theil nehmen, und der Direktor derselben dem Vortrage 
über solche Gegenstände beiwohnen soll , so dafs ein Schriftenwechsel 
zwischen dem Ministerio und der Hontrole, wegen Beurtheilung mate- 
rieller Gegenstände, schlechthin nicht statt finden darf. — Dagegen aber 
ist dieselbe als eine .selbstständige Behörde in ihrer Wirksamkeit ver- 
blieben, in allen Fällen, wo es nicht auf materielle Beurtheilung, son. 
dern nur auf das Formelle der Etats - , der Kassen-, Buch - Und Rech- 
nungsführung ankommt. , , 

in Kurhessen hat die in der neuesten Organisation angeordnete 
Generalkontrole die nämliche Bestimmung und die nämlichen At- 
tributionen erhalten. ^ Derselben müssen auf V erlangen , sowohl von 
den Ministerien, als von allen übrigen Behörden, die erforderlichen 
ISachrichlen, Aktenstücke und Rechnungen mitgcthciJt werden, worauf, 
die von derselben projektirten Verbesserungen etc. mit dem Staatsmixü* 
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halt aus den Attributionen dieses Ministeriums, und durch die 
Übertragung derselben an eine besondere, selbstständiger ge- 
stellte Behörde, theils durch andere Anordnungen supplirt. (*) 

1 

* 

» \ , 

sterium berathen und dem Kurfürsten vorgclegt werden. (Verordn, y. 

29. Junius 1821; §. 33 — 35.) Zugleich ist der Generalkontrole die 
Abhörung der Rechnung der Generalkasse übertragen. 

In Rufsland ist die Kontrolc der materiellen Verwaltung 
von jener dc9 Kassen haushalts getrennt, dieerstere, dem Se- 
nate in so fern übertragen, als derselbe neben seinen übrigen Attri- 
butionen zugleich die oberste Aufsicht über die Verwaltung führt, zu 
welchem Ende die Deparlementsminister, ihre Rechenschaftsberichte 
und Rechnungen durch denselben dem Kaiser vorlegen müssen, 
zu deren Prüfung im Beisein der Minister der Senat berechtigt, und 
zu deren Begutachtung derselbe verpflichtet ist; aufserdem auch dazu, ( 
die Handlungen der Minister in allen ihrer Verwaltung anvertrauten 
Fächern zu kontroliren , und nach gehöriger Prüfung und Vergleichung 
derselben mit den Reichsverordnungen und mit den Berichten, die 
von anderen Behörden bei dein Senate einlaufen, seine Schlüsse zu ' 
machen, und diese dem Kaiser vorzulegen. Die Kontrole des Kas- 
senhaushaltes wird durch das Reichsschatzamt bewirkt (Uka9 
v. 8. Septbr. 1802, und v. 25. JuK 1810, die Organi9. des Minist, belr. , 
und v. 8. Septbr. 1802, den Senat betr.) 

1) In Frankreich war unter der kaiserl. Regierung diese Kon- 
trole durch die Anordnung eines besondern Ministfre du ireaor public 
bewirkt, welchem nicht nur die Leitung des gesammten Geldhaus- 
haltes ! , sondern auch die Autorisirung der Zahlung aller von den De- 
partementsministern auf den öffentlichen Schatz ausgestellten Ordo- 
nanzen übertragen war, ohne welche keine Zahlung hat geleistet wer- 
den dürfen. ( Code politique , S. 297.) Unter der gegenwärtigen kö- 
nigl. Regierung 'ist dieses Ministerium aufgehoben und das Visa der 
Ordonnanzen dem Finanzminister übertragen , der aber für das von 
ihm verwaltete Departement selbst ohne eine solche Kontrole ist. 
(M. s. die dcfsfalls. Verhandl. in der Deputirtenk. am 20. Jun. 1821. 
Moniteur Nr. 203 , und die Ordonnanz v. 14. Septbr. 1822. Monit. 
Nr. 260.) : i 

In Ostreich, durch das General -Rechnungsdirektori- 
um, welches,* als eine höchste Zentralstelle, das gesammte Kompta- 
bilitätswesen in allen Thcilen des Staats leitet, welchem alle Rech- 
nungsbehörden untergeordnet sind ,• und bei welchem sich auch die 
Staatsbuchhaltung befindet. (Lichtenstern, S. 510.) Aufserdem 
ist in diesem Staate auch dadurch eine Kontrole begründet, dafs die 
eigentliche Verwaltung mehr der Hofkammer übertragen ist , der Fi- 
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Insbesondere ist in mehreren Staaten die Ausübung der 
Kontrole mit gröfseren oder beschränkteren Befugnissen der 
Oberrechnungskammer übertragen, ( l ) durch welche Verbin- 
dung aber der wesentliche und distinktive Ivarakter beider In- 
stitute verwischt, und der durch dieselben beabsichtigte Zweck 
gefährdet -wird; das erstere vorzüglich defshalb, Weil die Ober- 
rechnungskammer nicht über die Fakta der Verwal- 
tung, und nicht über die Anordnungen der Mini- - 
ster, über welche ihr eine Kognition nicht zusteht, sondern 
nur über die Nachweise der wirklichen Verwen- 
dung der Staatsgelder, nach Maafsgabe dieser Anord- 


nanzminister mehr nur die oberste Aufsicht fuhrt, und mehr nur das 

\ 

Ganze leitet. 

In Schweden wird die Kontrole in gewisser Beziehung, und 
zum Theil, durch das Reichskomtoir verwaltet. (Regierungsform 
v. 21. Aug. 1772, in v. Martens Sammi. der wichtigsten Grundge- 
setze etc. I. 605.) . 

i ' 

In dem Grofshcrz. Baden, durch die Ha s sen k om in is s i o n 
(Verordn, v. 16. März 1819, und 20. Junius 1820.), welche die Ein- 
sendung der Vorräthe bei den Bezirks - und Kreiskassen zu disponi- 
ren , bei unzureichenden Mitteln die Zahlungsordnung vorzuschreiben 
hat , und durch welche alle Anweisungen auf die Gencralstaatshasse 
und auf die drei Kreiskassen verfugt werden ; jedoch nur kraft einer 
allgemeinen oder speziellen Legitimation des Einanzministers , die in 
der Anweisung ausgedriiekt seyn mufs — (Als Kontrole unzulänglich ; 
als Geschäftsabtheilung in dem Finanzministerium , sollte diese Kom- . 
mission , wie es scheint , nicht als Behörde konstituirt scyn). 

1) Z. B. in Würtembcrg, woselbst die durch das Edikt v. 
18. ISovbr. 1817 angeordnete Kontrole der Verwaltung, durch 
ein - späteres Edikt v. 13. Dezbr. 1818 auf eine solche des Kassen« 
wesens beschränkt, und diese der Oberrcchnungskammer übertragen 
worden ist. 

i « 

In Nassau, Edikt v. 2. Marz 1816; in dem Grofsherz. Hessen, 
Verordn, v. 23. Junius 1821, die Errichtung und Organis. der Obcr- 
rechnungskammer Letr. ; auch gewissermafsen in Weimar, wo die 
Funktionen beider Behörden dem Landschaftskollegium übertragen 
sind. (Grundgcs. v. 5. Mai 1816. §. 97 — 108.) 

In ß a i e r n ist die Übertragung der Kontrole an den obersten 
Rechnungshof zwar nicht formel ausgesprochen , jedoch , dafs sic 
praktisch statt finde, in den Landtagsverhandl. im Jahr 1822 behaup- 
tet norden. 

7 * 


i 
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nun gen, zu erkennen hat, in dieser Beziehung gewissermafsen 
aufser und über der Verwaltung steht, in deren Anordnun- 
gen dagegen die Staatskontrole wesentlich eingreift. 


Die Idee der Kealisirung derKontrole durch die Ober— 
rechnungskammer, originirt aus älteren Zeiten, in welchen 
eine andere Kontrole, als durch Rechnungen, nicht möglich 
gedacht war, welche leztere defshalb auch mit dem Ge- 
schichtlichen eines jeden Postens, und mit anderen Notizen 
überladen waren. (M. s. Jen Art. Chambre des Comptes, 
nnd Conlroleur general des jinances , in der Encyclop. me — 
ihodifjuc). Dieselbe ist in neueren Zeiten wieder lebhafter 
angeregt worden, ( l ) vorzüglich wohl durch das Gefühl, 
dafs eine Kontrole überhaupt nothwendig sey, wobei aber 
die Grupdverhaltnisse der Verwaltung, und der Unterschied 
zwischen Rechenschaftsberichten über die anord- 
nende Verwaltung (Gegenstand der Kontrole), und 
zwischen Rechnungen über die Nachweise der 
Verwendung der Staatsgelder, nicht in dem Maafe, 
wie dieses erforderlich, beachtet und berücksichtigt worden 
ist. Hierzu kommt die Neuheit der Idee einer besondern 
Kontrole , die noch erst das Bürgerrecht gewinnen mufs, 
vielleicht auch die Abneigung der Departementschefs gegen 


1) Auch von Schriftstellern, namentlich v. Rieschke, in den 
Grundzügen zur zweckmafs. Einrichtung des Staatskassen- und Rech- 
nungswesens, und seiner Kontrole. Berlin 1,821. S. 233; — und v. Ja- 
kob, in der Staats -Finanzwissenschaft, §.869. u. 1314., von wel- 
chen der erstere die Kontrolbehörde in zwei Abtheilungen trennt, die 
erste: für die Kontrole der Verwaltung überhaupt; die andere, 
für jene des Kassen* und Rechnungswesens, jde Abtheilung 
mit einem besondern Direktor , beide aber unter einem vom Ministe- 
rium unabhängigen Chef vereinigt. — Der Plan des Herrn v. Jakob 
ist im Ganzen der nämliche, und nur dadurch verschieden, dafs er 
der Kontrolbehörde für die anordnende Verwaltung. eine Oberrech- 
. nungskammer zur Seite stellt. Die Absicht beider ist daher weniger 
auf eine reelle, und mehr nur auf eine personelle Vereinigung 
beider Behörden in der Person eines Chefs' für beide Institute ge- 
richtet. 
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ein solches Institut, das, wie auch die Stellung det Ober** 
rechnungskammer in dieser Beziehung geordnet seyn mag, 
jederzeit eingreifender, und defslialb auch unbequemer seyn 
mufs , als die Kontrole durch die leztere seyn kann. 

Gleichzeitig mit der Anregung der Idee über die Noth- 
wendigkeit einer besondem Kontrole, ist entgegen gesezt, iiire 
Entbehrlichkeit behauptet worden, aus dem Grunde, weil 
dieselbe, vermöge des Aufsichtsrechtes , das den Ständen auf 
die Verwendung der Staatseinnahmen zusteht, durch diese 
realisirt werde. — Dieses Recht aber äufsert seine Wirksam— 
keit nur in zwei Momenten, nämlich bei der Entwerfung des 

7 Ö 

Budgets, und bei der Nachweise der Verwendung der in dem 
erstem für jeden Zweig des Staatsdienstes verwilligten 
Staatsgelder, mithin vor dem Anfänge, und nach dem 
Schlüsse des Etatsjahrs, nicht aber während desselben, 
welches eben die Periode der nothwendigen Wirksamkeit 
der Kontrole ist, während welcher aber die Einwirkung des 
Aufsichtsrechts der Stände, wenigstens in solchen Staaten ru- 
het , in welchen denselben eine Theilnahme an der vollzie— 

# - t t . V 4 

henden Verwaltung nicht zusteht. 


§• 


22 . ' 


C. Oberrechnungskammer. Die vorzüglichsten Ver- 

O O 

schieden hei ten in Ansehung der Verhältnisse der Oberrechnungs- 

O ö 

kammern , betreffen 

a ) theils ihre Stellung, die in mehreren Staaten die einer 

7 / \ 

konstitutionellen Behörde ist, während sie in anderen mit 
gröfserer Selbstständigkeit, nur in Absicht auf die Dienst- 
polizei: in anderen aber unbedingt von dem Finanzministe- 
rium abhängt; (*) ’ * - * • 


1) Als konstitutionelle Behörde, z. B. in den Niederlanden* 
woselbst die Mitglieder derselben , die , so viel thunlich , aus allen 
Provinzen gewählt werden sollen, auf Vorschlag der zweiten Kammer 
vom Könige ernannt werden. (Fundamentales. y. 18 J 5. §. 202.); in 
Polen, (Konst, v. 1815. §. 78.); in Norwegen, (Konst, v. 1814. 
§. 75.); in Spanien, (Konst, v. 1812. §. 350.); in Weimar, für 
die Steuer- und Schuldenrechn. (Grundges. v. 1816. §. 105. 108.) 

) Mehr selbstständig z. B. in Frankreich; in Ostreich. 
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b ) theils ihre innere Organisation, in welcher Hinsicht 
dieselbe entweder als ein un ge trennt es Korps konsti- 
tuirt, oder in mehrere koordinirte Behörden, (‘) oder 
auch in Abtheilungen aufgelöst ist, die den Pro- 
vinzialbehörden zugetheilt sind, und für welche 
die Zentral- Oberrechnungskammer eine Revisionsinstanz 

. bildet; (») ■ • . , 

c) endlich die Kompetenz derselben, sowohl an und für 
sich selbst, als auch in Betreff der RecKnunoen , die ihrer 
Kognition unterworfen sind. ( * 1 2 3 ) Eine Verschiedenheit an- 
derer Art findet in so fern statt, als in mehreren Staaten ’ 


das General - Rechnungsdircktorium , (Lichtenstern , S. 510.); in 
Schweden, das Hammergericht, (Regier. - Form. v. 1772. v. Mar- 
xens Samml. S. 605.); in Rufsland, die Rechnungsrevision unter 
dem Reichskontroleur ; in Preufen ist dieselbe unmittelbar . dem 
Staatskanzler; in Baden, (Verordn, v. 16. Märzl8l9.), und in Nas- 
sau (Edikt v. 2. März 1816), nur dem Staatsministerium; 
in Baiern hingegen, (Verordn, v. 20. Oktbr. 1812, man vergl. die 
Verhandl. der zweiten Kammer v. 1822.); in Würtemberg (Edikt 
v. 13. Dezbr. 1818.), dem Finanzminist, untergeordnet. In dem 
Grofsberz. Hessen endlich, ist dieselbe unter die besondere Aufsicht 

i 

und Leitung des Finanzministeriums gestellt, zugleich aber den sämmt- 
li eben Ministcrialdepartements untergeordnet, (Ver- 
ordn. über die Erricht, u. Organis. der Oberrechnungsk. v. 23. Jun. 
1821, und Instrukt. v. 19. Oktbr. 1821.) 

1) Z. B. in Ostreich, wo unter dem Generaldirektorium 
o) eine Staats-Kredit -Zentralhofbuchhaltung; A) eine Kameralhof* 
buchh.; e) die ungarische und siebenbürgische Hofbuchh.; d) eine 
Hof- Staatsbuchh. ; «) eine Bankobuchh.; /) eine Münz- und Berg-, 
wesensbuebh. ; g ) eine Domänenhofbuchh. ; A) eine Taback- u. Stem- 

/ pelhofbuchh. ; 0 eine Posthofbuchh. ; X) eine Loltohofbuchh. ; /) eine 
Hauptbuchh. fürdieStiftungs-, städtischen-, Studien - ctc. Angelegenb.; 
m) eine Hof-Kriegsbuchh. ; n ) eine Grundsteuer - u. Rektifikations - Hof- 
buchb.; sodann 14 Provinzialbuchhallungen angeordnet sind, die 
sämmtlich dem Generaldirektorium untergeordnet sind. (Lichten* 
Stern, S. 510. Hof- u. Staatsscbem. v. 1820. S. 332.) 

2) Z. B. in Baiern, Wiirtemberg, Baden. 

3) Z. B. in den Niederlanden, wo die Aufsicht auf das Do- 
manial- Rechnungswesen und die Abnahme der Rechnungen einem bc- 
sondern Conseil et Chambre des Cornptes des Domaines übertragen ist. 
Zum Theil auch in YYürtcmbcrg, (m. s. S. 110. Note 2.) 
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ihre Geschäftsthätjgkeit auch auf Gegenstände erstreckt ist, 
die ihrer eigentlichen Bestimmung fremd sind. (*) 
ln mehreren , r besonders kleinen Staaten endlich, ist die 

f * • __ ■ . « % » • • _ _ 

Revision und Abnahme der Rechnungen den verwaltenden 

. • •• r. , r. • . ■ 

Behörden seihst übertragen , welche auch ihre Decharge 
bewirken. ( 2 ) . „ . , . « . ....... 

Die Grundsätze, auf welchen die Konstituirung und Ein- 
richtung der Oberrechnungskammer, in Hinsicht auf Stellung 

ö ° • # . r. : ii t f ix;» :i : *, ö 

und Kompetenz, in den meisten Staaten beruhet (und auf 
welche sie, in Hinsicht auf ihre Bestimmung, allgemein gegrün- 
det seyn sollte) , sind : , ... '* u „ j. n , J , 

a) dafs dieselbe in allem, was auf /das Materielle ihrer Amts- 
. führung, nämlich auf die Prüfung und auf die De- 
Charge der Rech^ungjen selbst Bezug hat, in eben 
dem Maafse, als Justizkollegien es .sind ^ unabhängig 
ist, und nur für Gegenstände*, die auf die Erhaltung der 


. i. \ 

•« * * * 1 1 » 


r (,f ,»» « 


1) Z. B. in Baierny zugleich Sorge für die Herstellung mög- 

lichst vollständiger Lager- und Vormerksbücher, ,und für ihre, rich- 
tige Fortführung etc*. (VeFprdn. y. 20. Oktbr. 1812, die Errichtung 
und Bildung des obersten Rechnungshofes betretend); — in VVür- 
temberg, die direkte Kasse nko ntro le gegen die ihr untergebe- 
nen Rechnungsbeamten, und die leitehdfc’ Anordnung derselben durch 
die Administrationsbeamten 3 die Anfertiguhg des jährlichen Haupt- 
finanzetats, die Revision der Hauptkasse etc. (das alleg. Edikt vom 
13. Dezbr. 1818; — : ,in dem , GrofsJierz. Ressen (die allegirte Ver- 
ordn.), woselbst der Rechnungskammer ein grofserXhcil der Attributio- 
nen derKontrole übertragen sind; — eben so in INassau, u. aufserdem 
die Sorge für den Einzug der Revenüen und. für ihre ctatsmäfsige 
Verwendung; die Vorschläge zur Wiederbesetzung erledigter Rezep- 
turen; die Amtsübergabe an die neu Angestellten, die Regulirung ih- 
res Kaulionswescns, (Verordn, v. 2. u; 7. März 1816.)$ — in Weimar, 
wo das Landschaftskollegium mit der Rechnungsabnahme zugleich Ad- 
ministralivfünktionen verbindet,; Grundgesetz von 1816. 97. 98. 

105 — 108; — in Schweden, wo dem Kamracrgericht (0. R. K.) 
zugleich die Kognition über alle Zwistigkeiten über Slaatsrevcnücn, 
Beeinträchtigungen derselben und über Vergehungen der Finanzbe- 
dienten übertragen ist, etc. 

2) Z. B. in Kürbissen, den Provinzialfinanzkammern die Rech- 
nung der unter ihrer Verwaltung stehenden Bcamtungen. 

In Gotha ist das Rechnungsdepartement mit der Kammer verei- 
nigt; eben so in Mecklenburg, und für die Forstverwaltung eine 
besondere Revision; — in Hannover. 
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Dienstordnung Bezug haben, von dem .gesammteh Ministe- 
rium oder von dem Finanzminister ressortirt ; sodann 

J * ... r | 

b) dafs ihre Kompetenz lediglich auf 'die Beurthei— 
Jung der Rechnung selbst, nämlich: ob diejenigen 
Einnahmen , die nach Maafsgabe des Budgets oder besonde- 
rer Verfügungen einzuziehen gewesen sind, vollständig 
eingezogen un‘d verrechnet: die Ausgabeposten vorsöhrifts— 
mälsig justifizirt, überhaupt alle für die Rechnungsführung 
ertheilten Vorschriften beobachtet sind, — beschränkt:* nicht 

« - ** * * • ' •• fi 

aber auf eine Prüfung, Beürtheilnrig oder Kognition über 
die Anordnungen in Betreff ‘d ! er Verwendun- 
gen, und dieser. Ve r W e n d ü n g e*n selbst, erstreckt 
ist, welche leztere einzig def höchsten Staatsgewalt , und 
in Reprasentativstaäten , dem Stäatsobeidiaupte mit den 
Ständen vereinigt, zustehen kann; ' ’ v * 
c) endlich, dafs für den Fall, dafs die Prüfung der Rechnung auf 
die Wahrnehmung von Mängeln in der Anordnung oder in der 
Vollziehung führt, der Chef der Oberrechnungskammer zu ih- 
rer Anzeige, nach Verschiedenheit der Fälle, an den Regenten 
oder an den Finanzminister berechtigt und verpflichtet ist. 

Kein Minister, überhaupt keine Behörde, welcher die 
Befugnifs zu Anweisungen auf die Kasse zusteht, kann eine 
solche anders, als in Gemäfsheit einei!' in *dem Budget ^ent- 
haltenen, oder aber einer, speziellen Autorisation verfügen, 
die in der Anweisung selbst referirt seyn mtifs. Durch diese 
leztere , die den Belegen der Rechnung beigefügt ist , - erhält • 
die Oberrechnungskammer Kenntnifs, nicht nur von, der er— 
Stern* sondern aueh davon, dafs die Verwendung überhaupt 
verfassungsmäfsig bewirkt worden ist, was für die Beurtheirr 
lung der Richtigkeit der Berechnung selbst genügt, 
und auch genügen mufs , weil , wie so ebpn erwähnt, eine Kog- 
nition über die Z we ckmäfsigkeit der Anordnung des 
Aufwandes nur dem Regenten, und in Staaten mit einerRepräsen- 
tativverfassung , demselben in Vereinigung mit den Ständen zu— 
stehen kann. 


! l 


/» • ! * • ’ \ > 4 .» . 

Das Postulat: dafs die Oberrechnungskammef in allem, 
was auf Prüfung der Rechnungen und auf ihre Decharge Be— 
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zug hat, von der Einwirkung der Minister unabhängig 
sey, beruhet in lezter Analyse auf dem Grundsätze: dals 
Niemand Richter seiner Handlungen seyn könne, wegen wel- 
cher er, — wie die Minister wegen der Verwendung der zu 
ihrer Disposition gestellten Fonds es sind, — einer hohem 

Behörde verantwortlich ist. ’ • » 

* \ * 

* :r.i •.’< • * •. • • 

s * 

Zwar wird die Rechtfertigung dieser Verwendung, über- 
haupt jene der Verwaltung , nicht sowohl durch 1 die Rech- 
nungen, als vielmehr durch die Rechenschaftsbe- 
richte, und durch die definitiven Abschlüsse ( Loi des 
Comples ) bewirkt, von welchen Berichten jedoch die Rech- 
nungen, in so fern als in denselben die von den Departements— 
chefs disponirte materielle Verwendung der Fonds 
. nachgewiesen ist, und als sie nothwendig auf diese Anord- 
nungen ' zurückfuhren, einen integrirenden Theil bilden, 
defshalb aber auch eben so, wie die Rechenschaftsberichte, 
nur von einer Behörde beurtheilt, geprüft und erledigt wer- 
den können, die zwar nicht, wie die irrige Ansicht geau— 
fsert worden ist, als Richter zwischen der Nation 
auf der einen Seite, und den Ministern auf der^ andern, 
in der Mitte steht, jedoch aber von aller Einwirkung dieser 
lezteren, in so fern sie auf diese Prüfung und Erledigung von 
Einilufs seyn könnte, unabhängig sevn mufs. Wäre die 
Oberrechnungskammer in demMaafse, wie die übrigen Behör- 
den in dem Finanzdepartement, dem Finanzminister unter- 
geordnet, dann würde, bei' der Pflicht der erstem zur un- 
bedingten Befolgung^ der Anordnungen und Verfügungen des 
Ministers , eine solche Einwirkung' desselben , wenigstens 
die Möglichkeit einer solchen, unausweichlich; die Monirung 
der Oberrechnungskammer aber in eine leere Förmlichkeit 
ausarten , die wohl selbst dazu dienen könnte , die Minister 
in Absicht auf ihre Verantwortlichkeit zu erleichtern. — - Aus 
dem nämlichen Grunde möchte die Übertragung von Ver— 
waltungsattributionen an die Oberrechnungskain mer nicht zu 
billigen seyn, weil sie, in Absicht auf diese, dem Minister 
untergeordnet seyn mufs, hierdurch aber Verhältnisse sich 
bilden, durch welche ihre unabhängige Stellung gefährdet 
wird, wenigstens gefahndet werden kann. — 
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Jedoch schliefst die Nothwendigkeit dieser Unabhängig- 
keit nicht aus , dafs diese Behörde für alles , was auf den 
Diienstgang und auf die Dienstpolizei Bezug hat, 
von dem Finanzministerium ressortire , für, welche Aufsicht 
dasselbe um defswillen melur als jedes andere geeignet scheint, 
weil demselben mehr als jedem andern die Mittel zur Reali— 
sirung einer solchen Aufsicht und Kontrole zu Gebote stehen. 

Übrigens ist der Grundsatz der Unabhängigkeit nicht in 
allen Staaten nach gleichen Ansichten beurtheilt. In meh- 
reren gesetzlich ausgesprochen, ist in anderen Staaten, z. B. 
in der Sitzung der französ. Deputirtenkammer am 25. Novbr. 
1815 , selbst die Entbehrlichkeit einer O.R. K. , und die Zu- 
läfsigkeit der Abnahme der Rechnungen in den Ministerien 
behauptet, dieser Antrag jedoch mit triftigen Gründen zu— 
rückgewiesen worden.* Eben so hat in der baieri sehen 
zweiten Kammer der Finanzminister der im Jahr 1819 
aufgestellten , und im Jahr 1822 wiederholten Forderung ei- 
ner unabhängigen Stellung für die Oberrechnungskainmer, 
die Behauptung der Nothwendigkeit ihrer Unter- 
ordnung unter das Finanzministerium entgegen— 
gesezt, und diese Behauptung durch den ltothwendigen Ein— 
flufs dieses Ministeriums auf die Komptabilität überhaupt, 
und auf die Beschleunigung der Rechnungsablage zu begrün— 1 
den gesucht, die allerdings nothwendig, für den Minister 
nur das Recht der Aufsicht auf den Geschäftsgang, und jenes 
der Dienstpolizei bedingt. (Landtagsverh. v. 1819. Bd. VIII. 
S. 412. u. Sitzung v. 13. April 1822.) 

Der zweite Grundsatz, welcher die Kompetenz der 
O. R. K. lediglich auf die Beurtheilung der Rechnung, 
als solche, beschränkt, die Anordnungen in Be- 
treff der Verwendungen aber ihrer Kognition ent- 
zieht, ist in der Gesetzgebung mehrerer Staaten bestimmt 
' ausgedrückt; z. B. in W ürtemberg, (Edikt VII. v. 18. No- 
vember 1817. §. 6., verglichen mit dem Edikt, die Vereini- 
gung der Staatskontrole mit der Oberrechnungskammer betr. , 
v. 13.Dezbr. 1818); in Darmstadt, (Verordn., die Errich- 
tung und Organisation der Rechnungskammer betr. , v. 23. Ju- 
nius 1821); in Baiern, (m. s. die Diskussionen in der 
zweiten Kammer im Jahr 1822), etc.; am bestimmtesten in 
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dem Gesetz über die Errichtung und Organisation des ober- 
sten Rechnungshofes in Frankreich, — woselbst derselbe 
schon in der altern Gesetzgebung, nämlich in dem Edikt 
v. 1669, Art. 21 ausgesprochen war: — „ La coxir ne pourra 
en aucun ccts , s’attribuer de jurisdiclion sur les Ordonna— 
leurs , ni refuser aux pdyeurs Vallocalion des payemcnis par 
ex ix jaits sur des ordonnances revctucs des fo rma li t cs pre— 
scrites etc. “ * 

Wenn auch der Grundsatz, dafs der Regent, als höch- 
ster Anordner der Verwaltung ( supreme AdministrateuY'), 
auch einzig nur Richter der Handlungen der Minister, durch 
welche er die Verwaltung leitet, seyn könne, in der Aus- 
dehnung, die demselben in der französ. Deputirtenkam— 
mer gegeben worden ist, kaum, am wenligsten in Staaten 
mit einer Repräsentatiwerfassung, zu rechtfertigen seyn 
möchte, so bleibt derselbe dennoch in der Hauptsache und 
in so fern wahr, als nicht die besöhdere Verfassung des 
Staates den Regenten in der Ausübung wesentlicher Rechte 
der vollziehenden Gewalt beschränkt. . Selbst aber eine sol- 
che Beschränkung würde , ohne das Interesse des Staates zu 
gefährden , niemals auf die Übertragung solcher Attributionen 
an eine Behörde ausgedehnt werden können, welche diese 
zum Richter über die Handlungen der höchsten Staatsgewalt 
konstituiren würden. Oberhaupt möchte kaum zu verken- 
nen seyn, dafs die Forderung auf einer Vermengung der Re- 
chenschaftsberichte der Minister, in welchen sie 
ihre Anordnungen rechtfertigen , mit blofsen Rech- 
nungen, beruhet, in welchen lediglich nur die Ver- 
wendung der Mittel, die zu ihrer Disposition gestellt wa- 
ren, nachgewiesen ist. — Aufserdem aber möchte beim Hin- 
blick auf die durch das Interesse der Verwaltung bedingte 
Vertheilung der Gewalten, kaum zu verkennen seyn , dafs, 
wenn anders die Verwaltung selbst nicht verwirrt werden 
soll, der Oberrechnungskammer über die Anordnungen der 
Departementschefs, * — die im Gebiete der Verwaltung, und 
in so fern sie auf eine vorhergegangene allgemeine Geneh— 
migung der höchsten Staatsgewalt beruhen , in gewisser Be- 
ziehung Gesetzen gleich zu achten sind, — eben so wenig, 
als den Gerichten, über die Gesetze, nach welchen sie zu 
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erkennen haben, eine Kognition oder Djjudikatur zustehen 
könne. Zudem w ürde durch eine solche Änderung und Aus- 
dehnung der Attributionen dieser Behörde, dieselbe nicht 
nur ihrer eigentlichen Bestimmung entzogen, sondern auch 
der Zweck, dessen Erreichung beabsichtigt ist, nämlich: 
grofsere Garantie gegen etwaige Willkür der Departements— 
chefs, in keiner Beziehung mehr gesichert, weiche Ga- 
rantie überhaupt nur in ihrer Verantwortlichkeit , und in 
der Nothwendigkeit der Rechtfertigung etwaiger Überschrei- 
tungen oder bestimmungswidriger Verwendungen des ihnen 
eröffneten Kredits gefunden werden kann, und wie die Ver- 
handlungen in mehreren Staaten beurkunden , auch wirklich 
gefunden wird. — Man sehe in dieser Beziehung die Ver— 
handlungen in den französischen Kammern, über die loi 
des Comples ; jene in der baie risch en zweiten Kammer, 
aus Veranlassung der Abschlüsse; so wie in der würtem-* 
bergischen Kammer der Abgeordneten, im Jahr 1821. 
Heft 20. S. 1690. 

• . . i 

Allerdings mufs dafür Bürgschaft seyn, dafs auch an- 
dere Gebrechen in der Verwaltung, in so fern die Prüfung 
der Rechnungen auf die Entdeckung von solchen führt, 
nicht unbeachtet bleiben können. — Dieser Forderung wird 
aber durch die, nacli Maafsgabe des dritten Grundsatzes der 
Oberrechnungskammer zustehende Befugnifs, und durch die 
derselben auferlegte Verpflichtung zur Anzeige von derglei- 
chen hlifsbräuchen und Gebrechen, vollkommen Gepüge ge- 
leistet, und zwar auf eine Art, welche die übrigen Verhält- 
nisse der Verwaltung auf keine Art verlezt. Diese Befugnifs 
und beziehungsweise Verpflichtung zu einer solchen Anzeige, 
die, nach Verschiedenheit der Fälle, unmittelbar an den Regen- 
ten oder an deu Minister geschieht, ist in mehreren Staaten 
gesetzlich vorgeschrieben; z. B. in Frankreich, in Rufsland, 
in Würtemberg, Baden, Nassau, in dem Grofsherz. Hes- 
sen etc., in welchem leztern Staate jedoch die Anzeige 
unbedingt an das einschlägige Ministerium ge- 
schehen mufs, ohne dafs zugleich dafür Anordnung getrof- 
fen wäre, an wen, im Fall die Mifsbräuche und Mängel 
durch dieses Ministerium selbst veranlafst sind, die Anzeige 
geschehen soll. 
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Die Frage, über das Recht der Ständeversammlungen zur 
Forderung, dafs diese Anzeigen auch ihnen mitgetheilt wer- 
den sollen, hat besonders in der französ. Deputirtenkammer 
zu interessanten Diskussionen Anlafs gegeben (Moniteur v. 
1822, Nr. 66. u. 69.), die, in so fern es sich um ein wesent- 
liches Prinzip handelt, Beachtung verdienen. Der Ansicht, 
„dafs in einem konstitutionellen Staate die oberste Kontrole 
der Verwaltung nicht bei dem Regenten allein sey, und 
schon um defswillen nicht bei ihm allein seyn könne , weil 
der Regent nicht verantwortlich sey, die Verwaltung nicht 
selbst, sondern durch Minister führe, die bei einem solchen 
Exklusivrechte desselben, in der That Richter über die gegen 

ihre Handlungen erhobenen Klagen seyn würden ,‘ r ist von 

der andern Seite entgegengesezt : „dafs , nach Maafsgabe der 
Verfassung, die Verwaltung allerdings, und zwar allein 
“ dem Könige zustehe, der diese durch verantwortliche 
Minister leite , die in den gesetzlich vorhergesehenen Fällen 
anüekla^t "werden können: dafs daher eine Mittheilung der 

O , o 

Anzeigen ( Cahiers iVobscrvations ) an die Kammern , wenn 
sie auch überhaupt zuläfsig wäre, für dieselben um defswii— 
len ohne Interesse seyn würde , weil sie nur Mängel im in- 
nem Detail der Verwaltung nachwiesen, auf welche die Be- 
fugnisse der ersteren sich nicht erstreckten, ihre Kontrole 
überhaupt nur in der loi des Comples dafür wirksam sey, 
dafs die Vorschriften des Finahzgesetzes befolgt, die Fest- 
setzungen des Budgets eingehalten werden.“ 

Übrigens ist die Forderung, die, sobald alle Verhält- 
nisse mit Unbefangenheit geprüft werden, nicht leicht zu 
rechtfertigen seyn möchte, im Sinne dieser lezteren Ansichten 
zurückgewiesen worden. 

§. 23. 

In Betreff der Bildung der Behörden fiir die Prüfung, Ab- 
nahme und Dechargirung der Rechnungen , bestehen zwei Me- 
thoden ; entweder dafs nur ein einziges Kollegium oder 
eine einzige Oberrechnungskamraer angeordnet ist, bei welchem 
alle Rechnungen unmittelbar abgenommen werden; — oder 
aber, dafs für die Abnahme der Elementar— und solcher Rech- 
nungen , die mehr auf einen Bezirk beschränkt sind, Abt hei- 
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lungen oder Rechnungskommissariate den Kreis- oder 
Provinzialbehörden zugetheilt sind. (*) Eine dritte Metho- 
de, nämlich, dafs für jeden Verwaltungszweig eine besondere 
Rechnungskammer bei der Verwaltungsbehörde selbst ange- . 
ordnet ist, findet nur noch in einer kleinen Anzahl von Staa- 
ten statt. ( 1 2 ) 

In der zweiten Methode ist die Stellung dieser Behörden 
nach Maafsgabe verschieden, als dieselben mehr als selbststän- 
dige Behörden konstituirt sind, die nur von der Oberrechnungs- 
kammer abhängen , und zu den Kreis- oder Provinzial- Ver- 
waltungsbehörden in einem koordinirten Verhältnisse stehen 
(wie z. B. in Ostreich) , oder aber diesen lezteren untergeordnet 


1) Diese zweite Methode, z. B. in Östreich, woselbst 14 Pro* 
vinzialbuchhaltungen für das Rechnungsrevisionswesen in 
den Provinzen angeordnet sind. (Lichtens tern 1. c. S. 510.); in 
Baiern, Rechnungskommissariate bei den Kreisregie- 
rungen, für die Abnahme der Jahresrechnungen der Berg-, Hüf- 
ten - , Salinen - , Mauth - , Oberaufschlagämter etc. (Verordn, v. 20. Ok- 
tober 1812, u. 27. März 1817); in Würtemberg, Revisionen 
für die Rechnungen der Kameralforstämter , Holz- u. Torfvcrwaltung 
(Edikt v. 13. Dezbr. 1818); in Baden, Rechnungsrevisio- 
nen bei den Kreisdirektorien , für die Abhör der Obebeinnehmerei - , 
Domänen-, Forst-, Flufs-, Strafsenbau - u. Bczirksschuldenkassen, 
und für die Superrevision eines Tiieils der Kommun- u. Stiflungskasien- 
Rcchnungcn (Verordn, v. 16. März 1819); auch in Preufsen, in 
Absicht auf die Rechnungen der Kommunen , Stiftungen, und von An. 
stalten, zu welchen ein Beitrag aus Staatsfonds gegeben wird , wenn 
dieser nicht 500 Thaler übersteigt, die Regierungen (Instr. v. 23. Ok- 
tober 1817). 

2) Z. B. in Würtemberg, wo die Abnahme der Rechnungen 
der Hütten - u. Salinenämter dem Bergrathe; jene über die indi- 
rekten Abgaben, dein Steuerkollegiurn übertragen ist. (Das allcg. 
Edikt). In den Niederlanden, die Rechnungen über die Domä- 
nen , durch das Conseil et Chambre des Comptes des Domaines . Gewis- 
sermafsen auch in Östreich, wo für einzelne Verwallungszweige 
besondere Staatsbuchhaltungen angeordnet sind, die jedoch von dem 
Generalrechnungsdirektorium bessortiren (Lichtenstern 1. c.). In 
mehreren anderen Staaten dagegen ist die Rechnungsabnahme den 
vei waltenden Behörden unbedingt übertragen, was indessen, nach ge- 
läuterten Grundsätzen der Verwaltung, nicht wohl zu rechtfertigen 
seyn möchte. 
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und als Geschäftsabtheilung einverleibt sind, in welchem leztern 
Falle alle Verfügungen, und auch die Decharge im Namen die- 
ser lezteren Behörden expedirt werden. Eine gleiche Verschie- 
denheit findet auch in Ansehung ihrer Attributionen statt, in 
v wie fern nämlich dieselben zur definitiven- Erledigung der Rech- 
nungen ermächtigt, oder nur auf die Instruirung und Vorberei- 
tung zum Behuf der Decharge beschränkt sind ; sodann , in wie 
■ fern eine regelmäfsige Superrevision durch die Oberrechnungs— 
v kammer statt findet, oder diese mehr in dem Verhältnisse einer 
Rekursinstanz für die Rechnungsführer der an die Provinzial- 
behörden verwiesenen Rechnungen wirksam ist. (*) 

In der ersten Methode ist, zur gröfsern Förderung der 
Geschäfte , die Oberrechnungskammer gewöhnlich in meh- 
rere Sektionen (Abtheilungen oder Kammern) aufgelöst, 
die sich nur für die definitive Erledigung der Hauptrech— 
nungen und für Gegenstände von allgemeinerem wichtigem 
Interesse in Plenarsitzungen vereinigen, ( 1 2 ) die Geschäfts- 


1) Blofs auf die Instruirung zum Behuf der Decharge beschränkt, 
z. B. in ßaiern, woselbst die endliche Entscheidung aller Rechnungs- 
bedenken dem obersten Rechnungshöfe Vorbehalten ist. In Würtem- 
bcrg dagegen, wird die Decharge von den Kreis- u. übrigen Ver- 
waltungsbehörden ertheilt , in Absicht auf welche das Eingreifen der 
Oberrechnuugskammer lediglich auf Aufsicht und Leitung, und auf 
die Entscheidung von Anständen in Etats - u. Rechnungssachen be- 
schränkt ist. (Das alleg. Edikt). In Baden dagegen mufs jährlich 
der sechste Thcil der bei den Kreisrevisionen abgehörten Bezirkskas. 
senrechnungen superrevidirt , und nöthigenlälls der Bescheid verbes- 
sert werden. 

2) In Preufen z. B. ist die Oberrcchnungskammer in zwei Ab- 
theilungen , deren jede einen Präsidenten hat , und die beide unter 
einem Chefpräsidenten sich vereinigen, getheilt, deren erstem die Ge- 
neralkassen, jene der Hofstaate, nebst den Provinzen Ost- u. West- 
preufsen, Posen, Pommern, Schlesien u. Brandenburg ; — dem zweiten, 
die übrigen Provinzen zum speziellen GeschäAskrcise zugetheilt sind ; 
Plenarsitzungen finden nur zu Rerathschlagungen über Grundsätze 
und allgemeine Bestimmungen statt. (Kabinelsordre v. 13. März 1816). 
In Fr an kr eich ebenfalls zwei Ablheilungen , jede von einem Präsi- 
dent, acht Räthen und einer Anzahl Referendars (Revisoren). (0r- 
donn. v. ISovbr. 1815). In Rufsland, zwei Abtheil., die eine für 
die Zivil-, die andere für die Militärrechnungen etc. 
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behandlung aber die nämliche, wie bei den Administrafcvkolle— 
gien ist. ( l ) 

In Ansehung des rechtlichen Effektes der Rech — 
nungsbescheide ist die Gesetzgebung in so fern verscliie— 
den, als in mehreren Staaten der Rekurs von jenen der Kreis — 
oder Provinzialrevisionen an die Oberrechnungskammer, und- 
von dieser an die höchste Staatsbehörde, — in anderen Staaten 
aber an die Justizbehörden statt findet; ( 2 ) eben so in Absicht 
auf die Dienstpolizei gegen die Rechnungsführer , in Betreff 
welcher in mehreren Staaten die Oberrechnungskammer zur Vor- 
kehrung von Zwangsmitteln gegen säumige oder renitirende 
Rechnungsführer ermächtigt, in anderen dagegen auf eine An- 
zeige an den Finanzminister beschränkt ist. 

ln mehreren Staaten endlich (z. B. in Hannover, Kurhessen, 
Weimar etc.), ist eine Oberrechnungskammer gar nicht vorhan- 
den , und die Revision und Dechargirung der Rechnungen den 
verwaltenden Behörden übertragen. ‘ , 


1) Gewöhnlich wird die Rechnung von einem Revisor durchge- 
legt und monirt, und werden die Monita von einem Mitgliedc des 
Kollegiums nachgesehen und entweder in dem Kollegium im allgemei- 
nen, oder auch gar nicht, sondern erst nach ihrer Beantwortung 
durch den Rechnungsführer in dem Kollegium vorgetragen und so- 
dann , in Betreff derselben, ein Beschlufs gefafst.. In einigen Staaten 
ist den Revisoren eine schriftliche Kommunikation mit den Rech- 
nurigsfiihrcrn , zur Erledigung von Anständen , gestattet C z- B. in 
Würtemß'erg), was in anderen Staaten, und wie es scheint, mit 
besserem Grunde, denselben strenge untersagt ist. (Über den Ge- 
schäftsgang in Baiern, Schmelzing, II. S. 191). In Frankreich 
sind beides, Bildungsform und Verfahren des Rechnungshofes, mehr 
gerichtlich; dieses eineEigenthümlichkeit, die sonst nirgends statt findet. 

2) Rekurs von den KreBrevisorcn an die Oberrechnungskammer, 

z. B. in Würtcmberg, in Baden, in diesem Staate von dieser an 
das Ministerium; in Frankreich, an den Staatsrath; an das Ap- 
pellationsgericht , z. B. in Nassau, woselbst den von der Rechnungs- 
kammer gezogenen Abschlüssen die Wirkung eines rechtskräftigen Er- 
kenntnisses beigelegt ist, von welchem, in so fern der Gegenstand die 
gesetzmäfsige Appellationssumme erreicht, appellirt werden kann. In 
dem Grofshcrz. Hessen ist den sich beschwert glaubenden Rech- 
nungsführern die Wahl gelassen , ob sie ihren Rekurs im administra- 
tiven oder gerichtlichen Wege nehmen wollen. ✓ 
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Die Frage: welche von beiden Methoden die vorzügli- 
chere sey: die Zentralisirnng oder die Revision bestimmter 
Gattungen von Rechnungen durch und bei den Provinzial— 
behörden ? — gestattet abweichende Ansichten. Dem Haupt- 
gründe, der für die leztere , und als vorzügliches Motiv ge- 
gen die erstere geltend gemacht wird , nämlich Überhäufung 
der Geschäfte durch Verweisung aller Elementarrechnungen 
an eine einzige Behörde, kann durch zweckmäfsige Vermin- 
derung dieser Rechnungen begegnet werden , so wie über- 
haupt da und dann , wo der Kassenhaushalt in der Art zen— 
tralisirt ist, dafs alle Einnahmen und alle Ausgaben nur für 
Rechnung der Staats- Hauptkasse realisirt werden, die Zen- 
tralisation der Rechnungsabnahme den Vorzug zu verdienen 
scheint, indem nur durch eine solche die erforderliche Über— 
und Zusammensicht jedesmal schnell und vollständig ge- 
wonnen werden kann. — Eine von den bisherigen Organi- 
sationen abweichende Bildung für die Oberrechnungskammer 
hat Kieschke in d. a. W. S. 341 vorgeschlagen, nämlich: 
a) eine Vertheilung des* Revisionspersonals in so viele Sek- 
tionen, als Ministerien sind, mit Unterabtheilungen für Do- 
mänen, Forsten, Steuern in der Sektion des Finanzmini- 
steriums , mit einem Direktor für jede Sektion , der in der— 

' 4 

selben die Arbeiten leitet; b ) sodann Vereinigung dieser Di- 
rektoren, unter einem obem Chef, in ein Kollegium, in wel- 
chem die Revisoren die Revisionsprotokolle vortragen, über 
welche das Kollegium beschliefst; c) in Ansehung der Ver- 
theilung der Arbeit und der Verantwortlichkeit aber als 
Grundsatz aufgestellt ist, dafs der Sektionsdirektor alles, 
was der Revisor bei einer Rechnung monirt und niederge- 
schrieben, der Revisor aber alles, was er nicht niederge- 
schrieben und übersehen hat, zu vertreten habe. — 

» * 

« •* , 

* * 

Bei diesem Vorschläge, der, besonders für gröfsere Staa- 
ten, seine empfehlende Seite haben möchte, bleibt jedoch die 
Fra«ie über che Sicherheit dafür: dafs der Revisor alles, was zu 

O 

moniren war, auch wirklich niedergeschrieben hat ; — was, so 
wie die Entdeckung dessen, was etwa übersehen ist, der 
Vorschlag, wie es scheint, dem Zufall überlafst. — 
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I>. Organismus der Verwaltungsbehörden in 
'dem Departement des Innern. 


, §. 24. . . 

. Die innere Verwaltung eines Staates ist vorzüglich in dem 
Departement des Innern, und in jenem der Finanzen kon— 
zentrirt, von welchen der Wirkungskreis des erstem, im Allge- 
meinen die Anstalten zur Erreichung der Staatszwecke umfafst, 
jener des leztern aber sich zunächst mit der Erzeugung und der 
Verwaltung der hierzu, überhaupt aller für die Befriedigung der 
Bedürfnisse der Regierung erforderlichen Mittel beschäftigt. 


Aus dieser Verschiedenheit der Wirkungskreise ergibt sich 
zugleich jene des Wirkens eines jeden dieser beiden Ministe- 
rien, das bei dem erstem wesentlich aufsehend, ordnend, 
leitend, bei dem leztern aber vorzüglich verwaltend ist. 


Bei dem umfassenden Umfange verschiedenartiger Geschäfte, 
welche der Wirkungskreis eines jeden dieser beiden Departe- 
ments umfafst, sind für die spezielle Bearbeitung und für die 
Leitung der Verwaltung einzelner Geschäftszweige in jedem der- 
selben, theils in dem Ministerium selbst, theils aufserhalb des- 
selben, besondere Zentralstellen angeordnet, deren Wir- 
kungskreis und Befugnisse, nach Maafsgabe als dieselben nur 
als Geschäftsabtheilun *ien in dem Ministerium, oder 
aber als wirkliche Behörden fungiren, enger oder weiter 
begrenzt sind. 

Dergleichen 'Zentralstellen, die in dem Departement 
des Innern gewöhnlich statt finden, sind nachfolgende. 


Die innere Einrichtung des Ministeriums selbst ist 
nach Maafsgabe der Methode , die für die Geschäftsbehand- 
lung in jedem Staate vorherrschend ist, verschieden; näm- 
lich : r ein - büreaukratisch, wie z. B. in Frank- 
reich (da« Detail dieser Einrichtung unten §. 49.); in den 
Niederlanden (m. s. §. 50.) ; — oder modifizirte Bii- 
reauverfassung. Eine solche z. B. in Baiern, wo- 
selbst sämmtliche Geschäfte in einer Vereinigung der Mini— 
sterialräthe entweder dem Minister vorgetragen , oder zum 


✓ 


i 


115 


/ 


Vortrag und zu seiner Entscheidung vorbereitet werden. Für 
einzelne Geschäftszweige befinden sich in dem Ministerium 
selbst, und als blofse Geschäftsabtheilungen in dem- 
selben : 

a) die Geschäftsabtheilung fiir die Schul— und Stu— 
diengegenstän de, unter dem Vorsitze eines Mini- 
sterialrathes : 

' 4 

b') ein Oberbaukommissariat, zur Beratung in 
Bausachen ; 

c) ein Bureau für die Redaktion des Gesetz — und Intelli— 
genzblattes ; 

d) ein Z e n tr a Ire ch n un gsb ür eau , für die Brandver- 
sicherungsanstalt : 

«07 / 

sodann als ergänzende Bestandt heile desselben, und', 
als Zentralstellen aufser demselben: 

a) d^s protestantische Oberkonsistorium; 

b) das Obermedizinalkollegium ; 

(Kabinetsbefehl v. 15. April 1817). 

ln Würte inberg. Sämmtliche Geschäfte des Depar- 
tements werden in dem Oberregierungskollegio (le- 
diglich eine Vereinigung der Vortragenden Räthe, ohne selbst- 
ständige Attributionen) dem Minister zur Entscheidung vor— 
getragen. Bei demselben , und unter seiner unmittelbaren 
Leitung befinden sich, als technische Behörden: a) das 
Medizinalkollegium ; b) die Kommission für das Landgestüt, 
die zugleich mit dessen Verwaltung beauftragt ist; c) die 
Zentralleitung des landwirtschaftlichen Vereins ; — als 
konstituirte Behörden: a) das Konsistorium für die 
Verwaltung der inneren und äufseren Kirchenangelegenhei— 

ten; b) der katholische Kirchenrath: c) der Studienrath. 

* 

Eine mehr oder minder modifizirte Ko Ile — 
gialbildun g und Behandlung, z. B.: 

In Preufsen. Das Ministerium ist in vier Abtei- 
lungen eingetlieilt , deren jede aus einem Direktor und ei- 
ner Anzahl Vortragender Räthe besteht, und ein besonderes 
Kollegium bildet, das für Gegenstände der laufenden Ver- 
waltung selbstständig beschliefst und verfügt. — Das Detail 
der Einrichtung unten j. 51. 
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In Ö streich. Die oberste Leitung der in dieses De- 
partement gehörigen Angelegenheiten, ist in geographi- 
scher Beziehung, unter drei Behörden vertheilt; nämlich: 

a) die k. k. Hofkanzlei, für die östreichischen, böhmi— 
,, sehen, gallizischen, italienischen und dalmatischen Pro- 
vinzen , die unter der obersten Leitung eines obersten 
Kanzlers und Ministers des Innern, in drei Abtheilun— 
gen aufgelöset ist, deren jeder ein besonderer Hofkanz- 
ler vorsteht: nämlich: 

• « 

1) die böhmisch - gallizische ; 

2) die lombardisch -venezianische; 

3) die östreichisch— illirische; 

b) der königl. ungarische Hofrath und Kanzlei, für 

Ungarn ; 

c) die siebenb ürgische Hofkanzlei, für Sieben- 

bürgen. 

• In diesen Kollegien sind die Geschäfte nach Provinzen 
und Realbeziehungen unter die Mitglieder vertheilt, und 
werden nach Mehrheit der Stimmen beschlossen, (v. Lich- 
tenstern 1. c. S. 484 folg. Hof— und Staatsschem. 
S. 226 folg.) 

In dem Grofsherz. Baden ist dieses Ministerium, unter 
der obersten Leitung des Ministers, in zwei Departements 
getheilt. Das erste umfalst alle Geschäfte des Ressorts des 
Innern, mit Ausnahme der Kirchen— und Schulsachen, die 
x den Geschäftskreis des zweiten Departements bilden, das in 
zwei Sektionen getrennt ist: a) die evangelische, b) die ka- 
tholische Kirchensektion. Jedes dieser Departements hält 
Hauptsitzungen, in welchen die Gegenstände, die in beson- 
deren Vorsitzungen zum Beschlufs vorbereitet worden sind, 
unter dem Vorsitze des Ministers beschlossen werden. 

Bei dem Ministerium befindet sich als berathende Stelle 
in artistischer Hinsicht, eine Sanitätskommission; so- 
dann für die Verwaltung der Brandkasse, der Zrvilwittwen- 
kasse, Zucht- und Irrenhäuser, eine Staatsanstalten- 
dire ktio n. 

In Rufsland. Das Ministerium ist in fünf Expedi- 
tionen oder Departements eingetheilt; nämlieh: 

a) Expedition der Staatsökonomie, mit drei Kam- 
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mein: 1) Kammer des Ackerbaues, mit zwei Tischen $ 

2) Kammer der Manufakturindustrie, mit zwei Tischen ; , , . 

3) Kammer des innern Handels und des Salzwesens; 

b) Expedition der Staatspolizei, für die Aufsicht auf 

die Kammern der allgemeinen Fürsorge, und auf die 

Provinzial behörden , das Bauwesen, etc.; 

c) Expedition der Staatsmedizinalpflege; 

d) Expedition der lief- und ehstländischen Sachen; und 

e) das Postdepartement. 

(Storch, Rufsland, Bd. 1. S. 394. , u. unten §. 51.) 

Ein besonderes Ministerium ist nicht vorhanden , z. B. - 
in Sachsen, woselbst die allgemeinere Leitung der Ange- 
legenheiten dieses Departements theils unmittelbar durch das 
Kabinet, und beziehungsweise- durch den Geheimenrath be- 
wirkt wird, die speziellere aber in den Regierungen zentra— t 

lisirt ist; — in Hannover, woselbst die einzelnen Ver— 
waltungszweige besondere Departements in dem Ministerium 
bilden: Departement der Generalpolizei und Städtesachen; 
Departement der Grenz— und Hoheitssachen; Depart. der 
Kommerz- und Manufaktursachen; Depart. der Land esöko— 
nomiesachen; Depart. der Wegbausachen ; Depart. der Uni— 
versitätssachen ; Depart. der geistlichen und Schulsachen, 

" die unter die Minister vertheilt sind. 

In Dänemark. Die oberste Leitung der Verwaltung 

; o O 

des Innern ist mit jener, der Justiz und der Polizei-, 

Kirchen- und Schulsachen, für das eigentliche Dänemark, 
in der dänischen Kanzlei; für die Herzogthümer, in 
der Schleswig — holstein — lauenburgischen Kanz- 
lei vereinigt, von welchen die' erstere, unter dem Vorsitze 
des Justizministers, in sechs Departements aufgelöst ist. 

Beide Kanzleien stehen unmittelbar Unter dem Staatsrathe. 

(Hassel vollst. Handb. 3. Abtli, 1. Bd. S. 46. Dessel- 
ben europ. Staats— u. Äddrefshandb. 2, Abth. 2. Bd.) 

— / 

§. 25. 

1) Die geistlichen und kirchlichen Angelegen- 
heiten, und jene in Beziehung auf den öffentlichen 
U nterricht, — auf welche ersteren die Einwirkung der Staats- 
behörden tlieils nach Maafsgabe der Verfassung, theils auch nach 
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Maafsgabe der Religion des Regenten, verschieden ist. Anders 
nämlich in Staaten, in welchen die Mehrzahl der Einwohner 
und zugleich derPiegent zur evangelischen Kirche sich bekennt, 
dieser daher zugleich die Episkopatrechte ausübt, die, im Fall der 
Regent zur katholischen Kirche gehört, durch besondere, für die- 
sen Fall meistens verfassungsmäfsig bestimmte Behörden verwaltet 
werden. Anders in Ansehung der katholischen Kirche, in wel- 
, eher, in Gemäfsheit des Prinzips der Einheit (Pontifikat), nach wel- 
chem die Verfassung der Kirche monarchisch, auf ein geistliches 
Oberhaupt mit allgemeinem Recht auf Gesetzgebung , Leitung 
und Verwaltung in Kirchensachen gegründet ist, die Leitung 
der inneren Angelegenheiten den Bischöfen zustel^t, und die 
unmittelbare Einwirkung des Staates auf die äufseren Kirchen— 
angelegenheiten beschränkt ist. ( l ) 

Die Verwaltung dieser lezteren , nämlich der äufseren Kir- 
chenangelegenheiten, ist in der Regel, den Regiininalbehör- 


1) Klübcr, offen tl. Recht, etc. S. 700 folg. Zu den äufse- 
ren Kirchenangelegenheiten gehören alle Gegenstände, welche die 
Aufrechthaltung der Gesetze u. Verordn, über die öffentlichen u. bür- 
gerlichen Verhältnisse der religiösen Gemeinden; die Handhabung der 
gesetzlichen Grenzen zwischen der weltlichen und geistlichen Gewalt; 
* die Bewahrung u. Vertretung der landesfürstl. Rechte in Bezug auf 
die Kirchen aller Konfessionen, deren Anstalten u. Güter; die Hand- 
habung der gesammlcn Rcligions - u. Kirchenpolizei in allen Bezie- 
hungen, besonders auch in Absicht auf alle äufseren Handlungen der 
Kirchengemeinden und ihrer Angehörigen betreffen. — Zu den inne- 
ren Kirchenangelegenheiten, alle jene, die auf Gegenstände der innern 
Kirchenpolizei , auf die Ausübung des mit der Staatsgewalt verbunde- 
nen Episkopats, und auf die Leitung der inneren Angelegenheiten Bezug 
haben ; die Aufsicht auf die Kirchenverfassung, Kirchenordnung, Diszi- 
plin, den Lchrvortrag, die Amtsführung u. den Wandel der Geistlichen; 
derenPriifung, Ordination, Anstellung, Beorderung; Religionsunterricht 
in den Schulen; Kultus, Liturgie, Ritual; Purilikation, Dismembra- 
i tion der Pfarreien ; Investitur der Geistlichen ; die Synodal - u. Diö- 
zcsenverhältnisse ; Dispensationen; Fatirung u. Veränderung der Pfarr- 
einkünfte; etc. (M. s. Edikt über die inneren kirchlichen Angelegen- 
heiten der proteslant. Gcsammtgemeinde in dem Königr. Bai er n, 
v. 20. Mai 1818, und das Edikt über die äufseren Rechtsverhältnisse 
in Beziehung auf Religion u. kirchliche Gesellschaft , v. näml. Tage. — 
Instruktion für die Konsistorien in Preufscn, v. 23. Oktbr. 1817.) 
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den übertragen , und in diesem Falle das Ressort der Konsi- 
storien auf die inneren Angelegenheiten beschränkt. Die Ku- 
mulirung der Respizirung beider Arten von Angelegenheiten in 
dieser leztem Behörde, mufs gegenwärtig als eine Ausnahme be- 
trachtet werden , die nur in wenigen Staaten statt findet. , '(' Ä ) 

In beiden Fällen, der Trennung oder Kumulirung dieser 
verschiedenen Attributionen, sind die Konsistorien entweder mit 
den Regierungskollegien verbunden , * oder aber als besondere 
selbstständige Behörden konstituirt; (*) in mehreren r; Staaten 
selbst als Zentralbehörden , denen die Provinzialkonsisförien 
untergeordnet sind. (*) * 1 2 3 ° ’ li ** • 

.'•i U,/\ > 


1 ) Das erstere z. B. in Preufsen, Inatrukt. für die Regierg. v. 
23. Oktbr. t817, und die für die Konsistorien, v. näml. Tage. — In 
Baiern, Verordn, v. 27. März 1817. — In Kurhcsaen, Verordn, 
v. 29. Jun. 182J. — In Weimar, für die inneren Angelegenheiten, 
der Kirchenrath; für die äufseren, die L an des di re ktion.-. De- 
kret v. 3. Jan. 1819. (Verhandl. der Landstände, S. 158.).— In Ost- 
reich, das Respiziat der äul seren Kirchenangel cg. der Evangelischen, 
hei den Regierungen ; für die inneren Angelegenh. . ein Konsistorium 
in Wien; in Ungarn Inspektoratc u. Superintendenturen. ,j 

Das Jezterc z. B. in Würtemberg, woselbst die Konkurrenz 
der Kreisregierungen, «) auf gutachtliche Äufserung über die Errich- 
tung neuer, oder die Vereinigung bestehender Schulstellen, an die Zen- 
tralstelle; sodann 5) auf Entscheidung von Streitigkeiten über Kir- 
chen-, Pfarr- und Schulgebäude, und über Pfarr- und Schulgründc 
beschränkt ist, (Instr. f. d. Kreisreg. v. 21 . Dezbr. 1819.); — in denn 
Königr. Sachsen; — in Gotha; etc. 

2 ) Z. B. in dem Grofsherz. Hessen, in Kurhcssen, in Go- 
tha, in Mecklenburg, woselbst den Konsistorien noch Jurisdik- 
tion für bestimmte Angelegenheiten zusteht; in Weimar,, etc , 5 — 
vereinigt dagegen z. B. in Nassau, (Organ. - Edikt der Regierung v. 
£ Jan. 1816.); — in Kurhessen, mit Ausnahme von Fulda, ein 

Konsistor. in jeder Provinz. (Verord. v. 29. Juij. 1821 , §. 65.) 

’ < , 

3) Z. B. in Baiern, wo dem Oberkonsist. in München die Spe- 
zialkonsistorien in Ansbach, Baireuth und Spcier untergeordnet sind. 
Das Oberkonsist. selbst verwaltet, als eine selbstständige Behörde, das 
oberste Episkopat, und die aus diesem hervorgehende Leitung der in- 
neren Angelegenheiten der protestantischen Kirche, mufs jedoch über 
bestimmte Gegenstände, z. B. wegen neuer, organischer kirchlichen 

. Einrichtungen und Erlassung allgem. Verordnungen; wegen Anord- 
nung öffentlicher Gebete, Kirchenfeste, oder wegen Abschaffung der 


/ 
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Die Erstreckung des Ressorts der Konsisionen auf die kirch- 
lichen Angelegenheiten der Katholiken , ist eine Eigentümlich— ' 
keit, die nur in einer geringen Anzahl voiv. Staaten statt fin- 
det; (*) gewöhnlicher, dafs für diese besondere; Oberbehörden 
angeordnet sind, deren Wirkungskreis sich über alles erstreckt, 

■was, nach Grundsätzen dieser Kirche , nicht den Bischöfen vor- 

* ' ' ■ * » * 

behalten ist. ;v ■ • \ * <■ •: - 

In Staaten endlich, in welchen besondere Behörden für die 
Aufsicht und die Leitung der Angelegenheiten des öffentlichen 
Unterrichts angeordnet sind, umläfst der Wirkungskreis dieser 
Behörden alles, was in wissenschaftlicher, polizeilicher und 
ökonomischer Hinsicht auf den Unterricht und auf die Anstalten 
für denselben Bezug hat. Die Stellung dieser Behörden selbst 


bestehenden Festtage; m ! Fällen, wo cs auf Bestimmung der Verhält- 
nisse zwischen katholischen u. protestantischen Pfarreien ankommt ; 
über Anstellung zu geistlichen Amtsstellen, Beförderung, Versetzung, 
Entfernung, Pensionirung , etc. ; Errichtung neuer, oder Kombination 
..bestehender Pfarreien; Anordnung aufcrordentlicher Sjnodalvcrsamm- 
lungen etc. , an das Minister, zur Entscheidung berichten. (Schmel- 
zin g 1. c. I. S. 158.) 

1) Z. B. inPreufscn, wo nachstehende Angelegenheiten der 
katholischen Kirche, zum Bessort der Konsistorien gehören: nämlich 
im Allgemeinen, die landesherrlichen jura circa sacra dieser Kir- 
che, in so fern sie interna betreffen, jedoch unbeschadet der gcsclz- 
u. amtsmäfsigen Befugnisse der Bischöfe; im be sondern, «) er- 
örternde Berichte an .das Ministerium über die Zuläfsigkeit der vom 
Papste erlassenen Bullen u. Breven , u. von anderen geistlichen Be- 
hörden herrührende Verordnungen ; b) die Besorgung von Gesuchen 
der Untertanen nach Rom oder an andere geistliche* Vorgcsezlcn ; 
c) die Erörterung u. Erledigung von Streitigkeiten mit anderen kirch- 
lichen Gesellschaften über Gegenstände des Kultus; <0 die Erörte- 
rung über Revision der Kirchengeselze und deren Bekanntmachung; 
e) alle Angelegenheiten , welche den Konsistorien in Absicht auf die 
evangelische Kirche beigelegt sind, in so fern sie, ihrer Natur nach, 
unter dem iure circa sacra der katholischen Kirche begriffen sind. — 
In allen diesen Angelegenheiten aber ist das Konsistorium nur bera- 
tende Behörde, und ist die Entscheidung den Oberpräsidenten bei- 
gelegt , in deren Namen dieselben auch expedirt werden. (M. s. die 
alleg. Instruktion v. 23. Oklbr, 1817.) 

Auch in Nassau. (Das S, 110. Note 2 aUcg. Edikt.) 
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aber, und der Umfang ihrer Befugnisse ist verschieden, nach 
Maafsgabe als dieselben als wirkliche Behörden, oder nur als 
Geschäftsabtheilungen in dem Ministerium konstituirt sind. 


Als Beispiele von der Verschiedenheit der Einrichtun- 
gen in Absicht auf die oberste Leitung der Kirchen— und 
Schulangelegenheiten, nachstehende Andeutung derjenigen, 
die in nachgenannten Staaten statt finden. 

l),Ein besonderes Ministerium, oder Zentral- 
behörden mit Ministe rialattributionen, ist 
angeordnet : 

In Preufsen, das Ministerium der geist- 
lichen-, Unterrichts— und Medizinalangele- 
genheiten, mit einer Abtheilung (geistlichen — , Unter- 
richtsabtheil. , Medizinalabtheil.) für jeden dieser drei 
Hauptzweige; in jeder der zehn Provinzen, ein 
Konsistorium, unter dem Präsidium des Oberpräsi- 
denten; in jedem Regierungsbezirke, eine Kir- 
chen— und Schulkommission. • 

In Würtemberg, das Ministerium des Kir- 
chen— und Schulwesens, als Realdepartement 
dem Ministerium" des Innern übertragen ; von demselben 
abhängig, das Konsistorium, für die evangelische, 
der katholische Kirchenrath, für die katholische 
Kirche; für das Unterrichts wesen , der Studien rat h. 

In Hannover, ein besonderes Realdeparte- 
ment der ‘geistlichen und Schulsachen, von 
welchem die Provinzialkonsistorien unmittelbar ressor— 
tiren; ebenso die zwei katholischen Konsistorien. 

ln Polen, ein besonderes Ministerium für 
den Kultus und Unterricht (Konst. §. 76.), oder 
eigentlich eine Kommission , die, unter dem Präsidium 
des Ministers, aus dem Primas, zwei Bischöfen, drei 
Staatsräthen, welchen die Direktion des Administrations— 
departements obliegt, aus zwei Gliedern von anderen 
Konfessionen, aus sechs Mitgliedern, die der König er- 
nennt, und aus zwei Generalvisitatoren besteht. Der 
Wirkungskreis der Kommission ist in drei Zweige ge— 
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theilt: a) Direktion des Kultus; b) Direktion der geist- 
lichen - , c) Direktion der Erziehungsfonds. (Dekret v. 
Oktbr. 1821.) 

In Schweden, ein besonderes Staat ssekreta— 
riat für die Geschäfte, welche die Religion, 
die Geistlichkeit, die öffentliche Erziehung 
(u. das Armenwesen) betreffen (Konst. §. 6.) , unter wel- 
chem die zwölf Bischöfe mit ihren Konsistorien.' 

In Norwegen, ebenfalls ein Staatssekretariat für 
die kirchlichen und Unterrichtsangelegenheiten. (Ver— . 
l ' ordn. v. 6. Jun. 1815.) 

2) Zentralbehörden mit Mi niste rialattribu- 
tionen. 

In den Niederlanden: 

a) die Direction generale du Culte catholique , die, un- 
ter dem Vorsitze eines Generaldirektors, aus Staats— 
räthen gebildet ist, für die Prüfung und Begutachtung 
aller Angelegenheiten , welche die katholische Kir- 
che oder den Klerus betreffen (Dekret v. 16. Novbr. 
1815.); sodann, 

b ) die Direction generale des affaires des Cultus Prote- 
stant et autres , h V cxception du Culte catholique 
(Dekret v. 16. Novbr. 1815.), unter welchem die Ge- 
neral synode , die Provinzialadministra — 
tionen und die Klassenadministrationen für 
bestimmte Bezirke ; 

c) für die Angelegenheiten des öffentlichen Unterrichts, 

das Min isterium des Öffentl. U.n terrichts etc. 

0 

ln Rufsl and: 

a) griechische Kirche; für dieselbe bildet der 
heilige Synod die höchste Behörde, für die Auf- 
sicht auf den Klerus und alle geistlichen Behörden 
und Angelegenheiten, für die Revision der Kirchen— * 
und die Zensur der geistlichen Bücher; zugleich Ap— 
peüationsinstanz für sämmtliche ihm untergeordnete 
(36) Konsistorien; 

b) für die oberste Leitung der geistlichen Angelegenhei- 
ten anderer Konfessionen ist eine Generaldirek— 
tion der geistlichen Angelegenheiten der 
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fremden Glaubensgenossen angeordnet, von 
welcher 1) für die katholische Kirche, das Kon- 
sistorium zu Petersburg; 2) für die lutherische 
Kirche in Schwedisch -Finnland, die zwei Bischöfe 
mit ihren Konsistorien ; für jene in Russisch- Finn- 
land, in Lief-, Ehst- und Kurland, und zugleich 
für die refo rmirte Kirche, das Justiz kollegi- 
um in lief- und ehstländischen Rechts- 
sachen, als Zentralbehörden ressortiren. (Hassel 
1. c. 3. Abth. 2. Bd. S. 142. 151.) Für die Unter— 
richtsangelegenheiten ein besonderes Ministerium 

O O 

der Volksaufklärung. 

Oberste Leitung unmittelbar durch das Mi- 
nisterium des Innern, oder durch Geschäfts- 
abtheilungen in demselben. 

In Frankreich: 

a) die Division des affaires ccclesiasiiques du Culie 
caiholique , et des Cultes non — catholiques , alles was 
auf diese Angelegenheiten im Allgemeinen , auf die 
Ehrenrechte der Kirchen, auf die Korrespondenz mit 
Rom, die vom Könige verfügten oder genehmigten 
Ernennungen, die Verwaltung der Temporalien der 
Bischöfe, Kapitel, Seminarien, der Pfarreien, Kir— 
chenfabriken etc., die Abgrenzung der Diözesen und 
Pfarrsprengel , die Vollziehung der den Klerus betref— 

( fenden Gesetze etc., die Ausgaben für den Klerus etc. 
• Bezug hat; 

ö ' , 4 

b ) für die Unterrichtsangelegenheiten, die Uni- 
versität, welcher selbst wieder ein Grofsmeister mit 

/ einem Conseil vorstellt. 

ln Baiern, die oberste Leitung der kirchlichen 
Angelegenheiten unmittelbar in dem Ministerialrathe, un- 
ter demselben das Oberkonsistorium, für die in- 
neren Angelegenheiten der evangelischen Kirche; für 
jene der Schulen— und Studiengegenstände eine beson- 
dere Geschäftsabtheilung in dem Ministerium des Innern* 

In Baden, die zweite Abtheilung in dem Mini- 
sterium des Innern, die in zwei Sektionen, die evange- 
lische und katholische, getrennt ist, unter welchen die 


. s. 
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Kreisdirektorien die äufseren kirchlichen Angelegenhei- 
ten respiziren, die inneren aber unmittelbar von der 
evangelischen Sektion behandelt werden. 


In Dänemark führen die beiden Kanzleien die 
oberste Aufsicht, unter ihnen : 1) auf den dänischen Inseln, 
die Bischöfe; 2) in den Herzogtümern , die Ober- und 
Landgerichte zu Gottorp und Glückstadt, und das Kon- 
sistorium zu Ratzeburg. (Hassel 1. c. 3. Abth. 1. Bd.) 


In Ostreich ist die Leitung der Unterrichtsange— 
legenheiten der Studi enhofkommis sion übertra- 
die mit der Hofkanzlei unter einem obersten Chef 


gen, 


steht, und unter welcher in Ungarn und Siebenbürgen 
besondere Studienkommissionen angeordnet sind. Lieh— 
tenstern 1. c. S 485. 


In Neapel eine besondere Junta, aus einem Prä- 
sidenten und sechs Professoren gebildet, die sich mit dem 
Unterricht im Allgemeinen zu beschäftigen hat. Die spe- 
zielle Aufsicht über alle Unterrichtsanstalten führt der 
Präsident; in den Ländern jenseits des Pharo eine beson- 
dere Kommission in jeder Provinz. " Dekret v. 12. Sept. 
1822. (Allgem. Zeit. Nr. 294.) 

In W e i m a r. Die äufseren Kirchenangelegen— 
heiten werden durch die Landesdirektion, die in- 
neren durch den Kirchenrath verwaltet. A ufserdem 
bestellen: eine Immediatko m missi on für das Er- 
zieh ungs - und Unterrichts wesen; und eine 
solche für das katholische Kirchen*« und Schul- 
wesen. ■ . 

In dem Grofsherz. Hessen, ein besonderer Kir- 
chen- und Schulrath in jeder der beiden Provin- 
zen Starkenburjr und Oberhessen. 

In Kurhessen ist die Leitung des Schul — und 
andern öffentlichen Erziehungswesens, für 
welche in der frühem Organisation der Oberschulrath 
und andere Behörden angeordnef waren , den Provin- 
zialregierungen übertragen; für die Verwaltung der kirch- 
lichen Angelegenheiten aber in jeder Provinz ein Kon- 
sistorium angeordnet, bestehend aus einem Mitgliede 


/ 


Digilized by Google 


/ 


— 125 — 

der Regierung als Direktor, und aus zwei bis vier 
geistlichen Rathen. (Verordn, v. 29. Jun. 1821 , §. 59. 
und 65.) 

§. 26. 

2) Die Angelegenheiten, die auf das S an itatswes en , die 
me d i zi n is che P o ii z e i, und auf die gerichtliche Medi- 
zin Bezug haben, und für diese besondere Behörden, — Me- 
dizinalkollegien; — jedoch in der Regel lediglich als 
rein wissenschaftlich— technisch berathende Kollegien, ohne Be— 
fugnifs zu Anordnungen in eigenem Namen, und lediglich 
auf jene zu Kommunikationen mit anderen Behörden be- 
schränkt, für Gegenstände, die ihren Geschäftskreis berühren, (*) 


1) Blofs technisch berathendo Behörde, z. B. in Baiern, das 
.Obermedizinalkollegium (Verordn, v. 27. März, und Kabi- 
netsbefehl v. 15. April 18170, in den Kreisen ein technischer Rath 
in der Kammer des Innern, (Schmclzing 1. c. II. 117. 2300 eben* so 
in Würtcmberg (5. Edikt v. 18. JVov. 1817.); — in Sachsen, das . 
Sanitätskollegium; — in Baden, die Sanitätskommission 
(Reskript v. 15. April, und Bekanntmachung v. 6. Mai 1819.); — in 
Kur h essen, zugleich für die Aufsicht auf die Gesundheitspflege 
und die Handhabung der Disziplin über das medizinische Personal. In 
den Provinzen ist die Handhabung der Mcdizinalpolizei den Regierun- 
gen übertragen, welchen ein medizinischer Verein als begut- 
achtende Stelle beigegeben ist. (Verordn, v. 29. Jun. 1821). 

In anderen Staaten, z. B. in Preufsen, ist die oberste Leitung 
des Mcdizinalwcscns einem besondern Ministerium (Ministerium der 
geistlichen-, Unterrichts- u. MedizinalangelegenhO übertragen , wel- 
chem eine besondere wissenschaftliche Deputation für das Medizinal- 
wesen , und eine Prüfungs - u. besondere Obercxarainationskommis- 
sion, resp. beigegeben und untergeordnet, für jede der zehn Pro- 
vinzen ein Medizinalkollegium angeordnet ist. In jedem R e- 
gicrungsbezirkc führt die Regierung die verwaltende Aufsicht 
über alle in die Gesundheits- u. Medizinalpolizei cinschlagcnde Sa- 
chen , für deren Rcspizirung bei einer jeden ein Medizinalrath ange- 
stellt ist, mit allen Rechten, Pflichten und mit- der Verantwortlich- 
keit eines Departementsraths , welchem die Kreisphysici und Chirur- 
gen zunächst untergeordnet sind. (Dienstanweisung für die Medizi- 
nalkollegien etc., und Instruktion für die Regierungen , v. 23. Oktbr. 
1817). — In Rufsland ist die'oberste Aufsicht und Leitung in der drit- 
ten Expedition des Minist, des Innern zenlralisirt , die in drei Ablh. 
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der im Allgemeinen alles umfafst, was auf das Sanitäts we- 
sen überhaupt (Antrag zu defsfallsigen Verordnungen und Re- 
gulativen , Versorgung des Staates mit dem erforderlichen ärzt- 
lichen Personal aller Art, \ Aufsicht auf die Wolilthätigkeits— und 
anderen öffentlichen Anstalten, in medizinischer Hinsicht, etc.), 
auf die medizinische Polizei und auf die medizinisch- 
gerichtlichen Gegenstände Bezug hat. 

§. 27. 

3) Die Angelegenheiten in Betreff* des Strafseu-, W a s — 
ser— und Landbauwesens, und die Behörden für beide 
Arten von Bauwesen , zunächst für resp. Entwerfung und Prü- 
fung der jährlichen Bauplane , sowohl derjenigen , die auf Ko- 
sten der Staatskasse ausgeführt werden, als auch jener von Kor- 
porationen , die unter der Aufsicht und Einwirkung der Staats- 
behörden stehen; für die Begutachtung von Vorschlägen zu Ge- 
setzen und Verordnungen in Beziehung auf das Bauwesen und 
auf die Polizei; für die Entwerfung der Dienstinstruktionen für 
das technische Personal und für die Prüfung desselben, endlich, 
für die Leitung der technischen Ausführung der angeordneten 
Bauten. (*) 

Die Ressortzutheilung der Bauangelegenheiten ist nicht in 
allen Staaten die nämliche; in mehreren, das Strafsen— und Was— 
serbauwesen , das in den meisten in dem Departement des In— 


getheilt ist: a) der Medizinalrath; b) die Kammer der gelehrten Ge- 
schäfte; c) die Kammer der ökonomischen Geschäfte. (Storch I. c* 
3. Bd., S. 62. und 8. Bd. XXIV Lieferung). — In Frankreich, 
gleichfalls unmittelbar im Minist, des Innern, dem nunmehr ein Con- 
seil superieur de sante beigegeben ist. (Ordonn. v. 2(. Aug. 1822.) 
— In Ostreich, blofs technische Referenten bei den Verwaltungsstel- 
len; — eben so in Weimar, bei der Landesdirektion ; in IV as sau, etc., 
Medizinalbehördcn in den Provinzen. — Ohne Zentralstelle endlich, z. B. 
in den Niederlanden (Alm. roy.), indem Grofsherz. II e s s e n , etc. 

1) M. s. z. B. für Preufsen, die Instruktion v. 23. Oktbr. 1817; 
für Baiern, die Verordn, v. 5. IVovbr. 1817, u. 17, April 1818; für 
Würtembcrg, v. 19. Jun. 1818, und die Instruktion v. 30. März 
18t 8 ; für Weimar, Dekret v. 24. Febr. 1819, die Errichtung einer 
Oberbaubehörde betr. 
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nem begriffen ist, dem Finanzministerium zugetlieilt , (*) wo- 
gegen in einer kleinen Anzahl anderer Staaten, für die Leitung 


1) In Baiern ist die Leitung des Bauwesens in der Art zwi- 
schen den Ministerien der Finanzen und des Innern gctheilt, 
dafs das Strafsen-, Wasser-, Brückenbauwesen, auch das Landbau- 
wesen , so weit beides auf Kosten des Staates geführt wird , dem er- 
stem ; dem leztern aber die Aufsicht und Leitung alles übrigen öffent- 
lichen Bauwesens übertragen ist. In dem erstem ist ein Ministo- 
rialbüreau, in dem leztern ein Oberbaukommissariat, als 
blofs berathende Stelle, angeordnet. (Kabinetsbef., v . 15. April 1817. 
Reskr. v. 19. 22. Septbr. , 22. Oktbr. 1818; 4. Jan. 1819; v. 1. Oktbr. 
1821. Schmelzing II. 12G). 

In W r ürtcmberg dagegen ist das Domanialbauwesön in den At- 
tributionen des Finanzminist. ; das Strafsenwasserbauwesen in jenen 
des Minist, des Innern begriffen, u. sind in jedem einige technische 
Referenten angestellt Für jede Art von Bauwesen sind besondere Be- 
zirke gebildet, in welchen ein Inspektor das erstere unter Aufsicht der 
Finanzkammern, das leztere unter jener der Kreisregierungen leitet. 
(Verordn, v. 19. Jun. 1818, 30. März, 12. April 1819, Vorschrift, in 
Betreff des Wirkungskreises der Oberamtmänner und Ortsbehörden 
bei dem Strafsenbau, v. 4. Jul. 1821.) — Eben so in der Hauptsache 
in dem Grofsherz. Baden. 

In Hannover ist die Leitung des Strafsenbauwcsens unmittelbar 
dem Ministerium , das Domanialbauwesen der Kammer übertragen ; — 
im Königr. Sachsen und in dem Grofsherz. Hessen, das gesammte 
Bauwesen dem geheimen Finanzkollegium in ersterm , der Oberfinanz- 
kammer in dem leztern. 

In Kurhessen, eihe Ob erb au direktion für alles Bauwe- 
sen, als berathende und aufsehende Zentralstelle in allen technischen 
Angelegenheiten und für alle Ministerien. Zugleich verwaltende Be- 
hörde für den Strafsen- und Wasserbau. (Verordn, v. 29. Junius 
1821.) Für die Vollziehung und Ausführung ist das Kurfürstenthum 
in 13 Distrikte eingetheilt , und ist für jeden ein Landbaumeistcr, ein 
Strafsenbauingenieur ; für den Wasserbau, ein Wasserbaumeister für 
jede Provinz, mit dem erforderlichen Unterpersonal angestcllt. (Be- 
kannlm. v. 31. Jul. 1822). 

In Ostreich sind besondere ProvinzialbaubehÖrden angeordnet. 
i Eigentümlich ist die Einrichtung der Oberbaubehörde in 
dem Grofsherz. W e i m a r , zu deren Ressort das gesammte Kammer-, 
Konsistorial- u. auch das Ilofbauwcscn gehört, dieses leztere jedoch 
nur in so fern , als für dasselbe über die im Etat ausgeworfenen 
Summen Zuschüsse erforderlich sind. Diese Behörde ist dem zwei- 
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des gesammtety , oder auch nur für einen Zweig des Bauwesens, 
ein besonderes Departement angeordnet ist. ( 1 ) 


ten Departement des Minist, übergeben, kann von dem Minister,/ — 
mufs aber wenigstens einmal monatlich von dem Kammerdirektor 
präsidirt werden. Mitglieder sind: ein üb erbau ra t h ; zwei Bau rät he ; 
der Hefcrent der Bausachen in der Kammer; ein Deputirter des Kon- 
sistoriums; ein solcher des Hofmarschallamtes. Diese Deputirten brin- 
gen die Beschlüsse der Oberbaubehörde an ihre Kollegien , die Reso- 
lutionen dieser lezteren an die erstere , und haben darauf zu beste- 
hen , dafs die Oberbaubehörde, so weit nach Lage der Sache thun- 
N ich ist, die technische Ausführung bewirken lasse, für welche, und 
dafs sie Anschlagmäfsig geschehe, dieselbe verantwortlich ist. — . Der 
Strafsenbau gehört zum Ressort der Landesdirektion. (Verordn, 
v. 24. Febr. 1819). 

1) Ein besonderes Ministerium für das gesammte Bauwesen z. B. 
in Preufsen, welchem eine technische Oberbaudeputa- 
tion, als eine konsultative, die öffentlichen Bauten kontrollrende und 
rcvidirchde Behörde, beigeordnet ist. (Stein Handbuch etc. S. 153.) 
Die Leitung in den Provinzen ist den Regier, übertragen. 

ln dem Königr. der Niederlande, bisher das Minisiire du Waa- 
ler siaat et des trauaux publies , vorzüglich die Anordnung und Leitung 
der Wasserbauten , die auf Kosten des Staates bewirkt werden , und 
für die Aufsicht auf jene, die auf Kosten der Gemeinden unterhalten 
werden müssen ; — zugleich für die Landstrafsen und den Bergbau. 
Nunmehr mit dem Ministerium des Innern vereinigt. 

Zwar kein Ministerium, doch mit ausgedehnten selbstständigen 
Attributionen, besteht in Frankreich für den Strafsen-, Brücken - 
U. Wasserbau die Direction generale des Ponts el Chaussee* et des JVlines, 
mit einem besomlern technisch berathenden Konscii für einen jeden 
dieser^ beiden Hauptzweige. Für die Aufsicht und die Leitung der 
technischen Ausführung ist das Königreich in 15 Inspektionen getheilt, 
mit einem Inspekteur für jede; für jedes Departement aber ist ein In- 
genieur en chef (in mehreren Depart. zwei) und eine nach den Loka- 
litäten bemessene Anzahl von Ingenieurs ordinaires angestellt. Annuaire 
du corps royal des Ponts et Chaussee s et des Mine s. Für das Land- 
bauwesen befindet sich ein berathendes Konscii in dem Ministerium 
des Innern ; die Bauten werden in Entreprise , unter Aufsicht des Prä- 
fekten, ausgeführt, die demselben auch in Ansehung des rein -admi- 
nistrativen Theils des Strafsen- etc. Bauwesens zusteht. 

In gleicher Art ist in Kufsland eine General di rek ti o n der 
Land - u. Wasserbauten angeordnet, welcher das Weg - Inge- 
nieurkorps , die Brigaden der Werkmeister, die Polizeibrigaden für 
die Land - u. Wasserstrafsen untergeordnet sind. „ 
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Nach Maafsgabe der Verschiedenheit der Organisation und 
Stellung der oberen Baubehörden, ist auch jene der Bezirksb^u- 
beamten abweichend geordnet, im Allgemeinen entweder so, 
dafs für gröfsere Bezirke, z. B. für Kreise oder Provinzen, Ober- 
beamten — Oberingenieure, Land- oder Kreisbau me i- 
ster etc., angeordnet sind , die ohne Verbindung mit den all- 
gemeinen Verwaltungsbehörden , allein und unmittelbar von den 
eben erwähnten Oberbaubehörden ressortiren , und welchen die 
Baubeamten für kleinere Bezirke untergeordnet sind ; oder aber, 
dafs die Aufsicht und allgemeine Leitung den Provinzial- oder 
Kreisbehörden übertragen ist, bei welchen technische Räthe für 
die zwei Hauptgattungen von Bauwesen den Vortrag in Bausa— 
chen haben, und nur die technische Ausführung der Bauten in 
eigenem Namen leiten. Für kleinere Bezirke sind, wo die Aus- 
führung der Bauten nicht in Entreprise gegeben wird , gewöhn- 
lich Bauinspektoren, Ingenieure, Kondukteure; wo 
bedeutende Flufs-, Damm— und Deichbauten statt finden, be— 
sondere^ administrative und technische Beamten für diese ange— * 
ordnet, (Oberd ei chgrafen, Oberdeichinspektoren, 
.Deichinspektoren, Deich vögte). ln den meisten Staa— - 
ten , wenigstens in solchen , in welchen die Verwaltung nach 
geläuterteren Grundsätzen angeordnet ist, besteht als Grundsatz, 
dafs der finanzielle Theii dieses Verwaltungszweiges zur Kom- 
petenz der Administrativbehörden gehört, die Baubedienten aber 
lediglich auf den technischen Tlieil beschränkt sind. 


5- 28. 

4) Verwaltung des Post Wesens. Eine gleiche Ver- 
schiedenheit in Betreff’ der Ressortzutheilung findet auch in An- 
sehung der Verwaltung des Postwesens statt, deren oberste Lei- 
tung in mehreren Staaten dem Departement der auswärtigen An- 
gelegenheiten , in anderen bald dem Departement des Innern, 
bald jenem der Finanzen zugetheilt ist. ( l ) 


1) ln dein Ressort des auswärtigen Departements, z. B. 
inBaiern, (Kabinetsbef. v. 15. Aug. , u. Verordn, v. 31. Jul. 1817.) j 
in Raden, in Hannover; — in jenem des Departements des 
Innern, z. B. in Rufsiand, in YV ü rte m Jb erg; — in jenem 
des Depart. der Finanzen, z. 1>. in Frankreich, (Ordonn v. 
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Bei der Eigenthiimlichfceit und dem grofsen Detail des Post— 
Wesens, ist die Verwaltung desselben in allen Staaten in einer 
Oberbehörde zentralisirt, welcher für die Leitung des gewöhn- 
lichen Details der Verwaltung eine mehr oder weniger selbst- 
ständige Wirksamkeit eingeräumt ist, die sich im Allgemeinen 
auf alles erstreckt, was auf die Leitung und Beförderung des 
Korrespondenzverkehrs, auf die Anlegung oder Abänderung 
der Kurse für die reitenden und fahrenden Posten; — auf die 
Dienstführung in den Büreaus , die Manipulation und das Rech- 
nungswesen in denselben; — auf die Festsetzung der Tarife und 
Taxen für die reitenden und fahrenden Posten , und auf die 
Kontrole für ihre Beobachtung; — auf die /Anordnung und Be- 
setzung der Poststationen, für die Beförderung der ordinären rei- 
tenden und fahrenden, dann der Extraposten und Estafetten etc.; 
endlich auf die Behandlung der Reklamationen und Kontraven- 
tionen Bezug hat, in so lang und so fern diese lezteren nicht 
zur Verweisung an die gewöhnlichen Gerichte geeignet sind. 

Aufserdem werden bei dieser Oberbehörde die Vorschläge 
zu allen im Postwesen erforderlichen organischen Verordnungen 
bearbeitet, so wie für die Anstellung des Personals, über wel- 
ches dieselbe zugleich die Dienstpolizei ausübt. 

In Staaten, in welchen das nutzbare Postregal an das fürst- 
liche Haus Taxis als Lehn übertragen ist, tritt in Ansehung 
dieser Attributionen, so wie überhaupt der Verhältnisse, in so 
fern eine wesentliche Abänderung ein, als alles, was auf die 
Leitung der in nein Verwaltung und auf die Nutzung des Post- 
regals Bezug hat (auf die Dienstführung in den Büreaus, die 
Manipulation, das Rechnungswesen etc.), zu dem Wirkungs- 
kreise der taxischen Behörden gehört; jener der Staatsbehörden 


9. Jan. 1822.) ; — in Ostreich, die Ober- Hof- Postamts- 
verwaltung und die Haupt - Post wagen direktion; — in 
Sachsen, unter der ersten Abtheilung des geheimen Finanz- 
kollegiums; — in den Niederlanden, in Dänemark, un- 
ter der Finanzdeputation, die Gcneralpostdircktion; — in 
Schweden, die Postdirektion unter dem Kamincrkollegium; — 
in Preufsen dagegen seit 1821 das Postdepart. unmittelbar unter 
dem Staatskanzler. 


* 
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aber auf die Gesetzgebung in Postsachen, auf die Postpolizei, 
die Gerichtsbarkeit und Strafrechtspflege, überhaupt auf die Ver- 
waltung der Rechte , die aus dem Obereigenthume entspringen, 
beschränkt ist, für deren Wahrung und Handhabung in einigen 
Staaten besondere Inspektionen oder Kommissariate 
angeordnet sind. (*) 

Ob unter den vorerwähnten Oberbehörden , Zentralbehör- 
den für die unmittelbare Aufsicht und Leitung in gröfseren Be- 
zirken, — Oberpostämter; — sodann Grenzpostämter, 
besonders für den rostverkehr und die Abrechnung mit den frem- 
den Posten und Offizen angeordnet sind, oder nicht? — ob die 
Verwaltung der reitenden Posten , von jener der fahrenden ge- 
trennt, oder aber von beiden vereinigt ist? — sind Gegenstände 
der Gesetzgebung, die in den einzelnen Staaten abweichend ge- 
ordnet ist. 

29. 

$ 

Aufser diesen vier Zweigen der Verwaltung in dem Depar- 
tement des Innern , und den Behörden für dieselben , sind in 
vielen Staaten noch mehrere andere , die entweder mehr tech- 
nisch sind, oder auch ihrer Natur nach eine abgesonderte Be— 
handlung erfordern, spezialisirt , und für dieselben besondere 
Kommissionen, Deputationen, wohl auch Kollegien angeordnet, 
die entweder als wirklich konstituirte Behörden, häufig 
auch nur als Geschäftsakt heilungen in dem Ministerium 
fungiren» Eine Aufzählung derselben würde, bei ihrer grofsen 
Mannichfaltigkeit, tlieils nicht thunlich, theils aber auch zweck- 
los seyn, weil in formeller Hinsicht ihre Bildung durch keine • 
besondere Formen ausgezeichnet, jenen, die für den Organismus 


1) Über diese Scheidung j überhaupt über die Verhältnisse im 
Palle der Überlassung des nutzbaren Postregals an das fürstl. Haus 
I axis, s. m. die Verordn, v. 9» Seplbr. 1819/ die Übertragung der 
Würde und des Amtes eines Erb - Landpostmeisters an die Fürsten 
von Thurn und Taxis in Würtembcrg betr. , (Regierungsbh ]\ r . 
und das Publikandum des Senates der freien Stadt Frankfurt, v, 3. 
Mai 1822, über den mit dem F. v. Taxis am 31. Dezbr. 1821 abge- 
schlossenen Traktat in der Beil. Nr. 94. zur allgem. Zeitung v. 1822, 
Solche Postinspektionen, wie in dem Texte erwähnt , in Kur- u, 
in dem Grofsherz. Hessen, in Nassau, in Weimar, 

9 * 
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überhaupt bestehen, angepafst ist, in materieller Hinsicht aber, 
die Natur des Gegenstandes, für welchen sie angeordnet sind, 
zugleich ihren Wirkungskreis bestimmt und normirt. 

Abweichungen von dem bisher angedeuteten Organismus 
dieses Departements, finden besonders in kleineren Staaten statt, 
vorzüglich dadurch, dafs Verwaltungszweige, die wegen ihres 
gröfsern Umfanges in gröfseren Staaten spezialisirt seyn müssen, 
in ein und derselben Behörde vereinigt sind, dann auch durch 
eine andere Stellun<i der Behörden selbst, in welchen nicht sei— 
ten mit der Anordnung und Leitung zugleich jene des Details 
verbunden ist, was in dem Maafse in gröfseren Staaten nicht 
thunlieh seyn würde. ( 1 2 ) 

§. 30 . 

Mittel - oder Provinzialbehörden. Die Verschie- 
denheiten , die in Ansehung dieser Behörden in dem 
ment des Innern statt finden, betreffen: 

a) theils ihre Bildung an und für sich selbst, nämlich 
nach Maafsgabe, als bei dieser das Einheitssystem oder aber 
die Kollegialverfassung zum Grunde liegt; (*) 

b) theils ihren Wirkungskreis, nach Maafsgabe nämlich, 
als dieser auf die Verwaltung des Innern beschränkt, oder 
auch auf die Justizverwaltung erstreckt ist; 

c) endlich auch den Umfang ihrer Wirksam keit, die von 
den Verwaltungsmaximen , die überhaupt, besonders aber 
auch in Ansehung des Gemeindehaushalts befolgt werden, 
zum Theil auch von der Gröfse der Verwaltungsbezirke 
abhängt. 


Departe— 


1) Z. B. die Organisation von Nassau, von Weimar. 

2) Ganz rein das erstere gegenwärtig nur in Pr a n k re ich. An der 
Spitze der Verwaltung eines jeden Departements steht der Präfekt, als 

-alleiniger Chef der Verwaltung, ihm untergeordnet für jeden Bezirk, in 
dem erstem der Unterpräfeki, diesem die Maire, jeder für die 
Verwaltung seiner Kommune. Der Wirkungskreis des Präfekten er- 
streckt sich über alles, was auf die Verwaltung des Innern in 
staatswirthschaftlicher und polizeilicher Hinsicht, auf die Vertheilung 
der direkten Steuern , auf die Verwaltung des Kommunalvermögens, 
auf alle öffentlichen Anstalten , auf die Vollziehung der Gesetze, etc., 
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Eine rein büreaumäfsige Bildung der Provinzialbehörden, 
so, dais die Anordnung und die Leitung der Verwaltung stu-r- 
fenweise , und auf jeder Stufe in dem Organismus jedesmal nur' 
in der Hand eines einzigen Beamten zentralisirt ist, findet nur 
in einer sehr kleinen Anzahl von Staaten statt, ln mehreren, 
in weichen zwar auch das Einheitsprinzip zur Grundlage dient, . 
ist dasselbe theils durch die Stellung der Beamten , und durch 
die Beschränkung ihrer Selbstständigkeit mittelst der wenigstens 
zum Theil eingeführten Kollegialverfassung , theils durch die 
Bildung ihres Wirkungskreises , auf eine Art modifizirt, die mit 
dem Grundkarakter dieses Systems zugleich die Vortheile des- 
selben mehr oder weniger verwischt, ohne auf der andern Seite 
diejenigen zu gewähren, die als solche des Kollegialsystepis gel- 
tend gemacht werden. (*) 


in seinem Departement Bezug hat ; in gleicher Art jener des Unter- 
präfekten für seinen Bezirk , beide aber auch nur auf diese beschränkt. 
Für jedes Departement besteht: n) ein Präfekturrath für be- 
stimmte streitige Verwaltungsgegenstände , den der Präfeld zwar prä- 
sidiren kann , aber ohne Befugnifs , die Beschlüsse desselben abzuän- 
dern , so wie dieser ebenfalls nicht in die Verwaltung des Präfekten 
eingreifen darf; />) ein Generaldepartementsrat li von 1 ß Bis 24 
Gliedern, der jährlich sich einmal versammelt, über die Steuer-Minde- 
runjrssjesuchc der Bezirke, Städte, Kommunen entscheidet, die Zu- 
lagszentimcn für die Bedürfnisse der innem Verwaltung des Depar- 
tements, innerhalb der für diese bestellenden gesetzlichen Limitation, 
verwilligt , und über ihre Verwendung die Rechnung abnimmt, die 
Bedürfnisse und Wünsche des Departements zur Kenntnifs der Regie- 
rung bringt, etc.; e) einBczirksra th für jeden Bezirk, mit glei- 
chen Attributionen ; d) in einer jeden Munizipalität, dem Maire 
zur Aushülfe, Adjunkten; in jeder Kommune von mehr als 5000 S. 
ein, oder hei steigender Seeienzalii mehrere Polizeikommissäre, 
die den Präfekten und Unlerpräfekten untergeordnet sind; sodann ein 
Munizipalrath , nach Verhältnis der Seclenzahl, von 10 bt9 30 Glie- 
dern , der sich ebenfalls in jedem Jahre regchnäfsig nur einmal auf 
14 Tage versammelt, jedoch auf Befehl des Präfekten auch aufseror- 
dentlich versammelt werden kann. QDu f ou r Repertoire raison ne etc. 
2. Edit. Poris 1811, l'lturigeon Code adminisfrufij, T. I. S. 13 folg. 
Saalfeld 1. c. S. 217 folg.) 

1) Z. B. in dem Grofsherz. Baden, die Institution der K r ei in- 
direkt oren, theils dadurch, dafs in bestimmten Geschäften der 
Kreisdircktor an Kollegialbehandlung gebunden, den K r e i s r ä t h e » 
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In einigen, besonders gröfseren, Staaten ist zwischen. die 
höchste Staatsbehörde , nämlich zwischen dem Ministerium und \ 
den höchsten Zentralstellen , und den Mittelbehörden' in den 
Kreisen oder Provinzen, eine obere Behörde eingereihet, theils 
zur direkteren Aufsicht auf diese lezteren, theils, und vorzüg- 
lich für die Anordnung und Leitung der Vollziehung solcher 
Maafsregeln , die mehrere Verwaltungsbezirke gemeinschaftlich 
betreffen, oder für dieselben von gemeinschaftlichem Interesse 
sind. ( * 1 ) 


eine entscheidende Stimme beigelegt ist, theils auch durch die Kumu- 
Jirung von Attrißulionen aus dem Ressort der Justiz - u. der Finanz- 
verwaltung, durch welche ihre eigentliche Stellung verrucht und viel- 
leicht auch das Interesse der Finanzvcrwaltung als gefährdet zu er- 
achten seyn dürfte; das leztere vorzüglich um defswillen , weil es den- 
selben an Mitteln zur Gewinnung einer vollständigen Übersicht, 
und zur Ahlivirung einer eingreifenden Kontrole gebricht. (M. s. Ge- 
neralresh. v. 26. IN'ovbr. 1809. Beil. D.) — Auch in den Niederlan- 
den u. in Spanien, in ersteren durch die beständige Depu- 
tation der Provinzialstände, die dem Gouverneur (Präfekten), in dem 
jeztern durch die Provinzialdeputation , die dem obersten Chef CGefe 
superior') zur Seite gesezt ist. 

1) Z. B. die Gouvernements in Rufsland, in 90 fern die 
Kreisbehörden als die eigentlichen Provinzialstcllen betrachtet werden. 
(Vofs 1. c. II. S. 231. Hassel vollst. Handbuch etc. 3. Abth. 2. Bd. 

S. 133.) — • In Dänemark, die sieben Stiftsamtmänner, denen 
die Ämter untergeordnet sind; eben so in Norwegen. — In Schwe- 
den, woselbst den 24 Landhauptleuten die Vogteicn u. Bezirke 
untergeordnet sind. Hassel 1, c. 1 . Abth. 3. Bd. S. 292. — InHan, 
nover, die Landdrosteien. (Edikt v. 12. Oktbr. 1822.) — Ge- 
wissennafsen auch die Oberpräsidenten in den 10 Provinzen, 
in welche das Königr. Preufsen eingelheilt ist, und welchen die 
Regierungen in den Provinzen, die Konsistorien und Mcdizinalkolle- 
gien (die ersteren jedoch mit Beschränkung) untergeordnet sind. Zwar 
sollen dieselben keine Mittelstclio zwischen den Ministern und den Re- 
gierungen bilden , sondern nur als besondere Kommissarien der erste- 
ren fungiren, mit der Bcfugnifs , unter eigener Verantwortlichkeit, iin 
Namen des Ministeriums und ohne Anfrage bei demselben, die Regie- ' 
rungen für bestimmte Gegenstände mit Weisungen zu versehen, die 
überhaupt zur Befolgung der Anordnungen , welche die Oberpräsiden- 
ten innerhalb der Grenzen ihrer Befugnisse treffen, verpflichtet sind, — 
wodurch in der Wirklichkeit ihr Verhältnis auf das einer Mittclstelle 
inweiset. (M. s. die Instrukt. für die Oberpräsid., v. 20. Oktbr. 1817.) 
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Als eine eigentümliche Einrichtung in einer kleinen An- 
zahl von Staaten, müssen die permanenten Provinzial— 
deputa.tionen betrachtet werden, welche von den Provin- 
zialständen oder den Einwohnern eines Verwaltungsbezirks ge- 
wählt, dem Verwaltungschef fortdauernd zur Seite stehen, 
beinahe in alle Zweige der innern Verwaltung eingreifen und als 
wirkliche Organe der Vollziehung fungiren, (*) mit welchen 
jedoch diejenigen Institute , die in mehreren Staaten — z. B. in 
Frankreich, der Departementsrath, und die Arron- 
dissementsrät he in den Bezirken; ( 1 2 ) die Landräthe in' 
den vormals mit Frankreich, nun wieder mit Teutschland vereinig- 
ten Provinzen auf dem linken Bheinufer; ( 3 ) die Zentral- und 
Pro vinzialkon ürecationen in den mailandisch-lo m- 
bardischen Provinzen — bestehen, nicht verwechselt werden 
dürfen. Der Wirkungskreis dieser lezteren ist lediglich und 
zunächst auf Berathung und Vertretung der Provinzial- und 
Lokalinteressen beschränkt, in Betreff welcher dieselben die 


\ 


1) In dem Königr. der Niederlande, in welchem in jeder der 
18 Provinzen (Depart.) dem Gouverneur eine aus den Provinzialstaaten 
gewählte beständige Deputation von 9 Gliedern zur Seite steht, 
die beinahe auf alle Zweige der innern Verwaltung einwirkt. (Fun- 
damentalges. v. 24. Aug. 1815, §. 143 — 153.) — Eben so in Spa- 
nien, wo in jedem der 52 Depart. dem obersten Chef COeJ'e superior) 
eine Provinzialdeputation zur Seite steht , die , unter seinem Vorsitze, 
aus dem Intendanten , der bei seiner Abwesenheit ihn supplirt , und 
aus 7 vom Departement gewählten Mitgliedern besteht, die jährlich 
zur gröfsern Hälfte sich erneuern. Zu dem Wirkungskreise dieser De- 
putation , die jährlich wenigstens 90 Sitzungen halten mufs , gehören : 
dio Vertheilung des Steuerkontingents auf die Bezirke des Departe- 
ments , und die Genehmigung der Subrepartition in diesen ; — die 
Aufsicht auf die Verwaltung des Kommunalwesens , auf jene der Öffent- 
lichen Wohlthätigkeitsanstaltcn und die Prüfung der Rechnungen über 
dieselbe; — die Aufsicht auf die Erziehung, auf die Beförderung des 
Ackerbaues , des Handels , der Gewerbe , etc. ; — die Ernennung des 
Generaleinnehmers und die Aufsicht gegen Mifsbräuche in der Ver- 
waltung öffentl. Gelder, etc. (Honst, v. 1812, §. 324 folg.) M. s. den 
Anzug im dritten Theile. 

2) Dufour Repertoire raison ne etc. II , S. 196. 

3) Gerstner, der Rheinkreis des Königr. Baiern. (Augs- 
burg 1821.) - * 


V 
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Wünsche und Anträge ihrer Bezirke zur Kenntnifs der Regie- 
rung zu bringen haben , jedoch ohne Befugnils , in die vollzie- 
hende Verwaltung einzugreifen, und ohne in eigenem Namen 
einen Akt der gesetzgebenden oder vollziehenden Gewalt aus- 
üben zu können, 

* 


Die Idee zur Einreihung einer solchen Institution in 
den Verwaltungsorganismus, ist schon früher, namentlich 
auch von Necker, angeregt, in neueren Zeiten von Ben- 
zen b erg (über Preufsens Geldhaushalt, S. 51.), der in der- 
selben das Mittel sieht, die Kreisregierungen entbehrlich zu 
machen, wodurch indessen weder für die Vereinfachung des 
Verwaltungsorganismus , noch in Absicht auf Verminderung 
des Verwaltungsaufwandes gewonnen werden dürfte, indem 
in der That nur eine neue Behörde an die Stelle einer bis- 
herigen treten würde. Ohne in eine Erörterung der Gründe 
für und wider eingehen zu wollen , möchte doch, wie es 
scheint, die Frage: ob in kleinen Staaten mit einer Reprä— 
sentativverfassung, in welchen Steuern und Abgaben nur mit 
Bewilligung der Stände ausgeschrieben werden können, de- 
nen zugleich ihre Verwendung nachgewiesen werden rnufs 
die Einführung einer solchen Institution in dem Maafse, als 
angenommen zu werden scheint, nothwendig, ja selbst wohl— 
thätig seyn könne ? — Berücksichtigung verdienen , dabei 
zugleich aber nicht zu übersehen seyn, dafs wenn, wie zu- 
gleich postulirt wird, der Kreisaufwand aus dem allgemeinen 
Aufwande ausgeschieden, der erstere unmittelbar auf die Kreise 
gelegt wird , * dieses eine Ungleicheit in Vertheilung der 
Staatslasten zur Folge haben würde, die für die Regie- 
rung und für die Steuerpflichtigen gleich verderblich wer- 
den müfste. 

r « 

§. 31. 

In Staaten, in welchen, wie gegenwärtig in den meisten, 
diese Behörden kollegialisch gebildet sind , findet in Ansehung 
ihrer innern Einrichtung in so fern eine Verschiedenheit statt, 
als entweder für jedes Verwaltungsressort besondere 
Behörden, nämlich besondere Regierungen, bcson — 
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de re Finanz kammern angeordnet, oder aber beide in 
einem Kollegium vereinigt sind. Diese Verschiedenheit ist' 
indessen auf die Ressortverhältnisse selbst ohne Ein Hufs , weil 
auch in diesem leztern Falle diese Kollegien in besondere 
Abtheilungen für das Departement des Innern, und für 
jenes der Finanzen getrennt sind, deren jede ihren besonders 
ausgeschiedenen Wirkungskreis hat, in welchem sie als selbst- 
ständige Behörde handelt und verfügt. (*) Ein Zusammentritt 
beider Abtheilungen findet nur als Ausnahme und zu dem Ende 
statt, damit in Gegenständen vön gemeinschaftlichem Interesse 
übereinstimmend gehandelt werde; keinesweges aber bilden diese 
Plenarversammlungen eine besondere Behörde, an die von den 
Verfügungen der einzelnen Abtheilungen rekurrirt werden kann, 
gegen welche ein solcher Rekurs überhaupt nur an die vorge- 
sezte oberste Behörde statt findet. 

Eine Vereinigung beider Ressorts in eine und dieselbe Be- 
hörde, ist eine Ausnahme von den als Regel bestehenden Ein- 
richtungen; eine solche anderer Art, die Vertheilung der Attri- 
butionen des Departements des Innern, unter zwei koordinirte 
Behörden , ( 1 2 ) die beide nur in einer sehr kleinen Anzahl von 
Staaten statt finden. 


' §. 32 . 

Der Wirkungs — und Geschäftskreis der Regierungskolle- 

o o o 

gien (Abtheilungen oder Kammern des Innern) ist beinahe in 
allen Staaten der nämliche, und umfafst im Allgemeinen : 

a ) die Angelegenheiten der Landeshoheit; — Auf- 
sicht auf die Landesgrenzen und Bewahrung derselben und 
der Rechte des Staates gegen die Grenzstaaten ; desgleichen 
auf die Beobachtung^ und Vollziehung der mit diesen, in 
Beziehung auf den wechselseitigen Verkehr bestehenden 

O O 


1) In zwei distinktc Behörden getrennt, z. B. in VViirtem- 
berg und anderen Staaten; ein Kollegium mit zwei Abtheilungen, 
z. B. in Prcufsen, Raiern. 

2) Das erslerc zum Theil in den Krcisdircktorien in Ba- 
den; da9 leztere z. B. in Weimar, zwischen die Regierung und 
Landesdirektion. 
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Verträge; die Auswan derungs-, Abschofs- und Abfahrtssa- 
chen; Handhabung der Rechte des Staats, rücksichtlich der 
Standesherren und des vormals ritterschaftlichen Adels: 
Oberaufsicht auf alle öffentliche Korporationen, in Bezie- 
hung auf ihr öffentliches Wirken; die ständischen Angele— » 
genheiten, in so weit sie die Provinzialbehörden berühren ; — 

b) alle Gegenstände der Polizei, — sowohl der all- 
gemeinen , als der Sicherheits - , medizinischen-, Armen- 
polizei, etc.; Vorsorge zur Abwendung allgemeiner Beschä- 
digungen durch Menschen und Thiere, etc.; desgleichen 
für die Handhabung der Anstalten gegen Feuer- und Was- 
serschaden; Aufsicht auf hierfür bestehende Institute und 
Anstalten; auf die Arbeits-, Straf — und Besserungshäu- 
ser, etc.; auf die Waisenhäuser, die Wohlthätigkeitsan- 
stalten, etc.;, 

c) alle Gegenstände der S taatswirthschaf t , so 
weit dieselben nicht in das Gebiet der Finanzverwaltung 
gehören; — Beförderung des Ackerbaues und der Vieh- 
zucht , sämmtliche Kulturangelegenheiten ; Erkennung über 
Streitigkeiten wegen Vertheilung von Allmenden, Vieh- 
weiden etc. , überhaupt alle Gegenstände im Gebiete der 
landwirtschaftlichen Polizei; Handhabung der Gesetze in 
Betreff der Gewerbe , des Zunftwesens , des Verkehrs, etc. ; 

d) jene des gesammten Kommunalwesens, in so 
weit, nach Maafsgabe der Verfassung, dem Staate ein Ein- 
greifen in die Verwaltung desselben zusteht; — Sorge für 
die Erhaltung und Verbesserung des Vermögens der Kom- 
munen, und Aufsicht auf seine Bewirtschaftung und Ver- 
wendung; Prüfung der Etats über beides, und Oberauf- 
sicht auf das Rechnungswesen über dasselbe; in gleicher 
Art teils Fertigung, teils Prüfung der Etats für Bezirks — 
und Lokalstiftungen ; Prüfung und Genehmigung der Be- 
schlüsse der Gemeinde— und Korporationsverwaltungen in 
Fällen, wo diese gesetzlich erforderlich ist, etc.; 

<r) die Mi li tär a n gel ege n h ei te n , bei denen eine Ein- 
wirkung der Zivilbehörden eintritt; bei dem liekrutirungs— 
wesen, die Leitung des Marsch— und Verpflegungswesens 
bei Truppenmarschen; Oberaufsicht auf die Vertheilung 
und Ausgleichung der Quartiervorspannkosten , etc. ; 
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f) die Leitung des Strafsen-, Brücken - und Wasserbauwe- 
sens, überhaupt von allem Bauwesen in dem Departe- 
ment des Innern ; 

g) jene, in Ansehung der Verhältnisse der Kirche zum Staat, 
auf die äufseren Kirchenangelegenheiten, das 
Schulwesen, in so weit, nach der Spezialverfassung einzel- 
ner Staaten, beides nicht den Konsistorien übertragen ist; 

h) die Sammlung und Bearbeitung der Statistik; so wie 

i) endlich diesen Behörden die Aufsicht' auf die Geschäfts- 
führung des im Regierungsbezirk angestellten Personals, 
und die Dienstpolizei über dasselbe übertragen ist. (*) 

Abweichender als ihr Wirkungskreis, ist dagegen das 
Maafs der Wirksamkeit dieser Behörden , und jenes ihrer 
Befugnisse , in den verschiedenen Staaten geregelt ; in mehreren 
ist denselben eine solche Ermächtigung zur selbstständi- 
gen Verfügung in allen Fällen eingeräumt, in welchen klare 
und bestimmte Gesetze oder sonstige Normen vorliegen; woge- 
gen in anderen Staaten diese Behörden , selbst für gewöhnliche 
Gegenstände der Verwaltung , zur Einholung höherer Genehmi- 
gung verpflichtet sind. ( 1 2 ) 


1) Das vollständige Detail dieses Wirkungskreises in den Ressort- 
reglements und Instruktionen eines jeden Staates. Z. B. für Preu- 
fsen, die alleg. Verordn, v. 30. April 1815, und die Instruktion v. 
23. Oktbr. 1817, u. einige spätere Verordnungen; — für Baiern, 
die Verordn, v. 27. März, v. 12. Mai, v. 5. Novbr. 1817; 17. April, 
6. Mai, 11. Jun. , 24. Sept. 1818; — für Würtemberg, das fünfte 
Edikt v. 18. IS’ovbr. 1818, und die Instrukt. für die Kreisregierung v. 
21. Dezbr. 1819; — für Baden, das Generalreskript v. 26. INovbr. 
1809, Beil. lit. D. ; — für Nassau, Verwalt. -ürganis. der Regie- 
rung v. 6. Jan. 1816. Sammlung der landesherrl. Edikte, 2. Bd. S. 1. ; 
— für Kur h essen, die Verordn, v. 29. Jun. 1821. 

2) Das erstere in Preufsen, wo in dergleichen Fallen den Re- 
gierungen alle Anfragen untersagt, überhaupt dieselben ermächtigt 
sind, in so weit sie, nach Maafsgabe der bestehenden Normen, zum 
freien und selbständigen Handeln befugt sind, für den Fiskus und an- 
dere unter ihrer Verwaltung stehenden moralischen Personen, ohne 
Anfrage Verbindlichkeiten zu übernehmen, Prozesse zu führen, Ver- 
gleiche cinzugehen, etc., und wo die Verpflichtung zur Einholung 
höherer Genehmigung , überhaupt nur auf bestimmte Fälle und Gc- 

. gensländc beschränkt ist; z. B. in erheblichen Verwaltungsbezichun- 
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j. 33. 

Polizei. In der crofsen Mehrzahl von Staaten ist die 
Aufsicht auf die Verwaltung der Polizei (*) und die Leitung 
derselben , unter der obersten Leitung des Ministeriums des In- 
nern, den Kreis— oder Provinzialbehörden übertragen. ( 2 ) In 


gen mit dem Auslande, bei aufserordentlichen Vorfällen, bei Grün- 
dung, Erweiterung, Einschränkung , Aufhebung gemeinnütziger An- 
stalten , bei neuen Umlagen auf den Regierungsbezirk , etc. (INI. s. die 
alleg. Instrukt.) — In gleicher Art in dem Grofsherz. Hessen die 
Oberfinanzkammer. (Verordn, v. 28. Jul. 1821 , die Errichtung einer 
Oberfinanzkammer betr. , §. 12.) — In der Verordn, v. 27. März 1817. 
für die baierischen Regierungen, ist dagegen eine entgegengesezte 
Tendenz vorherrschend , nämlich , dafs diese Regierungen über alles 
anfragen müssen , was nicht ausdrücklich ihrer selbstständigen Erle- 
digung überlassen ist; welches leztere daher als die Ausnahme von der 
Regel erscheint. — In einigen Hinsichten freier, die Regierungen in 
Würtembcrg (die alleg. Instrukt. $. 3.) und die Kreisdirektorien 
in Baden. 

1) Die Polizei gcwalt besteht in dem Recht und in der Pflicht 
der höchsten Staatsgewalt zur Sorge für die Sicherheit, die bürger- 
liche Ordnung, die Kultur und für den Wohlstand der Staatsgenos- 
sen, aufserhalb den zu anderen besonderen Hoheitsrechten gehörigen 
Fällen. Die Staatspolizei, entgegengesezt der Privatko n ven- 
tionalpolizei, hat zwei Gegenstände , nämlich : Sicherheit und 
W r o hl fahrt. Die Sicherheitspolizei dient gegen Rechtsver- 
letzungen und schädliche Ereignisse, die entweder von der INalur oder 
sonst veranlafst werden. Die Wohlfahrtspolizei dagegen — B e - 
völkerungs-u. Gesundheitspolizei: Sitten-, Erzie- 
hungs-u. Un t e r r i c h t s.p o liz ei ; Gewerbs- u. Industrie- 
polizei, — bezweckt Erlangung und Erhöhung des physischen, sitt- 
lichen und geistigen Gesellschaflswohles. (Klüber, öß'enll. Recht etc. 

S. 478 folg. , woselbst auch die Literatur über diesen Gegenstand). 

2) So z. ß. in Preufscn, Baiern, Sachsen, Würt ein- 
her g, Baden, Grofsherz. Hessen etc., überhaupt beinahe in al- 
len teutschen Staaten; "Ausnahme in Kurhessen. — In anderen ' 
Staaten, z. B. in Rufsland, verwaltet der Gouverneur die Sicher- 
heitspolizei unmittelbar für das ganze Gouvernement; unter ihm die 
Kammer der allgemeinen Fürsorge (aus Dcputirten aller 
Stände gebildet) ; die W o h 1 f a h r t s p o 1 i z e i ; die N i e d e r 1 a n d e s - 
gerichte in den Kreisen^ die Stadtvögte oder Kommandanten 

in den Städten. Die beiden Hauptstädte haben besondere Polizeige- 
richte. (Vofs 1. c. II. S. . Hassel l.c. 3. Ablh. 2.Bd. S. 135. 140.) — . 
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anderen dagegen ist die Verwaltung der Sicherheitspolizei 
aus ihren Attributionen ausgeschieden, und sind für diese beson- 
dere Behörden angeordnet, die jedoch da, wo für die oberste 
Leitung dieses Zweiges der Polizei nicht besondere Zentralbe— 


In Dänemark wird dieselbe, unter der höchsten Leitung der Kan- 
zleien , von den Stiftsamtmännern , unter diesen durch die Beam- 
ten (in den Herzqgthümern durch die Landräthe) verwaltet ; in meh- 
reren Städten sind besondere Polizeiämter und Polizeigerichte ange-, 
ordnet. — In Schweden, die Landhofdinge (Landhauptmän- 
ner) in den I.änen, unter welchen die Härads (ßezirksbeamte) und *. 
die Kämmereigerichte. In einigen grofsen Städten besondere 
Polizeimeister. (Hasseil. c. 3. Abth. 1. Bd. S. 46. 48. 297.) — 
Vorzüglich ausgebildet ist die Verwaltung der Polizei in Frank- 
reich, wo dieselbe seit Aufhebung des besondern Polizeiminisleriums, 
von jenem des Innern ressortirt, unter welchem die Präfekten und 
Unterpräfekten diese Verwaltung in den Departements leiten. Zur 
Verwaltung der Lokalpolizei , die in Komunen unter 5000 Seelen dem 
Maire übertragen ist , ist in solchen , deren Bevölkerung von 5 bis 
10000 Seelen beträgt, ein besonderer Polizeikommissär, und 
so für jede weiteren 10000 S. ein resp. zweiter, dritter, in Städten 
von 100000 S. aber aufserdem ein Generalpolizeikommissär 
angestellt, unter dessen Befehlen die Polizeikommissäre stehen. Die 
Polizei selbst ist in zwei Hauptzweige getrennt r nämlich : die police 
administrative , die ausschliefslich von den Polizeikommissären verwal- 
tet wird , und die police judiciaire oder correciionnelle. Für die Ver- 
waltung dieser leztern besteht in jeder Administration municipale ein 
besonderes triöunal de police correciionnelle , bei welchem 
alle einfachen Polizeivergehen , — solche, die mit eiipjr Geldstrafe bis 
zu 15 Franken, oder bis zu fünftägigem Gefängnifs bestraft wer- 
" den, — abgeurtheilt werden, wozu die Befugnifs , nach Verschieden- 
heit der Sachen und Personen, zwischen dem Friedensrichter — 
bei welchem der Polizeikommissär die Stelle der Staatsbehörde ver- 
• tritt — und zwischen dem Maire (bei welchem ein Adjunkt die 
Funktion der Staatsbeh. verwaltet) getheilt. Für Gegenstände, die 
mit einer hohem, all die eben erwähnte Strafe verpönt sind, und 
für alle Forstfrevel, wegen welcher die Administration als Klägerin 
auftritt, sind die Tribunale erster Instanz als korrektionellcs Tribunal 
angeordnet, die über blofse Polizeivergehen definitiv entscheiden; ge- 
gen welche Entscheidung jedoch das Rechtsmittel der Kassation 
zuläfsig ist. (M. s. Dictionnaire de legislation , II. 220; III. 242; 

V. 282. Saalfeld, Staatsrecht von Frankreich. Göttingon 1813. I. 

S. 228. 346 folg.) 
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hörden konstituirt sind, ebenfalls von dem Ministerium des In- 
nern ressortiren. (*) 

In der Regel sind diese Mittelbehörden büreaumäfsig gebil- 
det, und in ihrer Stellung zu den übrigen Administrativbehörden, 
diesen lioordinirt; in Absicht auf ihren Wirkungskreis, auf die 
Verwaltung der Sicherheitspolizei beschränkt, deren Grenzen 
jedoch nicht in allen Staaten nach gleichen Grundsätzen gezo- 
gen sind. Wo aber eine solche Ausscheidung nicht statt findet, 
ist die Verwaltung der Sicherheits - und Ordnungspolizei in 
den unteren Instanzen , und die Lokalpolizei in den Amtsbezir- 
ken , den Administrativbeamten : in den Städten, den Magistra- 
ten , — in welchen gewöhnlich eiüe besondere Polizeiabthei— 
Jung, — in den Landgemeinden endlich, den Ortsvorständen 
übertragen, die, so wie die Magistrate, in dieser Beziehung 
als Staatsbehörde fungiren. ( 1 2 ) 

1) Die Staaten , in welchen die Verwaltung der Polizei aus dem 
Ministerium des Innern ausgeschieden und in einer besondern höch- 
sten Zentralstelle zentralisirt ist, s. oben §. g . — Vollkommen, und 
durch den Provmzialorganismus durchgeführt , ist diese Ausscheidung 
z. B. in Ostreich, woselbst unter der obersten Leitung der ober- 
sten Polizei- u. Zensurhofstelle, für die Verwaltung der Si- 
cherheitspolizei in allen nicht ungarischen und siebenbürgischen Pro- 
vinzen , in jeder Provinzialhauptstadt eine Polizei direktion für 
die Provinz besteht, mehrere mit exponirten Kommissariaten theils imln- 
nern, theils auf der Grenze, sodann mit besonderen Bücherrevisi- 
onsämtern. In Wien selbst eine Oberpolizeidirektion für die Stadt. 

Eben so in Kurhessen, in welchem Staate für die Sicherheits- 
u. Ordnungspolizei im ganzen Lande, eine Oberpolizei direktion 
angcoidnet ist (Verordn. v . 27. IS'ovbr. 1821.), die dem Kurfürsten 
unmittelbar untergeordnet, den Ministern koordinirt ist, und 
welcher die in einer jeden Provinz angeordneten Provinzial - Po- 
, lizeidircktioncn untergeordnet sind. Weder der Minister des 
Innern, noch die Provinzialregierungen dürfen, ohne besondern höch- 
sten Befehl, die von der Oberpolizeidirektion getroffenen Anordnungen 
aufheben , müssen vielmehr , im Falle sie bei diesen ein Bedenken fin- 
den, dieses (die Regierung durch den M. des Innern) dem Kurfür- 
sten zur Entscheidung vorlegen. Eben so wenig darf die Oberpoli- 
zeidirektion , ISothfölle ausgenommen , in die Anordnungen des M. des 
Innern und der Regierungen eingreifen, denen die Verwaltung aller 
übrigen Polizeiangelegenheitcn zusteht. 

2) So z. B. in P r e u f s e n unter der Leitung der ersten Abtheil, 
der Regierungen, die Landrät hc in ihren Kreisen ; in gröfseren 
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In mehreren Staaten ist die Verwaltung der Polizei in grö- 
fseren Städten zwischen einem von der Regierung ernannten 
Direktor oder Kommissar, und dem Magistrate getheilt, in der 
Art, dals dem erstem alles, was auf die Sicherheitspolizei im 
engern Sinne Bezug hat, als Exklusivattribution reservirt ist, 
mit der Befugnifs zur The il nähme an bestimmten: — und 
zur Kenutnifsnahme von allen Geschäften, die dem Ma- 
gistrate überlassen sind , in dessen Verwaltung dieser Beamte je- 
doch nicht, und nur in dem Falle, dals der Magistrat seine 
Befugnisse überschreitet, oder dafs dessen Anordnungen als ge— 


Städten, besondere Polizeidirektionen ; in kleineren, die Magistrate, und 
die Ortsobrigkeiten in den Dörfern. (M. s. die Städleordnung vom 
19. ISovbr. 1808. Rumpf, der preufs. Kommunalbeamte. Berl. 1821.) 

— In Baiern die Landrichter in ihren Bezirken; die Magistrate 
in den Städten, zum Theil durch besondere Kommissarien beschränkt; t 
in den I^andgemeinden die Gerichte und Ortsvorstände. — In Sach- 
sen verwalten, unter der Oberaufsicht der Regierungen , die Krcis- 
hauptleute, nebst den ihnen beigegebenen Amtshauptleuten, 
die Polizeiangelegenheiten im weiteren Sinne; in den Städten und 
Landgemeinden, die Ortsbehörden. Die Kreishauptleute sind zugleich 
Kommandeure der im Kreise befindlichen Gensdarmcrie. Für die 
Stadt Dresden besteht ein besonderes Stadtpolizeikoilegium; 
in Leipzig ein besonderes Polizeiamt. — InWürtemberg, 
unter der Leitung der Kreisregierungen, die Oberamtleute ; die Ma- 
gistrate und Ortsbehörden; die Lokalpolizei. Überhaupt in der Art 
beinahe in allen Staaten. 

Abweichend hiervon, ist in Ku rh es s en in der Hauptstadt 
einer jeden Provinz, eine Polizeikommission angeordnet, 
die aus dem Stadtkommandanten , dem Polizeidirektor der Provinz, 
dem Kreisrathe , einem Mitglicde des Landgerichtes und dem Bürger- 
meister besteht; — eben so in dem Hauptortc eines jeden Land- 
gerichts oder Justizamts, eine Polizeikommission, die aus 
dem Befehlshaber der Garnison, dem Kreisrathe, dem Justizbeamten 
oder einem Mitglicde des Landgerichtes, dem Rentmeister, einem 
Forstbeamten, dem Bürgermeister und aus einigen aufscrordentlichen 
Mitgliedern besteht. Diese Kommission ist Gerichtsbehörde im Bezirke 
des Landgerichtes : «) in Fällen von Übertretung von Strafgesetzen, die 
keine höhere Strafe als 20 Rthlr. Gold, oder 14 Tage Gcfangnifs nach 
sich ziehen; &) in Streitigkeiten zwischen der Dienstherrschaft u. ih- 
rem Gesinde , und <•) zwischen Zunftgenossen, als solchen. (Verordn, 
v. 12. Jan. 1822.) 
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setzwidrig oder nachtheilig erscheinen , bis zur Entscheidung 
der hohem Behörde suspensiv eingreifen darf. (*) In mehreren 
anderen Staaten dagegen ist dem Magistrate eine Theilnahme an 


1) Z. B. in Baiern, woselbst die Verwaltung der Loltalpolizei in 
Städten und Märkten den Magistraten , als Regierungsbeamten , über- 
tragen ist , die in solchen Städten , die der Kreisregierung Unmittelbar - 
untergeben sind, durch eine besondere Abtheilung im Magi- 
strate, bewirkt wird. In den Städten zweiter Klasse (über 10000 S.>, 
und in jenen erster Klasse (über 20000 S.) sind besondere kö- 
nigl. Kommissarien angestellt, zur ununterbrochenen Aufsicht auf 
sämmlliche Gegenstände der Lokalpolizei, zu welchem Ende denselben 
die Einsicht sämmtlichcr Akten des Polizeisenats zusieht. 

Dieselben haben dahin zu sehen , dafs nichts unterlassen wepde, 
was auf die Erhaltung der Sicherheit und der Sanilülspolizei Bezug 
hat. Sic nehmen Antheil «) an den Verhandlungen des Armenpfleg- 
' schaftsraths ; 10 an den Geschäften der Militärkonskription ; O an je- 
nen des Einquarlirungs - und Vor spann wesens 5 — haben, wenn in 
dem Polizeisenate etc. von allgemeinen Anordnungen , von Vorschlä- 
gen zur Abänderung bestehender Vorschriften , von Reglements oder 
Instruktionen, oder von anderen , des Grundsatzes oder der Folge we- 
gen, wichtigen Verfügungen verhandelt wird, den Verhandlungen bei- 
zuwohnen , und darf ohne ihre Zuziehung kein dergleichen Beschlufs 
gefafst oder vollzogen werden. Im Falle eines Disscnses zwischen dem 
Kommissär und dem Magistrate über einen Gegenstand von öffentli- 
chem allgemeinen Interesse , mufs die streitige Sache der Kreisregie- 
rung zur Entscheidung vorgelegt werden. Aufscrdem hat der Kom- 
missär die Befugnifs, im Fallo der Magistrat in Vollziehung polizeili- 
cher Beschlüsse die landesfürstlichen Gerechtsame beeinträchtigt, seine 
Amtsgewalt oder Gesetze überschreitet , oder wenn durch dieselben die 
öffentliche Ruhe und Sicherheit augenscheinlicher Gefahr ausgesezt 
wird, sogleich, und bis höhere Entscheidung erfolgt ist, Instand zu 
verfügen. Zur ausschlicfslichen Kompetenz der Kommissarien sind 
reservirt:. die Revision der einer Zensur unterworfenen periodi- 
schen Blätter’, //) die Vollziehung des Edikts über die Prefsfrciheil ; 
c) die Fremdenpolizei und das Pafswesen j dO die Vollziehung der 
Verordn, gegen unerlaubte , geheime Gesellschaften ; O die Einleitung 
der Vorkehrungen in Beziehung auf Bedrohung oder Störung der öf- 
fentlichen Ruhe und Sicherheit. (Verordn, v. 17. Mai, die Verfass* 
u. Verwalt, der Gemeinden betr. , u. v. 15. Scplbr. 1818, die Aufstel- 
lung königl. Kommissarien in den Städten betr. Schmelzing 1. c. 

I. 355. II. 379.) — Für die Stadt München ist eine besondere Po- 
lizeidirektion angeordnet , welche theils exklusiv , theils gemcin- 


\ 


Digitized by Google 


145, — . 


dieser Verwaltung überhaupt nicht zugestanden, diese vielmehr 
einer von der Regierung angeordneten Behörde ausschließlich 
übertragen. * 1 

Eine gleiche Verschiedenheit endlich findet in Ansehung 
der Polizeigerichtsbarkeit statt, für welche in mehreren 
Staaten besondere Behörden konstituirt sind; wogegen in ande- 
ren ihre Verwaltung an die gewöhnlichen Gerichte verwiesen, 
oder, nach Verschiedenheit der Gegenstände und Fälle, zwi- 
schen diesen und den Administrativbehörden getheilt ist. (*) 


schädlich mit dem Polizeisenate des Magistrats , die Polizei verwaltet. 
(Verordn, v. 15. Sept. 1818.) Schmelzing II. 349. Defsgleichen 
in vielen teutschen Staaten; in Hufs! and, Schweden, Däne- 
mark, Frankreich, etc. 

1) Besondere Polizeigerichte z. B. in Frankreich, und zwar 
zweifacher Art. Es erkennen nämlich: 

a) die Tribunale erster Instanz,, als korre ktion e 1 Ie 
Tribunale, über alle Forstfrevel, bei welchen die Verwaltung 
als Kläger auftritt, und über alle Vergehen, für welche die Strafe 
fünftägiges Gefangnifs oder 15 Franken übersteigt, von welchen 
jedoch in dem gewöhnlichen Instanzenzuge appellirt und selbst 
Kassation eingelegt werden kann. Die Vergehen , über welche 
den Korrektionstribunalen ein Erkenntnifs zusteht, sind: 1) Ver- 
gehen gegen die guten Sitten; 2) öffentliche Störung des Gottes- 
dienstes ; 3) schwere Insulten und Gewalttätigkeiten gegen Per- 
sonen; 4) Störung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit durch 
Bettelei, Tumult, Zusammenrottung; 5) Beeinträchtigung des 
Eigenthums der Bürger durch Zerstörung , einfache Diebstähle, 
Beutelschneidereien , Halten öffentlicher Spielhäuser ; 
ä) die Friedensgerichte und die Maire, für allo einfache 
Polizei vergehungen (solche, für welche die Strafe unter den eben 
erwähnten Festsetzungen beträgt) , und zwar zwischen beiden ge- 
theilt, so dal's das erstere über die im Hauptorte des Kantons 
begangenen Vergehen etc. ausschliefslich ; in den übrigen Kan- 
t tonsorten die Maire über Vergehen von Personen , die in der 
Kommune ansäfsig , oder auf frischer Thal ertappt sind , began- 
gen werden, und wofür der Schadenersatz unter 15 Franken beträgt, 
erkennen. (Saalfeld 1. c. S. 346 folg.) 

In Kurhessen wird die Polizeigerichtsbarkeit in den Städten 
durch die Polizeikommissionen, auf dem platten Lande durch die 
Landgerichte und Justizämter verwaltet, von welchen die Berufung an 
das betreffende Obergericht geht. (V erordn, v. 29. Jun. 1821, 46. 91.) 

10 
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Bezirk»- und Lokalbehörden. In gleicher Art, wie 
in Ansehung der Mittelbehörden (Kreis- oder Provinzialbehör- 
den), und in noch gTöfserem Maafse, als bei diesen, sind die 
Verhältnisse in Betreff der Bezirks - und Lokalbehörden 
verschieden , eben so wie bei den ersteren , sowohl in Absicht 
auf ihre Bildung und auf ihre Stellung, als auch, und 
zwar vorzüglich in Ansehung des Wirkungskreises, wel- 
cher ihrer Geschäftsthatigkeit angewiesen ist. ( 1 * * 4 ) In mehreren 


1) Lediglich als Andeutung der angezeigten Verschiedenheiten 
nachstehende Beispiele : 

In ßaiern z. B. ist den Landgerichten, — die als ge- 
setzvollziehende Behörden, sowohl im Justizfache (für welches 
sie von den Kreis - Appellationsgerichtshöfen ressortiren) , als im 
Dienste der öffentlichen Verwaltung (für welche sie den 
Kreisregierungen untergeordnet sind , jedoch auch den Befehlen 
anderer, nicht unmittelbar vorgesezten Behörden, in so weit- sie 
nicht die Rechtspflege berühren, Folge leisten müssen), — für 
die Verwaltung des ersten Zweiges ihres Ressorts eine kollegialische 
Verfassung gegeben. Die Landgerichte sind in mehreren Kreisen in 
drei Klassen getheilt: unter 7000 S., von 7 bis 11000 S. , und über 

11000 S. , und in der Regel, aufser dem Landrichter, mit zwei As- 
sessoren , und in den gröfseren Bezirken auch noch mit einem beson- 
dern Aktuar besezt. Die Assessoren , die zunächst für die Justizver- 
waltung bestimmt sind, stehen in Absicht auf diese, gegen den Land- 
richter in eben dem Verhältnisse, wie Mitglieder eines Justizkollegi- 
ums zum Dirigenten, indem die Justizsachen in förmlichen Sitzungen 
verhandelt werden. In Absicht auf die Administrationsangelegenheiten 
aber, für welche dieselben sich ebenfalls verwenden lassen müssen, 
sind sie dem Landrichter unbedingt untergeordnet. (Verordn, vom 
24. März 1802, Edikt v. 24. Jul. 1808. Reingruber, über den 
Wirkungskreis eines Landgerichts im Königr. Baiern. Landsh. 1812. 
Schmelzing 1. c. II. S. 298.) — Die übrigen Lokaladministrations- 
behördcn sind: die Magistrate in den Städten und Märkten; die Stadt- 
kommissariate in den Städten erster und zweiter Klasse ; die Ortsbe- 
hörden in den Ruralgemeinden, und die gutsherrlichen Gerichte. — 
In dem Rheinkreise ist die Justiz von der Administration getrennt, 
und wird die erstere durch Friedensgerichte und Kreisge- 

richte, — die leztere durch Lan d k ommissariate verwaltet, die 
von der Regierung ressortiren. — InWürtemberg, woselbst dieVer- 
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Staaten ist diesen Behörden eine reine oder modifizirte Kolle— 
gialverfassung gegeben ; wogegen in anderen das Einheitssystem 
bei ihrer Bildung vorherrscht , so wie auch ihre Stellung in so 


waltung der Justiz von der Administration getrennt ist, ist dieser leztern, 
in mehrfacher Beziehung, eine eigentümliche Einrichtung gegeben. 
Die Kreise sind in Oberamtsbezirke (von 18 — 28000 S.) gcthcilt, 
deren jedem ein Oberamtmann mit einem Aktuar vorsteht, dessen 
Geschäftskreis alles umfafst, was nicht den Gerichts - u. FinanzbeJiSrden 
übertragen ist. In einer jeden Kommune besteht, aufser dem O r t s L 
Vorstände für die Verwaltung der Gemeindeangelcgenheilen, ein Stif- 
tungsrath, der aus dem Gemeinderath und den Ortsgeistlichen gebil- 
det ist, für die Verwaltung der Stiftungen, der Kirchen-, Schul - u. Ar- . 
menfonds; und ein Kirchenkonvent, der aus den Ortsgeistlichen, 
dem Ortsvorstande und dem Stiftungspfleger gebildet, zu dem Stif- 
tungsrathe in dem nämlichen Verhältnisse steht, wie der Bürgeraus- 
schufs zu dem Gemeinderath. Als Aufsichtsbehörde für den ganzen 
Oberamtsbezirk aber ist ein gemeinschaftliches Oberamt an- 
• geordnet, das aus dem Oberamtmanne und demjenigen Dekan, 
in dessen Sprengel eine Stiftung etc. sich befindet, gebildet ist, und 
zu welchem der Stiftungsrath in dem nämlichen Verhältnisse, wie die 
Kommune zu dem Oberamte steht. (M. s. Abschied, die Organisat. 

der Gemeinden , Oberamtsverfassung etc. betr. , v. 30. Jun. 1821 ; 

das Verwaltungsedikt für die Gemeinden, Oberämter, Stiftungen, v. 
1. März 1822, und die defsfallsigen Verhandlungen in der Kammer 
der Abgeordn. im Jahr 1821). — In Preufsen sind die Landrä- 
the als Administrativ -Bezirksbehörden für das platte Land und die 
kleinen Städte angeordnet, während in den gröfseren die Magistrate, 
als solche, fungiren, deren Wirkungskreis im Allgemeinen alles um- 
fafst, was in das Ressort der ersten Abtheilung der Regierungen ge- 
hört; aufserdem auch, was auf die Aufsicht auf die Erhebung der di- 
rekten Steuern Bezug hat, und die Angelegenheiten der Gewerbepoli- 
zei. ' Unter ihnen, als Lokal- Administratiybehörden in den Land«e- 
meinden, die Richter oder Dorfschu 1 zon. — In Kurhessen, 
als Bezirks- Administrativbehörden , Kreisräthe, unter welchen 
die Bürgermeister und Stadträthe in den Sädten, und Scljulthei- 
fse und Greben in Flecken und Dörfern^ (Verordn, v. 29. Junius 
1821.) — In gleicher Art Landräthe in dem Grofsherz. Hessen. 
(Verordn, v, 14. Jul. 1821. Instruktion für dieselben, v. 28. INovbr. 
1821.) — In Sachsen, die Kreis - und Amtshauplleute. Diese icz- 
teren sind den Ämtern, vorzüglich aber den Palriinonialgerichten, als 
Kontrole für Justiz-, Polizei-, Kirchen- und Militärangelegenheitcn 
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fern verschieden ist, als in mehreren Staaten zwischen den Kreis — 
oder Provinzialbehördep, und den Lokalbeamten und Behörden, 
bespndere Mittelorgane eingereihet sind, während dieselben in 
anderen mit den ersteren in unmittelbarer Geschäftsverbindung 
stehen. (*) - . 

Der Wirkungskreis dieser Behörden ist vorzüglich nach 
Maafsgabe verschieden, als die Verwaltung der Rechtspflege von 
jener der Regiminal - und Polizeiangelegenheiten getrennt ist, 
odet aber die Behörden und Beamten gleichzeitig für beide Res- 


xur Seite gesezt. Auf dem Landtage von 1817 haben die Stände sich ge- 
gen die Zulässigkeit dieses Institutes aus dein Grunde erklärt, weil 
dasselbe ohne ihre Mitwirkung errichtet worden sey. Durch ein kö- 
nigl. Dekret v. 2J. Oklbr. Io20 aber ist dasselbe aufrecht erhalten 
worden. — In Frankreich, unter dem Präfekten als Mittelbehörde, 
die Un t erpr ä fek l on , als Bezirks-; die Maire, als Lokal - 
Adminislralionsbeamten ; — ebenso in den Niederlanden, unter den 
Provinzialgouverneurs, die Arrondissements-Kommissarien; — 
in Polen dagegen blofs hollegialiscb gebildete P alatinalkommissio- 
nen, die als Mittel - u. zugleich als Bezirksbehörden fungiren, u. wel- 
chen in Städten die Munizipalobrigkeiten, in den Land- 
gemeinden, in einer jeden ein Schulthcifs als Verwaltungs- 
organe untergeordnet sind. (Konst, v. 1815. $. 83. 84.) — In Ruts- 
land, das IN iederlandesgeri eht, unter dem V orsitze des Kreis- 
hauptmanns. (Vofs I. c. II* — In Dänomark, unter den 
Stifts amtmännern; in Schweden, unter den Landhof- 
dingen (Landhauptmännern), als Mittclbehörden für die Admini- 
stration, in dem erstem Staate die Amtmänner, und in den Städ- 
ten die Magistrate: in dem leztern die Kronvögte und die t 
Häräder, als Lokalbeamten. 

In den meisten übrigen , besonders teutschen Staaten^ vorzüglich 
in solchen, in welchen beide Ressorts nicht getrennt sind, bilden die 
Beamten (Droste , Amtleute , etc.) die Bezirksorgane. 

Über die Frage, wegen Trennung der Justiz von der Administration, 
die Vortheile u. ISachtheile derselben, auch in Betreff des Aufwandes, der 
gegen die jetzigen Einrichtungen sich bedeutend vermindert , eine um- 
fassende Diskussion in den Verhandl. der zweiten Kammer in Baden, 
im Jahr 1822, 55ste Sitzung. 

1) Solche Milteiorgane, die eben erwähnten ünterpräfekten und 
Intendanten, in Frankreich und den Niederlanden; die Stifts— 
amtmänner in Dänemark; die Landhöfdinge in Schweden, etc. 
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sorts fungiren ; ( l ) . sodann auch nach Maafsgabe der gröfsern 
oder mindern Unabhängigkeit , die den Kommunen in Absicht 
auf die Verwaltung ihrer Angelegenheiten eingeräumt, und de* 


1) Getrennt ist die Verwaltung der Justiz von der Regiminal- 
und Polizei Verwaltung, in Proufsen; die leztere ist den in der vor- 
stehenden INole erwähnten Lnndräthen übertragen; für die erster® 
aber sind, als Gerichtshöfe zweiter Instanz, in gröfseren Bezirken 
Oberlandesgerichtc; als solche erster Instanz, Land - und 
Stadtgerichte (in drei Blassen') , Justizömter, Stadtge- 
richte, Kreis - und Patrimoniolgerichte; — in Posen und 
in den Rheinprovinzen Fried en s geri c ht c, als solche erster In- 
stanz ; L a n d g e r i c h t e ,, als solche zweiter Instanz ; für die Geschäfte 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit aber Justizkommissarien und 
Notarien angeordnet. (Voigtei 1. c. S. 163.) — In Würtexn- 
berg, die in vorsteh. INote erwähnten Oheramtmänner , für die Rc- 
giminal- und Polizeiverwaltung ; für die Rechtspflege, die in gewis- 
ser Hinsicht kollegialisch gebildeten Oberamtsgerichte, deren 
Sprengel mit jenem der erstcren gleich ist; unter diesen die Orts- 
und W aisengerichte und Notarien für die freiwillige Gerichts- 
barkeit. (Die alleg. Verordn.) — In Kurhessen, die Krcisräthe, 
für die Zivilverwaltung; für die Rechtspflege i» jeder Provinz ein 
Ober ge rieht, als erste Instanz für die Schriftsässigen , und als Ap- 
pellationsinstanz von den Untergerichten , wenn der Werth des strei- 
tigen Gegenstandes über 50 Rlhlr. beträgt oder unschätzbar ist ; so- 
dann L a ndg er i chtc (kollegialisch gebildet, für die Orte, die in 
einem Umkreise von 3 Stunden um die gröfseren Städte liegen) und 
Justizämter, als erste Instanz. (Verordn, v. 29. Jun. 1821.’ §. 51 
bis 53.) — ln dem Grofsherz. Hessen, die erwähnten Landräthe, 
für die Ziviladministration , und Landgerichte für die Rechts- 
pflege in erster Instanz ; die Hofgerichte, als zweite Instanz. (Ver- 
ordnung v. 14. Jul. 1821.) — In Frank r ei ch , den Niederlan- 
den, in Spanien, Polen, für die V e r wal tu ng, Präfekten, Un- 
terpräfekten, Maire: für die Rechtspflege, Friedensgerichte , Tri-* 
hunale erster Instanz, etc. — In gleicher Art in den wieder vereinig- 
ten Provinzen auf dem linken Rheinufer — In Rufsland, das Nie- 
derlandesgericht, unter dom Vorsitze des Kreishauptmanns, für die 
Regiminal- und Polizeiverwaltung in jedem Kreise; für die Rechts- 
pflege aber in jedem Kreise ein Kreisgericht, als zweite Instanz, 
sowohl für bürgerliche, als für peinliche Sachen, und ein adeliches 
Vormunds chafts amt,, unter dem Vorsitze des Kreismarschalls, 
für die Verwaltung der Güter adelieher Witt wen und Unmündigen ; 


s 


\ 


— 150 — 

Grades von Selbstständigkeit, der denselben in jedem Staate 
überhaupt zugestanden ist. 

In mehreren Staaten sind die größeren Städte von der Ein- 
wirkung der Bezirksbehörden eximirt, und entweder unmittel- 
bar den Kreis - oder Frovinzialbehörden untergeordnet, oder 
aber besondere Behörden für dieselben ungeordnet; ( l ) in eini- 
gen Staaten insbesondere die Residenzen unmittelbar unter das 
Ministerium gestellt. ( 2 ) 


r 

f 

die Magistrate in den Städten, die zu dem Ende gewöhnlich mit zwei 
Bürgermeistern und vier Rathsherren besezt sind. *In den teutschen 
und polnischen Provinzen aufserdem noch adeliche Gerichte, Grund- 
gerichte. — In Dänemark, für die Regiminal Verwaltung, die 
erwähnten Stiftsamtmänner, Amtmänner und Magistrate; 
für die Rechtspflege, Tinggerichte in den dänischen Inseln; 
die königl. Ämter, Magistrate und Patrimonialgerichte in den Hcrzog- 
thüincrn. (Hassel !. c. 3. AJbth, 1. Bd. S. 46 folg.) — In Schwe- 
den, die Landhöfdinge in den Länen, und unter ihnen die 
Krön vögte in denVogtcien, für die Regiminal- und Polizeiver- 
waltung; für die Justiz aber, als Gerichte zweiter Instanz, die Lag- 
mannsgerichte, die in jedem Bezirke jährlich einmal gehalten 
werden, und als unterste Instanz die Iläradsgerichte, die in je- 
dem Jahre wenigstens dreimal gehalten werden müssen, aber auch 
Öfter gehalten werden können; sodann die Kämmer e i gerichte in 
den Städten. (Hassel 1. c. S. 293 folg.) — In dem Königr. Han- 
nover soll die Trennung in der Art bewirkt werden, dafs bei jedem 
Amte zwei Beamten, deren einer exclusiv für jedes der beiden Res- 
sorts bestimmt ist, angestellt werden sollen. (Edikt v. 12. Oktbr. 1822.) — 
In gleicher Art ist gänzliche Trennung und der Antrag auf diese, in 
der zweiten Hammer in Baden beschlossen. (Verhandl. ders. im 
Jahr 1822, 55stc Sitzung). 

1) Z. B. in Preufsen, die gröfseren Städte (die, mit Ausschlufs 
des Militärs, über 11000 S. haben); in Baiern, die Städte erster u 4 
zweiter Klasse (von 500 bis 2000 Familien, sodann über 2000 Fami- 
lien) , in welchen der Magistrat in einen Verwaltungs - und in einen 
Polizeisenat abgetheilt, und welchem ein besonderer königl. Kommis- 
sär beigeordnet ist. (Schmelzing 1, c. I. S. 356. II. 322.) 

2) 2. R. in Preufsen, die Stadt Berlin. (Kabinetsordre vom 
21. Dezbr. 1821.) — In Frankreich, die Stadt Paris. — Die Stadt - 
U*ul Polizeidirektion in Karlsruhe. (Bekanntin. v. 1. Mai 1819.) etc. 
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Da» Institut der Bürgerausschüsse, Gemeindedeputir- 
ten etc., als Repräsentanten der Einwohnerschaft, zur Wahrung und 
zur Vertretung ihrer Interessen gegenüber dem Magistrate oder Ge— 
meinderath, und als Aufsich ts— und Kontrolbehörde über die 
Verwaltung des Gemeindevermögens durch dieselben, ist, so 
wie überhaupt ein Ergebnifs der Grundsätze und Ansichten , die 
gegenwärtig in Betreff der Verwaltung vorherrschen, in den 
einzelnen Staaten verschieden ausgebildet, übrigens aber, als 
ein Gegenstand, der lediglich die Verhältnisse im Innern der Ge- 
meinden betrifft, ohne Beziehung auf jene gegen die. Verwaltung. 

Endlich sind für einzelne Geschäftszweige , die besondere 
wissenschaftliche .oder technische Kenntnisse erfordern, beson- 
dere Beamten für gröfsere Bezirke angestellt (Kreisphysici und 
Chirurgen, Dekane, Schulinspektoren, Baumeister u. dergl.), die 
von der voigesezten technischen Provinzialbehörde ressortiren, , 
über welche jedoch den Bezirksbehörden eine mehr oder min- 
der eingreifende polizeiliche Aufsicht und Kontrole zusteht. 


Die Frage : über die Einwirkung der Regierung auf das 
Gemeindewesen, über den Umfang derselben und über die 
Befugnifs zu derselben , ist seit der Einführung der Reprä- 
sentativverfassungen , Gegenstand einer vielseitigen Diskus- 
sion geworden, vorzüglich um defswillen, weil, wie aller- 
dings gegründet ist, das Gemeindewesen als eine der wesentli- 
chen Grundlagen der ersteren betrachtet wird.' Bei der grofsen 
Verschiedenheit Von Ansichten und Grundsätzen, die in 
Absicht auf die eben erwähnten Fragen statt findet , würde 
selbst die oberflächlichste Andeutung derselben die Grenzen 
überschreiten, die der Verfasser sich setzen mufs. Eine un- 
befangene Vergleichung der Forderungen, die zur Begrün- 
dung einer gröfsern Freiheit der Gemeinden, in Absicht auf 
die Verwaltung ihres Haushalts , in mehreren Stände Ver- 
sammlungen gemacht worden sind, und die hin jmd wieder 
eine gänzliche Ausschliefsung aller Einwirkung der Regie- 
rung bezwecken, mit den Zugeständnissen dieser lezteren, 
möchte übrigens als Resultat ergeben, dafs wenn auf der ei- 
nen Seite manche Regierungen die freie Bewegung und die 
Selbstständigkeit der Gemeinden mehr einengen , als die 
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Sache selbst , das Interesse der Regierung und die wesentlir 
chen Zwecke derselben ei erfordern und bedingen; auf der 
andern Seite für diese Selbstständigkeit der Gemeinden ein 
Grad von Ausdehnung gefordert wird , der durch die Natur 
der Sache nicht als nothwendig bedingt, wesentliche und 
noth wendige Rechte der Regierung , auf welche diese, ohne 
Gefährdung des Prinzips der Einheit im Staate und in der 
' Verwaltung, niemals verzichten kann, vernichten würde. — 
Dann möchte wohl auch die Frage: ob die Gemeindeglieder 
für einen solchen Grad von Selbstständigkeit, wie diese postu— 
lirt wird, wirklich reif sind, und ob ihreZugestehung nicht 
selbst für das Interesse der Gemeinden nachtheilig sevn wür— 
de? — Beherzigung verdienen. ( l 2 * * * * * ) ‘ 

* : • * . ‘ f 

• • * * ♦ t «•.»«*<» . , « i 

* • • t s s 


£, Organismus, dpr Behördenin dem Finanz- 
\ i d.ep^rt ement. . 


§; 35. • - 

Der Geschäftskreis des Finanzdepartements ist, wenn 
auch nicht umfassender, dennoch verwickelter, der Organismus 
der Behörden in demselben komplizirter , als jener in dem De>- 
partement des Innern; das leztere vorzüglich defshalb, weil 
dasselbe nicht blofs die Verwaltung leitet, sondern zum Theil 
selbst verwaltet, sodann wegen der Eigenthümlichkeiten ein- 
zelner Zweige seiner Verwaltung, die eine gröfsere Anzahl, zum 
Theil besonders gebildeter Beamten und Behörden erfordern, 
deren Stellung und Wirksamkeit , sowohl unter sich selbst, als 
gegenüber, von jenen in anderen Departements verschieden ist. ( 8 ) 


1) Man vergl. über die Verhältnisse der Gemeinden in Baiern, 
die Edikte v. 17. Mai, 41. Jun., 15. Sept. 1818; — in Würtem- 
berg, die Seite 147. Note 1. allcg. Edikte; — in Preufsen, die 
Städteordn» v. 19. IVovbr. 1808; — in Nassau, das Edikt v. 5. Jun. 
1816; — in dem Grofshcrz. Hessen, das Gesetz v. 1821; — und 
die Verhandl. in den verschied. Ständeversamml. 

„ t 

2) Über den Umfang der Geschäfte in dem Finanzdepartcment, 

und (freilich nicht mehr anwendbare) Vorschläge zur Einrichtung des- 

selben , in v. Justi Staatswirthschafl. 2. Aufl. 2. Th. S. 664 folg. 

JiielJ'tldt, Institution» politiques , 1. Th. S. 169 folg. 
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Weder der Wirkungskreis , noch die Attributionen 
dieses Ministeriums , sind in allen Staaten nach gleichen Grund- 
sätzen geordnet; in mehreren demselben. Geschäftszweige zuge— 
theiit, die seiner Bestimmung fremd, in das Ressort des Innern 
gehören; wogegen in anderen, wichtige Zweige aus dem seinigen 
ausgeschieden und an besondere Behörden übertragen sind, durch 
welche das Wirken des Ministers beschränkt , nicht selten die 
Einheit der Verwaltung gefährdet wird. 

Eine gleiche Verschiedenheit findet statt, , in Absicht auf die 
Bildung, sowohl des Ministeriums selbst, als der Behörden in 
dem Ressort desselben, je nachdem das Einheit s— oder Kol— 
legialsystem, oder eine Kombination von beiden, die Grund- 
lage bildet. Eine strenge Durchführung des erstem, und zwar so- 
wohl in Absicht auf Trennung einzelner Verwaltungszweige 
und ihre Zentralisirunji in besondere Behörden, als in Betreff 
der Bildung der Behörden selbst, findet nur in einer kleinen Anzahl 
von Staaten statt. Allgemeiner dagegen ist das Kollegialsystem, 
sowohl für die höheren Zentralstellen, als für die Mittelbehör— 
den und die Zentralisation, entweder aller Zweige in einer Be- 
hörde, (*) oder so, dafs theils in Folge konstitutioneller An- 
ordnungen, oder auch lediglich nach Verwaltungsan sichten , für 
mehrere Zweige vereint, oder auch für einzelne, besonders fiir 
solche, die eine eigenthümliche , wissenschaftliche oder techni- 
sche Bildung und Kenntnisse erfordern, besondere Kollegial- 
behörden angeordnet sind. 

In mehreren Staaten endlich, selbst in solchen von mittle- 
rer Gröfse, sind die höchsten Zentralstellen mit den Elementar— 
Verwaltungen in unmittelbare Geschäftsverbindung ge— 
*ezt, ( * 1 2 ) die in anderen durch Mittel— oder Provinzial- 


Necker, Eloge de J. B. Colbert ; — u. die Einleitung in dessen 
uidminiatration des Jinances de la Trance. 1785. — Das Finanzmi- 
nisterium; ein historisch - staatswirthschaftl. Versuch; in der Ne- 
mesis. XI. Bd. 1. St. S. 47. 

Auch V. Jakob, Staatsfinanzwissenschaft, §, 967. 1269. 

1) Z. B. in Ostreich, in der Hofkainmer; — in Sachsen, in 
dem geheimen Finanzkollegium , mit Ausnahme der Steuern ; — eben 
so in Hannover; — in D a r in s t a d t , alle Zweige • in der Ober- 
finanzkammer. (Verordn, v. £8. Jun. 1821.) 

2) Z. B. in Sachson; in Hannover; in Darmstadt. 
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behörden (Finanzkammern) bewirkt wird, deren Wirkungs- 
kreis im Allgemeinen auf alles sich erstreckt, was auf die Ver- 
waltung der Domänen und Regalien, auf die Aufsicht auf das 
Kassen — und Rechnungswesen , auf das Bauwesen etc. Bezug 
hat; in mehreren Staaten auch auf die Verwaltung der Forste 
und Steuern, in so fern diese beiden Zweige nicht in besonderen 
Behörden zentralisirt sind. . 


Zur anschaulicheren und speziellem Übersicht der ange— 
zeigten Verschiedenheiten, und der organischen Einrichtung 
dieses Ministeriums in den einzelnen Staaten , nachstehende 

k 

Andeutungen. 

A . Strenge Durchführung des Einheitssystems, 
sowohl in dem Ministerium selbst , als in Absicht auf die 
Mittelbehörden. 

a) In Frankreich; (die skizzirte Darstellung unten 

§. 49.) . 

b) In gleicher Art in dem Königr. der Niederlande; 
(§. 50.) nur dafs die resp. Trennung und Zentralisation 
der einzelnen Zweige auf eine andere Art bewirkt ist. 

c) In dem Konigr. beider Sizilien, in welchem dieses 
Departement in 8 Generaldirektionen eingetheilt ist; 
nämlich: 1) für den öffentlichen Schatz; 2) für die 
direkten Steuern ; 3) für die indirekten Steuern ; 4) für 
die Posten; 5) für die Lotterie; 6) für die Bank und 
Münze; 7) für die Staatsschuld; 8) für die Domänen— 
und Amortisationskasse. (Schw. Merk. 1822. Nr. 6.) 

B. Keine Abtheilungen und keine allgemeine 
Vertheilung in Departements für die einzel- 
nen Zweige von Geschäften, unter besondere Be- 
amten, die vielmehr sämmtlich in dem Ministerialrathe zum 
Vortrag zusammenlaufen. 

a) ln Baiern, in welchem Staate dagegen aber nach- 
stehende Zentralbüreaus als GeschäftSabtheilun— 
gen im Innern des Ministeriums bestehen ; näm- 
lich : 1) die Staatsbuchhaltung; 2) die Zentralstaatskas- 
se; 3) das geheime Taxamt; 4) das Land-, Strafsen — , 
♦ | ( Wasserbaubüreau, und 5) jenes für die Hauptforstbuch— 
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haltung. — ■ Für die Detailleitung einzelner Revenüen- 
zweige bestehen besondere Zentral-Landesbe- 
hörden (die General - Bergwerks - , Salinen — und 
Münzadministration ; die General -Zoll- und Mauth- 
direktion ; die General — Lottoadministration ; die 
Staatsschulden — Tilgungskommission ; die Steuerka- 
tasterkommission) , denen die Kammern der Finanzen 
als Mittelbehörden untergeben sind. 

&) In Würtemberg ist die Leitung der gesammten 
Finanzverwaltung ebenfalls und zwar noch unmit- 
telbarer in dem Finanzministerium zentralisirt, und 
werden die Angelegenheiten, die der Minister nicht 
für sein Privatbüreau reservirt, demselben in dem ge- 
heimen Oberfinanzkollegium — ein blofser 
Ministerialrath ohne selbstständige Wirksamkeit — 
zur Entscheidung vorgetragen. — Die Detailleitung 
des gesammten Steuerwesens ist in dem Steuer- 
kollegium; jene des Berg— und Salinenwesens, in 
dem Bergrathe; das Technische der Forstverwal- 
tung, in dem Forstrathe zentralisirt; die Verwal- 
tung des Schuldenwesens ist den Ständen überlas- 
sen. — Allgemeine Mittelorgane sind die vier Kreis— 
Finanzkammern, zunächst jedoch nur für die 
Verwaltung der Domänen , Forste und für die Aufsicht 
auf das Kassenwesen , und nur beziehungsweise für 
die Verwaltung der Steuer— und Bergangelegenhei- 
ten , für welche die Elementarbehörden und Beamten 
mit den Zentralstellen in unmittelbarer Berührung 
stehen. 

C. Eine mehr oder minder kollegiale Bildung die- 
ses Departements findet dagegen statt, z. B.: 

a) In Preufsen, in welchem Staate das Ministe- 
rium der Finanzen mehr auf die Leitung d,es ge- 
wöhnlichen Staatshaushalts beschränkt, für die aufser— 
ordentlichen Staatseinnahmen und Ausgaben, und 
das Staatskreditwesen ein besonderes Ministerium 
des Schatzes und Staatkreditwesens kon- 
stituirt, die Verwaltung des Berg- und Hüttenwe- 
sens aber dem Ministerium des Innern über- 
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tragen ist. — r Die dem erstem zugetheilten Verwal— 
tungszweige sind in drei Hauptabtheilwngen, 
die erste, für Domänen , Forste und direkte Steuern, 
die zweite, für das Etats — und Kassenwesen , die 
dritte, für die indirekten Steuern , vertheilt , die kol— 
legialisch gebildet, über Gegenstände der laufenden 
. Verwaltung selbstständig verfügen; was auch in An- 
sehung der von dem Ministerium des Schatzes 
und Kreditwesens ressortirenden Zentralbehör- 
den; nämlich: 1) der Generalsalzdirektion, für das 
Salzdebitwesen ; .2) der General -Lotteriedirektion, 

und 3) der Haupt - Münzdirektion , der Fall ist. 

Aufserdem bestehen als selbstständige, von 
den Departementsministem unabhängige oberste 
Behörden : 

i ) das Postdepartement, unmittelbar unter dem 
Staatskanzler ; 

2) die Hauptbank, unter der speziellen Leitung 
eines Präsidenten; 

3) die General — Seehandlungs— Sozietät, 
unter einem besondern Kuratorium. 

4 ) die Hauptverwaltung des Schulden- 
wesens. 

Mittelorgane zwischen den obersten und den Ele- 
mentarbehörden , sind im Allgemeinen die zweiten 
Abtheilungen der Regierungen. . 
b) In Rufsland. Die Verwaltung der Staatseinkünfte 
und der Ausgaben ist in drei Sektionen, und 
jede dieser in eine gröfsere oder kleinere Anzahl von 
Abtheilungen gefheilt; nämlich: 

I. Das (eigentliche) Finanzministerium, für 
die Verwaltung aller Quellen der Einnahmen , die 
Entwerfung des Staatsbudgets, überhaupt für die 
allgemeine Aufsicht und Leitung des Staats-Finanz- 
haushalts. Dasselbe ist in die Ministerialkanzlei 
mit fünf Abtheilungen , und in vier Departements 
getheilt: 

1) Departement des Staatseigenthums, mit 
fünf Abtheilungen (der Arrendegiiter ; der 
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Kronwaldungen ; der Schiffbauwälder; der Ge- 
schäfte, die sich auf die ökonomischen Ein- 
richtungen des Departements beziehen); 

2) Departement des Berg- und Salzwesens, 
mit fünf Abtheilungen (Kronbergwerke ; Pri- 
vathüttenwerke; Mineral- und Salzgewin- 
nung; Versorgung des Reichs mit Salz; Münz— 
wesen); ' 

3) Departement des auswärtigen Handels, 
mit zwei Abtheilungen (der auswärtigen Han- 
delsverbindungen; des Zollwesens); 

4) Departement der Kronabgaben und 
Steuern, mit drei Abtheilungen (Abgaben der 
Städte und des Landes; Getränkesteuer; Stem- 
pelpapier). 

II. Das Reichsschatzamt, für die Disposition 
über die eingekommenen Summen, über die Re- 

• servesummen, die Bezahlung der Schulden und 
Pensionen etc., in vier Expeditionen: 

1) für die etatsmäfsigen Summen ; 

• 2) für die übrigbleibenden Summen ; 

3) für die Reichseinkünfte; 

4) für die Verfertigung des Reich s-Assignations- 
papiers, — überhaupt für die Direktion der 
Staatskassen. 

Jedoch ist der Reichsschatzmeister verpflich- 
tet, als integrirender Theil der ersten Sektion, 
dem Finanzminister die Kontrole über die Ein— 
nahmeetats einzureichen und mit diesem überhaupt 
auf das genaueste zu korrespondiren. 

III. Die Kontrole des Rechnungswesens, 
für die Kontrole und Revision des gesammten 
Rechnungswesens, in zwei Departements getheilt: 

1) für die Zivil-, 

2) für die Militärverwaltung. 

Von der ersten Sektion ressortiren unmittel- 
bar: das Bergkollegium (unter welchem das Berg- 
komtoir und das Bergkadettenkorps); das Korn— 
toir der Gold- und Silberscheidung; das Münz- 
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Departement; Das ForstDepartement; das Rom— 
merzkollegium etc. ; die Verwaltung der Amortisa- 
tionskasse etc. — Von der zweiten Sektion, die 
Kameralhöfe und Kxeisrentereien , die Rechnungs- 
expedition der Kameralhöfe und die Schatzkam- 
mer. (Manifest v. 8. Sept. 1802. Ukasv. 25. Ju- 
lius 1810. Vofs 1. c. II. S. 27. u. 38. Hassel 
vollst. Handb. etc. 3. Abth. 2. Bd. S. 139.) 
c) In Grofsbritannien ist der erste Lord der 
Schatzkammer Chef der Finanzverwaltung , unter 
ihm, der Unter sc hatzmeister und Kanzler der 
Ex c he q ue r — der eigentliche Finanzminister, — der 
in dem Unterhause über die Bedürfnisse des Staates, die 
Einnahmen, und über deren Verwendung Rechenschaft 
ablegen mufs. Das Finanzdepartement ist getheilt und 
besteht: 

A. aus dem Schatzmeisteramt ( Treasurie - Offi- 
ce) , unter dem ersten Lord der Schatzkammer, 
mit fünf Mitgliedern und zwei Sekretären, mit zwei 
Hauptabtheilungen : 

1) das Revenüendepartement; 

2) das Zahldepartement; 

B. aus dem Sch atz kämme r a mt^ErcAcy uer-Of— 
ficc ), unter dem Kanzler, mit einem Auditor ; dem- 
selben sind untergeordnet: 

1) das Auditor-Office^ für die Untersu- 
chung und Prüfung der Kautionen der Ein- 
nehmer; 

2) die Kammer für die Verfertigung und Emis- 
sion der Schatzkammerscheihe ; 

3) das Renten^ahlamt ; 

4) das Zahlamt für die Schatzkam merscheine ; 

5) die königl. Münze; 

6) das Komtoir für die Ausfertigung aller Kon- 
trakte ( Dipc - Office ); 

c. das Z o 11 a m t (Coustom— House ) , mit einem Prä- 
sidenten, sieben Mitgliedern, etc.; 

d. das Akziseamt, mit einem Präsidenten , sieben 
Mitgliedern, etc.; 


Digitized by Google 


159 


i. das Stempelamt ( Stamp - Office) , mit sieben 
Kommissarien, etc.; 
f. das Generalpostamt; 

G. das Taxamt; 

h. das Le gaten amt ; 

i. die L otterieverwaltung; 

k. die Oberrechnungskammer. 

D. Theilung der Attributionen in der Art, dafs der 
Finanzminister die Verwaltung mehr nur im Allgemeinen 
leitet, und die oberste Aufsicht über dieselbe führt, die 
speziellere Oberaufsicht und Leitung aber einem selbststän- 
digen Zentralkollegium übertragen, — oder aber dafs ein Fi- 
nanzminister en titre überhaupt nicht vorhanden ist ; z. B. : 

a) In dem Konigr. der Niederlande, woselbst das 
Finanzministerium in zwei Ministerien getheilt ist; 
nämlich : 

1) das Finanzministerium, für die Kontrole 
der gesammten Finanzverwaltung, die Direktion 
des Staatsschatzes und der Ausgaben etc.; so- 
dann 

2) das Ministerium der S taatsrevenüen, 

. für die Direktion von allem, was auf die Ver- 

waltung und den Einzug aller Arten von Steuern 
und Abgaben und sonstigen Staatsrevenüen Be- 
zug hat. 

b ) In Ostreich, wo unter der obersten Aufsicht, An- 
ordnung und Leitung des Fin an z m in ist er s, für 
die speziellere Leitung die demselben untergeord- 
nete Hofkammer angeordnet ist , deren Wirkungs- 
kreis, der für mehrere Zweige sich über den ganzen 
Staat erstreckt, für andere auf die nicht ungarischen 
Provinzen beschränkt ist, in der Oberaufsicht und 
Leitung der Verwaltung der Staatsdomänen, Rega- 
lien und der anderen Gefälle; in jener aller Staats— 
ämter und Kassen , die sich mit Einnahme und Aus- 
gabe der systemisirten oder nach den von dem Fi- 
nanzministerium ausgefertigten Etats erfolgenden Ein- 
nahmen oder zu bewirkenden Ausgaben beschäftigen^ 
in der Ordonnanzirung aller Ausgaben etc. besteht.' 
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Dieselbe ist in mehrere Senate getheilt, wovon der 
des Berg — und Münzwesens gewissermafsen 
eine besondere Behörde bildet; so wie auch die un- 
garische Hofkammer fiir Ungarn, und das 
Kameral- und Montanistische Thesaura — 
riat für Siebenbürgen, als Abtheilungen dersel- 
ben zu betrachten sind. Derselben sind das Gene- 
ral- Hoftaxamt , die Bergwerksproduk — 
ten — Verschleifsdirektion, die Tabacks- 
und Stempelgefälldirektion , die Lottoge — 
f äl l dir ek tio n etc. untergeordnet; die für einzelne 
Gegenstände angeordneten Hofkommissionen aber 
(z. B. die Kommerzhofstelle, die Grundsteuer — Re- 
gulirungs -Hofkommission etc.) koordinirt. 

Eine abgesondert von der Hofkammer selbststän- 
dige höchste Behörde endlich bildet das Staats— 
Rechnungsdirektorium, unter dessen Leitubg 
die ganze Komptabilität steht, und bei welchem auch 
die Hauptbuchhaltung sich befindet. (Lichtenstern 
1. c. S. 503 folg.) 

c) Eine ähnliche Einrichtung findet gegenwärtig auch 
in dem Grofsherz. Hessen statt, wo die speziellere 
Leitung der gesammten Finanzverwaltung, unter der 
im Allgemeinen leitenden Oberaufsicht des Finanz— 
ministers, in der Oberfinanzkammer zenfralisirt, 
und diese in drei Sektionen vertheiit ist; nämlich: 

die erste, für das gesammte Steuerwesen, und das 
auf dieses Bezug habende Etatswesen; 
die zweite, für die Domänenverwaltung; 
die dritte, für die Berg-, Hütten-, Münz- und 
Bausachen. 

Einer jeden Sektion sind die Beamten ihres Res- 
sorts unmittelbar untergeordnet; das Kollegium selbst 
ist zugleich dem Ministerium des Innern , für Gegen- 
stände , die in das Ressort desselben gehören , unter- 
geben. Der Wirkungskreis der Oberfinanzkammer 
ist vollkommen selbstständig für alle Gegenstände der 
laufenden Verwaltung, für welche gesetzliche Nor— 


i. 
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men oder Reglements vorhanden sind. (Verordn, v. 
28. Jun. 1821.) 

d) In Dänemark ist die Finanzverwaltung unter drei 
Zentralbehörden vertheilt, deren Chef der Finanzmi- 

i 

nister ist; nämlich: : 

1) die Finan zdepütatio n, unter dem Vorsitze 
des Finanzministers, für die allgemeine Verwal- 
. tung der Staatseinnahmen und Ausgaben, mit 
Ausnahme der auf die Staatsschuld und auf die 
Pensionskasse sich beziehenden Geschäfte; 

. 2) die Direktion für die Staatsschuld und 
den sinkenden Fond, ebenfalls unter dem 
Vorsitze des Finanzministers; 

■ . t, ; t • 1 

3) die Direktion für die all gemeine P e n- 





sionskasse, unter demselben Präsidium. 

Von der erstem (der Finanzdeput.) ressortiren: 
et) die Rentka nun er,, ebenfalls unter dem 
Vorsitze des Finanzministers, als Zentralstelle 
für alle Steuer-, Domänen-, Forst - und 

• 9 f * '! ♦ i 1 * * * 

Bergwerkssachen ; 

ß) die Generalzollkammer und das Korn- 
merzkollegium; 

^ V * j: t # ät * 

y) die Generalpostdirektion. 

(Hassel volist. Hdb. 3. Abth. 1 . Bd. S. 35. Dessel- 
ben allg. europ. St. u. Addreishandb. 2. Bd. 2. Abth.) 

| j , i i / 

e) In Schweden. Die oberste Anordnung für alle 
die Finanzen, den Handel und die Gewerbe betreffen- 
den Gegenstände, ist in dem Staatsrathe ; für den Vor- 
trag derselben in demselben, für die Leitung der Ex- 
peditionen in der Kanzlei, und für die Vollziehung ein 
Staatssekretär (Konst. 6.) Die speziellere 
Oberleitung der Finanzverwaltung überhaupt ist 
in mehrere Zentral koliegien zentralisirt; jene der all- 
gemeinen Finanzangelegenheiten indem 
1) Kammerkollegium, welches in mehrere 
Departements getheilt ist, und welchem das Re— 
ferendärkomtoir, das Adv. -Fiskalkomtoir , das 
erste, zweite und dritte Prövinzialkomtoir, 
das Zollkomtoir, das Tauschhandeikomtoir, das 
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Kammerarchiv und die Reduktionskanzlei, als in- 
nere Geschäftsabtheilungen ; die Postdirektion, 
die Generalzolldirektion, — mit den von 
dieser abhängigen Zollfiskalkomtoir, Kontrolkom- 
toir, Generalseezollkomtoir , Handlungskomtoir, 
Revisionskomtoir , Hausbesichtigungskomtoir, — 
u. dieLotteriedirektion, untergeordnet sind. 

2) Die oberste Leitung des Kassen wesens in 
dem Staatsk o mtoir, zu dessen Ressort der 
Einzug und die Verwendung der Einkünfte ge- 
hört , und mit welchem die allgemeine Ma- 
gazin direkt! o n in Verbindung steht. 

3) Das Kammergericht, für die Revision 
und Abnahme aller Rechnungen: zu-* 
gleich zur Erledigung und Entscheidung aller 
Streitigkeiten über die Kroneinkünfte und über 
Beeinträchtigungen derselben ; sodann über Ver- 
gehungen der Finanzbedienten in ihren Ämtern. 

4 ) Das Bergwerkskollegium , zugleich zwei- 
te Instanz für alle Zivil - und Kriminalsachen, 
die bei den Berggerichten Vorkommen. 

5) DasHandelskollegium, für die Handels - 
und Gewerbeangelegenheiten, in zwei Abtheilun- 
gen: a) der Manufaktur- und b ) der Justizdivi— 
sion , mit deren erstem das Handelskollegium * 
vereinigt ist, der leztern aber die in den Städten 
angeordneten Hallgerichte untergeordnet sind. 

O O Ö 

(Hassei 1. c. S. 302. Allgem. europ. St. u. Ad- 
drefshandb. 2. Bd. 2. Abth. S. 90.) 

f) In Sachsen. Die höchste Leitung des Finanzwe- 
sens ist in dem geheimen Finanzkollegium 
zentralisirt, das in Gesetzgebungssachen durch den Ge- 
heimenrath, in allen anderen unmittelbar an den 
König berichtet. Dasselbe ist in drei Departements 
getheilt, die sich nur für Gegenstände von besonderer 
Wichtigkeit in Plenarsitzungen vereinigen: 

das erste, für die Regalien - , Bergbau—, Hütten — , 
Salz-, Münz—, Post-, Strafsen- und Wasser- 
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bausachen, mit welchem zugleich die Buchhaltung 
und* die Leitung des Kassenwesens verbunden ist; 

das zweite, fiir die Verwaltung der indirekten 
Abgaben ; 

das dritte, fiir die Domanial-, Forst- und Jagd- 
sachen. 

t 

Die obere Leitung des direkten Steu er^- und 
des Landesschuldenwesens, dessen Verwal- 
tung dem Obersteuerkollegium und der Steuer- 
kreditkasse übertragen ist, ressortirt in höchster 
Instanz von dem Geheimenrath. 

' In Hannover wird die oberste Leitung durch das 
Ministerium bewirkt, in welchem für diese nachste- 
hende Ministerialdepartements bestehen; nämlich: 

1) Departement der allgemeinen Finanzsachen; 

2) Departement der Domänen— und Zollsachen; 

3) Departement der Klostersachen ; 

4) Departement der Postsachen; 

5) Departement der Harzsachen ; 

6) Departement der Kommerz— u. Manufaktursachen; 
so wie auch die oberste Leitung der Kassen Verwaltung 
durch das Ministerium bewirkt wird. — Die speziel- 
lere Aufsicht, Leitung und Anordnung der Verwal- 
tung des Steuer— und- Schulden wes ens, ist 
dem Ober - Steuer — und S chat z k oll egiu m ; 
jene der Domänen und Forsten, der Domä- 
nenkammer übertragen, welche leztere, nachdem ihr 
die Regiminalpolizei - und Zollsachen abgenommen 
sind, auf die Verwaltung der Domänen und auf die' 
Leitung des dazu gehörigen Rechnungswesens be- 
schränkt ist, für welche derselben eine Do- 
mänendeputation in jeder Landdrostei 
untergeordnet ist. 


Schon diese grofse Verschiedenheit der organischen Ein- 
richtung des Finanzdepartements in den verglichenen Staa- 
ten , darf als Beweis dafür angesehen werden , wie schwie- 
rig die Anordnung einer solchen Einrichtung sey, die allen 

11 * 
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Rücksichten und Forderungen genügen kann , was bei der 
grofsen Mannichfaltigkeit der Gegenstände, die in diesem De- 
partement vereinigt sind, in xAnsehung desselben mehr, als 
bei einem der übrigen Departements der Fall ist. 

Ohne älterer Vorschläge,* die v. Justi und andere ge- 
macht haben, zu erwähnen, .verdient unter jenen in neueren 
Zeiten derjenige, den der R. v. Jakob vorgelegt hat, ( x ) 
um so mehr Beachtung, weil derselbe auf Grundsätzen be- 
ruht , deren Richtigkeit nicht zu verkennen seyn dürfte, 
wenn auch die Einrichtungen , welche er aus denselben ent- 
wickelt, vielleicht nicht sämmtlich, und nicht allgemein 
Zustimmung erhalten möchten. 

Einheit und Ein fach eit als Hauptgrundlagen einer 
guten Finanzverwaltung postulirend , von welchen die er- 
stere dadurch, dafs 

a) die verschiedenen Finanzquellen, die eine verschiedene 
Verwaltung fordern, von einander abgesondert; 

b) die Spezialverwaltung von der Generalverwaltung der 
Finanzen getrennt; 

c) die Aufsicht so organisirt werde, dafs sie jeden einzel— 
nen Zweier leicht er reichen'’' kann; endlich, 

d) dafs in aller dieser Mannichfaltigkeit Einheit in der An- 
ordnung und Übersicht der Kontrole herrsche: — 

O ( 

die Einfachheit aber dadurch erreicht wird, wenn 
für die ünrtiitt eibare Staatsfinanzverwaltung nur diejeni- 
gen Geschäfte Vorbehalten w'erden, die sich unmittel- 
bar auf den Staat beziehen, und von Niemanden besser, 
als von seinen Agenten, behandelt werden können, — 
bringt derselbe eine Trennung der Finanzbehörden von 
den verwaltenden Behörden in Vorschlag, und in 
Absicht auf diese lezteren, eine besondere Behörde für 
die Verwaltung einer jeden der drei Hauptqriellen des Staats- 
einkommens, nämlich: Domänen, Regalien und Ab- 
gaben, deren jede selbst wieder in so viele Zweige zerfällt, 
als die Geschäfte heterogener Natur sind, und heterogene 
Kenntnisse erfordern. Insbesondere für die Domänen, be- 


1) Staatsfmannvissenschaft , 5* 966 — 989. §. 1271. 
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sondere Domänenkammern, die in drei besondere Be- 
hörden getrennt sind; nämlich: 

a) eine Ök onomiekamraer, für die Verwaltung der 
Güter etc.; 

b) eine Forstkammer, fiir die Aufsicht und Leitung der 
Forstverwaltung ; 

c) eine Bergwerkskammer, für das Berg— und Hüt- 
tenwesen ; 

welche Kammern jedoch nicht als Staatsbehörden, 
sondern lediglich als Administrationsämter und als 
technische Vermittler zwischen der Finanzbe- 
hörde und den untersten Beamten, und als das Me- 

i 

dium zur Vollziehung der Befehle der ersteren, betrachtet 
werden sollen. 

Die Aufsicht auf diese Administrationsämter, und die 
Kontrole ihrer Amtsführung, wird den Provinzialfinanz- 
behörden übertragen, welchen die Finanzbeamten aller 
Art, die selbst aber einer höchsten Zentralfinanzbe- 
hörde untergeordnet sind, die aus dem Finanzminister, 
als Chef und Kontroleur des gesammten Finanzwesens, und aus 
ihm beigeordneten Zentralfinanzräthen besteht, deren 
jedem ein besonderer Zweig zum Vortrag zugetheilt ist, und 
welcher das Zen traleinn ahm samt, das Zentralzahl — 
amt, das Zentralrechnungsamt und die allgemeinen 
staatswirthschaftlichen Behörden , welche die besonderen 
Quellen der Staatseinnahme verwalten, unmittelbar unter- 
geordnet sind. 

Im Allgemeinen ist dieser Vorschlag ein Tableau derje- 
nigen Einrichtungen, die, mit mehr oder weniger Modifika- 
tionen, in der Mehrzahl von Staaten statt finden, in wel- 
chen die vorgeschlagene Trennuiuj der Hauptverwaltungs— 
zweige, und ihre Verwaltung durch besondere Behörden 
realisirt ist. Neu ist dagegen die Idee der Stellung der Be- 
hörden fiir die Domänen-, Forst— und B erg Werks Verwal- 
tung ; der Vorschlag in Betreff der Behandlung der Regalien, 
die, unter Oberaufsicht der Finanzbehörden , mehr der Pri— 
vatindustrie überlassen werden sollen; sodann jener, wegen 
Behandlung des Staatsaufwandes, durch welche eine grö-* 
fsere Vereinfachung d«r materiellen Verwaltung bezweckt wird. 


166 






Der Verfasser mufs , in Betreff dieser beiden lezteren 
Vorschläge, die gewissermafsen die Grundlage der vorge— 
schlagenen organischen Einrichtung bilden, auf das Werk 
des Herrn Ritter v. Jakob verweisen , um so mehr , als er 
gern einräumt, dafs wenn, wie wünschenswerth , dieselben 
ausführbar waren, die Verwaltung allerdings um vieles ein- 
facher eingerichtet werden könnte. Diese Ausführbarkeit 
ist es aber, gegen welche, bei den Verhältnissen, wie diese 
in den meisten Staaten nun einmal gestaltet sind, nicht un- 
erhebliche Zweifel sich erheben lassen möchten, ohne zu er- 
wähnen , dafs durch die Vervielfältigung der Behörden (au— 
fser der Finanzbehörde drei Administrationsbehörden, so— 
dann die Provinzial-, Kreis-, Amts - und Gemeindebehör— ' 
den) die Übersicht und Kontrole anstatt leichter zu werden, 
wie es scheint , vielmehr schwerer zu erhalten und zu rea- 
lisiren seyn möchte. 

Eine andere Frage betrifft das Verhältnifs der Zentral— 
finanzrathe zu dem Minister, oK ihr Vortrag und ihre An- 
träge blofs gutachtlich und lediglich von der Entscheidung 
des Ministers abhängig sind, oder aber, ob dieselben ein 
förmliches Kollegium bilden , dessen Beschlüsse für densel— 
z ben bindend sind? — was, nach Ansicht und Überzeugung 
des Verfassers, mit der Befugnifs, welche derselbe für einen 
verantwortlichen Departementschef als wesentlich und unbe- 
dingt nothwendig erachtet, nicht vereinbar seyn würde. 

Ohne die Zentralisirung einzelner Geschäftszweige in 
besondere Verwaltungen oder Generaldirektionen imbedingt 
zu verwerfen , erhebt Herr R. v. Jakob Zweifel gegen ihre 
Zweckmafsigkeit , aus Gründen , denen andere , die ebenfalls 
Beachtung verdienen, wie es scheint, die Waage halten 
dürften. Dem Grunde, dafs durch eine solche Zentralisi— 
rung die Administration eines solchen Zweiges gelähmt; so- 
dann jenem, dafs weil die Unterbehörden einer Idee, und 
einer Ordnung, so wie sie von oben befohlen wird; folgen 
müssen, eine nicht wünschenswerthe Einförmigkeit in die 
Verwaltung gebracht werde, möchte, und zwar dem erstem, 
die Thatsache des Gegentheils entgegenstehen , dafs eben, 
weil die Thätigkeit dieser Verwaltungen nur auf einen Ge- 
genstand beschränkt ist, die Geschäfte konsequenter und zu— 
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gleich rascher geführt werden; dem zweiten Grunde aber, 
dafs die gröfsere Notwendigkeit für die Unterbehörden, in 
der Vollziehung der Anordnungen der höheren, einer Idee 
und einer Ordnung folgen zu müssen, wohl eher als 
ein Vorzug derZentralisirung zu betrachten seyn möchte indem 
durch diese Einheit (nicht Einförmigkeit) , und in die- 
ser Unterordnung, eine grofse Garantie für die Zweclcmafsig- 
keit der Vollziehung selbst liegt, und diese durch die erstere 
mehr oder weniger bedingt ist. 

Übrigens beweisen die neuesten Organisationen der Ge- 
neraldirektionen in Frankreich, dafs, und wie die für 
diese Behörden nothwendige gröfsere Selbstständigkeit mit 
der nicht minder nothwendigen Unterordnung unter das Mi- 
nisterium , vereinigt werden könne. 

Kostbarer ist die Methode der Zentralisirung in solche 
besondere Verwaltungen allerdings, vorzüglich durch den 
Aufwand für die Zentralbehörden selbst, nicht aber durch 
die Art der Geschäftsbehandlung durch dieselbe, für welche, 
wie durch Beispiele nachgewiesen werden könnte, der Auf- 
wand zum wenigsten nicht gröfser, als bei jeder andern Me- 
thode ist , ohne zu erwähnen , dafs selbst, wenn ein Mehr- 
aufwand statt fände , dieser durch Vortheile anderer Art sich 
kompensiren würde, sodann, dafs in grölseren Staaten diese 
Methode kaum zu umgehen ist. 


5- 36. 

Die Verwaltungszweige, für welche in einer grofsen An-« 
zahl von Staaten besondere Behörden bestehen , sind nachfol- 
gende: 


I. Das Forstwesen. Die Geschäfte in Beziehung auf 
das Forstwesen betreffen theils die innere Forstverwaltung 
(Erhaltung , Schutz , Bewirtschaftung der Forste , etc.) , theils 
die aufsere, — Forstdirektion — oder alles, was ruf die Forst- 
hoheit, die Forstgesetzgebung, die Forstgerichtsbarkeit und auf 
die formale Einrichtung des Forstwesens Bezug hat. (*) Von 
beiden ist die Fors tfinan z wirthschaft verschieden, wel- 


1) Mayer, Forstdirektionslehre. Würzburg. 2. Aufl. 1820. 
Laurop, Staatsforstwissenschaftslehre. Giefsen 1818 
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che die bestmögliche Benutzung der Waldprodukte zum Gegen- 
stand hat, mithin alles, was auf diese, auf ihre Sicherstellung 
und Vermehrung von Einflufs seyn kann, sodann <Jas Rech— 
nun^s— und Kassenwesen für den Forsthaushalt, umfafst. 

Aus dieser Verschiedenheit der Zwecke ergibt sich jene der 
Organe, die fiir ihre Erreichung angeordnet sind, von welchen 
jene für die innere Forstverwaltung, — Waldschützen, Forst— 
warthe, zum Theil auch Unterförster, für den Forstschutz; 
Revierförster, für die Bewirtschaftung; Oberförster, Forst- 
meister, Inspektoren, für die obere Aufsicht und Lei- 
tung in gröferen Bezirken,. — im Allgemeinen in allen Staa- 
ten die nämlich^ Stellung haben. (*) 

In mehreren Staaten ist den Aufsichts- und leitenden Beam- 
ten ein Theil der Geschäfte, die auf die Bewirthschaftung im 
engem Sinne Bezug haben, und in den Geschäftskreis der Re- 


f • i 

1) M. s. z. B* in Würtemberg, (Verordn, v. 21. Jan. 1825); 
— in Hurb essen, (Verordn, v. 29. Jun. 1821, §. 123 folg.); — in 
Sachsen, Hannover, etc. — In etwas abweichend ist die neue- 
ste Organisation in ßaiern (Verordn, v. 21. Dezbr. 1821), in wel- 
cher für das äufsere Personal zwei Dienstgrade angeordnet sind; 
nämlich Forstmeister, als llauptorgane der.äufscrn Verwaltung, 
mit einem .Aktuar, als Gehilfen, vorzüglich für die Schreiberei; so- 
dann Revierförster, als Verwaltungsassistenten des erstem, u. als 
Hauptorgane für den Forstschutz, mit R e v i e r g e h i 1 f e n u. F o r s t w a r- 
then (ohne Dienststabilität in den ersten 15 Jahren), sowohl zur Assi- 
stenz fiir den Forstschutz, als zur Kontrole gegen die Revierförster (? ?) — 

Die IVothwendigkeit der im Texte erwähnten Abstufung ist durch 
die Eigenthümlichkeit der Forstvcrwaltung begründet, wcfshalb es 
auch problematisch seyn möchte , ob die Ersparungen , dief in mehre- 
ren Staaten durch Aufhebung eines Grades, z. B. der Unterförster, 
und durch Verwendung von Landleuten zum Forstschutze, bezweckt 
sind, nicht durch Verlust am Materialerlragc aufgewogen werden. 
(IVI. s. v. Seutter Abrifs der gegen w. Forstverfassung Wurtem- 
bergs. Stuttg. 1820. Desselben Bemerkungen über den Vortrag 
des Herrn V. Pr. Zahn, die Forslorganis. betr. , 1820). — Die Grö- 
fse der Bezirke für das Respiziat eines jeden Dienstgrades ist von den 
Lokalitäten abhängig. Laurop 1. c. schlägt nachstehende Flächen 
vor, für einen Unterförsler, bis 2000 Morgen; fiir einen Revierförster, 
bis 6000 M. ; für einen Oberförster oder Forstmeister, bis 30000 M.; 
und in beschwerlichen Terrainverhällnissen nur \ dieser Flächen. 
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vierförster gehören, übertragen; in anderen dagegen noch ein 
fernerer Dienstgrad, nämlich der eines Ober for st meist er s, 
in den Organismus eingeschoben , welchem die höhere Aufsicht 
und Leitung in einem noch gröfsern Bezirke über eine Anzahl 
Forstämter übertragen ist, welche Einrichtung indessen nur da 
gerechtfertigt scheinen möchte, wo die allgemeine Leitung der 
Forstverwaltung in gröfseren Gebietstheilen , z. B. in Provinzen, 
Kreisen, in den Finanzbehörden zentralisirt, die Leitung des 
technischen Betriebes aber diesen Beamten übertragen ist. (*) 
Abweichender dagegen sind die Einrichtungen und die Stel- 
lung der Behörden für die oberste Leitung des gesammten Forst- 
wesens , und für die Forstfmanzwirthschaft , die entweder un- 
mittelbar durch die höchste Finanzstelle oder durch eine be- 
sondere Zentralstelle — Forstrath, Generaldirek- 
tion — realisirt wird, oder aber den Provinzial- oder Kreis- 
finanzbehörden übertragen ist. ( 1 2 ) 

ln Staaten , in w eichen dergleichen Zentralstellen angeord- 
net sind, umfafst ihr Wirkungskreis alles, was auf die Leitung 
der innern Forstverwaltung, und auch auf die äufsere, mit—, 
hin alles, was auf die Leitung des Forstpersonals in seinen amt- 
lichen Beziehungen , auf die Wahrnehmung und Ausübung des 
Oberaufsichtsrechts des Staats über die Kommun- und Privat- 


1) Eine solche Zentralisation und dieser Dienstgrad z. B. im Kö- 
nigreich Sachsen, welches in fünf Forslkreise, mit einem Ober- 
forstineister und Sekretär in Jedem; jeder dieser in Bezirke, mit ei- 
nem Forstmeister; die Bezirke in Ämter, jedes mit einem Oberför- 
ster ; die Ämter in Reviere , jedes mit einem Revierforster und Unter- 
förster, cingetheilt ist. -r- Im Ganzen eben so in Hannover. 

2) Unmittelbar durch die oberste Finanzbehörde, z. B. in Preu- 
fsen, durch die erste Gencralvenvaltung in dem Finanzministerium; 
— in ß Ai er li, durch das Finanzministerium; — in Sachsen und 
Hannover, in ersterem durch das geheime Finanzkollegium, in lez- 
terem durch die Kammer. — In gleicher Art in mehreren anderen 
Staaten. 

Über die Einrichtung der Forstverwaltungshehörden in Rufs- 
land, Storch, Rufsland unter Alexander I. 4. Bd. ISr. X. 5. Bd. 
ISr. II. u. XII. 8. Bd. ISr. III. 

Über jene in Frankreich, die Gesetze und Verordn., in G^ujon 
lYh’rnuriut joresiitr , 4 Paris 1804. 1809. 6 ßde. « 
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forste, Bezug hat; wogegen ihre Einwirkung auf die Forst- ’ 
finanzwirthschaft — nämlich die Bestimmung der Benutzungsart 
der Waldprodukte, die Regulirung angemessener Maafse und 
Taxen, die Abfindung von Servituten, die Projektirung des Ma- 
terial— und Hauptgeld etats — weniger selbstständig, im Allge- 
meinen mehr vorbereitend oder vollziehend is{. 

In Staaten hingegen, in welchen die Leitung des Forst- 
haushalts den Provinzial— oder Kreisfinanzbehörden übertragen 
ist, wird diese entweder durch das Kollegium, dem zu diesem 
Behuf technische Referenten beigegeben sind, unmittelbar be- 
wirkt, oder aber es ist die Leitung des technischen Theils der 
Verwaltung und die Dienstpolizei über die Forstbeamten einem 
Oberforstbeamten übertragen, der, obgleich Mitglied des Kolle- 
giums, in den ebenerwähnten Angelegenheiten selbststän- 
dig verfügt, in Hinsicht auf seine Amtsführung entweder un- 
mittelbar von der höchsten Behörde ressortirt, oder aber unter 
die Aufsicht und Kontrole des Präsidiums gestellt ist. (*) 


1) Das leztere z. B. in Preufsen, (Instrukt. y. 23. Oktbr. 1817.) ; 
— in Kurhessen, (Yerordn. v. 29. Jun. 1821, §. 123 — 132.) — 
Das erstere z. B. in Baiern, wo jeder Finanzkammer ein Kreis- 
Fors tr eferen t für die Angelegenheiten , die auf die Leitung des 
Forstwesens Bezug haben , und für jene des Forstbetriebes ; für die 
Administration des laufenden Dienstes aber, und für die Bewachung 
und Ausführung der gegebenen VerwäUungsbcstimmungen, ein Kreis- 
Forstinspektor beigegeben ist. Für die Ausmittelung und Bera- 
thung der periodischen Betriebspläne wird jährlich eine be- 
sondere Fo rst.be tri ebs - Comi te gehalten, die aus dem Kreis- 
Forstreferenten, dem Inspektor, dem Kreis ^-Forstkontroleur, dem be- 
treffenden Forstbcamten und aus zwei der einsichtsvollsten Forstbeam- 
ten des Kreises besteht, über deren Beschlüsse die Kammer theils 
selbst entscheidet, theils zur Entscheidung an das Finanzministerium 
berichtet. Zur Berathung der jährlichen Wirthschafis - und Be- 
triebsvorschläge ist ein Zusammentritt des Referenten, des Inspektors 
und des betreffenden Oberförsters angeordnet, in welchem der Be- 
triebsplan für das bevorstehende Jahr fcstgcsezt , und über die in dem 
verflossenen Jahre vollzogenen wirtschaftlichen Anordnungen der Be- 
richt eines jeden Forstamts erfordert wird. 

Dem Ministerium selbst sind unmittelbar Vorbehalten: die Geneh- 
migung der periodischen Betriebspläne; die Sorge für die Erhaltung 

des äufsern Realbestandes der Forste und Gerechtsame ; die Genehmi- 
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Die Anordnung kollegialisch gebildeter Forstämter, die je- 
doch nur für bestimmte Gegenstände wirksam sind, ( * l ) so wie 
besonderer Forst- Ober- und Untergerichte, ( 2 ) sind Eigentüm- 
lichkeiten, die nur in einer kleinen Anzahl von Staaten statt finden. 


Aufser der (Seite 170 . Note 1.) angezeigten Reorgani- 
sation der Verwaltung des Forstwesens in Baiern, ist eine 
solche auch in Würtemberg, in Kurhessen und in 
dem Grofsherz. Hessen bewirkt worden, deren Verglei- 
chung, bei der Divergenz von Grundsätzen und Ansichten, 
nach welchen dabei verfahren ist, nicht ohne belehrendes 
Interesse seyn dürfte. 

in Würtemberg sind durch die Verordnung vom 
22. Febr. 1822, durch welche die unmittelbare Leitung der 
Forstverwaltung den Kreisfinanzkammern übertragen worden 
ist, die Attributionen dieser, und jene des Forstraths, 
in nachstehender Art geordnet worden, dafs der Geschäfts- 
kreis dieses leztem umfafst: 

x \ 

1) die allgemeine Oberaufsicht und Leitung der Forst- 
wirtschaft, sowohl in Beziehung auf die Domanial— 
Waldungen , als auf jene der Gutsherrschaften , Stiftun- 
gen , Gemeinden und Privaten , und in dieser Hinsicht 
in denselben gehören: 

ji. im Allgemeinen, a) die Sammlung aller forst- 
lich-statistischen Notizen; b) die Herstellung und 
Regulirung der Nutzungsplane, und die Einziehung 
der Nachweisung über die Holzfällungen; c) die 
Anordnung der Kulturen und die Einziehung der 
Nachweise über ihre Ausführung; d) die Begut- 
achtung der Ausstockungsgesuche; e) die Bestim- 
mung der Waldnebennutzungen ; 


gung besonderer Holzhandelsverträge etc. ; alle besonderen Bewilligun- 
gen von Holzabgaben; die oberste Aufsicht über das Forstpersonal, 
Anstellung, Entlassung; die Entscheidung über Amtsuntersucbungen. 
(Verordn, v. 14. Jul. 1818). 

1) Z. B. in Kurhessen, (die alleg. Verordn.) 

2) Z. B. im Grofsherz. Hessen, (V eror dn. v. 1. April 1822). 
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B. im B e s o n d e r n , rücksichtlich der Bewirthschaf— 

0 

tung der Staatswaldangen: a) die Aufsicht übet 
die Holzsaamenmagazine; b) die technische Prü- 
fung des Aufwandes für die angeordneten Kultu- 
ren; c) die Begutachtung' wichtiger , von dem Fi- 
nanzministerium an ihn verwiesener Administra— 
tionsgegenstände; 

2) die Vorschläge zu allgemeinen forstpolizeilichen An- 
.< Ordnungen; 

3) die Prüfung der Aspiranten zum Forstdienste. 

In den Geschäftskreis der Finanzkammer ist datieren 

O O 

verwiesen: 

1) hinsichtlich der Verwaltung der Staatsforste: 

a) die Regulirung der Holzpreise und der Verworthung 
des Materials ; 

b} die Regulirung der Holzhauerlohne, und die Dekre- 
tur sämmtlicher Verwaltungsausgaben; 

c) die Aufsicht und Erledigung der Gerechtigkeitsan- 
sprüche ; 

d) die Erhaltung der Forstgrenzeri ; 

2) die Verwaltung der Holzgärten und der Torfgruben; 

3) jene der Jagden; 

4) die Etats- und Rechnungssachen; 

5) die Vorschläge zur Besetzung der Forststellen, und die 
Anträge in Betreff der Besoldungsverhältnisse des Per- 
sonals ; 

6) die Aufsicht über die Ausübung der Forstgerichtsbar— 
keit, die Erledigung der Strafrekurse, so wie die Be- 
gutachtung anderer Strafnachlafsgesuche. 

Die Finanzkanimern sind in Ansehung dieser Geschäfte 
nur dem Finanzministerium untergeordnet, dem Forstrathe 
koordinirt, der nur für Gegenstände seines Ressorts an die 
Forstämter verfügen kann , und im Fall derselbe eine Un- 
tersuchung der technischen Amtsführung eines Forstbeamten 
für nothwendig erachtet, die Finanzkammer durch eine mo- 
tivirte Mittheilung des Anlasses, zur Verfügung einer sol- 
chen veranlassen mufs. 

Bei einer jeden der vier Finanzkammern ist ein Kreis- 
forstrath angestellt, als Referent für die technischen Ge- 

j- 
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genstände, deren Behandlung demselben exclusiv übertragen 
ist, und der zugleich die periodische Visitation der Forstäm- 
ter zu bewirken hat. 

Abweichend von dieser Organisation ist die in Kur- 
hessen, durch die Verordnung v. 29 Jun. 1821, 123 bis 

132. In Folge derselben ist das bisherige Oberforstkolle- 
gium in eine Generaldirektion umgewandelt worden, 
deren Chef, der Landforstmeister, in Absicht auf die 
F o rstverwaltung selbstständig, in finanziellen 
Forstsachen aber Referent in dem Finanzministerium ist. 

Demselben liegt die Leitung des : gesammten Forst—, 
Jagd— und Fischereibetriebs ob; insbesondere: a) die Prü- 
fung und Begutachtung der Provinzial -Forstwirthschaftspla— 
ne, und die Aufsicht auf ihre gehörige Ausführung; b ) die 
Einziehung periodischer Obersichten des gesammten Forst— 
ertrags ; c) die Aufsicht auf die Messung , Kartirung und Be- 
schreibung der Forste; d) der Vorschlag zur Besetzung aller 
erledigten Stellen, in so fern diese ihm nicht selbst überlas- 
sen ist; e) die Regulirung der persönlichen Dienstverhält- 
nisse der Forstbeamten, so wie die Disziplin über diesel- 
ben; f) die Aufsicht auf die Forstwittwenkasse; §■) die hö- 
here Leitung der Forstlehranstalten. 

Für die Oberaufsicht über die Forste in jeder Provinz 
ist ein Oberforstmeister angestellt, zugleich Referent 
für alle finanzielle Forstsachen in der Kammer, von welcher 
derselbe dagegen für die Leitung des technischen Betriebes 
unabhängig ist. — Unter seiner Oberaufsicht sind für die 
V er waltung gröfserer F orstbezirke ein Forstinspektor, 
für die direktere Aufsicht; ein Forstverwalter, für das 
Rechnungswesen und für die Registratur; sodann die, nach 
Maafsgabe der Gröfse des Distriktes, erforderliche Anzahl 
Oberförster (lediglich zur Kontrole) , Brigadiers (für 
die Aufsicht auf das Betragen der Förster, insbesondere we- 
gen Handhabung des Forstschutzes), reitender und ge- 
hender Förster angestellt, von welchen der Forstinspek— 
tor und Forstverwalter, nebst dem Oberförster, sich perio- 
disch in gemeinschaftlichen Sitzungen zu einem 
Forstamte vereinigen, in welchem die den bisherigen 
Forstämtern übertragenen Geschäfte berathen , vorbereitet 
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oder erlediget werden. » Bei denselben werden zugleich die 
Betriebspläne entworfen, die durch den Oberforstmeister den 
Finanzkammern mitgetheilt werden müssen. 

Fjir das Forstb ufswesen sind besondere Forst*- 
bufsgerichte angeordnet, die vierteljährig abgehalten 
werden, von welchen der Rekurs an die Forstriigekom — 
mission genommen werden kann, die aus dem Oberforst— 
meister, einem Obergerichtsrath, einem Mitgliede der Kam- 
mer und dem Forstverwalter , als Sekretär, gebildet ist, 
und welche über Frevel, die eine härtere Strafe, als 14tägi— 
ges Gefängnifs oder 20 Thlr. Geldstrafe nach sich ziehen, 
unmittelbar erkennt. (§. 56. 57.) 

In dem Grofsherz. Hessen ist in der neuesten Orga- 
nisation (Verordn, v. 1. April 1822) das bisherige Ober- 
forstkollegium ebenfalls in eine Oberforstdirektion 
umgewandelt worden, für die Leitung des gesammten Forst- 
wesens, mit Ausnahme der Kassen— und Rechnungs- 
sachen, und der Forstgexichtsbarkeit für welche ein be- 
sonderes (aus drei rechtsgelehrten Rathen bestehendes) Ober- 
forstge rieht angeordnet ist. Eigentümlich von der Or- 
ganisation in anderen Staaten abweichend, ist theils die 
Stellung dieser beiden Behörden gegen einander, theils das 
Ressortverhältnifs der Oberforstdirektion, indem dieselbe dem 
gesammten Ministerium und jedem der einzel- 
nen Ministerialdepart ements, nach Maafsgabe der 
zu verhandelnden Gegenstände , zu dem Geschäftskreise des 
einen oder andern gehören, untergeordnet ist. 

Dieser Geschäftskreis ist in der Art getheilt, dals alles, 
was auf Anstellung, Entlassung, Besoldung des Forstperso- 
nals, und auf die Dienstpolizei über dasselbe, Bezug hat, 
zum Ressort des Finanzministeriums gehört, das jedoch in 
Fällen, wo es um die Forstorganisation im Ganzen, oder 
um Forstbeamte , die gar keine Domänial waldun gen zu ver- 
walten haben, sich handelt, mit dem Ministerium des In- 
nern sich benehmen mufs; — das Oberforstgericht aber ledig- 
lich von dem Ministerium des Innern und der Justiz ressor- 
tirt, welchem dasselbe in eben dem Maafse, wie die Provin- 
zialregierungen in der Eigenschaft als Polizeistrafrichter es 
sind , untergeordnet ist. 
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Zu dem Geschäftskreis dieses leztern (des Oberforstger.) 
gehören die Verhandlungen und Anträge über Gesuche um 
Straferlafs , und solche um Verwandelung der Strafen im 
Wege der Gnade; sodann die Sorge für die Vollziehung der 
Strafen , welche dasselbe von Amtswegen zu bewirken hat. 

Den Sitzungen desselben wohnt jedesmal ein Mitglied der 
Oberforstdirektion bei, jedoch ohne Stimmrecht, und ledig- 
lich zur Ertheilung von Aufklärungen und Erläuterungen in 
technischer Hinsicht; wogegen die Mitglieder dieses Gerichts 
den Sitzungen der Oberforstdirektion, mit aktivem Stimmrech- 
te , in allen Fällen beiwohnen , wo es sich um staatsrechtli- 
che oder zweifelhafte privatrechtliche Verhältnisse des Fis- 
kus, um Kompetenzkonflikte der Forstbehörden mit anderen 
Behörden, handelt; so wie in Fällen einer gegen Forstbe- > 

amte zu verfügenden Untersuchung, und zur Entscheidung 
in einer solchen. 


Diese Organisationen beruhen sämmtlich auf dem Prinzip 
der Trennung der technischen von der finanziellen 
Forstwissenschaft. Gegen die in dem Grofsherz. Hessen 
möchte vielleicht die Ausstellung einer zu grofsen Komplika- 
tion der Verhältnisse, durch welche Kollisionen unausweich- 
lich werden; gegen jene in Kurhessen, der Tadel einer zu 
grofsen Vermehrung der Organe und Behörden; gegen die 
neuesten Einrichtungen in Würtemberg aber die Ausstel- 
lung einer nicht richtig bestimmten Trennung und Vertheil ung 
der Attributionen zwischen den Finanzkammern und demForst- 
rathe, als gerechtfertigt erscheinen. Überhaupt aber gehört 
die Frage : welches von beiden Systemen, nämlich die Zentra- 
lisirung in einer besondem Behörde, oder die Leitung der Forst- 
verwaltung durch die Kreis -Finanzkammern, den Vorzug 
verdient? zu denjenigen, die verschiedene Ansichten gestattet. 

Aufser den allgemeinen Gründen, die gegen die Ver- 
einigung verschiedenartiger Geschäfte in einer Behörde , an- 
geführt werden, deren Behandlung ganz eigenthümliche 
Kenntnisse erfordert, werden gegen die Übertragung der Lei- 
tung der Forstverwaltung an die Kreis— Finanzbehörden vor- 
züglich nachstehende geltend gemacht; nämlich: dafs, weil 
die Forstverwaltung solche eigenthümliche Kenntnisse erfor- 
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der© , die in der Regel bei der Mehrzahl der Mitglieder die- 
* ser Behörden nicht vorausgesezt werden können, entweder 

alles der Willkür eines einzigen Referenten überlassen wer- 
den müsse , oder aber durch Anstellung mehrerer technischer 
Mitglieder eine Vermehrung an Personal- und Besoldnngs— 
aufwand nothwendig werde, der jenen, der für eine Zentral- 
stelle erforderlich und zureichend ist, übersteigt; sodann, 
dafs bei einer Trennung der Verwaltung unter zwei koordi— 
nirte Behörden, Kollisionen unvermeidlich sind, die auf die 
Verwaltung selbst nachtheilig ein wirken. 

Die Wahrheit des ersten Einwurfs möchte kaum zu 
mifskennen, der zweite nur in dem Maafse als begründet zu 
v erachten seyn , als die Sonderung der Attributionen und der 

Geschäfte , die auf die Leitung des technischen Betriebes, 
und was mit diesem in nothwendiger Verbindung steht, von 
jenen, die auf die rechtlichen Verhältnisse der Forste und 
auf die Forstfinanzwirthschaft Bezug haben, nicht nach rich- 
tigen Grundsätzen, oder nicht vollständig bewirkt ist. Diese 
lezteren gehören ihrer Natur nach zu dem Geschäftskreise 
der Finanzkammern , aus welchem dagegen alles , was auf 
das Technische und auf die Dienstpolizei über das Personal 
Bezug hat, ausgeschlossen, und einer technischen Zentral- 
behörde zu übertragen seyn möchte, mit besonderen, nur 
von ihr ressortirenden Inspektionsbeamten in jedem Kreise, 
die als Mitglieder der Finanzkammern, die mit dieser, 
in Betreff der Forstfinanzwirthschaft , so wie iu allen 
sonstigen Beziehungen , nothwendige Geschäftsverbindung 
unterhalten. 

§. 37 . 

. < 

II. Die Bergwerksverwaltung. In allen Staaten, die 
sich in dem Besitze eines bedeutenden Bergbaues befinden, ist 
die Oberaufsicht über diesen, und die obere Leitung der Ge- 
schäfte und Verwaltung in einer besondem Behörde zentralisirt, 
deren Wirkungskreis alles in sicli begieift, was auf die Realisi— 
nuig der obersten Aufsicht, auf die Leitung aller Geschäfte, so— 

1 wohl in Absicht auf den technischen Betrieb, als auf die Verwer— 
thung der Produkte, überhaupt auf die allgemeine Verwaltung, 
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anf das Kassen- und Rechnungswesen, und auf die Dicnstpoli- ' 
zei Bezug hat. (*) 

Die Geschäfte in Absicht auf das Berg- und Hüttenwesen » 
betreffen , so wie bei den Forsten , theils den technischen Be- 
trieb, theils die allgemeine Leitung des ganzen Haushalts und 
der V erwerthung der Produkte, für welche besondere Behör- 

! *.i( 

den — Berghandlungskomtoire oder ähnliche Merkantil- 
Institute — angeordnet, und in mehreren Staaten zugleich mit 
der Anschaffung der Erfordernisse für den Bergbau beauftragt 

° O O 




1) In Ostreich besteht für diese oberste Leitung eine beson- 
dere ^bthcilung dei; ; J^qlkammeV , die in gewisser Beziehung (sonst 
ganz) als selbstständige Behörde fungirt, mit welcher das Oberkam- 
mcrgrafenaml, für Ungarn, und die erste Kammer des vereinig- 
ten Kamcral - u. montanistischen Thesaurariats, für S i c- 
benhürgen, in Verbindung steht. (Li chtenstern I. c. S.50G.508.) 
— In Rreulsen, das Mini s t erium für da* Bergwerks-, Hüt- 
ten- und Sal i ne n we se n , als dritte Abtheil, in dem Minist, des.. 
Innern. (Staatshandb^ S. 120.) — In Sachsen ist diese oberste Lei- 
tung in dem ersten Departement des geheimen Finanzkolleg, zentrali- 
sirt, unter welchem das Oberberg- und Oberhüttenamt in Freiberg. — * 
In Baiern, die General - Bergwerks - , Salinen- und Münzadmini- 
stration., — In Würtemberg, der Bergrath. — In BadCYi, die 
Bergwerkskommission. — In Kurhessen, die Oberberg- und Salz- 
dircklion- (Verordn, v. 29. Jun. 1821). — In Hannover, ein heson- 
deres Departement für die Harzsachen in dem Ministerium, 
u. ein Material de partement für die Bergwerkssachen, 
in der Kammer. — In Schweden, das Bergwerkskollegium , zu- 
gleich zweite Instanz für die Zivil - und Kriminalsachcn , die bei den 
Berggerichten verhandelt werden. (Hassel allgem. Staatshandbuch, 
2. Th. S.92.) — in R.üfsland-, das Bergkollegium in sechs AJbtheil. — 
In Frankreich ist die oberste Leitung, . mit jener der Strafsen - und 
Brückenbau ten / in der Direct ion generale, des Ponts et Chausseen et des 
Min es vereinigt, mit einem besondern Kon seil für diese lezteren. An- 
nuaire du Corps royal des Ponls et Chaussee * etc . , pour 1819. — In den 


ISiederlandcn war dieselbe bis vor zwei Jahren unter die Mini- * 
sterien des Innern und des Waaterstaates vertheilt; das erstere 
für die eigonthümlichen Etablissements des Staats ; das leztere für die 
Aufsicht auf jene von Korporationen und Privaten. Gegenwärtig aber, 
und seit Einverleibung des leztem Ministeriums in das erstere, ist 
die Leitung beider Zweige in dessen Exclusiv- Atlrihutionen überge- 
gangen. - •*. • * 
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sind. In mehreren Staaten umfafst der Geschäftskreis dieser Be- 

• N « 

hörde zugleich auch die Geschäfte in Absicht auf die Produktion 
und den Debit des Salzes, die in anderen in besondere Ober— 
behörden zentralisirt sind. (*) 

Für die direktere Leitung des Haushalts und des technischen 
Betriebes sind die einzelnen Etablissements unter besonderen 
Bezirksdirektionen — Oberbergämter — vereinigt, deren 
Bildung und Befugnisse in jedem Staate anders geordnet sind. ( 1 2 ) 

Bei der Eigenthiimlichkeit der rechtlichen Verhältnisse 
und Fragen, die in Beziehung auf den Bergbau ei n trete n , sind 
für die Entscheidung von Streitigkeiten in Bergangelegenheiten 
in den meisten Staaten besondere Berggerichte angeordnet. 
In anderen Staaten dagegen ist diese Entscheidung zwar den ge- 
wöhnlichen Gerichten übertragen , welchen sodann aber Berg— 
beamte beigeordnet sind, entweder überhaupt nur mit der Be— 
fugnifs und der Pflicht zur Ertheilung von Erläuterungen , die 
zur Prüfung und Beurtheilung einer Sache erforderlich seyn 
können, oder auch so, dafs sie hierauf nur in Fällen, bei de— 


1) Z. B. in Preufsen, wo die Geschäfte in Absicht auf die 
Produktion zum Ressort des Bergdepartements gehören, die Aufsicht 
und Direktion des Salzdebitwcsens aller einer besondern General- 
salzdirektion übertragen ist, die von dem Ministerium des Scha- 
tzes ressortirt. (Edikt v. 16. Jun. 1816.) — In gleicher Art in Rufs- 
land und einigen anderen Staaten. 

2) Z. B. in Preufsen, vier Oberbergämter für die branden- 
burg - preufsischen Provinzen , für Schlesien, für Niedersachsen und 
Thüringen, für die westphälischen und niederrheinischen Provinzen. 

— In Ostreich, die Hofkommission, in Kanal- und Bergbauangele- 
genheiten ; die Innerberger hauplgewcrkschafUiche Direktion zu Ei- 
senerz ; das steiermärkische Oberbergamt und Gericht , etc. (Hof- u. 
Staatsschemat. S. 536.) — In Hannover die Berghauptmannschaft 
am OLerharz und jene am Kommunion -Unterharz. (Staatskalender 
S. 109 folg.) — In Sachsen, (Hof-, Zivil - u. Militärstaat , S. 86.) 

— ln Baiern, Bergämter. (Schmelzing 1. c. II. S. 169 folg.) — 
In Frankreich, Generalinspektionen und Arrondissements, jedes mit 
einem Ingenieur en Chef. — Über diese Eintheilungen Sven, 
Ri n nma n n, allgemeines Bergwerkslexikon. l.Th. 1808. Bergiu», 
neues Polizei- und Kameralmagazin. 1. Bd. S. 229. 
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hen der Fiskus betheiligt ist , beschränkt, in Privafpartheisa- 
chen aber zur Stimmgebung befugt sind. . 

Die Kompetenz dieser Gerichte ist in der Kegel nur auf 
solche Gegenstände beschränkt, die, nach Maafsgabe der Ge- 
setzgebung, in jedem Staate zu dem Bergregal gehören ( l ) 
und sich wesentlich auf den Bergbau beziehen , sodann auf die 
Gerichtsbarkeit über das Berg- und Hüttenpersonal, jedoch nur 
in Streitigkeiten, die aus Handlungen in seinen amtlichen Ver- 
hältnissen entstehen« ( 2 ) 


1) Bei dem Bergbaü muis dießergboheit von dem Bergregal 
Unterschieden werden. Die erstere, nämlich die Berghoheit, erstreckt 
sich über jede Art von Bergbau, auch über denjenigen, der Untertha- 
nen aus irgend einem Rechtstitel zusteht. Dieselbe begreift die Ver- 
leihung der Bergfreiheiten und Privilegien, das Recht zur Erlassung 
von Berggesetzen, Berg- und Hüttenordnungeh , die Verleihung der 
Berggerichtsbarkeit und die Oberbergpolizei. — Der Begriff des Berg- 
regals dagegen ist von Schriftstellern und auch in der Gesetzgebung 
der einzelnen Staaten Verschieden definirt, eben so der Grund dessel- 
ben abweichend angegeben. Die Regalität des Bergbaues an und für 
sich selbst ist, besonders in Teutschland, beinahe allgemein Regel J 
der Umfang dieses Regals aber beinahe in jedem Staate anders be- 
stimmt. Dasselbe wird in das hohe und niedere Bergregal cinge- 
theilt, theils auf Rechnung des Staats administrirt , theils an Dritte- 
ren verliehen, u. zwar vollständig, mit allen Rechten, die dem 
I*andesherm züstehen, jedoch vorbehaltlich der oberrichterlichen Ge- 
walt; häufig auch des Bergzehntens , des Vorkaufsrechts, nebst einer 
Rekognitionsabgabe, die bei der unvollständigen Verleihung un- 
bedingt Vorbehalten bleiben. Der Bau selbst wird entweder als Ei- 
genlöhner (auf alleinige eigene Rechnung) oder in Gesellschaft mit 
mehreren Interessenten geführt, und zwar in einer kleinen Anzahl • 
und zu gleichen Theilen , Gesellenbau, oder aber so , dafs eine 
grofse Anzahl von Interessenten in ungleichen Theilen (Kuxen) an dem 
Bau Antheil nimmt, ge we rks ch af tli c her B au. (Klübers öf- 
fentliches Recht des teutschen Bundes , S. 593 folg. , und die alleg. 
Rinnmann und Bergius.' 

2) Dergleichen besondere tBferggerichte z. B. in Ö streich, für 
alle Angelegenheiten, die mit dem Dienste der wirklichen Bergbeam- 
ten und Bergarbeiter etc. in unmittelbarer Verbindung stehen, und 
füfv alle Fälle, welche auf die Entität des Bergbaues eine unmittelbare 
Beziehung haben. (Lichten stern 1. c. S. 449.) — In Preufsen, 
besondere Berggerichte, als fora epecialia , die Jedoch nur in erster 
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Die oberste Leitung des Berg-, Hütten- und Salinenwe— 
sens ist in den meisten Staaten dem Ressort des Finanzmini— * * 
steriums, nur in wenigen jenem des Ministeriums des Innern 
zugetheilt. ln einigen ist die Verwaltung . des Bergwesens 
von jener des Salinenwesens ganz getrennt, oder auch unter die .. 
ebenervvähnten beiden Ministerien in der Art vertheilt, dals die 
Leitung der Produktion dem Ressort des erstem, jene des De- 
bits dem Ressort des leztem zugetheilt ist. (*) u 


In mehreren Staaten endlich ist der Zentralbehörde für das 
Bergwesen zugleich auch die Direktion der Münzanstalten 
und ähnlicher Anstalten übertragen, welche Zutheilung jedoch 
zufällig und willkürlich ist, und für welche in anderen selbst— . 
ständige Behörden angeordnet sind. 

O O . ./ T. # . 


$. 38 « . . ' 

*' Verwaltung des S teu er w e sens. Die Bildung und 
die Verhältnisse der Behörden für das Steuerwesen sind theils 
von der politischen Verfassung eines jeden Staates abhängig, 
theils durch die Natur der Geschäfte , für deren Verwaltung sie 
bestimmt sind, bedingt; das erstere vorzüglich nach Maafsgabe, 
als das Steuerbewilligungsrecht der Stände zugleich auf den Ein- . 
zu^, überhaupt auf die Selbstverwaltung der Steuern und des 
Kassenwesens erstreckt'ist. Das Moafs dieser ständischen Ein— 


Instanz erkennen ; der übrige Inslanzenzug richtet sich nach den Vor- 
schriften der Gerichtsordnung, und steht es den Partheien frei, die 
Zuziehung von Bergbaukundigen zu verlangen. (Verordn, v. 21. FebE 
18J6.) — In ßaicrn ist ein besonderer ohcrberggcrichtlicher Senat 
1 hei dem Oberappellationsgerichte angeordnet, bei welchem einige 
Oberbergrälhe als ständige Mitglieder, als dritte und lezte Instanz. 
(Schmelzing, II. S. 115.) — In Schweden bildet das Bergwerks- 
kollegium die zweite Instanz für alle bei den Berggerichten verhan- 
delten Zivil - und Rriminalsachen. — In Frankreich gehören Kla- 
gen von Eigentümern gegen diejenigen, die unter ihren Grundslük- 
ken graben, vor die gewöhnlichen Gerichte; solche in Betreff der 

• Verleihung aber, zu dem Contentieux administrutif ’» 

i) In das Ressort des Finanzministeriums z. B. in ö s t r e i c h , B a i- 
ern, Sachsen, Würtembcrg, Baden, Rufsland, Sch we- 
den, etc.;- in jenes des Ministeriums des Innern, in Preufsen, 
Frankreich, den i e d erlanden. 
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■Wirkung und Befugnisse ist durch die Konstitution oder sonsti- 
gen Grundgesetze eines jeden Staates besonders geordnet, ( l ) in 
mehreren so, dafs denselben volle Selbstverwaltung zusteht, die 
Einwirkung der Reuierun;* mehr auf eine kontrolirende Ober— 
aufsicht beschränkt ist; ( 2 ) wogegen in anderen Staaten, selbst 
in solchen mit einer repräsentativen Verfassung, diese Verwal- 
tung der Regierung ohne Beschränkung zusteht, und die Behör- 
den für dieselbe in den Organismus der allgemeinen Finanz— 
Verwaltung eingereihet sind. ( 3 ) 

Im Allgemeinen betreffen die Geschäfte in Absicht auf das 
Steuerwesen überhaupt, besonders, jene in Betreff der direkten 
Steuern, theils ihre Veranlagung, theils die Verwaltung 
derselben, für welche erstere, besonders für die Bearbeitung des 
Kadasters für die Grundsteuer, besondere Behörden angeordnet 


1) M. s. Rudhardts Übersicht der vorzüglichsten Bestimmun- 
gen verschiedener Staatsverfassungen. 1818. 

2) Mehr oder weniger z. B. in Ostreich. — In dem König- 
reich Sachsen, das Obersteuerkollegium aus königlichen und stän- 
dischen Mitgliedern gebildet, welches die verwiliigten Steuern durch 
adcliche und städtische Einnehmer in den Kreisen einzieht und ver- 
rechnet. In Weimar, das Landschaftskolle.gium, Grund- 
ges. v. 5. Mai 1816. — In Gotha, die Verwaltung durch das über- 
steuerkollegium, hei welchem ein landesherrlicher Assessor. (Hassel 
Handb. 5. Th. S. 341.) — In Waldeck, Verwaltung der Steuern 
durch eine besondere landschaftliche Kammer. (Landesvertrag vom 
19. Apr. 1816.) — In Lippe-Detmold, ein landständ. Kassenad- 
rainistrations - Kollegium. ( Verfass. - Urk. v. 8. Junius 1819.) In 
Hildburg hausen, (Verfass.-Urk. v. 27. Nov. 1817.) • 

3) Z. B. in Baiern, (Konst. v. 1818.) — In Baden, (Konst, v. 
22. Au g. 1818.) — In Nassau, (Patent von 1814.) — In Wür temberg, 
jedoch mit der Modifikation, dafs der unmittelbare Einzug den Amtskor- 
porationen zusteht, und dafs den Ständen oder dem Ausschüsse der 
Kassenrapport über den Fortgang der Erhebung etc. vorgelegt werden 
niufs. (Verf. - Urk. v. 1819 , §. 11 5 folg.) — In Frankreich, (Kon- 
stitution v. 1814.) — In den IN* i c d e r 1 a n d e n , (Fundamentales, v. 
1813.) — In Schweden, (Konst, v. 1809, §.64.) — In Norwe- 
gen, (Konst, v. 1814, §. 18. 19.) — In Polen, (Konst, v- 1813.) 
— In Grofsbritannien, (m. s. v. Martens Abrifs des Staatsr. 
der vornehmsten europ. Staaten. 1. Th. 1. Ahth. S. 193.) 
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sind, ( l ) jedoch nur als temporäre technische Kommissionen, 
indem, sobald das Kadaster vollendet ist, seine Evidenthaltung 
in den Geschäftskreis der Steuerverwaltungsbehörden ubergeht, 
der überhaupt alles umfafst, was auf die Umlage, den Einzug, 
die Verrechnung der Steuern, auf das Remissionswesen etc. Be- 
zug hat. 

Sowohl die Stellung und der “Wirkungskreis dieser Behör- 
den , als die Form ihrer Bildung, sind in den einzelnen Staaten 
verschieden. In mehreren , vorzüglich in solchen , in welchen 
den Ständen Antheil an der Steuerverwaltung zusteht, als ver- 
fassungsmäfsige Behörden konstituirt, ( 2 3 ) bilden dieselben in an- 
deren Staaten nur Geschäftsabtheilungen in dem Ministerium 
selbst, oder in den höheren Finanzbehörden, welchen sie, selbst 
dann, wenn sie als wirkliche Behörden konstituirt sind, unter- 
geordnet sind. (*) 

Nur in einer kleinen Anzahl von Staaten ist die Leitung der 
Verwaltung der direkten und indirekten Steuern in einer und 
derselben Behörde vereinigt. ( 4 ) Gewöhnlicher ist ^hre Trpu- 


1) Z. B. in Ostreich, die vereinigte Grundsteuer-Regulirungs- 
Hofkommissipn , mit den von ihr abhängenden Provinzialkommissio- 4 
nen. — In Baiern, die unmittelbare Kadasterkommission, — In Wör- 
tern!) erg, Hannover, desgl. 

2) Z. B. das S tcuerkollegium in Würtembprg, (Verf.- 
Urk. v. 1819, §. 117.) — Das Obersteuerkollegium im Königr. 
Sachsen. — Das Obersteuer- u. Sch atzko llegium in Han- 
nover. — Das Lands chaftskollegium in Weimar, (Grund- 
gesetz v. 5. Mai 1816, $. 97 folg. — Das Obersteuer kollegium 

in G o th a. — Die landschaftliche Kammer in Waldeck, (Lan- 

* » • • • ' • 

desvertr. v. 1816, §. 32 folg.) — Das ständische Landkassen-Ad- 
ministrationskollegium in Lippe-Detmold, (Verf. - Urk. 
v. 1819.) 

3) Z. B. in Pr eufs cn , und zugleich in so fern getrennt, als 
die Leitung des direkten Steuerwesens in der ersten Abth. des Finanz- 
ministeriums , jene der indirekten Steuern in der dritten Abtheil, zen- 
traüsirt ist. Gleiche Trennung in Frankreich, in Baiern, in 
Sachsen, eto. 

4) Z. B. in Würtemberg, in dem Steuerkollegium. — In dem 
Grofshorz. Baden dagegen beides in dem ersten Departcm. des Fi- 
nanzministeriums. — In Kurhessen, (Verordn, v. 29. Jun. 1821.> 

— In den Niederlanden, ,ip d«nt Ministerium für die Staatsrevo- 
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nung, besonders in gröfseren Staaten, in welchen die Leitung 
des direkten Steuerwesens in der Regel durch das Ministerium 
selbst bewirkt wird, jene der indirekten Steuern aber ent-^ 
weder in dem höchsten Finanzkollegium zentralisirt ist, (*) oder 
aber für einzelne Gattungen dieser Abgaben besondere Behör- 
den, Generaldirektionen oder Admi nistration en , an— 
geordnet, und dem Finanzministerium unmittelbar untergeord- 
net sind. 

Die innere Organisation dieser lezteren ist, in der Regel, bü- 
reaukratisch ; meistens jedoch so, dafs dem Chef ein Konseil zur 
Seite steht, dessen Attributionen im Allgemeinen zwar nur kon- 
sultativ sind, dessen Gutachten der erstere jedoch in gesetzlich 
bestimmten Fällen erfordern, und im Falle einer Verschieden*^ 
heit von Ansichten } diese dem Minister zur Entscheidung vor- 
legen mufs. (“) 

p ■ -a 

nüen etc, — In Nassau, in der General - Steuerdirektion , (Edikt v. 
16. Jan. 1816.) — In dem Grofsherz. Hessen, in der ersten Sektion 
der Oberfinanzkammer. (Verordn, v. 28. Jun. 1821 , Art. 4. etc.) 

1) Z. B. im Hönigr. Sachsen in dem geh. Finanzkollegium. 

2) Solche Generaldirekt, u. Administrat. z. ß. in Frankreich, 
für die indirekten Abgaben, das Enregistrement , die Douanen, die 
Lotterie, etc. — In Baiern, die General - Zoll - und Mauthdirek- 
tion, die Lottoadministralion , etc. — In Ostreich ist die oberste 
Leitung der Verwaltung der indirekten Steuern in der Hofkammer 
zentralisirt, unter welcher besondere Zentraladminislrationen für ein- 
zelne Zweige angeordnet sind, deren Wirkungskreis sich über eine 
bald gröfsere, bald kleinere Anzahl von Provinzen erstreckt; nämlich: 
ö) für die Zoll-, Salz- und Mauthgefälle eine besondere Ad- 
ministration in jeder Provinz, mit Ausnahme der mailändisch- 
venezianischen; I ) für die Tabacks- und Stempelgefälle, de- 
ren Wirkungskreis sich über alle östreichischen, iityrischen , böhmi- 
schen und gallizischen Provinzen erstreckt, mit einer Spezialadmini- 
stration in jeder Provinz; c) in gleicher Art für die Lottogefälle. 
d) sodann eine Direktion der Zoll-, Salz-, Tabacks- und 
Verzehrungssteuergefälle in den italienischen Provinzen, die 
von dem zweiten Senat des Guberniums in Mailand ressortirt. Li- 
chtenstern, S. 503. 

In Dänemark und in Schweden ist die Verwaltung de9 Zoll- 
wesens , in dem erstorn Staate in der Rentkammer , in dem leztern 
J n dem G. Seezollkomtoir zentralisirt. 
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Eine gleiche Verschiedenheit findet für die Verwaltung in 
den Kreisen oder Provinzen statt, die entweder den Finanzkam- 
mern übertragen ist, oder- für welche besondere Mittelbehör— 
den — Direktionen, Inspektionen — angeordnet sind ; (* *) 
noch mehr aber in Ansehung der Elementarbeamten,- sowohl 
für den Einzug und die Verrechnung der Steuergefälle, als für 
die Kontrole von beiden , für welche sowohl in Betreff der di- 
rekten Steuern , — für welche nur in wenigen Staaten beson- 
dere .Verwaltungs- und Kontrolbehörden angeordnet sind, — 


1) Z. B. in Frankreich, wo für die Verwehung der direk- 
ten Steuern ein besonderer Direktor in dem Finanzministerium an- 
gestellt ist, (Ord. v. 9. Okt. 1822.) ; in jedem Depart. aber ein Direktor, 
ein Inspektor, und eine Anzahl Hontroleure, (Gesetz v. 3. Jrbm.y UI. 
und Instrukt. in dem Code des Contrib. directes , Paris 1811. T. II. 
S. 234 folg. — In gleicher Art, in den INiederlanden. Ähnliche 
Beamten für jeden Zweig der indirekten Abgaben. — Ähnliche Di- 
rektionen in Hannover. — In Bai er n ist die Leitung des di- 
rekten und indirekten Steuerwesens den Finanz kammern übertragen, 

unter welchen, für die ersteren, die Rentämter in ihren Bezirken 

• * 

(Sciimelzing I. c. II. S. 400 folg.), für die letzteren aber hei jeder 
Kammer ein Oheraufsc h I ag - und ein Siegelamt angeordnet 
sind. — In dem K. Sachsen, für die Steuern, deren Verwaltung 
von dem Oher-Steuerkollegium ressortirt, für jeden Kreis ein Kreis- 
steuer-Einnehmer mit einem Deputirten der Kreishauplstadt , und 
einem hesondern Einnehmer für jede Hauptsteuer (Trankst., Schock - 
und Personenst. , Quatemberst.) , einer Anzahl Steuerprokuratoren in 
jedem Kreise, sodann, einem Amtssteuer- Einnehmer 5 für die indirek- 
ten Steuern hingegen , in jedem Kreise einige Geleits- und Akzise- 
Kommissäre, sodann eine Gcncral-Akzise-Inspektion und Einnahme 
zu Dresden und zu Leipzig, unter welchen Akzise-Inspektoren, deren 
jeder einige Ämter respizirt. — ln Preufscn ist kein durehgehends 
gleiches System eingeführt. 

Besondere Vcrvvaltungsheamten für die direkten Steuern finden 
ebenfalls statt, z. B. in Kurhessen, (Verordn, v,. 29. Jun. 1821); im 
Grofsh. Hessen (Verordn, v. 7. Fchr, 1822) — Sleuerkommis- 
säro — für die Fertigung der Sleuerrollen , die Untersuchung der 
Reklamationen, Nachlafsgesuche etc. Eine speziellere INachweise 
würde hei der grolsen Verschiedenheit der Einrichtungen ohne zu 
geofse Weitläufigkeit nicht Ihunlich, auch nur von geringem Interesse 
scya. _ . . . m d. 
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als auch der indirekten Steuern, in jedem Staate andere und ab- 
weichende Anordnungen bestehen. 

, ■ ■ . §• 39 .. , ' ■ . 

Verwaltung des Schuldenwesens. . Im Allgemei- 
nen ist gegenwärtig in allen Staaten, insbesondere in solchen 
mit einer repräsentativen oder ständischen Verfassung, die Ver- 
waltung des Staatsschuldenwesens mehr oder weniger aus dem 
übrigen Finanzhaushalte ausgeschieden, und für dasselbe ein be- 
sonderer Fond gebildet, (*) für dessen Verwaltung, so wie für 
die Kontrole derselben, die besonderen Anordnungen in der 
Konstitution oder den sonstigen Grundgesetzen eines jeden Staa- 
tes begründet sind. 

. Diese Anordnungen beziehen sich theils auf die Bildung 
dieses Fonds an und für sich selbst, in wie fern nämlich ein 
solcher vollkommen ausgeschieden ist, und bestimmte Revenuen 
der Schuldenverwaltung zum Selbsteinzug überwiesen sind, oder 
aber in wie fern die für das Schuldenwesen erforderlichen Fonds 
in Masse auf die Staatskasse fundirt sind , und entweder in be- 
stimmten Raten oder auch lediglich nach Bedarf in die Schul— 
denkasse überwiesen werden; theils auf die Leistungen 
der Schuldenkassen, die Liquidirung der Schulden und 
dergl.; theils und endlich betreffen dieselben die Verwaltung 
des Schulden Wesens, die in mehreren Staaten den Ständen aus— 
schliei'slich überlassen , und die Einwirkung der Regierung nur 
auf eine blofse Aufsicht und Kontrole beschränkt ist; wogegen 
in anderen Staaten ein entgegengeseztes Verhältnifs statt findet, 
in einigen nicht nur die Verwaltung» — , sondern auch die Kon— 
trolbehörden von der Regierung angeordnet werden, und nur 
von dieser abhängig sind. 

Die innere organische Einrichtung dieser Behörden ist, nach 
Maafsgabe als sie als gewöhnliche Verwaltungsbehörden allein 

O O o 

von dem Regenten, oder ausschliefslich von den Ständen, oder 
aber gemeinschaftlich von beiden : — sodann auch in der Ilin— 

O 


1) M. s. hierüber N eben ins, der öffentliche Kredit. Karlsruhe 
1820. Für die desfalisigen Anordnungen in den meisten grofsen Staa- 
ten. \ . . * 
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sicht verschieden, als die Verwaltung des gesammten Schulden- 
wesens in denselben zentralisirt, oder für einzelne Zweige des- 
selben besondere Behörden angeordnet sind; endlich, in wie 
fern denselben zugleich die Liquidation der Staatsschuld mit 
' übertragen ist, wofür in mehreren Staaten besondere Behörden 
angeordnet sind. 

V f 

Unabhängig von den Behörden für die fundirte Staatsschuld, 
bestehen in mehreren Staaten dergleichen für die schwebende 
Schuld {detic ßotlante , oder administrative ), weniger jedooh 
als permanente Behörden , und mehr nur als temporäre Kom- 
missionen , die von dem Finanzministerium abhängig sind. (*) 


Zur Übersicht und zum Beleg der vorstehend angezeig-r 
ten Verschiedenheiten nachstehende Andeutungen , über die 
in nachgenannten Staaten bestehenden Einrichtungen. 

1) ln Ostreich, unter der Leitung des Finanzministe- 
riums und der Hofkammer, bestehen als Verwaltungs- 
behörden für die Staatsschuld: ' 

a) die Üirektion des allgem ein en Tilgungs- 
fonds der verzinslichen Staatsschuld, mit welcher 
seit April 1822 die vereinigte Einlösungs— und 
Tilgungsdeputation der unverzinslichen Staatsschuld 
vereinigt ist; 

b) die Direktion zur Evidenzhaltung der 
verzinslichen Staatsschuld. 

Als Kontrolbehörde ist eine besondere Kommission er- 
nannt, welcher auch Mitglieder der Bank beigegeben 


1) Z. B. in den Niederlanden das Syndicat des Pay-bas ; die 
Commission de l'Arribl ; die Commission de liquidation avec la France ; — - 
Und die Commiss. pour liquider la gestion des Cornptables en 1813 et 
* 1814. — In Würtemberg, die Ausstands - Kommission und Hasse 

für alle Aktiv-Ausstande und Passiv- Rückstände aus der Periode vor 
1816. (Verordn, v. 15. Jan. 1817 u. 3. Fcbr. 1818, die nunmehr 
wieder aufgehoben ist). — In dem Grofsh. Hessen, die Haupt- 
rest-Kasse. (Instrukt. v. 9. März 1821). — In Prcufsen ist die 
Liquidation dem Schatzminislerium übertragen. — In Baden, beides, 
Liquidation und Bezahlung, auf die Amortisations- Kasse gewiesen. 
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ßind, die sich jährlich zweimal versammelt, um von 
den Operationen der Direktion des Tilgungsfonds Ein- 
sicht zu nehmen, deren Bericht an den Kaiser öffent- 
lich bekannt gemacht wird. (Patent v. 22. Jan. 1817. 
Hof- und Staatsschemat. v. 1821, S. 256.) 

2) ln Frankreich gehört die Verwaltung des gesamm— 
ten Staatsschulden wesens in die Ätlributionen des Fi— 
nanzministers, in dessen Biireaus für dieselbe nachste- 
hende Behörden angeordnet sind; nämlich:- 

a ) eine Dircction du grand livre de la dette publique, 
h für die Führung des Schuldenkadasters, die Insklip— 

tion der Renten, die Ausfertigung der Inskripti— 
onsextrakte, etc.; 

b) eine Direciion des Transferts et 1 Vlutations etc,; 

c) ein Bureau central de liquidation , für die Liqui- 
dation , die Ausfertigung der Autorisation zu Ren— 
teninskriptionen , die Kontrole des Ab— und Zu- 
gangs, und für das Depot des Duplikats des Schul- 
denkadasters; 

d) ein Bureau für die Liquidation und für die Inskrip- 
tion der Pensionen. 

Sodann für die unmittelbare Verwaltung: die Direction 
generale de la Caissc d* Amortissement , und der Caisse 
des Depots et Consignations , als mehr selbstständige 
Verwaltung, unter der Aufsicht einer bespndern Auf— 
sichtskommission ( Commission de surüeillance ), die 
aus einem Pair, zugleich Präsident derselben, zwei 
Mitgliedern aus der Deputirtenkammer, einem Präsiden- 
ten des Rechnungshofes, dem Gouverneur der Bank 
und dem Präsidenten der Handelskammer besteht, wel- 
che die Kasse alle Monate revidirt, und welcher alle drei 
Monate der Rechenschaftsbericht und der Situationsetat 
der Kasse vorgelegt werden mufs, die selbst aber jähr- 
lich den beiden Kammern Bericht erstattet, der, wie die 
vorhergehenden , öffentlich bekannt gemacht werden 
mufs. Ihre etwaigen Erinnerungen und Vorschläge 
kann sie dem Könige durch das Organ des Finanzmini- 
steriums vorlegen. (Gesetz v. 28. April 1816. Tit. X. 
Alm, Roy. v. 1820. S. 183. 693.) 
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3) In R ufsl a nd «steht die Verwaltung des Schuldenwe— 
sens ausschliefslich unter dem Finanzministerium ; ge— 

, wissermafsen ihm zur Seite der Aufsichtsrath der 

* 

, Kreditanstalten, nämlich: der Tilgungskom — 
missio« für die Staatsschuld^ der Zettel — 
bank, für die Aus— und Verwechselung der abgenuz- 
ten Bankzettel; der Leihbank, vorzüglich zu Un- 
terstützung von Fabrikanten; und der Han d e 1 sba n k; 
welchem der Finanzminister jährlich einen Rechen- 
schaftsbericht über die Operationen dieser Institute vor— 
legen mufs. (Über die Einrichtung des Staatsschulden— 
wesens das Reglern, für die Kommiss, der Amortisationsk. 
v. 16. April 1817.) 

4) In England gehört die oberste Leitung des Schul- 
den wesens ebenfalls in die Atlributionen des Finanz- 
ministeriums; die spezielle Detailverwaltung selbst aber 
ist grofstentheils der Bank , die einiger Zweige dersel- 
ben, der Südseegesellschaft übertragen. .. 

5) In dem Königr. der Niederlande finden im Ganzen 
die nämlichen Verhältnisse, wie in Frankreich, statt; 
nämlich, dafs die oberste Aufsicht und Leitung des Schul— 
denwesens in die Attributionen des Finanzministeriums 
gehört, die unmittelbare Verwaltung der A mortis a — 
tionskasse aber einem Generaldirektor übertragen ist, 
der in Betreff der Operationen der Kasse unmittelbar die 
Befehle des Königs einholt. Verschieden sind sie da- 
durch , dafs die Stelle des Generaldirektors von dem Fi— 
nanzminister selbst verwaltet wird, der auch unmittel- 
barer Vorstand der DLvcction du granä livre de la detle 
publique zu Amsterdam, und der Ko m miss io n für 
die Umschreibung der Staatsschuldscheine 
ist. Für die Revision der Operationen und der Rech- 
nungen der Amortisationskasse bestellt eine besondere 
Kommission, die aus den Präsidenten der beiden Stän- 
dekammern, zwei Staatsräthen und drei Mitgliedern der 
Oberrechnungskammer gebildet ist. Die förmliche Ab- 

i 

nähme der Rechnung geschieht durch die Oberrecli- 
nungskamtner. (Gesetz v. 14. Mai 1814, v. 11. Novbr. 
1815 und Yl. Jan. 1816.) 
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6) In Preufsen ist durch die Verordnung v. 17. Januar 
1820 eine Hauptverwaltung 1 der Staatsschul- 
den angeordnet worden, die yon den übrigen Verwal- 
tungsbehörden völlig unabhängig aus einem Präsidenten 
und vier Mitgliedern besteht, wozu, sobald die ständi- 
sche Verfassung eingeführt sevn wird, von den Stän- 

> • ' o ' ' . J, . 

den , und bis dahin von dem Staatsrathe, drei Kandida- 
ten für jede Stelle vorgeschlagen werden, aus welchen 
der König einen ernennt. Die Kommission ist sowohl 
dafür, dafs keine neue Schuld, in so fern sie nicht in 
den gesetzlichen Formen kontrahirt ist, anerkannt wer- 

jö r r, * * i j » »i ^ j j 

de, als auch für die pünktliche Bezahlung der Zinsen, 
und für die gehörige Verwendung des Tilgungsfonds, 
verantwortlich. Die Rechnung wird den Ständen, und 

* 9 # * * f I* * 1 ^ t 4 . ^ ' 

bis zu ihrer Berufung , dem Staatsrathe abgelegt, und 
vom Könige dechargirt. : y/ . r 


Die Kommission ist zu einem besondem Eide ver- 
pflichtet, der durch die Kabinetsordre v. 27; Jän. 1820 
• vorgeschrieben ist. * l} - 1 

O 

( • ** > • • Ml'.) 1 . < • •— * • . • * t\ 

7) In Baiern sind, als Aufsichts- und Kpnlrolbehörde 
der Verwaltung der. Staatsschulden - Tilgungs- 
kommission, die von dem Ministerium der Finanzen 
und dessen Anordnungen abhängig ist, und zur Garan— 
, tie dafür, dafs an dem von den Ständen genehmigten 
Tilgungsplane nichts geändert werde, zwei Mitglieder 
der Kammern (von jeder eins) als Kommissäre erwählt, 
die gemeinschaftlich bei der Schuldenkommission von 
allen Verhandlungen derselben Kenntnifs zu nehmen, 
auf die Beobachtung der festgesezten Normen zu wa- 
chen und bei jedem Reichstage den Kammern (jeder ei- 
nen abgesonderten) Bericht zu erstatten haben. Diesen 
Kommissären ist zugleich die Befugnifs beigelegt, in 
aufserordentlichen Fällen, wo drohende äüfsere Gefahr 
die Aufnahme von Kapitalien dringend erfordert, und 
die Einberüfung der Stände durch äufsere Verhältnisse 
unmöglich gemacht wird, Namens der Stände vorläufig 
ihre Zustimmung zu solchen Anleihen zu geben. (Ver— 
fassungsurk. v. 1818. Tit. VII* §. 11 — 16. Verordn. 
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v» 22. Jul. 1819. Verhandl. der Kammer det Abgeord- 
neten v. 1822.) , 

* • #’ 

8) In dem Königr. Wiirtemberg dagegen ist die Ver- 
waltung des Schuldenwesens den Ständen, und wäh- 
rend diese nicht versammelt sind, dem Ausschüsse über- 
lassen , und der Regierung nur das Recht der Oberauf- 
sicht Vorbehalten , welches dieselbe durch einen Kom- 
missär ausübt, der von den Büchern und von der Kasse 
zu jeder Zeit Einsicht nehmen kann, in die Verwaltung 
selbst aber sich nicht einmengen darf. Die Mitglieder 
und Beamten der Staatsschulden - Verwaltung 
werden von den Ständen, denen sie verpflichtet sind, 
gewählt, und vom Könige bestätigt. (Verf.-Urk.- v. 
1819. §.119 — 123. Statut v. 22. Jun. 1820.) 

. i * 

9) In dem Grofsherz. Baden ist das Finanzministerium 
die leitende Behörde der Amortisationskasse , welches 

, auch die Anweisungen auf dieselbe verfugt. Durch die 
Fundationsurk. v. 1808 ist die fortwährende Kontrole 
des Instituts dem Justiz— (Ministerium) Departement über- 
tragen , dessen Rechnungen am Schlüsse eines jeden 
Jahres einem ständischen Ausschüsse zur Monirung vor- 
gelegt, von der Oberrechnungskammer aber abgenom- 
men werden. (Statut v. 1808. Verhandl. der zweiten 
Kammer, 1820. Über den Antrag zur Bildung einer 

* besondern Aufsichtskommission , und die defsfallsigen 
Diskussionen, die Verhandlungen beider Kammer im 
Jahr 1822 u. 23.) 

. 1 . ‘ 

* • t 

10) In dem Grofsherz. Hessen ist die obere Leitung al- 
ler auf die Staatsschuld Bezug habenden Geschäfte dem 
Finanzministerium übertragen, für die speziellere Di- 
rektion des S taatsschulden - Tilgungsinsti- 
tuts aber eine besondere Behörde angeordnet, die aus 
einem landesherrlichen und aus einem von beiden Kam- 
mern gewählten Direktor besteht \ der Hauptkassierer 
wird von der Regierung , der Kontroleur von den bei- 
den Kammern ernannt. (Gesetz über die Staatsschuld, 
v. 29. Jun. 1821. §. 13.) 


» 
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11 ) In dem Königr. Sachsen sirtd die Kammer- 
schulden (Kammer-Kreditkassen-Kommis— 
sion, Kassenbillet - Komm issi on ) von den 
Landesschulden getrennt, (Steuerkreditkasse, 
16,660,771 Thlr. 2 Gr. 7 Pf.); eben so in Hannover 
(zu 10 Mill. Thalem angegeben; ohne die Kammerschul— 
den, die über 2 Millionen Thaler betragen dürften); 
in beiden Staaten ist die Verwaltung der lezteren den 
Ständen überlassen; was auch in Kurhessen (Land- 
tagsverhandl. v. 1815 u. 1816) , in Walde ck (Landes— 
vertrag v. 19. April 1816, §. 38.), in Weimar, Go- 
tha — Alte nburg etc., und in mehreren anderen klei- 
nern teutschen Staaten , — von auswärtigen, in S c h w e— 
den (Schuldenkomtoir, Konst, v. 1809, §, 66.67.) der 
Fall ist. 

* _ * ) 

12) In dem Herz. Nassau dagegen ist das Schuldenwe— 

sen der Kognition undLinwirkung der Stände ganz ent- 
zogen , die Staatsschuld (ohngef. 6 Mill. Gulden) auf die 
Domänen übernommen, für die Verwaltung derselben eine 
besondere, dem Staatsministerium unmittelbar unterge- 
ordnete Schuldentilgu rig s - Kommission (deren 
Präsidium mit jenem der Domänendirektion verbunden 
ist) und eine besondere Schuldentilgungs — Kasse 
kreirt, welche dieser Kommission untergeordnet und 
mit der Staatskassendirektion verbunden ist. (Edikt v. 
25. Mai 1818.) 


§. 40. 

Kassenverwaltung. Der Organismus der Behörden 
für diese Verwaltung ist vorzüglich von dem Systeme abhängig, 
das in einem gegebenen Staate in Betreff der Anordnung des 
Staatshaushalts überhaupt , und des Kassenwesens insbesondere, 
vorherrschend ist, in wie fern nämlich die gesammte Brutto- 
einnahme in eine Haupt- oder Zentralstaatskasse ein- 
fliefst und der gesammte Staatsaufwand (unmittelbar oder mit— 
telbar) nur aus dieser realisirt wird (Zentralisationssystem); 
oder aber, in wie fern eine Trennung in mehrere Haupt- 
kassen statt findet, deren jede besondere, ihr zur Hebung 
zugewiesene Revenüen von einem oder mehreren Zweigen des 

'v I 

S 
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Staatseinkommens, für eigene Re chnnng'teimfieht, und 
eben so die auf dieselben radizirten Ausgaben für eigene Rech— 
nung bestreitet; endlich, in wie fern das ganze IVlouvemcnl des 
jonds durch Baarsendungen bewirkt, oder aber mehr bankmäfsig 
behandelt wird. (*) ’ ’ . ' ’ V. ; 

In beiden Systemen, von welchen die Zentralisirung und 
mehr bankmäfsige Behandlung eine geringere Anzahl von Kas- 
sen erfordert, überhaupt einen einfachem Mechanismus gestat- 
tet, findet nachstehende Stufenfolge von Kassen statt; nämlich: 

A. Elementarkassen, entweder a H ge me in e , in wel- 

* * ' * r . i 

che alle oder doch mehrere Arten von Revenüen aus einem 

/ I . . 

bestimmten Bezirke einfliefsen, ( * 2 ) oder aber besondere 
- Kassen für einzelne Revenüen zweige • — IVedtamts- oder 
Kameralkassen, für die Domanialgefälle; Forstkas- 
sen, für die Forst- und Jagdreveniien, wo ihre Erhebung 
nicht durch die ersteren bewirkt wird; Zoll-, Akzise— 
und Ste rtipelkassCn, für diese Gefälle;' Postkassen; 

’i i * *• •! } . • ' • ‘ <»» i(l’ >! iil , ' 


. (i 


* « t -»f i 


_ 1) In England werden beinahe alle Geldgeschäfte der Regie- 
rung durch die Bank besorgt, mittelst; Anweisungen, welche der Mi- 
nister auf diese, die Bank aber dahin ausstellt, wo eine Zahlung gelei- 
stet werden soll. Die nämliche Methode, obgleich anders moififizirt, 
findet zumTheil in Frankreich statt, woselbst ein jeder Gencral-Rc- 
cevcur, am - Anfänge' des Jahres ‘ ülter ' der Totalbetrag der direkten 
Steuern in seinem 'Departement* zwölf Wechsel auf sich selbst gezo- 
gen, in den öffentlichen Schatz einliefert, welche dieser entweder auf 
der Börse realisirt, oder durch ihre Abgabe zu Zahlungen verwendet. 
Die Rosten für die Verzinsung etc. .dieser Wechsel wird aus den 
frais de negociation in dem Budget des Finanzminist, gedeckt. Eine 
Darstellung der Verhältnisse der Gcn.-Bccevcurs, und des Verfahrens 
des Tresors, in der Sitzung der Dcputirtcnkammer v. 11 August 1822 
Moni». 215. 

2) Z. B. in Ku r h e s sen die Rentamtskassen für alle Re- 
venuen,. mit Ausnahme der indirekten Steuern. — In Raiern, die 
Rentämter für alle Gefalle aus Auflagen, Regalien und Gütern, 
In mehreren Staaten sind für die Erhebung der direkten Steuern aus 

• " «i« *»• < i, , | 

gröfseren Bezirken, Rreiskasscn angeordnet, z. B. in mehreren 
Regierungsbezirken in Prcufscn, in Hannover. — In Sachsen 
Rreis - und Amtssteuerkassen. Die Erhebung der Domanialgefellc 
wird z. B. in Prcufscn und anderen Staaten, durch den Doma- 
nial-Amlspächter bewirkt. 
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Berg- und Salinenkassen bei einem jeden Bergam- 
te etc. , — überhaupt dergleichen Kassen bei einer jeden Ver- 
waltung, mit welcher zugleich eine Erhebung von Reve- 
nuen verbunden ist. Ob auch für die direkten Steuern? 

* 

ist davon abhängig, ob ihr Einzug durch Agenten der Ver- 
waltung bewirkt wird, oder aber, als Kommun— und Kor— 
poratiopssache , den Kommunen und Ämtern überlassen ist, 
in welchem Falle sodann diese Korporationskasse als Eie— 
mentarkasse zu betrachten ist. ( l ) 

B. M ittelkassen, entweder für einzelne Revenuen— 
zweige aus gröfseren Bezirken — Öberzoll-, Ober — 
akzise-, Kreissteuerkassen u. dergl., — oder aber als 
Zentralkasse für alle Arten von Rev%nüen aus 
einem Verwaltungsbezirke (Kreis oder Provinz), 
und als Zahlkasse der Staatshauptkasse, für die in einem 
solchen Bezirke zu realisirenden Ausgaben. ( 2 ) 

- ; ■ v 

C. Die Staa*tshauptkasse — General- Zentralstaats- 
kasse, Schatzamt, Tre sor public , — als der endli- 
che Zentralpunkt, in welchen alle Einnahmen zusammen- 
laufen , und aus welcher alle Ausgaben unmittelbar oder 
mittelbar realisirt werden. 

Von diesen Kassen werden die ersteren , nämlich die Eie— 
mentarkassen, in der Regel nur als Einnahmekassen be- 
handelt, die für eigene Rechnung keine Zahlung leisten, 
in einigen Staaten selbst keine besondere Rechnung stellen; ( 3 ) 

II, ■ ■■■ ■■■■■■ H l— J 

• ß * 

1) Diese Einrichtung z. B. in Würtemberg; die Staatshaupt- 

kasse berechnet sich nur mit den Amtspflcgkassen der Ober- 
ämter. (Verfass.-Urk. v. 1819. §. 115. 116,) ’ • 

2) Z. B. die Rcgierungs-Haup.tkassen, für jeden Regie- 
rungsbezirk in Pfeufsen; in mehreren auch eine besondere In- 
stitutenkasse ; die Kreiskassen in Baicrn; die Ober-Einnehmereien in 
Baden; die Provinzial-Kainmerkassen in Kurhessen; die Depar- 
tements-Kassen in Frankreich, in den Niederlanden, in Spa- 
nien, überhaupt in allen gröfseren Staaten, in welchen eine unmittelbare 
Verbindung der Hauptkasse mit den Elementarkassen unthunlich ist. 

3) Eine solche Einrichtung z. B. in Nassau, wo die Ge- 
neral-Steuer- und General -Domänendirektion am Anfänge eines 
jeden Jahres einem jeden Rezepturamte einen Etat über die 

13 
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welches erstere in mehreren Staaten auch in Ansehung der Mit- 
telkassen der Fall ist, welche sammtliche Ausgaben der Staats— 
hauptkasse als Baarsendung zurechnen. ( l ) 

In Staaten , in welchen den Ständen die Selbstverwaltung 
der Steuern, oder doch eine eingreifende Einwirkung auf diese 
zust^ht, ist für diesfe gewöhnlich eine besondere Hau p t- oder 
Landessteuerkasse, sodann eine besondere Hauptkam- 
merkasse angeordnet, in welche die Domamal—, die Forst— 
reveniien, 'überhaupt alle diejenigen einfliefsen, deren Verwal- 
tung, nach Maafsgabe der Verfassung, der alleinigen Disposition 
des Regenten überlassen ist. (*) » 


,ß 

Solleinnahme in seinem Bezirke zufertigt, über deren Einzug und 
Verwendung nach Maafsgabe der von der Staatsk^ssen-Direktion er- 
haltenen Anweisungen , jedes Amt am Schlüsse eines jeden Monates 
einen belegten Status einsendet, aus welchen nach Ablauf des Jahres 
jede der beiden Gen. -Direktionen die Hauptrechnung, die erstere 
über die Steuern , die andere über die Domanial gefalle, und über den 
Verwaltungsaufwand aufstellt. (Edikt v. 24. Jan. 1816.) 

. 1) Dieser Grundsatz der Zentralisation ist auch in der neuesten 

Organisation in Kurhessen (Verordn, v. 29. Jun. 1821. §. 94. f.) 
und in dem Grofsherz. Hessen (Verordn. v. 26. Junius 1821) vor- 

* t i 

geschrieben worden. 

2) Eine solche Trennung z. B. im K. Sachsen, wo unter Ver- 
waltung des Obcr-Slcucrkollcgiums für die Steuern drei, Hauptkassen 
angeordnet sind, nämlich: die Tranksteuer- Haupt-K. , die Schock- 
stcuer-Haupt-K., die Quatcmbersteucr^Haupt-K. ; — sodann die unter 
der Leitung des Geh. Finanzkollcgiuins stehende Hauptkasse für alle 
übrigen Einnahmen. In gleicher Art in Gotha, Weimar etc. — 
In Hannover, die Gen. -Stcucrkassc, sodann die General- 
kasse, in welche die Gelder aus der erstem, und die übrigen 
Revenuen unmittelbar einfliefsen, und die unmittelbar unter dem Mini- 
sterium steht. 

Oh das Sleuerbcwilligungsrecht der Stände zugleich jenes zur 
Forderung der Selbstverwaltung der bewilligten Steuern in sich 
schliefse? — diese Frage möchte, wenn das Vcrhältnifs der Stände, 
besonders in Repräsentativ- Verfass., richtig aufgefafst wird, schwer- 
lich bejahet werden können, vielmehr als eine dem monarchischen 
Prinzip derogirende Anomalie betrachtet werden müssen. Auf jeden 
Fall wird durch eine solche Ausscheidung, die Einheit in der Ver- 
waltung gefäiirdet. 


v. 
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Aufser den angezeigten Kassen bestehen dergleichen theils 
als’ Hauptkassen für technische oder solche Verwaltungen, 

“ * ,, i •* 

die einen täglichen , oft bedeutenden Geldumsatz erfordern, und 
deren Verrechnung zugleich sehr verwickelt ist (z. B. für die 
Post-, Bergwerksverwaltung, Lotterie, etc.), die jedoch nur als 
Spezialkassen der Staatshauptkasse zu betrachten sind, theils 
auch nur als Ausgabekassen für einzelne Zweige des Staats- 
dienstes (z. B. die Kriegskassen, die Schuldenkassen, die Schatz— 
kasse, etc.), endlich auch für Institute, über welche der Staat 
nur eine mehr oder: weniger eingreifende Aufsicht führt (z. B. 
Brandassekurationskasse n, dergl.), deren Verhältnisse durch be- 
sondere Reglements in jedem Staate besonders geordnet sind. 


* * ^ ' 

Kiese like hat in seinen Grundzdgen zur zweck— 

mäfsigen Einrichtung des Staatskassen*- u.Rech- 
nungswesens, und seiner Kontrole, Berlin 1821, 
S. Sl folg., und (S.^il4.) anstatt des Zentralisirungssystems 
ein anderes vorgeschlagen , nämlich anstatt einer Zentral— 

V ' O ' ^ i * * 

• kasse , die er durchaus verwirft : , , , 

a) als Zentralpunkt des gesammten Staatsrech- 
Uungs— und Kassenwesens, die Staatsbuchhaltung; 

b) als Einheitspunkte der verschiedenen Verwaltun- 
gen, Ministerialkassen; 

c) als Einigungs punkte der Provinzialverwaltungen, 
blofs Provinzialbuchhaltungen; / 

erste Einigungspunkte der speziellen Ver- 
waltung, Kreiskassen; und . , 

e) für die Einzelnheiten der Verwaltung, Spezial- 
kassen. 

Zur Begründung seines Vorschlags bezeichnet derselbe 
als nächsten Zweck des Staatskassen- und Rechnung— 
w'esens: „Erhebung, Verausgabung und Berechnung des 
Aufwandes, welcher für den Gesammthaushalt des Staats 
erfordert imd verwendet wird;“ 
als zweiten: „dafs dasselbe die vollständigste Übersicht 

der Verwaltung darstellen mufs, und zwar eine solche, 
die in jedem Augenblicke auf jedem Punkte vorhanden 
ist:“ 
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als dritten: „dafs dasselbe so eingerichtet seyn müsse , um 
allen Forderungen dei; vollständigsten Kontrole in jedem 
Augenblicke entsprechen zu können ; u 

als vierten; „dafs dasselbe einfäehe , s mit jedem gegebenen 
Zeitabschnitte rein abgeschlossene Rechnungen liefere ; a 
endlich als wesentliches 'Erforderndes: „dafs dasselbe die 

gröfste Zirkulation des Geldes nicht hemme, sondern mög- 
lichst begünstige und befördere.“ . 

Allerdings mufs eine vollkommene Einrichtung des Kas- 
sen— und des damit verbundenen Rechnungswesens, diese 
Zwecke erfüllen. Ob aber dieselben gerade durch die Zentrali- 
smus g nicht eben so vollständig , und selbst Vollständig 
ger, als durch das vcrgeschlagene System, erreicht werden? 
ist die Frage, welche durch alles, was in dieser Beziehung 
angeführt worden ist, nicht genügend gelöst scheint. Der 
■ ’ Hauptgrund, aus welcheih Herr Kieschke eine Haupt— 
? * oder Zentralkasse ils unzureichend und defshalb als unzweck— 

\ i j 

mäfsig verwirft; ist, Weil eine solche nicht eine vollständige 
“^ Übersicht aller Verwaltungen, z. B. nicht darstellen könne, 
was die Domänen ertragen , was sie gekostet haben , weil in 
dieselbe nur die Überschüsse der Provinzialkassen einfliefsen, 
. : . und weil es unmöglich sey , bis zu den Einzelnheiten (den 
Spezialkassen) herunterzusteigen: ' 

Dieser Einwurf, bei welchem offenbar die Einrichtern—, 
gen in dem preufsischen Kassenhaushalte (*)j vorgeschwebt ha- 
ben, würde allerdings, aber auch nur dann begründet seyn, 
wenn in der Zentralkasse wirklich nur die Üb fe'fe.ch ü s se 
der Provinzialkassen , oder sogenannte EtatsquantV, verrech- 
net würden, nicht aber, wenn — -worin der karakteristische 
Unterschied und Vorzug der Zentralisirung besteht — der 
Bruttoertrag von allen und jeden Revenuen bei dersel— 
ben nachgewiesen wird, und wenn eben so alle und jede 
Ausgaben unmittelbar oder mittelbar, nämlich durch An— 
’ c Weisung auf alle übrigen Kassen , durch diese Kasse realisirt 
und in ihrer Rechnung nachgewiesen werden. 


’ 1) Wenigstens die frühere, wo nur die Überschüsse aus den Pro- 
vinzialkassen an die Hauptkassen in Berlin eingesandt worden sind. 
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Die Schwierigkeiten , welche Herr Kieschke, in Ab- 
sicht auf die Stellung der Rechnung, schildert, nach ihm 
„ein Buch , vielleicht ein halbes Riefs Papier enthaltend, zur 
Hälfte mit Einnahmen, zur Hälfte mit Ausgaben angefüllt, 
die bald von diesem, bald von jenem Ministerium vertreten 
werden sollen“ — beweisen den Mangel einer richtigen An- 
sicht oder Kenntnifs, sowohl von der mechanischen Einrich- 
tung des Kassenwesens in dem Zentralisirungssysteme , und 
der Einrichtung der Bücher in demselben , als von den Ver- 
hältnissen der Departementsminister zur Kasse, so wie das 
Beispiel von Staaten, in welchen dasselbe besteht, darthut, 
dafs 'auch die Besorgnisse wegen jahrelanger Verschleppung 
der Rechnungsstellung nicht gegründet sind. Überhaupt 
dürfte eine vollständige Analyse dieser Vorschläge und der 
Gründe für ihre Motivirung, wohl eher auf ein dem beab- 
sichtigten entgegengeseztes Resultat, und auf das hinfüh— 
ren, dafs die allerdings unerläfslich nothwendige Übersicht 
durch die Zentralisirung leichter als durch eine Einrichtung 
erhalten werden kann, die den Geldhaushalt des Staats in 
acht oder mehr Ministerialkassen vetsplittert , deren jede sich 
mit einer grofsen Anzahl von Kreiskassen berechnen mufs. 

' ' * §• 41 . 

* * 

Die formale und innere Organisation der Kassen- 
behörden, vbrzüglich jener für die Haupt- und Zentralkassen, 
ist vorzüglich in zweifacher Hinsicht verschieden, in wie fern 
nämlich der administrative Theil der Kassenverwal- 
tung von den eigentlichen Kassengeschäften getrennt ist, 
lind für den erstem besondere Behörden angeordnet sind ; sodann, 
in wie fern die Einnahme und Aufgabe in einer Kasse verei- 
nigt ist, oder aber beide getrennt), für die erstere und für die 
leztere besondere Kassen und Behörden — eine besondere Ober- 

i , 

ein nähme und ein besonderes Hauptzahlamt — ■' angeordnet 
sind. (*) Ein fernerer Unterschied endlich findet in so fern statt, 


1) Die erstere Einrichtung i. B. in Baiern, woselbst Ein- 
nahme und Ausgabe in einem Zentral-Staatskassirer vereinigt sind, 
mit einem Kontroleur, einem Einnahme-Buchhalter, sodann mit he- 


t 



als für jede Kasse nur ein verantwortlicher Beamter angeordnet, 
oder aber demselben ein Kontroleur mit wesentlichen, die selbst- 
ständige Wirksamkeit des erstem beschränkenden Attributionen 
. zur Seite gestellt ist. . * * * - 

In mehreren, besonders gröfseren •’ Staaten , sind hei der 
Hauptkasse besondere Hilfskassen angeordnet, theils für ein- 
zelne Zweige von Einnahmen und Ausgaben , theils für diejeni- 
gen , die überhaupt täglich zu realisiren sind, (*) die jedoch le- 


sonderen Ausgabe-Buchhaltern für die einzelnen Ministerien (Note 2.) 
(Verordn, v. 8. Aug. 1807, die Formation der Zentral-Staatsk. betreff.) 
Diese Einrichtung in einer grofsen Anzahl von Staaten. Die 
zweite in Frankreich, Ostreich (Li chtenstern S. 507. St. 
Schema!. 'S. 517.) , . in den Niederlanden, in Rufsland, in , 
Würtemberg (Instrukt. v. 10. Nov. '1818. §. 2. 21.) 

1) So z. B. in Frankreich, wo die frühere Einrichtung, 
in welcher der Generalkasso eine Caisse des recelles joumalitres , und 
eine solche des depenses j ournalibres , nufserdem eine Caisse de Service 
für die Realisirung der Effekten und für die auswärtigen Operatio- 
nen zur Seite gestanden hat, gegenwärtig in der Art abgeändert ist, 
dafs die Hauptkas.se zwar nach wie vor den einzigen Zcntralpunkt 
bildet, die Einnahme und die Ausgabe getrennt, für ihre Operationen 
aber nachstehende Hilfskassen angeordnet sind , nämlich : ein Sous - 
Caissier des esp&ces ; ein solcher des depenses ; ein solcher des effets 
nur Paris; ein solcher des bons royaux ; ein solcher des effels a pro- 
tester ; ein solcher des Mandats et rescriptions de la Caisse centrale 
eur les receveurs gdneraux ; ein solcher des valeurs ; endlich ein Sous- 
Caissier liquidateur des payemens en suspens. — Dirigent aller dieser 
Unterkassen ist der Generalkassirer, der für dieselben zugleich ver- 
antwortlich ist. Für die Ausgabe, besteht eine besondere llauptzahl- 
hasse Cpayeur principal des depenses des Ministbres ) der seine Fonds 
von dem Generalkassirer in grofsen Summen empfangt, dem aber für 
die Detailzahlung besondere Hassen untergeordnet sind, nämlich: eine 
solche für das Kriegsdepartement, eine 2tc für die Marine, eine 3tc 
für die übrigen Ministerien, eine 4tc endlich, für die fundirte Staats- 
schuld. Dem Generalkassirer stehen zwei Inspektoren zur Seite, der 
eine, für das Visa aller Quittungen , welche derselbe ausstellt j der 
andere, für die Prüfung der im Portefeuille der Kasse befindlichen Ef- 
fekten. Alm. roy. v. 1822. S. 190. M. «• auch Neugebauer Dar- 
stellung des Verfahrens im Kassen- und Rechnungswesen bei der 
franz. Verwaltung. Breslau 1820. S. 69 folg.) ’ , 

Eine ähnliche Einrichtung in Baiern, wo dem Zentral-S teuer- 
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«Eglich nur als innere Geschaftsabthoilung von der Hauptkasse 
abhängig, nur in wenigen Staaten als möhr selbstständige Be- 
hörde bestehen. • 


kassirer, für die Saldirung und Verrechnung des Details der Ausga- 
ben, besondere Ausgabe-Buchhalter, nämlich: ein solcher für 
den Hofetat, für das Departement des Äufsern, für das Justiz-Dep., 
für das Dep. des Innern , für jenes der Finanzen, und für die Schul- 
denverwaltung zur Seite gestellt sind, jeder mit einer besondern 
Handkasse, die ihren Verlag theils baar, theils mittelst der von den 
Kreiskassen als Baarsendung zugerechneten Quittungen aus der Zcn- 
tralkasse empfangt. Für das Kriegsministerum besteht eine besondere 
Kriegskasse , die aus der erstem ihre Dotation in monatlichen Baten 
empfängt, und über die Verwendung eine besondere Rechnung stellt, 
wogegen die Nachweise der Verordnungen der erwähnten Buchhal- 
ter in die Rechnung des Zentral-Steuerkassircrs übernommen wird. 
(M. s. die in vorst. Note alleg. Verordn. Schmclzing 1. c. II. S. 180.) 

Eine andere besondere Einrichtung in Absicht auf die Behand- 
lung und Verrechnung der Ausgaben für die Ministerial-Deparle- 
ments, ist neuerlich in Würtemberg verfügt worden (Verordn, v. 

17. Jun. 1822, die Errichtung besonderer Ministerialkassenbetr.), in Folge / 
welcher für die Depart. der Justiz, der ausw. Angclegenh., des Innern und 
der Finanzen, bei jedem derselben eine solche Ministerialkasse mit der 
Verpflichtung zur unmittelbaren Rechnungslegung ange- 
ordnet worden ist. — pie von der St.-Hauptkasse an die Minislerial- 
kassen selbst, oder für ihre Rechnung geleisteten Zahlungen , werden 
bei der erstem blofs in Hauptsuminen , ohne Berücksichtigung der 
Rubriken für welche 'sie statt gehabt haben , verrechnet , wogegen 
die Ministerialkasscn die bisher von dem Obcrzahlamt der St.; Haupt- 
kasse unmittelbar behandelte Kassen- und Rechnungsführung in dem 
Maafse übernehmen, a ) dafs sie die Zahlung entweder unmittelbar 
leisten, oder 6) dieselbe mittelst Anweisung der Staatshauptkasse auf 
die Spezialkassen leisten lassen, und die Quittungen zum Beleg ihrer 
Rechnungen empfangen, <•) oder endlich, dafs sie die spezielle IVach- 
weisung einzelner Ausgaben den Spezialkassen überlassen , und so- 
dann die von diesen geleisteten Zahlungen aus den monatlichen Ab- 
schlüssen in ihre Rechnungen übernehmen. 

Die Einnahmen dieser Ministerialkasscn bestehen: a) in den 
haaren Empfängen aus der St.-Hauptkasse; V) in den Aufrechnungen 
von Quittungen für die von der St.-Hauptkassc fürdas Ministerium ge- 
leisteten Zahlungen ; c) in dem Betrage der summarischen Zurechnun- 
gen der aus den monatlichen Abschlüssen der Spezialkassen für den 
Etat des Ministeriums nachgewiesenen Zahlungen. — Von den Aus- 
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Die Stellung, Bildung und die Attributionen der Behörden für 
den administrativen Theil der Kassen Verwaltung sind nach 
Maafsgabe abweichend, als dieselben als eine dem Finanzministe- 
rium unbedingt oder bedingt koordinirte selbstständige Oberbehörd*} 
- konstituirt sind, (*) oder nur eine Geschäftsabtheilung in dem 
Finanzministerium oder bei der Kasse selbst bilden. ( * 1 2 ) In 


1 ' — " 

gaben werden in der Regel nur solche, die mit der Verwaltung des 
Ministenums Zusammenhängen (Kanzlei-, Reisekosten, Diäten etc.) 
unmittelbar aus der Ministerialkasse: Besoldungen, so wie überhaupt 
alle übrigen Personal - und materielle Ausgaben , nach wie vor, von 
der St.-Hauptkasse realisirt, die über dieselben am Schlüsse einer jeden 
Woche mit der erstem abrcchnct und die Belege und Quittungen 
als Baarzahlung zurechnet, in ihrer Rechnung aber in Einnahme 
Und Ausgabe nachweist. — 

Ob durch diese Einrichtung wirklich gröfsere Klarheft und Über- 
sicht gewonnen werden kann? muss der Erfolg lehren. 

. / 

1) Eine solche Behörde war das Minister* du tresor -public un- 
ter der Kais. Regierung in Frankreich, mit nachstehenden Attri- 
butionen : Vexcculion des lois et decrets , qui ont pour objet , d’assu- 
rer les recettes du tresor et de regier les ddpenses publiques ; la Di- 
stribution des fonds & mettre d la Disposition des differens Atinisleres 
et Vautorisation de payement de leurs ordonnances ; les instruclions , 
qui rkglent la comptabilitd des receveurs generaux et parti culiers , des 
payeurs etc. ; la surveillance et le controle du versement des fonds et 
revenus publics de tonte nalure , de la caisse du tresor public d Paris y 
ou Jans les caisses exterieures ; les negociations , qü'exige le Service; le 
mouvement des fonds ; les 'poursuites pour le recouvrement des Debets 
des complables et autres debiteurs. — (Code politique , S. 297.) 

In Rufsland, die 2te Sektion des Fin.-M. oder das Reichs- 
Schatzamt, welchem die Disposition über die eingekominenen Gel- 
der zusteht u. s. w. ( M. s. weiter, unten.) — In Schweden, das 
Staalskomtoir. 

Zwar nicht als ganz unabhängige, doch als selbstständige Behör- 
de, die Kassenkommission in Baden. (M. s. ob. S. 117.), — die 
St aatsk assen-D ir elrtio n in INassau. (Edikt v. 11. Sept. 1815.) 

2) Als Geschäftsabtheilung in dem Finanzministerium , z. B. ge- 
genwärtig in Frankreich, die Division du mouvement des fonds , 
und die Direction des depenses. — In den Niederlanden, die Dt-' 
vision de la trtsorerie generale in dem Finanzminislcriurh. — In Preu- 

\ fsen, die Generalverwaltung des Kassen wesens, als Ab- 
theiliyig in dem Finanzminist. Als besondere Geschäftsablheil. 
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dem ersten Falle , der jedoch in der Regel nur in grofsen Staa- 
ten statt findet, umfassen die Attributionen dieser Behörden 
nicht nur alles, was auf die Aufsicht und Leitung der innern 
Kassenverwaltung Bezug hat, sondern auch die Anordnungen 
in Betreff des Einzuges, und der von der Kasse zu leistenden 
Zahlungen, jene in Betreff ihrer Verrechnung, überhaupt alles, 
was auf die Leitung der Verwaltung des Geldhaushalts des Staa- 
tes Bezug hat. 

■ i ■ ' 

Eben so verschieden endlich sind die Einrichtungen zur 
Kontrolirung der Geschäftsführung der Kassenbeamten , für 
Reiche in mehreren Staaten besondere Agenten angeordnet sind ; 
wogegen in anderen diese Aufsicht und Kontrole , im Allgemei- 
nen , in dem Geschäftskreise der oberen und Mittelfinanzbehör- 
den begriffen ist. ( l ) 

■ 

bei der Kasse selbst: z. B. in Würtemberg, ein Direktor für die 
Oberaufsicht und Leitung der gesartimten Geschäftsführung bei der 
Kasse. (5tes Edikt v. 18. Novbr. 1817. Instrukt. für die Einrichtung 
des Kassen- und Rechnungswes. v* 10. Novbr. 1818, welche Stelle in 
der neuesten Zeit mit jener des Direktors der Oberrechnungskammer 
verbunden worden ist. (?) — In Kurhessen, woselbst der Direktor 
der Generalkasse in gewisser Beziehung die Kontrole ausübt , indem 
derselbe dafür verantwortlich ist, dafs der ordentliche jährliche Kre- 
dit, so wie die Summen, die für aufserordentliche Ausgaben etwa bewil- 
ligt worden , nicht überschritten werden , zu welchem Ende alle Zah- 
lungsanweisungen auf die Generalkasse, und auf die Provinzial-Kam- 
merkassen, durch seine Hände gehen müssen. (Verordn, v. 29. Jun. 1821. 
5-94 — 101.) — In gleicher Art in dem. Grofsherz. Hessen. (Ver- 
ordn. v. 26. Jun. 1821.)- 

1) Das erstere z. B. in Frankreich, wo für die Aufsicht auf 
die Kassenverwaltung und die Revision derselben, zwölf Gcneralinspek- 
toren, zwölf Inspektoren und zwölf Unterinspektoren j für jene der 
Elementarkassen der einzelnen Finanzzweige , besondere Verifikateure 
und Kontroleure angeordnet sind. (Defsfalls. Verhandl. in der Depu- 
r tirtenkammer , im Aug. 1822. Monit. IN’r. 210.) — In Preufsen da- 
gegen ist diese Aufsicht den Regierungen übertragen, in deren jeder 
ein Mitglied, als Kassenrath, die spezielle Aufsicht und Kuratel 
über die Regierungshaupt kasse und über die bei derselben angeslcll- 
ten Beamten , führt , und zu deren Gesehäftskreis überhaupt alles ge- 
hört, was auf die Sicherheit der Kaßse, die Ordnung in der Ge- 
schäftsführung etc. Bezug hat, und die zugleich dafür verantwortlich 
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§: 42 . 

Auch in dem Finanzdepartement bestehen in einigen Staa- 
ten, aufser den angeführten Behörden, noch ändere dergleichen 
für einzelne Gegenstände und Geschäftszweige, die aus örtlichen 
oder anderen Rücksichten angeordnet sind , die jedoch als Aus- 
nahmen von dem gewöhnlichen Vervyaltungsorganismus zu be- 
trachten , theils auch nur vorübergehend sind , und defshalb um 
so mehr übergangen werden, weil für dieselben im Allgemei- 
nen die nämlichen organischen Einrichtungen , wie für die an- 
gezeigten Behörden , statt finden. 

F. Militärverwaltung. 

§. 43 . . 

Der Organismus der Behörden für die Militärverwaltung, 
die beinahe in allen Staaten aus der Zivil Verwaltung ausgeschie— 
den, ein für sich abgeschlossenes Ganzes bildet, ist theils von 
der Stärke der Armee , sodann aber und vorzüglich auch von 
dem Systeme abhängig, das in Ansehung der Militärverwaltung 
selbst besteht. 

i 

Diese Systeme können im Allgemeinen auf zwei reduzirt 
Werden ; nämlich : 


sind, dafs keine Etatsüberschreitungen, keine Anweisungen auf un- 
geeignete Fonds etc. statt finden. (M. $. Instrukt. für die Geschäfts- 
führung der Regierungen, v. 23. Oktbr. 1817. §. 45.) — Eine gleiche 
Anordnung in Kurhessen, wo die Kuratel einem Mitglicde der 
Hammer in jeder Provinz übertragen ist , das , mit Zuziehung eines 
Gegenschreibers , die Kreiskassen monatlich revidirt. Für die Revision 
der Renteikassen sind hei einer jeden Hammer zwei bis vier Kasscn- 
kontroleure angeordnet. (Verordn, v. 29. Jun. 1821.) — In Baiem 
wird diese Aufsicht auf die Kreiskassen durch eine besondere Kom- 
mission realisirt, die aus dem Präsidenten, dem Direktor der Finanz- 
kammer und dem Departementsrath für das Kassenwesen , besteht. 
(Verordn, v. 27. März 1817.) — In Würtemberg ist die Revision 
der Staatshauplkasse der Oberrechnungskammer, jene der Elementar- 
kassen , den Finanzkammern übertragen , welche dieselbe jedoch nicht 
in regelmäfsigen Terminen , sondern nur gelegentlich vornehmen las- 
sen; welche Einrichtung auch in Baden und mehreren anderen Staa- 
ten statt findet, schwerlich aber als zureichend erachtet werden kann. 
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1) jenes der Verwaltung durch Provinzial-Mitteibehör- 
den (Provinzialkommando’s) in grofseren Bezirken , nicht 
nur der rein - militärischen Angelegenheiten , sondern auch 
der ökonomischen und gerichtlichen , deren Leitung und 
beziehungsweise unmittelbare Selbstverwaltung in einer Be- 
hörde vereinigt ist, die als Mittelbehörde zwischen dem * 
Kriegsministerium und einem bestimmten Bezirke, in die- 
sem lezteren aber als Oberbehörde für alle in demselben 

t 

garnisonirenden oder stationirenden Truppenkorps, Abtei- 
lungen etc., und fiir alle in demselben befindlichen Mili- 
täretablissements etc. fungirt; sodann 

2) das Zentralisationssystem und die Trennung der 
rein-militärischen Angelegenheiten von allem, was auf Mili— 
tärökonomie Bezug hat, in welchem die Wirksamkeit der Pro- 
vinzial— oder Divisionskommandanten auf die erstere be- 
schränkt ist, die Behörden und Beamten fiir alle Zweige 
der Verwaltung aber theils unmittelbar, theils in stufen— 
weiser Unterordnung, entweder von einzelnen besonderen 
Zentralbehörden oder von einzelnen, diese Behörde bil- 
denden Abtheilungen in dem Ministerium ressortiren. 

Das erstere dieser Systeme findet z. B. in Ostreich 
statt , in welchem Staate dreizehn Generalkommando^, 
deren jedes über einen Haupttheil des Staates , oder auch über 
mehrere kleinere Provinzen sich erstreckt, angeordnet sind, die 
zu dem Hofkriegsrathe in dem nämlichen Verhältnisse, wie die 
politischen Länderstellen zu den Hofkanzleien stehen , und an 
welche alle in dem Umfange ihres Bezirks befindliche Truppen, 
kommissariatische und andere Beamten, und alle Festungskom— 
mandanten angewiesen sind. Bei einem jeden derselben sind, 
unter der obersten Leitung des Generalkommandanten, fünf 
Departements angeordnet, deren jedes einen besondern Referen- 
ten hat; nämlich: 

/ 

a) das Militär — Departement, — Referent, dei General- 
kommando-Adjutant; ' 

h) das politische Departement, — Referent, ein Feld- 
kriegssekretär ; 

c) das ökonomische Departement, — Referent, der Ober- 
kriegskommissär ; 

i 

/ i 
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«R das Verpflegungs- Departement, — Referent, der Ober- 
* Verpflegungsverwalter ; 

e) das Justiz - Departement, — Referent, ein Generalaudi— 
tor- Lieutenant. 

Alles, was von den Truppen oder sonst einge)it, wird in 
ordentlichen Sitzungen , die regelmäfsig in jeder Woche , unter 
dem Vorsitze des kommandirenden Generals statt finden , kolle- 
gialisch entschieden , oder , nach Verschiedenheit der Gegen- 
stände und nach Maafsgabe der bestehenden Vorsdhriften, an den 
Hofkriegsrath befördert. 

Zu den besonderen Obliegenheiten des kommandirenden Ge- 
nerals gehört die Aufsicht darauf, dafs alle Geschäfte pünktlich 
erledigt werden und keine Rückstände verbleiben , zu welchem 
^ wecke derselbe sich am Ende eines jeden Monats von einem 
jeden Referenten ein summarisches Verzeichnifs der eingekom— 
menen, erledigten und unbearbeiteten Einläufe vorlegen zu las- 
sen hat; so wie auch am Ende eines jeden Quartals ein Bericht 
über den Geschäftsbetrieb , am Ende des Jahrs aber ein Rechen- 
schaftsbericht über die Lage aller Geschäftszweige an den Hof- 
kriegsräth eingesandt werden mufs. 

Aufserdem ist in dem Bezirke eines jeden Generalkomman- 
do^ ein Judicium delegatum militar e mixtum unge- 
ordnet, als General -Militärgerichtsstelle in bürgerlichen Rechts- 
sachen und in den Geschäften des adelichen Richteramts, für 
alle zur Militärgerichtsbarkeit gehöjigen Personen, die sich in 
dem Bezirke des Generalkommando^ aufhalten und keinen be— 
sondern Gerichtsstand haben. Sodann sind zum Ressort dieser 

v Gerichte verwiesen': 

\ # 

u) alle Angelegenheiten der Regimenter, wenn diese in Cor - 
pore benannt werden; 

b) die Obersten aller , und die Kommandanten der vakanten 
Regimenter, so wie sonstiger, eine eigene Gerichtsbarkeit 
ausübender Bataillons ; 

c) alle kommandirten , beurlaubten und durchreisenden Mili- 
tärpersonen, deren Gerichtsstand sich nicht im Länderbe- 
zirke des Generalkommando^ befindet, wenn sie in Rechts- 
angelegenheiten belangt werden; 

d) der landesherrliche Fiskus, wenn derselbe wegen einer 
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das MilitKrararium betreffenden Forderung als Klager oder 
Beklagter auftritt; 

<*) die Eheprozesse über Giltigkeit der Ehe, oder wegen Tren- 
nung einer solchen zwischen Militärpersonen. 

Die Geschäftsbehandlung bei diesen Gerichten ist kollegia— 
lisch. Dieselben bestehen, unter dem Vorsitze des kommandi— 
renden Generals, nebst zweien von den Landrechten kommitir— 
ten Landräthen, aus einem Generalauditof-Lieutnant, einem 
, Staabsauditor, einem Rathsprotokollisten, einem Aktuar und ei- 
nem Kanzellisten. , Der Generalauditor -Lieutenant fungirt als 
Kanzleidirektor und vertheük die Arbeiten; wogegen derStaabs— • 
auditor zunächst das Referat für die Verlassenschafts- Verhand- 
lungen zu besorgen hat (*) 


t 


§. 44 ..;,. 

Das zweite dieser Hauptsysteme , nämlich das Zentrali— 
sationssystem, ist in der französischen Armee in Anwen- 
dung, 1 in deren Verwaltung das rein — militärische von al- 
lem, was auf die Militärökonomie im weitesten Sinne des 
Worts Bezug hat, getrennt ist, und für diese leztere besondere 
Beamten angestellt sind, die von aller Einwirkung der Divi— . 
sionskommandanten , deren Wirksamkeit lediglich auf das er— 
stere beschränkt ist, unabhängig, einzig und unmittelbar von 
dem Kriegsministerium ressortiren. 

Diese Beamten sind gegenwärtig die Militärintendan — 
ten, die aus einer Vereinigung der früher, und bis zur Ordon- 
nanz tom 18. Septbr. 1822. (Monit. Nr. 262.) abgesonderten 
Korps der Revüeinspektoren und der Kriegskommis — 
säre gebildet und in die Militärdivisionen in der Art vertheilt 
worden sind, dafs in dem Hauptorte einer jeden dieser lezteren 

, i 

ein Intendant, in jedem Hauptorte eines Departements aber, so 
wie in jedem Waffenplatze erster Klasse ein Unterintendant 
( Sous—Inlendant ) angestellt ist. ( 2 ) 


1) v. Cundschuli’s Übersicht des bei der k. k. Armee beste- 
henden Militärökonomiesystems etc. 2.Aufl. Prag, bei Haase. 3 Theile 
und 4 Supplementbände. 18l6 — 1818. 

v. Lichtenstern, S. 448 — ,512. 

2) Unter der kaiserl. Regierung waren die Attributioneh beider 
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Im Allgemeinen fungiren dieselben als Delegaten des Kriegs— 
ministeriums für alles , was die Ausgaben für die Armee, die 
möglichste Ökonomie in denselben , die Regelm afsigkeit der zu 


leistenden Zahlungen und die möglichste Beschleunigung der 
Ablage der Rechnungen betrifft. Das Detail ihrer besonderen 
Attributionen (im Allgemeinen die vorerwähnten der Reyüein— 


fügnifs zum Eingreifen in dieselben, und sind nur zur Ausübung 


nisterium selbst, war die Militärverwaltung unter zwei Minister ge- 
theilt , nämlich : das eigentliche Kric.gsministcrium, c) für al- 
les, was auf die Konskription, die Organisation , Disziplin, Polizei 
der Armee , auf die Verwendung derselben , die Dislokationen, 


reaukosten und aufserorientlichen Gehalte und Ausgaben etc. Bezug 
hatte; sodann das Ministerium der Kriegsverwaltung, zu 
dessen Attributionen nachstehende Gegenstände gehört haben ; nämlich : 
a ) die Verpflegung mit Brot, Fleisch, Getränken; die Anschaf- 
fung etc. der Fcldvcrpflegung und jener bei Belagerungen ; die Mi— 
litärbetten, Holz, Licht, die Militärgcfängnissc ; 
die Verwaltung der Fonds; der Vorschlag zur Ernennung der 
* Kriegskommissärc , Gesundheitsbeamten, aller Administrations - u. 
Feldpostbcamten ; 

c) die Bekleidung der Truppen, das Equipement; die Feldrequisiten 
und Utensilien; das Militärfuhrwesen; die Fourage und die Ela- 
penangelegcnheiten ; die Remontirüng und die Pferdeequipirung. 
Einer jeden dieser drei Hauptsektionen war ein Staatsrath, als un- 
mittelbarer Chef und Dirigent, vorgesezt, die unter dem Vorsitze des 
Ministers vereint ein Administrationskonseil gebildet haben, 
in welchem jeder derselben über die Lage der Geschäfte seiner Sek- 
tion Vortrag erstattet, in Betreff der abzuschliefsenden Kontrakte oder 
zu ergreifenden Selbstregie etc. Vorschläge gemacht, die Liquidation 
aller Ausgaben berichtigt haben etc. Die Resultate der Beratschla- 
gungen haben durch den Minister dem Kaiser vorgelegt werden müssen. 

In dem Kriegsministerium war eine besondere Generaldircktion 
für die Konskription; in jenem der Kricgsvcmallung cineZen- 
tr aldir cktion der Hospitäler angeordnet. 


spektoren und Kriegskommissäre) ist durch besondere Regle- 
ments geordnet. 


Die Kommandanten der Militärdi Visionen haben keine Be- 




rium, scharf gesondert, ln der höchsten Instanz, nämlich in dem Mi- 


die Revuen, die Bezahlung des Soldes , O auf die Anstellungen, Beför- 
derungen CtC. Atlf ll.lQ Pf>r«nnnl linrt Mnlnrinl fUr Aphllorin im/l .1 a« 

Genie , <?) . ai 
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einer allgemeinen Kontrole darüber ermächtigt, dafs die in Be- 
treff der Verpflegung der Truppen , überhaupt aller Leistungen 
für den Militärdienst, bestehenden Gesetze und Reglements gehö- 
rig beobachtet und vollzogen werden; sodann zur provisorischen • 
Vorkehr von Maafsregeln zur Beseitigung entdeckter Mifsbräu— 
che, welche sie aber durch die Militärintendanten in Vollzug 
setzen lassen müssen. Auch haben dieselben die Befugnifs, 
von den Intendanten Nachweise über die Lage der verschiede— - 
nen Verwaltungszweige und die Mittel zur Deckung der Bedürf- 
nisse zu fordern ; in gleicher Art in aulserordentlichen , durch 


• / 

Die direkten Agenten beider Ministerien waren die Revüe- 
inspektoren und die Kriegskommissäre, von welchen die 
ersteren, nach Maafsgahe der Befehle des Kriegsministers , mit al- 
lem, was auf die Organisation , das Emhrigadement, die Einthcilung, 
Entlassung der Truppen ; auf die Ausbezahlung des Soldes , das Rech- 
nungswesen der einzelnen Korps; auf die Kontrole des Militärhaus- 
halts und die Aufstellung und Führung der Revuen Bezug gehabt 
hat; — die Kriegskommissärö aber mit der Aufsicht auf die Ap- 
provisonnements aller Art, sowohl im Feldo als in den Garnisonen, 
mit der Polizei der Etappen , des Militärfuhrwesens aller Art , der Am- 
bulanz der Hospitäler , der Gefängnisse , etc. und anderer Militäretab- 
lissements; mit der Aufsicht auf die Vertheilung der Lebensmittel, der 
Fourage, des Brennmaterials, der Kleidung und Equipirung; auf die 
Auszahlung der Rückzugsgehalte ; endlich mit der Prüfung und Rich- 
tigstellung aller Ausgaben, mit Ausnahme des Soldes, beauftragt ge- 
wesen sind, — so, dafs die Revüeinspektorcn , indem alle Zahlungen 
und Lieferungen nur auf den Grund von Rcvüen haben geleistet wer- 
den können, die Regulatoren der Ausgaben, die Kriegskommissäre 
aber die Aufseher und Virifikatoren derselben gewesen sind. 

Die Revüeinspcktoren und Unterinspektoren haben ihre Revuen, 
überhaupt ihre Arbeiten an ein Zentralkomitc der Rcvüen cin- 
senden k müssen, welches, nach vorgängiger Prüfung, aus denselben 
Gcneraletats und Bordereaus gefertigt und den Ministern cingercicht, 
eben so die Befehle dieser lezteren den ersteren zugefertigt hat; wo- 
gegen‘die Kriegskommissärc ihre Arbeiten dem Ordonnatcur der Di- 
vision, und dieser dieselberf theiis an die Minister, thexls an das eben 
erwähnte Zentralkomitc eingesendet haben. — M. s. Quillet Etat 
actuel de la legislation sur V administration des troupes. 3 Bdc. Paris 
1805. Und Reglement s ur le s Re v u e s , la Solde , les Mas- 
se s y la comptabilite Interieure des Corps etc . 3 Theilc U. 2 Bände mit 
allen erforderlichen Modellen und Tabellen. Kassel 1812. 
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die Gesetze und Reglements nicht vorhergesehenen Fällen, un- 
ter ihrer eigenen Verantwortung sachgemäße Anordnungen zu 
treffen, zu deren Vollziehung die Intendanten verpflichtet, in 
gleichem Maafse zugleich aber auch ermächtigt sind, in dringen- 
den Fällen, unter eigener Verantwortlichkeit und der Verpflich- 
tung zur Anzeige innerhalb 24 Stunden, in Verwaltungssachen 
Befehle zu ertheilen und Anordnungen zu treffen, wozu die- 
selben in der Regel , ohne spezielle Autorisation des Ministers, 
nicht befugt sind. 

Sämmtliche Beamten der Militärintendanz fungiren in allem, 
was die Reviien , die Verwaltung der Ausgaben und ihre Regu— 
laTisirung und Feststellung, die inneren Details der Administra- 
tion und die Prüfung der Rechnungen betrifft , lediglich unter 

der Autorität ihrer unmittelbaren Chefs. (*) 

„ * - • • * 

§. 45. 

In den übrigen grofsen Staaten ist das eine oder andere 
dieser beiden Systeme mehr oder weniger in Anwendung , oder 
auch ein solches , das in einer Kombination der wesentlichsten 
Grundzüge aus beiden besteht, ( 1 2 ) zum Theil mit Modifikatio- 


1) Das Militärökonomiesystem in Frankreich beruhet auf jenem 

dfer Reviien, ohne welche durchaus keine Zahlung, keine Leistung 
oder Lieferung irgend einer Art geschehen darf. — Aus der vorste- 
henden ISote jst ersichtlich, dafs und wie die Operationen der Re- 
vücinspektorcn durch die Kriegskommissäre kontrolirt worden sind; 
wefshalb es wohl eine der Berücksichtigung werthe Frage seyn dürfte, 
in wie fern die Vereinigung und Verschmelzung beider Arten von 
Beamten nicht in der Beziehung, dafs du.-^h dieselbe diese Kontrole 
wegfällt, nachtheilig werden dürfte. + 

2) In Rufsland z. B. besteht in jedem Gouvernement (deren 
mehrere zuweilen auch vereinigt sind) ein Kriegsgouverneur, von 
dem sämmtliche in dem Umfange des Gouvernements befindlichen Mi- 
litärkommando^ , überhaupt das gesammte Militär und sämmtliche Mi- 
litäranstalten in demselben, in allen Beziehungen abhängen. — In 
Preufsen sineß zum Behuf der Oberaufsicht über das Militär in 
den Provinzen, sieben Generalkommando^ angeordnet, mit 
einem komniandirenden General für jedes ^nämlich : a) das General- 
kommando in Preufsen (Königsberg); 6) das Generalkommando in 
Brandenburg und Pommern (Berlin); O das Generalkommando 
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nen , die theils in dem Systeme , das £iir dqn Militärhaushalt 
überhaupt angenommen ist, theils in jenem, das ftir den in- 
ner» Haushalt der Korps besteht, theils auch in sonsti- 
gen Verhältnissen gegründet sind. 


in Sachsen (Merseburg); d) das Generalkommando in Posen (Po- 
sen); O das Generalkommando in Schlesien (Breslau); /) das 
Generalkommando in Wc s t p h a 1 e n (Münster) ; g) das Generalkom- 
mando am Rhein (Koblenz); deren Wirkungskreis jedoch zunächst 
auf das rein - militärische beschränkt ist. Alles , was auf die Militär- 
ökonomie Bezug hat, wird durch die einschlägigen Abthcilungeri in 
dem Kriegsministerium unmittelbar geleitet, als deren Agenten in 
jedem Generalkommando ein Oberkrieg6kommissär , und fiir das Pro- 
viant- u. Fouragewesen besondere Proviantmeister und Rendanten etc. 
angestellt sind, die von den erstcrcn unmittelbar ressortiren. (M. s. 
die Rang- und Quartierlisle der königl. preufs. Armee)£ 

1) Für den innern Haushalt der Korps bestehen ebenfalls zwei 
Hauptsysteme; nämlich: das unmittelbare Regie System, so- 
dann das Massensystem. Das erstere z. ß. in Ostreich und 
in der Mehrzahl der Staaten , nach Maafsg&be , von welchen den Korps 
alle Bedürfnisse im D e t n i 1 .geliefert , die Verwaltung und Verrech- 
nung darüber durch die kriegskonunissariatischen und sonstigen Beam- 
ten geführt wird. Das leztere z. B. in der französischen Ar- 
mee. Unter Masse wird eine bestimmte Summe verstanden, die für 
jeden in Reihe und Glied eingereihten Mann, für die demselben, nach 
Verschiedenheit der Waft'c, und nach Maafsgabe der bestehenden Regle- 
ments , bestimmte V erpflegung aller Art , Kleidung , Equipirung , etc. 
festgesezt ist, und die auf den Grund dervonRevüeinspektoren aufgestell- 
ten Revuen (approxamatif,*nach Maafsgabe ihrer Resultate in dem vorher- 
gegangenen Monate) monatlich oder vierteljährlich an die Korps pränu- 
merando aüsbczahlt oder geliefert werden, welche dieselben durch be- 
sondere i n und aus dem Korps gebildete Administrations- 
Konseils — (die aus sieben Gliedern, nämlich : dem Obersten, als Prä- 
sidenten , zwei Bataillons- oder Eskadronschefs, dl* ei. Kapitänen und 
eiuem Unteroffizier bestehen , und in welchen der Major als beständiger 
Referent , der t^uarticrineister als Sekretär fungirt) , — unter der Kon- 
trole des Revüeinspektors, verwalten lassen, unter dessen Aufsicht und 
Leitung die Verwaltung der Vorräthe für die Bekleidung einem beson- 
dern Offizier (_Copitainc d’habiiUmenO übertragen ist. Mit diesen Kon - 
scils wird in Betreff’ des Söldes monatlich durch die Revüeinspektorcn : 
wegen der übrigen Verpflegung aber durch die Kriegskommissäre (jezt 
durch die Militärintendanten) abgerechnet. (M. s. die INote 1. des 
vorhergek. $. alleg. Werke). 
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Für die Armeekorp* in kleineren Staaten, in welchen in 
Absicht auf den Ökonomischen Haushalt, in der Regel, das Zen— 
tralisationssystem , und für die innere Verwaltung der Korps die 
unmittelbare Regie besteht, ist der Organismus der Behörden 
für diesen Verwaltungszweig einfacher und meistens auf eine be- 
sondere Behörde für das Detail der Kasernenverwaltung , für die • 
Spitalverwaltung, für das Arsenal, und für das Rekrutirungs we- 
sen beschränkt, die unmittelbar von dem Kriegsministerium 
ressortiren, durch welches alles, was auf die Verpflegung und, * 
auf den innern Haushalt der Korps Bezug hat, ebenfalls unmit- 
telbar angeordnet wird. (*) 


1) So z. B. in Würtemberg. (M. s. oben §. 15.) — Sowohl' 
für die Kenntnifs der militärischen und ökonomischen Einrichtungen 
des baicrischen Armeekorps, als auch in mancher Beziehung über- 
haupt, ist nicht ohne belehrendes Interesse der in der zweiten Kammer 
der Standeversamml. in dem Königr. Baicm erstattete Vortrag über 
die Ausgaben für die Armee ; in den Verhandl. v. Jahr 1822 , 8. Bei- 
lagenband , S. 3 folg. $ nebst den zu demselben gehörigen Übersichten, 
Etats , etc. \ . 
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ZWEITER ABSCHNITT. 

. • - t. 

Darstellung des Organismus der Verwaltungs- 
behörden in einer Anzahl yon Staaten, in wel- 
chen das Realsystem, und solcher, in welchen 
das Provinzialsystem statt findet. 


§. 46 . , • 

In der in dem vorhergehenden Abschnitte dargestellten Ent- 
wickelung des Organismus der Behörden haben dieselben nur 
theilweise und in willkürlicher Ordnung angezeigt werden kön— 
nen , nach Maafsgabe als der Plan , der in diesem Abschnitte 
zum Grande gelegt ist, zu ihrer Anzeige Anlafs gegeben hat. 

• Nicht minder interessant, sowohl für das Studium der Staä- 
tenkunde und für jenes der Politik der Verwaltung überhaupt,, 
als insbesondere auch für den praktischen Staats— und Geschäfts- 
mann, ist aber auch die Kenntnifs und die Übersicht des 
vollständigen Zusammenhanges der organischen 
Einrichtungen in jedem einzelnen Staate, überhaupt des 
Mechanismus, mittelst welchem die verschiedenen Staaten regiert 
werden, und in denselben verwaltet wird. Nicht nur, dafs eine 
solche Kenntnifs sehr oft Anhaltspunkte zur richtigen Würdi— * 
gung der Ergebnisse der Verwaltung in einem gegebenen 

Staate darbietet, die aufserdem in vielen Fällen gar nicht thun— 
lieh seyn würde, gewährt dieselbe zugleich auch solche zur 

Vergleichung dieser Ergebnisse in mehreren Staaten 
gegen einander, die in Fällen, wo es sich um Schöpfung neuer, ^ 
oder um Umbildung bestehender organischer Einrichtungen han- 
delt , als wirkliche Erfahrung sicherer als abstrakte Theorien, , 
fuhrt, und gegen Mifsgriffe schüzt, deren nachtheiligen Folgen 
oft nur zu bald und empfindlich fühlbar werden. 

• 14 *- 
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Bei der Auswahl von Staaten , deren Organismus in den 
nachfolgenden Paragraphen mehr oder ^minder ausführlich dar— 
gestellt wird, ist zunächt auf diejenigen, auf welche in dem er- 
sten Abschnitte bezogen worden ist, Rücksicht genommen wor- 
den, vorzüglich um defswillen, weil manche Ansichten, die in 
Beziehung auf Staatseinrichtungen als Maximen angedeutet 
worden sind, aus einer Vergleichung dieser Einrichtungen ab- 
strahirt und beziehungsweise durch dieselben begründet sind. 
Aufser diesen hat die Auswahl sich auf solche beschränkt, de- 
ren organische Einrichtungen von jenen in anderen Staaten 
durch besondere Eigenthümlichkeiten karakteristisch unterschie- 
den sind. ,. Endlich sind von denjenigen Staaten, deren organi- 
sche Einrichtungen in den lezten Dezennien 'umgebildet worden 
sind (Preufsen, Bafern, Würtemberg, Kurhessen, 
Grofsherz. Hessen), neben deren gegenwärtigen , auch dieje- 
nigen Einrichtungen skizzirt worden, die der ersteren unmit- 
telbar vorhergegangen sind, weil durch eine Vergleichung bei- 
der nicht nur der Unterschied zwischen der Vergangenheit 
und der Gegenwart sich um so bestimmter darstellt, Sondern 
auch als Fingerzeig über die Ansichten der Regierungen bei der 
bewirkten Umbildung nicht ohne Interesse ist; endlich auch, 
weil aus einer solchen vergleichenden Zusammenstellung sich 
zugleich Andeutungen über die Tendenz ergeben, welche die 
Regierungen bei diesen Umbildungen geleitet hat. 

Obgleich auf den Organismus der Verwaltung Grofsbritan- 
niens nur selten Rücksicht hat genommen werden können, ist 
dennoclf eine Darstellung desselben beigefügt, theils zur Befrie— 
digung von Wünschen, die in dieser Beziehung geäufsert wer- 
den sind, (*) theils aber auch, weil derselbe von jenem in al- 
len übrigen Staaten vorzüglich dadurch abweicht, dafs die ge- 

1) INämlich in der Rezension des Organismus der Behörden für 
die Staatsvcrw. , in dein 133. St. der I.eipz. I.iteraturz. v. 1822. Gern 
und mit Vergnügen würde der Vcrf. dem für ihn sehr boachtungswer- 
liicn fernem Wunsche, durch Ausarbeitung einer Darstellung des Or~ 
ganisinus der Verwaltung der Schweiz entsprochen haben , wenn es 
hier an einer solchen der Regierung und Verwaltung des Föderalivstäa- 
tes, die hier so enge verschmolzen sind, als einem» Ganzen hätte ge- 
nügen können , und nicht zugleich eine solche von jedem der 22 sou- 
veränen Kantone erforderlich gewesen , hierdurch aber die Bogenzahl 
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sammte innere Verwaltung beinahe ohne alle direkte Einwir- 
kung der Regierung geführt wird, was in der successiven Ent- 
wickelung und Ausbildung der ebenfalls ganz eigenthümlichen 
Verfassung dieses Staates gegründet, defshalb aber auch zur 
Vergleichung mit den Einrichtungen in anderen Staaten wei- 
niger geeignet ist. . 

§. 47 . # 

Eine kritisch prüfende Analyse der dargestellten organi- 
schen Einrichtungen ln den einzelnen Staaten , liegt aufser dem 
Zwecke dieses Werks; eben so eine Vergleichung derjenigen 
Staaten, in welchen das nämliche System (Real- oder Provin— 
zialsystem) in Anwendung ist, mit solchen, in welchen das ent- 
gegengesezte die Grundlage der Ver^valtungseinrichtungen bil- 
det. Ohnehin würde, was in gleichem Maafse dem Zwecke dieses 
Werkes fremd ist, eine solche Analyse eine Darstellung der sta— 
tistischen und sonstigen Verhältnisse eines jeden Staates, und 
eine vollständige Anzeige und Darlegung der Grundsätze und 
Vorschriften bedingen, welche in der Konstitution desselben, in 
Beziehung auf den Verwaltungsorganismus , enthalten sind, und 
den Ansichten 1 und Absichten der Regierung Schranken setzen T 
welche sie , selbst im Falle das , was sie bezielen , das Bessere 
wäre, nicht überschreiten darf. 

Die-Gegenstäude, auf welche in einer solehen Analyse Rück- 
sicht zu nehmen seyn würde* betreffen das System , welches in 
Ansehung der Territorialeintheilung statt findet, nämlich oh Real- 
oder Provinzialsystcm ? die Methode, die in Absicht auf die Ge- 
schäftsvertheilung und Geschaftsbehandlung in Anwendung ist, 
nämlich ob Trennung nach Realbeziehungen überhaupt und 
durch alle Stadien des Organismus durchge fühlt, oder aber Ru— 
mulirung mehrerer heterogener Zweige in einigen Behörden; 
sodartn , ob das Einheits — odeT Koliegialsvstem in Ausübung - 
ist? die Verhältnisse, die überhaupt in Absicht auf Bildung, 
Stellung, Attributionen, und auf den Wirkungskreis der Behör- 
den statt finden; das Verhältnifs ihrer Anzahl zu dem durch den 
Umfang der Verwaltung bedingten Bedarf; die Stellung und . 

- 1 11 • 
dieses Werks zu sehr angewachsen seyn wurde. — Übrigens gibt Usie- 
ri’s Handbuch des schweizerischen Staatsrechts etc.. * 2 . 
Auf!., Aarau 1821, bei Sauerländer , belehrender» Aufschlu Ts. 
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Verhältnisse der Mittel— und Bezirksbehörden; jene, die in Ab- 
sicht auf die Kommunalverwaltung statt finden etc, , überhaupt 
alle Gegenstände und Fragen, die theils in der Einleitung, theils 
in dem ersten Abschnitte mehr oder minder ausführlich erörtert 

» t / 

oder angedeutet sind; endlich auch die Anzeige der Resultate, die 
aus den Einrichtungen in einem gegebenen Staate , unter den be- 
stehenden Verhältnissen , in Absicht auf die Geschäftsförderung, 
auf den Personal- und Realaufwand , überhaupt auf den Suc— 
cefs der Verwaltung, sich entwickeln. 

Zum Beweise, wie verschieden die Verhältnisse und diese 

S 

Resultate selbst in "solchen Staaten seyn können, in welchen in 
Ansehung der Hanptgrundlagen für Territorial— und Geschäfts— 
eintheilung das nämliche System in Anwendung ist, ( mag eine , 
Vergleichung des Organismus und der Geschäftsvertheilung und , 
Behandlung in Frankreich, mit beidem in dem Konigr. der 

Niederlande; sodann von diesen beiden Staaten mit dem Or— 

* \ 

ganismus und der Geschäftsvertheilung und Behandlung in 
Preilfsen, in Baiern, in Würtemberg, in Baden, in 
dem Kurfürstenth. und Grofsherz. Hess en, dienen, in welchen 

i ' . * - ; 

Staaten ebenfalls dasReals.ystem die Grundlage für beides bil- 
det, die Resultate in Absicht auf das wechselseitige Eingreifen der 
Behörden, auf die Geschäftsförderung, und auf den Personal — 
und Realaufwand aber so wesentlich verschieden sind. Eine 
gleiche Verschiedenheit findet auch in solchen Staaten statt, in 
welchen das Provinzialsystem vorherrscht; wie eine Ver- 
gleichung des Organismus, z. B. in Ostreich, mit jenem in 
den Königreichen Sachsen und Hannover, ergibt , in wel- 
chen die abweichenden Verhältnisse, die in Absicht auf Anzahl 
und Komplikation der Behörden, sodann auf Personal— und 
Realaufwand statt finden, noch auffallender als in dem erstem 
Systeme sind , besonders der leztere auf eine Höhe gesteigert ist, 
welche jenen in dem erstem, und auch das wirkliche Bedürfnifs 
der Verwaltung weit übersteigt. (*) ( - 


1) M. vergl. a. B. die Anzahl von Behörden und Personal in 
den Staalskalendern v. Sachsen, Hannover, überhaupt jenen in al- 
len Staaten, in welchen Provinzialsystem statt findet, mit demjenigen der 
in solchen mit dem Realsysteme vorhanden ist. Dafs in mehreren diesem 

Uzleren das Personal ebenfalls zahlreich, und hierdurch der Geldaufwand 

/ * • 
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§. 48. 

Die organischen Umbildungen, die in neueren Zeiten in meh- 
reren Staaten verfügt worden sind, haben sich sämmtlich dem Re- 
alsystem angeschlossen oder doch demselben sich genähert, so 
wie denn auch aus einer unbefangenen Prüfung und Vergleichung • 

beider Systeme als endliches Resultat sich ergeben dürfte , dafs 
in dem Maafse, als das Realsystem in Absicht auf Territorial- 
und Geschäftseintheilung und Veitheilung strenger und konse- 
quenter durchgeführt ist , der Organismus einfacher , und hier- 
durch in Absicht auf Geld— und Personalaufwand minder kost- 
bar, dabei seine Aktion einfacher, regelmäfsiger und gleichför- 
miger, die Leitung in den oberen Stadien der Verwaltung leich- 
ter, übersichtlicher und zugleich eingreifender, in den mittle- 
ren und untpren aber, die pünktliche und prompte Vollziehung 
der von den ersteren verfügten Anordnungen mehr gesichert ist. 

Zur Begründung dieser Ansicht, und als Beleg für dieselbe, 

besonders in Absicht auf den mindern Personal— und Geldauf— 

* \ 

wand, welchen dieses System erfordert, wird z. B. auf Rufs— 
länd verwiesen, wo für die Verwaltung eines Gouverne- 
ments (im Durchsch. zwischen 6 u. 700,000 S.) nuT drei Zivil— 
Administrations — Behörden ‘angeordnet sind ; nämlich : 

ä) die Gouvernements — Regierung für das ganze 
Gouvernement, die nur aus sieben verwaltenden , und 
aus einer gleichen Anzahl von technischen Beamten besteht; 

b) die Kammer der allgemeinen Fürsorge, vorzüg- 
lich für die Verwaltung der Polizei,* mit drei Beamten, un- 
ter dem Vorsitze des Gouverneurs; 

c) der Kameralhof für die Finanzverwaltung, mit sie- 
ben Beamten und drei Geschwornen; 

sodann für die Justizverwaltung ebenfalls drei Be- 
hörden, nämlich: der Gerichtshof für die bürger- 
lichen Rechtssachen, ein solcher für die peinlichen > 
Rechtssachen , und das Gewissensgericht; 


"über Bedarf grofs ist, liegt nicht in dem Systeme selbst, sondern theils darin, 
dafsCwie z. B. in Baden u. in den beiden Hessen) die Verwaltungs- 
bezirke zu klein sind ; sodann in der kollegialen Bildung , welche meh- 
reren Ober- u. Mittelbehörden gegeben ist, und in anderen Ursachen, 
die aber, wie eben erwähnt, dem Systeme selbst fremd sind. 
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für die Verwaltung dar Kreise aber, deren in jedetn 
Gouvernement sechs bis zwölf vorhanden sind,- für je- 
den zwei Behörden für die Zivil,- und d re i für die 
Justizverwaltung, beide zusammen mit fünfzehn Beam- 
ten für jeden Kreis angeordnet, sind . (*) 

Ein, gleiches Resultat ergibt der Organismus in Frank- 
reich, woselbst auf ein Departement mit vier Bezirken (300 bis 
500000 S.), für die allgemeine Verwaltung nur eilf Beamten, 
für die Finanzverwaltung neunzehn, mithin im Ganzen dreU 
unddreifsi g angestellt sind, für die Justizverwaltung aber in 
jeder Unterpräfektur ejn Tribunal, erster Instanz ungeordnet 
ist; ( 1 2 3 ) jener in Bajern, wenigstens in Absicht auf die An- 
zahl der Behörden; noch mehr jener in Wärtern berg, so- 
wohl in Absicht auf diese, als vorzüglich auch in Absicht auf 
Personal— und Geldaufwand. — Dagegen sind z. B. in Hapr- 
nover (1,325000 S.) sechzig Lajndesbehörden vorhan- 
den , ohne der. grofsen Anzahl von Justizäpiteyn zu erwähnen, 
bei welchen das Personal (Ober— und Unterbeamten) die An- 
zahl von 840 Individuen erreicht; ( a ) welches MUsverhaltnifs 


1) Für die Zilrilverwaltung eines Gouvernements 28, für die J 11 -. 
sliz 21 ; im Ganzen für die a llge mo ine. Verwaltung eines Gouver- 
nements 49 Beamten; und wenn man im Durchschnitte 8 Kreise auf 
ein Gouvernement rechnet (für jeden 15 Beamten), für das Gouver- 
nement und für die Kreise überhaupt 169 Beamten, mit einem Besol- 
durigsaufvvande von 43871 Rubeln. (Storch I. p. 3, Bd. S. 125.) 

2) IS'ämlich ein Präfekt, ein Generalsekretär, vier Präfekturräthc, 
vier Unterpräfekten, ein Weg- und Brückeninspektor, und vier Divi- 
sionschcfs in den Biircau’s der Präfektur, in so fern man diese als 
Vortragende Bäthe in Rechnung bringen will (15 Beamten) ; sodannf' 
für die Finanzverwaltung: ein Direktor der Domänen und des Enre- 
gistiemcnt8, ein Direktor, ein Inspektor, vier Konlrolenre für die di- 
rekten Steuern, viep Direktoren für. die indirekten Steuern, ein Ge- 
neral- und vier Bezirkscinnelnner , ein Zahlmeister, ein Forstinspek- 
tor; zusammen 18, und im Ganzen 33 Beamten. 

3) M. s. den hannoverischen Stantskalcndcr. — Die Anzahl der Anw 
ter, einschliefslich der Stadt und Amtsvogleien , von welchen die 
Scelcnzahl vieler unter 3000 , die grofse Mehrzahl aber unter 5000 
Individuen beträgt, ist 176; jene der Obcrbeomten, einschliefslich dor 
fnpernumerären Assessoren und Auditoren , 458; die dcr*Unterbea»n- 
tPU (Vögte etc.) 382 Individuen. Die Hayptursnchc dieser Übcrhäij- 
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in vielen anderen, selbst kleinen Staaten, in gleichem Maafsc 

• * f * 

statt findet. 

Die Staaten, deren Organismus in seinem vollständigen 
Zusammenhänge in den nachstehenden Paragraphen mehr oder 
minder ausfühilich dargestellt wird, sind in zwei Abtheilungen 
gesondert; nämlich: , ^ 

A. solche mit dem Realsystem, in Absicht auf Terri- 
torialeintheilung und Geschäftsvertheilung, 
und in Betreff der Methode für die Geschäftsbehand — 
lung, mit streng durchgeführtem oder modifizirten Ein- 
heitssysteme ; sodann 

B. solche mit dem reinen, mehr oder minder modifizirten 
Provinzialsystem; 

wobei in einer jeden Abtheilung vorzüglich auf solche Staaten 
Rücksicht genommen worden ist, die, wie bereits erwähnt, durch 
eigen thnmliche Einrichtungen von den übrigen Staaten in der 
nämlichen Abtheilung verschieden sind. 

% 

Erste Abtheilung. 


Staaten mit dem Realsystem, in Absicht auf Territorial- 
eintheilung und Geschäftsvertheilung, und in Betreff der Ge- 
schäftsbehandlung, theils mit strenge durchgeführtem, theils mit 
modifizirten Einheitssysteme. 

1) Königreich Frankreich. 

2) «c« der Niederlande. 

. * 3) . «cc Freufsen. 

4) - «« Baiern. 

5) <L(L Würtemberg. 

6) Grofsherzogthum Baden. 

8) Grofsherzogthum Hessen; 

7) Kurfürstenthum Hessen. 

9) a Herzogthum Nassau. 

10) ‘Kaiserthum Rufsland. 


fung dürfte vorzüglich in der ungleichen Grßlsc der Ämter, und in 
der über Bedarf zahlreichen Besetzung derselben zu suchen seyn. Es 
ist nicht in Abrede zu stellen , dafs die erstere zum Thcil durch die 
Lokalitäten geboten ist; gewifs aber nicht in der Ausdehnung, als 
dieselbe statt findet. * 
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§. 49. 

t . 

\ 

Frankreich. 

» • » 

1. Allgemeine Verwaltungsbehörden. 

A. Höchste berathende Stellen: 

/ 

1) Der Ministerrath ( Conseil des Ministres) besteht aus 
den Minister — Staatssekretärs , mit und ohne Departement, 
und versammelt sich unmittelbar bei dem Könige, oder un- 
ter dem Vorsitze eines besondern Präsidenten, zur Be— 
rathschlagung über Gegenstände der höhern Verwaltung, 
der administrativen Legislation und der allgemeinen Polizei. 

• 2) Der Geheimerath. Die Zahl der Glieder desselben 

ist nicht bestimmt, sondern von der Willkür des Königs 

* abhängig; eben so sein jedesmaliger Zusammentritt und die 
Gegenstände, über die seine Berathung erfordert wird. 

Gewöhnliche Mitglieder sind : die Prinzen des köni<jl. Hau- 
ses, dieDepartementsminister; aufser diesen, die Staatsmini— 
ster und andere, die der König mit dieser Würde bekleidet. 

3) Der Kabine tsr ath. Durch die Ordonnanz vom 19. April 
f 1817 instituirt, zur Berathung von Fragen und Gegenstän- 
den aus dem Gebiete der höhern Verwaltung und aus jenem 
der Gesetzgebung , über welche der König das Gutachten 
dieses Käthes erfordert. Derselbe besteht , unter dem Prä- 
sidium des Königs oder des Präsidenten des Ministerkon— 
seils, aus den Departementsministern, aus (höchstens) vier 
Staatsministern, und aus zwei Staatsräthen , die der König 
für jede Sitzung jedesmal besonders ernennt* 

4) Der Staatsrath, in welchem alle Entwürfe zu Gesetzen 
. und zu allgemeinen Verwaltungsreglements nothwendig 

berathen werden müssen. Die Glieder desselben sind theils 
Staatsräthe , theils Requetenmeister .im gewöhnlichen oder * 
aufserordentlichen Dienste (en Service ordinairc ou en Ser- 
vice extraordinaive ) ; die Versammlungen desselben theils 
allgemeine, theils solche der einzelnen Co mit 6s, 

£ 

1) Almcin. royal pour lannee 1822. Die organischen Gesetze über 
die Organisation der höchsten Behörden, s. im 3. Bde. 
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in welche die Staatsräthe und Requetenmeister im ordent- 
lichen Dienste vertheilt sind; nämlich: das Comitö der Ge- 
setzgebung; für die streitigen Verwaltungsgegenstände; für 
das Departement des Innern und des Handels; für die Fi- 
nanzen;' für das Kriegsdepartement; für jenes der Marine 

und der Kolonien. 

% ' ■ 

Die Departementsminister präsidiren diese Comit6s, und 
wohnen, nebst den Generaldirektoren, den allgemeinen 
Sitzungen des Staatsraths bei, in welchen, im Falle der Kö— 
nijj nicht selbst anwesend ist, der Präsident des Minister— 
konseils, und wenn dieser nicht anwesend ist , der Sie- 
gelbewahrer — Justizminister den Vorsitz führt; welcher 
leztere auch in dem Falle , * dafs nur einige Comit^s verei- 
nigt sind , das Präsidium führt. 

Die Berufung zu einer Zusammenkunft geschieht durch 
den Präsidenten , auf den Antrag eines Departementsmini— 
sters. Die Beschlüsse und Gutachten der allgemeinen Ver- 
sammlung werden in Form einer Ordonnanz redigirt, auch 
die der Comites , von welcher die Gutachten von jenem für 
die streitigen Verwaltungsgegenstände jedesmal in einer allge- 
meinen Versammlung zum Vortrag gebracht werden müssen. 

** * ft 

J3. Höchste vollziehende Stellen; Ministerium. 

i) Das Jus ti zmin ist erium , 'mit nachstehenden Attribu— 
tionen , nämlich: Aufsicht und Handhabung der Rechts — 

und Gerichtsverfassung; desgleichen des Notariats; Hand- 
habung der Rechtspolizei; Aufsichts— und Dienstpolizei 
über das gesammte richterliche Personal; die Korrespon- 
denz mit den Generalprokureurs und den königl. Proku- 
reurs über alle Gegenstände ihrer Attributionen; Vortrag 
beim Könige über alles , was auf die Justizverwaltung Be- 
zug hat, über Attributionshonilikte zwischen Justiz- und 
Administrationsbehörden, über Begnadigungsgesuche , etc.; 
die Disposition über die Fonds für das Justizdepartement; 
das Präsidium des Staatsraths, bei Verhinderung des Präsi- 
denten des Ministerkonseils, jenes des Comite für die streiti- 
gen Verwaltungsgegenstände ; die Aufsicht auf die Staatsbuch- 
druckerei. — Mit demselben ist die Siegelko mrais- 
sion verbunden, deren Chef der Justizminister ist, für die 
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Prüfung , Bearbeitung, Verfügung und Expedition aller Ge— 

" suche und Angelegenheiten in Beziehung auf Verleihung, 
Anerkennung, Erneuerung, Bestätigung der verschiedenen 
Gradationen von Adel, von Wappen; auf die Errichtung 
von Majoraten, ihrer Dotationen etc.; für die Besiegelung 
aller Gesetze , der Urkunden über Naturalisation , über 
Volljährigkeits - Erklärungen , über Dispensation von Ver- 
wandtschaftsgraden bei ehelichen Verbindungen, etc. 

Die Bureaus, in welchen die Geschäftsbehandlung selbst 
rein büreaukratiseh ist, sind in nachstehender Art verth eilt; ‘ 
nämlich: 

> " ’ * 

a) das Generalsekretariat; für alle allgemeine An- 
gelegenheiten des Departements, für die Korrespon- 
denz-, die keiner Division besonders zugetheilt ist, für 
die Aufsicht auf das Archiv des Departements, und auf 
den innem Dienst in diesem leztern: mit einer Division . 
und zwei Sektionen: 

b) die Division des Personeis; mit drei Büreaus: 

1) für das Personei in den Gerichtshöfen; 2) bei den 
Friedensgerichten, Kommfcrz- und Polizeitribunalen ; . 
3) für das Notariat; 

c) die Division für die Ziviljustiz; für die per- 
sonellen Verhältnisse aller richterlichen Personen; die 

✓ Gegenstände der Zivilgesetzgebung, Jjuriscjiktionskon- 
flikte und solche mit Verwaltungsbehörden , Verän- 
derung der Gerichtssprengel , etc. 

d) die Direktion der peinlichen Angelegen- 
heiten; mit drei Büreaus: 1) für die peinlichen 

Rechtssachen; 2) für die korrektionellen Polizei- und 
für die Kassationsangelegenheiten; .3) für die Begnadi- 
gungsgesuche und Angelegenheiten; 

c) die Direktion für. die Komptabilität des Ju- 
stiz de p arte men ts; 

. f) das Büre au der Siegelkommission; 

g) « «« für die Staatsbughdruckerei.- 

2) Das Departement der auswärtigen Angelegen- 
heiten, mit nachstehender innem Einrichtung- der Bü- 
reaus; nämlich: 

* * 
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A. Die Direktion der politischen Angelegen- 
heiten und der Kanzleien, mit 

ö) einer nordischen Division (für die Kor- 
respondenz mit England , Ostreich , Preufsen , den • 
teutschen Höfen, Dänemark, Schweden, Kufs- 
land); 

fi) eine südliche Division (für die Korrespon- 
denz mit Spanien, Portugal, der Schweiz, den 
italienischen Höfen, der Pforte, Persien, Amerika); 
c) eine Division des Handels (Rir die Kon- 
sulatsangelegenheiten^ 

b. Die Division des Archivs. 

c. Die Division der Ko mp tabilitat; 

n. Die Kanzlei, mit dem Bureau für die Pässe. 


3) Das Ministerium des Innern, mit nachstehenden 
Attributionen; nämlich: die allgemeine Verwaltung des In- 
nern; die Territorialeintheilung; die Korrespondenz mit 
den Präfekten; die Vollziehung der Gesetze über die Wah- 
len; die Aufsichts- und Dienstpolizei über das gesammtc * 
~ im Departement angestellte Personal ; die Kultusangelegen- 
heiten aller Konfessionen; jene des öffentlichen Unterrichts 
und die Aufsicht auf die zu beiden gehörenden öffentlichen 
Anstalten; die Angelegenheiten der Nationalgarde; die 
Oberaufsicht auf die Wohlthätigkeitsanstalten; jene auf, die 
Straf- und Besserungsanstalten; auf das öffentliche Bauwe- 
sen in den Departements; — die Leitung der gesammten 
Polizei; die Aufsicht auf den literarischen Verkehr etc.; — 
jene auf das Kommunalwesen ; auf den Ackerbau, den Han- 
del , Fabriken und Manufakturen ; auf die Maafse und Ge- 
wichte ; die Leitung der Bergwesens— Angelegenheiten , des, 
Wasser- und StraYsenbauwesens ; die Schifffahrt im Innern; 
die Leitung der Anstalten für das Approvisionnement von 
Paris; die Aufsicht auf das Reichsarchiv. ' 

I. Divisionen in dem Ministerium. 

Die Geschäftseintheilung in- den Büreaus ist nach- 
folgende : ' > 

a) Das Generalsekretariat, für die Aufsicht auf die 
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Büreaus des Ministeriums, die Registraturen yi demsel- 
ben , überhaupt für alles , was den innem Dienst betrifft, 
sodann für die Angelegenheiten in Beziehung auf das 
Reichsarchiv; mit vier Bureaus für das Detail dieser Ge- 
schäfte» 1 p 

6) Division für die kirchlichen Angelegenhei- 
ten der Katholiken, und für jene der nicht 
kathol ischen Konfessionen; mit zwei Büreaus: 
erstes: Administration der Temporalien der Bisthü— 
a mer, Kapitel, Seminarien, Kirchenfabriken; Ab- 
grenzung der Pfarreien , (Zivil) Errichtung von Pfar- 
reien ; Genehmigung der von Kirchen gemachten Er- 
werbungen; Vollziehung der den Klerus betreffen— 
* den Gesetze und Verordnungen; Expedition der vom 
Könige verliehenen Tischtitel; die geistlichen Kon- 
gregationen ; Ausgaben für den Klerus , etc. ; 
zweites: Kultus der Protestanten und Israeliten. 

c) Division der allgemeinen Verwaltung, des 
Personeis, der Zivilgebäude: 

erstes Büre au: Prüfung der Verwaltung der Präfek- 
ten, Präfekturräthe, General-Departementsräthe; Ter- 
ritorialeintheilung und Änderung in derselben etc. ; 
zweites: Personei, Besoldungen, Ernennungen, etc.; 
drittes: Zivilgebäude, Verwaltung der Gefängnisse, 

’ Strafhäuser etc. , Erbauung und Unterhaltung der Ge- 
bäude in den Departements, Strafsenpolizei , etc. 

<?) Division des Handels, der Künste, Manu- 
fakturen, des Ackerbaues, der 1 andw ir th— 
schaftlichen Polizei, der Gestüte, der Le- 
bensmittel, der Maafse und Gewichte; (mit 
fünf Büreaus). ' , 

e) Division für die Angelegenheiten des öf- 

fentlichen Unterrichts , für Wissenschaften, 
schöne Künste, Journale, Theater; (mit vier 
Büreaus). , ? 

f) Divisi on der allgemeinen Kompt abilität; 

(allgem. Komptabilität; Komptabilität der Departe- 
ments; Budget des Ministeriums; Ordonnanzirung, 
Buchung der Fonds für die Ausgaben für alle Ver- 
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waltungszweige des Departements; desgl. der De— 
paTtementalausgaben [mittelst der " Zusatzzentimen], 
Abschi ufs der Rechnung für jedes Departement, etc.; 
mit sechs Bureaus). 

g) Direktion der Polizei (vier Biireaus): 
erstes: Sicherheitspolizei (police politique ) ; 
zweites: administrative Polizei ; 
drittes: Pafs wesen, Vagabonden, etc,; , N 

viertes: Buchdruckereien und Buchhandel. 

II. Besondere Kommissionen und Konseils in 

dem Ministerium. 

а) Kommission für die Mineralwasser, zur Ge- 
winnung einer genauen Kenntnifs derselben; (Ordonn. 
v. 17. Mai *1820). 

б) Kommission für die Prüfung der Rechnun- 

gen der offen tlichenE tablissements; (Ordonn. 
v. 30. Mai 1821). ' 

c) Direktion der Nationalgarden; 

(Nationalgarden ; alle das Ministerium des Innern betref- 
fenden Militärsachen; die Feuerlöschungs-Kompag— 
nieen; Kasemirung der Gensdarmerie). . 

d) Konseil für die Zivilbauten. 

/ 

e ) Ein General— Han dels konseil , zur Begutachtung 
aller Fragen etc. in Betreff des Handels; die Glieder, die 
sämmtlich aus dem Handelsstande seyn müssen , sind je- 
desmal auf 3 Jahre, 20 von dem Minister, die übrigen 
von den Handelskammern , von jeder einer, ernannt. 

f) Ein Generaikonseil für die Manufakturen, das sich 
wöchentlich einmal versammelt, und dessen Glieder Fa- 
brikinhaber und ebenfalls auf 3 Jahre ernannt sind. 

g) Ein Generaikonseil für die Gefängnisse (für die 
Verbesserung derselben, die Beschäftigung der Gefange- 
nen, etc.) 

k) Ein Generaikonseil für den Ackerbau und für das 
Gestütswesen. 

i) Ein Conseil sup e rieur de santc für die Aufsicht 

. . und Vorsorge für alles, was auf den öffentlichen Ge- 
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sundheitszustand Bezug hat. (Ordonn. v« 21. August 
1822. Monit. 246.) " 

General — Administrationen und Direktionen. 

a) Generaldirektion der Chausseen u. Brücken; 
(Chausseen und Brücken, Schifffahrt im Innern, Han- 
delshafen, Leuchtthürme , Versorgung von Paris mit 
Brennmaterial, die telegraphischen Linien , Müh- 
len und sonstige Wasserwerke , Berg- und Hütten— 
etablissements, Steinbrüche, etc.)' 

*Ä) Genera.l - Administration der Gemeinden, 
Wohlthä$igkeit$- und Sanitätsanstalten* 

c) Direktion der öffentl. Bauten in Paris. 

d) Konseil des Öffentlichen Unterrichts, un- 
ter dem Präsidium eines Grofsmeisters. 

e) Das evangelische Generalkonsistorium (zu 
Strafsburg). , 

y') Das Konsistorium der Reformirten (zu Paris). 

g) Das Zentralkonsistorium der Israeliten 
(daselbst). 

h) Das Konservatorium der Künste und me- 
chanischen Gewerbe. 


Das Kriegsministerium. In zwei Hauptsektionen; 
nämlich: , 

a. Generaldirektion des Personei; (mit 12 
Büreaus); 

b. Generalintendanz der Militärverwaltung; 
(mit 11 Büreaus). 

Aufser den Büreaus, als technische Konsultativstellen: 

/ a) ein Zentralkomit6 der Artillerie ; 

6) ein solches für das Genie; 

w c) « «cc € « Kriegsdepot (Plankammer); 

d) « ' ccöc « (( Pulver- und Salpeterwesen ; 

e) « «cc « « Medizinalwesen der Armee; 

/) « «« « « Verpflegungswesen. • 

g) ein Komit4 für das allgemeine Krieg^depot, zur Be- 
gutachtung aller militärisch - historisch - strategischen 
Fragen etc. 
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5) Das Marineministcrium, mit nachstehenden Attribut 
< tionen; nämlich: alles, was auf die Bildung und Verfassung 
der Marine Bezug hat, die Konskription für dieselbe; die Ver- 
waltungs-Angelegenheiten /der Seehäfen, Arsenal- und Ma- 
rinemagazine; die Erbauung, Unterhaltung der Kriegsfahr- 
zeuge; die Marinehospitäler; die Angelegenheiten in Bezie- 
hung auf die Fischerei in offener See, und die defsfallsige Po- 
lizei; die Prisenangelegenheiten ; die Verwaltung der Kolonien. 

Die Einrichtung der Bureaus ist nachstehende: 

a) das Generalsekretariat und das Biireau des 

Person eis, mit vier Bureaus: 1) für die Offiziere; 

' 2) für die Truppen f 3) für die Konskription ; 4) für die 

Pensionen ; 

b) die Direktion der Seehäfen, in zwei Sektionen : 
1) für die Verwaltung und Polizei derselben; die Ver- 
wendung der Schiffe; die Tribunale für die Marine; die 
Approvisionirung der Schiffe; 2) für die Fischerei— Ange- 
legenheiten; die Wasserbauten; die Gesundheitspflege. 

die Artillerie ; , 

\ 9 

• • i r 

c) die Direktion der Kolonien, für die Gesetzge— 
bungs-, Verwaltungs- , Vertheidigungs- und Handels- 
Angelegenheiten der Kolonien, mit drei Büreaus; 

il) die Direktion der Komptabilität; - 

<•) die Administration des Verpflegungswesen s; 

f) das General depot (Plankammer). 

b) Das Finanzministerium, mit nachstehenden Attribu- 
tionen; nämlich: die Aufstellung des Staatsbudgets; alles, was 
auf die Anlage u. den Einzug der direkten und indirekten Steuern 
Bezug hat. Die Aufsicht und Oberleitung der verschiedenen Fi- 
nanz-Administrationen, des Kautionswesens, der Münz— und 
Salzingelegenheiten; die oberste Direktion des Kadasters und 
die Aufsicht auf dasselbe. Die oberste Leitung aller Operatio- 
nen des Tresors und aller Kassenangelegenheiten. Die Ordon- 
nanZirunjj der Renten und Tensionen und aller Zahlungen in 
deni Finanzdepartement; die monatliche Anweisung der Fonds 
für die Ausgaben der übrigen Ministerien,.' Die Verwaltung der 
Staatsaufsicht auf die Bank. Die Aufsicht auf die Fuhrunu 

V O 
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und Evidenthaltnng des grofsen Buches über die Staatsschuld 
( grand Uv re) , und auf die Veränderungen in demselben. Die 
Entscheidung dfcr Streitigkeiten in Kassen angelegenheiten. Die 
Dienstpolizei über das Personal in dem Finanzdepartement, 
überhaupt alle Geschäfte und Gegenstände , die auf die Ver- 
waltung der Finanzen Bezug haben. 

Die Bearbeitung der Geschäfte ist in nachstehender Art 
in die Bureaus vertheilt: 

• t ' 

I. Divisionen in dem Ministerium selbst. 

a) Division für das Domaine extr ao rdinair e: 

b) Finanzielle Administrationen und Budgets 
(die Bearbeitung des allgemeinen Staatsbudgets und der 
Spezialbudgets der einzelnen Administrationen, die Buch- 
führung über die Anweisungen für die einzelnen Mini— 
sterialdepartements und Administrationen , die Finalab— 
Schlüsse für das Finanzjahr; die Bearbeitung der Situa- 
tionsetats über den Eingang der Reveniien aus indirekten 
Abgaben, Domänen, Forsten, Posten, etc.) ; in sechs Sek- 
tionen getheilt: 1) für die Bearbeitung des Budgets ; 2) für 
die Zölle, Salz-, Lotterie- und Postgefälle; 3) für die 
indirekten Auflagen und Münzen; 4) für das Enregistre- 
ment, Stempel- und Hypothekengefälle ; 5) für die Do- 
mänen; 6) für die Forsten. 

c) Direkte Steuern; (Anlage, Reparation, Einzug, 
Situationsetats über diesen leztern ; Ernennung aller Steuer- 
beamten , General - , Partikular - und Elementarein- 
nehmer).. ( * l ) 

d) Fundirte Staatsschuld (Verwaltung derselben; 
Liquidation, Inskription, Erlöschung, Kontrole über die 
Renten und Pensionen) ; in sechs Sektionen: 1) für das 
Contenlieux und die allgemeine Korrespondenz in Be- 


* % 

1) Durch eine Ordonnanz v. 9. Oktbr. 1822 ist das Generalsekre- 
tariat aufgehoben und sind die Funktionen des Generalsekretärs, in 
Absicht auf die Unterzeichnung der Entscheidungen des Ministers, Be- 
kanntmachungen etc., dem Direktor dieser Abtheil, übertragen wor- 
den. oVIonit. v. 1S22. Kr. 283.) — In gleicher Art ist die Administra- 
tion aer Kautionen aufgehoben. 
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treff der Staatsschuld ; 2) für die Führung des grofsen Bu- 
ches ; 3) Direktion der Umschreibungen und Übertragun- 
gen (tr ansf erts et mutations)* y 4) für die Liquida- 
tion der Pensionen ; 5) für die Inskription etc. derselben; 
6) für die Kontrole. 

e ) Gontentieux (für die Liquidation und den Einzug der 
rückständigen Revenüen , in Folge ministerieller Ent- 
scheidungen , oder solcher des Rechnungshofes). Bei 
dieser Division befindet sich ein Kon seil zur Prüfung, 
Berathung und lnstruirung der Anwalde in allen streiti- 
gen Sachen des Departements. 

f) Generalkomptabilität der Finanzen (Auf- 
sicht auf alle von dem Ministerium abhängenden Komp— 
tabilitäten; auf den Eingang der Steuern, und Aktivi- 
rung desselben durch die Finanzinspektoren; die Bear- 
beitung der Situationsetats, sowohl der allgemeinen, als 
der besonderen ; die Aufsicht auf den Rechnungshaushalt 
der Kommunen, öffentlichen' Anstalten etc.); in fünf 
Abtheilungen : 1) Zentralbiireau fiir die Hauptbuchhaltung ; 
2) für die Komptabiiität der finanziellen Administratio- 
nen , mit drei Biireaus: a) für die Komptabiiität der Ge- 
neraleinnehmer; b) für jene der Zahlmeister; c) der Ge- 
meinden , etc. 

g) Division für die Disposition der Fonds in- 
dem Staatsschätze (mouv ement general des 
fonds ); für die Disposition der Einnahmen zur Deckung 
des Bedarfs und der Ausgaben; die Führung der Conto 
curranls der Generaleinnehmer und übrigen Korrespon- 
denten des Staatsschatzes, die Festsetzung ihrer Remi- 
sen, etc.; die Bearbeitung der monatlichen Fondsverthei— 
lüng an die Departementsminister , Chefs der Admini- 
strationen etc., überhaupt die Autorisationen zu Verein- 
nalimungen und Ausgaben; die Aufsicht auf die Kasse 
des Staatsschatzes. 

h) 1. Direktion der Ausgaben. Bewirkt die Expe- 
dition und Zufertigung der genehmigten Zahlungsanwei— 

’ sungen und Ordres an die Zahlmeister des Tresors und 
in den Departements; führt die Aufsicht" über ihre Ge- 
schäftsführung; liefert die Elemente zur Koni role der Si- 

15 * 
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tuationsetats dieser Agenten, deren Rechnungen sie an 
den Rechnungshof einsendet, und stellt am Anfänge des 
folgenden Jahrs die Generalrechnung aller Ausgaben in 
dem verflossenen Jahre auf. 

Im Innern dieser Direktion sind fünf Abtheilungen : 

1) ein Zentralbüreau für die Korrespondenz etc. ; 

2) vier Bureau?, a ) für die Ausgaben des Kriegsmini- 
steriums, b) der Marine, c) der Staatsschuld, und 
(1) ein solches für alle übrigen Ausgaben. 

K) 2. Die Kasse des Staatsschatzes, unter der 
verantwortlichen Direktion .des Genera lkassirers, 
welcher mit dem Einzuge aller Einnahmen, und der Bewir- 
kung aller Ausgaben beauftragt ist.. Unter seiner Leitung 
sind acht Unterkassirer angestellt , für deren Geschäfts- 
führung derselbe verantwortlich ist; sodann ein Haupt— 
Zahlmeister für die Ausgaben der Ministe — 
rien (mit drei Unterzahl meistern für das Kriegsministe- 
rium, das Marineministerium, für alle übrigen Ministe- 
rien); ein zweiter für die Staatsschuld. 

h) 3. Die Kassenkontrole. (Ordonn. v. 17. Novbr. 
1817. Art. 8.) 

i) Die Liquidation der älteren Kassenver- 
pflichtungen aus de$n Zeiträume vor dem 1. Januar 
|818. 

Zum Behuf der Kassenvisitationen , der Revision der 
Operationen der Kassenbeamten , der Aufsicht auf die 
Beobachtung der Gesetze und Reglements in Betreff 

' des Einzugs der Steuern, und des Mouvement des fonds y 

sind eilf General- Finanzinspektoreil und sechszehn 
Finanzinspektorerry mit einer Anzahl Unterinspektoren 
zur Aushilfe angeordnet, die, nach Anordnung der Di- 
rektion der Generalkomptabilität , die Departements 
bereisen. 

\ 

II. Comit^s und aufserord entliehe Kommissio — 

r n e n in dem Finanzministerium. 

\ 

a) Das Finanz - Comit6 (im Staatsrathe) , zur Begutachtung 
und Redaktion aller Entwürfe von Gesetzen und Regle- 
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ments, welche der Minister zu diesem Behuf an das- 
selbe abgibt. 

b) Die Kommission zur Bewirkung der Zurückgabe der seque— 
strirten unverkauften Güter. (Gesetz v. 5. Dezbr. 1814). 

c) Comitö zur Prüfung der Rückstände bei den Ministerien. 

d) Kommission zur Vollziehung der Konvention v. 25. April 
1818. 

111. Generaldirektionen im Ressort des Finanz- 
ministeriums. 

t 

a) Generaldirektion der Posten. 

b) - ec« des Enregistrements und der Domänen. % 

c) «« - der Forste. 

d) Administration der Lotterien. 

e ) Generaldirektion der Douanen. 

f) Administration der indirekten Abgaben.* 

g) Administration der Münzen. 

K) «« der Salinen in Westen. 

i ) Die Amortisationskasse, mit der Depositen- und Kon— 

- signationskasse. (Gesetz v. 28. April 1816. Ordonn. v. 
3. Jul. 1816). ' ' 

t 

7) Ministerium des königlichen Hauses, für *die 
Angelegenheiten und die Verwaltung des königl. Hauses, 
der Zivilliste, der Museen, der königl. Theater, etc. 


C . Allgemeine Behörden für das ganze Königreich, 
die keinem Ministerium untergeordnet sind: 

1) der Kassationshof, unter einem Oberpräsidenten, 
in drei Sektionen : 

a) für die Kassation in Zivilrechtssachen ; 

b) für die Kassation in peinlichen Rechtssachen ; 

c) für die Requeten Sektion , zur Erkennung über die 

Zuläfsigkeit der Kassationsgesuche. 

Jede Sektion besteht aus einem Präsidenten und 16 Rathen. 

* 

2) Der Rechnungshof, für die Prüfung und Abnahme 
aller Reclmungen über Staatsgelder, und alle Kommu- 
nalrechnungen von solchen Kommunen , deren Einnahme 
10000 Franken übersteigt. Derselbe ist unter einem 
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Oberpräsidenten in drei Kammern eingetheilt, die sich 
nur für bestimmte Gegenstände vereinigen : 

a ) die erste , für die Rechnungen über die Einnahmen ; 

b) die zweite, für jene über die Ausgaben ; 

c) die dritte, für die Departemental- und Kommunal— 
rechnung. 

% 

i 

II; Departemental - Verwaltung. 

Das Königreich ist in 86 Departements eingetheilt (Präfek- 
turen); jedes Departement in Bezirke (Kommunal— Arrondisse- 
ments) ; diese in Friedensgerichte und Kommunen. Gesetz v. 
28. Pluv. des Jahrs VIII. (17. Febr. 1800). 

Die organischen Verwaltungs- Einrichtungen und die Be- 
hörden in jedem Departement, sind in dem ganzen Königreiche 
die nämlichen. 

A. Justizverwaltung. 

1) 27 königliche Gerichtshöfe (Appellation sgerich— 
te) , deren jeder sein Ressort über mehrere Departements 
erstreckt, und jeder in drei Kammern eingetheilt ist: 
a) für die Zivilrechtssachen; b ) für die Kriminalsachen ; 
c) für die Anklagesachen [chambrc demiae en accusalionj. 

Aus diesen Gerichtshöfen werden zugleich Räthe zur 
Abhaltung der Assisengerichte deputirt. 

2) In jedem Bezirke (Unterpräfektur) ein Gericht erster 
Instanz (ivibunal'dc premiere Instance ) , zugleich In— 
struktionsrichter. In den Departements, in welchen diese 
Gerichte nur aus drei oder vier Richtern bestehen, bil- 
den dieselben nur eine Kammer; bei einer stärkern Be- 
setzung, von 7 bis 10 Richtern, zwei Kammern, die eine 
für die Zivilrechtssachen , die andere für jene der kor— 
rektioneilen Polizei. Aufser den Richtern befinden sich 
bei jedem einige Suppleants. 

3) In jedem Bezirke, für eine Anzahl Kommunen (6 — 12000 
Seelen), ein Friedensgericht; sodann 

4) Handelsgerichte (211), in Städten, wo die Han- 
dels Verhältnisse dergleichen erfordern. Die Appellationen 
von diesen gehen an den Gerichtshof, in dessen Spren- 
gel das Gericht erster Instanz gehört. 
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B. Ministerium des Innern. 

1) Departementai — , Bezirks— und Kommunal— 
Verwaltung. 

D ep arte men ts - Verwaltung. An der Spitze der 
Verwaltung eines jeden Departements steht der Präfekt; (*) 
ihm untergeordnet, an der Spitze der Verwaltung eines jeden Be- 
zirks, ein Unterpräfekt, unter welchem ein Maire die An- 
gelegenheiten einer jeden Kommune verwaltet. Der Wirkungs- 
kreis des Präfekten erstreckt sich über alles, was auf die 
eigentliche Verwaltung des Departements (alles was zum Res- 
sort des 1 Departements des Innern gehört) Bezug hat , die ihm ' 
allein übertragen ist; auf die Armenpolizei, die Aufsicht auf 
die Hospitäler, die Wohlthätigkeitsanstalten; auf die Korrek— 
tions— und Strafanstalten ; auf das Erziehungs — und Unterrichts— 
wesen; auf die Erhaltung des Staatsvermögens, die Unterhal- 
tung der Strafsen, Kanäle, Brücken, und der für öffentliche und 
religiöse Zwecke bestimmten Gebäude; auf die Gesundheits- 
und Sicherheitspolizei ; auf die Errichtung und die Verwendung 
der Nationalgarden ; auf die Leitung des Konskriptionswesens, 
überhaupt auf alle Militarangelegenheiterr, bei welchen die Zi- 
vilverwaltung konkurrirt; auf die Leitung der Arbeiten für das' 
Kadaster, die Vertheilung und den Einzug der direkten Steuern; 
auf die Oberaufsicht auf das Kommunalwesen, etc. Für die 
Bearbeitung dieser, überhaupt aller Geschäfte, befinden sich in 
einer jeden Präfektur Büreaus , in welchen die Geschäftsbehand- 
lung so, wie bei den Ministerien bemerkt, geordnet ist. 

a) Dem Präfekten zur Seite steht ein Präfekturrath, 
als administrative Justizbehörde; zu deren Kompetenz 
gehört: 

1) die Erkennung und Verfügung über Steuer-Min- 
derungsgesuche, und über alle Steuerreklama- 
tionen ; 

2) über Streitigkeiten, die aus Entreprise und sonsti- 
gen Kontrakten für Lieferungen und sonstige Gegen- 
stände des öffentlichen Dienstes entstehen ; 


1) Fle urigeon , Code administratify T. 1. p. 30 — 78. 8. V. au 
torites administratives Prefets . 
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3) über Beschädigungen bei Ausführung öffentlicher 
Arbeiten durch Entreprenneurs ; 

4) über Streitigkeiten wegen Entschädigung für Frivat- 
eigenthum, das für öffentliche Zwecke veiwendet 
worden ist; 

5) über Streitigkeiten in Beziehung auf die Handha- 
bung der Strafsenpolizei , auf Strafsenbau, etc.; 

6) über die Gesuche von Gemeinden um Autorisation, 
Prozesse zu führen; 

_ 7) über Beeinträchtigungen von Gemeinde- Grundver- 
mögen. 

Der Präfekt kann den Präfekturrath präsidiren. mit ent- 
scheidender Stimme bei gleichgetheilten Meinungen; 
dagegen ist er nicht befugt, einen Beschlufs des Prä— 
fekturrathes zu reformiren; eben so wenig als diesem 
leztern eine solche Befugnifs zur Abänderung der An- 
ordnungen des Präfekten zusteht. (*) 
b) Ferner ein General — Departementsrath von 1 6 

bis 24 Mitgliedern, mit nachstehenden Attributionen: 

1 ) V ertheilung des auf das Departement gelegten 
Kontingents an direkten Steuern , auf die Bezirke; 

2) Erkennung über Steuerminderungsgesuche gan- 
zer Bezirke, Städte, Dörfer; 

3) derselbe bestimmt innerhalb der gesetzlichen Limi- 
tation die Anzahl Zulagszen timen , die für die De- 

' partemental — Ausgaben erhoben werden sollen;' 

4) hört die Rechnung des Präfekten über ihre Verwen- 
dung ab; und ' 

5) bringt die Bedürfnisse und Wünsche des Departe- 
ments zur Kenntnifs der Regierung. 

Die Zusammenberufung geschieht jährlich durch die Re- 
gierung; die Sitzungen dürfen nicht länger als 15 Tage 
dauern. k 

2) B ezirks ver w a (tun g. Die Verwaltung der Bezirke 
ist ebenfalls allein dem Unter präfekten übertragen. Seine 


1) Gesetz v. 28. Pluvios VIII. Tit. 2. Art. 2. 4. 5. Dekret v, 
16. Jun. 1808. 

# 

Simon, Manuel des Coriseih de PreJ'ecture eic, Coblence 1810, 
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Attributionen sind die nämlichen wie die des Präfekten für das 
ganze Departement, in deren Ausübung er dem erstem un- 
tergeordnet ist, an ikn seine Berichte erstattet und seine Ent- 
scheidungen und Anordnungen befolgen mui’s. Derselbe übt 
die nächste Aufsicht auf das Kommunalwesen aus, für welches 
derselbe zwischen dem Präfekten und dem Maire die Verbin- 
dung bildet. ' 

Ihm zur Seite steht ein Bezirksrath ( Conseil d*Arron - 
disscmcnl ), mit nachstehenden Attributionen; nämlich: . 

er) zur Vertheiiung des auf den Bezirk repartirten Kontin- 
gents an direkten Steuern, auf die Städte und Kommunen 
in demselben; 

b) zur Begutachtung der von Städten und Kommunen 
vorgelegten Steuenninderungsgesuche ; 

c) zur Abhörung der Rechnung des Unterpräfekten über die 
Verwendung der Zulagezentimen für die Bezirksausgaben; 

» d) aufsert derselbe seine Ansichten über die Bedürfnisse 
und Wünsche des Bezirks, die er dem Präfekten einsendet. 

Seine Zusammenberufung und Dauer ist die nämli- 
che, wie bei dem Departementalrath. 

3) Kommunalverwaltung. Jede Kommune wird 
durch einen Maire verwaltet, dem diese Verwaltung allein 
zusteht. Ihm zur Seite, jedoch nur zu der von ihm nach Will- 
kür zu fordernden Aushilfe, Adjunkte, in Kommunen von 
und unter 2500 Seelen einer; in solchen von 2500- — 6000 S., 
zwei; von 5000 — 10000 S., zwei, uhd ein P olizeikom — 
"missär ; bei einer starkem Seelenzahl ein Adjunkt mehr für jede 
20000 S. , und ein Polizeikommissär für jede weiteren 10000 S. Ihr 
Wirkungskreis erstreckt sich auf alles was im weitesten Sinne auf 
die Verwaltung des Gemeindewesens und Gemeindevermögens, 
auf die Aufsicht und Verwaltung der Stiftungen, Wohlthätig— 
keitsanstalten etc. Bezug hat; auf die Vertheiiung der Steuern in 
der Kommune ; auf die Direktion der öffentlichen Arbeiten in 
derselben; auf die Entscheidung der Gewerbestreitigkeiten (mit 
Ausnahme derjenigen, die den Konseils von prudhommes Vor- 
behalten sind). 

Die Adjunkte haben nur diejenigen Verrichtungen, die 
ihnen der Maire überträgt. ' 
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Die Polizeikommissäre dagegen sind mit allem beauf- 
tragt was auf die Lokal- und gerichtliche Pölizei Bezug hat, für 
welche erstere sie dem Maire, so wie dieser selbst dem Unter— 
präfekten und Präfekten untergeordnet sind. 

DemMaire zur Seite besteht ein Munizipalrath (lOGlie— 
der bei 2500 S. , 20 dergl. bis 5000 S. , und 30 in grofseren 
Städten), den der Maire prasidirt. Derselbe versammelt sich 
jährlich einmal auf 15 Tage (kann aber von dem Präfekten öfter 
versammelt werden) zur Abhörung .der Kommunalrechnung, 
zur Reparation der Beiträge an Geld und Arbeiten für öffentliche 
Arbeiten und Bedürfnisse für die Kommune, zur Beratschlagung 
über die Bedürfnisse der Gemeinde, über Gemeindeprozesse (An- 
fang, Fortsetzung, Aufgeben), über die Verteilung der Ge— 
meindenutzungen etc. , über das Kommunalbudget etc. - 

4) Für den Strafsen- und Brückenbau: 

a) 15 Divisionen, jede für mehrere Departements; 

b) in jedem Departement ein Oberingenieur; 

c) mit einem oder mehreren Unteringenieuren in jedem 
Bezirke; 

- d) dergleichen für besondere Bauten ; 

c) dergleichen für die Seehäfen. 

, 5) Für das Bergwesen: 

«) 5 Divisionen, mit einem Inspekteur für jede ; un- 
ter ihnen 

• b ) Oberingenieure und Ingenieure für die einzelnen Berg— 
Arrondissements. 

6) Die Handelskammern zur Beratung der Mittel zur 
Erweiterung des Handels und Angabe der Ursachen, welche 
diese hindern ; (30 dergleichen in Handelsstädten , die mit dem 
Handelskonseil in dem Ministerium des Innern in Verbindung 
stehen). 

C. Finanzministerium und Verwaltung. 

1) Verwaltung des Enregistremen ts der Domä- 
nen und der Forste. 

a ) 1. Zwei Generalinspektoren für die Domänen und das 
Enrejzistrement, zur Oberaufsicht und Revision der De— 
partementalverwaltung ; 

a) 2. in jedem Departement ein Direktor; 
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a ) 3, in jedem Bezirkshauptorfe ein Hypothekenbewahrer; 

b ) 1. fiir die Forsten vier Generalinspektoren; 

&) 2. 20 Forstarrondissements , ' deren jedes sich über 
mehrere Departements erstreckt, mit einem Konserva— 
teur oder OberinSpekteur für jedes Arrondissement. 

2) , Für die Lotterie: 

a) 4 Oberinspektoren; 

b ) 6 Inspektoren zu Paris; 

c) 22 Bezirksinspektoren in den Departements. 

3) Für die Douanen: . § 

a) das ganze Königreich ist in vier Arrondissements ge— 
theilt: das nördliche, südliche, östliche, westliche, 
mit einem Generalinspektor für jedes; 

b) unter diesen, 26 Douanendirektionen in den Departe- 
ments; * , 

, c) eine solche in Paris, und 

d ) 3 Hauptentrepots, in Lyon, Toulouse und in Orleans. 

4) Für die indirekten Abgaben: 

o) 5 Generalinspektoren deren jeder mehrere Departe- 
ments zu seinem Respiziat hat; 

b ) in jedem Departementsbezirke ein Departementsdirek- 
tor und ein Bezirksdirektor in jedem Arrondissement 
(Unterpräfektur) , die in Ansehung ihrer Geschäftsfüh- 
rung dem erstem untergeordnet sind. (Ordonn. v. 
4. Dezbr. 1822. Monit. Nr. 339.) 

c) ein Zentraleinnehmer, unter welchem die Lokal- 
empfänger. 

5) Für die Verwaltung der direkten Steuern: 

a) 8 Generalinspektoren (deren jeder die Inspektion über 
10 oder mehr Departements hat), fiir die Aufsicht auf 
die Kadastralarbeiten , vorzüglich zur Bewirkung der 
Gleichheit in den Abschätzungen und in der Veranla- 
gung der Grundsteuer, für die obere Aufsicht auf die 
Fertigung der Steuerrollen und auf die Steuerbeamten; 

b ) für die laufende Verwaltung der direkten Steuern, in 

jedem Departement ein Direktor und ein Inspek- 
tor; in jedem Bezirke ein oder mehrere Steuerkon- 
troleure. '< 
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6) Für die Verwaltung des M ü n z w e s e n s , in jeder der drei- 
zehn Münzstätten eine Kommission, bestehend aus einem 
königl. Kommissär, einem Münzdirektor, einem Köntroleur 
und aus einem Kassierer. 

7) Für die Salin en verwal tung, zwei Kommissäre in den 
Departements f und ein Direktor auf jedem Etablissement. 

8) Für das Kassenwesen: 

a) 11 G eneralinspektoren und 16 Finanzin— 
spektoren für die Revision der Depaftemental- und 
anderen Hauptkassen ; 

* b) für jene der Elementarkassen , Verifikatoren;* 

c) für die Einnahme in jedem Departement ein Gene- 
raleinnehmer, mit einem Untereinnehmer in 
jedem Bezirke (jeder Unterpräfektur) , und für den un- 
mittelbaren Einzug der direkten Steuern besondere Er- 
heber, deren einer für jeden Bezirk von 20000 S. , in 
dessen Kasse zugleich die Dominalkassen, jene der 
indirekten Steuern, der Lotterien, Posten, Doua- 
nen etc. ihre Einnahmen abliefern; 

d ) für die Ausgabe in jedem Departement eine Zahl- 
t kasse, mit einem Zahlmeister, und eine Unter- 
zahlkasse in jedem Bezirke. 


N * 
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/ 

Königreich der . Nie de r lande. (*) 

(5,300000 Seelen)* 

I. .Höchste Staatsbehörden. 

A. Der Kabinetsrath, der, unter dem Vorsitze des Kö- 
nigs, aus den Departementsministern und mehreren Staats- 
ministern besteht. Eigentlich das Ministerkonseil. 

B. Der Staatsrath. Derselbe besteht, unter dem Voitze 
, des Königs oder eines beständigen Vizepräsidenten, aus 24 

Mitgliedern, die, so viel möglich, aus allen Provinzen ge- 
nommen werden müssen. Der Prinz von Oranien ist nach 
vollendetem 18te*i Jahre von Rechtswegen Mitglied; die übri- 
gen Prinzen können nach erreichter Volljährigkeit in denselben 
berufen werden , werden aber nicht in die vorbemerkte Zahl 
eingerechnet. Derselbe versammelt sich dreimal in jeder Wo— 
che.' Seine Attributionen sind blofs berathend, vorzüglich 
über die Verhandlungen mit den General Staaten. 

Die Departementschefs sind nicht Mitglieder, können 
aber vom Könige zu den Sitzungen berufen werden. Die 
Staatsrathe sind in solche im ordentlichen, und im au— 
fserordent liehen Dienste getheilt; dann befinden sich 
bei demselben Referendarien erster und zweiter Klasse. 

C. Ministerien. •' ' % 

1) Das Justizministerium. 

Zu dem Ressort desselben gehört alles, was auf die Or- 
ganisation und auf das Personei der Gerichtshöfe, Friedens— 
gerichte, das Notariat etc. Bezug hat; die Gnadensachen, „ 
Dispensationsgesuche ; die Aufsicht auf die Gefängnisse und 
Korre^tionshäuser; die Komptabilität der Fonds für das 
Justizdepartement; die Sorge für die Vollziehung aller auf 
die Justizverwaltung Bezug habenden Gesetze, Verordnun- 
gen etc., so wie alles, was auf die Zivil— und Kriminalge- 
setzgebung Bezug hat. 

i ■ ■■■■■ ■ ♦ 

1) Staatsalmanak voor den Jarc 1822. Die Bestimmungen des Fun- 
damentalgesetzes in Betreff der organischen Einrichtungen, s. im drit- 
ten Bande, 
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2) D as Mi nisterium der auswärtigen Angelegen- 
heiten. 

Zu dessen Ressort gehört die Aufrechthaltang und Voll- 
ziehung aller sowohl politischen als Handelstraktate etc. ; 
das Personal der diplomatischen Missionen; die Korrespon- 
denz mit denselben , so wie mit den bei dem niederländi- 
schen Hofe akkreditirten fremden Gesandten. 

In demselben sind zwei Büreaus angeordnet: , 

a) das erste , für die politische Korrespondenz und für 
die Archive; 

H l) 1 das zweite, für die Korrespondenz mit den Konsuln, 
fiir die Komptabilität des Departements, das Pafswesen. 


3) Das Marineministerium. 

Die Aufsicht und oberste Leitung über die Seearsenale 
und Magazine der Marine; über die Unterhaltung und den 
Neubau von Kriegsfahrzeugen; die Approvisionirung der- 
selben; die Gesundheitspflege auf der Flotte; die Anwer- 
bung der Schiffsmannschaft, überhaupt das Personei, Be- 
förderung etc. desselben; die Verwendung der Schiffe ; die 
Aufsicht auf die Quarantäneanstalten , auf das Lootsenwe— 
sen, die Tonnen, etc. 

Das Innere des Ministeriums ist in zwei Abheilungen 

Ö 


getlieilt. Von demselben ressortiren: 

a ) die Direktoren etc. von dem Marinedepartement; die 
Schiffbau — und Equipagenmeister, die Arsenal— und 
Magazinverwalter in den Marinedepartements (Zuy- 
dersee, Maafs, Schelde); 

b ) das Gesundheitsdepartement und die Direktion der 
Quarantäneanstalten ; 

c) die Verwaltung der Wittwen— und Waisenfonds der 
Marine. 


4) Das Ministerium des Innern und des Water— 
Staates. ( l ) 

- Zu dem Ressort desselben gehört: die Oberaufsicht 
auf die Provinzialverwaltung , in so fern diese leztere nicht 


• i) Die Verwaltung des Waterstaates bildete früher ein besonde- 
res Ministerium. 
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zum Ressort anderer Ministerien gehört; die Anstellung etc. 
des Personals in derselben ; die aktive und sedentäre Na- 
tionalmiliz; die Grenzregulirungen zwischen den Provin- 
zen, Arrondissements, Gemeinden; die Aufsicht auf die 
Wohlthätigkeitsanstalten ; auf Maafs und Gewicht; auf die 
fahrenden Posten ; auf die Buchdruckereien und Zeitungen ; 
auf die Theater; auf das Sanitätswesen ; auf dieFlufs— und 
Seehauten; auf die Entwässerungen; auf das Land— und 
Strafsenhauwesen ; auf den Bergbau ; etc. 

Von demselben ressortiren: . 

a) die Gouverneure und Arrondissements — Kommisstrien 
in den Provinzen; 

b) das Sanitätspersonal in den Provinzen ; 

c) die Direktion des niederländischen Staatskourants und 
der allgemeinen Landesbuchdruckerei ; 

. d) die Kommissariate für die Miliz. 

5) Das Finanzministerium. 

Zu dessen Ressort gehören : die Direktion des Staats- 
schatzes, die aygemeine Kontrole über alle Staatseinkünfte 
und die Direktion über die Ausgaben , die aus dem Staats— 
schätze bestritten werden müssen. . Die Verfertigung des 
zehnjährigen Budgets von den gewöhnlichen, und des ein- 
jährigen , von den aufserordentlichen Bedürfnissen, nebst 
Vorschlag der Mittel zu ihrer Deckung. Dasselbe hat al- 
lein die Befugnifs zur Disposition der Fonds in dem Staats- 
schätze, nach Maafsgabe einer allgemeinen oder speziellen 
konigl. Autorisation ; führt die spezielle Oberaufsicht auf 
die richtige F’iihrung des grofsen Buches von der Staats- 
schuld , und auf die pünktliche Bezahlung der Zinsen von 
derselben; desgleichen auf die Liquidation, Eintragung und 
Bezahlung der Pensionen , die Liquidation und den Einzug 
rückständiger Aktiven und Revenuen. 

Als Präsident des Syndikats der Niederlande 
hat der Finanzminister eine genaue Aufsicht auf die Operatio- 
nen dieses Instituts, auf die richtige Einlösung der fälligen 
Obligationen, und auf die Bezahlung der Zinsen zu führen. 

Dem Minister sind zu seiner Assistenz zwei Referenda— 
rien beigegeben; der eine für die Verwaltung des Staats- 
schatzes, der andere für die Verwaltung der Ausgaben. 


* < 




Das Innere des Ministeriums ist in nachstehender Art 
eingetheilt : 

a) das Generalsekretariat; 

b) die Abtheilung des Staatsschatzes ; 

c) die Abtheilung der Ausgaben; 

(1) die Abtheilung für die Kautionen ; 

e) sodann zwei Rechtskonsulenten zur Berathung in allen 
rechtlichen Fragen. x v 

Mit dem Finanzministerium stehen resp. in Verbindung 
und ressortiren von demselben : 

a) das Syndikat der Niederlande. Dasselbeist, 
unter dem Präsidium des Finanzministers , mit der Be- 
wirkung des Einzuges der ausstehenden Forderungen 
des ehemaligen Syndikats der vereinigten Provinzen, 
der Erledigung der nicht erledigten Geschäfte dessel- 
ben, mit der Ausfertigung der durch das Gesetz vom 
11. Novbr. 1815, v. 9. Febr. 1818 und ll.Novbr. 1819 
für rückständige Ausgaben kreirten Obligationen, ihrer 
Bezahlung, so wie jener der Zinsen , beauftragt. (Be- 
steht, aufser dem Präsidenten, aus einem Vizepräsiden- 
ten und 43 Mitgliedern). 

b) Die Direktion des grofsen Buches der Na — 
tionalschuld. Sie besteht, unter der Oberaufsicht 
des Finanzministers, aus 10 Gliedern, für die Aufstel- 
lung und richtige Fortführung des grofsen Buches und 
alles, was auf die Evidenthaltung desselben Bezug hat. 
Die Bezahlung .der Zinsen hingegen gehört ausschliefs— 
lieh zu den Attributionen des Finanzministers. 

c) Die Kommission für die Umwandelung der 
Staatsschuld; (der ausgesezten in die wirkli- 
che) zugleich für die Liquidation der Staatsschuld. 

d) Die Generaldirektion der Amortisations — 
kasse. Generaldirektor ist der Finanzminister , der 
die Operationen dieser Kasse nach den unmittelbaren 
^Befehlen des Königs leitet. Die Rechnung dieser Kasse 
wird jährlich durch eine besondere Kommission ge- 
prüft, die aus den beiden Präsidenten der Ständever— 
Sammlung, zwei Mitgliedern des Staatsraths und drei 
Mitgliedern der Oberrechnungskammer gebildet ist. 
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Der Finalabschlufs und die Decharge werden durch die 
Oberrechnungskammer bewirkt. 
e) Der Finanzrath. Derselbe besteht, unter dem 
Vorsitze des Finanzministers, aus dem Minister des 
Departements der Steuern, und aus drei Mitgliedern, 
v welche der König für jedes halbe Jahr ernennt. In die- 
sem Rathe legt der Finanzminister alle Anträge , wel- 
che derselbe an den König machen will, zur Bera- 
thung vor, welche die Erlassung neuer, oder die Ab- 
änderung .bestehender allgemeiner Verordnungen be- 
treffen ; desgleichen der Minister für das Departement 
der Steuern. 

6) Das Ministerium der Staatsreveniien. (Errich- 
tet durch ein königl. Dekret v. 21. Dezbr. 1820). 

Zu dem Ressort desselben gehört die Oberaufsicht 
und Leitung des Einzuges aller direkten Steuern, aller 
Land— und Wasserzölle, der Konsumtionsabgaben, 
der Enregistrements - , Hypotheken - und Siegelgefälle, 
der Erbschaftssteuern und jener von Übertragung des Eigen- 
thums; auf die Verwaltung der Domänen , Forsten, Lot- 
terien, der Brief- und Extraposten , und auf die Kompta- 
bilität von den ersteren; endlich die Leitung der Arbei— - 
ten für die Aufstellung des Kadasters. 

Bei dem Minister befindet sich ein Konseil, das aus den 
Oberadministratoren der fünf Hauptrevenüen— u. Geschäfts- 
zweige, u. aus einer gleichen Anzahl von Generalinspektoren 
gebildet ist; nämlich: für die direkten Steuern ; für die in- 
direkten und Konsumtionsabgaben; für das Enregistrement, 
die Domänen und Lotterien ; für die Posten, u. für die Komp- 
tabilität ; für deren jeden eine Abtheilung oder Division in 
dem Ministerium besteht, in den Provinzen aber besondere 
Administratoren angeordnet sind. 

7) Ministerium für die Angelegenheiten des öf- 
fentlichen Unterrichts, der Nationalindustrie 
und der Kolonien. 

Zu dem Ressort desselben gehören : 
a) alle hohen Schulen und sonstige öffentliche gelehrte 
Unterrichtsanstalten, alle Institute , Akademien, lite- 
rarische und Kunstsammlungen , etc. ; 

16 
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h ) die' Obsorge für die Beförderung des Handels und die 
damit verbundene Schifffahrt; die grofse und kleine 
Fischerei; die Beförderung des Ackerbaues, der Fabri- 
ken und der damit in Verbindung stehenden Anstalten ; 

• \ 

c) die oberste Aufsicht und Leitung der Justiz — , Zivil- 
und Finanzverwaltung in den Kolonien , der Industrie 
' und des Handels in denselben, so wie jene in Bezie- 
hung auf ihre Verhältnisse zum Mutterlande. 

In dem Ministerium bestehen nachstehende Abtheilunsen: 

.«) für den öffentlichen Unterricht, Künste und Wissen- 
schaften ; 

b) für die Nationalindustrie; 

c) für die Militäiangelegenheiten der Kolonien ; 

d) für die ostindischen Angelegenheiten; y 

e ) für die westindischen Angelegenh.; 

f) für die Komptabilität; 

g) für die Leitung der Verwaltung des Wittwen— und 
Waisenfonds für die in den Kolonien an^est eilten 

O 

Beamten. 

, . • 

Von demselben ressortiren: , . % 

a) die Präsidialkammer für den Handel in 
der Levante und die Schifffahrt im mit- 
telländischen Meere, zu Amsterdam; 

r 

b) die Kammern für den Handel und die Fa — 
n brikenin den Provinzen. 

Kriegs ministe rium; (nach Maafsgabe eines königl. 

Dekrets v. 24. Mai 1819 in 5 Abtheilungen getheilt). 

Erste Abtheilungf Allgemeine Sachen; (die 
Aufsicht und Anschaffung für den innem Dienst in 
den Bureaus; ,die Zentralkomptabilität des Kriegsde— ' 
pärtements; die Aufstellung des Budgets etc.; die An- 
weisungen auf die Fonds des Departements etc. mit 
4 Bureaus). 

Zweite Abtheilung: Personei und die rein- 
militärischen Sachen; (Aufstellung , Organi- 
sation etc. ; Bewegung, Dislokation der Armee etc.; 
Sold, Pensionen etc. ; Militärjustiz und Polizei etc.; 
mit 4 Bureaus). 
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• Dritte Abtheilwng: Ko mptabilitä t; (Revision 

„ der Reviien , Liquidation der Marschkosten , etc. ^ 
Abrechnung mit den einzelnen Korps; Sorge für ihre 
richtige Bezahlung; Personei der Verwaltungsbeamten 
des Militärdepartements; Obsorge und Aufsicht auf die 
Bekleidung, das Equipement, etc.; auf den innern 
Haushalt der Korps; mit 3 Biireaus). 

Vierte Abtheilung: Materiel der Armee, Na- 
turalverpflegung von Mannschaft und Pfer- 
den, Lazarethe; (mit 2 Bureaus). . - 

• Fünfte Abtheilung: Materiel der Artillerie 
und des Genie; (mit 3 Büreaus). 

Von demselben ressortiten: • 

a ) die Direktion der Wittwen - und Waisenkasse der 
Offiziere ; 

b) der hohe Milita rgeri chtshof, bestehend aus einem 
Präsidenten, drei Rechtsgelehrten, drei Offizieren von 
der Marine, drei dergl. von der Landarmee, einem 
Fiskaladvokaten, einem Substituten und einem Greffier. 

Der Jurisdiktion desselben sind alle Militärs und 
alle sonstigen zur Land- und Seemacht gehörigen Per- 
sonen unterworfen, sowohl wegen aller militärischen, 
als wegen gemeiner Verbrechen etc. 

y) Das Staatssekretariat, mit den nämlicken Attribu- 
tionen , wie sonst in Frankreich. 

* » 

Unter dessen Aufsicht und Leitung steht zugleich: 

a) die Wittwenkasse für die in der allgemeinen Verwal- 
tung angestellten Beamten; mit Ausschluß derjenigen, 
die in einem Departement angestellt sind, für welches 
eine besondere Wittwenkasse angeordnet ist. 

Die allgemeine Verwaltung wird durch ein Kon- 
seil bewirkt, das aus dem Finanzminister, dem Mini- 
ster des Innern, einem Mitgliede der Oberrechn un«s- . 
kaminer und aus zwei Deputaten im Namen der Inter- 
essenten besteht. ' * % 

' * / • 

b) Das Hofpostamt. 

16 * 


\ 


f 


/ 

w 


Digilized by Google 


i 


/ • 


_ 244 — 

/ 

II. ' Allg emeine Oberbehörden, die von kei- 
nem Ministerium re6sortiren. 

A. Die allgemeine Rechnungskammer, fiir die Prü- 
fung und Abnahme der Rechnungen aller Departements der 
allgemeinen Verwaltung , und aller anderen Rechnungen über 
die Erhebung uridVerwendung öffentlicher Gelder. Dieselbe 
besteht aus 1 6 Mitgliedern , die, soviel möglich, aus allen 
Provinzen des Reichs gewählt werden sollen. 

B. Die Generalmünzmeister (sechs, und ein General— 

münzwardein), für die Aufsicht auf das Miinzwesen, für richti- 
ges Schroot und Korn, und für jene auf die Münzstätten. Dieses 
Kollegium hat zugleich die Oberaufsicht auf den Handel mit 
verarbeitetem Gold und Silber, ln ieder Provinz befindet sich 
eine besondere , von dem Kollegium ressortirende Kommis- 
sion, die aus einem Kontroleür, einem Probierer und einem 
Einnehmer besteht. • 

C. Der hohe Rath des Adels, besteht aus einem Präsi- 

denten, der, nebst zwei Mitgliedern, von Adel, die beiden 
anderen aber Doktoren oder Lizentiaten der Rechte seyn müs- 
sen; für die Prüfung der Adelsstatuten in den verschiedenen 
Provinzen ; zur Entscheidung von Streitigkeiten , die über die 
Admission von Adelichen in die ritterschaftlichen Korps in 
den Provinzen (entstehen ; für die Führung der Adelsma- 
trikel etc.. , ' 

D. De partement der Angelegenheiten des prote- 
stantischen Kultus und anderer Konfessionen;- 
ausschlief slich der Katholiken. 

E. Departement der Angelegenheiten der katholi- 
schen Kirche. Ein^ Kommission, aus dem Staatsrathe ge- 
wählt, zur Berathung über Gegenstände, über welche der 
JvÖnig eine solche befiehlt, und mit den Attributionen , die 
dem Staatsrathe in Frankreich durch das Konkordat v. 26. Mes— 
sidor des Jahres IX. beigelegt sind. 

i » • • , 

/• * , 1 ■ • 

# • f 

, III. Justizverwaltung. 

. • 

A . Es bestehen für das ganze Königreich drei hohe Ge- 
richtshöfe, nämlich im Haag, in Brüssel und in Lüt- 
tich, ab höchste und Appellationsinstanz in allen Zivil-Han- 
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delssachen, und für solche der korrektionellen Polizei. Zu 
ihreip Wirkungskreise gehören ferner die Entscheidung über 
die Frage, ob jemand vor Gericht gestellt -werden soll? und die 
Ertheilung von Möratorien. Dieselben bilden zugleich den 
Kassationshof fiir ihren Gerichtssprengel, so, dafs zur Unter- 
suchung und Entscheidung der Kassationsgesuche eine be- 
sondere Kammer aus der Mitte des Gerichtshofes gebildet 
wird. Der Präsident bestimmt die Zeit zur Abhaltung der 
Assisen und ernennt die Präsidenten derselben. Eine aus 

f 

den Präsidenten und dem procureur— general gebildete Kom- 
mission ist mit der Prüfung und Begutachtung der Gnaden- 
gesuche beauftragt. Die hohen Gerichtshöfe führen die Auf- 
sicht über die in ihrem Gerichtssprengel befindlichen Tribunale. 

B. In jedem Arrondissement befindet sich ein Tribu- 
nal -erster Instanz. Diese entscheiden in Zivilrechts— 

% . x 1 

Sachen in bestimmten , durch die Gesetzgebung festge— 
sezten Fällen in erster und lezter Instanz ; sodann in Gegen- 
ständen der korrektionellen Polizei und über Appellationen 
von Erkenntnissen der Friedensgerichte. 

C. In jedem Arrondissement dieser Tribunale befindet sich ferner 
ein Handelsgericht, dessen Funktionen in denjenigen Ar- 
rondissements, in welchen ein solches nicht vorhanden ist, durch 
die Tribunale erster Instanz verwaltet werden , zur Entschei- 
dung in erster und lezter Instanz über alle Streitigkeiten 
unter Handelsleuten, wegen von denselben eingegangeneln 
Verpflichtungen, so wie auch unter anderen Personen, über v 
Streitigkeiten , die auf Handelsgegenstände Bezug haben. 

D. In jedem Kanton besteht ein Friedensgericht (ein 
Friedensrichter, zwei Suppleants, ein Greffier), zur Entschei- 
dung der Rechtssachen, welche das Gesetz zu ihrer Kognition > 
verwiesen hat, und über einfache Polizeivergehen. 


% 


XV. Departements- und Bezirksverwaltung. 

* 

Das Königreich ist in 18 Provinzen (oder Departe- 
ments), und jede wieder in Arrondissements (Unter- 
präfekturen), diese in Kantons eingetheilt. 

An der Spitze der Verwaltung einer jeden Provinz steht ein 
vom Könige ernannter Gouverneur # welchem theils die 
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F rö vi n z ia lstän de einer jeden Provinz (Ritterschaft, Städte, 
plattes Land), theils eine aus ihrer Mitte gewählte per ma — 
nente Deputation zur Seite stehen, die in alles, was die 
innere Verwaltung der Provinz betrifft, wirksam eingreifen. 
(Fundamentalgesetz §. 129 — 153. M. s. 3. Bd.) 

Unter dem Gouverneur steht an der Spitze eines jeden Ar- 
rondissements ein Kommissä^r; an jener der Kommu- 
nen, die in Betreff ihrer Verwaltung unter der Einwirkung der 
ebenerwähnten Deputationen stehen, ein Maire mit einem 
Munizipalrathe. 

Aufs^r diesen allgemeinen Verwaltungsbehörden bestehen: 
A . Im Ressort des Departements des Innern: 

1) in jeder Provinz eine Sanitätskommission; 


2 ) 

(( 

(C 

«« 

Kommissarien für die Angelegen- 





heiten der Nationalmiliz; 

3 ) 

<c 

<( 

((« 

eine Kommission zur Beförderung 





des Ackerbaues; 

4 ) 

<£ 

cc 

«« 

eine Handelskammer. 

Im 

Ressort der Finanz Verwaltung: 

i) 

irt 

jeder 

Pr ovin z 

eine Münzkommission; 

2) 

o: 

i 

<L 

• «cc 

ein Generaleinnehmer, mit einem 




. 

Bezirkseinnehmer in jedem Ar- 



% 

, 

rondissement; 

3) 

« 



eine Administration der indirekten 




•* 

und Konsumtionsabgaben; 

4) 

<t 

<t 


eine Direktion des Enregistre- 




* 

ments, der Domänen, etc.; 

5) 

<c 

CC 


eine Direktion der direkten Steuern ; 

6 ) 

« 

cc 

((<£ 

eine Verwaltung der Forste und 





Gewässer. 


) 

J)er Verfasser übergeht die Behörden in den Kolonien, weil de- 
ren Organismus wohl in jeder Beziehung für den Zweck dieses 
Werkes ohne Interesse ist. 
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§. 51 . a ) 

Königreich Pt e u f s e n. (‘) 


In diesem Staate hat bis in die ersten Jahre nach dem Til- 

*• 

siter Frieden, das Provinzial— und Kollegialsystem die Grund— 

4 i 

läge für die Verwaltungseinrichtungen gebildet. 

Zwar waren die Geschäfte in vier Hauptmassen geschieden ; 
nairflich: .* „ 

a) die auswärtigen Angelegenheiten , mit welchen das Respi— 
ziat jener des königl. Hauses verbunden war; 
b') die Militärangelegenheiten , die ebenfalls in ein besonderes. 
Departement zentralisirt gewesen sind; 

c) alle Gegenstände und Geschäfte, welche auf die Verwal- 
tung der Finanzen, Doraänensteuern, die Forsten, Lan— 
despolizei— und Kassensachen Bezug gehabt haben, und 
deren Leitung und Bearbeitung in dem General-Oberfinanz-, 
Kriegs - und Domänendirektorium vereinigt gewesen ist > 
endlich 

d) die Justiz, Verwaltung , mit welcher die Leitung der geist- 
lichen-, kirchlichen - und Schulangelegenheiten in Verbin- 
dung gesezt gewesen ist. 

Die Leitung dieser Hauptmassen (mit Ausnahme der Mili- 
tärangelegenheiten) ist indessen nicht in der Hand eines Mini- 
sters oder obersten Chefs zentralisirt gewesen. Vielmehr war 
dieselbe, besonders bei der Justiz- und Finanzverwaltung, un- 
ter mehrere Minister in der Art vertheilt, dafs einem jeden der- 
selben eine Anzahl Provinzen zugetheilt gewesen ist, in wel- 
chen derselbe für alle Gegenstände , die zum Ressort des Gene— 
raldirektoriums (und beziehungsweise zu jenem des Justizdepar— 
tements) gehört haben, als Chef verfügt hat, mit Ausnahme von 
Schlesien, das durch einen besondern Minister, der in der 
Provinz residirt hat, verwaltet worden ist; sodann der Berg- 
werkssachen, der Akzise-, Zoll-, Fabrik-, Manufaktur- und 
Ivommerzsachen, und verschiedener anderer Zweige, die in be- 
sondere Realdepartements , deren Wirkungskreis über den gan— 


i) Handbuch über den königl. preufs. Hof und Staat, und Anhang 
zu demselben. 


Digitized by Google 


248 




\ ‘ 

; 

t 

zen Staat sich erstreckt hat, vereinigt, und einem Minister als 
Chef übertragen gewesen sind. 

v Selbst diese Scheidung in Hauptmassen war aber in so 
fern nicht allgemein normgebend, als z. B. nach Verschieden- 
heit der Ressortreglements, die für die Provinzen in Anwen- 
dung waren, in mehreren derselben die geistlichen-, Kirchen — 
und Schulsachen zum Ressort des Finanzdepartements gehört 
haben. 

Eben so wenig hat der Wirkungskreis des Generaldirekto— 
riums in gleichem Maafse über alle Provinzen sich er- 
streckt, deren mehrere (wie z.B. so eben in Betreff Schlesiens 
erwähnt worden) aus demselben ganz, in anderen aber einzelne 
Geschäftszweige aus demselben ausgeschieden gewesen sind. 

Bei dem Umfange des Staates und der grofsen Allzahl und 
Mannichfaltigkeit der Behörden , die besonders in den mittleren 
Stadien der Verwaltung angeordnet gewesen sind , mufs die 
nachstehende Skizze des früheren Organismus sich auf eine Dar— s 
Stellung jener in den oberen Stadien, in Ansehung der Mittel— 
behörden aber auf eine blofse Anzeige der allgemeinen Behör- 
den für jede Provinz beschränken , und sowohl in Betreff die- 
ser, als der Verwaltungseinrichtungen in den unteren Instan- 
zen , auf das angeführte Handbuch für den königl. preufs. Hof 
und Staat verweisen. - * % 

• \ 

I. Allgemeine höchste Behörden, 

ji. Geheimer Staatsrath, oder geheimes Staatsmi— 
nisteriura. Dasselbe hat aus allen geheimen Staatsministem be- 
standen, die in dasselbe introduzirt gewesen sind, und die in 
demselben die Angelegenheiten ihres Departements vorgetra— 
gen haben. Das Protokoll ist von einem der geheimen expe— 
direnden Sekretären geführt, die Expedition der Beschlüsse in 
der geheimen Staatskanzlei bewirkt worden, die zu- 
gleich jene des Kabi n ets ministeriu ms, unter dessen Di- 
rektion sie gestanden hat, sodann jene des Justiz — , Lehen—, 
Kriminal—, geistlichen- und lVanzös. Kolonie — Departements, 
so wie der Immediaten-Jurisdiktionskommission, zu besorgen 
gehabt hat. * Unmittelbar unter dem Ministerium hat 

das geheime Archiv für die Reponirung der Ver- 


\ 




* 
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^ handlangen des geheimen Staatsraths; jener des Kabi- 

netsministersiums , mit Ausnahme der zum Archivkabinet 
gehörigen Sachen etc., gestanden. 

JB. Ministerien. 

I. Das geheime Kabinetsministerium (Departement 
der ausw. Geschäfte) , für alle auswärtigen Geschäfte und für 
jene des königl. Hauses ; für die Ausfertigung der Nomina- 
tions— und Konfirmation spatente der Bischöfe, die Grenz—, 
Abschofs- und Arrestsachen, gemeinschaftlich mit dem 
Generaldirektorium und dem schlesischen Kameraldeparte-v 
ment etc. Von demselben haben für die zu seinem Ge- 
schäftskreise gehörigen Sachen, das ostpreufsische Staats- 
nisterium und die Landesregierungen ressortirt. 

a ) Büreau des geheimen Kabinetsministeri— 
ums; war eine Deputation der geheimen Staatskanzlei, 
und hat die politische Korrespondenz bearbeitet. 

b ) Das geheime Archivkabinet, für die Aufbe- 
wahrung der Urkunden über die Angelegenheiten des 
königl. Hauses, der Originalien der mit anderen Mäch- 
ten geschlossenen Traktate, etc. 

II. a) D as Oberkriegskollegium, welches aus drei 

Departements bestanden hat; nämlich: 

das erste, für die Angelegenheiten der Infanterie, 
Kavallerie, Artillerie, des Feldlazareth- und Armee- 
fuhrwesens ; 

9 \ 

das zweite, für das Armatur- u. Montirungswesen ; 

i ' 

' das dritte, für das Invaliden- Verpflegungswesen. 
Von dem ersten Departem. hat die Generalinten— 

' dantur, von dem dritten die Invalidenkasse res- 
sortirt. 

b) Das Ingenieurdepartement, für die Angelegenhei- 

ten des Genie - und Mineurkorps und für sammtliche 
Festungen. - 

c) Das Militär - Justizdepartement hat aus dem 
Chef des Militärdepartements und dem Grofskanzler be- 
standen; unter demselben: 

d) ’Das Generalaudito riat oder Obermilitärgericht in 
2ivil - und Kriminalsaehon / für die ganze Armee. Die 
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Berufung ging, nach Wahl des Appellanten, an die Re-* 
gierung der Provinz, aus welcher die Sache war $ oder an 
den 'Appellationssenat des Kammergerichts; die dritte 
Instanz war bei dem Obertribunal, 

,e) Die geheime Kri egs ka n zl ei , fiir die Ausferti- 
gung der Olfizierpatente und für die Führung der Rangliste. 
f) Die Direktion der Offizierwittwen- Verpilegungsanstalt* 

111. Finanzdepartement (und des Innern). 

a) Generalkontrole der Finanzen, und Ober — 
kriegs- und Domänen - Rechnungskammer. 

Die erstere, zurKontrole des gesammten Finanz — , 
Kassen— und Rechnungswesens, und zur Bewirkung ei- 
ner konzentrirten Übersicht des Staatshaushalts ; die lez— 
tere, für die Revision und Dechargirung der Rechnun- 
gen von allen Kassen , die unter öffentlicher Administra- 
tion stehen. Durch die Immediatinstrukt. v. 19. Februar 
1798 war dieselbe zu einem ganz unabhängigen Landes— 
kollegium (mit der Befugnifs, an die Provinzialbehörden 
zu reskribiren) erhoben und im Range dem Generaldirek— 
torium gleichgesezt worden. Dieselbe ist in vier Senate 
getheilt gewesen. 

b) Das General- Oberfinanz-,« Kriegs- und 
Domänendirektorium. . , 

Dasselbe ward im Jahre 1723 erdichtet und hatte 
zu seinem Wirkungskreise glle Finanz—, Domänen — , 
Steuer—, Landespolizei — , Forst — und die damit verbun- 
denen Kassen — Angelegenheiten , überhaupt die innere 
Staatswirthschaft in sämmtlichen* Provinzen, mit Aus- 
nahme von Schlesien. Zuideich hat dasselbe in Grenz — 

u 

und Abschofssachon mit dem geheimen Kabinetsministe— \ 
rium konkurrirt. Dasselbe hat aus einem General — 
departement für die allgemeinen Angelegenheiten sei- 
nes Ressorts, und aus mehreren (nach der Stiftung aus sechs) 
Spezialdepartements über einzelne Provinzen, oder 
über besondere Zweige der Landesverwaltung oder lan- 
desherrlichen Einkünfte, bestanden, deren jedem ein Mi- 
nister als diriiürender Chef vorqestanden hat. Präsident 
o o 

; war der König selbst , die Departerneutsminister Vizeprä— 
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sidenten, welchen die ihr Departement betreffenden Ge- 
genstände (die nach Provinzial— und Realbeziehungen 
unter die Vortragenden geheimen Oberfinanzräthe vertheilt 
waren) vorgetragen und von denselben resolvirt wor- 
den sind. , 

Die Vertheilung der Provinzen und Geschäftszweige 
unter die Minister war willkürlich; im Jahre 4806 nach- 
folgende: 

1) (Graf v. der Schulenburg) das Kassen-, Stem- 
pel-, Bank—, Münz—, Medizinal-, Lotterie— und 
Postdepartement; ' ' * “ 

2) (v. Vofs) Kur— und Neumark, Pommern und 
Siidpreufsen ; 

3) (v. Hardenberg) Ansbach , Baireuth und^Neuf- 
chatel ; 

4) (v.’Schjrötter) Ost — , Neuost— u. Westpreufsen ; 

5) (v. Angern) die niedersächsischen umd westphäli— 

sehen Provinzen ; * 

6) (v. Reden) das Bergwerksdepartement; 

7) (v. Stein) das Akzise-, Zoll-, Salz-, Fabri- 
ken-, Manufaktur— und Kominerzdepartement; 

8) (v. D i e t h a r d t ) das Militärdepartement ; (für sämmt- 

liche Departements , mit 56 Rathen). / ’ » 1 

Für die Bearbeitung und den Vortrag waren,“ wie eben 
erwähnt, die Geschäfte nachPro vinzen und nachReal— 
beziehungen unter die Vortragenden Räthe vertheilt. 
Die ersteren , oder die Provinzial — Departements, 
waren nachfolgende : das ost— und westpreufsische, das 

neuostpreufsische , das südpreufsische , das kurneumär— 
kisch - pommersche , das Magdeburg - Halberstadt — Hil- 
desheimische , das westphälische , das fränkische, das 
neufchatelsche Departement; die lezteren, oder die Re- 
aldepartements waren: das Akzise— und Zoll — 

depaTtement, das kombinirte Fabriken— und 
Kommerzial — , wie auch Akzise— u. Z ollde p art. ' 
(für alle Fabrik— und Kommerzgegenstände, welche zu- 
gleich auf das Akzise - und Zollinteresse Bezug gehabt, 
und mit diesem hätten kollidiren können), das Fabri- 
ken- und Kora m erz d ep a rt. , das Oberbau de p. > 


I 



das Forstde p art. , das Münzdepart. , dasPostde— 
part., das Stempeldepart., das Bergwerks— und 
Hüttendepart., das Lotteriedepart., das Rech— 
nungsdepart., das Bankdepart., das Salz de part., 
das Militärdep art. 

Bei dem Generaldirektorium befand $ich zugleich 
eine Oberexamin ations- Kommission, für die 
Prüfung aller Subjekte , welche die Rathskarriere bei den 
Kammern, oder jene von Land- oder Steuerräthen ha— 

, ben, machen wollen. 

c) Das Manufaktur — und Kommerzkollegium, 
mit einer besondern technischen Deputation. 

(T) Das Oberrevisio ns — Kollegium welches Appel— 
lationsinstanz von den Erkenntnissen 1) sämmtlicher Kam- 
merjustizdeputationen , ausschliefslich Schlesien; 2) des 
geldernschen Administrationskollegiums ; 3) der Berg- 

werks — und Hüttenadministrations — Justizdeputation ; 
4) der Lotteriegerichte ; 5) der Berlinischen Polizeidirek— 
tion ; 6) des ostpreufsischen Kommerz - und Admirali— 
tätskollegiums , etc. gewesen ist. 

e) Die Oberrevisio ns - Deputation als Revisions- 
. instanz in allen Sachen, in welchen die vorstehende Be— 

4 

> hörde gesprochen hatte. ; ■ 

IV. Das Justizdepartement des Staats ministe ri- 
tt ms, welches die Aufsicht über die Ober - und Unterju— 
stizkollegien im ganzen Staate, mit Ausnahme von Neuf— 

' chatel und Valeng ing, geführt hat. Mit diesem Mini- 
sterium waren verbunden: 1) das Kriminaldep arte — 

ment; 2) das Lehndepartement; 3) das geistliche 
Departement; 4) das französische Kolonfe- und 
5) das Pfälzer k olonie — Depart. Diese verschiedenen 
Geschäftszweige sind unter fünf Minister vertheilt gewesen, 

von welchen , 

k __ , \ 

o) der eine dem Lehndepartement als Chef vorgestan— 
den hat, als Justizminister aber Chefpräsident des gehei- 
men Obertribunals gewesen ist, und das Spezialdeparte- 
ment von den Provinzen Altm ark, Neumark, Schle- 
sien, den Elbe—, westphälischen und fränki- 
schen Provinzen gehabt hat; 



Digitized by Google 


( 


t 


I 


— 253 — 

u . 

I) der zweite (der Grofskahzler, Chef der Justiz und Prä- 
sident der Gesetzgebungs— Kommission) war, dessen Wir- 
kungskreis die allgemeine Leitung des Justizwesens und 
der Gesetzgebung, den Vorschlag und die Bestellung der 
Justizbedienten etc., die Mitkufsicht über die Justizver- 
waltung bei dem Auditoriat und über die sämmtlichen 
Kammer— Justizdeputationen , die Konkurrenz bei der 
• Verwaltung des Pfälzerkolonie-Departements umfafst, und 
der aufserdem die Provinzen Ost— u. Westp reufse n, 
die Mittelm ark, Uckermark und die Priegnitz, 
sodann die Regierungen zu Münster, Hildesheim, 
Paderborn und Ejrfurt, in dem Justizministerium zum 
Spezialdepartement gehabt hat; 

c) der dritte, Chef des Kriminaldepartements und zugleich 
Chefpräsident des Kammergerichts gewesen ist. 

d) Von den beiden anderen ist der eine Chef des geistli- 
chen Departements der reformirten Kirchen- u. 
Schulsachen, sodann des französischen, und ge- 
meinschaftlich mit dem Grofskanzler, des Pfälzerkolo— 

• * * * 

nie-Departements ; der andere aber Chef des geistlichen 
Departements in evangelisch- lutheris. Kirchen—, Schul-, 
Stifts — u. Klostersachen gewesen, u. hat zugleich die An- 
gelegenheiten der katholischen Geistlichkeit zu respiziren, / 
das Kuratorium der Universitäten zu verwalten , endlich 
als Justizminister die Provinzen Süd— und Neuost- 
preufsen zum Spezialdepartement gehabt. 

In Verbindung mit dem Justizministerium standen: 

1) die Gesetzkommission, zur Begutachtung von 
Entwürfen zu neuen Gesetzen. Dieselbe war aus ei- 
ner Justiz— und aus einer Finanzdeputation, 
jede unter einem besondern Direktor, zusammengesezt; 

2) die Immediat-ExaminatiOns — Kommission, * 
zur Prüfung der Aspiranten zu Rathsstellen in Justiz- 

n kollegien; 

3) das geheime Obertribunal, der höchste Ge- 
richtshof im Königreiche. . 

IV. a) Das Lehnd e partement hatte die Landeshoheits— 
Sachen und die Aufsicht über das Lehnwesen im ganzen 
Staate, mit Ausnahme von Ansbach, Baireuth und 
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Neufchatel, bei welchen ersteren der Departementsmi— 
nister konkurrirt hat. ' 

IV. b) Das geistliche'Departement, in zwei Depar- 
tements getheilt: ‘ ■» < 

1) 'Das reformirte geistliche Departement, für 
‘alle reformirten geistlichen-, Kirchen— u. Schulsachen. 
Unter demselben das reformirte Kirchen direk — 
torium, welchem die Besetzung aller reformirten, 

< teutschen und wallonischen Kirchen — , Pfärr — und 

Schulbedienungen, und die Bestätigung solcher von Pri— 
vatpatronen, zugestanden hat. , 

2) Das Departement der lutherischen geist- 
lichen Sachen, für alle geistlichen — , Kirchen — u. 
Schulsachen, auch fiir jene der Katholiken, sodann 
auch für die Universitäts- Angelegenheiten , mit Aus- 
nahme der lutherischen Schulsachen in Schlesien, 

« die dem Präsidium der Oberamtsregierung l ih Breslau 
übertragen waren, 1 und der katholischen geistlichen-, 
„ 1 • J Kirchen — und Schulsachen in Schlesien, Südpreufsen, 

Neuostpreufsen, Ansbach, Baireuth und in denEntschä— 
v digungsprovinzen , in welchen dieselben zum Ressort 

' des Finanzdepartements gehört haben. 

Unter demselben das , Ob er ko nsis torium , im Ganzen 
» mit den nämlichen Attributionen , wie das reformirte Kir- 
chendirektorium , und das Oberschulkollegium. 

IV. c) Das französische Koloniedepartement, des- 
sen Chef zugleich solcher des französ. Oberdirekto — 

riums war, welchem die Direktion der allgemeinen An- 

***•<, » , , • • * • 

gelegenheiten der ,/ranzös. Kolonien im ganzen Königrei- 
che Überträgen gewesen ist; so wie des französ. Oberge- 
richts und O b er ko ns ist or i um s. 


IV. rZ) Das Pfälzerk plon ie - Departement, für die 
Angelegenheiten der Pfälzerkolonien. „ 

Zu dem Justizdepartement gehörte das Fiskalat,- dessen* 
Wirkungskreis sich über das ganze Königreich erstreckt hat, aus- 
schliefsl. Schlesien, wofür ein besonderer Fiskal angeordnet 
war. Seine Bestimmung war, über die landesherrlichen Gerecht- 
same und Regalien und über die Beobachtung der Gesetze zu 
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wachen , und darüber, dafs von den Ministern und Landeskolle- 
gien nicht gegen die königl. Ordres gehandelt werde. .Demsel- 
ben sind die Fiskale in den Provinzen untergeordnet gewesen. 

Sodann hat zu demselben , gemeinschaftlich mit dem Fi- 
nanzdepartement, die immediate Ju ris diktio n s - K o ra — 
mission gehört, deren Bestimmung in Entscheidung der zwi- 
schen den JustizkoUegien und den königl. und Domanenkam— 

tnern entstandenen Jurisdiktionskonflikten bestanden hat. 

... . • • > . . . • ' v 

1 1 i 

, * * n • 

Von den vorerwähnten Realdepartements d§s Generaldirek— 

toriums sind mehrere als förmliche Behörden für die Leitung 

' * • ' * ° ' *. 

des derselben übertragenen Geschäftszweiges konstituirt, aufser— 
dem aufch noch besondere dergleichen Behörden angeordnet ge- 
wesen ; näfnlich: ..... v 

1) das Akzise— und Zolldepartement des General- 
direktoriums, unter der unmittelbaren Direktion des 
Ministers , dessen Wirkungskreis sich über dch ganzen 
Staat, au sschliefslich der Provinzen jenseits der Weser, er- 

. streckt hat; 

2) das Oberbaudepartement des Gen eTaldirekt., ■' ’ 

welches die allgemeine Kontrole aller Land- und Wasser- ; 

bauten , die auf königl. Rechnung ausgeführt worden sind , . 

(ausschl. Schlesien), geführt, alle Bauanschläge revidirt, 

die Prüfung der Kandidaten, die sich zum geometrischen , 
und Baufache gemeldet haben, bewirkt hat; • 

3) d^is Bergwerks- und Hutten de'partement des 
Generaldirekt., unter der unmittelbaren Leitung des 
Departementschefs; 

4) das kombinirte Fabriken- und Kommerzi^l— , , 

wie auch A k z i*s e — und Zolldepartement des Ge- 
neral dir c-kt. , unter der unmittelbaren Leitung des Chefs 

des Akzisedepartements, für die Bearbeitung derjenigen Fa— 
briksachen, die zugleich Beziehung auf das Akzise- und 
Zollinteresse gehabt , und • mit diesem haben köllidiren 
können; r, , 

‘ 5) das. Fabriken — und Kommerzialdepartement 
des Generaldirekt., für alle übrigen Fabriken — und 
deren Interesse betreffenden Angelegenheiten; 

6) das Forstdepartement des Generaldirekt., für 
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die Leitung des Forstwesens im ganzen Staate, ausschliefsl. ’ 
Schlesien, Südpteufsen, Neuostpreufsen, Ans- 
bach und Baireuth. Mit demselben in Verbindung: 

a) die Oberforst- Examinationskommission ; 

b) die Forstkartenkammer; » 

c) die Haupt -Nutz- und Bfennholzadministration. * 

7) Das Münzdepartement des Ge n er al di re kt. 

8) Das Postdepartement 'des Generaldirekt., wel- 
ches lediglich von den unmittelbaren Befehlen des Königs ab- 
hängig, das gesammte Postwesen im ganzen Staate geleitet hat. 

9) Das Salzdepartement des Generaldirekt. 

10) Die ,Se ehan dlungssozietät und die mit derselben 
/ verbundene General -Salzadministration; beide 

unter der unmittelbaren Leitung eines Ministers. 

11) Die Direktion der Bank. 

* • i * 

12) Die General - Administration der Lotterie. 

13) Das Obermedizinal — Departement, für die Ober- 

aufsicht über alle oberen und unteren Medizinalkollegien, 
Anstalten und Personen im ganzen Königreiche; und von 
demselben ressortirend : das Oberkollegium meclicum 
et sanitatisy ebenfalls für den ganzen Staat, ausschliefsl. 
Schlesien, Ansbach und Baireuth; für die Erhal- 
tung und Beförderung der medizinischen Kunst und Wis- 
senschaft; für die (jedoch nur konsultative) Aufsicht darauf, 
dafs das Sanitätswesen des Staates nach medizinischen Grund- 
sätzen und Regeln praktisch geleitet werde. * 

* \ / 

* « 

II. Provinzialverwaltung. 

. / 

Der Organismus und die Behörden für die Provinzialver— 
waltung waren in so fern in dem ganzen Staate uniform, als die 
allgemeinen Behörden in jeder Provinz im Allgemeinen 
die nämlichen gewesen sind. Nicht so aber in Ansehung ihres 
Wirkungskreises, der nach Maafsgabe der Verschiedenheit 
des Ressortreglements , das für eine Provinz in Anwendung war, 
weiter oder enger begrenzt, so z. B. nach dem neuen, jener der 
Kammern auf die geistlichen-, Kirchen—, Schul—, Grenz— 
Sachen , etc. , die nach dem alten Ressortreglement zu jenem der 

, i 
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, f . • . { » 

Regierungen gehört haben, auf die Zoll- und Akziseangelegen- 
heiten erstreckt gewesen ist. ‘ : ' 

Eine gleiche Verschiedenheit hat in Ansehung der Juris- 
diktiön stattgefitnden , weichenden Kriegs— und Domanenkam— 
mern zugestanden hat, und welche sie durch die mit denselben 
verbundenen Kfammer—Justizdesputationen verwaltet ha- 
ben y wogegen in den netuostpreufsischen , fränkischen , nieder- 
sächsischen und westphälischein Provinzen, denselben eine sol- 
che Jurisdiktion nicht übertragen gewesen ist; eine fernere Ver- 
schiedenheit endlich in geographischer Beziehung , in so fern 
nämlich, als der Wirkungskreis der Provinzialbehörden in meh- 
reren Provinzen die Grenzen derselben überschritten, in ande- 
ren dagegen sich nicht über ihren ganzen geographischen Üm— 
fang erstreckt hat. ►’ .* * . i ■ •• - 

;j . Pie allgemeinen in einer jeden Provinz vorhandenen Be- 
hörden waren nachfolgende: v ; A 




v. •». :|, Für das Finanzdepartement. 

A . J Eine Kriegs- und D omänenkammer, welcher die 
Verwaltung aller Domänen-, Forst-, Steuer-, Regalien-, 
Polizei-, Militär-, Servis- und Lieferungssachen, überhaupt 
aller Kameral- und Polizeigeschäfte, sodann in jenen Pro- 

* vinzen, in welchen das neue Ressortreglement in Anwen- 
dung war, der geistlichen-, Kirchen-, Schul-, vieler Ho- 
heits- und der Grenzsachen Überträgen gewesen ist, und in 
diesen lezteren auch zur Akziseverwaltung konkurrirt hat. 

Sämmtliche Kriegß- und Domänenkammern, ausschliefs- 
lich jener in Sc hlesien, haben von dem Generaldirektorium 
ressortirt. ( l ) ' ’’ • ' * • . ; 

B. Eine K ammer - Justizdeputation , für die Verwal- 
tung der Gerichtsbarkeit in solchen Sachen , welche mit der 

* Finanzverwaltung und der Landespol.izei in unmittelbarer 


(.• 


i 


1} Im ganzen Staate sind 22 Kriegs- u, PomänSnkammerri und 
eine Deputation, sodann 26 Ober-Landesjustizkollegien ( Regierungen, 
Hofgerichte) vorhanden gewesen. Da die Darstellung sich auf eine 
Skizze dos Organismus, wie derselbe überhaupt konstruirt gewesen ist, 
beschränken mufs, so wird die Anzeige der besonderen Einrichtun- 
gen, die bei einzelnen Kammern und Regierungen statt gefunden ha- 
ben, übergangen. y . 

17 . 
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Verbindung gestanden haben. . Die Aufsicht über 'diese De- 
putationen (von welchen die Appellation an das Ober — Re Vi- 
sion skolleg in m [III. C.] gegangen sind, und die dritte In- 
stanz bei der Ober-Revisionsdeputatiort gewesen ist), 
hat dem Generaldirektorhim und dem Grofskanzler zugestan— 
den. In Neuostpreufsen , Südpreufsen, Schlesien, Ansbach 
und Baireuth , und in »den seit 1803 akquirirten Entschädi— 
gungsprovinzen , haben dergleichen Justizdeputationen nicht 
stattgehabt, und ist die Behandlung der vorerwähnten Justiz— 
geschäfte den Regierungen übertragen, gewesen. ; ■ • 

C. Eine immediate Forstbaukommission, mit Aus- 
nahme der Kammern in den so eben erwähnten Provinzen, 
für die besondere Aufsicht auf das Kammerbauwesen , auf die 
Kultur und Konservation der Forste. Sodann: 

D. In den meisten Provinzen als selbstständige Behörde , in 

\ * 

mehreren (Pommerh, zuKalisch) mit den Kammern vereinigt, 
in anderen mit denselben nur für bestimmte Geschäftszweige 
in Verbindung gesezt, eine Akzise- und Zoll-, (auch 
Zoll- und Konsumtionssteuer) -Direktion, wel- 
che dem Akzise- und Zolldepartement unmittelbar unterge- 
ordnet gewesen ist. ; .. * ^ 

E. Ein Collegium mcdicum'et sanitatis , für die Auf- 
sicht, dafs das Medizinal wesen den bestehenden Vorschriften 

/ ,,•*** * , * 

gemäfs verwaltet werde. In der Regel hat der Kammer- 
justitiarius dps Direktorium bei demselben geführt. In meh- 
reren Provinzen waren Medizinaldeputationen angeordnet, 
welche, in so fern sie die medizinische Polizei in der Provinz 
' diri^irt haben , einen integrirenden Theil der Kammer gebil- 
det haben.- „ (t . , * 

Den Kammern waren als Bezirksbeamten untergeordnet: 

, , : > r . * ' m * o 

1 ) die Landräthe (in mehreren Provinzen Kr eis direk- 

teren, Kr eisko mmissarien), die in bestimmten 
Kreisen das Steuer— und Polizeiwesen des platten Lan- 
des, nebst den Kantons— , Lieferungs— u. Vorspannsachen 
zu besorgen hatten; * 

2) die Steuer räthe, die in den Städten die nämlichen^ 
Geschäfte, wie die Landräthe auf dem platten Lande, 
sodann die Kämmerei-, Polizei-, Manufaktursachen etc. 
zu besorgen gehabt haben ; 
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3) die Land-, K reis-’und Stadtphysici, in so fern 

•’ dieselben als Polizeioffizianten fiir das Sanitätswesen fun- 
girt haben. (*) 

, . ' * ' I I V I 

II. Für das Justizdeparteitient. 

• * - * • r • * 1 » • , , 

A. . Eine Regierung, für die Verwaltung der Zivil- und 

• j : I . ^ t t <=> J “ *< 0 

Kriminaljustiz, das Pupillen-, Hypotheken- und Deposi- 
tenwesen, sodann für die Hoheits-, Grenz — , Lehen-, geist— 
liehen — , Kirchen— und Schulsachen, wo diese lezteren durch 

* , * . * • J * ' t i* t * * i,' 9 ' 

das Ressortreglement, welches in der Provinz in Anwendung war, 
nicht den Kammern übertragen gewesen sind, so wie ^über- 
haupt das RessorJ der Regierupgen, auch ir^ Absicht auf die : 
Justizverwaltung selbst, nicht in allen Provinzen das nämli- 

' ( , * t'*»"' *4 • * • • ♦ t 

che gewesen ist. Gewöhnlich war eine Regierung als Ap— 
pellationsinstanz für die andere bestimmt. ( 2 * * * * * * ) 

. M > *l'l *; r * * " ’ t . . ‘ * • * 

1) Aufscrdem waren, wo Bergwerks-, Salinen-EtabUsscmenls und der- 
gleichen vorhanden gewesen sind, besondere Bergwerks- und flüllen- 
administrationen, Oberbergämter, Bergämter etc. angeordnet. 

In mehreren Provinzen : waren für besondere Gegenstände ‘ be- 
sondere Behörden vorhanden, die den Breis- und Domänenkaminern 
subordinirt, oder mit denselben in Verbindung gesezt gewesen sind, wie 
z. B. der Ostpr. Kammern in Königsberg, das Ostpreufs. Kommerz- 
u. Admiralilätskollegium, das Weltgericht das., das JIa~ 
fengericht zu Pillau; dergl. Behörden, in Memel, Danzig etc.; deren 
Anzeige aber, weil es nur Einzclnheiten sind, übergangen wird. 

2) Über die besonderen Verhältnisse des Kam ipcr gerich ts in 
Berlin , zu dessen unmittelbarem Jurisdiktionsbezirk , die Mittelmark, 
Uckermark, die Priegnitz, der Haltgrofsburg im Fiirstenthum Breslau, 
einzelne Territorialparzellen in der Altmark, die Grafschaft Stollberg- 
Wemigcrode am Harz, der Graf Gicch zu Thurnau im Baireuthseben, 
gehört haben, und mit welchem der Geh. Juslizrath (für die 
Rechtssachen der Prinzen des K. Hauses, jene der bei ausw. Gesand- 

schaften angestclitcn Individuen etc.) die Bavensberg. Lehnkurie, 
das Ravensberg. Oberappellationsgericht, d a s H o fge r i c h t 
(für die Jurisdiktion auf dem K. Schlosse, über die unteren Jfofbc- ' 
dienten, über die Hofarbeiter etc. ), und die Jud enkoipmissi on 

(über die in Berlin wohenden Schutzjuden) verbunden waren, (s. An- 

hang zum llandb. v. 1802. S. 20.) 

Jn mehreren Provinzen sind mehrere Obcr-LandesjustizkoIIegien 

vorhanden gewesen, z. B. in . der Mark Brandenburg drei, in Pom- 

mern zwei, etc., die in der Begcl, jedes in einem besonder!» Thcil der 

Provinz, gleiche Befugnisse gehabt haben. , 

17 * 
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B. Ein Kriminalkollegium, mit verschiedenen Attribu- 

. a it •' ■ • . . . , r inn . •** tf ; i, / 

> tionen : in mehreren Provinzen mit der .Befugnifs zur Abur— 
theilung in erster Instanz , in anderen lediglich auf die Abfas- 
sung eines Gutachtens beschränkt, das mit den Akten der Re- 
gierung hat eingereicht werden müssen. 

In mehreren Provinzen waren Inqui si toriate (ein In- 
quisitor, ein Kriminalassessor, ein Protokollführer) , für die 
Führung der Rriminaluntersuchungen in einem bestimmten 
Bezirke, angeordnet, -welch# die geschlossenen Untersuchun- 
gen an 'die Kriminalkollegien oder Regierungen zur Fällung 
des Erkenntnisses Vorgelegt haben. 

C. \ Ein Pupillenkollegium, in den meisten Provinzen 

als ein .besonderes Kollegium, in anderen mit der Regierung* 
vereinigt. ’ ‘ < 




Eine besondere Ausnahme und Rinrichtung hat in Ost- 
preußen stattgehabt, woselbst (in Königsberg) ein be- 
sonderes, aus drei wirklichen Staatsministern, welche zugleich 
die Würden von K a n z 1 er, O b er mars chall und Ober- 
burggraf bekleidet haben ^ gebildetes ostpreufsisches 
Staatsministerium bestanden hat, dessen eben erwähnte 
Mitglieder das Präsidium bei den Oberlandesjustiz-, und geist- 
lichen Kollegien zu Königsberg geführt haben. Dieses Ministe— 
rium hat, unter Direktion der betreffenden Departements des/ 
geheimen Staatsministeriums zu Berlin, die Regierungs — , Lan— 
deshoheits — , Lehn — , Kirchen— und Schulsachen und verschie— 

i 

dene andere Geschäfte in Ostpreufsen respizirt, über alle diese 
Gegenstände an alle nicht zum Ressort des Militär— und Fi— - 
nanzdepartements gehörigen. Kollegien , • Gerichte und Personen 
reskribirt; wogegen dasselbe in Justizsachen nichts hat 
verfügen können. 

Eine zweite Ausnahme hat in Ansehung der Provinz 
Schlesien stattgefunden , welches aus dem Wirkungskreise 
des Generaldirektoriums, aus jenem des geistlichen Departements, 
in Absicht auf die lutherischen Schulsachen, so wie auch .aus 
jenem des Medizinaldepartements , ausgeschieden, durch einen 
in Breslau residirenden Minister verwaltet worden ist. 

Eine dritte in Ansehung des Fürstenthums Neufchatel 
und det Grafschaft VaJ engin, welches in Absicht auf die 
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Souverän ifäts- und sonstigen Verhältnisse zum Ressort des ge- 
heimen Kabinetsministeriitms gehört, und in Absicht auf die 
Verwaltung der landesherrlichen Einkünfte von dem General- 
direktorium ressortirt hat. 

Endlich war für die Wahrnehmung und Ausübung der kö- 

, ü O ^ 

nigl. landes— und schutzherrlichen Gerechtsame im Stifte Qued- 
linburg ein Stiftshauptmann angeordnet, der unmittelbar von 
dem Kabinetsmimsterium, dem Generaldirekt orium und dem Ju- 
stizdepartement ressortirt hat. 

; ' » . • 

(- 

, ' | / 

III. Lokalver w a 1 t u n g. 

Die Lokalverwaltung ist in Ansehung der zum Ressort der 
Kriegs- und Domänenkammern gehörenden Gegenstände, iin' 
Allgemeinen in den Städten, unter Aufsicht' und Leitung der 
Steuerräthe, durch Magistratsdirektoren, .Polizeibür- 
germeister etc., auf dem platten Lande aber, unter Aufsicht 
und Leitung der Landräthe, durch die Domänenbeamten, als Po- 
lizeibeamten , Dorfschulzen etc., bewirkt worden. 

ln Absicht auf die Justizverwaltung sind die Behörden und 
Agenten mannichfaltiger gewesen; im Allgemeinen waren Ju- 
stizdirektoren in den Städten, Justizämter, Domänenjustizäm- 
-ter , welche leztereit in allen Kameralrechtsachen von den Kam- 
mer— Justizdeputationen , in allen übrigen aber als Untergerichte 
von den Landes -Justizkollegien der Provinz ressortirt haben, 
ln Ostpreufsen sind Kr eis- J u stizko m missionen, aus 
einem Kreisjustizrathe mit einem Aktuar bestehend, angeordnet 
gewesen, für die Aufsicht über alle städtischen Untergerichte, Do— 
mänenjustizämter, adeliche Patrimonialgerichte etc. , welche zu- 
gleich die Kriminaluntersuchungen als Inquisitor publicus ge- 
führt haben. Dergleichen ebenfalls in N eu o stp reu fse n, die 
aufser den eben erwähnten Geschäften, in Sachen unter 50 Tha- 
ler n , in Spoliensachen etc. , das Erkenntnils gefällt haben. 
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§• 51. b) ; , 

Königreich Preufsen. ( l ) 

> 

I. Allgemeine Staatsverwaltung und Behörden » 

für dieselbe. 

' < , . • 

A. Das geheime K ab in et des Königs. 

Vortrag in demselben haben der $taatskanzler, der Kriegs- 
minister und zwei geheime Kabinetsräthe : 

a) für die Zivilangelegenheiten ; " - 

. b ) für die Militärangelegenheiten. ( 2 ) 

B. Der Staatskanzler, unter dem Könige die erste allgem. 
Verwaltungsbehörde, welche die oberste Aufsicht undKontrole 
über jede Verwaltung ohne Ausnahme führj, Rechenschaft und 
Auskunft über jeden Gegenstand von allen Behörden fordern u. 
nöthigenfalls Maafsregeln und Anordnungen, selbst solche der 
Ministerien, bis zur Entscheidung des Königs suspendiren kann. 

Unter seiner unmittelbaren Leitung stehen: a ) das ge- 
heime Staats- und Kabinetsarchiv; b) die Oberrechnungskam- 
mer; c) das statistische Büreau; d) die Ober— Examinations- 
Kommission; e ) das Departement von Neufchatel; f) die Im- 
mediatkommission für die Justizorganisation in den neuen 
• Provinzen ; g) das Postdepartement. ( 3 ) 

C. Der Staatsrath, als höchste berathende Behörde für die 

\ 1 

Grundsätze, nach deinen verfahren werden soll ; über Gesetze, 
Verfassungs- und Verwaltungsnormen, Plane über Verwal- 
tungsgegenstände , durch welche die Verwaltungsgrundsätze 

ODO ' ^ ' ÖO V 

abgeändert werden sollen; sodann als solche zur Entscheidung 
über Attributionskonilikte zwischen den Ministerien, über Ent- 
setzung von Staatsbeamten , Beschwerden gegen Ministerial— 
Verfügungen , etc. \ » , 


1) Steins Handbuch der Geographie u. Statistik des preufsischen 
Staates. Berlin 1819. 

Voigteis Versuch einer Statistik des preufs. Staates. Halle 1819. 
Handbuch über den königl. preufs. Hof und Staat für das Jahr 
1820. (Die Verordn, etc. s. im dritten Rande). 

2) Und nun auch das Minist, des Deparl. der ausw. Angclegenh. 
8) In wie fern das Ableben des Staatskanzlers eine Änderung in 

diesen Verhältnissen herbeiführen wird , ist noch unentschieden. 
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Derselbe besteht, unter dem Vorsitze des Königs oder 
des Staatskanzlers , und eines Vizepräsidenten (seit 1822) , 

, a) aus den Prinzen des königl. Hauses, die das 18te Jahr 
zuriickgelegt haben ; 

b) aus Staats dienern , die vermöge ihres Ahites Mitglieder 
sind; nämlich: den wirklichen Staatsministem, den Feld— 
marschällen, dem Staatssekretär, (dem Generalpostmeister), 
dem Präsidenten des Ob^rtribunals- und dem Chefpräsi- 
denten der Oberrechnungskammer; den beiden geheimen 
Kabinetsräthen ; sodann den sieben kommandirenden* Ge- 
neralen in den Provinzen, und den 10 Oberpräsidenten, 
wenn sie in Berlin anwesend sind ; 

c) aus Gliedern, die das besondere Vertrauen des Königs 

beruft. ' 

Die Sitzungen dauern das ganze Jahr hindurch, mit Aus— 
. nähme der Monate Junius, Julius , August; keine Plenarsi- 
tzung kann aber statt finden , wenn nicht, aufser den königl. 
Prinzen, 15 Glieder anwesend sind. 

Die formale Geschäftsbehandiung wird durch den Staats— 
. Sekretär geleitet. ’ . ' 

Zur Vorbereitung der Geschäfte für die Plenarsitzungen 
ist der Staatsrath in sieben Abtheilungen, jede von 5 Gliedern, 
eingetheilt; nämlich: 1) für die auswärt. Angelegenh.; 2) für 
die Militärangelegenheiten; 3) für die Justizangelegenheiten; 
4) für die Finanzangelegenheiten ; 5) für die Handelsangele— 
genheiten; 6) für die inneren Angelegenheiten; 7) für die des 
Kultus und Unterrichts. 

I). Das Staats mini sterium. Dasselbe besteh unter dem 
Vorsitze des Königs, u. (seit 1822) eines besondern Vizepräsiden- 
ten, aus dem Kronprinzen, dem Staatskanzler u. aus den Depar- 
tementsministern. in demselben werden vorgetragen : 1) alle 
Entwürfe zu neuen Gesetzen und zu Abänderungen in den 


bestehenden; 2) die Verwaltungs — Rechenschaftsberichte und 
Verwaltungsplane der Oberpräsidenten; 3)* die monatli- 
chen Zeitungsberichte der Regierungen ; 4) die periodischen 
Übersichten von dem Zustande der Generalkasse ; 5) die Etats 
der General— und Provinzialhauptkassen und der Militäretat; 
6) abweichende Ansichten einzelner Ministerien ; 7) Militär— 
einrichttfngen , in so fern sie das Land angelien; 8) die Vor- 


I 


• \ 


I 
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schlage zu Anstellungen von Oberpräsidenten , Präsidenten, 
Direktoren, Oberforstmeister, und mit diesen gleichen Rang 
habenden Beamten , mit Ausnahme der Vortragenden Räthe in 
den Ministerien , die von den Ministem gewählt werden. 

*» * r • ‘ * t 

E. Die Departementsministerien. 

1) Das Ministerium der geistlichen-, Unter — 

' ^ # 

richts- und Medizinal - An gelegenheiten , für 

alle Angelegenheiten des Kultus (die Jura circa säcra und 
„ das 'Jus sacrorum ), des Erziehungs,— und Unterrichtswe- 

. sens, des gesammten Medizinalwesens, etc. Dasselbe ist, 
unter der obersten Leitung des Ministers, in drei Abthei— . 
lungen getheilt; nämlich: 

• n) die geistliche Abtheilung; 

b) die Unterrichtsabtheilung; 

c) die Medizinalabtheilung; 

jede mit einem besondern Direktor und einer Anzahl Vor- 
tragender Räthe. In dem Ministerium befindet sich die 
Hauptkasse der wissenschaftlichen Anstalten in Berlin , und 
• die Hauptkollektenkasse. Von demselben ressort;ren alle 
. gelehrten und wissenschaftlichen Institute, Gesellschaften 
und Anstalten, alle Universitäten etc. in dem ganzen Staate. 

2) Das Justizministerium, für die obere Aufsicht über 
die Verwaltung der gesammten Zivil- und Kriminaljustiz, 
über das Pupillen — , Deposital— , Hypothekenwesen, für die 
Lehensachen, mit Ausnahme der Thronlehen, für die Auf- 
sicht auf das Justizpersonal, etc. 

Von demselben ressortiren unmittelbar : 
et) das geheime Obertribunal; 

, b) der Revisions- und Kassationshof für die Rheinpro- 
vinzen ; 

c) die Immediat-Examinationskommission; 

d) das Fiskalat. «. 

3) Das Ministerium des Innern, für alle Gegenstände 
der innern Verwaltung , und für die Verwaltung des Berg— 
und Hüttenwesens; mit vier Abtheilungen, jede mit einem 
Direktor und einer Anzahl Vortragender Räthe. 

k O 

vDie erste, für Gegenstände des innern Staats — 

. rechts, für die allgemeinen inneren Sachen, für die Ho- 


i 


i 
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heits-, Lehn-, Instituten-, Feuersozietäts-, Gefangen- 
anstalts**, Armen-, Juden - und für die Militärsachen, 
bei denen die Zivilbehörde konkurrirt, für die ständischen -i 
Korporation- und Kommunalangelegenheiten. Von die- 
ser Abtheilung ressortiren unmittelbar: 
a) die verschiedenen Landschaften und landschaftlichen 
Institute: nämlich: 

' / ' 

1) die kurmärkische Landschaft- u.Stjadte- 
k a s s e zu Berlin ; 

, 2) die ritterschaftliche Kreditassoziation in der Kur- 

und Neumark , die Hauptdirektion und vier Provin- 
zialdirektionen ; 

3) das Comitö der ostpreufsischen und litthauischen 
Stände ; 

4) die ostpreufsische Landschaft, mit drei Departe— 
m entsdirektionen * 

5) die westpreufsische Generallandschaft, mit vier Pro- 
vinzialdirektionen ; 

6) die pommersche General landschaft, mit vier Provip- 
zialdirekt. ; 

7) die schlesische Generallandschäft , mit neun Für- 
stenthumslandschaften ; 

.b) die Feuersozietäten: v 

1) die General— Land -Feuersozietät in Ostpreufsen, 
mit drei Provinzialdirekt. ; 

2) die Direktion der westpreufsischen adelichen Pro- 
vinzial - Feuersozietät , mit vier Provinzialdirekt.; 

3) die Direkt, der kurmärkis. Land— Feuersozietät; . 


4) 

« 

«« 

« 

-neumärkis. « «« 

5) 

« 

«« 

« 

hinterpommers. Feuersozietät; 

6) 

« 

«ec 

« 

vorpommers. «« 

’) 

cc 

«« 

« 

neuvorpommers. «« 

8) 

« 

«« 

« 

schlesis. Dominial-Land-Feuersoziet. ; 

») 

« . 

«« 

« 

Feuersozietät für das platte Land, in 


Magdeburg ; 


c) die Direkt, der General-Zivii-Wittwenverpflegungsanst. 
Die zw'eite, für die landwirthsch aftliche Polizei 
und für die Rfegulirnng der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältnisse, von welcher ressortiren : - 




( 
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a) die Generalkommissionen zur Regulirung dieser Ver- 
hältnisse (für die Kurmark, Neumark, Pommern, Ost-*- 
und Westpreufsen , Oberschlesien); 

b) die Revisionskollegien für diesen Gegenstand ; 

c) die Stammschäfereien zur Verbesserung der Schaaf- 

• ! ■ zucht. 

Die dritte, für das Bergwerks-, Hütten- u. Sa- 
linen wesen. * < 

Die vierte, für die Polizei. Unter der Leitung dersel- 
ben steht das Ober- Zensurkoilegium, das, in Ab- 
• sicht auf auswärtige Verhältnisse; unter der des Ministeri- 

ums der auswärt. Angelegenh., u. in Rücksicht der theolog. 
und Wissenschaft]. Werke, unter der Leitung des Mini- 
steriums der geistl. Angelegenh. steht, mit der Hauptbe- 
stimmung: 

a) die Beschwerden der Verfasser und Verleger, .«wegen . 

v * , 

gänzlicher oder partieller Verweigerung der Erlaub- 
nifs zum Druck, zu untersuchen und in lezter Instanz 
• zu entscheiden; 

b) über die Ausführung des Zensurgesetzes zu wachen etc.; 

c) mit den Oberpräsidenten und Zensurbehörden, über 
Zensurangelegenheiten zu korrespondiren , denselben 
die von den erwähnten Ministerien ausgehenden In- 
struktionen zu übermachen, etc.; 

d) das Verbot des Verkaufs von Schriften, deren Ver- 
kauf nach den bestehenden Vorschriften nicht zulässig 

1 scheint, durch Berichte an die Ministerien zu veran- 
lassen. (Verordn, v. 18. Oktbr. 1819). 

4) Das Ministerium des Handels, der. Gewerbe 
und des gesammten Bauwesens, für alles, was auf 
Gewerbe und Handel Bezug hat; auf die Polizei der Fabri- 
kation, die Angelegenheiten der gewerblichen Korporatio- 
nen ; auf die Polizei des Handels im weitesten Umfange ; 
auf die Anordnungen wegen der Maafse und Gewichte; auf 
das gesammte Bauwesen. Von diesem Ministerium hängen 
unmittelbar ab : 

a) die technische G e werbe deputation, als Kon— 
sultativbehörde für dieses Ministerium, für alles, was 

i 

das Wissenschaftliche der Gewerbekunde betrifft; 
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b) die , technische Oberbaudeputation,.* als kon- 
sultative und als kontrolirende und Revisionsbehörde für 
das öffentliche Bauwesen, deren Geschäftskreis zugleich 
auf die allgemeine Baupolizei auf die unter öffentlicher , 
Autorität vorgenommenen Messungen, auf die Polizei der 
, . Maafse und Gewichte, und auf das beim Bauwesen, den 
, Vermessungen und den Eichungsbehörden angestellte Per- 
sonal sich erstfeckt; zugleich Prüfungsbehörde für alle 
.Baubeamten und Feldmesser ;, • „ • , f *, 

' c) die Kalenderdeputation; ..... . ’ 

d ) die Porzellanmanufaktur in Berlin; *• 

e ) das General -Handels- und Fabrikenkommissariat. 

5) Das Ministerium des königl. Hauses und der 
königl. Familie, > desgleichen für alle Hofsaehen und für 
diejenigen , welche Hofämter betreffen. 

6) Das Kriegsministerium. , Dasselbe besteht aus sechs 
Departements, jedes mit einem Direktor, welche lezteren, 
unter dem Vorsitze des Ministers vereinigt, das Kriegsmini- 
sterium bilden. Diese Departements sind : 

, a) das erste Departement, in welchem drei Ab- 
theilungen : . 

i 1) die Armeeabtheilung, für alles, was auf die 
‘Grundverfassung der Armee, die Mobilmachung aller 
Waffengattungen, die Dislokations-, Marsch-, Ent- 
lassungs- und Ersatzangelegenheiten, das Medizinal - 
und Justizwesen, die Gensdarmerie etc. Bezug hat; 

• 2) die Artillerieabtheilung, für alles, was das 
- . - Materiel der Artillerie etc. , : , > , 

i 3) die Ingenieurabtheilun g , für alles, was das 
k . Materiel des Geniewesens und der Festungen betrifft; 

b) das zweite Departement, für die Generalstaabs— 
Angelegenheiten, Adjutantur, Plankammer; 

c) das dritte Departement, für die Personal- und 
alle beim Könige einlaufenden Militärsachen, und für 
die Disziplinsachen, Mit diesem Departement ist zugleich 
die geheime Kriegskanzlei verbunden; 

' d ) das vierte Departement, für die Verpflegungs-, 
Bekleidungs- und Einquartirungssachen ; mit drei Ab- 
theilungen: 
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1) für das Einquartirungs - , Kasernen-, Servis- und 

Garnisonswesen ; * 

2) fiir die Verpflegung und die Verproviantirung der Fe- 
it stungen, mit dem Oberproviantamte; 

3) für die Bekleidungs— Angelegenheiten ; 

e ) das fünfte Departement, für die innere Verwal- 
tung, mit drei Abtheilungen : * 

1) für alles , was die Einrichtung , den Geschäftsbetrieb 

des Kommissariats , die Train Verwaltung , das Mili- 
tärarchiv etc. betrifft: ' : 

2) für das Kassenwesen und den innern Haushalt der 
* Truppen ; * ’ 

3) für die Mobilmachung , Aufbewahrung der Militär- 
effekten , etc. \ 

Von diesem Departement ressortiren: das Kommissariat, 

die Traindepots und die Militärkasse. 

•# 

f) Das ln validen departement. 

Unmittelbar dem 'Ministerium untergeordnet sind: 

1) das Generalauditoriat ; 

2) die Medizinalanstalten für die Armee ; 

3) die Militär -Studienkommission; 

4) die Obermilitär — Examinationskommission tmd die 
besonderen Examinationskommissionen ; 

5) die verschiedenen Unterrichtsanstalten ; 

6) das Militärwaisenhaus; > 

7) die Militärwittwenkasse. , 

Das Ministerium der Finanzen, für die Leitung 
des gewöhnlichen Staatshaushalts, und für alles, was auf 
die Verwaltung der Domänen, Forsten, Steuern und das 
Kassen wesen Bezug hat; mit drei Abtheilungen, jede mit 
einem besondern Direktor, einer Anzahl Vortragender Rä— 
the und besonderen Kanzleien: 

die erste, für Domänen, Forsten, direkte Steuern; 

- die zweite, für das Kassen— und Etatswesen; 

die dritte, für die indirekten Steuern. 

Von dem Ministerium ressortiren unmittelbar: a) dieGebüh— 
renkasse; b ) das Haupt— Förmularmagazin ; c) das Haupt— 
Stempelmagazin; d) die Planzeichnungskammer; e ) die 
Generalstaatskasse. 
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8) Das Ministerium des Schatzes, unjl.f.ui; das 
Staatskreditwesen, für die Verwaltung der sämmtli- 
chen aufserordentJichen Staatseinnahmen un4 Ausgaben, 
des Schatzes, etc. Von demselben hängen ab;, r ?., 

1) die General - Salzdirektion für das Salzdebitwesen; 

2) die General -Lotteriedirektion; v ,, 

3) die Haupt -Münzdirektion; 

4) das Lieferungsschein -Ausfertigungsbüreau. 

9) Das Ministerium der auswärtigen Angelegen- 

• heiten, in zwei Hauptsektionen % . , * / , . 

die erste für die politischen und römisch - geistlichen ' 
Angelegenheiten; , , 

die zweite für die staatsrechtlichen etc. 

» 4 * St . ^ I • # ‘ ' I i / t - I ^ 

F. Oberste Behörden, die von den Departements- 
ministern un abhä ngig sind. ; • I '• { 

. f * ' ’ < 1 j 

1) Das Postdepartement, oder Generalpostamt, 
dessen Chef unmittelbar dem Staatskanzler untergeordnet 
ist. Mit demselben ist der Gesetzsammlungsdebit verbun- 
den;, ihm untergeordnet sind die 10 Oberpostämter, und 
die 250 Grenz- und Postämter. 

2) Die Haupt — und Landgestüte; (4 Haupt-, 5 Land- 
gestüte). . „ ,v t . * . . i 

3) Die Hauptbank, unter dpr speziellen Leitung eines 
Präsidenten, -der die Stelle eines königl. Kommissars ver- 
tritt, und unter der Oberaufsicht eines aus drei Staatsbe- 
amten bestehenden Direktoriums. • 

i ■ : 

4) Die General - Seehandlungssozietät, unter ei- 
nem Kuratorium, das aus dem Staatskanzler, als Präsiden- 
ten des Staatsraths , und zwei hohen Staatsbeamten besteht. 

5) Die Hauptverwaltung des Schuldenwesens, 
unter einer besondern Kommission; zu der Stelle des Prä- 
sidenten und für die Mitglieder werden, nach eingeführter 
ständischer Verfassung, von den Ständen dem Könige drei 

s Kandidaten zur Auswahl vorgeschlagen, so wie auch die 
Rechnung den Ständen abgelegt werden wird. Mit dieser 
V erwaltung ist zugleich die Staatsschuld e'n - Tilgungs- 
kasse verbunden. • « 

■„ 6) Die General kontrole der Fin an zen;, selbststän- 
dig für alles, was nur auf das Formelle des Etatswesens, 
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auf die Kassen-, Buch- und Rechnungsführung Bezug hat 
fiir ; allös dagegen, “was gesetzliche Bestimmungen,’ Verwal— 
tungsnormen , die Bewilligung aufserordfcntlicher Zuschüsse 
und Verwendungen betrifft , mufs im Staatsministerium, 
iinter Zuziehung des Direktors der Koritrole, Vortrag ge- 
halten werden. 


. i 


t * » i * t i 


in- 


'•:r . 


1 7 


5 II. Pro vinzialverwaltung. 

«C .) 1 •' •; tl ; . • . , I r. • - . . r © 

/ > 

Das Königreich ist, i* Absicht auf die Verwaltung, in zehn 
Provinzen^ jede Provinz in Regierungsbezirke, jeder von die- 
sen in Kreise getheilt, in nachstehender Art: ' 


itöni^sberg. 

O O 

Gumbinnen. 


1) Preufsen. 

... *> ( - i, : r :•»..« . i •' * 

« 

'• *.**•»'»'. 'I 7 . .. ..‘.-ILtJO .* *•> 

I i.i f . . ! ‘ rv' i J' JJ * I {* ■ 


i-.“. . i r. , - */ j ri .7 . 


J U 


< Posen. 
Bromberg. 

; . > : .1 wi < * ** *-i 

t S : : ; ; -n, > \ ■» • 

( l ) r: ’ 

4) Brandenburg.' ^ Potsdam. 

Frankfurt. 1 


. i 


5) Pommern. 


Stettin. ■ 

Köfslin. 

Stralsund. 


e. 

, • « 

Kreise 

576,706 S. 

20. " 

398,876 «/ 

16.“ 

975,582 S. 

. , 36. 

253,574 S... 

\ 

8. 

356,250 « 

13. 

✓ • < * 

. 609,824 Ä1 

21. 

592,447 S: 
274,178 ' « ‘ 

;17. 

9. 

,26. 

- 86(i,G25 S. 

. .■ 

J 731,752 S. 

f *'l. 

14. 

585,359 « 

‘18. 

1.317,111 S. 

• ■ . J » t ■ < 

* »> 4 < »* 

33. 

335,026'S. 

13. 

251,942”« * 

9. 

132,831 « 

4. 

• 719,799 S. 

26. 


> I w 




i . *' 


1) Die Regierung in Berlin ist aufgelöst, die Stadt unter die Mi- 
nisterien gestellt. S. oben S. 150, Note 2. • • * • *» 
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6 ) Schlesien. 


7) Sachsen. 


.«j 


8 ) Westphalen. 


.V 


ierung sb ez 

itke. 

Kreise 

Breslau* r 

520,922 S.. 

14. 

Opplen. 

534,586 «c 

15. 

Reichenbach. 

• 473,577 t 

14. 

Liegnitz. - 

9 

507,560 « 

13; 

• *** 

2.036,645 S. . 

56. 

Magdeburg . 1 

• f 480,665 S. * 

>*'' 15.- 

Merseburg. • 

508,416 c 

.r* 4 , 7 . 

Erfurt. ' 

■ / 244,732 « • 

9. 

• « « * » > • 

1.223,813 S. 

- - . • * » 

41. 

✓ 1 j ’l 

Münster., '’s-: 

/ ' 

356,623 8 . 


Minden, i! ) : ** 

■ 

;< *r 344,313 «. * 

<;!> 12 . 

Arensberg... - 

l 


•'-"^14. *. 

• i . 

\ 

* *. * 

1.084,341 S.‘ 

- * f. ♦ # * • < o 

4 «, . *. • 

. 37. 

j * ' l 

Kölln. 

345,721. 8/i 

ö:i..l3i-.. 

Düsseldorf. * 

, 609,011 «c. : 


* - 

954,732 S. 

„ 1 

31. 

« . S 

Koblenz. 

9 

366,443 S. 

14. 

Trier. 

• 

308,017 ec 

12 . 

Aachen. 

317,538 « , 

12 . 

X 

; *< 

:i i- 991,998 «.! 

) . 38. 


i' 


t • ^ • r* 

I. An der Spitze der politischen Verwaltung einer je- 
den Provinz steht ein Oberpräsident, zug leich Chef des 

r 7 ö. ) . 

Konsistoriums und des Medizinalkollegiums/, das für 
eine jede Provinz angeordnet ist. Für jeden Regierungsbe- 
zirk besteht, als höchste Verwaltungsbehörde, eine Regie- 

_ ’ 1 1 I , , < O, '■ o 

rung in zwei Abtheilungen: die erste für das Ressort des 

O < 1 W, _ + « | , > . / 

Innern, die zweite für die Fi n anz Verwaltung ; mit der 

.* * # •» I ; . « ‘ - ° . v. , 

ersten ist eine Kirchen - u. Schulkömmission, die dem 

« • ■ * * . % * . * ' * : . . : • ; 

Konsistorium untergeordnet ist, verbunden. Die Kreise wer- 
den jeder durch einen Landrath verwaltet, der für alles, was 
zum Ressort. der ersten Abtheiiung gehört, das Organ von dieser, 
von der zweiten aber für das direkte Steuerwesen ist. Gröfsere 
Städte bilden selbst einen solchen Kreis, für welchen der Diri— 


\ 
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gent des Magistrats die Funktionen des Landraths verwaltet, dem 
die kleineren Städte untergeordnet sind. Für die Gesundheits- 
pflege ist in jedem Kreise ein Physikus angestellt , der zunächst 
von dem Medizinalreferenten ressortirt. (') 

Beide Abtheilungen der Regierung haben einen gemein- 
schaftlichen Präsidenten und ein gemeinschaftliches Präsi- 
dium. Jede Abtheilung handelt als selbstständige Behörde für- 
ihr Ressort, und treten beide nur für bestimmte Gegenstände 
zusammen. Bei einer vjeden befinden sich technische Rathe für 
das Bauwesen ; bei der zweiten ein Oberforstmeister , der , unter 
der Kontrole lies Präsidiums, den Forsthaushalt leitet; endlich 
befindet sich nn jedem Regierungsbezirke eine Hauptkasse; in 

mehreren aufserdem Kreiskassen.. } 

# 

Für die Leitung der speziellen Verwaltung- einzelner Ver--. 
waltungszweige in den Provinzen und Regierungsbezirken, und 
für 'diese selbst,*' bestehen besondere Behörden, .deren Wir— 
kungskreis zum Theil über mehrere Provinze^ sich erstreckt. 
Dahin gehören: . , - . \ 

• % +> » «.X. 

a) in dem Departement des Innern: 

J) die fünf Oberbergämter: a) für die brandenburg- preu— 

^ fsischen Provinzen ; b) für Schlesien ; c) für Sachsen ; 
d) fiir Westphalen ; e) für die Provinz Niederrhein; wel- 
chen die Bezirksämter etc. untergeordnet sind’; 

2) $ie Landschaften in den einzelnen Landestheilen , und 

. die dazu gehörigen Institute, Behörden und Kassen; 

3) die Feuersozietäten; . , , .. ' . 

4) die Kommissionen zur Reguliiung der gutshen liehen und 
bäuerlichen Verhältnisse; 

5) die Revisionskollegien für den nämlichen Gegenstand. 
Die Korümunalvervvaltung endlich, die von diesem De— 

partement ressortirt, ist nicht in allen Provinzen gleich- 
förmig. Da, wo die Städteordnung eingeführt ist, 
wird dieselbe theils von dem Magistrate, der, mit Aus- 
nahme des Oberbürgermeisters, aus und von den Bür— 


1) Die Verhältnisse, Stellung etc. der Oberpräsidenten, Regie- 
gicrungen etc. sind §. 26. folg, ««gedeutet, wefshalb dieselben hier 
übergangen werden. 
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gern gewählt wird, theils von den Stadtverordneten 
besorgt, die besonders bei allen Angelegenheiten mit- 
wirken, die auf Abgaben und Lasten der Einwohner 
und auf das städtische Vermögen Bezug haben (Kir- 
chen-, Schul-, Armen 7 und Bausachen, Servisan- 
gelegenheiten, etc.); wogegen in den übrigen Städten 
die Einwirkung der Bürgerschaft auf den Magistrat be- 
schränkter ist. Die Verwaltung der Landgemeinden 
besorgt , unter der Leitung des Landraths , ein Schulze 
oder Richter, der in der Regel zwei Schöppen zur' 
Seite hat, mit welchen derselbe das Dorfgericht bildet. 

b) In dem Finanzdepartement herrscht in so fern 
ebenfalls eine Verschiedenheit, als in den neuerworbenen 
Provinzen zum grofsen Theil die Vorgefundenen Einrich- 
tungen bis jezt noch beibehalten sind, die von jenen in den 
alten Provinzen zum Theil differiren, so wie diese selbst ver- 
schieden sind. Im Allgemeinen bestehen nuter der zweiten 
Abtheilung der Regierung: 

1) für die direkten Steuern, die Landräthe, in den neuen 
Provinzen Inspektoren etc.; 

2) für die indirekten Steuern, Haupt-Zoll - , Steuerämter etc. ; 

3) für die Domänen, Domänenämter, Intendanturen, etc.; 

4) für die Forsten, Inspektionen, Ober - Revierforste ; 

5) für das Bauwesen, Inspektionen. 

II. Justizverwaltung, in welcher im Allgemeinen 
die Zivil— von der Kriminaljustiz getrennt ist, und für die er— 
stere drei Instanzen bestehen; nämlich: 

A. Als dritte oder lezte Instanz: 

a ) das geheime Obertribunal, furOst— undWestpreu— 
fsen, die Kur-* und Neumark, Schlesien, Pommern, Sach- 
sen, Westphalen; 

b ) das Kammergericht, für die Regierungsbezirke Ber- 
lin und Potsdam, mit welchem zugleich: 

1) der geheime Justizrath, für die Rechtssachen der 
Prinzen des konigl. Hauses; 

2) das Hofgericht, für die Gerichtsbarkeit über das 
Schlofs, die Schlofsfreiheit, die Hofdienerschaft; 

3) das kurmärkis. Pupillenkollegium, für alle, 
die unter der Gerichtsbarkeit des Kammergerichts stehen ; 
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4) das Hausvogteigericht, für Bagatellsachen bis 

zu 50 Thaler Werth oder Betrag; ' 

5) die Judenkommission, verbunden sind; 

* c) das Oberappellationsgericht in Posen, für diese 
Provinz; 

d ) der Revisions- und Kassationshof für die Rhein- 
provinzen, als höchster Gerichtshof für die rheinischen Re- 
gierungsbezirke. ln ersterer Eigenschaft, nämlich 

als Revisionshof erkennt derselbe in lezter Instanz 
zugleich in den Rechtssachen, in dem auf dem rechten Rhein- 
ufer gelegenen Theile des Koblenzer Regierungsbezirks; 

als Kassationshof für die Rheinlande aber spricht 
derselbe über die Kassationsgesuche, sowohl in zivilrechtli- 
chen—, als in Strafsachen, wegen Inkompetenz, wegen nicht 
Beobachtung von Formen, die bei Strafe der Nichtigkeit vor- 
geschrieben sind, u)id wegen ausdrücklicher Verletzung ma- 
terieller Gesetze. 

Aufserdem gehören zu dessen Attributionen: die Diszi- 
plinarjurisdiktion übef die Gerichtshöfe, und die Zensur 
derselben, unter dem Vorsitze des Justizministers; die Ver-* 
fiigung über Perhorreszensgesuche, in so weit der Appel- 
lationshof und die Kreisjustizhöfe darüber nicht entscheiden 
können; die Revision der Kriminalprozesse, wo eine sol- 
che gesetzlich statt findet; die vorbereitende Untersuchung 
und der Ausspruch der Kriminalanklage gegen einen gan- 
zen Kreisjustizhof, ein ganzes korrektionelies Tribunal, 
ein ganzes Handelsgericht, oder gegen einzelne Mitglieder 
des Appellationshofes oder des öffentlichen Ministeriums bei 
demselben, wegen Amts verbrechen, etc. • »> 

B. Als zweite Instanz: 

a) die Oberlandesgerichte für Zivil- und Kriminal- 
sachen; zugleich für das Vormundschafts-, Privatlehn— und 
Hypothekenwesen : 

in der Provinz Preufsen, zu Königsberg und Insterburg ; 


«« 

ft« 

W estpreufsen, zu Marien werder ; 

«« 

«ft 

Schlesien, zu Breslau, Liegnitz, Ratibor; 

ftft 

ft ft 

Brandenburg, zu Berlin (das Kammer- 

• 


gericht), Frankfurt; 

(( 

«c 

-Pommern, zu Stettin , Köfslin ; 
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in der Provinz Sachsen , zu Magdeburg, Halberstadt, 

Naumburg ; 

cccc ccoc Westphalen, zu Münster, Paderborn, 

• . Arensberg ; ' 

• cc« «« . Kleve -Berg, zu Kleve; 

ft) in der Provinz Posen, die Landesgerichte zu Posen, 
Krotoszyn , zu Fraustadt, Bromberg, Gnesen, die unter- 
sich wechselseitig, namentlich in Kriminal- und fiskali- 
schen Sachen , Appellationsinstanz sind ; 

c) der Appel lations — Gerichtshof in Kölln, für 
die Rheinprovinzen. 

* i . »»*»•• 

C. Als erste Instanz: a) Land und Stadtgerichte nach 

drei Klassen; ft) die Justizämter, Kreis- und Patrimonial- 
v gerichte, und in Posen und in den Rheiuprovinzen die Frie- 
densgerichte. ... b 

Die Kriminalsachen werden durch besondere Behörden, 
Inquisitoriate , behandelt, die jedoch nur mit der Untersuchung 
und Vollstreckung beauftragt sind. Die Aburtheilung geschieht in 
bestimmten dazu geeigneten Fällen, durch die Ziviiuntergerichte, 
in wichtigeren, durch die Kriminalsenate der Oberlandesgerichte, 
und in zweiter Instanz durch den zweiteh Senat derselben. 

111. Die Verwaltung des Fürstenthums Neufchatel und 
det ' Grafschaft Valenging, bildet ein von jener der übrigen 
Provinzen eigenthümlich abweichendes, für sich abgeschlossenes 
Ganzes mit nachstehenden Behörden; nämlich: 

1) höchste Behörde: der Staatsi'ath, • unter dem Vorsitze 
des Gouverneurs; 

2) das souverain Tribunal des trots Etats de Neufchatel ; 

3) das souverain Tribunal des trois Etats de' Valengin ; 

* » % 

4) eine Rechnungskammer; ‘ ' r ’ 

5) eine Direktion der Forsten und Jagden ; : 

6) eine Direktion der Gebäude; ' 

7) eine solche der Posten ; sodann " , 

8) eine Chambre matrimoniale ; *’ 1 ■ 

9) eine Chambre economique zu Neufchatel. 


f « 
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Königreich Baiern. 

Das Königreich Baiern gehört zu denjenigen Staaten, de- 
ren Territorialbestand und Verwaltungsorganismus seit dem 
R. D. R. v. 1803 die meisten Abänderungen erlitten hat. , 

■ * > Nach Maafsgabe der Konstit. v. 1808, Tit. §. 4. nämlich, ist 
das Provinzialsystem , das bis dahin bestanden hatte , aufgeho- 
ben und das Territorium in 15 Kreise eingetheilt worden (Main-, 
P egnitz-, .Nab— , Rezat— , Altmühl—, Oberdonau-, 
Lech—, Regen—, Unterdonau—, Isar — , Salzach — , Il- 
ler-, Inn — , Eisack- und Etschkreis), welche Anzahl 
in Folge späterer Veränderungen durch die Verordn, v. 23. Sep- 
tember 1810 auf 9 Kreise, nämlich: Main — , Rezat—, Ober- 
* > * 

donau — , Unterdonau—, Iller — , Isar—, Salzach— und 
Innkreis vermindert worden ist, und für die beiden Städte 
Augsburg und Nürnberg besondere Lokalkommissa- 
riate mit gleichen Attributionen, wie die Generalkommissariate, 
angeordnet worden sind. In Folge der Verordn, v. 20. Febr. 
1817 endlich, ist die gegenwärtige Eintheilung in 8 Kreise an— 
geordnet und vollzogen worden. 

Gleichzeitig mit der im Jahre 1808 bewirkten neuen Ter— 
ritorialeintheilung, ist in Ansehung der Geschäftsverthei— 
. lung und Behandlung eine völlige Umänderung verfügt, 
und anstatt der Sonderung der Geschäfte nach Provinzen , und 
des Kollegialsystems, die bis dahin in Anwendung waren, das 
Real— und Einheitssystem eingeführt worden, in wel- 
chem , als Ausnahme von der Regel, nur einigen Modifikatio- 
nen Statt gegeben war. (*) 

Bei der im Jahre 1817 verfügten Abänderung dieser Orga- 
nisation ist zwar das Realsystem in Absicht auf Territorialein— 
theilnng und Geschäftsvertheilung beibehalten, dagegen aber 
dem Einheitssysteme das Kollegialsystem als Regel substituirt 
worden , vorzüglich bei den Kreisbehörden, indem an die Stelle 
der Generalkommissariate kollegialich gebildete Regierungen ge— 


1) Die hierauf Bezug habenden Verordn, ftngezeigt in Schmel- 
zin g 1. c. II. 238. ISotfc 2. 
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treten sind, in welchen sämmtliche Geschäfte (mit wenigen 
Ausnahmen) kollegialisch erledigt werden müssen. 

Die Verordnungen, durch welche diese neuen organischen 
Einrichtungen angeordnet worden, sind in dem dritten Bande 
enthalten. Eine aufmerksame Vergleichung beider Organisatio- 
nen ergibt, dafs der Organismus nicht vereinfacht, der Personal— 
nalaüfwand gröfser ist, was auch in Ansehung des Geldaufwandes 
der Fall seyn dürfte. Zwar sind einige Sektionen , die in der 
frühem Organisation" eingereihet waren , in <Jie ^neuere nicht 
übernommen (Polizei— , Stiftungs— , Kommunal-, Steu- 
er—, Domänen— und Forstsektion), und sind denselben 
keine anderen Behörden substituirt worden, wie dieses z. B. in 
Ansehung der Lehen - und Hoheitssektion, der Sek— „ 
tion der kirchlichen Gegenstände etc, der Fall ist, an 
deren Stelle das Gen eralfiskalat und das Oberkonsi — 
storium getreten sind, so, dafs die Anzahl der Behörden im 
Ganzen die nämliche geblieben ist. 

In der nachfolgenden Darstellung der frühem Organisation 
sind nur von denjenigen Behörden, die aufgehoben worden 
sind, die Attributionen verzeichnet, weil bei denjenigen, die 
in der neuen Organisation beibehalten worden sind, und in der 
Darstellung von dieser angezeigt werden , dieselben die nämli- 
chen geblieben sind. 



/ 
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Königreich Baiern. 

— ^ 4 , 

Organismus der Behörden in Folge der Organisation ron 
1808, bis zur Organisation vom 2. Febr. 1817. ( l ) 

I. Ministerium, 

Dasselbe war in fünf Departements getheilt: jenes der aus- 
wärtigen Angelegenheiten, der Finanzen, des Innern, der Justiz, 
und des Kriegswesens. 

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, 
mit den nämlichen Attributionen, wie gegenwärtig (m. s. den 
Art. Baiern, im 3. Bde.), nur dafs das statistisch- topo- 
graphysche Bureau an das Armeeministerium überwiesen wor- 
den ist. 

Dasselbe war in nachstehende Sektionen eingetheilt und 
ressortirten beziehungsweise von demselben : * 

1) Die politische Sektion, unter der unmittelbaren 
Leitung des Vorstandes des Departements, mit zwei Bu- 
reaus ; nämlich : a) für die politische Korrespondenz, und 
b ) für die teutschen Ausfertigungen. 

2) Die Lehen - und H o he its Sektion. Diese hatte 

den Yortrag über alle aktive und pasr’ ' Staatsprätensio- 
nen, über alle Gegenstände, welche königl. Gerechtsame 
aufser Landes betroffen haben; in allen Landeshoheits — 
und Grenzsachen , in allen auf die Bewahrung der königl. 
Gerechtsame, rücksichtlieh der im Reiche ansäfsigen Für- 
sten, Grafen, Ritterund anderen Gutsbesitzer, Bezug ha- 
benden Angelegenheiten; die Leitung aller fiskalischen 
Frozesse, mit Ausnahme der finanziellen; sämmtliche 
Lehenssachen des Reichs, mit Ausnahme der gemeinen 
Lehen. Dieselbe hat ihre Gutachten an den Departe— 
mentsminister erstattet , aufserdem auch zu den Prüfun- 
gen der diplomatischen Eleven und derjenigen Rechts- 
kandidaten konkurrirt, deren Prüfung am Sitze der Re- 
gierung vorgenommen worden ist. 


1) Hof- und Stnatshandbuch des Rönigr. Baiern. 1813. 
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3) Die Postsektion und Generaldirektion. Die 

nämlichen Attributionen , wie die gegenwärtige General—, 
administration. * • . 

4) Die Heroldenamtssektion; defsgleichen. 

5) Das statistisch- topographische Büreau. 

6) Die Archive. 

a) das geheime Hausärchiv, für die Aufbewahrung 
der Urkunden etc., welche die Familienangelegenhei- 

■ ten des königl. Hauses betreffen,; 

b) das geheime Staatsarchiv, für die Aufbewah— 
rung aller Urkunden und Akten über Negoziationen 
und Traktate mit fremden Mächten, über alle auswär- 

• tigen Verhältnisse etc.; 

c) das Reichsarchiv, in welchem alle ehemaligen 
einzelnen Landesarehive vereinigt sind. N 

B . Ministerium der Finanzen; (die nämlichen Attribu— 
tionen , wie gegenwärtig. M. s. den 3. Bd.) Mit demselben 
waren als Bestandtheile vereinigt: 

1) die Hauptbuchhaltung (gleicher Geschäftskreis, wie 

gegenw.) ; “ 

2) die Zentralstaatskasse; 

3) die Steuer- und Domänensektion, die dem Fi- 
nanzministerium unmittelbar untergeordnet war, und zu 
deren Geschäftskreis nachstehende Gegenstände gehört ha- 
ben: a) alle Gegenstände, welche das Finanzdepartement 
einer kollegialen Berathung hat unterwerfen wollen, und 
zu dem Ende an die Sektion abgegeben hat; b) die Lei- 
tung aller Rechtssachen über das Finanzvermögen ; c) die 
Oberappellation in allen Zoll—, Mauth— und Defrauda— 
tionsfällen ; (T) die Leitung des Stempelwesens ; e ) jene 
des Landbauwesens; f) jene des Malz — , Fleisch- und 
inländischen Weinaufschlags; g) die provisorische allge- 
meine Steuerrektifikation; h) die Entscheidung von Re- 
klamationen gegen das allgemeine Steuerprovisörium, in 
zweiter Instanz; i) das Ausstandswesen ; h) die Beschei- 
dung der jährlichen Nachlafslibelle; Z) die Redaktion und 
Konservirung des allgemeinen Finanzdienst-Vormerkungs— 
buches;. m) die provisorische Taxordmmg; n) die Retar- 
daten aus dem Rechnungswesen der ehemaligen Provin— 
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zialhauptka6sen ; o) die Gegenstände des ehemaligen Jo— 
hann^terordens. 

C. Ministerium des Innern. (Die nämlichen Attributio— 
nen, wie gegenwärtig. M. s. den Art. Baiern im 3. Bde.) 
Der dirigirende Staatsminister hat die Gegenstände seines Res- 
sorts theils unmittelbar und ausschliefsend , theils durch die 
Departementalversammlung und die bestehenden Ministerialsek- 
tionen behandelt, diese waren nachfolgende; nämlich: 

1) Polizeisektion. Ihr Wirkungskreis hat die obere Lei- 
tung der Gegenstände umfafst, die den General— Kreiskom— 
missariaten durch die Instruktion vom 17. Juli 1808 zur un- 
mittelbaren Besorgung übergeben waren, welche a) die Si- 
cherheit, l>) den Nahrungsstand u. das Kreditwesen der Ein— 

* wohner, c) die Gewerbe, d) die Sitten, e ) die Nationalgärde 
dritter Klasse , ' f) die Produktion , Fabrikation und den 
Handel , so wie die gesammte Statistik der Kreise betref- 
fen. Dieselbe hat jährlich die Jahrberichte der General— 
Kreiskommissäre in eine allgemeine räsonnirte Zusammen- 
stellung gebracht, zumBehufe der Übersicht, ob und wie den 
Verordnungen und Gesetzen nachgelebt werde, welche Fort- 
schritte in den verschiedenen Zweigen der Polizei gesche- 
hen seyen, welche Hindernisse noch zu heben übrig wa- 
ren , und auf welche Art solches am leichtesten gesche- 
hen könne. 

2) Stiftungs- und Kommunalsektion. Durch sie 
,übte das Ministerium die oberste Staatskuratel über das 
Vermögen der Stiftungen und Kommunen des Königreichs 
aus. Sie hat über die Erhaltung der konstitutionellen Gese- 
tze der Verwaltung zu wachen gehabt, und über die Erlas- 
sung neuer oder über Leuteration bestehender solcher Ge- 
setze vor Zutrauen. Sie hatte ferner den Vortraji über die 
Konsolidirung, Isolirung und Zentralisirung des Vermö- 
gens, über die Dotation neuer Anstalten, über Ernennung 
und Entlassung der Stiftungs— und Kommunalfunktionäre, 
und die Prüfung der dem Stiftungs- u. Kommunaldienste sich 
widmenden Kandidaten; auch führt sie deh Vortrag über 
Bestimmung der Administrationsbezirke, Sitz- und Amts— 
lokalitäten, dann über die Bauten zum Stiftungs— und 
Kommunalzweck. Sie hatte die Buchführung über Renten 
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und Lasten des Stiftungs — und Kommunalvermögens, die 
Revision bis zur Ertheilung des Absolutoriums über die 
Rechenschaft der Zentraladministration, und die Amts— 

. inspektion* über die Kreis— und Zentraladministrationen. 
Das Ministerium erhielt durch diese Sektion einen umfas- 
senden Jahrbericht über das Stiftungs - und Kommunal— 
vermögen des Reichs , und das der Publizität gewidmete 

. Jahrbuch der Generaladministration. 

/ 

3) Zentralstiftungskasse, als Ze ntraladministra— 

tion. Die Zentralstiftungskasse vereinigte in sich die Do- 
tationen der Zentralanstalten, der Stiftungszwecke, die 
Überschüsse der königl. Distriktsadministrationen der Stif- 
tungen und die Kreiskonkurrenz zum Behufe der Dienst- 
exigens der Ministerialsektion , und war in allen Dienst- 
verhältnissen unmittelbar der obersten Staatskuratel un- 
tergeordnet. , 

4) Studiensektion. Dieser Sektion hat obgelegen, die 
Aufsicht über das gesammte Erziehungs- u. Unterrichtswe- 
sen des Reichs zu pflegen, die dasselbe betreffenden Plane 
und Verfügungen zu entwerfen, die defsfalls bestehenden 
Anstalten zu leiten und zu Vervollkommnen , so wie die 
. damit in Verbindung stehenden Attribute zu erhalten und 

zu verbessern, auch, mit Vorwissen des dirigirenden Mi- 
nisters, an Ort und Stelle diese Anstalten zu untersuchen. 

Sie mabhte die Vorschläge geeigneter Lokalfonds zur Un- 
terhaltung und Verbesserung der öffentlichen Erziehungs- 
institute, jene zur Errichtung neuer Anstalten, und hatte 
für die zweckmäfsige Verwendung der Schul— und Stu- 
dien fonds benehmlich mit der Stiftungssektion zu sorgen. 

. Ihr war die Zusammenstellung des Generaletats für die Schul- 

; bedürfnisse des Reichs übertragen. Sie brachte das bei den 
Scli ul-, Studien- und Erziehungsanstalten anzustellende 
Personal in Vorschlag, so wie jene, welche Stipendien 
nachsuchen, deren Fonds sie gleichfalls zu erhalten sor- 
gen raufste. Sie hatte die Aufsicht und Leitung des teut- 
schen Schulbücher - Hauptverlags ; endlich den Auftrag, 
•ine allgemeine Schulbeschreibung und eine jährliche fort- 
zusetzende Schulstatistik herzustellen. 


Digitized by Google 




— 282 — 

5) Sektion der kirchlichen' Gegenstände. Im 
Allgemeinen war ihr die Handhabung der landesherrlichen 

• Rechte über die Kirchen— und religiösen Gemeinden des 
Reichs, und die Aufsicht über die innere Kirchen— und 
Diözesenverfassung , dann die Vollziehung der Amortisa— 
tionsgesetze , der über den Konkurs zu geistlichen Pfrün- 
den und über die Wahl der Ruraldekanate bestehenden 
Verordnungen übertragen. Sie ,behandelte die zur höch- 
sten Stelle kommenden Rekurse der Geistlichen gegen ihre 
unmittelbaren Vorgesezten, hatte den Vortrag über die 
Vertheilung der Pfarreien benehmlich mit den Bischöfen, 
und über ihre Verleihung, so wie über jene der Benefi— 
zien , auch über die Temporalieneinsetzung und konstitu- 
tionelle Eidesablage der ernannten Kirchendiener. Zu ih- 
rem Ressort gehörte auch die Verfassung der Seminarien 
und geistlichen Bildungsinstitute und der Emeritenanstalt. 
Sie war zugleich das Generalkonsistorium für die im Reiche 
öffentlich rezipirten protestantischen Konfessionen , und 
besorgte als solches die Kirchenpolizei , so wie alle aus 
dem obersten Episkopate und der Leitung der inneren 
Kirchenangelegenheiten hervorgehenden Geschäfte. 

6) Sektion des Medizinal Wesens.* Dieser Sektion 
war aufgetragen : 

a) der Entwurf eines vollständigen Systems des Medi- 
zinalwesens , und seiner Ausführung nach seinem gan- 
zen Umfange, d. h. die Verfassung der erforderlichen , 
Instruktionen , Normen und Formularien , des Dispen- 
satoriums der Taxen-, Apotheker-, Hebammen- und 
Veterinärordnung ; 

b ) der Vorschlag zu zweckmäfsigen Anordnungen und 
Reformen aller höheren sowohl als niederen medizini- 
schen Lehr- und Bildungsanstalten; 

c) der Vorschlag einer systematischen und geeigneten 
Einrichtung der öffentlichen Institute der Wohlthätig- 
keit aller Art, so weit sie Zweige des Sanitätswesens 
sind; 

d) die Vorschläge zu Ernennungen des gesammten medi- 
zinischen Personals; 
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e) die Beurtheilung aller medizinisch - gerichtlichen Fäl- 
le, welche von dem Oberappellationsgerichte durch 
das Justizministerium verlangt worden ist, und hat 
' f) die Geschäfte der drei Medizinal- Comiteen des Reichs 
respizirt. 

D. Justizministerium. (Die nämlichen Attributionen, 
wie gegenwärtig). 

E. Kriegsministerium. Dasselbe stand unter der un- 
mittelbaren Leitung des Königs, indem derselbe das Kom- 
mando der Armee in seinem ganzen Umfange in eigner Per- 
son geführt hatf 

Die zur unmittelbaren Berichterstattung angewiesenen Mi— 
litärstellen und Behörden der Armee waren : das Generalaudi- 

i * * 

toriat, der Kriegsökonomierath, die Generallazarethinspek- 
tion, die Generalkommando^, der Generalstab , die Hart— 
Schierleibgarde, die Artilleriebrigade, die Zeughaus - Haupt- 
direktion, die Kommandantschaften München und Passau, 
und das Kadettenkorps. ( , ) 

S 

, « 

II. Gehei in err ath, 

* 

\ 

Zur Berathschlagung über die wichtigsten inneren Angele- 
genheiten des Reichs ist, nach der Konstitution, der Geheimerath 
angeordnet gewesen. Derselbe hat sich jedesmal auf den Befehl 
des Königs versammelt und nur über jene Gegenstände, welche 
auf dessen Befehl von den Ministem an ihn gebracht worden 
sind, berathschlagt. Derselhe hat über die Gesetze und Haupt- 
verwaltungs-Verordnungen nach den Grundzügen, welche ihm 
von dem Könige durch die einschlägigen Ministerien mitgetheilt, 


1) In jedem Ministerium befanden sich, zur Bearbeitung des De- 
tails der Geschäfte, eine Anzahl geheimer R efer en d äre (mit 
Ausschlufs des Minist, der ausw. Angelegenh. , in -welchem ein Vor- 
stand), sodann ein Generalsekretär, so wie überhaupt die in- 
nere Organisation büreaukratisch und das Einheitssystem vorherrschend 
gewesen ist. 

, In den Sektionen, die durch einen Vorstand dirigirt wurden 
Cdcrcn mehreren ein Direktor beigegeben war), befand sich für diese 
Bearbeitung eine Anzahl von Käthen. 
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worden sind, diskutirt und dieselben redigirt. Er war zugleich rich- 
terliche Stelle in allen kontentiösen-administrat. Gegenständen, be- 
lirtheilte die Kompetenz Streitigkeiten zwischen den Gerichts- u. 
Verwaltungsstellen, und die Frage, ob öffentliche Beamten vor 
Gericht gestellt werden können oder sollen. Der Geheimerath 
war in die Sektionen der innem Verwaltung, der Finanzen und 
der bürgerlichen und peinlichen Gesetzgebung , welche die Ge- 
genstände zum Vortrage im versammelten Geheimenrathe in be- 
sonderen' Sitzungen vorbereiteten, und wobei, wenn ein Vorstand 
nicht ernannt war, das älteste Mitglied der Sektion die Funktion 
des Dirigenten ausübte , getheilt. Der König und der Kronprinz 
wohnten den Sitzungen desselben bei. Er bestand aus den 
Staatsministern, den Kronbeamterr des Reichs, und aus zwölf, 
höchstens sechszehn, Mitgliedern im ordentlichen Dienste, wel- 
che auf ein Jahr ernannt, und erst nach sechsjähriger ununter- 
brochener Dienstleistung in dieser Eigenschaft als permanent 
angesehen worden sind. Die Zahl der • Geheimenräthe im au— 
fserordentlichen Dienste war nicht festgesezt. Der Generalsekre- 
tär des Geheimenraths führte in diesen Sitzungen das Protokoll. (*) 

% 

III. Obere Landesbehör den. 

1) In polizeilicher Hinsicht. 

A. General - Kreiskommissariate. Das ganze König- 
reich war in neun Kreise eingetheilt, und einem jeden ein 
Ge n er a lk ommissär, mit einem Kreiskanzleidirek — 

t w 

tor und vier Kreisräthen, und einem Kreisschul- 
und Medizinalrath, vorgesezt. Die zwei Städte Augs- 
burg und Nürnberg hatten einen eigenen Kommissär, 
dem, in Beziehung auf diese Städte, die nämlichen Verpflich- 
tungen oblagen , und die nämlichen Befugnisse eingeräumt 
waren , welche den Generalkreiskommissären in ihren Krei— 

, sen zugestanden haben. Dem Generalkommissär waren in 
seinem Kreise alle Theile der Staatsverwaltung und inneren 

öffentlichen Angelegenheiten , welche entweder zum Ge- 

» * \ 

i 

— 1 11 ■ " ■ " -■ . \ 

li) Über die Verhältnisse und das Detail der Attributionen des 
vormaligen Geheimenraths etc., Schmelzing, If. $8 folg. '• 
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schäftskreise des Ministeriums der auswärtigen Angelegenhei- 
ten oder des Innern ‘gehörten , und nicht besonderen Zentral- 
stellen übertragen waren, unter der Leitung der gedachten 
Ministerien , anvertraut. Der Wirkungskreis eines General— 

kreiskommissariats , welcher gröfstentheils exekutiv war, be— 

> , 

griff demnach: 

a) in staatsrechtlicher Beziehung: 

1) die Aufsicht auf die Landesgrenzen, Bewahrung der 
königl. Gerechtsame gegen benachbarte Staaten, etc.; 

2) Behandlung der Nachsteuersachen, alle Gegenstände, 
welche Aus— und Einwanderungen , Vermögens — Ein— 
und Ausführungen betrafen; 

3) die Entscheidung streitiger Nachsteuersachen; “ 

4) die Bewahrung der Gerechtsame des Souveräns , rück— ' 
sichtlich der Verhältnisse der Fürsten, Grafen, Ritter 
und anderer Gutsbesitzer , und der Ausübung der Pa- 
trimonialgerichtsbarkeit; 

5) die Aufsicht über die Verhältnisse der Wahlversamm- 
lungen und Kreisdeputationen ; 

6) diejenigen Lehengeschäfte , welche dem Generalkom- 
mißsär besonders übertragen wurden. 

b ) Die Handhabung der hohem Polizei. — Im 
besondetn erstreckte sich die Geschäftssphäre des Gene— 
ralkommissärs nach den verschiedenen Zweigen der Po- 
lizeigewalt , 

1) auf die Sicherheit der Einwohner; 

2) auf die Gesundheit derselben ; 

3) auf ihre Nahrungserfordernisse und das Kreditwesen ; 

4) auf das Gewerbewesen; 

5) auf die Stiftungs- und Kommunalgegenstände; 

6) auf die Gerichtspolizei; 

7) auf die Sitten; 

* 's* 

8) auf Unterricht und Bildung ; , 

• 9) auf Religions- und Kirchenverhältnisse. 

c) Alle militärischen Gegenstände, so weit sie zur 
Geschäftssphäre der Zivilbehörden gehören. 

d) Die Beförderung des National Wohlstandes in 
Beziehung auf Produküon , Fabrikation und Handel. 


* 
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Im Allgemeinen hatte der Generalkommissär über die Voll- 
ziehung der Gesetze und Verordnungen in allen zu seinem Wir- 
kungskreise gehörigen Theilen der Staatsverwaltung zu wachen. 
Verordnungen konnte aber derselbe aus eigener Macht nicht 
erlassen. ■ * • 

i 

Er war über alle Mifsb rauche und Unregelm äfsigkeiten, die 
zu seiner Kenntnifs gelangten, dem Könige Rechenschaft schul- 
dig; in welchen Fällen derselbe sogleich Bericht zu erstatten 
hatte, um die geeigneten* Verfügungen treffen zu können. Nur 
in dringenden Fällen war es dem Generalkommissär überlassen, 
die nöthigen Maafsregeln selbst zu ergreifen ; jedoch mufste auf 
der Stelle hierüber Bericht erstattet, und die Bestätigung der ge- 
troffenen Verfügungen eingeholt werden. Jährlich war der Ge- 
neralkommissär einen Hauptbericht über den Zustand des ihm 
anvertrauten Kreises an das Ministerium des Innern einzusenden 
verbunden. . 

... . < i 

Für die Besorgung des Studien- und E'rziehungswesens war 
jedem Generalkommissariate ein Schulrath, dann allen Gene- 
ralkommissariaten, so wie den zwei Lokalkommissariaten der 
eximirten Städte Augsburg und Nürnberg ein, nach Umständen 
auch zwei, M e di zinalräthe zur Besorgung des exekutiven 
Theils der ganzen Medizinalverfassung, und der Bearbeitung 
der vorkommenden medizinisch — gerichtlichen Geschäfte bei— 

I . • ! . • • . - / •' 

gegeben. ^ ; „ . 

Ferner bestanden drei Medizinal — Comitee n , zu 
Bamberg, München und Salzburg, welche ausschliefs- 
lich für die Prüfungen der Ärzte und Apotheker (in so fern diese 
Prüfungen ein unumgängliches Bediirfnifs zur Ausübung der Wis— . 
senschaft oder zu dem Eintritt in den Staatsdienst sind) und zur 
Bearbeitung der von den königl. Appellationsgerichten verlang- 
ten Aufklärungen ,* Gutachten und Urtheilen in medizinisch — ge- 
richtlichen Gegenständen bestimmt waren. 

Für. die Geschäfte der gerichtlichen Arzneiwissenschaft wa- 
ren einem jeden der drei Medizinal — Coraiteen besondere Kreise 
als Appellationsgerichts- Distrikte zur Respizienz angewiesen; 
nämlich: dem Medizinal— Comit^ zu Bamberg, der Main — , Re- 
zat— und Regenkreis; dem Medizinal— Comit4 zu München, der 
Oberdonau-, Unterdonau-, Iller- und Isarkreis ; dem Medizi- 
nal- Comite zu Salzburg, der Salzach- und lnnkreis. 
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Sodann bestand in jedem Kreise , unter dem Präsidium des 

Generaikommissärs, eine Administration der Stiftungen 

und Kommunen, und das erforderliche Baupersonal. 

B. Polizeidirektionen und Polizeikommissariate. 
Diese Unterbehörden haben verwaltet: a) die gesammte Poli— 

, zei, nach ihren verschiedenen Zweigen; haben aber atfch zu- 
gleich besorgt: b) die staatsrechtlichen, c) die staatswissen- 
schaftlichen, und d) militärischen Gegenstände, gleich den 
Landgerichten, in dem Umfange ihres Bezirks, jedoch mit 
Ausnahme der Kulturstreitigkeiten , welche den angrenzenden 
Landgerichten übertragen gewesen sind. 

C. Landgerichte. Zu dem Wirkungskreise derselben ge- 
hörten (wie auch gegenwärtig): a) alle staatsrechtliche 

Gegenstände und Lehehsachen ; b) die gesammte Polizei, 
mit Ausnahme der den Patrimonialgerichten überlassenen Lo- 
kalpolizei, über welche sie jedoch die Aufsicht führten ; c) die 
militärischen Angelegenheiten der Konskription , A us- 
hebung, Marsch— und Einquartirungssachen , etc.; d) die 
staatswir ths^haftlichen Gegenstände, mit Ausschlufs 
der rein-finanziellen ; e) die gesammte Zivil- u. Kriminaljustiz. 

In dem Innkreise, und in einigen anderen, waren die Land- 
gerichte, nach Maafsgabe ihrer Bevölkerung, in Klassen ein- 
getheilt , und anstatt der Assessoren , Adjunkten angestellt. 
Auch waren in mehreren Kreisen mehrere Landgerichte in ein 
Kriminalgericht vereinigt, bei welchem ein besonderer Kri- 
minaladjunkt angestellt gewesen ist. 

* 9 • ■ i « , • ii « < 

D. Distrikts -Administrationen der Stiftungen 
und Kommunen. Diesen Administrationen hat die Erhal- 

• • ' * • • $ d 

tung und Vermehrung des Fundationsvermogens^ die Erhebung 
der Renten, die Erleichterung der Lasten und die Rechnuogs— 
ablage obgelegen. Dieselben waren den General - Kreiskom- 
missariaten unmittelbar untergeprdnet. ' > . • ■ 

Die Organisation der Kommunaladministration war noch 
nicht vollendet. ' 

* « • M, . 

2) In finanzieller Hinsicht waren angeoridnets.t 

a) der Oberste Rechnungshof; ' v • 

b) die General— Salinenadministration; ♦ 

c) die General - Bergwerksadministration ; 
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d ) die Unmittelbare Münzkommission; 

(die nämlichen Attributionen , wie gegenwärtig , mit dem 
Unterschiede, dafs die Behörden unter b) c) d) in eine 
vereinigt worden sind); 

e) die Gen eral — Forstadministration. Hat das Forst - 
und Jagdwesen im ganzen Königreiche , mit Ausnahme der 
der General- Salinenadministration überlassenen Forste und 
der reservirten Hofjagdgehege, geleitet, in Absicht auf Sorge 
für die Erhaltung, forstmäfsige Benutzung und Verbesse- 
rung im weitesten Sinne. Sodann war derselben die ober— 
forstpolizeiliche Aufsicht über alle Stiftungs— , Kommunal— 
und Privatwaldungen übertragen ; 

f) die Generalzoll— und Mauthdirektion (gleiche 
Attributionen wie gegenwärtig); 

g) die Generalzoll- u. Mauthdirektion in Tabacks- 
r egi e geg e nstän de n. Hat die Tabackspflanzungen , die 
Fabrikation , den Handel geleitet. (Ist gegenw. aufgeh.) 

h) die Generaldirektion des Wasser— , Brücken— u. 
Strafsenbaues. Der Wirkungskreis derselben erstreckte 
sich 1) über den Flufs-, Deich- und Dammbau; 2) über 
die öffentlichen Austrocknungen; 3) über die öffentlichen 
Bewässerungsanstalten; 4) über die öffentlichen Wasserlei- 
tungen; 5) über die Anlage neuer Mühlen und anderer vom 
Wasser getriebenen Maschinen, im Falle sie ^icht zu den 
zentralisirten Ministerialstellen gehörten ; 6) über die Schiff— 

- barmachung der Flüsse; 7) über die Anlage von schiff- und 
flofsbaren Kanälen; 8) über die Mühlenwehren und Dei- 
che; 9) über den ganzen Brückenbau, und 10) über den 
Strafsenbau in seinem technischen Umfange. (Ist aufgehoben). 

i) die Unmittelbare Steuer- u. Kadasterkommis- ■ 


sion ; 


jfc) die Redaktion des allgem. Regierungsblattes. 

T) die General-Lottoadministration. (Wie gegen wärt.) 

m) die Zentraladministration der ehemaligen Jo- 
hanniter orden s güte r ; 

n) .die Br au wese n — Administration. Dieselbe führte 
die Oberaufsicht über die königl. Brauhäuser, leitete die Regie 
bei denselben , traf die nöthigen Anordnungen in Hinsicht 
der Manipulation und der inneren Einrichtungen ; nahm, 
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Y mit allerhöchstem Vorwissen, die allenfalls nöthigen Unter- 
suchungen der Brauämter vor , empfing von diesen die Mo- 
natsauszüge und die jährlichen Wirthschaftsherichte 5 die 
Rechnungen aber sind von den Brauämtern zu den königl. 
Finanzdirektionen eingeschickt worden. 

o) Unmittelbare Administration 4er Staatsgüter 
Schleisheim, Fürstenried und Weihenstephan. 
Der Zweck dieser Anstalt war (wie auch jezt) wissenschaftli- 
cher Betrieb der Landwirtschaft, geformt naoh den verschie- 
denen Verhältnissen dieser Güter. 

- '/ * ' 

fy Staatsschulden- Liquidations- Kommission. 
Nach der Verordnung vom 17. Novbr. 1*811 lag dieser Kom- 
mission die allgemeine Revision der baierischen Staatsschuld, \ 
■und die Liquidation desjenigen Theils derselben ob, der 
noch nicht förmlich als gütige Staatsschuld anerkannt und 
dekretirt ist; dieselbe besorgte zugleich die Umschreibung 
aller als gütig anerkannten älteren Schuldverschreibungen 
nach eirier gleichen Form. 

g) Staatsschulden - Tilgungskommission. Die 
Staatsschulden - Tilgungskommission hatte die Obliegenheit, 
in Folge der Verordnung vom 20. Aug. 1811, durch be- 
stimmte, ihr angewiesene Fonds, die ganze Staatsschuld 
des Königreichs ki einem bestimmten Zeiträume zu tilgen. 

r) Spefcijilkommission in z weibrückischen An- 
gelegenheiten, für die Regulirung derselben. » 

s) Finanzdirektionen. Sie verwalteten sämmtliehe Fi- 
nanzgegenstände in den Kreisen , so weit sie nicht zentra- 
lsten Stellen zugewiesen waren , und hatten zunächst:' 

1) die Aufsicht über sämmtliche Rentamtskassen, über die 
Kreiskasse und über das gesammte Kreisfinanzrechnungs- 
wesen ; 

» t * , / , 

' 2) die Aufsicht über die richtige Vertheilung, Evidenthal- 
tung, Ausschreibung und Einhebung der Steuern und 
aller übrigen nicht Zentralismen Staatsgefälle; so* auch 
der Kreiskonkurrenz -Umlagen , die vorbereitende Be- 
handlung diesfallsiger Reklamationen, Nachlässe und 
Abschreibungen; 

3) die Aufsicht über alles im 'Kreise befindliche Finanz- 
vermögen an Gebäuden, Grundstücken und Renten, die 

19 
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Behandlung der Nachlässe an Stiften und Gilten, die 
Laudemialbehandlungen , etc,; 

4) die Behandlung und Begutachtung der Verkäufe von 
Staatsrealitäten , • der Laudemialablösungen , der gemei- 
nen und Beutellehens— Allodifikationen und anderer zur 
Beförderung der Kultur gehörigen Freimachungen des 
Grundeigenthums ; • * 

fi) die Vorschläge zur Besetzung der den Finanzdirektionen 
untergeordneten Stellen , die Begutachtung der in ihrem 
Wirkungskreise sich ergebenden Pensionsfälle; 

6) die Untersuchung und Beurtheilung der Dienstgebrechen 

' der ihnen untergeordneten Beamten ; 

7) die richterliche Entscheidung in zweiter Instanz über 
Defraudationsfälle im Aufschlags— und Siegelwesen; 

8) die Wahrnehmung aller Rechte in Finanzgegenständen ; 
sobald jedoch hierüber ein Rechtsstreit entstand, hatten 
die Finanzdirektionen blofs die Materialien zur Infor- 
mation zu sammeln ; die Prozesse führte der Kronfiskal 
nach der von der königl. Steuer- und Domänensektion 

■ ihm gegebenen Instruktion. 

9) Ferner hatten . die Finanzdirektionen das finanzielle 
Staatsinteresse auf jede mögliche Weise zu befördern, 
xmd eben so jeden Nachtheil sorgfältig zu verhindern. 

— . Endlich sind * 

10) die Geschäfte der Kriegskosten — Peräquation von den 
Finanzdirektionen mit den General- Kreiskommissaria- 
ten gemeinschaftlich besorgt worden. 

t). .Rentämter., Dieselben besorgten die Perzeption und 
Verwaltung der direkten, Auflagen, und der Domanialge— 
fälle in ihren Bezirken. 

3) ln Hinsicht auf Gottesvtr ehrung. 

A. Katholische Kirche. 

• — f 

Ein Erzbischof. Die Stelle desselben war noch unbesezt. 

Bischöfe. Dieselben übten theils selbst, theils durch die 
ihnen untergeordneten Stellen und General vikariate, die 
geistliche Gewalt in dem Umfange aus, welcher in den 
Verordnungen und in dem Edikte über die äufseren Rechts- 
verhältnisse der Einwohner des Königreichs Baiem , in Be— 
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ziehumz auf Religion und kirchliche Gesellschaften , näher 
bezeichnet ist. Die Bisthiimer waren nachstehende : 

. 1) Augsburg;’ 2) Bamberg; 3) Brixen ; 4) Eichstädt; 
5) Freising; 6) Konstanz; 7) Passau; 8) Regensburg; 
9)‘ Salzburg. 

j B. Protestantische Kirche. 

1) Das General ko nsistorium. (M. s. Kirchensektion, 

Ministerium des Innern). . . 

2) Die Zentralkommission zur Aufnahmeprüfung 
der protestantischen Pfarramtskandidaten, zu 
Nürnberg. Dieselbe stand unter der Leitung des königl. Lo- 
kalkommissariats daselbst. ' 

• ' , ‘ * 

3) Dekanate.. 

a) Generaldekanate. Nach dem organischen Edikte 
vom 17. März 1809, und 25. Oktbr. 1810 waren die Ge- 
neral — Kreiskommissariate zu Baireuth, Ansbach, 
Regensburg und München, als protestantische Ge- 
neraldekanate, zu Mittelorganen des bei dem Mini- 
sterium des Innern angeordneten Generalkonsistoriums in 
protestantischen Kirchenangelegenheiten konstituirt, und 
jedem derselben, unter dem Titel: Kreiskirchenra- 
the, ein oder mehrere Räthe protestantischer Konfession 
zur Bearbeitung der kirchlichen Angelegenheiten beige- 
geben. : 

Der Geschäftskreis derselben umfafste die Oberauf— 
■sicht über den Religionsunterricht und den Kultus, und 
die Befolgung der Kirchenordnung, die besondere Auf- 
sicht über die Distriktsdekane, die Oberaufsicht überPfar — 

* 

rer, Vikare und Pfarramtskandidaten, die Berichterstat- 
tung über riarrerledigungen, Pfarrpurifikationen und Pfarr- 
besetzungen , die Vollziehung der Aufträge und Verord- 
nungen des Generalkonsistoriums, die Ertheilung von 
Dispensationen, die Investitur der Distiiktdekane , die 
Ordination der Pfarramtskandidaten , die Ertheilung von 
Heirathslizenzen für die ihnen untergeordneten Geistli- 
chen, die Erledigung von Urlaubs— und Reisegesuchen, 
die Ausübung der landeshoheitlichen und Episkopatrechte 
in protestantischen Kirchensachen , die Wiederbesetzung 
der Stellen des niedern und weltlichen Kirchendienstper- 
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sonals , di© Mitaufsicht über Kirchengüter und Kirchen ge- 
bäude, und über die Erhaltung u. Verwendung des Kirchen- 
vermögens, wobei die Edikte vom 17. März 1809, nebst 
der Instruktion vom 8. Septbr. 1809, und der allgemei- 
nen Verordnung vom 2. Oktbr. 1811 zur Norm dienten. 

(Gegenw. die drei Spezialkonsist.) , 

' * 

4) Distriktsdekanate. Sie waren die untergeordneten 

Organe der Generaldekanate, und führten die Spezialauf- 
sicht über die Geistlichen und über das übrige Kirchen— 
dienstpersonal eines oder einiger benachbarten Landgerichte ; 

' auch war ihnen in der Regel die Distrikts -Schulinspektion 
zugetheilt. (Über deren Verhältnifs und Geschäftsführung, 
die Spezialinstruktionen vom 8. Septbr. 1809, und die 
Verordnung vom 7. Dezbr. 1810)1 

4) ln Hinsicht auf die Justiz. 

, , • # 
A. Ein Oberappellationsgerioht für das ganze Kö- 
nigreich. Erkannte in lezter Instanz über ßtreitige Zivil — u. 
über peinliche Rechtsfälle des ganzen Königreichs. 

JB. Appellationsgerichte. In jedem Kreise war eii) sol- 
ches, als zweite Instanz in Zivilrechtssachen, und die erste 
entscheidende Stelle in peinlichen Fällen; zugleich erste In- 
stanz für die m ediatisirten Fürsten und Grafen etc. Sodann: 

1) ein Handels - Appellationsgericht iii Nürnberg; 

2) ein Handelsgericht daselbst (als erste Instanz in 
streitigen Wechsel- und Merkantilsachen); 

3) ein Merkantil-, Friedens- und Schiedsge- 

richt daselbst (hat blofs als Friedensgericht über Han- 
delssachen gerichtet, die Berufungen gingen an das Ap- 
pellationsgericht); ■ 

4) ein Wechselgericht erster Instanz, zu München; 

5J- <c ((« zweiter «coc * daselbst (Für 

streitige Wechsel- und Merkantilsachen); 

- 6) ein Wechselgericht, zu Augsburg. - 

C, Stadtgerichte. Die Kompetenz der Stadtgerichte erster 
und zweiter Klasse erstreckte sich auf alle aup ihrem Bezirke 
angebrachten Real— und Personalklagen, mit Ausnahme jener 
gegen mediatisirte Fürsten und Grafen. Zugleich hatten die— 
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selben die Instruktion der peinlichen Prozesse, die an die Ap— 
pellationsgerichte zur Entscheidung eingesendet wurden. 

D. Die Landgerichte und Patrimonialgerichte. 

t . _ « ■ '•< - * ^ ’ 

5) In Hinsicht auf die Miiitärgegeristände. 

ji. Das Generalauditoria.t. Oberste Militär justizstelle. 

B. Der Kriegsöko nomierath. Derselbe führte die obere 

_ Aufsicht über sammtliche, die Ökonomische Administration des 

Militärs betreffenden Gegenstände, vorzüglich desRechnungs-, 
Revisions— und Verpflegungswesens; hatte alle Anschaffun- 
gen und Lieferungen von Proviant, pourage, Montur- und 
Pferdeequipagen, so wie der Kasernen- und Lazarethrequi- 
siten , besorgt. Seiner direkten Leitung war die Kriegs- 
Hauptbuchhaltung , die Militärhauptkasse , die Armee -Mon- 
tur -Depotkommission,, die Militär- Fohlenhofs— Administra- 
tion, sodann sammtliche Proviant-, Fourage-, Kasernen — 
und Lazarethyerwaltungen untergeben. . ! . 

Sein Wirkungskreis umfafste jeden Gegenstand , der eine 
Einnahme oder Ausgabe zur Folge hatte, wefswegfen demsel- 
ben auch (mit Ausschlnfs der rein - \vissenschaftlichen und 
technischen Gegenstände) über alle bei der Genera 1-Lazareth- 
inspektion, der Zeughaus -Hauptdirektion und dem Militär— 
bauwesen vorkommenden Rechnungs- und dahin gehörigen 
Administrativgegenstände, die Auseinandersetzung zugestan- 
den hat. '* , , 

T ‘ • , • , • , '’i',**'* * * < • i * 

Außerdem hat diese Behörde die Angelegenheiten der 
milden Stiftungen des Militärs, der Wittwen- und Waisen— 
kasse besorgt, und die Rechte und das Interesse, des Militär- 
fiskus vertreten. .* ' ^ 

• * • . 

C. General - Lazarethin spektio n , (für die- Oberauf- 

sicht über sammtliche Krankenbesorgungs - Anstalten des Mi- 
litärs in wissenschaftlicher Hinsicht etc.) • v 

D. Zeughaus - Hauptdirektion, (für die 1 Leitung von 
allem , was auf das Matefiel der Artillerie Bezug hatte). 


* / 


■ » < 


• 
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B. 


Königreich Baier n. 

• • * * 0 9 m — * 

Gegenwärtige Organisation. 


o 


* t M 


1. Oberste und allgemeine Behörden. 

• * - ' m m m ••../*( t ' 

si. Da» gesammte Staats ministerium, welches die 

oberste vollziehende Behörde bildet. -Dasselbe besteht 
aus den Departementsministem , dem Feldmarschall und dem 
Präsidenten des Staatsraths, hat aber als Gesa mmtbehörde keine 
vollziehenden Attributionen , sondern- versammelt sich nur zu 

* • ( m _ ^ , , I 

einer Berathung über wichtigere Gegenstände, die den ‘Wir- 
kungskreis mehrerer Ministerien berühren , und die der König 
zu einer solchen Berathung an dasselbe verweiset, 

B. Der Staatsrath, als oberste berathen d e Behörde, der 
unter dem Vorsitze des Königs oder Kronprinzen, u. in Abwe- 
senheit beider, unter jenem eines besondem Präsidenten, aus den 
Prinzen des königl. Hauses nach zurückgelegtem 18teh Jahre, 
den Departementsministern , dem Feldmarschall, den General- 
direktoren der Ministerien, und aus einer Anzahl besonders 
ernannter Rathe, mit eineih Generalsekretär besteht. Zu sei- 
nem Geschäftskreise als berathende Behörde, gehört die 
nothwendige Berathung von allem, was auf die Gesetzgebung, 
auf organische Verwaltungsnormen etc. Bezug hat; Kompe- 
tenzkonflikte zwischen den Ministerien und zwischen gericht— 

^ f 

liehen u. Administrativbehörden ; die Prüfung von Beschwerden 
gegen Verfügungen der höchsten Vollziehungsbehörden, gegen 
die ein Rekurs an die Gerichte nicht statt findet; die Jahrberichte 

. . • 1 » , , . 7 j 

der Minister ; der Generalfinanzetat, etc. ; — zu solchem als ent- 
scheidende Stelle aber, die Entscheidung der Frage: obein 
■ Staatsbeamter vor Gericht gestellt werden soIl?i sodanti Re- 
kurse in gemischten Rechtssachen, und gegen die von' dert admi- 
nistrativen Justizstellen’ ergangenen Erkenntnisse über^admini— 
stratiVe, finanzielle, polizeiliche Gegenstände. Die ; Entschei- 
dung dieser Rekurse wird, du tch eine besondere Kommission 
• bewirkt, die, unter dem Präsidium eines Mitgliedes des Staats— 


1) Verordn, v. 2. Fehr. , 27. März, 3rMai 1817, und Kabinets- 
bcfehl v. 15. April 1S17 etc. M. s. im 3. Th. Hof- und Staatshand- 
buch v. 1819. 


Digitized by Google 


I 


- 295 


«• raths, aus, Ministerialräthen und aus sq Lehen, des Generalfiska— 
lats gebildet ist, und deren Beschlüsse zu,m Protokoll des Staats— 
raths abgegeben und ijn Namen des Königs ausgefertigt werden. 

Zuff Bearbeitung der Geschäfte ist der Staatsrath in fünf 
Sektionen, für jedes Ministerium eine, eingetheilt; das Ple- 
num versamihelt sich nur auf besondere Berufung des Königs. 

l 

C. Die Departements — Minis t er ienv’ In jedem, aufser 
dem Minister; ein Generaldirektor,- theils zu seiner Supp li— 
• rung, theils zur Könfroie desselben; für die Bearbeitung der 
Geschäfte aber Ministerialräthe, die in den Administrativ — De- 
partements zwar gemeinschaftlich berathenl, aber ohne einen 
entscheidenden Beschluss fassen zu können; der jederzeit nur 
als Gutachten von der Genehmigung des Ministers abhängt. 

1 ’ Diese Ministerien sind folgende: ■ - ; 


^ « » 

1) Das Ministerium des königl. 


?. \ 


Hk us es und des 


t 


Äufsern. Ohne besondere Abtheilung in' Absicht auf die 

» v « 

Geschäfte, aber mit zwei Büreans, für die französischen und 

für die teutschen Ausfertigungen. V6n- demselben res- 

. h.i.. 

sortiren : 

1 *''\a) die Archive^ (das geh. Haus — , das geh. Staats-, ' 
das Rei<;Iisarc}iiv mit den Konservatorien ln Amberg, 
Ansbach, Aschäffenburg, Bamberg, Dillingen, Lands- 
hut, München, Neuburg, Nürnberg,' Regensburg, 

'• “•'"■Wörzburg# ' " 1 " '} ~ ■' ■'■■■' ' •- 

b) die Generaladministration der Pösten (für 
den finanziellen Theil, ''benehrulich mit dem Finanz-i 
ministerium) , Welcher die sechs 1 Oberpostämter unter*^ 

! ’ : ’* "geordnet sind’- il "> ' ' 

c) das Reichsliieroldenamt, als Ministerialbüreau. 

2) Das Justizministerium. „ . 

3) Das Ministerium des Innern, mit 

* - / ' * • r » i f ; »^ ♦ T » l . 

a) nachstehenden il G.eschäfts,abtheilungen in dem- 
selben: nämlich: 

1 ...» 

1) die Ge^häftsabthpilung für die, Scjml— und Stu- 

diengegenständc, unter dem Vorsitze eines Ministe— 
rialrathes, mit dyei Rathen; r 

2) ein Oberbaukommissariat; 

3) das Btireau für die Redaktion des Gesetz — und 
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; i • 1 1 * • 

I 


’U 


y allgem. Intelligenzblattes, (unter der Leitung* eines 

Ministerialraths) ; ' * ’’ *' ‘"* nr i ! 

4) das Zentral -Rechnungskommissariät; . * 

5) das Zentral -Rechnungsbüreau für die Brandversi— 

cherungsanstalt ; j ’ . ‘'* l 

6) die Zentralstiftungskasse p ’• - :l "‘ 

b) und mit folgenden Zentralbehörden; nämlich: * 

1) das Oberkonsistorium; welchem die Konsi- 

storien in Ansbach, Baireuth , und Speier untergeord- 
net sind; ’ . • •. •*•»?.. * '» . 

2) das Ober — Me dizinalkollegiu m; unter wel- 
chem die Medizinal- Comiteen in München, Bamberg 

.1^ •• . !•’ und Speier. - ’i • . e i: 

t » • 

4) Das Ministerium der F i n a n z en* mit nachstehenden 
' » jl. Zentralbüreaus; nämlich: 

cO der Staatsbuchhaltung der Finanzen: 

/ * ■* ' ö f-, •’ ) '.ft * ) j ' 

< , b) der Zentralstaatskasse; 1 r , 

*0 dem geheimen Taxaint; 

' . r - ° 7 * ! ‘ * 1 1 • - : ■ : i ; i * 

a) dem Zentral -Strafsen-, Wasser- und Landbaubüreau 
. (ein Kollegium mit einem Vorstande und vier Rä- 

! • • • /•'%'••• : K * * - u * • t *’ i T • > * r , ' i • 

\ ,then), und , * ' • : r • , 

_ . . e) der Haupt - Forstbuchhaltung; , sodann, mit nächste— 
... . henden:* , 

t ■ " * >. . •/ jfim.*. - ..... 

D. Zentral - Landesbehörden, dje von, demselben res- 
5 sortiren; nämlich: 

1 ‘ ■ . . 1 i4 . ■; j; o u 

. ^ r ; 1) der oberste B-echnungshof; 

^ r:n. ?) das GeneraUjskalat und oberster Lehnhof (für die Lei- 
tung und Instruirung der Behörden in allen rechtlichen 
;; • -Angelegenheiten des Fiskus und für di 6 Verwaltung der 
Lehensachen , mit Ausnahme der Thronlphne) ; 

3) die General— Bergwerks— , Salinen— und Miinzadmini— 

stration , mit a) einer Salinen-, Bergwerks- u. Münz- 
buchhaltung; b) einer Salinen-, Bergwerks- u. Münz;— 
kasse; - : i • iid *. ; r :i 

* f 1 * ’ . 

4) die General— Zoll- und Mauthdirektion ; 

5) die unmittelbare Steuerkadaster— Kömmission; 

6) / die General — Lottoadministration; 

7) die Staatsschulden -Tilgungskommission. , • 

Sodann gehören in de« Geschäftskreis desselben? 


*. i 1 

ait 

^ % 

?.;it 

Bl 

r 

f> (<] 

t 

:t m > 
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a ) die Expedition und Ökonomieverwaltung des Gesetz** 
und Intelligenzblattes; ■ ! * > 

&) die Aufsicht und Leitung der Administration der Staats- 
güter Schleifsheim , Fürstenried und Weihenstephan; 
c) die Administration der baierischen Güter in Schlesien 
und Pohlen* •••••' 

5) Das Ministerium der Armee.!' Unter der unmittel- 
baren Leitung des Armeeministers sind die Geschäfte dessel— 

• ben in drei Sektionen vertheilt; nämlich: * »'; ; . : 

die erste, für das Dienstliche , Personelle und Technische 
(alle Personal-, Dienst— und Kommandosachen, Artil- 
1 lerie; Genie/ Konskriptions- , Kern ontesachen ; etc.) ; 
idie 'Zweite, für das Administrative, Ärztliche, und für das 
Militärbauwesen (das gesammte Rechnungs-, Kassen-, 

• Montur-* , ' Lieferung« ^ , Proviant - , Fourage - , Kaser- 

'• ■* »nein wesen etc.); 1 • / 'Acn* J .* o. •• : 

die dritte, für das Oberrichterliche in Dienstvergehen und 
Verbrechen 1 ; zugleich « für die Bearbeitung von Fiskalats— 

* Sachen; sodann: * *; ?>. **., 

4 ' ' -* • a) die MiÜtärhauptbuchhaltung • 

- b) eine Kommission für <lie Verwaltung, der Militärfonds. 
Jede Sektion hat einen besondern Chef, der dem Minister * 
vorträgt, - welcher aber auch die Vorträge in der Sektion^ selbst 
' rc * 11 abnehmen und alle Sektionen in leihe Plenarsitzung vereinigen 
- kann. (Aufgehoben sind : das vormalige Ober- Administrativ- 
Kollegium,^ die Generale Lazarethinspektion und die Armee— 
Remontimn^s- und Gestütskoramission). ( l ) 


nn 

IM 


* f 

-l 1 


*■ » 




• • t 


-v 




i II. P rovi n x Aa lverwaltung* (*) 

Das Königreich ist in acht Kreise eingetheilt ; nämlich : 
’ I) der Isarkreis ” 520,738 Seelen.* 

2) der Unterdonaukreis * 355,546 r 

5) der Regenkreis * « • 387,784'*» cc • - 

4) der Obermainkreis ’ - ' 498;735 ’* c> > 

5) der Rezatkreis rr ‘ 446,604 . . oc t. 


* J < n i 


i , 

1) M. s. das königl. Reskript im 3. Th. - • ’ • 1 

2) Vollständiges Handbuch der neuesten Erdbeschreib, etc. 1819. 

1. Abth. 4. Bd. , 


r* 
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• ' -6) de* Oberdonaukreis .. 438,146 Sefeleri. 

7) Untermainkreis 440,452 « 

,* 8) der Rheinkreis \ 427,000 • *« 

für welche die Verwaltungsbehörden, Wonnen ü. formen im All- 
gemeinen udie nämlichen sind, mit Ausnahme des Rheinkreises, 
dessen Organismus von jenem in den übrigen! Kreisen abweicht. 

In jedem der acht Kreise besteht als Zentralpunkt für L 
A . die Verwaltung de» Innern und der Finanzen, 
eine Regierung, die unter einem Präsidenten in zwei Kam— 
, mern getheilt ist; nämlich::.: *'•: *• - x . 

1) -didKämmer des Innern, für! die- -Angelegenheiten 

• aus , dem Ressort des Innern,' bei weichet .ein Kreis — 

• > schulrath, für das Referat in Unterrichts /und Erzie- 
hungsangelegenheiten ; « ein ^protestantischer Kir- 
chenrath in denjenigen. Kreisen , irt welchen die Kam- 
mer zugleich das Generaldekanat respizirt ; .ein Kr e i s m e— 
dizinalrath für das Referat in Sanit^tsangelegenheiten 
und in solchen aus denk Gebiete der medizinischen Polizei 
angestellt sind; : 

2) die Kammer der Finanzen, für alle Angelegenhei- 

ten aus dem Ressort*' dieses Ministeriums, bei welcher ein 
Fi s k al-ra th , für die rechtlichen Angelegenheiten^ ein 
Kreiäföirstrath, firr die Leitung des . Forstwesens ; ein 
Kreisbaurath , ifiir den Landbau i und eilt ‘solcher 
für den Strafsen — ," Wassern und Brückenbau, als tech- 
nische Mitglieder angestellt sind* t , j . } 

\ % 

Beide Kammern, deren'Organisaftion kollegialisch ist, bil- 
den jede ein besonderes Kollegium, die nur für wichtigere 
Gegenstände von allgemeinerem Interesse zusammentreten. 
?<m.. Für »die Kuratel über ‘die Kassen ist ein ;besonderes 
Comite gebildet, das aus dem Präsidenten den beiden 
Direktoren und dem Referenten in Kassensachen besteht. 

ln dem Kreise befinden sich, und sind,;der Regierung, 
insbesondere der Kammer der Finanzen, untergordnet : 

a ) eine Kreiskasse (Einnehmer u. besonderer Zahlmeister) ; 

b) ein Oberaufschlagamt ; 

c) ein Siegelamt; , - 

d) ' eine Kreis-Forstinspektion* für die unmittelbare Auf- 
sicht auf die äufsere Forst wirthschaft; “ . * 


s 


Digitized by Google 


< 


! 


— 299 — 

« % \ 

e) eine Kreis - Landbauinspektion ; 

f) ein Kreisingenieur, für den Strafsen-, Wasser- und 
Brückenbau , unter welchem , nach Erfordernifs , eine 
Anzahl Bezirksinspektioneh angeordnet sind. 

Die unmittelbaren Organe beider Kammern sind, und zwar: 

1) für die der Kammer des Innern: 

a) die königl. Kommissarien in den Städten erster und 

zweiter Klasse; 

\ # 1 

b) die 1 Magistrate ; - *- •* ' * • •* - 

c) die Landrichter; 

2) für die der Kammer der Finanzen:- »*' • 

: , a) die Rentämter, für den Einzug und die Verrechnung 

der nicht zentrallsirten Gefalle; *■ 

1 » 

b) die Forstämter; . u . : . , • i 

Aufser diesen sind sodann die Behörden vorhanden, die von 
. * ...den. Zentralstellen unmittelbar ressortiren: ; • ; t { , 

a) von der General- Sahnenadnünistration ,.,;flte Salz— 
' • oberämter- zuReichenhaU ,und Berchtesgaden 9 die Spe— 
. ditionsämt^T* .U «ihn».. jd.o- 

. i> - b ) von der Geheral— Bergwerksadministration , die Berg - 
und Hüttenämter; , 

; . • : d . ; c) vön der . General l — Zoll tt x und . Mauthdirektion , die 
Zoll— und Mauthinspektionen Und Ämter;. :f 
(J) von der General -Lott-oadministration, die Filial— Lot— 
■ . toadministrationen und Büreäus. } ^ .!• , , ' , 

Abweichend ist die Verwaltung des Rheinkrei$e$ > deren 
oberste Leitung zwar ebenfalls Inj einer Regierung zentralisirt 
ist, wogegen in Absicht auf seinei ^innere Verwaltung, derselbe 
in vier B e zrr k e eingetheilt 1 1 ist (Speier , - Landau ; Zwei- 
brücken , Kaiserslautern) , jeder Bezirk aber in eine Anzahl 
Landkommissariate, jedes mit einem Kommissär und Ak- 
tuar, welche ersteren die Mittelorgane zwischen der Regierung 
und der Kommunalverwaltung, und die, Distriktspolizeibehör— 
den bilden , die von der Kammer des Innen* ressortiren. 

Der Regierung zur Seite steht der Landrath des Kreises, 
mit denselben Attributionen, Wie der Departementsrath in 
Frankreich. » • 

I 

Für die finanzielle Verwaltung des Kreises bestehen nach- 
stehende Behörden : 
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1) für die Einr egistrirungs - und Domänenver— 
waltung zwei Inspektionen (Frankenthal und Kaisers— 
. lautern), und ein Stempelamt, mit den davon abhän— 
genden Rent — und Hypothekenämtem; 

. . 2) eine Kreisforstinspektion, mit den untergeordneten Forst- 
ämtern; , •• i « f; - ' ! 

; 3) eineSteuer- und Kadasteririspektion , mit einem Steuer- 

kontroleur für jedes Landkommissariat; . 

4) für das Land-, Stralsen-, Brücken - und Wasserbau we- 

sen ein Kreisingenieur, mit zwei untergeordneten Inspek- 
tionen;.- ’ • . h f.r, 

5) eine K r e j?« k a s s e , mit vier Bezirkskassen , und mit Er- 
hebekassen in jedem Landkommissariate ; • 

B. Justizverwaltung. ' 

Dritte und höchste Instanz , das Oberap pellatio nsge— 
rieht in München,* mit einem besondem oberb ergge- 
richtlichen ** t‘ 
ZiVeiWlnstanz,* in jedem Kreise ein A ppellati o ns- 
ge ri ch t. (Die standesherrlichen Justizkanzleien). 

15 1 $1 e Instanz, die Kreis - und Stadtgerichte , Land - und 
Herrschaftsgerichte; in dem Rheinkreise aber, 

" als resp. erste und zweite Instanz, vier Bezirksgerichte ; 
als erste, die Friedensgerichte. '• - ?} * * 

Sodann besondere Gerichte: > , 

а ) das Wechselgericht erster und zweiter Instanz in Mün- 

' ' chen; '• ; " ! ' M - * 

б) 1 das Wechselgericht in Augsburg ; • «' ’ *\ 

■ c) das Merkantil-, Friedens— und Schiedsgericht, das 
Handels- und Appellationsgericht in Nürnberg. 


r . 


i 4 ir. 


i • « 
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’ ” - - §. • 53. 

« r 

Königreich Würtemberg. 

* . * * 4 , 

/ * 

Durch die Erwerbungen durch den Reichsdeputationsrezefs, 
und durch jene in dem Prefsburger Frieden, war dieser Staat 
von 650,000 Seelen auf ungefähr 936,000 S. , durch die im 
Jahre 1806 in Folge des Rheinbundes eingetretenen ferneren Ak- 
quisitionen auf beiläufig 1.100,000 S. , imd durch den Wiener 
Frieden abermals um 160,000 S. vergröfsert worden. 

Bis zum Jahre 1806 haben diese neuen Akquisitionen ein be- 
sonderes Territorium, unter dem Namen von Neu-Würtem — 
berg, gebildet, für welches eine besondere Verwaltungsbehörde 
— die Regierung in' Eilgängen — angeordnet gewe- 
sen ist. 

In dem eben erwähnten Jahre aber sind beide Landestheiie," 
nämlich Alt— und Neu— Würtemberg, in ein ungetrenntes Gan- 
zes vereinigt, und ist der ganze Staat in 12 Kreise getheilt (Or- 
ganis. — Manif.v.^18. März 1806), diese Eintheilung auch, ob- 
gleich in Absicht auf Umfang und Grenzen im Jahre 1810 abge— 
ändert (Manifest v. 27. Oktbr. 1810, die neue Eintheilung des . - 

Königr. betreff.), bis zur Organisation im Jahre 1817,' durch 
welche das Königreich in die gegenwärtigen vier Kreise oder 
Verwaltungsbezirke eingetheilt worden ist, beibehalten worden. 

Mannichfaltiger sind dagegen die Veränderungen gewesen, 
die sowohl in Absicht auf die Verwaltungseinrichtungen und auf 
den Organismus der Behörden , als auch auf die formelle Be- 
handlung der Geschäfte, in dem Zeiträume von 1806 — 1817 
verfügt worden sind. 

In dem erstem Jahre nämlich, und durch das bereits ange- 
führte Manifest v. 18. März 1806, waren ein aus den Chefs der 
Minist erialdepartements zusammengeseztes Staatsministe- 
rium u. sechs solcher Depart. angeordnet worden ; nämlich: ein 
Dep. der auswärtigen Angelegenheiten (Kabinetsminist.), 
zugleich für jene des königl. Hauses; des Innern; das Ju- 
stiz—, Kriegs-, Finanz— und geistliche Departe- 
ment , die, wie das Staatsministerium selbst, sämmtlich k o 1 IV- 
gialisch gebildet, und welchen für einzelne Geschäftszweige 
besondere Abtheilungen , als konstituirte Kollegialbehörden, un- 
tergeordnet gewesen sind; nämlich: 
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« * 

1) dem Kabinetsministerium: das Oberpostdirek— 
torium: . 

r • » » • 

2) dem Ministerium des Innern: I. die Oberlan— * 

desregierung: a) der Lehenhof; b) die Direktion des 
Strafsen — , Brücken- und Wasserbaues, die zugleich die 
Marsch- und Einquärtirungssachen zu besorgen gehabt hat; 
II.- das Ober — Landes — Ök onomiekollegium; 

3) dem Justizdepartement: a) das Oberappellationstri— 

* buna'l; b) das Oberjustizkollegium; c) der Tutelarrath; 

4) dem Kriegsminister, dem für die kriegsräthlichen und 
Militärgeschäfte eine besondere Kanzlei beigegeben war: 
das Kriegskollegium; 

5) dem Finanzminister: d) das Oberfinanzdepar- 
tement, womit zugleich die Rechnungskammer verbunden 
gewesen ist; b ) die Forstdirektion; c) die Berg- 
werks-, Salinen-! und Münzdirektiön; (Z) die 
Obersteuerdirektion; e) die Landbaudirektion; 
f ) die Tax-, Zoll-^ und Akzisedirektion; g) das 
Renovationsrevisorat; 

/ 6) dem geistlichen Departement: a) das Oberkon- * 
sistorium; b) der katholische geistliche Rath; 
c) die Studienoberdirektion. 

In Absicht auf die Bezirksverwaltung war in jedem der 
zwölf Kreise ein Kreishauptmann bestellt, durch welchen 
in allen Regiminal — , Polizei — und staatswirthschaftlichen 
Sachen die Beamten ihre Berichte an die höheren Behör— 

' ' . 4 , / 

den haben einsenden müssen, die derselbe mit seinem Vidit^ 
und im Fall derselbe Erinnerungen zu machen gehabt hat, mit 
diesen an die betreffenden höheren Behörden befördert hat. (ln- 
strukt. für die Kreishauptm . , v. 3. Mai 1806). Endlich waren 
in Betreff des Kassen wesens, durch ein königl. Dekret v. 
13. Oktbr. 1806, 

« t r 

a) eine Zen tral - Staatskasse, für sammtliche Einnah- 
men und Ausgaben, und als besondere Haupt- Einnahme- 
kassen , s 

b ) eine Generalsteuerkasse; 

c) eine General- Tax- und Stempelkasse; 

d ) eine Generaldo manialkasse, und 
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» c) eine Staatsschulden - ZahTungskass e errichtet ‘ 

worden. ( 

, , : Bereits im folgenden Jahre 1807 hat diese Organisation in 
Ansehung des Departements der Finanzen und des Innern 

eine wesentliche Änderung erlitten. In dem erstem nämlich 

ö . . | 
(dem Finanzdepart.) , war, unter dem Präsidium des Finanzmi- 
nisters, als oberste Stelle im Finanzfache, ein, Gene- 
ral - Finanzdirektorium angeordnet worden, zu dessen 
Hessort alle das Finanzwesen im Allgemeinen betreffenden Ge- 
genstände , die Generaletats und die Dechargirung der Kameral— 
beamten und Kassiere gehört haben. Sodann : 

.1) eine Oberfinanzkammer, die in mehrere für sich be- 
' stehende Unterdepartepients eingetheilt war (von welchen 
einzelne besonders ernannte Mitglieder blofs als Referenten 
bei d^m General— Finanzdirektorium haben erscheinen kön- 
nen) ; nämlich : * .... 

a) das Departement der direkten, ordentlichen und aufser— 

ordentlichen Steuern; ' 

b) das Departem. der indirekten Steuern , mit den zu dem- 

' selben gehörenden Rechenbänken ; 

c) das landwirtschaftliche Departement, für die Domä- 
nen und für das Renovationswesen ; 

cZ) das Rechnungsdepartement, für die Aufsicht über das 
Kassen- und Rechnungswesen , die Besoldungs- und, 
Pensionsangelegenheiten , etc. ; 

e ) das Landbaudepartement; 

2) das General - Sta atskassen -Departement; 

3) das Forstdepartement; 

4) das Departement des Bergwerk-, Salinen-, 
Hütten- und Miinzwesens; 

5) das Hofbaudepartem ent, für das Bauwesen der kö- 

nigl. Schlösser etc. - - : * 

ln gleicher Art war in dem Ministerium des Innern 
ein Generaldirektorium, unter dem Präsidium des Mini- 
sters, für die wichtigeren Gegenstände der öffentlichen Staats- 
verwaltung, sodann für die Geschäftsabtheilungen, nachstehende 
kollegialisch gebildete Behörden angeordnet worden; nämlich: 

1) ein Ober-Regierurigskollegium, welches wieder 
in nachstehende Unterdepartements eingetheilt gewesen ist, ' 

i • ’ 

\ 
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von welchen die wichtigeren Angelegenheiten gemeinschaffr- 
», lith in pleno , theils auch nach einzelnen Gegenständen ab— 
getheilt, behandelt worden sind, und von welchen einzelne, 
besonders ernannte Mitglieder als Referenten in dem General- 
1 direktorium erschienen sind; nämlich: « • 

a) das Regimin aldepartement, für die Handhabung 
der königl. Souveränitätsrechte, die Oberaufsicht auf die 
Kreis- Ober -Patrimonialämter; für die Bestellung und 
Bestätigung der Magistrate, die Aufnahme in das Bürger- 
recht; flir die Mitleitung der MiJitärkonskription, die Ab- 
zug— und Nachsteuersachen, etc.; 

b) das Ober - Polizeidepartement, für die Polizei 
in ihrem ganzen Umfange, mit Ausschlufs der Staats — 
und Landwirthschaftspolizei , die Zensurangelegenhei- 

* ten, die Aufsicht auf den Buchhandel, etc.; auf Maafs 
und Gewicht, die Zünfte, Marsch und Einquartirungs- 
sachen, Bevölkerungstabellen, etc.; 

c) das Oberlehendepartement; 

2) das Ober - Landes - Ökonomiedepartement, für 
das staatswirthschaftiiche Fach im Allgemeinen , Manufak- 
turen, Fabriken und Handel ; für die Beförderung der Lan- 
deskultur, Veredelung der Viehzucht, etc.; sodann für die 
Aufsicht über die Ökonomie der Kommunen, der milden 

! Stiftungen, Zucht— und Waisenhäuser * etc.; 

3) das Strafsen-, Brücken- und Wasserbaudepar— 

„ tement; 

x i* 

4) das Medizinaldepartement (Verordn, v. 4. u. 22. Ju- 

' ; nius 1807). ' • . : * • 

In dem Jahre 1811 , in welchem statt der Kollegialverfas- 
. sung die büreaumäfsige Behandlung der Geschäfte eingeführt 
worden , ist eine abermalige Abänderung der Organisation dieser 
beiden Departements bewirkt, und sind beide in Sektionen 
eingetheilt worden, und zwar das Departement des In- 
nern in nachstehende, nämlich: a) die Sektion der innern 
Administration (das bisherige Regiminal— und Oberpolizei— 
depaTtem*.); b ) die Sektion der Lehen; c) die Sektion des 
Medizinalwesens; d) des Strafsen-, Brücken— und 
Wasserbauwesens; e) des Kommun admi.nistrations — 
und f ) des Komraunrechnungswesens; welche beide 
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lezteren Sektionen in die Stelle des Ober -Landes -Ökonomie- 
kollegiums getreten , und im März 1812 wieder in eine Sektion 
vereinigt worden sind. - 

Das Finanzdepartement hingegen: a ) in die Sektion 
der direkten und indirekten Steuern; b) die Sektion 
der Krondomänen (bisheriges landwirthschaftl. Departem. 
in zwei Abtheil., wozu später eine dritte gekommen ist); c) die 
Sektion der Staatsrechnungen' (das* bisherige Rechnungs— 
depart.); cT) die Sektion der Kronforste (das bisherige Forst— 
depart.); e ) das Bergwerkdepartement; f) die Sektion 
des Landbauwesens; sodann g') das General — Staats- 
kassen — D ep art e ment; h) die General - Salzadmini — 
stration; i) die Generaldirektion der Tab acksregie; 
endlich £) das Hofbaudepartement. (Verordn, v. 1. Ju- 
lius 1811). 

Gleichzeitig hatte das Militärdepartement .ebenfalls 
eine neue Organisation erhalten, zufolge welcher die Geschäfte 
in acht Sektionen vertheilt geveesen sind. (Verordn, v. 29. Ju- 
nius 1811). * ' •• 

Durch besondere Verordn, v. 12. u. 19. Februar 1812 wa- 
ren die Attributionen des Polizeiministeriums zwischen 
diesem und dem Ministerium des Innern getheilt; durch eine spä- 
tere Verfügung v. 8. Mai 1816 jene des erstem auf die beiden 
Residenzstädte, auf Kanstadt und Ulm beschränkt worden, 
Endlich waren durch eine Verordnung v. 15. Jul. 1816 die At- 
tributionen des Staatsministeriums in der Art bestimmt 
worden , dafs zum Ressort desselben alles , was auf die Staats — 
und Landesverfassung , die Organisation der Staatsbehörden, auf 
die Staatsverwaltung und auf die Normen für dieselbe, auf die 
Verhältnisse mit den Landständen, auf die Entscheidung von 
Kompetenzkonllikten, auf Gegenstände der Gesetzgebung etc. 
Bezug hatte, gehören sollte. 

Bei der im Jahre 1806 verfügten Organisation, war die Kol- 
legialform für die Behörden, und die kollegiale Geschäftsbehand- 
lung beibehalten, dieser aber durch die Verordn, v. 1811 das Bii— 
reausystem bei allen oberen Behörden substituirt worden, wel- 
che Anordnung jedoch durch die Verordn, v. 20. Jul. 1816 mo- 
difizirt , und eine Kombination beider Methoden in den Depar- 
tements des Innern und der Finanzen verfügt worden ist. 
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Gleich nach dem Regierungsantritte des jezt regierenden 
Königs, ist das Staatsministerium aufgehoben, und statt des- 
selben der königl. Geheimerath angeordnet worden (Ver- 
ordn. v. 8. Novbr. 1816), „als die zunächst unter dem Könige 
stehende oberste Staatsbehörde , welcher alle übrigen Staatsver— 
waltungsstellen untergeordnet sind,“ und in welchem dieDepar— 
tementschefs, als Referenten in allen zu ihrem Departement ge- 
hörigen Gegenständen, den Vortrag gehabt haben. Übrigens 
war, aufser einigen partiellen Abänderungen, die bisherige 
Organisation, wie dieselbe in der nachstehenden Skizze Lit. A, 
dargestellt ist, unverändert beibehalten worden , bis durch die 
Edikte v. 18. Novbr. 1817 die gegenwärtige, unter Lit. B. dar- 
gestellte Organisation in Vollziehung gesezt worden ist. 


1) In den Verhandlungen der Ständeversamml. über diese Organi- 
sation ist als wesentlicher Mangel bezeichnet und getadelt worden, 
„dafs der neue Organismus zuerst in den oberen Stadien, der Verwal- 
tung, mithin von oben herab, und nicht von den unteren aufwärts, 
bearbeitet und in Vollziehung gesezt worden sev. u — Schwerlich möchte 
ein Beispiel anzuführen seyn, dafs bei irgend einer Organisation in ir- 
gend einem Staate nach dieser (blofs materiellen) .Ansicht verfahren 
worden ist, und wohl einzig aus dem Grunde, weil ein solches Verfah- 
ren nicht ausführbar seyn würde , indem die Einführung und Vollzie- 
hung einer die ganze Verwaltung umfassenden Organisation, das Da- 
seyn leitender Behörden nothwendig voraussezt und bedingt. Auch ist 
dies Verfahren um so leichter und ohne allen Nachtheil ausführbar, 
weil bei einer jeden Reorganisation eine frühere Organisation vorhan- 
den ist , welcher die neuen Einrichtungen , wie cs die Verhältnisse 
erfordern und gestatten, substituirt werden, so, dafs der Gang der 
Verwaltung auch nicht einen Augenblick stockt. 

Allerdings ist nothwendig, dafs ehe mit dem Einreifsen des alten 
Gebäudes, und mit der Aufrichtung des neuen der Anfang gemacht 
wird, der Plan zu diesem leztern vollständig ausgearbeitet vorliege. 
Dies war bei der neuen Organisation der Fall, indem, ehe die 
Edikte v. 18. Novbr. 1817 erschienen sind, und ehe irgend eine Ände- 
rung in den oberen Verwaltungsbehörden bewirkt worden war, der 
ganze Plan, nicht nur für die Organisaüon der oberen Behörden , son- 
dern auch für jene der unteren , überhaupt die Grundsätze für das 
neue Verwaltungssystem, vollständig bearbeitet gewesen sind. 
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A. 

Frühere Organisation, vor ihrer Umänderung durch die 
' Edikte vom 18. Novbr. 1817. 

I. Höchste allgemeine Behörden. 

A. Das geheime Kabinet des Königs, in zwei Ab- 
theilungen : 

1) für die Militärexpeditionen : die geheime Kriegs- 
kanzlei; mit einem Militär als Kanzleidirektor ; 

2) für die Zivilexpeditionen, unter Direkt, des Staatssekret. 

Anstatt des frühem Staatsministeriums und Staatsraths: 

B. Der Geheimerath, als die zunächst unter dem Könige 
stehende oberste Staatsbehörde, welcher alle übrigen Staats- 
verwaltungsstellen untergeordnet gewesen sind. 

C. Die Departementsministerien, und zwar: 

1) Das Departement der auswärtigen Angelegen- 
heiten; mit zwei Expeditionen : der französischen und der 
teutschen. 

Von diesem Ministerium ressortirten unmittelbar und 
waren mit demselben verbunden : 

a) der Ober- Zeremonienmeister- Staab; 

b) die Reichs»- General- Oberpostdirektion. 

Zugleich war dem Minister dieses Departements das Mini- 
sterium der Residenzpolizei übertragen. 

2) Das Departement des Innern, für die Regiminal-, 
staats\virthschaftl. - u. Polizeiangelegenheiten, in so fern diese 
lezteren nicht von dem besondern Ministerium respiz. worden 
sind. Das Detail der Geschäfte war in Sektionen vertheilt, 
deren jede aus einem Chef, der über bestimmte Sachen nach 
seiner individuellen Ansicht entschieden, über andere eben- 
falls bestimmte nach dem Beschlufs der Mehrheit verfügt 
hat, und aus einigen Vortragenden Räthen bestanden hat. 

Diese Sektionen waren nachfolgende : 

' a) Sektion der innern Administration, für die 
Regiminalgegenstände, die Oberaufsicht über die für 
diese angestellfen Beamten , Magistrate , Ortsvorsteher ; 
über die persönl. und dinglichen Verhältnisse der adeli- 
chen Gutsbesitzer und der übrigen Unterthanen etc. ; für 
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die Polizeiangelegenheiten, die nickt zum Hessort des 
Polizeiminist, gehört haben; 

b) Sektion der Lehen, für die Oberaufsicht über die* 
königl. Aktivlehen, die Wahrung der oberlehnherrlichen 
Hechte , etc. ; 

c) Sektion des Medizinalwesens, für die Verwal- 
tung der Medizinalpolizei; 

d) Sektion des Strafsen-, Wasser- und Brük- 
kenbau wesens, zugleich für die Oberaufsicht über 

. die Vizinalwege der Gemeinden ; 

e ) Sektion der K o m mun ver wal tu n g, für die Auf- 
sicht über die Ökonomie und das Rechnungswesen der 
Gemeinden, dieZuclit-, Arbeits— , Irren— und Waisen- 
häuser, das Kassen- und Rechnungswesen der Brand- 
assekurations - und Wittwenkassenanstalt; für die Sorge 
für die Landeskultur, Veredelung der Viehzucht, Manu- 
fakturen, Fabriken, Handel, Jahr- und Wochenmärkte. 

Aufserdem waren für einzelne Gegenstände beson- 
dere Kommissionen angeordnet; nämlich: 

1) eine solche für die Gemeindenutzungen und die Al— 
lodifikation der Bauernlehen ; 

2) das Generallandeskommissariat, für die Behandlung 
und Ausgleichung der Lieferungen , etc. ; 

3) für die Redaktion des Staats- und Regierungsblattes; 

4) für die Prüfung der Feldmesser. 

3) Das Ministerium der Justiz. Von demselben haben 
als oberste Justizbehörden ressortirt: 

a) das Ob ertribunal, höchste Instanz in Zivil— und 
Kriminalsachen, in drei Senate getheilt; nämlich: ein 
Kriminalsenat, als zweite Instanz in Kriminalsachen ; ein 
Zivilsenat, und das Ehegericht; 

b ) der Kriminalgerichtshof, in zwei Sektionen , die 
sich nur in wichtigen Fällen versammelt haben , für die 
Aufsicht und Leitung der von den Kriminal— und Ober— 
ämtem geführten Untersuchungen, für die Entscheidung al 7 
ler höheren Straffälle , die Erkennung der Gantprozesse 
gegen nicht eximirte Personen, etc.; 

#) das O ber justi z kollegiu m, in zwei Senaten, als er- 
ste Instanz für alle Eximirten, und Appellationsinstanz von ' 
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i: den Oberämtern ; zugleich oberaufsehende Behörde über 

die Provinzialjustizkollegien und Oberamtsgerichte; fer- 
ner als Wechsel- und Lehengericht ; 

d) der Tutelarrath, für das gesammte Pupillen-, Inven- 
tur- und Theilungswesen bei Eximirten , und für die 
Oberaufsicht über diese Gegenstände in Ansehung der 
Nichteximirten. (Verordn, v. 23. Septbr. 1817). 

Das Kriegsministerium und Kriegsdepartemept, 
mit drei Sektionen und nachstehender Einrichtung ; nämlich: 

a) das Kriegs mini ster ium, mit einem Generalsekretär, 
Registrator und zwei Kanzellisten ; 

b ) das Präsidium des Kriegsdepartements, mit 
einem besondern Büreau ; sodann drei Sektionen : 

1) für die Ökon omie Verwaltung, zu welcher 
die Miliärrechnungskammer , die Generalkriegskasse, 
die Kasernen — , die Spital - , die Monturmagazin- 
Verwaltung, das Arsenal, die Reiterei-Equipirungs- 
anstalt gehört haben; 

2) für die Rekrutirung; « • 

3) für die Justiz* * 1 * 1 ' 

(Verordn, v. 11. Jun. 1817), • • 

Das Finanzministerium und Departement, mit 
nachstehenden Sektionen, in Ansehung welcher die nämli- 
chen Verhältnisse, wie bei jenen im Departement des Innern, 
statt gefunden haben: 

a) Sektion der direkten und indirekten Steuern, 
für die Verwaltung des gesammlen Steuerwesens und der 

* Tabacksgefälle; 

b ) Sektion der Krondomanen, erste und zweite Ab— 
theilung, für die Verwaltung der Domänengüter, Gefälle 
aller Art, der Schutz-, Schirm-, Bürger- und Bei sitz-, 
gelderetc., der Aktivkapitalien und Jurisdiktionsgefälle 
etc. , der Renovationssachen etc. ; 

c) Sektion der Kro ndomänen, dritte Abtheil., Jiir die 
Aufsicht und Leitung der Administration der geistlichen — 
und Armenverwaltungen, der öfFentlichen Stiftungen etc. , 
mit einer dazu gehörigen besondern Rechnungskammer; 

3) Sektion der Staatsrechnungen, zu deren Res- 
sort gehört hat: die Ertheilung von Vorschriften für die* 
Form der Rechnungablegung, die Etatssachen, die Amts- 
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übergaben , die Untersuchungen und Auseinandersetzun- 
gen in Rechnungssachen, etc. ; sodann die Abnahme, Ju- 
stifikation aller Rechnungen durch die bei derselben befind- 
lichen Rechnungskammern etc. ; die Kautions-, Besol— 
dungs-, Pensionssachen, etc.; mit nachstehenden Rech- 
nungskammem 

1) einer Kameralrechnungskammer ; , . 

, 2) . oc Fojrstreclmungskammer; 

3) « Militärreclumngskammer; . ; 

4) a Umgeldrechnungskammer; 

5) ec AkziserechnungskammeT; 

c) Sektion der Kronforste, für die gesammte Forst- 
Verwaltung; , . . 

f) Sektion des Bergwerks-,: Eisen- und Sali- 
nenwesens; - • * • , \ 

ff) Sektion des Landbauwesens;. V 
h) Sektion des Staatskassen wesens. 

Sodann ressortirte unmittelbar von diesem Ministerium: die 
General — Salzadministration, für den Salzdebit. 

6) Das Ministerium der geistlichen— und Unter- 
richts-Angelegenheiten, von welchem als oberste Zen- 
tralbehörden ressortirt haben: 

a ) das OberkonsistQrium, welches, in Verbindung mit 
den sechs Prälaten, zugleich den Synodus bildet; 
l) der katholische geistliche Rath; 
c) die Oberstudiendirektion. 

7) ' Das Residenzpolizeiministerium, welches dem Mi- 
nister des Depart. der ausw. Angelegenh. , später einem besond. 
Chef, übertragen war, zu dessen Geschäftskreis alle Polizei-Mi- 
nisterialverfügungen in den Residenzen Stuttgart und Ludwigs- 
burg, in Ulm undKanstadt gehört haben; sodann das Bettler - 
u. Vaganten wesen, die Aufsicht über die Feueranstalten, das 
Pafswesen, die Fremdenpolizei, die Aufsicht über die Gens— 
daxmerie, gemeinschaftlich mit dem Kriegsministerium und 
mit dem Ministerium des Innern. Zugleich war demselben 
die Zensur untergeordnet. 

Von demselben haben ressortirt: ; 

a) das Oberzensurkollegium, für die Aufsicht über 
alles, was den Bücherdruck und Nachdruck und die Ver- 
breitunggedruckter Schriften betrifft; sodann für die Zensur 
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aller nicht für besondere Zensurbehörden geeigneten Schrif- 
ten, mit besonderen Zensurämtern ipid Bücherfiskalen ; 

b ) die Oberpolizeidirektionen in Stuttgart und 
Ludwigsburg,. und 

c) die Polizeikommissariat« in Kanstadt und Ulm. 

* \ 

» ' * ' * 

II. Bezirks- und Lokalrerwaltung. 

v * 

Das Königreich war in Absicht auf die Zivilrechtspflege in 
drei Bezirke, in Absicht auf die Regiminal — und Polizei-, 
znmTheil auch in Absicht auf die Finanzverwaltung, in 12 Bezir- 
ke, — Landvogteien, — diese in 64 Oberämter eingetheilt. 

A . Justizverwaltung. 

1) Für diese waren drei Provinzial - Justizkollegien 
errichtet, deren jedem eine Anzahl Landvogteien zum 
Sprengel angewiesen waren. Diese Kollegien, die dem 
Oberjustizkollegium untergeordnet gewesen sind, hatten 
nicht nur den Oberamtsgerichten die Urtheile in allen Sa- 
chen , welche die Summe von 50 fl. , und bei Gantsachen 
von 500 fl. überstiegen haben, nach vorläufiger Instruktion 
bei den Oberamtsgerichten an die Hand zu geben, sondern 
auch die Aufsicht über die gehörige Leitung der Prozesse 
bei denselben, überhaupt die Oberaufsicht über die niede- 
ren Gerichte zu füh 

\ 

2) Unter diesen Provinzialjustizkollegien waren die Ober- 
amtsgerichte, für die Entscheidung aller Sachen, die 
summarisch und mündlich von den Partheien verhandelt 
worden sind; sodann jener unter 50 und 500 fl. Diese 
Oberamtsgerichte , erste Instanz für alle Nichexemte , ha- 
ben aus dem Oberamtmann und den Mitgliedern des Orts- 
magistrats bestanden , von welchen wenigstens eins Jurist 
hat seyn müssen. Die Untergangssachen sind von den Dorf— 
gerichten erledigt worden. 

3) In Absicht auf die Kriminalrechtspflege war die 
Untersuchung und Bestrafung geringer Vergehen , sodann 
die Untersuchung u. Berichterstattung an das Kriminaltribu— 
nal, überSkortationen, Adulterien, kleine unqualifizirte Dieb- 
stähle, Unterschlagungen, Betrügereien, etc. , diesen o, a. G. 
übertragen ; bei gröfseren Kriminalverbrechen aber haben die- 
selben alles, was auf die Feststellung des Thatbestandes 
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Bezug gehabt hat, Torzukehren, und die Generalinquisition zu 
führen gehabt, nach deren Beendigung sie, zum Behuf der Spe- 
zialinquisition , die lnquisiten mit den Akten an den in je- 
der Landvogtei angestellten Kriminalrath abgegeben ha— 
."Ben, von welchem j nach Vollendung der Inquisition ,' die 
Akten an das Kriminaltribunal zur Fällung des Erkenntnis- 
ses . vprgelegt wordön sind. } , • • * - r J * i a •> ! .« 

B. Regiminal verwa Itung. In einer jeden der 12 Land- 
vogteien war “ **" J,u: 

1) ein Landvogt angestellt, mit einem Aktuar, welchem 
in allen zum Ressort des Ministeriums des Innern gehö- 


renden Angelegenheiten , namentlich in allem , was auf 

regiminelle und polizeiliche Gegenstände, auf das Medi— 

( « 
zinalwesen, den Strafsenbau, das Marsch— und Konskrlp— 

tionswesen , • auf das Kommunökonomiewesen und die 
Staatswirthschaft Bezug gehabt hat, die Oberamtleute voll- 
kommen untergeordnet gewesen sind. Zugleich war dem 
Landvogte die Justizpolizei übertragen , und hat der Re- 
kurs gegen Strafverfügungen, über welche den höheren Ad- 
ministrativbehÖTdeti die * Entscheidung zugestanden hat, 
» -• durch ihn genommen werden müssen. 

In jeder Landvogtei war einSteuerrath, für das direkte 
Steuerwesen, ein Landvo gteiarzt, ein Landbaum ei- 
st er u.Kontroleur, und ein Weginspektor angestellt. 

2) Jede Landvogtei war in Oberämter, und diese wieder 
in Unterämter, Zentral— , Stadt— u. Am tsschr ei— 
bereien, und besondere Amtsschreibereien, ein- 
getheilt. An der Spitze des Oberamts stand der Ober— 
amtmann, als (dem 'Landvogt untergeordneter) erster 
Regiminalbeamter, dem die Unteramtleute und die Amts— 
Schreiber untergeordnet waren, und dessen Verhältnisse 
sich aus vorstehendem ergeben. Sodann waren , wie ge- 
genwärtig, in jedem Amte eine Amts Versammlung (aus 
Deputat, der Amtsgemeinden besteh.), ein Amtspfleger, 
ein Kommun - Rechnungsrevisor, ein Oberamts- 
arzt, ein Unteramtsarzt, ein Oberamtschirurg. 

C. Finanz verwaltun g; im Allgemeinen dieselben Einrich- 
tungen , wie gegenwärtig , nur dafs die Anzahl der Kameral— 
ämter verringert ist. 
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Gegenwärtige Organisation. (*) 

I. Das geheime Kabinet des Königs, 

• . , , ? 

in welchem alle zur höchsten Entscheidung des Regenten ge- 
eigneten Gegenstände vorgelegt werden, und aus welchem die 
erstere erfolgt. 

Dasselbe besteht aus zwei Kanzleien: 

a) das geheime Kabinet, dessen Direktor der Staats- 
sekretär ist, fiir die Zivilverwaltungs- Angelegenheiten ; 

b ) die geheime Kriegskanzlei, für die Militärangele- 
genheiten. 

II. Oberste allgemeine Verwaltungsbehörden. 

i • • * *■ 

A. Der Geheimerath, 

1) als höchste berathende Behörde, zur Berathung aller 
dem Könige vorzulegenden Vorträge der Minister, in An- 
gelegenheiten , die auf die Staatsverfassung, auf die Orga- 
nisation der Behörden und auf die Abänderung der Territo— 
rialeintheilung , oder auf die Staatsverwaltung im Allgemei- 
nen, und auf die Normen für dieselbe sich beziehen, wie 
auch in Gegenständen der Gesetzgebung und allgemeiner 
Verordnungen, so weit es sich von deren Erlassung, Ab- 
änderung, Aufhebung oder authentischen Erklärung han- 
delt; insbesondere auch zur Berathung aller ständischen 
Angelegenheiten ; sodann von Anträgen auf Entlassung oder 
Zurücksetzung eines Staatsdieners; über Kompetenzstreitig— 
keiten zwischen Justiz- und Verwaltungsbehörden; über 

die Verhältnisse der Kirche zum Staate, oder auch über 

/ 

Streitigkeiten einzelner Kirchen unter einander, wenn die 
Zentralstellen für dieselben mit einander sich nicht einigen 
können ; 


1) M. s. die Edikte vom 18. Piovbr. 1817. 

Die Verfassungsurkunde vom 25. Septbr. 1819. 

Das Edikt vom 31. Dczbr. 1818, mit den dazu gehörigen Anlagen, 
über die Organisat. der untern Staatsverwaltung in den Departem. der 
Justiz und des Innern, womit die Verhandlungen in der Standerer- 
sammlung zu vergleichen sind. (M. s. d. 3. Bd.) 
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4 * 

2) als entscheidende und verfugende Behörde: 

a) für die Entscheidung von Rekursen von Verfügungen 
der Departementsminister, wobei jedesmal die Vorstände 
des Obertribunals zugezogen werden müssen; 

b) für jene von Rekursen von Straferkenntnissen der Admi- 
nistrativstellen, wobei sechs Rechtsgelehrte zugegen seyn 

• 1 , i • ». 

müssen ; 

c) für Fälle, wo ein Unterthan sein Privateigenthuni für all- 
gemeine Staats- und Korporationszwecke abtreten mufs. 

B. Die Departementsminister. 

Jedes Ministerium bildet für die Angelegenheiten seines 
Departements die höchste anordnende, leitende, vollziehende 
Behörde ; in jedem ist für die Bearbeitung der besonderen mi- 
nisteriellen Geschäfte ein Ministerialbüreau angeordnet, für dio 
übrigen Arbeiten aber eine Anzahl von Rathen, die in den 
Departements des Innern und der Finanzen in ein Kollegium 
— Oberregierung, O berfin an zk ollegium — verei- 
nigt sind, jedoch ohne Befugnifs zu selbstständiger Verfügung 
in eigenem Namen, und lediglich zum gutachtlichen Vortrage, 
über den der Minister entscheidet. 

Die Vorträge der Minister an den König in eigentlichen 
Verwaltungsangelegenheiten , so wie überhaupt über wichti- 
gere Gegenstände, werden dem Könige in dem Ministerkon— 
seil vorgelegt, welches wöchentlich sich versammelt und vom 
Könige präsidirt wird; die minderwichtigen aber in dem Kabi— 
nete vorgetragen. 

Die Departementsministerien sind nachfolgende: 

1) Das Justizministerium, für die Aufsicht und Lei- 
tung des gesammten Justizwesens. Der Chef desselben ist 
zugleich Oberpräsident des Obertribunals, ( 4 ) das die 
höchste Instanz bildet u. in vier Senate getheilt ist ; nämlich : 

a ) ein Kriininalsenat ; 

b ) ein Zivilsenat; 

c) ein Pupillensenat. 

(Der ehegerichtliche Senat ist, als solcher für das 
ganze Königreich , ist aufgehoben, u. sein Wirkungs- 
kreis blofs auf die Stadt Stuttgart und auf das ge— 

. —————— ( 

lj Wogegen jedoch die Ständeversamml. rcklamirt und Abänderung 
dieses Verhältnisses verlangt hat. Verhandl. der zweit. Hammer v. 1821. 
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sammte Militär beschränkt. Novelle v. 15. Septbr. 
1822. §. 8. Regierungsbl. Nr. 61.) 

2) Das Ministerium der auswärtigen Angelegen- 

heiten, mit welchem die Angelegenheiten des königl. Hau- 
ses, sodann: 1 

a) der Lehnrath, und 

b) die Aufsicht auf die Archive verbunden sind. 

3) Das Ministerium des Innern, mit welchem zugleich 
jenes für das Kirchen- u. Schulwesen, alsein beson- 
deres Realdepart. , verbunden ist. Von demselben ressortiren, 

a) als technisch berathende Behörden:* 

1) das Medizinalkollegium ; . 

2) die Kommission für das Landgestüt, die zugleich mit 
der speziellen Leitung der Verwaltung beauftragt ist; 

.3) die Zentralleitung des landwirtschaftlichen Vereins; 

b) als konstituirte Behörden: 

1) das evangelische protestantische Konsistorium, 
für die gesammten Angelegenheiten dieser Konfession; 

2) der katholische Kirchenrath, für die Wah- 

rung und Ausübung der Hoheitsrechte des Staats in 
Ansehung dieser Kirche, und das bischöfliche 
Generalvikariat, für die inneren Angelegenhei- 
ten derselben; • v 

3) der Studienrath, für die spezielle Bearbeitung 
der Unterrichtsangelegenheiten , und für ihre Leitung. 

4) Das F inanzministerium, von welchem nachstehende 
Zentralbehörden ressortiren : 

a) die Oberrechnungskammer, zugleich mit der 
Kontrole der Kassen und der Etatsfertigung beauftragt; 

l ) das Steuerkollegium, für die Leitung des Details 
der Verwaltung der direkten und indirekten Steuern und 
für jene der Tabacksgefällverwaltung; 

c) der Forstrath, für die Leitung eines Theils des Details 
der Forstwirthschaft ; 

cP) der Bergrath, für gleiches in Absicht auf das Berg- 
bau—, Salinen— und Salzdebitwesen; 

e) die S ta a tsk a ssen v erwaltung; 

f) die Kadasterkommission, mit dem mit derselben 
verbundenen statistischen Bureau; 


— 316 


Für die technische Berathung und Leitung des Strafsen — , 
Brücken- und Wasscrbauvresens sind in der Oberregierung 
in dem Ministerium des Innern, und für jene des Landbauwe- 
sens dem Oberfinanzkollegium technische Rätjie zugetheilt. 

5) Das Ministerium des Kriegswesens, mit nachste- 
hender organischen Einrichtung: 

w • r P » < > • 

a ) das Ministeriälbürean, für das Ganze und für die 
rein - militärischen A ngelegenheiten ; 

b) unmittelbar unter dem Minister u. dessen oberstem Leitung : 

1) der Kriegsräth, für die gesammte ökonomische 
Verwaltung der Armee; 

2) die Assen tirungskommission; 

3) das Oberkriegsgericht; 

4) die Kriegskasse; 

c) der Rekrutirungsrath, der als konstituirte Be- 
hörde von den beiden Ministerien des Kriegs und des 

O 

Innern ressortirt. (Dekret v. 22. März 1822). 

€. Oberbehörden, die von keinem Ministerium 
ressortiren: 

, ' • • * f 

1) Der Staatsgeriöhtshof, zum gerichtlichen Schutze 

der Verfassung gegen Unternehmungen, die auf ihren Um- 
sturz gerichtet sind, und über Verletzung einzelner Punkte 
derselben. Derselbe besteht aus einem Präsidenten, den 
der König ernennt, und aus zwölf Richtern, von welchen 
ebenfalls der König die eine Hälfte ernennt, dieStändever— 
Sammlung die andere wählt. Der Präsident versammelt das 
Gericht auf einen vom Justiz minister kontrasignirten Befehl 
des Königs, oder auf Aufforderung von einer der beiden 
Kammern , welcher die Anzeige des Gegenstandes beige- 
fligt seyn mufs. ' * < 

2) Die Staatsschulden — Verwaltung , aus ständi- 
schen Gliedern bestehend, unter Kontrole eines Regie- 
rungskommissärs. 

III. JProvinzialverwaltung. 

Das Königreich ist in vier Kreise eingetheilt; nämlich: 

1) der Neckarkreis 376,282 Seelen; 

die Stadtdirektion Stuttgart 22,686 « , 

398,968 Seelen; * 
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2) der Schwarzwaldkreis 376,212 Seelen; 

3) der Donaukreis . 340,127 a 

4) der Jaxtkreis 328,858 « 

(Memminger, Würtembergische. Jahrbücher, Jahrgang 1822, 
1. Heft, S. 92.) Mit ganz gleichen Behörden für jeden dersel- 
ben; so wie überhaupt die nämliche und gleiche Trennung 
der Ressortverhältnisse bis auf die untersten Organe durchgeführt 
ist; nämlich: 

A . Für die Justizverwaltung: 

1) ln jedem Kreise ein Kreisgerichts— oder Ap — 
pellationsgerichtsho f , mit vier Senaten; nämlich: 

a ) ein Kriminal-, b ) ein Zivil—, c) ein Pupillen— und 
' d) ein ehegerichtlicher Senat. (Novelle v. 15. Sept; 1822, 

5 - 8 ) .■ * 

2) In jedem Oberamtsbezirke ein Oberamtsrichter* 
unter Oberaufsicht des erstem, zur Entscheidung aller pri- 
vatrechtlichen Streitigkeiten in erster Instanz , zur Instrui- 
rung und Vollziehung in Gegenständen der Strafrechtspflege 
(mit der Befugnifs zur eigenen Ehtscheidung bis zu einer 
Strafe von 4 Wochen Gefängnifs und 30 Rthlr. Geldstrafe),, 
zur Aufsicht auf die Gerichtsnotare und die Gemeinderäthe ; 

3) Mehrere Gerichtsnotare, zur Unterstützung und Be- 
rathung der Waisengerichte und Gemeinderäthe in Behand- 
lung derjenigen Rechtsgeschäfte (der willkürlichen Gerichts- 
barkeit) , welche besondere Gesetz - oder Geschäftskenntnisse 
erfordern. Namentlich müssen dieselben bei nachstehenden 
Geschäften zugezogen werden: nämlich bei Errichtung von 
Beibringensinventarien ; bei Fertigung von ehelichen Gesell— 
Schafts — u. Erbschaftstheilungen ; bei Solennisirang von Ver— 
mögensübergaben ; bei Vermögensuntersuchungen und Schul- 
denliquidationen ; bei Fertigung "von Gantrechnungen und 
Gantverweisungen,, so wie bei anderen Schuldenverweisun— 
gen; so wie diese Notare auch sämmtliche Vormundschafts- 
rechnungen zu stellen haben. 

Aufserdem ist der Gerichtsnotar in der Oberamtsstadt 
gesetzlicher Stellvertreter des Oberamtsgerichtsaktuars und 
ordentlicher Beisitzer des Gerichts; zugleich sind sämmt- 
liche Notare zur Beglaubigung vorgelegter Urkunden , zur 
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Aufnahme von Testamenten, Ehestiftungen, Vergleichen 
und Verträgen aller Art, zur Erhebung von Wechsel- 
protesten, zur Vornahme von Insinuationen, von Be- 
sitzergreifungen , und zur Fertigung von Bittschriften er- 
mächtigt. 

4) In jeder Kommune, für Handlungen der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit, der Gemeinderath; und für sol- 
che Geschäfte, die nicht füglich von demselben vorge— 
nommen werden könp.en, namentlich zur Vornahme von 
Inventuren und Theilungen, zur beständigen Aufsicht auf 
die Pflegschaften und zur Abhör der Vormundschaftsrech- 
• nungen , ein Waisengericht, welches aus dem Orts- 
vorstande und zwei bis fünf Mitgliedern aus dem Gemein- 
derath besteht. 

B. Für die Verwaltung im Ressort des Departe- 
ments des Innern in jedem Kreise eine Regierung, 
als Zentralbehörde für die Regiminalangelegenheiten in demsel- 
ben. In der Residenzstadt Stuttgart besteht für alle Gegenstände 
der innern Verwaltung und der Residenzpolizei eine Stadt- 
direktion , die von der Regierung des Neckarkreises ressor- 
tirfc Für die unmittelbare Verwaltung ist jeder Kreis in eine 
Anzahl Oberämter eingetheilt, deren jedes in Absicht auf 
seine inneren Angelegenheiten eine abgeschlossene Korpora- 
tion bildet, welche ihren Antheil an den öffentlichen Lasten 
mit vereinten Kräften trägt, ihre gemeinschaftlichen Zwecke 
auf gemeinschaftliche Kosten verfolgt (Oberamtskorpo- 
ration), und durch die Amts Versammlung vertreten 
wird, welche, unter dem Vorsitze des Oberamtmanns, aus 
den ersten Orts Vorstehern und anderen Deputirten der Ge- 
meinderäthe besteht (nach dem Verhältnisse des Steuerkada- 
sters wenigstens 20 , höchstens 30 Glieder) , einen besondern 
aus ihrer Mitte gewählten Aktuar, und, zur Bestreitung der 
gemeinsamen Bedürfnisse der Korporation, eine eigene Kasse 
(Amtspflege) hat, die ihre erforderlichen Mittel durch Um- 
lagen auf die Gemeinden (Amtsschaden) erhält, welche 
durch einen von der Amtsversammlung gewählten Amts- 
pfleger verwaltet werden. Die Beschlüsse dieser Versamm- 
lungen sind für bestimmte Gegenstände und Fälle von der 
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Genehmigung des Oberamtmanns , oder auch von jener der 
Kreisregierung abhängig. 

Die Gemeinden in jedem Oberamte sind, nach Maafs— 
gäbe ihrer Bevölkerung, in drei Klassen getheilt: von mehr 
als 5000 Einwohnern, von 1000 — 5000, und unter 1000 
Einw. Dieselben verwalten, unter der Oberaufsicht des Ober- 
amtmanns, ihre Angelegenheiten und die Ortspolizei durch 
einen Gemeinderath (von 7 — 2t Gliedern) unter einem Vor- 
stande (Bürgermeister, Schultheifs) mit einem Gemein- 
de pfleg er. Die Bürgerschaft in jeder Gemeinde wird, dem 
Gemeinderath gegenüber, durch einen besandigen Bürger— 
ausschufs vertreten, dessen Zustimmung der erstere in be- 
stimmten Fällen einholen mufs. 

\ . • ' 

Die Behörden in jedem Oberamtsbezirke (in allen gleich- 
förmig) sind: 

lj der Oberamtmann, als Regieningsbeamter im Ober- 
amtsbezirke in allen Beziehungen, für die eigentlichen 
Regiminalsachen , die gesammte Polizei und für die Auf- 
sicht über die Ökonomie und das Rechnungswesen der öf- 
fentlichen Korporationen, überhaupt für alle Sachen, die 
weder den Gerichts- noch den Finanzbehörden zujietheilt 
sind, mit einem Aktuar, als beständigem Gehilfen und 
eventuellem Stellvertreter; 

2) das erforderliche Sanitätspersonal in jedem Bezirke; 

3) für die unmittelbare Aufsicht über die in jeder Gemeinde 
vorhandenen Kirchen — , Schul- und Armen Stiftungen, ein 
Stiftungsrath, der aus den Ortsgeistlichen und dem 
Gemeinderath, unter dem gemeinschaftlichen Vorsitze des 
ersten Ortsgeistlichen und des ersten Ortsvorstehers , be- 
steht, bei welchem der Rathsaktuar die Funktionen als 
Aktuar versieht, für die unmittelbare Verwaltung aber sind 
besondere Stiftungspfleger angeordnet. 

4) als Vollziehungsbehörde desselben, und aufserdem für die 
Erhaltung der Sitten — , Kirchen — und Schulpolizei , der 
Oberamtmann mit dem Dekan, als Oberaulsichtsbehörde 
über die Lokalkirchenkonvente; 

5) als Aufsichtsbehörde über beide, das gemeinschaftli- 
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che Oberamt, das aus dem Oberamtmann und dem De- 
kan des Sprengels besteht. 

Für das Strafsenbauwesen besondere Inspektionen , jede über 
eine Anzahl von Oberämtern. 

C. Für die finanzielle Verwaltung in jedem Krei- 
se eine Finanzkammer, als Zentralbehörde zunächst für 
die Finanzangelegenheiten, die nicht von besonderen Zentral- 
behörden ressortiren (Domänen, Forste, das Domanialbau— 
wesen). Für die Verwaltung des Forstwesens ist bei dersel- 
ben ein besonderer (technischer) Kreisforstrath angestellt. 
Für die Abnahme der Elementar— , Domänen— und Forstrech- 
»ungen ist derselben eine besondere Rechnungsrevision 
bei— und untergeordnet. Ferner sind derselben untergeordnet: 

1) Kameralämter, für die Verwaltung und Verrechnung 
der Domanial— und Forstrevenüen ; 

2) Bauinspektionen, für das Landbauwesen; sodann 
in gewisser Begehung und mit Beschränkung: 

3) Oberzoll — Akzise — Umgeldsämter u. Unterämter, 
für diese Gefälle, überhaupt für die indirekten Abgaben ; die 
direkten Steuern werden als Korporationssache durch die 
AmtspÜeger eingezogen und abgeliefert; 

4) für die Forstverwaltung Oberförster (Forstämter), Revier— 
forster, Waldschützen und Forstwarthe; 

5) für das Berg - und Salinenwesen besondere Ämter. 
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54. 


v 


Grofsher zogt hum Baden. 

# o * i m 

? ' * • 

Von allen teutschen Staaten ist dem Grofsherzogthum Ba- 
den der grölste Länderzuwaclis zu Theil geworden, indem das- 
selbe von 64 Quadratm. mit 256,811 Seel, beim Ausbruch der 
französ~ Revolution , durch den Reiohsdep. -^Rezefs von 1803 
auf 113 Q.M. mit, 49^,6 19 S. , und durch die späteren Friedens- 
schlüsse bis zum Jahr 1815, auf seinen gegenwärtigen Bestand 
von 176 Q.M. mit 1.020,696 S. vergrößert worden ist» (*) 

1 i » •' • ^ l . * 1 

In dieser Vergröfserung lag die Nothwendigkeit einer mehr- 
maligen gänzlichen Umbildung der früheren Organisation , die 
auch bald nach dem Reichsdep. -Rezefs bewirkt, und, wie 
nachstehende Sciagraphie beweiset, ganz auf das Provinzial - 
und Kollegialsystem gegründet worden ist. 


E 


r s t e 


O 


/ . 


g 


A. 


a n 


i s a t i o n. ( 1 2 ) 


I. General - Staatsverwaltung. 

' Höchste Behörde für die gesammte Verwaltung war: • 

Das kurfürstliche ‘ Geheimeraths - Kollegium (oder 
Staats- und Regierungsrath), aus Geheimenräthen und gehei- 
men Referendarien bestehend, die sich, unter dem Vorsitze 

des Kurfürsten , wöchentlich dreimal versammelt haben , und 

• * " 

in welcher Vereinigung die Geschäfte kollegialisch behandelt 
und erledigt worden sind. 

Unmittelbar unter dasselbe waren gestellt: 

*» •.»* ”a) die Postkommission 

b) das Landesarchiv.» » 

Sodann waren für einzelne' Zweige der Verwaltung be- 
sondere Zentralbehörden (Kollegien) angeordnet; nämlich: 

1) der kurfürstl. geheime Finanzrath, für die Leitung 
1 des gesammten Finanzhaushalts, der, unter dem Vorsitze 
des Kurfürsten, aus dem Finanzminister, einigen , Gehei— 


1) He uni sch Übersichtstabelle. - 

2) Kurbadischer Hof- und Staalshalender. für das Jahr 1805. 

' 21 
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menräthen und einem geheimen Referendar gebildet, sich 
wöchentlich einmal versammelt hat ; 

2) die General - Forstkommission , gleichfalls unter 
dem Vorsitze des Kurfürsten, aus dem Finanzminister, ei- 
nem Geheimenrath, dem Oberforstmeister und einigen an- 
deren Mitgliedern gebildet, die sich zur kollegialen Erledi- 
gung' der Geschäfte wöchentlich einmal versammelt haben; 

3) die General— Strafsenkommission; 

4) die General — Bauk om mission , 

J ». • t t. t 

(beide unter dem Präsidium des Finanzministers); i 

5) die General- Sanitätsko mmission; 

4 

6) die General — Arbeitshauskommissio n; 

7) das Kriegskollegium, für sämmtliche Militärangelo- 

genheiten ; t 

8) das Oberhofgericht, als höchste Instanz und Aufsich ts— > 

behörde für die Justiz — Verwaltung. 

' * * 

9) Für die Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten, und 
zwar : 

a ) der evangelisch- lutherischen Kirche, dasKir- 
chenraths- und Ehegerichtskollegium, mit den 
davon abhängenden Kirchenkasse- und General- Stif— 

♦ tungsverwaltungen ; 

b) der evangelisch - reformirten Kirche, der refor- 
mirte Kirchenrath, mit der davon abhängenden 
Kirchengefällverwaltung ; 

’c) der katholischen Kirche: 

1) das Ordinariat, durch die geistliche Regie- 
rung zu Konstanz, einen Metropolitankommissarius 
zu Kippenheim , das Vikariat zu Bruchsal , jenes zu ' 
Lampertheim und zu Würzburg, von jedem in den 
zu seinem Sprengel gehörigen Ortschaften verwaltet; 

2) die Kirchenkommission, jedoch nur für die 
Pfalz— und Markgrafschaft; in dem Oberfurstenthume 
hat das Hofrathskollegium die Stelle derselben vertre- 

; ten, mit den davon abhängenden Kirchenvogtei-Ver- 
waltungen. 
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IL Pro vinz^i^herwal tung. * 

‘‘ji. In der Markgrafschaft. : 

1) Das Hofrathskollegium. Dasselbe war in zwei Se- 
nate getheiit: 

а) den staatsrechtlichen, für die Hoheits-, Lehen- 

und Polizeisachen ; * 

б) den staats wir thschaf tlichen, für die Ökonomie-, 
Rentei— und Fiskalatgeschäfte. 

Bei diesem Kollegium war zugleich eine Rechnung $ kam- 
mer angeordnet. 

» ■ ; • • . i • ' 

2) Das Hofgericht, als zweite Instanz. 

3) Das Direktorium der weltlichen Diener— Witt- 
wenkasse. ( ‘ '/ t 

B. ln der Pfalzgrafschaft. 

1) Das Hofrathskollegium, wie das vorstehende, in 
zwei Senate getheiit. 

2) Das Hofgericht, als zweite Instanz. 

C. In dem Oberfürstenthume. 

• * • 

Das Hofraths- und Hofgerichtskollegium, in einer 
Behörde vereint, aber in drei Senate getheiit; die beiden 
ersteren mit den nämlichen Attributionen, wie das Hofraths- 
kollegium in den beiden anderen Provinzen; der dritte hat 
als Hofgericht fungirt. ‘ ' 

m. B ezirksve rwaltung. 

* * # , « * * * , « * t 

Die Markgrafschaft war in Oberämter, die Pfalzgrafschaft 

in JLandvogteien , als Aufsichtsbehörden über eine Anzahl von 

• • • • 

Ämtern, und in Ämter, das Oberfürstenthum in Obervogteien 
und Staabsamter getheiit; in jedem, derselben: 

1) für die Amtsverwaltung, Amtleute etc.; 

2) für die Forstamtsyerwaltung, Oberforstmeister, Forstmei- 
ster, etc . ;■« > \ 

3) für das Sanitätswesen, Physikate, Amtschirurgen; 

4) für die Gefällverwaltung , Gefällverwalter u. dergl. 

Für die Besitzungen der Herren Markgrafen von Baden (die 
Grafschaften Salem und Petershausen): 

a) eine Regierung zu Karlsruhe ; 

b) ein Hofgericht zu Salem; 
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' « 

c) ein Kan zellariat' der Grafschaft Salem (vorzüglich 
fiir die Lehensachen) ; : r . • ; , ... ^ 0 i* t . f * 

<T> eine Polizeidirektion. * . 

•« . • T ■ 7 :• - ■ o *i ■ ■ i * 


' \ 


In Folge der seit dem Reichsdeput.-Rezefs eingetretenen 
ferneren Vergröfserungpn des Grofsherzogthums, haben succes— 
sive , besonders in den Jahren 1807 und 1808. verschiedene . 

*t * ' « * • * * i * . ' - , , r ,* 

Veränderungen in dem vorstehenden Organismus statt gehabt, 
die jedoch defshalb hier überlangen werden, weil dieselben nur 

~,C ' ' • • > P ö « - •' • / 

partiell gewesen sind , und sich nur auf die obersten Direktiv— 
stellen bezogen, nicht aber den ganzen Organismus um fafst ha- 
ben, was erst durch das Geperalreskript v. 26. Novbr. 1809 ge- 
schehen ist, durch welches die nachfolgende gegenwärtige Or- 
ganisation , in welcher das Realsystem an die Stelle des Provinr- 

zialsystems getreten , bewirkt worden ist. (\) 

• : >f t : tf 0 y rt r 7J. ■; ; 


« 1 


, \ 


B. 


ßtgen.w artige. Organisation. (*) 

* * , - , , j ' t I « * 

1. Obere und all gern. Verwaltungsbehörden. 

1 1 : „ ' .!•«..}' |||,!' ’ * . ji'i j,{<? *.• : 1 

A. \ Die oberste Leitung der gtesammten Staatsverwaltung ist in 
dem Staatsministerium konzentrirt , in; : welchem der 
Grofsherzog den Vorsitz führt. Dasselbe besteht aus ordent— 
liehen Mitgliedern (die, Minister und drei Staatsrathe) und aus 
aufserördentlichen , welche lezteren jedoch nur auf jedesma— 
iige Berufung den Sitzungen "beiwohnen. Zum Geschäfts- 
kreise des Staatsmini^teriüms, als Köllelttivbehörde, gehören 
alle Verfassungs- Organisationssachen, überhaupt alle Gegen- 
stände, die zur Kenntnifsndhme des Regenten sich eignen. 

B. Die D ep artements — Ministerien. * 

1) Das Justizministerium; als solches war dasselbe auf- 
gehoben durch das Edikt vom 15. April 1819, und waren die 


e ’/• ■( 


• » | ^ * ' * . 's» t 

,1) Der hierher gehörende Auszug aus diesem Reskript, in der 
1. Abth. des 3. Bandes. 

2) Demi an, Geographie und Statistik des Grofsherzogth. Baden. 
Heidelberg, in der neuen akademischen BuchhandluPg, von Karl Groofs. 
1820 . ' 


Digitized by Google 


325 


Attributionen desselben dnrch d. Verdordn. v. 19. Oktbr. 1820 
an eine besondere Sektion im Staatsministerium übertragen, die 
d. eine spätere Verordn, v. 17. Jan. 1822 als oberstes Justiz- 
departement an die Stelle des früh. Justizm. getreten ist. 

2) ,Das Ministerium der auswärtigen Angelegen- 
heiten; für diese, für die Angelegenheiten des grofshen- 
zogl. Hauses und Hofes, und für die Adels- und Ordens- 
sachen; in demselben zwei Sektionen:' 

a) für die diplomatischen Angelegenheiten (büreaumafsige 
Behandlung) ; 

5) für die staatsrechtlichen (Kollegialbehandlung). 

\ Von demselben ressortiren unmittelbar: 

1) die Verwaltung des Postwesens in administrativer Hin- 
sicht, (die finanzielle Verwaltung gehört zum Ressort 
des Finanzministeriums); 

2) das Haus— und Familienarchiv. 

3) Das Ministerium des Innern, in zwei Abtheiiungen: 

a) die erste für alle Gegenstände der Landeshoheit, der 
Staatswirthschaft im Allgemeinen, die Oberaufsicht äuf 
das Korporation — und Kömmunalwesen , die Polizei; 

b ) die zweite für die Kirchen— und Schulangele- 
genheiten, in zwei Sektionen: 

1) die evangelische Kirchensektion; 

2) die katholische. 

Von diesem Ministerium , und zwar von der ersten Abtei- 
lung desselben , ressortiren : 

1) die Staatsanstalten - Direktio n, für die Ange- 
legenheiten der Zivilwittwenkasse, der Brandasseku- 
rationskasse , der Zucht — und Irrenhäuser; 

' 2) die Sanitätskommission (als technische Konsul- 

tativbehörde) ; 

3) das Genera llan desarchiv in Karlsruhe, mit den 
Filialarchiven in Mannheim und Freiburg. 

4) Das Finanzministerium, in zwei Sektionen: 

er) die Sektion der Steuern, für alle aus der Landes- 
hoheit fliefsenden Revenuen, upd die mit deren Verwal- 
tung , so wie mit der Landesadministration überhaupt, 
verbundenen Ausgaben ; 

b) die Sektion der Domänen, für die V erwaltung der- 
’ selben, mit Ausnahme der Forsten. 
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Von demselben ressortiren als Zentralbehörden: 

1) die Oberforstkommission, deren Chef für 
Kommun—, Stiftungswaldungen , etc. zugleich den 
Sitzungen des Ministeriums des Innern beiwohnt, so 
wie dessen Stellung überhaupt selbstständiger ist; 

2) die Kassenkommission, mit welcher die Haupt- 
buchhaltung verbunden, und welcher die Fertigung des 
Hauptbudgets, die Kassenkontrole u. die Bewirkung der 
Anweisungen auf die Staatshauptkasse übertragen ist; 

3) das Fiskalat; 

• 4) die Staatshauptkasse; 

5) die Verwaltung der Amortisationskasse,, 
in gewisser Beziehung unter der Kontrole des Justiz— 
departem. im Staatsministerium. 

Mehr als Geschäftsabtheilungen: 

6) die Baukommission; . 

7) die Strafsen- und Wasserbaukommission, und 

8) die Bergwerkskommission. 

5) Das Kriegsministerium, in zwei Sektionen: 

a) die eine für die Dienst- und Kommandosachen; 

b ) die andere für die Administrations- u. Justizangelegenh, 
C. Allgemeine Behörden, die unmittelbar von dem 

Staatsministerium ressortiren: 

1) die Oberrechnungskammer; 

2) die Gesetzgebungskommission; 

3) das Oberhofgericht, als höchste Instanz. 

% 

' II. Provinzialverwaltung. 

Zum Behuf der Provinzialverwaltung ist das Grofsherzog— . 
thum in sechs Kreise eingetheilt; nämlich: 


1) der See- und Donaukreis 

1 43,045 Seelen. 

2) der Traisam- und Wiesenkreis 

240,530 

« 

3) der Kinzingkreis 

167,691 

cc 

4) der Murg- und Pfinzkreis 

182,336 

c 

5) der Neckarkreis 

176,537 

er 

6) der Main— und Tauberkreis 

94,536 

c 

die Residenz Karlsruhe mit ihren Um- 

* 


gehungen bildet einen eigenen Be- 
zirk unter einer besondern Direktion 

16,021 

« 


Jeder Kreis ist in Oberämter oder Ämter (84) eingetheilt. 
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\A, Politische Verwaltung und Behörden. (*) 

1) Chef der Verwaltung in jedemKreise ist der Kreisdirek- 
tor, der eine Anzahl Kreisräthe, für die Bearbeitung der 
Geschäfte, zur Seite hat, die in mehreren Geschäften, ins- 
besondere in solchen kontentiöser Natur, entscheidende 
Stimmen haben, wogegen in anderen ihr Vortrag nuj gut- 
achtlich ist, und die Entscheidung dem Kreisdirektor aus- 
schließlich zusteht. Sodann befindet sich bei einem jeden 
Kreisdirektorium eine Kreis - Hechnungsrevisio n, für 
die Abnahme der Obereinnehmerei-, Domänen-, Forst—, 
Amts-, Strafsenbaurechnungen, etc. und für die Superrevi- 
sion der Kommunrechnungen. . 

Die Kreisdirektoren stehen unmittelbar unter den De— 
partementsministerien , an welche sie in allen Fallen be- 
richten : a) die weder durch Gesetze, Herkommen, Instruk- 
tionen oder Analogie ihre Erledigung erhalten; 6) in wel- 
chen ihre Vollmacht ausdrücklich beschränkt ist; 'c) in 
welchen sie selbst eine Anfrage für nothwendig erachten, 
oder il) über welche sie zum Bericht aufgefordert sind ; wo— . 
gegen alle geistliche und weltliche Bezirksdiener denselben 
unmittelbar, die Lokaldiener aber mittelbar untergeben sind. 

Ihr Geschäftskreis begreift im Allgemeinen alle zur 
Verwaltung gehörigen Gegenstände, die von ihrer Kompe- 
tenz nicht namentlich ausgenommen sind, und fängt da 
an , wo die Befugnisse der Bezirksstellen aufhören , von 
deren Verfügungen an sie appellirt werden kann. Insbe- 
sondere gehören zu demselben: 
a) in Betreff der bürgerlichen Gerichtsbarkeit,— 
in Ansehung welcher ihre Befugnifs in der Regel darauf 
beschränkt ist, Beschwerden gegen die Ämter, wegen 
verzögerter oder verweigerter Gerechtigkeitspflege, durch 
geeignete Weisungen zu erledigen, — die Entscheidung 
bei nachstehenden Streitigkeiten ; nämlich : 1 ) über die 
Erfüllung von Akkorden für öffentliche Arbeiten an 
Strafsen , Flüssen etc. , zwischen den Unternehmern und 
dem Staate; 2) über die zu solchen Unternehmungen 


1) Generalreskript vom 26. Novbr. 1809, nebst Beilagen; dia 
•päteren Modifikationen s. m. im 3. Bde. 
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, abzutretenden Plätze, und über die Entschädigung für 
dieselben; 3) über Schuldigkeit, Art und Gröfse des 
Beitrags der Unterthanen zu allen Arten von Steuern etc.; 

4) über die Bestimmung des Betrags von Alimentengel— 
dem für uneheliche Kinder, im Falle von Beschwerden 
über die Ansätze der Ämter; 

£) in Gegenständen der Strafgerichtsbarkeit: 1) der 
Ansatz von Forst- und Jagdfrevelstrafen über 30 ff., ge- 
meinschaftlich mit dem Forstamte ; 2) die Erkennung von 
Legalstrafen , wegen polizeilicher Vergehen der Grund— 
herren und Staatsdiener, bis zu 25 Thaler; 3) die tarif- 
mäfsige Verwandlung von Leibesstrafen; 4) die Ermä- 
fsiizung der von den Ämtern und Forstämtern an*zesezten 
Strafen , bis auf die Hälfte ; 5) die Erkennung über Strafe 
und Privatsatisfaktion bei Injuriensachen , in Rekursfällen 

von amtlichen Erkenntnissen , etc. ; 

• * 

c) in Gegenständen der willkürlichen Gerichtsbar- 
keit: Aufsicht auf die Geschäftsführung der Ämter und 
Amtsrevisorate, Prüfung der Deposital- und Pflegschafts— 
tabellen, überhaupt Aufsicht auf das Pflegschaftwesen ; 

d) im Regiminalfache: alles, was im weitesten Um- 
fange in das Gebiet desselben gehört, insbesondere auch 
Aufsicht auf den Korporations— und Geraeindehaushalt; 

c ) in Kirchen — und Schulsachen: Aufsicht auf die 
kirchlichen Korporationen; Einsicht, Prüfung, Erledi- . 
gung der Kirchen - und Schulvisitationsprotokolle; Auf— 

' sicht auf die Schulen, rücksichtlich ihrer innern und äu- 
fsern Polizei, desgleichen . über die kirchlichen Bezirks— 
fonds und gröfseren Stiftungen; Leitung des Kirchen — , 
Pfarr— und Schulhausbauwesens, mittelst Repartition der 
defsfallsigen Beiträge etc.; 

f) rücksichtlich der Polizei: alles, was in das Gebiet 

der Sicherheits-, Gesundheits-, Armen- und Gewerbe- 
polizei gehört; f 

g) rücksichtlich der Staats \yirthschaft im Allgemeinen : 
alles, was auf Beförderung der Landeskultur, der Fabri- 
ken und Manufakturen Bezug hat; Aufsicht auf Flöfse * 
rei und Schifffahrt; Anordnung und Leitung des Land- 
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strafsen — , Damm— und Wasserbaues, etc.; Aufsicht auf 
das Frohmvesen , etc.; 

h) in Hinsicht auf die Fin anz Verwaltung: die Aufsicht 
auf die Amtsführung der Bezirksverrechnungen in ihrem 
ganzen Umfange; die Bestellung der minderen Dienst- 
stellen; die Aufsicht auf die ordentliche Führung der Ge- 
fall— und Dienstbücher bei diesen Verrechnungen, auf 

4 die Kassen, und Anordnung ihrer Revisionen; Einsicht 
und Prüfung der monatlichen Kassenrapporte; Aufsicht 
auf die Naturalvorräthe und Anordnung ihrer Verwer— 
thung; Führung des Grundkadasters von dem Domanial— 
vermögen ; das Nachlafswesen ; die Aufsicht auf das Do- 
manialbauwesen ; die* Dekretur der Kosten und Diäten— 
zettel auf die Bezirkskassen etc. , die Leitung der Arbei- 
ten für Evidenthaltung des Steuerkadasters etc. 

2) Für die Bezirks - und Lokalverwaltung, in jedem 
Amtsbezirke: 

a) ein Oberamt oder Amt, mit einem oder mehreren 
Beamten, für die Justiz—, die Regiminal— und Polizei— 
Verwaltung ; 

b ) ein Amtsrevisorat, das in gewisser Beziehung dem 
ersteren untergeordnet ist, für die Ausfertigung von Kon- 
trakten, Kauf-; Tausch- , Schuldbriefen, von Testamenten, 
für die Aufsicht auf die Grund - u. Pfandbriefe der Gemein- 
den , für die Besorgung von 'Obsignationen , Fertigung 
von Inventuren , Theilungen , Vermögensübergaben ; flir 
jene , der Kommun-, Zunft—, Pflegschafts—, Lokal-, 
Stiftungs-, Heiligenrechnungen; von Liquidationen und 
Verweisungen bei Ganten; das Ab— und Zuschreiben der 
Brandversicherungsanschläge etc. ; 

c } ein Physikat, für die Aufsicht auf das im Bezirke be- 
findliche Sanitätspersonal; 

d) ein Dekanat, für die Prüfung der Subjekte, die sich 
dem Schulwesen widmen ; für die Visitation der Kirchen 
und Schulen; die Abhaltung der Pfarrsynoden und Schul- 
konvente etc., welche in allen äufseren Kirchenangele— 
genheiten den Kreisdirektoren untergeordnet sind, für 
rein -kirchliche Angelegenheiten aber an die Sektionen 

O O i 

im Ministerium des Innern berichten. 
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B. Finanzielle Verwaltung. Für diese bildet theils da» 
Kreis direktorium die unmittelbar leitende Behörde, theils res— 
sortiren die Verwaltungen unmittelbar von dem Ministerium. 
Für dieselbe befinden sich in jedem Kreise: 

1) für die Aufsicht und unmittelbare Leitung des äufsern und 
innern Forstwesens, Oberforstämter (Forstämter, Inspek- 
tionen) mit dem Revier-Verwaltungspersonal, die rücksicht- 
lich der herrschaftl. Waldungen allein von der Oberforst— . 
kommission, in Ansehung der Gemeindegenossenschafts-, , 
Stiftungs— und Privatwaldungen aber zugleich von den 
Kreisdirektorien ressortiren ; 

2) für die Verwaltung der Domänen, und für die Verrech- 
nung der Forstgefälle, D oinänen Verwaltungen, mit 
besonderen Gefällverwaltungen für jene des Kirchen — und 
Schulfonds ; 

3) für die indirekten Abgaben, in jedem Kreise ein 
Kreis - Oberzoll- und Akziseinspektor mit Zoll- 
akziseämtern; ' 

4) für die direkten Steuern, 'insbesondere für das Evi- 
denthalten des Kadasters, Steuerperäquatoren; 

5) für die Erhebung und Verrechnung der Steuern in jedem 
Kreise mehrere Obereinnehmereien und andere Be— 
zirksverrechnungen ; 

6) für das Bauwesen ist jeder Kreis in Bezirke getheilt, 
mit Chausseebauinspekt. und Landbaumeistern. 

C. Justizverwaltung. Unter dem Oberhofgericht als dritte 
Instanz: 

1) vier Höfgerichte als zweite Instanz: zu Mörsburg, 
Freiburg, Rastatt und Mannheim (und die standesherrli— 
chen Justizkanzleien, sobald die Verhältnisse der Standes— 
herren definitiv regulirt sind); 

2) die vorstehend erwähnten Bezirksämter, und die Stan- 
des— und grundherrlichen Gerichte, nach definitiver Regu- 
lirung ihrer Verhältnisse. 


I 
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• §. 55. 

% 

Grofsherzogthum Hessen. 


Auch dieser Staat hat in seinem Territorialbestande zwei- 
mal eine wesentliche Veränderung erlitten; die erste durch den 
Reichsdeput. - Rezefs , durchweichen derselbe für den Verlust 
der Grafschaft Lichtenberg auf dem linken Rheinufer, und meh- 
rere Abtretungen auf der rechten Rheinseite (beiläufig 40,000 S.), 
durch das Herzogthum Westphalen, mehrere mainzische und 
pfälzische Ämter, etc. (beiläufig 124,500 S.) entschädigt worden 
ist; die zweite durch die Territorialarrangements auf dem Wie- 
ner Kongresse , in Folge welcher dieser Staat das Herzogthum 
fr Westphalen an Preufsen zedirt hat, und für diese Zession durch 
einen Theil des ehemaligen Departements Donnersberg auf dem 
linken RHeinufer entschädigt, hierdurch zugleich arrondirt, 
durch alle diese Veränderungen aber seine Bevölkerung (gegen- 
wärtig 620,000 S.) verdoppelt worden ist. . 


Bei der nach dem Jahre 1803 bewirkteh neuen Organisation 
war der Staat in drei Verwaltungsbezirke eingetheilt worden; 
nämlich: a) Starkenburg; b ) Oberhessen und c)West- 
phal en, mit gleichen Behörden in einem jeden derselben; näm- 
lich : einer Regierung, Kammer, einem Hofgericht, Konsistorium 
u. Medizinalkollegium, wie auch noch gegenwärtig, nur dafs seit 
1 803 verschiedene Behörden in den Organismus eingereihet wor- 
den sind (z. B. Lit. A. III. A. 1 — 7.) , und dafs in der nun- 
mehr mit dem Staate vereinigten Provinz Rheinhessen die 
früherten französ. Verwaltungseinrichtungen, wenn gleich zum 
Theil mit veränderten Benennungen, beibehalten worden sind. 

Die Veränderungen in diesen organischen Einrichtungen, 
die im Jahre 1821 verfugt worden sind, haben jene fiir die Pro- 
vinzialverwaltung im Allgemeinen unberührt gelassen , nur dafs 
die Provinzialfinanzkammern aufgehoben worden sind, die Ju- 
stiz von der Regiminal— , und diese von der Finanzverwaltung 
getrennt worden ist, und dafs für jeden dieser verschiedenen 
Zweige besondere Bezirksbehörden und Beamten angeordnet 
worden sind. 


Umfassender dagegen sind dieselben in den höheren Ver- 
waltungsinstanzen : 


u 


J 


\ 
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'a) durch die ganz neue Stellung des Ministeriums, das in 
drei Realdepartements , ‘ jedes mit einem .besondern Chef, 
getrennt, zugleich jedoch als Kollegium ein Ganzes bildet 5 

b ) durch die gänzlich veränderte Einrichtung des frühem 
Oberkriegskollegiums und dessen Umwandelung in ein 
Kriegs - Minist erialdep arte me nt; 

c) durch die Errichtung einer Oberfinanzkammer, einer 
Rechnungskammer, einer allgemeinen Staatsschul- 
den - Tilgungskasse, einer Hauptrestkasse; durch 
die veränderte innere Einrichtung der Staatshauptkas — 
se, endlich durch minder wesentliche Änderungen , die in 

' t * 1 

den Verhältnissen verschiedener anderer Behörden verfügt 
worden sind, und die sich aus einer Vergleichung der un- 
ter Bit. A. u. B. nachfolgenden Skizzen der frühem und 
. • der gegenwärtigen Organisation vpn selbst darstellen. (*) 


A. 

Frühere Organisation vor 1821. 

I. Allgemeine höchste Behörde. 

Das S.taatsministerium, bestehend aus einem Minster, 
v • ' • W . 7 

mit acht geheimen Staatsräthen als Mitgliedern, für die Be- 
arbeitung der Angelegenheiten in den Departements (2 für 
das auswärt. Depart. , 3 für das Depart. des Innern, 3 für das 
Finanzdepart.) , die, unter dem Präsidium des Ministers, wö- 
chentlich zwei Plenarsitzungen gehalten haben, mit einem 
besondern Sekretariate für jedes Departement, und einer ge- 
meinschaftlichen Kanzlei. Unmittelbar unter dem Ministe- 
rium das geheime Staatsarchiv. 

II. . Allgemeine obere Zentralkollegien und Behörden. 

A. Das Oberkriegskollegium und die Gen eralad j u n — 
tatur,. für die Militärangelegenheiten, das erstere unter un- 
mittelbarer Leitung des Grofsherzogs. 

o o 

1) Die Verordn, über die Bildung der vorerwähnten Behörden im 

3. Bande. 
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B.' Die Generalkasse, die ebenfalls unmittelbar unter 
dem Befehle des Grofsherzogs gestanden hat. 

C: Die Oberrechnungs — Justifikatur. 

D. ' Das Oberappellationsgericht. ' 

E . Die Oberpostinspektion. * 

JF. Die Brandt|ssekura.tio ns -r Kommission. 

G. Die Mün zdeputati on. 

JL Die Maafs- und Gewichtkommission. .. 

I. Die Ge neralintendap^, der Klassenlotterie. 


•p 

. .'UL Provinzialverwaltung.- 
A. Kollegien und Anstalten, die für die Provinzen 


Starkenburg und Oberhessen gemeinschaftlich 
gewesen sind. 

f Cf*' i L j . i lji ^ ^ | /j ^ i 

1) Das Oberforstkollegium (unmittelbar vom Grofs- 
herzoge abnangig). 

2) Das Oberbaukollegium (defsgleichen). 

3) Die Zivildiener-Wittwenkasse-Kommission. 

4 ) Die Schuldenkasse — t)epyt ätion. ^ * 

5) Die Landes - Obereinne hWerei — K* ommission. 

6) Die Visitationskommission über die Justiz- 
und Regierungsämter in den beiden Provinzen Star- 
kenbuni und Oberhessen. 


•ift. - 


I .f'v\ 

k 

•rr * ^ 


7) Die Dispensationskasse. 

B. Kollegien und Behörden für die Provinz Star— 
kenburg. '* JU <:*’*' ' j * w > '■ -il 

1) Die Regierung Zu Därmstadt; unmittelbar unter 

derselben;.,. T. 

o) da s Collegium medicum ; t 
b) das Kuhpockenimpfinstitut. 

In Verbindung, und gewisser mafsen als Deputation derselben: 

2) Die Landeskriegskosten -Kommission; sodann 
,, 3) De? Kirchen- und Schulrath und die standesherr- 

> liehen Unter konsistorien. 

■ - • < ^ ■ -in v . . » .j . r - ( , ti , 

. 4) Für, die Justizverwaltung: r 

* • • » , * * * ^ « • 

a ) das Hofgericht in Darmstadt, mit dem demselben 

untergeordneten , ; r . s • - 

b) peinlichen Gericht: sodann 

t r < i ja • , • *'o. t. • r. > 


• • 


334 


e) die standesherrlichen Justizkanzleien, dem 
Hofgericht koordinirt. 

5) Die Hofkammer, mit den von derselben abhängen— 
den Stempel- und Salzmagazinverwaltungen, den Chaus- 
see - und Flüfsbaudirektionen. r, ! ‘ . 

C. Kollegien und Behörden für die Provinz Ober— 
hessen. •* r < 1 1 

i 

1) Die Regierung in Giefsen, in welcher zugleich die 
Direktoren des Hofgerichts und der Hofkammer Sitz und 

Stimme hatten. 

• • 

ln Verbindung mit derselben und gewisserm&Tsen als De- 
putation derselben : 

i ' j ( •; j ‘ ' lj r ’ ‘ , r; • • 

2) Das Landes-Kriegskommissariat« 

3) Der Kirchen - und Schulrath, mit welchem die 
Inspektion über den .geistlichen Landkasten 

> • • vt J . . % ° i ■ ' r ■; '■ \ ; v 

verbunden war; sodann die standesherrlichen Un — 

I ■ • • * * i 

terkonsistonen. 

... ? : . n t <) \ , «;». « ‘ * £ 

4) Für die Justizverwaltung: 

/ 1 1 j | * j ^ t) * i • | | ^ j " 

a) das Hofgericht;, demselben untergeordnet: 

5) das Kriminalgericht: sodann 
c) die standesherrlichen Justizkanzleien koor-' 
dinirt. . , ' ... 

5) Die Hofkammer, mit den nämlichen Attributionen, 
wie die für Starkenburg. 

aO » . « • • % t 


. i’ / i> 

Ki ( i , 


•J •• i 


■ I ) 


.. . . I*. 


IV. Bezirks - und Lokalverwaltung in den beiden 

. , ;. ß ..Provinzen. ... .... u 


! I.« 


»/' 


A. Justiz-, Regiminal- und Polizeiverwaltung. 
Zum Behuf derselben war die Provinz Starkenburg in 27 
Domanial- und 10 Hoheitsämter getheilt, in deren jedem 
ein Amtmann mit einem Aktuar (in mehreren ein Amtsasses- 
sor, ein Hoheitsschultheifs, ein Zentgraf; etc.) die Justiz-, die 
Regiminal- und die Polizeiangelegenheiten verwaltet hat. Auf 
die nämliche Art war die Provinz Oberhessen i ii 24 Do— 
manial— und 2 Hoheitsämter getheilt. ln jedem Amte war 
zugleich das erforderliche Sanitätspersonal angestellt. 

Mit diesen Ämtern haben die Standes— und grundherrli- 
chen Beamten in ihren Besitzungen konkurritt. 


I 
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B. Finanzverwaltung. < 

1) Für die Steuerverwaltung. Zum Behuf derselben 
war in jeder Provinz ein Landesobereinnehmer und 
ein Landessteuerschreiber angeordnet; in Starken- 
burg 19, in Oberhessen 26 Steuerp eräquatoren 
(im Allgemeinen mit denselben Funktionen, wie die gegen— 
wärt. Steuerkommissarien); sodann Lokalerheber. 

2) Für die D omanialver waltung , in jedem Amte ein 

, Rentamtmann. 

3) Für die Forstverwaltung. Zum Behuf derselben 
war jede Provinz in vier Oberforstämter, jedes mit ei- 
nem Oberforstmeister; jedes dieser in Forstämter, mit . 
einem Oberförster, und diese in Reviere eingetheilt. 

4) Öffentliche Bauten, unter Leitung der Kammer in 
Starkenburg; für die Oberaufsicht in technischer Hin— 
s^ht, eine Ober- Chausseebaudirektion; für das 
Flufsbauwesen, ’ eine Oberinspektion; in Ober- 
hessen für das D omanialbauwesen, einLandbau— 
meister; für den Chaussee— und Strafsenbau, ein 
Chausseebaudirektor. 

5) Für das Berg— und Hüttenwesen, Bergämter. 

\ - * • - 

V» Provinz Rheinhessen. 

Die nämliche Organisation wie gegenwärtig, (die io der 
nachfolgenden Skizze angezeigt ist). 


B. 

Gegenwärtige Organisation.^) 

I. Allgemeine höchste Behörden. 

A. Das Staatsministerium besteht aus den Departements— 
minist, und den in den einzelnen Ministerien angestellten geh. 
Staatsräthen. Dasselbe versammelt sich in eine Plenarsitzung, 
unter dem Präsidium eines Ministers : a ) wenn der Sinn eines Ar- 
tikels der Verfassungsurk. etc. zweifelhaft ist ; b ) für Gegen- 
» 

1) Die Organisat.- Verordn. im 3. Bde. 
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stände, die alle Ministerien betreffen, oder über welche die zu- 
nächst dabei interessirten Departements sich nicht vereinigen 
können ; c) zur Berathung des Finanzbudgets ; d) zur Bera- 
thung der Einberufung, Vertagung, Schliefsung der Stände- 
versammlung, und zu jener des Landtagsabschiedes, etc. 

B. Die Departements - Ministerien); deren jedes, un- 
ter dem Vorsitze des Ministers, aus einigen geheimen Staats- 
.'täthen gebildet ist. , ’ . r 

1) Das Ministerium der aus wart. Angelegen h. 
und des Hauses. Von demselben ressortirt das gehei- 
me Staatsarchiv. 

• ,2) Das Ministerium des Innern und der Justiz. 

3) Das Ministerium der Finanzen. 

Bei jedem Ministerium ein geheimes Sekretariat, und für 
die beiden lezteren eine gemeinschaftliche geheime 
Staatskanzlei.. •„ 

4 

4) Zwar kein Ministerium, doch mit den Attributionen ei- 

nes solchen: d as Kriegs - Minis teiial - Departe- 
ment, in drei Abtheilungen: . * 

die erste, für alle rein - militärischen Gegenstände; 
die zweite, für die allgem. Militärpolizei und Disziplin ; 
die Strafgesetzgebungs - , Militärwittwenkasse-, Kir- 
chen— und Schulsachen; ‘j 

i die dritte, für die Militärökonomie—, die Rechnungs — 
und Kassensachen, - 

II. Allgemeine obere Zentralkoflegien und Behörden. 

Ä. Die Oberfinanzkammer, in drei Sektionen: 

die erste, für die Steuersachen und das Etatswesen; 
die zweite, für die gesammte Domanialverwaltung; 
die dritte, für die technischen Verwaltungszweige, Berg-, 
Hütten - und Bausachen (s. oben S. 333). 

B. Die Hechnungskammer. > 

C. Die Staatshauptkasse (s. oben S. 333). 

D. Die Hauptrestkasse. « • 

E. Die S taats schulden - Tilgungskasse (s. oben 

S. 333). '• < ' • • 

F. DieOberpostverwaltung: 

1) die Oberpostinspektion in Darmstadt; 

2) die Generaldirektion in Frankfurt. 
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G* Die Direktion der Zivilwittwenkasse. 

H. Die Brandassekurations — Kommission. 

J. Die Generalintendanz der Klassenlotterie. 

V 

III. Provinzialverwaltun g. 

i 

A. Kollegien und Anstalten, die für die beiden 
Provinzen Starkenburg und Oberhessen gemein- 
schaftlich sind. 

1) Das Oberappellationsgericht (lezte Instanz). 

2) Das Oberforstkollegium. 

3) Die Visitationskommission, für die Landraths- 
und Landgerichtsbezirke, Ämter und Gerichte. 

4) Die Dispensationskasse. 

• % 

B. Kollegien und Behörden für die Provinz Star- 
ken bürg. 

1) Die Regierung in Darmstadt, für die Regiminal- und 
Polizeiangelegenheiten der Provinz. Unmittelbar unter 
derselben : 

a) das Collegium medicum ; 

b) die Kuhpockenimpfanstalt. 

In Verbindung mit derselben: 

2) Der Kirchen - und Schulrath in Darmstadt, für 

die Spezialaufsicht auf die kirchlichen und Schulangele— 
genheiten; sodann nachstehende standesherrliche 
Unterkonsistorien: , 

a) das grafl. Erbachische, zu Erbach; 

b) das gTäfl. Erbach- Fürstenauische, zu Michelstadt; 

• c) das fürstl. Löwenstein- Werthheimische und gräil. Er- 
bachische Gesammtkonsist. , zu König ; 
d) das fürstl. lsenburgische , zu Offenbach. 

.3) Für die Justizverwaltung (Gerichte zweit. Instanz): 
a) das Hofgericht in Darmstadt, mit dem peinli- 
chen Gerichte; 

5) die standesherrlichen Justizkanzleien: 

1) die fürstL und gräfl. lsenburgische und grafl. Stoll- 
bergische Gesammtjustizkanzlei zu Büdingen; 

2) die fürstl. Löwenstein- Werthheimische und grafl. 
Erbachische Gesammtjustizkanzlei zu Michelstadt. 

22 
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C. Kollegien uttd Behörden für die Provinz Ober— 
h essen« 

1) Die Regieritng in Giefsen. ' ' 

2) Der Kirchen — und Schulrath; sodann nächste— 
hende standesherrliche Konsistorien: 


a) fürst. Isenburg- Bierst. , gräflich Isenburg -Büdingen— 
sches, Meerholzisches, Wächterbachisches Gesammt— 

• • . , : .-»f 1 

konsist. zu Büdingen; 

b ) gräfl. Stollbergisches, zu Gedern; 

' c) fdrstl. Solms — Braun felsisches, zu Hungen; 

d) gräfl. Solms - Lich’sches , zu Lieh; 

e) gräfl. Solms- Rödelheimisches , zu Rödelheim; ' 

f) gräfl. Görzisches, zu Schlitz. 


3) Für die Justizverwaltung: 

• r* * j * 

«) das Hofgericht in Giefsen, mit dem peinlichen 
Gerichte ; 

. * ' . '» ^ f • ) \ 

b) die standesherrlichen Justizkanzlcien : 

1) die fürstl. Isenburgische, gräfl. Isenburgische , gräfl. 
Stollbergische Gesamintjustizkanzlei in Büdingen; 

2) die fürstl . und gräfl. Solmssische Gesamrotjiistizkanz- 

lei zu Hungen. ’ / 


4.,** 1 * • t * • *• i • * i 

IY. Bezirks- und Lokalverwaltung in den beiden Pro- 
vinzen Starkenburg und Oberhessen. 


A. ln der neuesten Organisation ist die Justizpflege von der 
Regiminal- und Polizeiverwaltung getrennt, und sind für 
jeden dieser beiden Hauptzweige besondere Beamten , näm- 
lich: für die leztere, Landräthe, für die erstere, Land- 

* * • » 

lichter, angeordnet, deren beiderseitiger Wirkungskreis in 
der Regel den" nämlichen geographischen Umfang hat. 

Für jeden Landrathsbezirk ist ein Landrath, zwei 
Bezirksphysici , ein gerichtlicher Wundarzt, in mehreren auch 
ein Thierarzt; und in jedem Landgerichtsbezirke ein > 
Landrichter, ein bis zwei Assessoren, ein Aktuar angestellt. 

Die Provinz Starkenburg (51 -f Q. M. 220,163 Seel., 
früher in 27 Domanial— und 10 Hoheitsämter getheilt) ist 
in 1 1 Landraths- u. in eben so viele Landgerichtsbezirke getheilt ; 
die Provinz Ober h essen aber (91 Q.M. mit 248,674 Seel. , 
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früher in 24 Domamal- und 2 Hoheitsämter getheilt) in 13 
Landraths- und 16 Landgerichtsbezirke eingetheilt. Mit den 
landesherrlichen Behörden konkurriren in den Standes- und 
grundherrl. Gebietlien deren Beamten , * für die Verwaltung der 
Justiz in erster Instanz, und für die Zivilverwaltung , in so 
weit diese nicht den landesherrlichen Behörden Vorbehalten ist. 

In Darmstadt und Giefsen sind besondere Polizeidepu- 
tationen angeördneti' 


R. ‘ Finanz ver w ä’l t u n g. 

1} Steuerverwaltung. Zum Behuf derselben ist jede 
der beiden Provinzen 


- \ • » 


I f 
» » •• 


\ 


* . * * • . ) • J $ V 

a ) in Obereinnehmerei-Bezirke — Starken— 
bürg in 3, und Oberhessen in 4 solcher Bezirke ; — . 


sodann 


b) in Steuerkommissariats- Bezirke — dieerstere 


in 13, die leztere in 15, — eingetheilt, mit einem 

Obereinnehmer, bei welchem alle direkten Steuer- 

% * 

einnahmen aus seinem Bezirke zusammenfliefsen , und 
mit einem Steuerkommissär in jedem Steuerbezirke, 
für die Anfertigung der Steuerrollen, Evidenthaltung des 
Kadasters, Untersuchung der Reklamationen , Nachlafs- 
gesuche, etc.; 

r) ein Akziseinspektor, für die Verwaltung der in- 
direkten Abgaben, mit der erforderlichen Anzahl von 
Oberakziserii und Zollbereitern. 


. i < . > • 

2) Doinanialverwaltung. In der Provinz Starkenburg 
10 und in Oberhessen 10 Domanialrentamter, jedes mit 

* , > * .i 

einem Rentamtmann für die Erhebung sämmtlicher Einnah- 
men aus Domänen und Regalien. , , . 


3) Forstverwaltung. Zum Behuf derselben ist jede der 
beiden Provinzen in Oberforstamter, jedes mit einem 
Oberforstmeister (Starkenburg 3) und in zwei F o r s t p o- 
lizeibezirke, jeder mit einem .Forstmeister, zur Auf- 
sicht auf die Standes- und grundherrl. Waldungen; Ober- 
hessen in 4 Oberforstamter und 2 Forstpolizei— 
bewirke; — jedes der ersteren in Forstämter mit einem 
Oberförster, und diese in Reviere getheilt. 

4) Öffentliche Bauten in jeder der beiden Provinzen: 

22 * 
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a) für dien Landbau ein Baumeister u. einige Kondukteurs ; 

b) für den Chausseebau, ist jede der beiden Provinzen 
in 3 Bezirke getheilt, mit einem Inspektor für jeden; 

c) für den Wasserbau, in jeder Provinz ein Wasser- 
. baumeister. 

5) Eine Provinzialkasse. 

,4 « 

V. Provinz Rheinhessen. 

In dieser Provinz (27 Q. M. mit 161,701 Seelen) ist in 
der Hauptsache die französische Verwaltungsform beibehalten, 
nur dafs der Präfektur ein Regierungskollegium substituirt ist. 
Die Provinz ist in 11 Kantons eingetheilt, in jedem ein Maire, 
für die Regiminalverwaltung und Polizei, ein Friedensrich- 
ter, für die Justiz, u. ein Notar, für Handl. d. freiw. Gerichtsbark. 
Die allgemeinen Behörden für diese Provinz sind: 

A. Für die Justizverwaltung: 

1) ein provisorischer Kassationshof, in Darmstadt; 

2) ein Obergericht (Appellationsger.) , J 

3) ein Kreisgericht (Trib. erster Instanz),! 

4) ein Handelsgericht, / in Mainz. 

6) eine Anwaldskammer, I 

6) eine Notariatskammer, I 

B. Für die Regiminalverwaltung: 

1) eine Regierung (der Provinzialrath, De 


f) ein Medizinalkollegium, 

3) eine Handelskammer, 

C. Für die Finan z Verwaltung. 

1) Steuerverwaltung: 

o) ein Inspektor, mit fünf Steuerkontroleurs ; 
b ) ein Aufseher de9 Kadasters. 

2) Verwaltung der Einregistrirung und der Domä- 
nen: ein Inspektor, ein Verifikateur und sieben Rentmeister. 

3) Forstverwaltung: ein Oberförster mit sechs Revier— 
förstern. 

4) öffentliche Bauten: ein Direktor, ein Landbaumei— 
ster, für den Landbau, ein Strafsenbaumeister, vier Was— 
serbauinspektoren. 

5) Die Provinzialkasse. 


partementsrath) , 
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» • { §. 56 . 

Kurhesse n. 

Über das Sonst und Jezt in den Verwaltungseinrichtun- 
gen dieses Staates; wie tief die Veränderungen in denselben, 
die durch die Verordnung v. 29. Junius 1821 verfügt worden 
sind . 0) m das Leben des Staates eingreifen; über die Vorzüge 
dieser Einrichtungen , und über das, was. zu ihrer Vervollkomm- 
nung noch zu wünschen wäre, sind sehr lesenswerthe Bemer- 
kungen in dem ersten Stücke des vierten Bandes der allgem. 
politischen Annalen enthalten, auf welche, so wie zur 
leichtern Vergleichung des frühem Organismus mit dem gegen- 
wärtigen, auf die unter A. und B. von beiden nachfolgenden 
Skizzen verwiesen wird. 

Die wesentlichsten Verschiedenheiten und Vorzüge des jetzi- 
gen gegen den frühem, bestehen vorzüglich in nachstehenden: 

1) dafs das Provinzialsystem, welches in Absioht auf die Ge— 
bietseintheilung in der frühem Organisation unbedingt 
befolgt war, in der neuen modifizirt, und die, freilich noch 
immer sehr ungleiche, Gröfse der Verwaltungsbezirke (der 
von Niederhessen umfafst beinahe die Hälfte des Staa- 
tes) im Ganzen dennoch mehr ausgeglichen ist; 

2) in Änderung der Verhältnisse des Ministeriums, und Bildung 
besonderer Minis terialdepartements für jeden der verschiede- 
nen Haupt zweige der Verwaltung, anstatt dafs in der frühem 
Organisation diese in dem aus zwei Ministem gebildeten 
geheimen Ministerium, und in den beiden Landkanzeleien 
sammtlich kumulirt gewesen sind; 

3) dafs diese Trennung, vorzüglich der Justiz von der eigent- 
lichen Verwaltung, jene der Finanzen von der Regiminal— 
administration , durch alle Stadien der Verwaltung durch- 
geführt ist; 

4) endlich durch Gleichförmigkeit der Bildung der Behörden, 
auf jeder Stufe des Organismus, im ganzen Staate, durch 
eine solche ihrer Attributionen, so wie überhaupt der Ver- 
waltungsnormen und Formen , die früher in den einzelnen 
Provinzen von einander abweichend gewesen sind. 


1) Im dritten Theile. i. Abtheil. 
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Der ganze Staat ist gegenwärtig in vier Verwaltungsbezirke 
eingetheilt; nämlich: 

1) Niederhessen, einschliefsl. der 

Grafschaft Schaumburg, 281,597 Seelen; 

2) Oberhessen, mit Ziegenhain , , .100,168 <x 

3) Fulda, mit Theilen von Hersfeld, 

und mit Schmalkalden, 112,748 ec 

4) Hanau, einschlieisl. Isenburg, 83,988 « 

' • 578,501 Seelen. 

Jeder dieser Bezirke, in deren jedem ein Obergericht, 
eine Regierung, ein Konsistorium und eine Finanz- 
kammer, als allgemeine Verwaltungsbehörden (in Sc ha um — 
burg Deputationen) angeordnet sind, ist in Kreise einge— 
theilt, in deren jedem ein Kreisrath die Geschäfte des De- 
partements des Innern verwaltet. ( 4 ) 

Mit Ausnahme von Schaumburg und Schmalkalden, 
die von dem Hauptkörper getrennt sind, bildet der Kurstaat ein 
vollkommen zusammenhängendes, ziemlich arrondirtes Ganzes, 
und möchte, in Hinsicht hierauf, wohl die Frage aufgeworfen 
werden können: in wie fern eine Eintheiluim in zwei Ver— 
waltungsbezirke für das Bedürfnifs der Verwaltung nicht hin- 
reichend gewesen seyn dürfte? welche Frage, im Hinblick 
auf andere Staaten, zu bejahen seyn möchte. Eine solche Ver- 
minderung würde den Vortheil einer solchen des Personal — und 
Besoldungsaufwandes gewährt haben, ( 1 2 3 ) ohne der grofsern 
Vereinfachung in dem Verwaltungsorganismus zu erwähnen, die 
hierdurch möglich geworden wäre. 


1) Verordnung vom 30. August 1821. 

2) Dafs dieser Aufwand für die Provinzialverwaltung, in Hinsicht, 
auf die Gröfse des Staates, wirklich als unverhältnifsmäfsig grofs zu 
erachten seyn möchte, scheint nachstehende Vergleichung aufser Zwei- 
fel zu setzen. Nach Maafsgahe der Verordnung v. 29. Jun. 1821 , und 
der für die Besetzung der’ verschiedenen Behörden in derselben ent- 
haltenen Vorschriften , möchte eine Annahme von 256 Individuen (aus- 
schliefsl. des Subaltern», Schreiberpersonals, etc.) der Wirklichkeit 
sehr nahe , vielleicht seihst unter dieser, stehen; nämlich: für die 
4 Otiergerichle , 4 Regierungen, 4 Finanzkammern und 4 Konsisto- 

rien, 18 Präsidenten oder Direktoren, 94 Rälhe, 40 Sekretäre und 
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In den angeführten Bemerkungen in den Allgem. politischen 
Annalen wird, die Nichteinführung des Instituts eines Staats- 
raths als eine Lücke erachtet, welche indessen durch die dem 
gesammten Staatsministerium übertragene Berathung und Prüfung 
aller Entwürfe zu Gesetzen, Verordnungen, und durch die ge- 
stattete Zuziehung der Präsidenten und Direktoren zu diesen Be- 
rathungen, auf so lange, als nicht eine ständische Verfassung 
eingefühlt ist, die Minister nur dem Regenten verantwortlich 
sind , weniger fühlbar seyn dürfte. 


Repositäre; sodann 8 Kassenbeamten bei den Provinzialkammcrkassen, 
8 Polizeikommissäre, 27 Steuerkommissäre, Lizentkommissäre und 
Kassenkontroleure , 8 Forstinspektoren und Verwalter, 8 Land- und 
Wasserbaumeister , endlich 22 Kreisräthe mit 22 Sekretären , für wel- 
ches Personal der Besoldungsaufwand wenigstens zu 200,000 Thaler 
anzuschlagen seyn dürfte; ohne zu erwähnen, dafs in diesem Über- 
schläge der Personal - und Geldaufwand für das Subalternpersonal 
und für diejenigen besonderen Behörden im Ressort des Innern, die 
provisorisch beibchalten worden sind, nicht begriffen ist. 

In dem Königreich Würtemberg z. B. aber beträgt das Perso- 
nal für die Justizhöfe, die Regierung und die Kammer eines Kreises, 
einschliefsl. der Oberamtmänner, weiche hier die Stelle der Kreisräthe 
vertreten, ungefähr 62 Individuen, u. der Geldaufwand circa 94,000 fl. 
oder 49,600 Thaler Ilessich ; wogegen aber die Bevölkerung eines Krei- 
ses in diesem Staate im Durchschnitt 360,000 Seck, mithin über das 
Dreifache der Provinz Ober h essen und Fulda, und über das Vier- 
fache von Hanau beträgt, mithin, wenn obige Totalannahme von 
256 Individuen und 200,000 Thalern durch 4 getheilt = 64 Ind. und 
50,000 Thaler, und mit jener in Würtemberg verglichen wird, als 
Resultat sich ergibt , dafs der Aufwand für einen Verwaltungsbezirk 
in Kurhessen, jenen in- diesem lezteren Staate um und £ über- 
steigt. 

Ein gleiches Resultat ergibt sich, wenn der gegenwärtige Perso- 
nal- und Besoldungsaufwand mit demjenigen in der westphäÜ9chen 
Organisation und Verwaltung verglichen wird, in welcher beides für 
die Präfektur-, Finanz - und Justizverwaltung eines Departements 
von 240,000 bis 300,000 Seel., 72 Individuen (ohne das Büreauperso- 
nal) erfordert, der Besoldungsaufwand für das Personal circa 171,S00 
Franken (oder 47,850 Thaler Hessisch) erfordert hat, mithin, wenn 
der kurhessische Staat zweien Departements gleich gerechnet wird, für 
denselben überhaupt 95,700 Thaler, oder im Durchschnitt für einen 
Verwaltungsbezirk 23,925 Thaler beträgt. 
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' Wesentlicher erscheint dagegen der Mangel einer Ober- 
rechnungskam&er, welche durch die Abnahme der Rech- 
nung der Generalkasse durch die Generalkontrole nicht supplirt 
wird, aufserdem auch, weil die Abnahme der Rechnungen 
durch die verwaltenden Behörden, nach richtigen Grundsätzen 
niemals gerechtfertigt werden kann. 


A , 

Frühere Organisation vor der Verordnung 

v. 29. Jun. 1821. (‘) 

I. Höchste Behörde. 

Das geheime Ministerium, das, unter dem Präsidium des 
Kurfürsten, aus zwei Ministern bestand (ein Justizminister* 
zugleich für die auswärtigen Angelegenheiten, und ein Fi— 
• nanzminister). Mit demselben waren zwei geheime Kanzeleien 
verbunden: 

1) die geheime Kriegskanzlei, auüser allen das Gene- 
ralkriegskollegium und das Militär betreffenden Angele-** 
genheiten, zugleich für den Vortrag und die Expedition 
der auswärtigen — und Bundestagsangelegenheiten , jener 
des Steuerkollegiums und Dependenzen , der Generalpost- 
inspektion, und sämmtlicher Landessachen der Grafschaft 
Schaumburg; 

2) die geheime Landkanzlei, für alle Landessachen in 
den übrigen Provinzen, mit Ausnahme der Militär-^, Post-* 
und der direkten Steuersachen. 

H. Allgemeine Behörden, deren Wirkungskreis über 
den ganzen Staat sich erstreckt hat. 

A. D as General-rKriegskollegium, in zwei Departe-* 
ments : 

das erste: für die Gerichtsbarkeit in peinlichen und bür- 
gerlichen Sachen der Militärpersonen, und für die Vor- 


1) Handbuch des Jmrhess. Militär-, Hof- und Zivilstaats auf das 
Jahr 1820. 
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mundschaftssachen derselben ; für alles, was auf die Grund- 
verfassung des Militärs, dieRekrutirungs-, Marsch-, Ser- 
vis-, Einquartirungs- und Etappensachen , Militärfuhren» 
etc. Bezug hat; 

das zweite: für die Verpflegungs-, Sold-, Montur- und 
Bekleidungsangelegenheiten , fiir das Materiel der Ar- 
tillerie und des Genie; für die Militär -Erziehungsanstal- 
ten, die Invalidenarigelegenheiten , das Medizinalwesen, 
und für die Militärkassen - und Rechnungsanselegenheiten, 
Demselben untergeordnet waren : o) das Kriegszahlamt; 5) das 
Kriegskommissariat; c) der Montirungssaal. 

B . Das Ober- Appellationsgericht; oberster Gerichts- 
hof für den ganzen Staat. 

C. Die General -Postinspektion, für die Ausübung der 
Oberhoheits- und lehn herrlichen Rechte über das Postwesen. 

D. Das Ober-Sanitätskollegium, als allgemeine Behör- 
de für die Prüfung der ärztlichen Personen , der Medizinalrech— 
nungen ; für die Leitung der Impfanstalten , etc. ; sodann zu- * 
gleich Spezial— Medizinalkollegium für Niederhessen. 

E. Der Oberschulrath, für die Aufsicht auf sämmtliche 
Schulen in dem kurhessischen Staate , mit Ausnahme der ka- 
tholischen. 

F. Die Brandassekurations - K ommission. 

G. Die Zuchthausdirektion (für den ganzen Staats, mit 
Ausnahme von Fulda). 

H. Das Oberforstkollegium, für die Verwaltung des 
Forstwesens im ganzen Staate ; für die Aufsicht auf die Kom- 
mun- und Privatwaldungen, die Untersuchung und Bestra- 
fung der Forst- und Jagdfrevel, 

III. Zentralbehörden, deren Wirkungskreis nicht über 
den ganzen Staat , sondern nur über mehrere Pro- 
vinzen erstreckt gewesen ist. 

ji. Der Lehenhof in Kassel, dessen Wirkungskreis auf 
die Regierungsbezirke Kassel , Marburg , Rinteln beschränkt 
war, und welcher zugleich die Aufsicht auf die Zünfte ausübte. 

J3. Die Oberrentkammer, für die Verwaltung der Domä- 
nen, des Zoll-, Akzise- und Lizentwesens , der Berg-, 
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Hutten - und Salzwerke ; für die Anordnung und Leitung des 
Land-, Strafsen- und Wasserbauwesens; für die Abnahme 
der Rechnungen von den Verwaltungen in ihrem Geschäfts- 
kreise , etc. in allen Provinzen , mit Ausnahme von Hanau 
und Fulda. 

Von derselben ressortirten unmittelbar, und waren zum 
Theil mit ihr verbunden: 

1) die Oberrentkamraerkasse ; 

2) die Generaldepositen- und Landassistenzkasse; 

3) die Land -Fruchtmagazin Verwaltung; „ 

4) das Baudepartement; 

5) die Oberwegbaudirektion ; 

6) das Berg- und Salzwerkdepartement; 

7) die Akzise-, Lizent-, Zoll— und Stempelverwaltung. 

C. Das Steuer kollegium für den ganzen Staat, mit Aus— 
schlufs von Hanau und Fulda, für alles, was auf die Veran- 
lagung und Erhebung der Grund — , Gewerbe — , Landesschul— 
den - und anderer direkten Steuern Bezug hatte; für die 
Vollendung und Evidenthaltung des Kadasters ; für die Ober- 
aufsicht auf den Gemeindehaushalt der Städte und Gemeinden; 
endlich für die Abnahme der Steuer- und der städtischen 
Kämmereirechnungen. 

Von demselben ressortirten: 

1) die Steuerkommissarien, für das Ab - undZusclireiben; 

2) die Land- und Stadtrezepturen. 

D. Die Landesschulden — Kommission, mit gleicher 
Bezirksbeschränkung, wie das Steuerkollegium (ständische 
Behörde unter einem kurfürstl. Kommissär). 

E. Das Kommerzkollegium für den ganzen Staat, mit 
Ausschlufs von Hanau und Fulda, für alles, was auf Beför- 
derung des Handels und auf die defsfallsigen Anstalten Bezug 
hatte; sodann gemeinschaftlich mit der Oberrentkammer, Für 
die Aufsicht auf die vom Staate unterstiizten Fabriken und 
für die Kasseler Messeangelegenheiten; zugleich Handelsge- 
richt für die Entscheidung der in solchen entstehenden Rechts— 
Streitigkeiten , mit untergeordneten Deputationen. 

F. Die Ivlassenlotterie- Direktion. 


V 
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IV. Provinzialbeh,örden. 

A. Für Niederhessen: Hersfeld, die Ämter Fritzlar 

und Naumburg, die Grafschaft Ziegenhain und 
die Herrschaft Schmalkalden: 329,600 Seelen. 

1) Die Regierung in Kassel, für Justiz— und Regi— 
minalsachen, in zwei Senaten: 

* • * i 

der erste: Regierungssenat, für die Wahrung der 
Hoheitsrechte und der Verhältnisse der Kirche zum 
Staat; für die Handhabung der Verordnungen, die 
Aufsicht auf die milden Stiftungen, etc.; sodann für 
die Entscheidung in peinlichen Sachen; derselbe bil- 
dete zugleich die Revisionsbehörde für die vom Justiz- 
senate entschiedenen , zur Revision geeigneten Sachen ; 
der zweite: Justizsenat, erkannte, mit Ausschlufs 
der Konsistorialsachen, in erster Instanz auf Klagen 
gegen Schriftsafsige, und in zweiter Instanz bei Ap- 
pellationen von den Untergerichten; hatte ferner die 
Bestätigung von Verträgen über adeliche Lehengüter. 

2) Das Pupillenkollegium. Dasselbe führte die Ober- 
aufsicht über das Vormundschaftswesen bei den Unterge- 
richten , und war zugleich Obervorraundschaftsbehörde 
für Schriftsafsige (bestand aus den Gliedern des ersten Re— 
gierungssenats). 

3) Das Konsistorium, für die Oberaufsicht über alle 
evangelischen Kirchenangelegenheiten und über die Hand- 
habung der Kirchendisziplin; hatte zugleich die Gerichts- 
barkeit in Eheverlöbnil’s — und in Schwängerungssachen, 
mit Ausnahme jener der Katholiken ; sodann die Bestra- 
fung von Exzessen und Injurien etc. in geistlichen Gebäu- 
den und auf Kirchhöfen. 

4) Das Fiskalamt. Dasselbe führte die Aufsicht über 
die Justizpflege bei den Untergerichten, und hatte die Un- 
tersuchung über alle Unregelmafsigkeiten im Jusizverwal- 
tungsfache. 

5) Die Zensurkommission. 

6) Die Examinationskommission. 

7) Das Kriminalgericht, für die Spezialinquisition in 
peinlichen Sachen. 
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ebenfalls gleiche Ge- 
schäftsattributionen , 
wie diese Behörden 
in Kassel. 


8) Die Polizeidirektion; unmittelbare obere Behörde 
für die Handhabung der Landespolizei, insbesondere der 
Sicherheitspolizei; führte die Aufsicht auf die Handhabung 
der Fremden-, Feuer—, Gesinde-, Armen- und Markt- 
polizei; für welche Gegenstände sämmtliche Beamten die- 
ser Behörde untergeordnet sind. 

jB. Für Oberhessen, die Ämter Amöneburg, Neu- 
stadt und das Gericht Katzenberg: 71,155 Seelen. 

1) Die Regierung in Marburg. Sie hatte die nämli- 
chen Geschäftsattributionen , wie die Regierung in Kassel, 
und provisorisch die katholischen kirchlichen Angelegen- 
heiten. (Justiz und Administration in einem Kollegium, 
ohne Abtheilung in Senate). 

2) Das Pupillenkollegium 

3) D as Konsistorium , 

4) Das Kriminalgericht, 

5) Das Fiskalamt, 

6) Die Polizeidirektion, 

7) Die medizinische Deputation, für das Sanitäts- 
wesen, die medizinische Polizei, die Aufsicht auf das 
ärztliche Personal, die Untersuchung und Bestrafung von 
Kontraventionen gegen Medizinalgesetze. 

i blofs Kommissarien 
, der Behörden in 
. Kassel, von wel- 
chen sie abhingen. 

C. Für das Grofsherz ogth um Fulda: 68,000 Seelen. 

1) Eine Regierung in Fulda, in zwei Senate getheilt: 
der erste: die nämlichen Attributionen, wie der in Kas- 
sel; aufserdem noch die Aufsicht auf die Verwaltung 
des städtischen und des Gemeindehaushalts, auf die mil- 
den Stiftungen, auf das Zunftwesen; sodann die Ein— 
quartirungs — und Verpflegungssachen fremder Truppen; 
der zweite: die nämlichen Attributionen , wie der Ju- 
stizsenat in Kassel; sodann die Vormundschaftssachen. 

. ( 

2) Ein Lehenhof, für die fuldaischen Lehensachen. 

nämliche Attributionen, 
wie diese Behörden in 


3) Ein F i s k a 1 a m t , 

4) Eine Polizeidirektion, 


Kassel. 
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5) Eine Schul— und Studien direktion, für die Auf- 
sicht auf das Schul- und Erziehungswesen , und auf die 
Verwaltung des Vermögens der Schulanstalten. 

6) Das Generalvikariat, für die kirchlichen Angele- 
genheiten des katholischen Kultus. 

7) Eine Medizinaldeputation, für das Sanitätswe— 

sen; für das Technische, dem Obersanitätskollegium in 
Kassel, für alles übrige, der Regierung in Fulda unter- 
geordnet. f 

8) Kammeralbehörden: 

a ) die Kammerdeputation, von der Kammer in 
Hanau abhängig; 

b) das Landforstamt und* die Forstrügekommission, 
von dem Oberforstkollegium in Kassel abhängig; 

c) die Landes— und Chausseebauinspektion, 
gleichfalls der Oberbehörde in Kassel untergeordnet; 

d) die Provinzialhauptkasse; 

e) die Landesschulden - Tilgungskommission; 

• f) die Rechnungskammer, für die Abnahme aller 

Rechnungen, auch jener von Korporationen, die unter 
Oberaufsicht des Staates stehen. 

D. Für das Fürstenthum Hanau (mit den Theilen von 
Isenburg): 75,600 Seelen. 

1) Eine Regierung, mit den nämlichen Attributionen, 
wie der erste Senat in Fulda, jedoch ohne die Vormund— 
Schaftssachen; dagegen auch für die Lehensachen. 

2) Ein Hof- und Ehegericht; Gericht erster Instanz 
für alle Schriftsäfsigen Personen, und für die Standesherr— 
liehen Familien und Diener; Gericht zweiter Instanz, für die 
Appellationen von den Untergerichten; endlich Revisions- 
behörde für Fulda und für die Isenburgischen Lande. 

3) Ein Pupillenkollegium; Obervormundschaftsbehör- 
de für die Schriftsäfsigen und für die Oberaufsicht auf das 
Vormundschaftswesen bei den Gerichten. 

4) Ein Fiskalamt, mit den nämlichen Attributionen, wie 
in den übrigen Provinzen. 

.5) Ein Konsistorium, für Hanau und Fulda, für die 
Oberaufsicht über die Kirchen und Schulen und über die 
Verwaltung der milden Stiftungen ; für die Gerichtsbarkeit 


Dlgitized by Google 


350 


# 


über die unter demselben stehenden Geistlichen und Admi— 
nistratoren in persönlichen Sachen. 

6) Eine Polizeidirektion, mit den nämlichen Attribu— 
tionen, wie in Kassel. 

7) Eine medizinische Deputation, für das Sanitäts— 

wesen. . , 

8) Finanzbehörden: 

a) Die Rentkammer, für die beiden Provinzen Hanau 
und Fulda, für die Verwaltung der Domänen, des Zoll - , 
Akzise - und Lizentwesens, der Berg- und Salzwerke; 
für die Anordnung und Leitung des Land-, Wasser— 
und Chausseebaues, die Aufsicht auf die herrschaftlichen 
Kassen; für diejVerwaltung der Depositen-;- und Land- 
assistenzkasse, der direkten Steuern und für die Aufsicht 
auf das Schuldenwesen in Fulda; für die Revision und 
Abnahme, der hanauischen Rechnungen , die Verwaltung 
der Forst- und Jagdsachen, ebenfalls nur von Hanau. 

Dieser Behörde waren unmittelbar untergeordnet: 

1) das Forstamt, jedoch nur für Verwältungs- und • 
Rechnungssachen ; für das Technische unmittelbar un- 
ter dem Oberforstkollegium in Kassel; r;. 

. 2) die Ka m m erkasse; / • ' 

3) die Depositen — und Landassistenzkasse.; 

4) die Bau- und Salinenbehörden*, , . • ■ ■ 

b ) Die Steuer- und Landkassendirektion, für 
das Ausschreiben, die Leitung der Erhebung und Ver- 
rechnung der Grund - und Gewerbesteuern; für die Auf- 
sicht auf ihre vorschriftmäfsige Verwendung, und flir die 
Abhör der Gemeinderechnungen. 

c) Die Landkassen - L otteriedirektion. 

d ) Die Landesschulden — Kommission. 

e) Die Leihbankdirektion. ’ 

f) Die Wittwen - .und Waisenkassen - Kom- 
mission. , . 

E. Für die Grafschaft 'Schaumburg: 27,000 Seelen. 

1) Eine Regierung zu Rinteln, in der Eigenschaft: 
a ) als Provinzial-Ver waltun gsbehörd e; die näm- 
lichen Attributionen, wie der erste Regierungssenat in 
Fulda ; 
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3 ) 

*) 

5 ) 

5 ) 

6 ) 


6) als Obergericht; Gericht erster Instanz in Klagen 
gegen Schriftsäfsige ; als Gericht zweiter Instanz, für Ap- 
pellationen von den Untergerichten ; als Revisiöhsinstanz, 
in allen an das Oberappellationsgericht nicht geeigneten 


Gegenständen. 

Ein Pupillenkollegium 
Ein Fiskalamt, 

Ein Konsistorium, 

Eine Polizeidirektion, 

Eine Medizinaldeputati 
Kameralbehörden: 


(nämliche Attributionen, wie 
diese Behörden in Kassel, 
und in den vier ersten gro- 
fsentheils das Personal der 
Regierung, 
n, wie in Fulda. 


а) die Kammerdeputation; der Oberrentkainmer in 
Kassel untergeordnet; 

б) die Weser-Schlachtbau-Kommission, für die 
Konstatirung der Uferschaden, ihre Wiederherstellung, 

, und für die Veranlagung , Erhebung, Verwendung, Ver- 
rechnung der erforderlichen Gelder; 

c) die Wegb audirektio n; der Oberwegbaudirektion in 
Kassel untergeordnet; 

d ) das Forstamt; dem Oberforstkollegium in Kassel un- 
tergeordnet. 



Gegenwärtige Organisation. 

I. Höchste Staatsbehörden. 

s 4 . Das geheime Kabinet; das Organ, durch welches der 
Kurfürst sowohl die schriftlichen Anträge des Staatsministe- 
riums, der Generalkontrole und anderer unmittelbarer Behör- 
den, als auch sonstige zu seiner Einsicht geeigneten Berichte, 
Gesuche und Eingaben empfängt , und durch welches seine 
Entschliefsungen an das Staatsministerium und an die übrigen 
Behörden gelangen. Demselben steht als Chef ein gehei- 
mer Kabinetsrath vor, der dem Kurfürsten über alle Ein- 
läufe Vortrag erstattet, und die Ausfertigung der Beschlüsse 
desselben besorgt; ausnahmsweise können auch, auf beson- 
dern Befehl, die Minister in demselben Vortrag halten. 
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B. Das Staatsministerium. Als Kollektivbehörde gehö- 
ren zu dem Ressort desselben: alle Gegenstände von einiger 
Bedenklichkeit oder gröfserer Wichtigkeit , die wenigstens 
ein mündliches Benehmen mit anderen Ministerialdeparte— 
ments erfordern , oder zur Entscheidung des Kurfürsten ge- 
eignet sind; namentlich: a) Beschwerden über Verfü- 
gungen der oberen Vervvaltungs— oder Finanzbehörden, ge- 
gen welche der Rechtsweg nicht zulässig ist ; b) Kompe- 
tenzstreitigkeiten unter verschiedenen oberen Behörden. 
Die Anträge des Ministeriums müssen , nebst den Akten , an 
den -geheimen Kabinetsrath abgegeben werden. In den Si- 
tzungen des Staatsministeriums, in welchen der älteste Mini- 
ster das Präsidium fuhrt, entscheidet die Mehrheit der Stim- 
men nur da, wo von gesetzlichen Bestimmungen und Anord- 
nungen, oder von einem Gegenstände Rede ist, der zu einer 
gemeinschaftlichen Behandlung zweier Ministerien geeignet 
ist, wegen welchem dieselben sich nicht vereinigen können; 
in solchen Gegenständen hingegen, bei welchen es blofs auf 
Vollziehung ankommt, und die nur ein Ministerialdepar— 
tement betreffen, ist die Befugnifs der übrigen Minister ledig- 
lich auf Berathung beschränkt. 

Dasselbe ist in vier Departements abgetheilt; nämlich: 
das erste: Ministerium der Justiz; 

« zweite: «cc des Innern; 

cc dritte: «« derFinanzen; 

« vierte: <t« der auswärtigen Angelegen- 

heiten und des kurfürstl. Hauses. (*) 

. Einem jeden dieser Departements steht ein Staatsmi- 
nister, nebst einem Ministerialrathe, vor. Diese lez— 
teren sind die Gehilfen der Minister, welche sie zugleich in 
Verhinderungsfällen ersetzen. In denjenigen Sachen , die in 
den Ministerien selbst abgemacht werden , haben dieselben 
den, jedoch blofs gutachtlichen, Vortrag, über welchen der 
Minister entscheidet. ~ In gleicher Art ist denselben in den 
Sitzungen des versammelten Staatsministeriums der Vortrag 


1) Die Attributionen eines jeden Ministeriums, in dei Verordn, 
v. 29. Jun. 1821 , im 3. Theile. 
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der dazu geeigneten Sachen ihres Departements übertragen, 
so wie dieselben an allen Verhandlungen Theil nehmen. 

Bei dem Staatsministerium ist eine eigene Ministe- 
rialkanzlei angeordnet, die, unter einem Generalse- 
kretär, aus so vielen Abtheilungen, als Minis terialdeparte- 
ments sind, besteht, mit Ausnahme des Departements der 
auswärtigen Angelegenheiten, dessen Kanzlei mit jener des 
geheimen Kabinets vereinigt ist. Mit der erstem ist zugleich 
eine Buchhaltung verbunden. Die spezielle Aufsicht auf diese 
•Abtheilungen wird von den Ministerialräthen , von jedem für 
sein Departement, geführt. 

Für die Verwaltung sämmtlicher Militärangelegenheiten ist 
das General -Kriegsdepartement, zwar nicht als Mi- 
nisterialdepartement, doch mit allen Attributionen eines sol- 
chen, angeordnet. ( 4 ) 

C. Die Gen eralkontr ole , mit der Bestimmung, darauf zu 
wachen, dafs die Staatseinnahme überall mit Umsicht, 
Sorjjfelt und Treue behandelt, die Ausgabe nicht auf et— 
was Überflüssiges erstreckt , im Ganzen ein geregelter Staats- 
haushalt, so weit dieser sich in Einnahme und Ausgabe äu- 
fsert, geführt, und das Staatseigenthum bewahrt werde. Zu- 
gleich ist der Generalkontrole die Abhörung der Rechnung 
der Generalkasse übertragen. 

Ii. Allgemeine obere Behörden. 

A. Die Oberpolizeidirektion, für die Leitung der Maafs- 
regeln zur Handhabung der Sicherheits- und Ordnungspoli— 
zei im ganzen Staate, die dem Kurfürsten unmittelbar unter- 
geordnet, den Departementsministern aber koordinirt ist. ( 1 2 ) 

B. Das Oberappellationsgericht, in zwei Abtheilun- 
gen ; nämlich : ein Zivil - und ein Kriminalsenat, unter einem 
gemeinschaftlichen Präsidenten. 


1) Die Attributionen desselben ebendas. ; seine innere Einrichtung 
in der Verordn. v«-2J. April 1821 , im 3. Theile. Überhaupt wird we- 
gen der Attributionen aller Behörden auf die angeführte Verordnung 
verwiesen. 

2) Verordn, v. 27. Novbr. 1821. M. s. auch §. 9. u. 33. INote 1. 
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C, ln dem Ressort des Departements des Innern. 

1) Das Obermedizinalkollegium, als obere berathende 
und aufsehende Behörde für die Angelegenheiten der Ge- 
sundheitspflege , für welche demselben die Medizinalrefe- 
renten bei den Regierungen als Agenten untergeordnet sind. 

2) Die Oberbaudirektion, für die höhere Aufsicht über 
das Landbauwesen , die obere Leitung des Baues und der 

Unterhaltung der Landstraßen und Brücken, die obere Auf- 
sicht auf blofse Landwege, die obere Leitung des Ufer- 
und andern Wasserbaues, so weit solcher eine Staats— oder 
Kommunalangelegenheit ist. Als berathende und aufse— 
hende Zentralstelle ist dieselbe sammtlichen Ministerien in 
allen technischen Bauangelegenheiten zur Hilfe. In Anse- 
hung des Strafsen— und Wasserbaues ist sie zugleich ver- 
waltende Behörde, für welche derselben die für einzelne 
Landestheile provisorisch fortbestehenden Deputationen, 
Kommissionen , Inspektionen , untergeordnet sind. 

3) Der Lan dwi rthschafts verein, als begutachtende und 
Vorschlägen de Stelle für alles , was auf Vervollkommnung 
und Beförderung des Ackerbaues und der Landwirtschaft 
Bezug hat. Derselbe besteht: 

a) aus einem leitenden Ausschüsse von vier Mitgliedern ; 
nämlich: einem Mitgliede der Regierung; einem sol- 
chen der Finanzkammer; dem Ökonomiedirektor der 
Musterwirtschaft, und aus einem besondern Ökono— 
miekommissar^ 

b) aus dem großem, aus 12- — 24 Mitgliedern bestehen- 
den Vereine. 

4) Der Handels- und Gewerb e verei n mit gleicher 
Bestimmung für alle kommerziellen und industriellen Ge- 
genstände ; für die spezielle Aufsicht auf die Kasseler Messe 
und deren Lokal, und für die Verwaltung des Gewerbe- 
fonds. Derselbe ist in gleicher Art in einen leitenden Aus— 
schufs von 3 Mitgliedern , sodann in den allgemeinen , aus 
8 — 16 Mitgliedern bestehenden gröfsem Verein abgeteilt* 

5) Die Landgestütsdirektion. 

6) Die Zensurkommission. 

7) Die Direktion der allgemeinen Brandversi- 
cherungs- Kommission. 
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D. In dem Ressort des Finanzdepaf tements. . 

1) Die Direktion der Generalkasse, für die der obern 
Kassenverwaltung. Alle Anweisungen an die Generalkasse 
und an die Kammerkassen müssen durch die Direktion lau- 

» fen , welche die Zahlungstermine bestimmt und zugleich 
dafür verantwortlich ist , dafs der für jeden Artikel verwil- 
ligte Kredit nicht überschritten werde. 

2) Die Oberforstdirektion, für die Leitung des ge- ✓ 
sammten Forst-, Jagd- und Fischereibetriebes ; für die Prü- 
fung und Begutachtung der Forstwirthschaftsplane ; für die 
Aufsicht auf die Messung, Kartirung, Beschreibung der 
Forste, etc. Zugleich hat dieselbe den Vorschlag zur Be- 
setzung aller Forststellen, und beziehungsweise diese selbst, 
so wie die Dienstpolizei über das Forstpersonal. 

3) Die Oberberg- und Sa^lzwerksdirektion, für die 

Ausübung und Verwaltung des Berg-, Salz- und Münz- 
regals. ' 

4) l>ie Generalinspektion der Posten. 

III. Provinzialverwaltung. 

* „ N t 

In der Hauptstadt einer jeden der vier Provinzen befin- 
det sich: 

A. In dem Ressort des Justizdepaitements: 

1) ein Ob erge riebt, fiir die bürgerliche und Strafrechts- 
pflege , in zwei Senaten ; nämlich : 
a) ein Zivilsenat, als erste Instanz in Klagen gegen 
Schriftsafsige und über alle Rechtsstreitigkeiten , welche 
Verlöbnisse, Trennung von Tisch und Bett, Eheschei- 
dung, Vater - oder Mutterschaft betreffen; als zweite 
Instanz , auf die Berufung von untergerichtlichen Ent- 
scheidungen , wenn der Gegenstand den Werth von 
50 Thalern übersteigt oder unschätzbar ist, oder eine 
unheilbare Nichtigkeit dargethan ist, etc.; , 

&) ein Kriminalsenat, 1) für die Haupt Untersuchung 
aller Verbrechen, welche mit peinlicher Strafe zu 
belegen sind, so wie solcher Amtsvergehungen, 
die keine blofse Disziplinarstrafe nach sich ziehen, und 
das Erkenntnifs darüber; 2) für das Erkenntnifs 

- 23 * 
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über die durch di© Landgerichte und Justizämter unter- 
suchten Vergehen, welche weder polizeilich, noch 
auch peinlich zu ahnden sind; 3) für die Revision 
der üntergerichtlichen Erkenntnisse, welche 
eine polizeiliche Strafe verhängen, gegen welche die 

, Berufung ergriffen ist. 

Eiir die Grafschaft Schaumburg ist ein besonderes 
Obergericht (1 Direktor, 3 Räthe) , jedoch nur mit einem 
Senate, angeordnet; in demFürstenthum Isenburg aber 
versieht die Justizkanzlei zu Meerholz die Geschäfte des 
Obergerichts. 

2) Eine Forstrügekommission, die aus einem Ober-, 
gerichtsrathe , dem Oberforstmeister der Provinz und einem 
Mitgliede der Finanzkammer zusammengesezt ist , und wo- 
bei ein Forstverwalter das Sekretariat versieht , zur Beur— 
theilung aller Beschwerden über die Entscheidungen der 
Forstbufsgerichte, und zur unmittelbaren Erkennung über 
diejenigen Frevel, welche eine härtere,, als l4tägige Ge- 
fängnisstrafe, 30tagige Waldarbeit oder eine Geldbufse von 
20 Thalern nach sich ziehen.. . 

B. In dem Ressort des Departements des Innern. * 
In der Hauptstadt einer jeden der vier Provinzen : 

1) Eine Regierung, aus einem Präsidenten und drei bis 
sechs ordentlichen Mitgliedern gebildet , * deren eins be- 
ständiger Referent für die Sicherheitspolizei ist. Als 
aufserordentliche Räthe sind derselben zugeordnet: 
ein Geistlicher, zur Bearbeitung der Angelegenheiten 
des öffentlichen Unterrichts, und ein Arzt, für die Me— 
dizinalpclizeisachen. 

ln der Grafschaft Sch au m bürg ist\eine Deputation 
der Regierung in Kassel angeordnet. 

„ Den Regierungen in Kassel, Fulda und Hanau 
sind die Geschäfte des Lehenhofes provisorisch über- 
tragen. 

2) Eine Polizeidirektion, für die spezielle Leitung der 
Sicherheitspolizei und für die Leitung der Verwal- 
tung der Strafanstalten in der Provinz. 

ln der Grafschaft Schaumburg werden die Ge- 
schäfte dieser Direktion durch ein Mitglied der Regierungs- 
deputation verwaltet. 
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3) Ein evangelisches Konsistorium, bestehend aus 
einem Direktor, der jederzeit ein Mitglied der Regierung 
seyn mufs, und aus 2 bis 4 geistlichen Rathen, für die 
Aufsicht auf den Gottesdienst und den Relisionsunter- 
rieht, die Aufrechthaltung der Kirchen zucht , etc. die Lei- 
- tung der Verwaltung des Vermögens der Kirchen , Pfar- 
reien, Stiftungen, et 9 . ■ . 

, Ein solches ist in der Provinz Fulda nicht vorhan- 

den, hinsichtlich welcher die bisherigen Verhältnisse der 
Konsistorien zu Kassel und Hanau vorerst fortdauern ; da- 
gegen ist in der Grafschaft Schaumburg eine Deputation 
, . des Konsistoriums in Kassel angeordnet. ■ .'■■■ *1 •• •? i 
■ 4) Ein Medizinal verein, als Konsultativbehörde des 
Obermedizinalkollegiums , für Gegenstände seines Ressorts^ 
und als solche der Regierung. . . .•/«•„ 

5) Eine Deputation des Land wirthschaftsver- 
eins, aus 8 bis 16 Mitgliedern bestehend, wobei 2 bis 3 

, Mitglieder der Regierung und Kammer den leitenden Aus- 
schufs bilden. 

6) Eine Deputation des Handels- und Gewerbe- 

Vereins in der Hauptstadt der Provinz, und auch in an- 
deren ausgezeichneten Städten ; bei der erstem führt ein 
Mitglied der Regierung , bei der ieztern der Kreisrath den 
Vorsitz. i :• -i > .i ; •>.•* -• * 

Aufser diesen allgemeinen , in jeder Provinz gleichför- 
mig angeordneten Behörden in dem Ressort dieses Departe- 
ments , sind in einer jeden derselben mehrere ihnen für be- 
sondere Gegenstände .und Zwecke eigen thümliche Behör- 
den, Kommissionen etc., aus der frühem Organisation bei- 
behalten worden, mit den nämlichen Attributionen, wel- 
che dieselben früher gehabt haben; namentlich: 

a) in Niederhessen, die Landesschulden— Kommis— r 
sion (ständische Behörde unter einem kurfürstl. Kom- 
missär) ; die Klassenlotteriedirektion ; jene des Zivil- 
wittweninstituts ; die Landassistenzkasse; die Zentral— 
armenkommission ; die Verwaltung der adelichen Stifte* 
so wie der Hospitäler Heina und Merxhausen; 

b) in Oberhessen, die Wasserbaukommission; 

c ) in Fulda, das Generalvikariat, für die Angelegenhei- 
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ten des katholischen Kultus ; die Landesschulden - Til- 
gungskommission;! die Landes - und Chausseebau— 
inspektion; • ; - - * *■ 

d) in Hanau, die Depositen- und Landassistenzkasse* 
die Landkassen - Lotteriedireklion ; die Landesschulden— 
Kommission; 'die Leihbankdireklion ; die Wittwen- 
und Waisenkassenkommission; 

e) in der Grafschaft Schaumburg, die Weser-Schlacht- 
bau-Kommission; die Wegbaudireklion. 

C. Im Ressort des Finan z departem ents. 

In der Hauptstadt einer jeden der vier Provinzen 
eine Finan'zkammer; zu deren Geschäftskreis gehö- 
ren: die Veranlagung und Erhebung aller direkten Steuern; 

. die Aufsicht über das Akzise-, Lizent-, Zoll- und Stem- 
pelwesen; die Verwaltung des Domanialeigenthums ; die Lei- 
tung der Erhebung und Verrechnung alles Geldeinkommens 
aus den Forsten, Jagden und Fischereien ; die Aufsicht auf die 
Kassenverwaltung aller von der Kammer ressortirenden Rech- 
nungsfuhrer; der Vorschlag zur Besetzung aller Stellen vom 
Rathe abwärts , und die Dienstdisziplin ; die Prüfung der Ge- 
suche um Erlafs von Abgaben, an Forstbufsen und an anderen 
* Strafen. 

In jeder Provinz und Kammer befindet sieh ein Ober- 
forstmeister, für die Oberaufsicht über die Forste in der 
Provinz, der zugleich den Vortrag über finanzielle Forstsachen 
in der Kammer hat. (In Schaumburg ein Forstmeister, als 
Deputatus des Oberforstm. in Niederhessen). Bei jedem Ober— 
forstmeister ein F’ors tverwalter, für das Rechnungswesen 
und die sonstige Buchführung , die Repositur und die Ausfer- 
tigungen; sodann ein Forstinspektor, zur Bereisung der 
Reviere, und zur Kontrolirung der Geschäftsthätigkeit des 
äufsem Forstpersonals. 

Aufserdem besteht in einer jeden Provinz ein Forstamt, 
das aus einer periodischen Vereinigung des Forstinspektors, 
des Forstverwalters und der Oberförster zu gemeinschaftlichen 
Sitzungen besteht, mit den Attributionen der bisherigen Forst- 
ämter , für die Entwerfung des Forstwirthschaftsplanes etc. 

Einem Mitgliede der Kammer ist , als K a s s e n k u r a t o r , 
die Kuratel der Kassen übertragen; für die monatlichen 


Digitized by Google 


359 


* 


Revision en der Kassen aber, so wieiurdie aufserordentlichen, 
sind bei einer jeden Finanzkammer zwei bis vier Kassen- 
kontroleure angestelit, welche, neben der Revision der 
Kassen, darauf zu sehen haben, dafs die Kassenbeamten die 
ertheilten Vorschriften genau erfüllen. Endlich befindet sich 
bei einer jeden Finanzkammer eine Kammerkasse mit ei- 
nem Hauptkassier und einem Kontroleur, der nicht anders, als 
gegen einen von dem Kammerdirektor und dem Kassenkurator 
Unterzeichneten Befehl, Zahlung leisten darf. Die monatliche 
Revision dieser Kasse wird durch diesen leztern bewirkt. 

Für die Grafschaft Schaumburg ist ein Deputatus der 
Kammer, in Kassel, in Rinteln angestellt. 

IV. Bezirks- und Lokalverwaltung. 

A. In dem Ressort des Justizdepartements: 

1) Landgerichte (mit einem Landrichter, einem bis zwei 
ordentlichen Assessoren, einem bis zwei Aktuaren, einem Re- 
positär und der erforderlichen Anzahl von Schreibern und 
Gerichtsboten besezt) , die aus der Vereinigung mehrerer Un— 
tergerichte, die in einem Umkreise von ungefähr drei Stun- 
den um die Städte Kassel, Rinteln, Marburg, Ful- 
da, Hersfeld, Schmalkalden, Hanau und anderer in 
gleichem Verhältnisse stehender Städte, liegen. 

2) Justizämter, mit einem Amtmanne , einem, auch zwei 
Assistenten , wo dergl. wegen der Gröfse des Amtes erfor- 
derlich sind, und einigen Gerichtsboten besezt. Die Un- 
tergerichte erkennen über alle bürgerliche Rechtsstreitigkei— 

, ten, die nicht schon in erster Instanz vor das Obergericht 
gehören; ferner verwalten dieselben die freiwillige Ge- 
richtsbarkeit, die Polizeigerichtsbarkeit, in so weif die— 
- selbe nicht besonderen Polizeikommissionen in den Städ- 
ten übertragen ist, etc. (*) 

3) Forstbufsgerichte, für die Forst-, Jagd- und Fische- 
reifrevel , welche vierteljährlich gehalten werden. 

B. ln dein Ressort des Departements des Innern. 

1) Jede Provinz ist in Kreise eingetheilt (Niederhessen in 


1) Die vollst. Attributionen iq der alleg. Verordn, v. 29. Junius 
1821 , im 3. Theile. 

♦ 


4 
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zehn , jede der drei anderen Provinzen in vier Kreise). Je- 
dem derselben ist ein Kreisrath vorgesezt (mit einem Se- 
kretär, zwei Schreibern und einem Landbereiter) , für die 
Besorgung aller in das Ressort des Innern gehörenden Ge- 
schäfte. Derselbe ist vorzüglich der Regierung der Pro- 
vinz, zugleich aber auch den neben derselben bestehenden 
höheren Behörden untergeordnet. Zu seinem Wirkungs- 
kreise gehören : a ) die W ahrung der Landeshoheits - und 
Grenzgerechtsame; b) die Verkündigung der Verordnungen; 
c) die Aufnahme und Entlassung von Unterthanen ; d) be- 
stimmte Zweige der Sicherheits— und Ordnungspolizei; 
c) die Armenpolizei; f) die Aufsicht auf öffentliche Belu- 
stigungen, Leihbibliotheken, Buchladen; g) die Markt—, 
Maafs- und Gewichtspolizei; h ) die Straisen-, £) die Ge- 
sundheitspolizei, etc.; Je) die Aufsicht auf die Gemeinde- 
verwaltung, die Vorrevision der Rechnungen über dieselbe; 

T) jene auf die milden Stiftungen und anderer gemeinnützi- 
gen Anstalten, und die Abnahme der Rechnungen über die- 
selben, in so fern sie nicht 300 Thaler übersteigen; m) die , 
. Militärausnahme, Einquartirungs—, Verp fl egungs—, Marsch-, 
Vorspann- und dergl. Angelegenheiten, etc, ( l ) 

2) Verwaltende Ortsbehörden. In den Städten, der 
Bürgermeister und der Stadtrath; in den Flecken 
und Dörfern, die Schultheifse und Greben, fiir die 
Verwaltung des Gemeindehaushalts und der örtlichen Ad- 
ministrativpolizei , beides unter der Leitung des Kreisraths 
In der Residenz und in den Hauptstädten der Provinzen^ 
mit Einschlufs von Rinteln, stehen die Bürgermeister und 
Stadträthe unmittelbar unter den Regierungen. In meh- 
reren Städten sind besondere Polizeikommissionen 
angeordnet (m. s. S. 143, Note 2), bei welchen, mit Aus- 
nahme jener in den Provinzialhauptstädten , einschliefsl. 
Rinteln, der Kreisrath den Vorsitz führt. 

C . In dem Ressort des Findnzdepartements. 

1) Für die Verwaltung der direkten Steuern, in jeder 
Provinz eine Anzahl Steuerkommissarien (in Nieder— 
hessen mit Schaumburg 7 bis 8; in Oberhessen 2 bis 3). 

1) Man s. die alleg. Verordn, im dritten Thcile. 
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Dieselben verrichten in ihrem Amtsbezirke das Ab- und 
Zuschreiben in den Steuerkadastern ; halten , mit Zuziehung 
der Gemeindevorgesezten , den Umsatz der Gewerbe - und 
Viehsteuer; verfertigen die Heberollen für die Grund—, 
Exemten-, Gewerbe- und Viehsteuer, und besorgen alle 
sonstigen Aufträge der Finanzkammer in direkten Steuer— 
angelegenheiten. . 

2) Für die Verwaltung der indirekten Steuern, Lizent- 
kommissarien (in Niederhessen zwei, in einer jeden der 
anderen Provinzen einer) , welchen das erforderliche Per— 

' i * ' * - * , 

sonal von Akzise — und Lizentschreibern , Kontroleuren, 
Zollverwaltem , Bereitern , Erbebern und Aufsehern beige- 
geben ist. 

3) Für die Revision der Kassen, die bereits erwähnten Kas- 
senkontroleure. 

4) Rentmeister, für die Erhebung der direkten Steuern, 
mittelbar durch die Ortserheber; der Domanialgefälle aller 
Art; der Forst-, Jagd— und Fischereieinkünfte; der Ju- 
stiz-, Finanz- und anderer Sporteln; der Zivil-, Polizei- 
und anderer Geldstrafen; der indirekten Abgaben, wo für 
diese keine besonderen Erhebungen bestehen. Zijgleich ist 
denselben die Beitreibung aller zu ihrer Erhebung gehöri- 
gen Gelder und Naturalien übertragen; so wie dieselben 
auch alle Aufträge vollziehen müssen, welche ihnen von 
den Finanzkammem in Betreff der Domänenverwaltung er- 

• , theilt werden, 

* » i * Tl • , , , i , 

Unter denselben sodann Ortseiheber der direkten 
Steuern. , ,, 

5) Für die Forstver waltung, Oberförster, Förster 

(Brigadiers , reitende , gehende Förster). , , 

6) Für die Berg— und Salzwerksverwaltung, Berg- 
und Salzämter, Berg- und Hüttenverwaltungen. 


r 


i • 
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' , . » . 2 

Herzogthäm Nassau. (‘) 

• <• 

Bei den organischen Einrichtungen dieses Staates bildet das 

Healsystem in so fern die Grundlage, als die verschiedenen 
Hauptzweige der Verwaltung (Justiz, Verwaltung des Innern, 
Finanzen) , getrennt und für jeden derselben besondere Behör- 
den angeordnet sind. 

In gleicher Art besteht in Absicht auf die Geschäftsbehand- 
lung eine Kombination des Einheits- mit dem Kollegialsyste— 
me , in dem Maafse , dafs bei allen Behörden , deren Bestim- 
mung weniger berathend, und mehr an ordnend und vollziehend 
ist, das erstere in Anwendung ist. 

Die Trennung nach Geschäftszweigen ist durch alle Stadien 
der Verwaltung (bei den Beamten durch materielle Scheidung 
ihrer Ressortverhältnisse) durchgeführt. Überhaupt trägt die 
ganze Organisation das Gepräge an sich , dafs sie gleichsam aus 
einem Gusse hervorgegangen ist, wefshalb, und weil dieselbe 
für Staaten von dem Umfange, wie das Herzogthum Nassau 
, (wohlverstanden, mit den durch die Lokalverhältnisse beding- 
ten Modifikationen), als die angemessenste zu erachten seyn 
möchte , nachstehende Skizze derselben vorgelegt wird. 

» # ■ i 

I. Zentralverwaltung. 

A. Das Staatsministerium: die oberste Behörde für alle 
l ' Zweige der Verwaltung. Ihm steht ein dirigirender Staatsmi- 
nister vor, welchem ein, aus der Mitte der höheren Staats- 
dienergebildeter, Staatsräth beigeordnet ist. Die Mitglie- 
der dieses leztern führen keinen besondern Diensttitel. Der- 
selbe versammelt sich jährlich in ordentlicher Sitzung zur 
Prüfung des Landesausgabenetats; aufserdem so oft derselbe 
zur Erörterung, Prüfung und Begutachtung von Gesetzesvor- 
schlägen , Reklamationen , etc. berufen wird. 

Unmittelbar unter dem Ministerium: 


1) Die organische Hauptverordnung im 3. Bande; jene für ein- 
zelne Zweige in dem Verordnungsblatte. Man vcrgl. auch das Staats- 
, und Addrefshandbuch des Herzogthums. 
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1) Die geheime Kabinetskanzlei, für die Expedition 
der Kabinetsresolutionen und für die Korrespondenz des 
Herzogs. 

2) Die Staats -Ministerial - Kanzlei, fiir die Bear- 

beitung und Vorbereitung aller Einläufe bei dem Ministe- 
rium , die zu einer unmittelbaren Entscheidung noch nicht 
geeignet sind , so wie für die Ausfertigung der Resolutio- 
nen des Herzogs, des Ministers, des Staatsraths. Die- 
selbe besorgt zugleich die Redaktion des Verordnungs- 
blattes. ' / 

3) Die Staatskassendirektion, für die Leitung des 
Einzuges aller zur Landessteuer— und Domänenkasse ge- 
hörigen Einnahmen, und die Bewirkung aller Ausgaben; 
dieser lezteren dadurch, dafs sie allen Staatsverwaltungs- 
behörden den ihnen in dem Etat bewilligten Kredit in 
bestimmten Terminen haar zur Disposition stellt , und die 
statt baarer Geldlieferung von den Rezepturbeamten ein- 
gekommenen Quittungen über die für Rechnung dieser 
Behörden geleisteten Zahlungen , denselben darauf zurech- 
net. Am Ende des Jahrs stellt dieselbe die General-Staats— 
kassenrechnung über sammtliche Staatseinnahmen und 
Ausgaben. 

4) Die allgemeine Prüfungskommission, in zwei 
Abtheilungen : 

die erste, für Rechtswissenschaft und Staatswirthschaft; 
die zweite, für solche Zweige, die besondere wissen- 
schaftliche oder technische Kenntnisse erfordern. 

- 5) Das Staatsarchiv. 

B. Justizbehörden. 

1) Das Ober-Appellationsgericht, drittelnstanz 
in Zivil- und Kriminalsachen; bei den lezteren, wenn 
Nullitäten im Verfahren begangen worden sind. Dem- 
selben sind unmittelbar untergeordnet: * a) die beiden Hof— 
gerichte; b) die Rechnungskammer; c) die Oberrech— 
nungskommission ; die beiden lezteren jedoch nur in dem 
Falle, wenn von ihren Rechnungsabschlüssen nach den 
bestehenden Verordnungen eine Appellation statt findet. 

2) Die Hofgerichte zu Dillenburg und zu Wies- 
baden, deren jedem ein Sprengel von 14 Ämtern zuge- 

i 
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theht ist (Verordn. v. Sl.Dezbr. 1821), als zweite Instanz 
für alle Zivilrechtsstreitigkeiten über 50 fl.,, und als erste 
Instanz für die privilegirten Personen und Sachen , und für 
Ehescheidungssachen. Dieselben bilden zugleich die den 
beiden Kriminalgerichten vorgesezten Kriminalgerichtshöfe 
und die Obervormundschaftsbehörde. Unter denselben : 

a) die Kriminalgerichte zu Wiesbaden und zu Dil— 
lenbuig, blofs zur Inquisition; , , 

b ) die Ämter, als Berichte erster Instanz für alle Per- 

sonen und Sachen , die keinen privilegirten Gerichts- 
stand haben. . • ,. • t . . . , * 

C. Militärverwaltung. Das Generalkommando, für 
die rein -militärischen Sachen , die Verpflegung, etc. und die 
Regierung. 

D. Für die Verwaltung de s Innern: die Landesre- 
gierung. Ihr Wirkungskreis erstTeckt sich auf die gesammte 
geistliche— und Zivilverwaltung; insbesondere: 

1) auf die Ausübung der landesherrl. Rechte in Beziehung 
auf die katholische Kirche, die Leitung der kirchlichen 
Angelegenheiten der Protestanten, so wie auch die Auf- 
sicht über die Religionsübung aller Einwohner , die sich 
zu keiner von diesen beiden Kirchen bekennen , und über 
das Kirchen - und Pfarreiverroögen und dessen Verwaltung ; 

2) die Aufsicht auf alle Unterrichtsanstalten , ihre innere und 

äufsere Polizei und die Verwaltung der dazu bestimmten 
öffentl. Fonds; „ /' 

7 * ' « * »• 

3) die Handhabung der gesammten Polizei, die Aufsicht auf 
sämmtliche Zivilgefängnisse, auf das Zucht-, Korrektions— 
und Irrenhaus, auf den Buchhandel, die Feuerpolizei und 
die Verwaltung der Brandversicherungsanstalten; 

4) die Beförderung der Landwirtlischaft und Gewerbe, Fa- 
briken, Manufakturen, etc.; die Aufsicht auf die Zünfte 
und Zunftkassen, auf die Schifffahrt auf den Flüssen , etc. ; 

5) die Leitung der Forstverwaltung, des Berg- und Hütten- 
betriebes; 

• / * * 

6) die Anordnung und Leitung des Weg- und Uferbaues; 

7) die Aufsicht auf die Gemeindeverwaltung , namentlich die 
Leitung der Verwaltung und Verrechnung des Gemeinde- 
Vermögens; die Gestattung der Erwerbung oder Veräufse— 
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rung von Immobilien , der veränderten Benutzung und Ver— 
theilung der Allmenden etc. , die Anordnungen zur Tilgung 
der Gemeindeschulden , etc. ; 

8) die Aufsicht auf die Armenpflege; 

9) die Leitung aller Marsch-, Einquartirungs- und Rekruti- 
rungssachen , und die Erkenntnifs über Entschädigung we- 
gen erlittener Kriegsschäden; 

10) die Einziehung und Bearbeitung der statistischen Notizen, 
und die Direktion der topographischen Arbeiten ; 

die Aufsicht auf das Medizinalwesen , etc. ; 

12) die Entscheidung, ob und in wie weit Privateigenthum für 
öffentliche Zwecke verwendet werden könne , und die Fest- 
setzung der dafür zu leistenden Entschädigung etc. ; 

13) die Dienstpolizei über alle Beamten ihres Ressorts. 

Der Geschäftsgang ist kollegialisch. Dieselbe ist in vier Senate 
abgetheilt und sind ihr für die geistlichen— und Schulsa- 
chen, für die Medizinal-, Forst- und Bergbauverwaltung 
technische Räthe beigegeben. Derselben sind untergeordnet: 
. a) die Waisenkommission; 
b) die Hospitalverwaltung. 
jE. Für die Finanz Verwaltung. 

1) Die General - Steuerdirektion. Zu deren Geschäfts- 
kreis gehört die Verwaltung und Verrechnung aller Einkünfte 
der Landsteuerkasse (direkte und indirekte Steuern, Rega- 
lien, Monopolien, Strafen, Vermögenskonfiskationen). Sie 
besorgt und kontrolirt die richtige Erhebung und Abliefe- 
rung an die Staatskassen direktion aller in die Landsteuer— 
kasse fliefsenden Einnahmen, und stellt die Jahrrechnung 
über dieselben und über den Verwaltungsaufwand. Die 
Geschäftsbehandlung ist büreaumäfsig. Von derselben ab- 
hängig: die Münze. / 

2) Die General — D omänendirektion, für die Verwal- 
tung sammtlicher Domänen , die Leitung des Einzuges der 
Revenüen aus denselben, und für ihre Verrechnung, so, 
wie die vorhergehende Generalstaatsdirektion. ' Zugleich 
führt dieselbe die Oberaufsicht über das Domanialbauwesen. 
Diese Direktion zerfällt in drei Abtheilungen; nämlich: 

a ) für die laufende Verwaltung; 
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6) für die Finanzrückstände; 

c) für die Lehensachen als Lehenhof. 

Die Geschäftsführung ist büreaumalisig. 

3) Die Rechnungskammer. Sie führt im Allgemeinen 
die Aufsicht über die Erhebung, Verwendung, Verrech- 
nung sowohl sämmtlicher unmittelbarer Staatseinnahmen, 
als auch der unter der Aufsicht der Regierung stehenden 
Fonds und Korporationen. Insbesondere liegt derselben ob: 

a) die Sammlung, Revision und Zusammenstellung der 
Materialien für den jährlichen Exigenzetat ; 

b) die Kontrole über den richtigen Eingang der Revenuen, 
und über ihre etatsmäfsige Verwendung; 

c) die Anordnung regelmäfsiger und aufserordentlicher 
Kassenvisitationen ; 

d) die Prüfung und der Abschlufs sämmtlicher Rechnun- 
gen, wobei, wenn ein Theil bei diesem sich prägTavirt 
glaubt, und wenn die appellable Summe vorhanden ist, 
demselben der Rekurs an das Appellationsgericht offen ist; 

e ) der Vorschlag zur Besetzung der Rezepturen, die Ver- 
pflichtung der Rezeptoren und die Berichtigung ihrer 
Kautionen. 

4) Die Ob errechnungs - Kommission in Dillen- 
burg, für die Erledigung aller bis zum Jahr 1816 vorhan- 
denen Geschäftsrückstände bei denjenigen Behörden, in de- 
ren Wirkungskreis die Rechnungskammer getreten ist; na- 
mentlich : 

c) aller Rechnungen über Staatseinkünfte aus den vormals 

* nassau-oranischen Landestheilen ; v 

b ) aller Lokalrechnungen über Kameraleinkünfte im Her- 
zogthume ; 

c) aller Rechnungen über milde Stiftungen, Lehranstalten, 
über Gemeinde - und Kirchenvermögen, etc. 

Die Geschäftsbehandlung ist kollegialisch. 

II. Amts- und Lokalverwaltung. 

Das Herzogthum ist in 28 Amtsbezirke eingetheilt. In je- 
dem sind nachstehende besondere Amtsverwaltungsbehörden an- 
geordnet; nämlich: 

1) für die Justizpflege in erster Instanz, sodann für die 
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gesammte Zivil- und geistliche Verwaltung und für die 
Armenpflege; 

2) für das Medizinalwesen; 

3) für die Rezepturverwaltung; 

4) für die Forstverwaltung. 

Für die Gemeindeverwaltung eines jeden Gemeindebezirks be- 
steht eine verwaltende und vollziehende (der Schult- 
heifs), eine verrechnende (der Gemeinderechner), eine 
berathende und kontr oliren de Behörde (die Gemeinde- 
vorsteher), und ein Feldgericht. 

A. Zivil- und Justizverwaltung, nebst der Armen- 
pflege und Lokalverwaltung. 

1) Zivil- und Justizämter, die den verschiedenen Zen- 
tralverwaltungsstellen, einer jeden für ihren Geschäftskreis } 
unmittelbar untergeordnet sind. Bei jedem Amte befinden 
sich: ein Amtmann, ein Land- Oberschultheifs, 
ein Amtsassessor oder Sekretär, ein Akzessist,* 
ein Amtsdiener, von welchen jedem nachstehenden 
besondere Obliegenheiten übertragen sind; nämlich: 

d) dem Amtmanne im Allgemeinen die Sorge für die Voll- 
ziehung aller bestehenden Gesetze u. Verordnungen, und 
die Aufsicht auf alle in seLiem Bezirke angestellten Amts- 
und Lokalverwaltungsbeamten ; sodann insbesondere: 
1) in dem Geschäftskreise der Justizbehör- 
den: die Justizpflege erster Instanz in streitigen Zi- 
vilsachen, ausschl. der privilegirten ; bei Verwal- 
tung der freiwilligen Gerichtsbarkeit: die 
Bestätigung der vom Land-Oberschultheifsen auf- 
genommenen Akte ; die Aufbewahrung der Original- 
urkunden ; die Aufnahme von Testamenten schrift- 
säfsiger Personen ; die Anordnung zur Sicherung des 
hinterlassenen Vermögens etc.; die Protokollirung 
der Viehhändel auf Märkten, und Schlichtung dar- 
über entstehender Streitigkeiten; die Kontrole über 
die dem Land-Oberschultheifse obliegende Aufsicht 
auf die Vormundschaften, nebst der Revision und Ju- 
stifikation der Vormundschaftsrechnungen ; — rück- 
sichtlich der Kriminaljusti z: die Ergreifung 
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der Verbrecher , die Führung des Informativprotokolls 
und die Abgabe von beiden an das Kriminalgericht; — 
rücksichtlich der korrektioneilen Justiz: 
die Untersuchung und Bestrafung aller Polizeiverge— 
hen , wenn die Strafe picht vierwöchentliche öffent- 
liche Arbeit, i4tägiges Gefangnifs öder 30 fl. übersteigt; 

2) im Wirkungskreise der Landesregierung: 
im Allgemeinen Aufsicht und Vollziehung für alles, was 
das Ressort dieser Zentralbehörde bildet; die Aufsicht 
auf die Handhabung der Gesetze über die Landesbewaff- 
nung , und Mitwirkung bei den Rekrutenaushebungen ; 

3) im Wirkungskreise der Generalsteuerdi— 
rektion: die Sorge für die Regulirung und Erhal- 
tung der Kadaster , für die direkten Steuern , für den 
Ansatz der Konfirmationstaxen für Urkunden der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit, Einzug und Einsendung 
dieser Gebühren und der Geldstrafen; 

4) im Wirkungskreise des landesherrlichen 

Postkommissärs: nach dessen Weisungen die 

Aufsicht auf die Ausübung des Postregals; 

5) im Wirkungskreise der Generaldomänen- 
direktion und der Rechnungskammer: neben 
der Obsorge für die Gerechtsame des Domänenfiskus, 
die Erledigung aller Aufträge, die ihm ertheilt werden ; 

6) dem Land - Oberschultheifse die gesammte Ver- 
waltung der freiwilligen Gerichtsbarkeit, namentlich Auf- 
nahme und Ausfertigung aller Kauf- und Tauschkontrakte 
über unbewegliche Güter, Ausfertigung gerichtlicher Hy- 
potheken und Aufsicht auf die Hypothekenbücher, Proto— 
kollirung der Güterübergaben der Eltern an Kinder et&. , 
Testamentsaufnahme amtssäfsiger Personen, desgleichen 
von Inventuren , Erbvertheilungen , etc. ; Aufsicht auf 
das Vormundschaftswesen und auf das Vermögen der 
Gemeinden, Kirchen, milden Stiftungen, etc. und über 
die Zünfte ; 

c) der Amtsassessor oder S ekretär, und der Akzes- 
sist; der erstere ist Gehilfe und Stellvertreter des Beam- 
ten, der leztere für die Aktuariatsgeschäfte. 

2) Die Amts- Armenkommission, für die Aufsicht über 
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die Armen, das Einsammeln der Unterstützungen und; ihre 

. *: Verwendung. Dieselbe besteht aus ständigen Mitgliedern 

(der Beamte als Direktor, der Medizinalrath, der Land- 
Oberschultheifs , der Rezepturbeamte und der Amtssekre— 
tär), und aus jährlich wechselnden Mitgliedern (aus zwei 
. Pfarrern),. 

Aufserdem hat jede Amtsarmenkommission als Gehilfen: 

а ) einen Kassirer für Einnahme, Ausgabe und Verrech- 
nung ihrer Fonds ; 

б) in jedem Orte mehrere Armenpfleger. 

3) L okal Verwaltungsstellen, für jeden Gemeindebezirk 
einen Schultheifs als verwaltende und vollziehende 
Behörde; einen Gemeinderechner; drei bis vier Ge- 
meindevorsteher, als berathende und kontrolirende Be- 
hörde; das Feldgericht, das aus dem Schültheifse und 
Feldgerichtsschöppen besteht, für die Aufsicht, üb er die 
Grenzen der Gemarkung und der Privatgrundstücke wel- 
ches zugleich die Hypotheken-, Stock- und Lagerbücher 
' * führt. " - ■ ' ■ 

i 

B. Medizin al Verwaltung, besteht aus einem Medizinalrathe 
als Direktor, aus einem Medizinalassistenten, aus einem 
Thierarzte; für die Obsorge und die Erhaltung des Öffent- 
lichen Gesundheitszustandes, für die Aufsicht und Leitung der 
Schützblatterimpfung , für die Aufsicht über die der Medizi- 
nal Polizeiaufsicht untergebenen Anstalten, insbesondere über 
Apotheken, Gefängnisse, Hospitäler, Badeanstalten ; für Unter- 
suchung von verkäuflichen schädlichen Nahrungsmitteln und 
Getränken; für die Aufsicht über die Behandlung und Be- 
erdigung der Todten ; für die Sorge für die Heilung der inneren 
und äufseren Krankheiten landwirthschaftlicher Thiere, etc. 

C. Rezepturverwaltung, für die Erhebung und Einsen- 
dung aller zur Landsteuer-, Generaldomänenkasse und dem 
Generalstiftungsfond gehörenden Einnahmen , und * für , die 
Verwaltung der Domänen; zugleich Agent der Zentralbe • 
hörden für die Leitung ihrer Ausgaben. Bei einer jeden 
Rezeptur befinden sich: 

1) ein Rezepturbeamter; 

2) ein Rezepturakzessist als Gehilfe; 

3) einJRezepturdiener. 

24 
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D. Forstverwa ltung. Sämmtliche- Waldungen sind in acht 
Inspektionsdistrikte, diese in 65 Oberförstereien getheilt; 
für jede Inspektion ein Oberforstbeamter mit einem Assistenten. 

E. Geistliche Verwaltung: 

1) katholische Kirche, die Vikaratsbehörden zu 
Aschaffenburg und zu Limburg; unter diesen , Land- 
kapitel mit einem Landdechanten für die Aufsicht über 
die Amtsführung der Pfarrer in seinem Bezirke; 

2) evangelische Kirche, zwei Generalsuperintenden- 
ten , unter diesen 20 Dekanate. 

F. Verwaltung des öffentlichen Unterrichts: 
Schulinspektoren, für die Aufsicht und Kontrole über 

die Elementar- und Realschulen, für jeden Amtsbezirk 
einer, der für seinen Wirkungskreis dem Amte koordinirt 
ist, für die Aufsicht über das Schulpersonal und dessen 
Dienstführung , über die Ertheilung des Unterrichts nach 
Vorschrift der Lehrplane. Denselben sind für die näch- 
ste Aufsicht untergeordnet, Schulvorstände für jeden 
Schulbezirk, bestehend aus dem Ortsgeistlichen, dem 
Schultheiis und drei Gliedern von dem Gemeindevorstande. 

G. Weg- und Uferbau, und Unterhaltung der öf- 

fentlichen Gebäude. 

Unter der unmittelbaren Oberaufsicht der Regierung, ein 
Oberweginspektor und ein Uferbauinspektor, un- 
ter diesen 25 Chaussee-Bezirksinspektoren; für den 
Landbau, drei Landbaumeister. 

H. Berg— und Hüttenverwaltung , obere Behörde die 
Regierung, welche die Aufsicht führt; unter derselben Be- 
amten auf den einzelnen Etablissements. 

J. Verwaltung der Strafarbeits-, Besserungs- und 
Detentionsanstalten zu Dietz und zn Eberbach; in je- 
der ein Direktor, ein Kassirer, ein Verwalter, ein Arzt, 
ein Pfarrer. 

4 
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f Rufs lau d. 

Der Organismus 'dieses gröfsten aller grofsen §£iaten , bei 
welchem in Absicht auf Territorial- und auf Geschäftseinthei— 
lung das Realsystem die Grundlage bildet,* ist sowohl durch 
die Konsequenz, mit welcher derselbe durchgeführt ist, durch 
die Einfachheit seiner Konstruirung , und den geringen Personal— 
aufwand, als auch durch mehrere Eigentümlichkeiten , die in 
keitiem andern Staate statt finden, ausgezeichnet. 

Zu diesen lezteren gehören insbesondere das Institut des 
Senates, und die Art, wie derselbe in die Verwaltung ein- 
greift; jenes der Hera 1 die, und die Art, wie die Beamten- 
stellen in den Gouvernements besezt werden; die Gouver- 
nementsverfassung, in welcher die Stellung der verschie- 
denen Behörden so geordnet ist, dafs dieselben, aufser der 
allgemeinen Kontrole durch das Institut der Gouvernements— 
prokureurs sich wechselseitig kontroliren , etc. , durch welche 
Einrichtungen, so wie dadurch, dafs der Wirkungskreis und 
die Wirksamkeit der Ministerien auf eine völlig gleichförmige 
Art über alle Theile des Staates sich erstreckt, und dafs in . 
diesen alle Zügel , welche die Bewegung des Ganzen lenken, 
zusammenlaufen , Einheit und Gleichförmigkeit in der Bewe- 
gung dieses ungeheuren Körpers bewirkt und erhalten wird. 

Durch alles dieses ist die Kenntnifs der organischen Ein- 
richtungen dieses Staates von nicht unwichtigem Interesse. Bei 
der Dürftigkeit der vorhandenen Materialien (‘) hat kaum mehr 
als eine blol'se Sciagraphie zusammengestellt werden können, 
die indessen dennoch hinreichend seyn dürfte, um eine all- 
gemeine Übersicht des Ganzen zu gewähren. 


p * « » 

1) Die Materialien, deren Benutzung zu Gebot gestanden hat, 
sind : 

Storch, Rufsland unter Alexander I. 

Vofs, Rufsland beim Anfänge des 19. Jahrh. 1814. 

Hassel, vollsU Handb. d. neuest. Erdbeschr. 3. Abth. 2. Bd. S. 132 f. 

Die organischen Gesetze in Betreff der Bildung der höheren Staats- 
behörden, nämlich: des Senates, de« Reichsrathes , des Ministeriums 
etc., sind im 3. Bande enthalten. 

24 * 
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I. Höchste Reichsbehörden. 

* ' 

* » * 

* ’ ) ' J ** 

A. Der Staatsrath; das höchste Reichskollegium , in wel— 
? chem alle Reichsangelegenheiten untersucht und geprüft wer- 
den. Derselbe besteht unter dem , Vorsitze des Kaisers oder 
in seiner Abwesenheit eines jedesmal für ein Jahr ernannten 
- präsidirenden Mitgliedes, aus den Ministern und anderen 
vom Kaiser ernannten Mitgliedern. Derselbe ist in vier De- 
partements eingetheilt, nämlich: 

1) der Gesetzgebung; 

2) des Kriegswesens ; 

3) der bürgerlichep und kirchlicheh Angelegenheiten ; 

4) der innen*. Staatswirthschaft und der Finanzen; 

in welche die Mitglieder jährlich neu erwählt werden, und 
vereint das Plenum bilden. 

.. . Demselben untergeordnet sind : 

1) die Gesetzkommission; 

2) die Kommission für die eingereichten Bittschriften. 

jB. Das Staatsministerium (jetzige Organisat. durch die 
Ukas v. 25. Jul. 1810.) Dasselbe bildet kein eigentliches 
Kollegium, • wohl aber bilden die verschiedenen Ab- 
theilungen desselben für sich eigene Kollegien, die, 
unter der speziellen Aufsicht und Leitung des Ministers , die 
Geschäfte bearbeiten. Jeder Minister hat als solcher Sitz und 
Stimme in dem Reichsrathe und in dem Senate, welchem 
leztern ein jeder jährlich einen Rechenschaftsbericht über die 
Verwaltung seines Departements vorlegen mufs. Einigen der 
Minister steht ein Gehilfe zur Seite, der fiir die Sachen, 
^ die er unterzeichnet,, verantwortlich ist. 

. Die Ministerien sind nachfolgende: 

A. Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Unter dem Minister des Depart., das Kollegium der 
auswärt. Angelegenheiten, welches eingetheilt ist: 

1) in die geheime Expedition; 

2) <t ec öffentliche Expedition : 

a) Depart. der Familienangelegenheiten; 

b) ' ec « asiatischen Geschäfte; 

c) « cc Krön— und laufenden Geschäfte; 

* 3) Archiv des Kolleg, der auswärt. Angeleg. in Moskau. 


— 373 — 


S if t 

i 

•i I» • 


t \ f 


1 , 


i 

b. Das Kriegsministerium. 

o i * ' * . 

Unter dem Departementsminister, da« K riegskollegium. 

1) das Generalauditoriat (das höchste Zivil-Militärgericht) ; 

2) die Expedition für die Militärwaisenanstalten ; 

3) die Proviantexpedition; 

4) die Kommissariatexpedition (mit den davon abhän- 
gigen Kommissionen für die Kommissariatsdepots, 
die Aufsehe» über die Militärhospitäler und über die 

. 1 militärischen Fabriken) ; ' ' * ‘ 1 * 

5) die Rechnungsexpedition ; 

6) die Inspektorexpedition ; 

7) die Artillerieexpedition; 

8) die Ingepieurexpedition ; 

9) die Kriegskommission; 

10) das Kartendepot. 

c. Das Marinemini^terium. 

Unter dem Minister, dem ein Generalstaab zur Assistenz 
beigegeben ; 

1) das Admiralitätskollegium, mit sechs Expedit. : 

a) die Kommissariatsexpedition, für das Kommissa- 
riats- und für das Proviantdepart. $ 

b) die Intendanzexpedition: 

1) für das Depart. der Intendanz; 

2) « « « der Equipagen; 

3) C « *• « des Schiffbaues; 

c) die Rechnungsexpedition ; 

d) die Artillerieexpedition; 

e) die Schatzmeisterexpeditiön ; ’* ‘ 

f) die Inspektörexpedition ; 

2) das Admirälitätsdepartement, für die Leitung 

des wissenschaftlichen Theiles där Nautik. 

• # , .? 

p. Das Justizministerium, mit drei Expeditionen: 

• 1) für den Senat; 

2) für die Gouvernements ; 4 

' 3) für die Heraldie. 

Demselben sind wegen des abweichenden Rechtsganges 
in den russischen , teutschen und polnischeu Provinzen, 
für jede dieser Gebietstheile ein besonderer Rechtskon- 
sulent beigegeben. 


. j ; 
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Unmittelbar unter demselben : 

a) das Justizkollegium der lief—, ehst— und finnlandi— 

" sehen Sachen;. ,l : ‘ ? 

b) das Archiv der abgemachten , und aller Prozefssachen 

in beiden Residenzen ; ’ 

c) das Mefsdepartement , mit den Meiskomtoiren. 

* '»>i ’>jjt . j * * <. # 

E. Das Ministerium der inneren Angelegenheiten. 
In fünf Expeditionen, die wieder in Kammern und 
diese in Tische eingetheilt sind; jede Expedition mit ei- 
nem Chef ; jede Kammer mit einem Direktor , einem Rath, 
einem Journalisten und einigen Schreibern ; jeder Tisch 
mit einem Tischdirektor, einem Gehilfen, dann einer 
Anzahl von Ober-, Unter- und gewöhnlichen Schreibern. 

1) Expedition der Staatsöko nomie , mit drei 

Kammern: ;il . . j , 

a) Kamine* d,es Ackerbaues, mit zwei Tischen: 

1) für die Kolonisirung; 

, . 2) für ' /die; Produkte ; i , t . • « 

b ) Kammer , der Manufakturen, mit zwei Ti— 

*: scheu,, ^ f • • . i * , 

1) für die Kontrole der Fabriken überhaupt; 

2) für di^e Fabriken , die zu Lieferungen verpflich- 
tet sind; > . * 

c) Kammer des Salzwesens, mit drei Tischen: 
1) für die Gewinnung des Salzes; . 

v 2) für die Verführung desselben; 

3) für die„RucJihalterei. 

" ^ i ■ * • . * 

2) Expedition der Staatspolizei, (*) (Verfassung 
, der PoLze^verwaltung ; Erhaltung der öffentlichen Ruhe 

und Ordnung; Polizeilasten ; öffentliche Bauten; die 
Kammern der allgemeinen Fürsorge.). 

3) Expedition der Staatsmedizinalpflege, mit 

zwei Kammern ; 

• * » ♦ * • . * . . * 

a ) für die gelehrten laufenden Geschäfte, mit zwei 
• Tischen; , 


I) Die innere Organisation ist dem Verf. nicht bekannt, Nach 
neueren Anzeigen dürfte für die Sicherheitspolizei das Ministerium der 
Polizei, so wie dasselbe früher bestanden hat, wieder hergestcllt werden. 
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1) für die medizinische Praxis; 

2) für die Bildung künftiger Medizinalbeamten; 
b^j für die ökonomischen Angelegenh., mit drei Tischen: 

1) für die Anweisung der Einnahme und die An- 
schaffung medizinischer Materialien ; 

*2) für die Unterhaltung der verschiedenen An- 
stalten ; i- ' 

3) für die Buchhalterei: 

4) Das Postdepartement. 

5) Die Expedition der lief—** und ehstländischen Sachen, 

und der Angelegenheiten der Juden. 

Das Finanzministerium, mit der Kanzlei des Mi- 
nisters in fünf Abtheilungen. . 

Die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben ist, 
unter der Leitung des Finanzministers, in drei Sek- 
tionen vertheilt, nämlich: 

i) die erste Sektion oder das eigentliche Finanz- 
' ministe ri um, für die Verwaltung aller Quellen des 
Staatseinkommens, des Kroneigenthumes , der Berg— 
und Salzwerke, der Forsten, der Gefalle und Abga- 
ben jeder Art, der Münz— und Bankgeschäfte etc., 
so wie für die Aufsicht auf den gesammten Staats- 
haushalt und die Leitung desselben. Diese Sektion 
ist in vier Departements, jedes mit mehreren Abthei- 
lungen, eingetheilt, nämlich: n . 

a) Departement des Staatseigenthums, mit 
fünf Abtheilungen: 

1) der Arrendegüter ; > 

2) der Kronwälder; 

3) der Schiffbauwälder ; 

4) der Geschäfte, die sich auf die ökonomische 
Einrichtung des Departements beziehen; 

b) Departement des Berg— und Salzwesens, 
in fünf Abtheilungen, nämlich: 

1) Münzwesen ; 

2) Kronbergwerke ; 

3) Privathüttenwerke; 

4) Salz- und Mineraliengewinnung; 

3) Versorgung mit Salz; 
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c) Departement des auswärtigen Handels, 
in zwei Abtheilungen: « 

* 1) der auswärtigen Handelsverbindungen; 

2) der Zolldirektionen ;• * ' 

d) Departement der Kronabgaben und Steu-* 
ern, in drei Abtheilungen: < •'* 

1) der Abgaben der Städte und des platten Landes; 

2) der Getränkesteuern; 

3) des Stempelpapiers. 

Von dieser Sektion ressortiren : • ( 

« 

a) das Bergkollegium, in sechs Abtheilungen ; 
i d unter, welchem: . 

1) das Bergkomptoir; i ' • 

2) das Bergkadettenkorps ; • * - . / 

« ii b) - das Komtoir der Gold— und Silberschei- 
düng; ' i . 1 * ; . * 

. : c) die Assignationsbank; sie besteht 
1 s .* 1) aus der Direktion der Bank, mit der Expedi- 
i <; tion für die /Unterzeichnung der Reichsassigna- • 

tionen, .und der Expedition- für den Empfang 
und die Revision derselben ; >< 

2) aus den Diskontokomtoirs- für Wechsel jind 

* Waaren;’ ■ r i ?* •. i 

3) aus der Moskauischen Abtheilung der Bank, 

* ‘ / 

mit vier. Wechselkomtoirs zu Rybinks, Wysch— 

nej-Woloschok, Archangel und Odessa; 

d) die Reichsleihbank, mit fünf Expeditionen; 

e) das Kommerzkollegium; •’ 

f) das Forstdepartement; . * \ 

2) die zweite Sektion oder das . Reichsgeh a tzamt, 
für die Leitung des Kassenhaushaltes , Bezahlung der 
Schulden * Pensionen etc. , in vier Expeditionen ; 

a) für die etatsmafsigen Summen; 

b) -für die übrigbleibenden Summen; 

c) für die Reichseinkünfte; 

„ d) für die Verfertigung des Reichsassignatianspapiers, 
Von dieser Sektion sind alle Kammeralhöfe und Kreis- 
renterejen, die Rechnungsexpedifiowen der Kammer- 
, fiöfe ? pnd die ßch^tzkaiomer abhängig; doch ist das 
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Reichsschatzamt als integrirender Theil der ersten 
, Sektion verbunden, dem 'Finanzminister die genaue 

Kontrole über die erhobenen Einkünfte einzureichen, 

• i 

überhaupt mit diesem über alles auf das Genaueste 
zu korrespondiren ; 

r < 3) die dritte Sektion oder die Kontrole des Rech- 
nungswesens, für die Revision sammtlicher Rech- 
i . . nungen, in zwei Departements: * 

a) für die Zivilverwaltung; < . 

b ) für die Militärverwaltung. 

i Mit dem Finanzministerium steht das Departement der 
Wasserkommunikationen und die Expedition für 
den Bau dex Heerstrafsen f jedoch mehr nur in einer 
koordinirten Verbindung, 

ß, Ministerium der Volksaufklärung, für alle An- 
gelegenheiten, welche auf das Unterrichts- und Erziehungs- 
( . wesen , die Erweiterung der Wissenschaften und der gei- 
stigen Kultur etc. Bezug hat. Von demselben ressortiren: 
^ • die Akademie, sämmtliche wissenschaftliche Bildungsan— 
stalten, Bibliotheken, Museen,, und die Zensur. 

h. Das .Polizeiministerium ? welches in zwei Zweige 

zerfällt: • . 

• • • »,• i * 4 • * * : t « . 

1) Administrationspolizei, alles was auf die Maafs- 
regeln zur Verhütung von Schaden aller Art Bezug 
hat (Aufsicht auf alle Anstalten zur Erhaltung der 
Gesundheit ; die Medizinalpolizei ; die Polizei der 
Krankenhäuser; die öffentlichen Versorgungsanstalten; 
die Sicherheit der Heerstrafsen, etc.); 

* * * i 

2) Exekutivpolizei, die sich über alle Maafsregeln 
erstreckt, die erforderlich sind, die Vollstreckung der 
Gesetze zu sichern ; Volks-, Geburts-, Ehe-, Sterbe- 
listen; die Gefängnifspolizei, etc. 

Keine Ministerien, aber selbstständige höchste Behörden: 

i. Die Generaldirektion der geistlichen Sachen 
fremder Glaubensgenossen.; 

O f 

k. Die Generaldirektipn der Land- und Wasser- 
bauten. 

C. Der Senat. Der Senat ist die höchste Stelle im Reiche, 
die oberste richterliche Würde, der vornehmste Zweig sei- 
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ner Geschäfte. Als Bewahrer der Gesetze wacht derselbe 
über die allgemeine Handhabung der Gerechtigkeit, führt die 
allgemeine Aufsicht auf die Staatseinnahmen und Ausgaben, 
sorgt für die Mittel zur Erleichterung der Volksbedürfnisse, 
für die Erhaltung der allgemeinen Ruhe und Sicherheit, und 
für die Beseitigung aller gesetzwidrigen Handlungen bei den 
ihm untergeordneten Stellern Zu seinem Ressort gehört die 
obergerichtliche Revision aller Zivil-, Kriminal- und Land- 
messungssachen , und die Aufsicht auf die Handlungen der 
Minister, welche am Ende eines jedeii Jahres demselben 
einen Rechenschaftsbericht über die Verwaltung ihres De- 
partements einreichen müssen, welchen der Senat prüft und 
von dem Minister Erläuterungen zu fordern • berechtigt ist, 
demnächst mit seinen Bemerkungen dem Kaiser vorlegt. 

I . • . . * » « 

Die Gewalt des Senates ist blofs durch den Kaiser ein— 
« * 1 • * « 
geschränkt , der allein in demselben das Präsidium führt. 

Jedesmaliger Generalprokurator ist der Justizminister; die 

übrigen Minister sind Mitglieder, aufser ihnen, diejenigen 

Individuen, die der Kaiser hierzu ernennt., Alle Kollegien, 

so wie alle Chefs der Gouvernements und die Gerichtsstellen, 

die unmittelbar von demselben abhängen, müssen an den 

Senat berichten ; die Prökureurs an den ‘Generalprokureur. 

In den allgemeinen Versammlungen des Senates werden 
die Angelegenheiten nach Mehrheit der Stimmen entschie- 
den, so, dafs die Meinung der Mehrheit zwei Drittel der 
Stimmen der Anwesenden für sich haben mufs ; in den De- 
partements aber ist Einhelligkeit erforderlich. Im Fall einer 
Verschiedenheit von Meinungen in einem Departement mufs 
die Sache an das Plenum, und bei einer Meinungsverschie- 
denheit in diesem dem Kaiser selbst zur Entscheidung vor- 
gelegt werden. 

Der Senat ist in acht Departements eingetheilt, von 
welchen das erste, zweite ,. dritte , vierte (Appellationsde- 
partement), das fünfte (Kriminaldepartement) , und das Mes- 
sungsdepartement in Petersburg; — das sechste (Kriminal— 
departement) , das siebente und achte (Appellationsdeparte- 
ment) in Moskau ihren Sitz haben. Jedem Departement ist 
eine Anzahl von Gouvernements als Ressort zugetheilt. 
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Von dem Senate abhängige Behörden sind: 

1) die Heraldie,^) eigentlich eine Expedition des Se- 
nates unter dem Vorsitze des Justizministers, mit einer 
Abtheilung in Moskau. Dieselbe besteht in zwei Ab- 
teilungen, von welchen die eine die Klassifikation der' 
.. adelichen Geschlechter, die andere die Anfertigung der 
Liste von den Kandidaten zu Anstellungen im Admini- 
strationsfache zu besorgen hat. Die Anstellung der Justiz- 
beamten geschieht ebenfalls von dem Senate, aber auf Vor- 
schlag des Justizministers, ohne Mitwirkung der Heraldie ; 

, 2) das Requetenmeisteramt; 

. 3) das Reichsarchiv; 

4) die Schatzkammer des Senates; 

5) die Kommission zur Untersuchung der vorhin 
geschlichteten Kriminalsachen. 

D . Der heilige dirigirende Synod in Petersburg. 
Das höchste geistliche Gericht der russisch— griechischen Kir- 
che, welches seine Gewalt im Namen des Kaisers ausübt. 
Zu dessen Wirkungskreis gehört die Aufsicht über den Kle- 
rus und alle kirchlichen Autoritäten und Angelegenheiten, die 
Revision der Kirchen und die geistliche Bücherzensur. An 
denselben geht die Appellation ton allen Konsistorien und. 
Archijereis. ln Moskau befindet sich ein Komtoir desselben» 
Die Konsistorien sind in drei Klassen getheilt. 

Zu der ersten gehören: a) Kiev; b) Moskau; c) No- 
vogrod ; * d ) St. Petersburg. 

Zu der zweiten: a) Kasan; b) Astrachan; c) To- 

bolsk; d) Jaroslaw; e) Pskov; : f) Rjäsan; g) Twer; 

/ h) Jekaterinoslav ; i) Mohilov; h) Tschernigov; Z) Minsk; 
m) Podolien. 

Zu der dritten: a) Kaluga; £) Smolenks; c) Nische- 

' gorod; d) Kursk; e) Wladimir; f) Wologda; g) Tula; 
h) Wjätka ; i) Archangel ; k) Woronesch ; l) Irkuzk; 
m) Kostroma; n ) Tambov; o) Orel; p ) Pultava; gr) Volhy- 
nien ; r) Perm; s) Pensa ; t) Slobods-Ukräne ; u) Orenburg. 

Jedem Konsistorium steht ein Archijereis vor, und bildet 
mit demselben eine Eparchie* 

1) Über die Verhältnisse und Bestimmung der Heraldie: Storch, 
Rufsland unter Alexander I. 2. Bd. 8. 440. 
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II. Gouvernements - , Bezirks-, Lokalverwaltung. 

« 

•Das russische Reich ist in 52 Gouvernements und 3 Pro- 
vinzen eingetheilt, ( * l ) von welchen 38 eine auf gleichen Fufs 
organisirte Verfassung haben; in den übrigen 14 Gouvernements 
und in einer Provinz aber, zwar auch die Gouvernementsver— 
fassung eingeführt ist, jedoch mit Abweichungen, besonders 
in Hinsicht auf die Justizpflege , in Betreff welcher die Einrich- 
tungen , die früher bestanden haben , beibehalten worden sind. 
✓ 

ui. In jedem Gouvernement steht ein Kriegs— und ein 
Zivilgouverneur an der Spitze desselben. Dem erstem, 
der zugleich in mancher Hinsicht eine Kontrole gegen den 
leztern führt, sind sammtliche Kommandanten, überhaupt das 
Militär und alle Militäranstalten untergeordnet. Der Zivil— 
gouvemeur dagegen ist Chef der gesammten Gouvernements- 
verwaltung , nur von dem Kaiser und dem Senate abhängig, 
an welchen derselbe jährlich einen Rechenschaftsbericht über 

seine Verwaltung einsenden muls, 

” / , , 

Dem Gouverneur zur Seite steht der Vizegouverneur 
und der Gouvernementsrath (2 Räthe, 1 Sekretär). Diese 
Beamten sind blofs Gehilfen des Gouverneurs, dessen An— 
Ordnungen sie befolgen müssen ; im Fall sie diese nachthei— 
lig erachten , haben sie jedoch das Recht und die Pflicht zur 
Anzeige an den Senat, jedoch ohne Suspensivwirkung. 

Aufserdem sind in jedem Departement angestellt: 

1) Ein Gouvernem en tsprokureur, dessen Pflicht es 

ist, über die Befolgung der Gesetze und Verordnungen, 

« * » 

• ^ • » . * V 

1) Bisher nur 51 ; durch die Ukas vom 26. Januar 1822 ist Sibi- 
rien in zwei Hauptverwaltungen: die westliche und östliche 

getheilt, von welchen die erstere die Gouvernements Tobolks, 
Tom 9' und die Provinz Omks, die leztere das Gouvernement Ir- 
Jtutz und das neuerrichtete Gouvernement Jeniseizk, nebst den 
Küstenverwaltungen Öchotzk und Kamtschatka umfafst. An der 
Spitze einer jeden dieser Hauptverwaltungen steht ein General- 
gouverneur mit einem Generaikonseil, dem die gesetzgebende, 
überhaupt die höchste Macht zusteht. In jedem Departement ein Re- 
gierungskonseil, als höchste Behörde; sodann Distriktskon- 
seils. Die vorgenannten bilden die höheren Behörden; alle übrigen 
r* in den Kreisen, Städten etc. gehören zu den unteren Instanzen. AUg, 
Zeit. v. 1822. Nr. 96. «Schwab. Merkur v. 1822. Nr. 281. 
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eben so über die Gerechtigkeitspflege zu wachen ; saum- 
selige Richter und Beamten den Behörden anzuzeigen, für 
den Unterhalt der Gefangenen, und für die baldige Entschei- 
dung ihrer Angelegenheiten zu sorgen, etc. Aufserdem 
mufs in Sachen welche das Interesse der Krone betref- 
fen , vor ihrer Entscheidung sein Gutachten eingefiolt 
werden. 

2) Zwei Gouvernementsanwälde, einer für die Krön-, 
der andere für die peinlichen Sachen. 

3) Ein Gou vernementsgeometeT. 

4) Ein Gouvernementsbaumeister.' 

5) Ein Gouvernementsphysikus, Operateur, ein 
Geburtshelfer, eine Ober— und eine Unterhebamme. 

Die Verwaltung eines jeden Gouvernements zerfällt in 
drei Hauptzweige, nämlich: 

1) die Justizverwaltung; 

2) die Kammeralverwaltung; 

3) die Polizei. 

« . 

Die Behörden für jeden Zweig sind: 

■ 1) Für die Justizverwaltung; in jedem Gouvernement 

. zwei Gerichtshöfe, nämlich: 

а) der Gerichtshof der bürgerlichen Rechts- 
sachen (aus 1 Vorsitzer, 1 Rath, 2 adelichen, 2 bür— 
gerl. Beisitzern und 1 Sekretär bestehend), der von dem 
Gouverneur imabhängig, nur dem Senate verantwort- 
lich ist. An denselben geht die Berufung von den Stadt— 
und Kreisjustizbehörden; — • von seinen Entschei- 
dungen, wenn der Gegenstand 500 Rubel übersteigt, 
an den Senat. Zu dessen Geschäftskreis gehört zu- 
gleich die Inrotulation aller Grundstücke über 100 Rub., 
und die Ausfertigung der Kauf—, Pfand— und Eigen— 
thumsdokumente ; 

б ) der Gerichtshof der peinlichen Sachen (aus 
1 .Vorsitzer, 1 Rath, 2 adelichen, 2 bürgerl. Beisitzern 
und 1 Sekretär bestehend). Derselbe empfängt die 
bei den Kreisgerichten instruirten Sachen zum Spruch, 
und fällt das Endurtheil , welches er an den Gouver- 
neur zur Vollziehung abgibt« 


382 


c) das Gewissensgericht (aus 1 Richter, 2 Beisi- 
tzern vom Adel, 2 vom Bürger-, 2 vom Bauern- 
stände, die aus jeder Standesklasse alle drei Jahre neu 
gewählt werden), den übrigen Gerichtshöfen koordinirt, 
nur dem Senate untergeordnet. Zu seinem Wirkungs- 
kreise gehört: der Versuch gütlicher Ausgleichung von 
Rechtsstreitigkeiten auf Anrufen der Partheien; die 
Untersuchung der Vergehungen von Minderjährigen 
und Wahnsinnigen; die Entscheidung der Klagen we- 
gen Zauberei ; die Sorge dafür , dafs Niemand über drei 
Tage unverhÖrt und ohne Anzeige der Ursache im Ge— 
fängniüs gehalten werdp, etc. 

2) Für die Kammeralverwaltung, der Kam meralhof, 
der aus dem Vizegouverneur, dem Ökonomiedirektor, 
2 Rathen, 2 Assessoren, dem Gouvemementsrentmeister 
und 4 Geschwomen besteht, für alle ökonomischen, und 
Kronsachen, Volksmenge, Revisionstabellen, Berichte 
von Einnahme und Ausgabe, Revision der Rechnungen, 
Salzsachen, Branntweinpacht, Krongerechtsame , Krön— 
und öffentliche Gebäude , etc. Demselben sind die Kreis— 
rentmeister untergeordnet. 

3) Für die Polizei, in so fern sie nicht unmittelbar durch 
die Gouvernementsregierungen verwaltet wird, besteht in 
jedem Gouvernement eine Kammer der allgemeinen 
Fürsorge, die unter dem Präsidium des Gouverneurs 
aus Mitgliedern aus dem Adel—, Bürger- und Bauern- 
stände (aus jedem Stande einer) gebildet ist. Zu ihrem 
Ressort gehört die Anordnung und Aufsicht auf die öffent- 
lichen Schulen , Waisenhäuser, Hospitäler, Armenhäuser, 
Lazarethe für unheilbare Kranke, Tollhäuser, Arbeits- 
häuser, Zuchthäuser, — überhaupt und aufserdem auf 
alle gemeinnützige und wohlthätige Anstalten. 

B. Bezirks Verwaltung. Jedes Gouvernement ist in eine 
• Anzahl von Kreise eingetheilt, die den Gouvernements- 
behörden untergeordnet sind. — Die Kreisbehörden sind: 

1) a ) Das Kreisgericht (erste Instanz, aus 1 Kreisrich- 
ter, 2 adelichen, 2 ländlichen Beisitzern und i Se- 
kretär bestehend), sowohl für bürgerliche als peinli- 
che Rechtssachen für den Kreis; 
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h ) der Magistrat in Städten, welchem das Gewissens- 
gericht und der Gouvernementsprokureur zur Seite 
steht. 

(ln den teutschen und polnischen Provinzen auch adeliche 
und städtische Grundgerichte.) 

2) Das adeliche Vormundschaftsamt, zur Verwaltung 
der Güter adelicher Wittwen und Pupillen, unter dem 
Vorsitze des Kreismarschalls, aus dem Kreisrichter und 
dessen Assessoren gebildet. 

3) Die Kreisrentkammer, aus dem Kreisrentmei— 
ster und 4 Geschwornen gebildet, für die Verwaltung 
des Kammeralwesens im Kreise. 

4) Das Niederlandesgericht, unter dem Vorsitze des 
Kreishauptmanns, als obere Polizeibehörde; sodann 
1 Kreisanwald, 1 Kreisarzt, 1 Kreiswundarzt, 2 Unter- 
wundärzte, 1 Hebamme, 1 Geometer. 

Die Angelegenheiten in dem Fache der Wohlfahrtspo- 
lizei werden auch in den Kreisen durch die Kammer 
der allgemeinen Fürsorge; — jene in Beziehung auf 
den öffentlichen Unterricht, durch Kreis-Schul— 
Inspektoren; — die geistlichen Angelegenhei- 
ten, durch die Archijereis und die Konsistorien 
der übrigen Konfessionen verwaltet; — die Militär- 
angelegenheiten, durch die Militärkommando^ 
und die Regimentsgerichte. 

C. Lokalbehörden in Städten: 

1) das Polizeiamt (der Stadtvogt oder Kommandant) ; 

2) der Magistrat. 



* 
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Zweite Abtheilung. 

Staaten mit einem reinen oder modifizirten Provin — 
zialsysteme: 

1) Kaiserthum Ostreich. 

2) Königreich Sachsen. 

3) ff ff Hannover. 

4) Grofsherzogthum Weimar. 

5) <tff Mecklenburg-Schwerin. 

6) Königreich Dän emark. 

' . 7 ) «<r Schweden und Norwegen. 

8) ff« Gr ofsbritannien. 

* * * * 

* •. §. 59. i 

Der ös treichische Kaiserstaat. ( 1 ) 

, Der östreichische Kaiserstaat zerfällt in drei Hauptländer— 
massen, von welchen die erstere aus den ostre ichis chen, 
illyrischen, böhmischen, gallizischen und den ita- 
lienisch -dalmazischen Provinzen ; die zweite aus Un- 
garn und Siebenbürgen; die dritte aus den Militärgrenz- 
ländern besteht, deren jede in Hinsicht auf Verfas*sung , zum 
Theil auch auf Verwaltung, von den anderen in dem Maafse 
verschieden ist, dafs der gesammte Staatskörper mehr als ein 
Aggregat von besonderen Staaten erscheint, das nur in der Per- 
son und in der Hand des Regenten in ein zusammenhängendes 
Ganzes vereinigt ist. 

In gleicher Art, wie der ganze Staatskörper, ist jede die- 
ser Hauptmassen, insbesondere die erstere, aus verschiedenen 
Provinzen gebildet, deren jede ihre eigenthiimliche Verfassung, 
zum Theil aus der grauen Vorzeit in die Gegenwart herüberge— 
bracht hat, so wie überhaupt in einer jeden derselben, auch in 
Absicht auf die Verwaltung, abweichende Normen und Formen 
und ein verschiedener Organismus statt finden, der nur, und mit 


1) v. Lichtenste rn, vollst. Umrifs der Statistik des östrcichi- 
schen Kaiserstaates. Brünn 1820. 

Desselben Statist. Übersicht aller europ. Staaten. Wien 1819. 
Hof - und Staatsschematism. de9 östreich. Kaiscrth. Wien 1820. } 
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Ausnahme des lombardisch -venezianisch«* Königreichs, in den 
Provinzen, ; aus welchen die erstere Hauptmasse besteht, gleich- 
förmiger, und, in der .Hauptsache der nämliche ist. .. . > ** 

Im Allgemeinen , beruhet die, . Struktur ; der Verwaltungs- 
einrichtungen, auf einer Kombination des Provinzialsystems mit 
dem Real-, und Kollegialsysteme, in so fern nämlich, als für 
di/e. Verwaltungsbezirke der geographische Umfang 
einer jetfen Provinz; beibehalten ist, die Verwaltungs- 
gegenstände selbst aber nachRealbeziehung en getrennt 
und beziehungsweise in Kollegien zentralisirt sind, obgleich diese 
Trennung und Zentralisation nicht für alle Zweige, und nicht in 
allen Stadien der, Verwaltung, vielmehr nur in den obersten Hol— 
stellen durchgreifend bewirkt ist. Bei den Provinzial— ü. Bezirks^-* 
behörden (den Regierungen,, Gubernien und Kreisämtern) findet 
diese Trennung nur in Absicht auf die Rechtspflege — in Un- 
garn und Siebenbürgen selbst diese nur unvollkommen — statt, 
wogegen Geschäfte , aus allen übrigen .Ressorts in diesen Behör^ 
den zusammeniaufeto. ; In -den untersten Instanzen aber findet 
selbst dfe Trennung der Justiz von den Geschäften der Regimb* 
nalverwaitung nicht statt, welche leztere mit der Rechtspflege 
kombinirt, durch die nämlichen Beamten verwaltet werden. ■ pi 
Eine fernere Abweichung von der konsequenten Durchfuhr 
rung des Realsystems. besteht darin, dafs der Wirkungskreis 
und die . W irksamkeit der obersten { Hofstellen > n i c h t in 

• t . 

gleichem Maafse und nicht gleichförmig rüber alle 
Theile des Staates erstreckt ist, dafs für mehrere dieser höchste r£ 
Behörden beides nur auf einzelne Theilerdds Staates beschränkt 

* - i 

ist, für das nämliche Ressort, z. B. ; für das Departement des 
Innern , besondere oberste Hofstellen, für einzelne Bestandtheilb 
des Staates angeordnet sind, — die I^o.jfkarjzJej, . füij ,die öst- 
reichischen , illyrischen , böhmischen , gallizischen , italienisch— 
dalmazischen Provinzen; der ungaarisphe Hofrajh und di$ 
Kanzlei, für dieses Königreich;. t die siebenbürgische 
HofkaOzlei, für Siebenbürgen ; — was auch, wenn gleich in 
beschränktem! Maafse, in Ansehung der Justiz und der Oberlie— 
hörden für mehrere Zweige der Finanzverwaltung der Fall ist, ohne 
der Militärgrenzländer zu erwähnen,. in Ansehung welcher die 

j.-. . ' ° . ,i " l , > i.« ■ ' . r i , i ° '■ , ’ . 

Leitung aller Verwaltungszweige in dem IJqfkriegsrathe zentra— 
lisirt ist. Als eine dritte Abweichung, .endlich nmfs die Ver- 

25 
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schiedefte Bildung der Behörden betrachtet werde«, 
die, nach Verschiedenheit der Ländermassen, zum Theil selbst 
der Provinzen, in einer jeden dieser Massen, für den nämlichen 
Geschäftszweig und auf der nämlichen Stufe statt findet. 

° , b # 

Der Organismus in diesem Staate , so , wie derselbe in 
nachstehender Skizze dargestellt ist, hat in der langen Reihe 
von Jahren, seit welcher derselbe besteht, nur wenige Ände- 
rungen erlitten , die vorzüglich in der Kombination von Behör- 
den, die früher selbstständig gewesen sind, wie z. B. der ver- 
schiedenen Hofkanzeleien in Eine; des Miinz-r* und Bergwe- 
sens- Direktions -Hofkollegiums mit der allgemeinen Hofkam— 
mer; einer gleichen Vereinigung mehrerer früheren mehr selbst- 
ständiger Behörden mit dem Hofkriegsrathe , etc. , sodann in Ab- 
änderungen der innern Organisation der obersten Hofstellen, 
überhaupt der Zentralstellen, bestehen, nicht aber das allge- 
meine Gebäude desselben berührt haben. (*) Überhaupt zeigt 
ein Blick in den Organismus dieses Staates, dafs derselbe in ei- 
nem Grade, wie in keinem andern Staate gleicher Gröfse, und 
so komplizirt ist, dafs blofs nach staatswissenschaftlichen Grund- 
sätzen geprüft, derselbe mangelhaft erscheinen mufs. Ein Blick 
in die Geschichte des östreichischen Kaiserstaates, und die 
Thatsache des ungestörten Fortganges der Verwaltung, selbst 
unter stürmischen Verhältnissen, beurkunden dagegen aber auch 
den Einfiufs und die Macht einer vieljährigen Gewöhnung, wel- 
che, mit kluger Umsicht geleitet und durch Anhänglichkeit der 
Staatsangehörigen an die Regierung unterstüzt, in der Verwal- 
. tung dieselben Resultate gewähren kann , die aufserdem, und in 
der Regel nur von einer folgerechten Befolgung und Anwendung 
der eben erwähnten Grundsätze erwartet werden dürfen. 

Der Organismus der Behörden ist nachstehender. 

1 1. Die höchsten Staatsbehörden bei dem Regenten sind : 

* • * 

A. Das geheime Kabine t, in welchem die von den Hof- 
stellen und sonst einlaufenden Vor— und Anträge dem Regen— 

0 

1) Man vergl. in dieser Beziehung z. B. den k. k. Staats- und 
Standeskalender v. 1748, und das Register der in Wien sich befindenden 
Hofstellen , v. 1804, (welche derVerf. vor sich liegen hat) mit demHof- 
und Staatsschemat. der lezteren Jahre. 
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ten zur Entscheidung Vorgelegt werden , und die Expedition 
dieser lezteren in Hand- oder Jvabinetsschreiben an 
die Hofstellen bewirkt wird, welche dieselben, mit den allen- 
falls nothwendig erachteten Erläuterungen und Weisungen, 
durch Hofdekret «an die betreffenden Provinzialbehörden 
zufertigeÄ. 

V ♦ 

B. Das Staats- und Konferenzministerium. Das- 
selbe bildet keine selbstständige Behörde mit einem bestimm- ' 
ten Wirkungskreise, und versammelt sich nur auf besondern 
Befehl des Monarchen , der zugleich die Gegenstände der je— . 
desmaligen Beratschlagung und auch die Individuen bezeich- 
net. die an derselben Theil nehmen sollen. 

1 1 I 

C. Der Staats- und Konferenzrath für die inlän- 
dischen Geschäfte; keine Verwaltungsbehörde, son- 
dern lediglich zur Beratung und Begutachtung derjenigen Ge- 
genstände bestimmt, die zum Behuf einer solchen aus dem 
Kabinete an denselben abgegeben werden. Das beschlossene 
Gutachten wird in Form einer Resolution dem Monarchen 
vorgelegt, welcher über dessen Annahme, Modifikation oder 

Verwerfung entscheidet und an die betreffende Hofstelle ver— 

o ( 

fügt. Von dieser Entscheidung erhält der Staats - und Kon— 
ferenzrath dadurch Kenntnifs, dafs das Konzept derselben 
mit den Akten an seine Registratur abgegeben wird. Über 
wichtigere Gegenstände finden die Berathungen unter dem 
Vorsitze des Kaisers statt, welcher jedesmal die Minister und 
Staatskonferenzräthe benennt, die bei denselben zu erschei- 
nen haben. Für die gewöhnliche Geschäftsführung ist der 
Staats— und Konferenzrath in vier Abtheilungen eingetheilt: 
nämlich: für die inneren Angelegenheiten, für die Finanzen, 
für die Justiz und für das .Militärwesen , welche, unter dem 
Vorsitze des dirigirenden Departementschefs, wöchentlich Si- 
tzungen halten. 

* ♦ * A 

. Mit dem Staats- und Konferenzrathe ist, unter der Di- 
rektion eines Mitgliedes desselben, das statis tische Bu- 
reau, als ein besonderes Departement verbunden.’ 

D. Die geheime Haus"— , Hof- und Staatskanzlei 
(Ministerium des kaiserl. Hauses und der auswärtigen Angele- 
genheiten), in zwei Abtheilungen; nämlich: 

25 * 
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die erste, für die’ auswärtigen Angelegenheiten < 

"ß die andere, für die inländischen Angelegenheiten, wel— 
‘ ' eher, unter der obersten Leitung des Hof- und Staats- 
kanzlers, ein besonderer Dirigent vorsteht. Zu dem Ge- 
schäftskreise derselben gehören insbesondere auch die 
Verhältnisse mit der Türkei und mit einigen anderen 
Staaten; sodann auch die Zensur solcher Schriften, von 
welchen, wegen ihrer Tendenz, die Staatskanzlei in 
Kenntnifs gesezt werden mufs. 

In dem Departement der Hof- und Staatskanzlei befinden 
. , sich : 

1) das Archiv der alteren Akten; 

2) das Staats—, Haus — und Hofarchiv; 

3) das Zahlamt der geh. Hof- und Staatskanzlei; endlich 

4) die Hofkommission über die reichshofrathlichen Akten 
und die reichshofrathliche Depositenkasse. 

** ** * • »,» i « * 

II. Die Hofstellen. (Departementsministerien). ' 

* • 1 ! t.‘ i ) 

dL. Departement des Innern. Dasselbe ist in zweifacher 

* . *, / 

Hinsicht in mehrere oberste Direktionsstellen aufgelöset, näm— 
lieh in so fern , als Ungarn und Siebenbürgen von den öst— 
reichischen , böhmischen , gallizischen , italienischen Provin- 
zen; sodann, als diese lezteren selbst wieder in drei Abtei- 
lungen getrennt sind, deren jeden, unter dem obersten Kanz- 
ler und Minister des Innern , ein besonderer Hofkanzler vor— 
gesezt ist. Diese Abtheilungen sind, und zwar: 

!)'für die östreichischen , illyrischen, böhmi— 
chen, gallizischen und italienisch— dalmazi— 
sehen Provinzen, die Hofkanzlei, in drei Abteilun- 
gen; nämlich: 

a) die böhmisch- galli^ische Kanzlei; 

b) die lombardisch- venezianische Kanzlei; 

c) die östreichisch- teutsche und illyrische Kanzlei. 

Die Geschäfte sind nach Provinzial — und Realbeziehungen 

unter die Referenten (Hofräthe) vertheilt. Was blofs eine 
vorläufige Einleitung bezweckt > wird, mit Genehmigung 
des Präsidiums, büreaumäfsig erledigt; alles übrige kol— 
legialisch und nach Mehrheit der Stimmen entschieden. 

u 

Das Büreaupersonal ist, wie bei allen Behörden, in 
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‘Konzept, Protokoll, Registratur und Expedit 
' eingetheilt. ' '* 

’ 3) Sodann für Ungarn und Siebenbürgen: 

a) für das Königreich Ungarn: der ungarische 
Hofrath und die Kanzlei, deren Wirkungskreis, 
aufser den zum eigentlichen Ressort des Departements 
des Innern gehörenden Gegenständen, auch auf alles 
erstreckt ist, was die königl. Gerechtsame in und au— 
fser Landes betrifft; auf die Beglaubigung aller Akte, 
die wegen Ungarn im Auslande gütig seyn sollen ; auf die 
'Leitung aller fiskalischen Prozesse, mit Ausnahme der 
finanziellen; auf die Ordens- und Adelssachen ; auf die 

. Besetzung der zum administrativen Staatsdienst gehöri- 

gen Stellen ; auf das Postwesen des Reichs , und das 
Reichsarchiv. Mit derselben ist eine königl. unga- 
rische Hoftaxamtsabtheilung verbunden; 

b ) für Siebenb ürgen: die siebenbürgische Hof— 
kanzlei, mit gleichen Attributionen, wie die vor- 
hergehende, und gleichfalls mit dem sie ben bürg i— 
sehen Hoftaxamte. 

Unter gleichem Präsidium mit der Hofkanzlei steht ferner noch: 
Die Studienhofkommission, für die Aufsicht auf 
sämmtliche Lehr- und Bildungsanstalten, deren Wir- 
kungskreis theils direkt, theils indirekt über sämmtliche 
Erblande ausgedehnt ist. 

In Ungarn ist eine besondereStudienkommission, mit 
Oberstudiendirektoren , in besonders gebildeten Literar— 
distrikten angeordnet; defsgleichen in Siebenbürgen 
eine Kommission in Studien-, wie auch in Kir- 
chen— und Stiftungsangelegenheiten. 

B. I. Finan^verwal tung. 

1) Das Finanzministerium. Der Wirkungskreis dessel- 
ben umfafst die gesammte Finanzverwaltung in allen Thei— 
len des Staates. Der Finanzminister selbst Führt nur die 
allgemeine oberste Aufsicht und Leitung; die speziellere ist 
unter demselben in der allgemeinen Hofkammer zen- 
tralisirt, deren Geschäftskreis in dieser speziellem Aufsicht 
und Leitung aller Staatsämter und Kassen besteht, die sich 
mit der Einnahme und Verausgabung der systemisirten, oder 
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nach den von dem Finanzministerium ausgefertigten Etats 
bestimmten Einnahmen, und mit ihrer Verwendung zu be- 
schäftigen haben; in der Vorkehr von Maafsregeln für die 
möglichsten Verbesserungen in den verschiedenen Zweigen 
der Finanzverwaltung; auch des Staatskreditwesens, etc.; 
in der Aufsicht über sämmtliche Kassen und der Ordonnan— 
zirung aller Zahlungen; in der Oberaufsicht und Leitung 
über die Staatsdomänen , Regalien und andere Gefälle und 
Einkünfte , so wie über den ganzen Bergbau , das Münz— 
wesen , etc. 

Dieselbe ist in mehrere Senate getheilt, von welchen 
jener für das Münz- und Bergwerkswesen früher als eine 
besondere selbstständige Behörde konstituirt war, auch ge- 
genwärtig noch in gewisser Beziehung eine solche bildet. 
Mit der allgemeinen Hofkammer stehen theils in näherem 
Zusammenhänge, theils sind von derselben abhängig: 

a ) die Direktion des allgemeinen Tilgungsfonds der ver- 
zinslichen Staatsschuld ; 

i) die Direktion zur Evidenzhaltung der verzinslichen 
Staatsschuld; 

c) das General— Ho ftax— und Expeditamt, für die Geschäfte 
aller Hofstellen, Hofämter und Hofstäbe, aller Hofkom— 
missionen und der damit verbundenen Ämter, Verwal- 
tungen und Direktionen, in politischen — , kammerali- 
schen-, Justiz-, Polizei-, hofkriegsrathlichen — , un- 
garischen—, siebenbürgischen— , gallizischen — , Münz — 
und Bergwesens —Angelegenheiten ; 

ä) die Hofkammerprokuratur (zur Vertretung der Hoheits- 
' und Domanialrechte) ; 

’ e) die Dikasterialgebaude— und Mobilieninspektion ; » 

f) die Staats— und Ärarialdruckerer'— Direktion ; 

g) das. Hauptmiinzamt, mit dem Land- und Haupt-Münz- 
probier— und dem Haupt— Punzirungsamte; 

h) die Bergwerksprodukte- Verschleifsdirektion u. Kassen; 

i) die Staatshauptkassen; nämlich: 1) die Zentralkasse; 

2) die Universal -Staats- u. Bankoschuldenkasse; 3) das 
Universal- Kammeralzahlamt; 4) die Staatsschulden- 
Tilgungsfonds - Hauptkasse ; 
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k) die in Kanal- und Bergbauangelegenheiten aufgestellte 
Hofkommission. ( . v 

• Unmittelbar von dem Finanzministerium sind dagegen 
abhängig: • 

a) die Kommerz - H of kom m is si o n; 

b) die vereinigte Grundsteuer - Regulirungs- 

und Militär- Verpflegsystemisirun gs- Hof- 
kommission, für die östreichischen, böhmischen, gal- 
lizischen und illyrischen Provinzen. **• 

ln das Finanzdepartement gehört ferner als Hauptzweig : 

2?. II. Das General - Rechnungsdirektorium , zwar 
kein Ministerium , aber auch keinem subordinirt , sondern als 
selbstständige Oberbehörde für die oberste Leitung des 
Komptabilitätswesens des Staates, mit welcher zugleich di« 
Hauptbuch haitun g verbunden ist und von welcher sämmtliche 
Haupt- und Provinzialbuchhaltungen abhängen; nämlich: 

1) die Staatskredits - und Zentralhofbuchhaltung; 

2) die Kammeralhofbuchhaltung ; ') 

3) die ungarische und siebenbürgische Hofbuchhaltung; 

4) die Hofstaabsbuchhaltung ; 

5) die Hofbaurathsbuchhaltung; • 

6) die Bankohofbuchhaltung; 

7) die Münz- und Bergwesenshofbuchhaltung; 

8) die Domänenbuchhaltung ; 

9) die Tabacks— und Stempelbuchhaltung; . . 

✓ 10) die Posthofbuchhaltung; 

11) die Lottohofbuchhaltung; 

12) die Staatsbuchhaltung in geistliehen und weltlichen Stif- 
tung»— , städtischen-, Studien- und Zivil - Medikamen- 
ten - Angelegenheiten ; 

13) die Hofkriegsbuchhaltung; 

14) die Grundsteuer- und Rektifikations - Hofbuchhaltung; 
sodann die in jeder Provinz befindlichen Provinzial— 
Staatsbuchhaltungen , und die Landes — und, Kammeral— 
buchhaltungen in Ungarn und Siebenbürgen. 

U. I. Die oberste Justizstelle (Justizministerium), deren 
Wirkungskreis sich jedoch nicht auf Ungarn und Siebenbür- 
gen, für welche beide Provinzen die Ministerialgeschäfte durch 
besondere Behörden verwaltet werden, erstreckt; eben so 
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nicht über die Militärgrenzländer , die auch in dieser Bezie- 
hung von dem Hofkriegsrathe ressortir^rt. Die Ministerialge— 
Schafte sind nach Provinzen unter die Mitglieder vertheilt, 
welche neben denselben zugleich die Partheisachen , die an 

diese Stelle als dritte und höchste Instanz gelangen, bearbeiten. 

, * ) , , * . r • . \ 

Diese Hofstelle ist in zwei Sektionen getheilt, wovon 

• , f | . . I . » 

a) die erste in Wien , für die östreichisdhen , illyrischen, 
böhmischen und gallizischen Provinzen; 
die zweite in Verona, für die italienischen Provinzen, 
befindlich, diese leztere jedoch für die Ministerialgeschäfte 
der erstem untergeordnet ist. ! * ? ’ 

• , • i ' /• • i •>. r- ; • ... ! . » *s" • \ 

C. II. c) für Ungarn bildet die königl. Septemviraltafel; 

• i . • - * ■“ . . i > i ■ ‘ > ^ . 

d ) für Siebenbürgen, das Lande sgubernium die 
oberste Justizsteile. , . 

In Verbindung mit der obersten Justizstelle, jedoch ohne al- 
len Einflufs auf andere. Behörden, und lediglich zur Berathung 
in Justizgesetzsachen für die nichtungarischen und siebenbür— 
gischen JPfQvinzenf, ist eine Hofkommission in Justiz — 
gesetzsachen angeordnet.. . *. ». ti: } . 

D. Die oberste Polizei— und Zensurhbfstelie, für 
die Verwaltung der Sicherheitspolizei im ausgedehntesten Sinne 
in allen nicht ^hngarischen und siebenbürgischen Provinzen, 
und von welcher alle Polizeidirektionen und alle Bücher- 
revisionsämter fessoiltiren. ■ 

E. Der Hofkriegsrath; höchste Zentralbehörde für alle 
Militärgeschäfte, sowohl der rein - militärischen, als der öko- 
nomischen , und für' die Militärjusliz. Derselbe besteht, un- 
ter der obersten Leitung eines Präsidenten, aus fünf Hof— 
kriegsräthen und aus einer Anzahl Referenten. Mit demsel- 
ben stehen theils in Berührung, theils sind demselben unter- 

*" ! [geordnet: die Ju'stii — Normalien — Kommission; die 
Akten -Untersuchungs-Kommiss io n; das Verpflege- 
departement; die Remontirungs-, die Monturinspektion; das 
Universal -Kriegszahlamt; die Direktion der militärischen 
Kirchenangelegenheiten; das allgemeine Militärappellations- 
gericht der Armee. Mehr koordinirt aber sind das Hauptge- 
nieamt, das Artilleriehauptzeugamt. 
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III. Pro vinzialverw alt ung. 

, i ',«**, > i * 

♦ * * » t • % » • m . 

A. Politische Landesstellen und Behörden. 

. ,1. Inden östreichischen, illyrischen, böhmischen, 
, gallizischen und italienischen Provinzen bilden die 
Regierungen oder Gubernien die Miltelbehörden in 
dem Geschäftsorganismus des Staates , in der Provinz selbst 
aber diejenige Oberbehörde, in welcher die gesammte po- 
litische Verwaltung, ausschliefsl. der Justiz (und des Mili- 
tärs in mehreren Beziehungen), vereinigt ist; nämlich: alle 
. Polizei-, Kammeral-, Kommerzial-, Studien-, Lehen-, 
Kirchensachen j etc. Dieselben ressortiren , nach Verschie- 
denheit und Beschaffenheit der Gegenstände, von der Hof- 
kanzlei und der Studienhofkommission, von der Finanz—, 
Kommerz- und Polizeihofstelle, wogegen denselben die 
Landes- und Stiftungsbuchhaltungen und Kassen, die Tax— 
• ämter, Polizeidirektionen und Kreisämter untergeordnet 
sind , unter deren lezteren Direktion die Magistrate und Do- 
minien , oder die mit denselben verbundenen Kommissa- 
riate, die politischen Angelegenheiten besorgen. Sodann 
bestehen in mehreren Provinzen, unter dem Vorsitze des 
Chefs dieser Behörde, besondere Kommissionen in Strafsen-, 
Erbsteuer- und Militärkonskrip.ionssachen , deren Mitglie- 
der theils von der Behörde , theils von den Ständen depu- 
tirt sind. Ferner stehen die Lehenkammern, die Staats — , 
Reiigions- und Stiftungsfondsgüter- Direktionen und die 
Fiskalämter in näherer Verbindung mit denselben, was zum 
. Theil auch in Ansehung der Kammeral- und Bankajgefäll- 
. 'Administrationen, der Fabrikinspektionen, Salz- und Berg- 
t1 Werksdirektionen der Fall ist, obgleich diese lezteren von 
besonderen. Hofstellen ressortiren. ♦ 

Eine jede Provinz ist in Kreise, und diese in 
Werbbezirke eingetheilt , deren Ressort im Allgemeinen in 
ihrem Bezirke das nämliche , wie jenes der Regierung für 
die Provinz ist. ln jedem dieser Kreise befindet sich ein 
Kreisamt, das aus einem Kreishauptmanne, drei bis fünf 
Kreiskommissarien, einem Kreisforstkommissär oder eini- 
gen Distriktsförstern, einem Kreisingenieur mit einem Ge— 
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hilfen, einem Kreiskassier, einem Kreisärzte und Kreis— 
•Wundärzte gebildet ist. Die Lokal Verwaltung endlich wird, 
den Kreisämtern untergeordnet, durch die sogenannten po- 
litischen Obrigkeiten, die Werbbezirke, Magistrate und die 
Dominien besorgt. 

Die Geschäftsbehandlung bei den Regierungen etc. ist 
kollegialisch , bei den Kreisämtern aber biireaumäfsig. 

Die Provinzen, in welchen diese Einrichtung besteht, 
und die Behörden in denselben , sind nachfolgende : 

1) Ostreich unter der Enns: 1.045,412 Seel. ,(*) u. 
die unterennsische Regierung zu Wien, mit vier 
Kreisämtern und der Stadthauptmannschaft daselbst. Zu 
derselben gehören: a) die Lehenstube; b ) das Provin— 
zial-Kammeraltaxamt und das Justiztaxamt; c) die Staats- 
güteradministration mit dem niederöstreichischen Güter— 
inspektorate , einem Staatsrealitäten- Grundbuchamte und 
den davon abhängenden Verwaltungen; d) die Provin- 
zial - Zivilbaudirektion ; «) die Provinzial- Strafsenbau— 
direktion; f) dieBanko-, Brücken— und Landes-Was- 
serbau-Direktion ; g) die Fabrikeninspektion ; h) die Ver- 
satzamtsadministration ; i) die Kammerprokuratur, für die 
Wahrung und Vertretung der landesherrlichen Hoheits- 
und Domanialrechte, so wie jener des Ärariums, in allen 
kollidirenden und finanziellen Verhältnissen; sodann je- 
ner aller Stiftungs -, geistlichen - und Gemeindefonds; 
für die Aufsicht auf die Beobachtung der Gesetze, welche 
den einzelnen Staatsbürgern gewisse Rechte und Befug- 
nisse ertheilen , oder aus deren .Verletzung illegale und 
verpönte Handlungen zum Nachtheil der Rechte anderer 
Staatsbürger, oder Verlust für das Staatseinkommen ent- 
springen. Sodann ist für diese Provin zeine Gr u n dsteuer- 
regulirungs-Provinzialkommission und eine 
Hofkommission in Erbsteuersachen angeordnet. 

2) Ostreich ob der Enns mit Salzburg: 756,897 
Seel., und die ob eren nsische Regierung in Linz, 
mit fünf Kreisen. Zu derselben gehören: a ) die Lehen- 


Die Angaben über die Seelenzahl ans Hassels vollst. Hand- 
buche der neuesten Erdbeschr. 1. Abth. 2. Bd. 
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stabe; b) die Kamm erprokuratur; c) die Staatsgüteradmi- 
nistration; d) die Provinzialbaudirektionen. 

3) Das ^erzogth. Steiermaik: 799,056 Seelen, und 
das Landesgubernium in Grätz, mit sechs Kreis- 
ämtern. Zu demselben gehören : a) die Lehenkommission; 
b) das Fiskalamt ; c) die Oberbaudirektion ; d) die Staats - , 
Religio ns — und Studienfondsgüter- Administration ; mit 
einer besondern Grundsteuer— Regulirungskommission und 
einer Fiiialkommission für Kärnthen. 

4) Königreich Böhmen: 3.203,222 Seelen , - und das 
Landesgubernium in Prag, mit 16 Kreisämtem und 
den nämlichen Behörden wie in Ostreich. 

5) Mähren und Schlesien: 1.680,935 Seelen, und das 
Landesgubernium in Brünn, mit acht Kreisämtem 
und den nämlichen Behörden wie in Böhmen. 

6) Gallizien: 3.716,692 Seelen, und das Landesgu- 
bernium in Lemberg, mit 19 Kreisämtern und fei- 
ner Generaltax- und Expeditsdirektion; 5) einer Kam- 
merprokuratur; c) einer Staatsgüter - und Salinenadmini— 
stration; d) K einer Provinzial— und Kammeraloberbau- 
direktion. 

7) Tyrol und Vorarlberg: 717,542 Seelen, und das 
Landesgubernium in lnspruck, mit sieben Kreis- 
ämtern, einer Kammerprokuratur und Staatsgüterinspektion. 

8) Königreich Illyrien, d) Provinz Laibach (Her- 
zogth. Krain und Herzogth. Kärnthen) 638,131 Seel., 
und das Landesgubernium in Laibach, mit vier 
Kreisämtem und mehreren Hafenämtern und übrigen Be- 
hörden wie in Steiermark, nebst einer Provinzialgrund- 
steuer -Regulirungskommission für das Küstenland. 

b) Provinz Triest: 531,066 Seelen, und das Lan- 
desgubernium in Triest, mit vier Kreisämtem 
und übrigen Behörden wie vorstehend. 

9) Das Lombardisch — venezianische Königreich, 
»unter einem Vizekönige, bei welchem eine besondere Kanz- 
lei in drei Sektionen befindlich ist: 

d) Provinz Mailand: 2.191,709 Seel. , u. das Lan- 
desgubernium in Mailand, welches in zwei Se- 
nate getheilt ist, nämlich den politischen u. den Kam- 
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meralsenat. Der Wirkungskreis des Guberniums und 
des ersten Senats in demselben, ist jenem der Gubernien 
in den übrigen nicht -ungarischen Provinzengleich, woge- 
gen der frühere Organismus im Innern in der Hauptsache 
beibehalten ist. Dem Gubemium steht eine Zentral— 
Kongregation der lombardischen Provinzen 
zur Seite, die, unter dem Vorsitze des Präsidenten des 
Guberniums, aus 18 Gliedern aus den 9 Provinzen, zur 
Hälfte von Adel und zur Hälfte bürgerlichen Standes, 
und 10 städtischen Deputirten besteht. Die Provinz 
ist in 9 Provinzialdelegationen eingetheilt, jede 
mit einem Delegaten, Vizedelegaten, Adjunkten 
und Sekretär , welchem erstem , und unter seinem Prä- 
sidium , eine Provinzialkongregation von 6 
bis 8 zur Hälfte adelichen Gliedern, und einem oder 

/ # • • 9 

zwei Deputirten aus jeder von den in der Delegation be- 
findlichen Städten , zur Seite steht. Die übrigen Behör- 
den , die von dem Landesgubemium, und besonders von 
dem ersten Senate ressortiren, sind nachfolgende; näm- 
lich: a) die Generaldirekfion der Archive; b ) das Fiskal- 
amt; c) die Generalrechnungsdirektion; d) die General- 
direktion des Wasser- und Strafsenbaues ; e) die Gene- 
raldirektion der Polizei , in vier Sektionen ; f) der Zen— 
tralsanitätsmagistrat; g) das Generalinspektorat der Ge- 
fängnisse und Zwaugsarbeitshäuser. 
b) Provinz Venedig: 1.897,585 Seel., und das Lan- 
desgubernium in Venedig, mit einer Gen eralkon— 
gregation von 16 Gliedern und 9 städtischen Deputirten, 
sodann 8 Delegationen, mit eben so vielen Provinzial— 
kongregationen. 

10) Dal matien: 305,671 Seelen, und das Landesgu — 

bernium in Zara, unter einem Zivil— und Militär— 
gouverneur mit 4 Kreisämtern ; übrigens die nämliche 
Einrichtung, wie in den übrigen nicht - ungarischen Pro- 
vinzen. 

II. Königreich Ungarn: 8.200,000 Seel. Höchste Behörde 
in demselben ist die k. Statthalterei, die der ungari- 
schen Hofkanzlei in Wien untergeordnet, unter dem Vor- 
sitze des Palatins, als Repräsentanten des Königs, aus 
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- i 24 Statthaltereiräthen , nämlich 3 aus dem Prälaten— , 11 

aus dem Magnaten- u. 10 aus demRitterstande, besteht. Der 
Wirkungskreis derselben umfafst die Leitung aller politischen 
Geschäfte, die Aufsicht über Kirchen, Schulen, fromme Stif- 
, tungen und die Verwaltung ihrer Fonds, die Sorge für die 
Vervollkommnung des Ackerbaues, ‘der Gewerbe und des 
Handels etc., überhaupt'! alles , ;was nicht Justiz — oder 
m! Kammeraisachen . sind ; auch entscheidet dieselbe zu- 
gleich über Urbkrialrechte u. Pflichten. Unmittelbar bei dem 
Statthaltereirathe sind: a) die Landesbuchhaltung; b) das ' 
Bücherrevisionsamt ; c) die Stiftungs - Hauptkassenverwal- 
; m tung. Untergeordnet sind derselben als politische Behör- 
den : das Provinzialkommissariat, bestehend aus Oinem ober- 
sten Direktor und zehn Distriktskommissären ; die Kö*mi- 
; täte oder Gespannschaften* unter der Leitung eines 
vom Könige ernannten oder erblichen Obergespanns, 

.i zweier Vizegespänne , eines Notars , eines . Einnehmers 
und einer Anzahl von Stuhlrichtern , die ! nach jener 

r -f.-i der Bezirke * aus welchen: jedes Komitat . besteht, ;*> bestimmt 

ii, ist, welche die höheren Befehle bekannt machen, über die 
,;j Polizei, wache Hund , mit Beihilfe, eines Komitatsgeschwor- 
nen, in den gesetzlich bestimmten Fällen Recht sprechen. 

« . • . Atifser den Komitaten sodann die Landschaften der 
Jazyger Und Kumaner,, die 6 Heiduckenflecken 
und die 16Zipserstä<jlte, die unter einem eigenen Gra- 
fen und Kameraladministrator,. und, unter dem Palatin, als 

- / ! obersten Richter,! stehen. ; e : :t ! > >..« ! j 

: (III. In Siebenbürgen: 4.664,800 Seelen, - und das Gu- 
* bernium in Klausenburg, aus einer gleichet! Anzahl 
von Räthen aus den drei Hauptnationen zusammenge— 

* ' sezt, dessen Wirkungskreis ( sich über die Gebiete der drei 
Nationen erstreckt , nicht nur in Angelegenheiten/ die sich 
, auf die politische und kirchliche Verwaltung beziehen, son- 

t , .. dem auch als höchste Rechtsbehörde, von welcher nur an 
i den Landesherrn rekurrirt werden kann. Unmittelbar bei der- 
selben sind: a) die Landesbuchhaltung; b ) die Bücherrevi- 
sionskommission; c) das siebenbürgische Provinzial zahlamt 
(Steuerkasse), . Untergeordnet sind demselben als Bezirks- . 
behörden: » . •_ . i 
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a) das Provinzialkommissariat , bestehend aus einem ober- 
sten Kommissär und fünf Distriktskommissären: 

* " 

5) die Stühle im Lande der Szekler, mit einem 
Königsrichter , der die Stelle des Obergespanns vertritt, 
so wie überhaupt die Einrichtung die nämliche , wie in 
den Komi taten ist; 

c) die Ko mitatsstellen der Ungarn; 

d) die Kreise im Lande der Sachsen, jeder unter 
zwei* Oberbeamten. 

B. III. Fi n anz Verwaltung. 

A, . In den nicht— ungarischen Provinzen. Dieselbe 

ist in Ansehung der Gegenstände, nach Hauptzweigen, 
nämlich das Zoll wesen; dieTabacks— u. Stempelgefälle ; das 
Postwesen ; die ärarischen Fabriken ; das Bergwesen ; die 
Behörden aber sind , nach Maalsgabe des Umfanges i h- * 
res Wirkungskreises, verschieden, und zwar: 

. 1) solche, für welche derselbe sich über den ganzen 
Staat erstreckt: 

а) die Oberhofpostamts- Verwaltung, die un- 
mittelbar von der allgemeinen Hofkammer ressortirt, 
mit Provinzial - Haupt — Oberpostämtern 
und Haupt-Postwagen-Expeditionen ; 

б) die Lottogef all-- Kammeraldirektion, mit 
* einer besondern Lottogefäll- Administration in jeder 

• • - Provinz; •. . - - ' 

* , 2) solche, deren Wirkungskreis sich nur auf die östrei- 

chischen, böhmischen, gallizischen und i 1 ly— 

, ‘ « rischen Provinzen erstreckt; die Tabacks- und 
Stemp elgefäll - Direktionen in Wien, mit ei- 
ner Provinzialadministration in jeder Provinz; 

3) blofse Provinzialbehörden, oder solche, deren 
Wirkungskreis auf den Umfang einer jeden Provinz be- 
schränkt ist: die Zollgefälladministration in ^iner jeden, 
die Berg— und Hüttenämter und sonstige gewerbliche 
Betriebsbehörden; die Güterinspektorate und Verwaltun- 
gen , etc. 

B. In den lombardisch - venezianischen Gouver- 
nements, unter der Oberleitung des zweiten oder Kam- 
meralsenats des Landesgubemiums. 
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In den lombardischen Provinzen: ' * 

1) die provisorische Ge n eral — Adminis tr ati on der 
direkten Abgaben, unter einem Generaldirektor , mit 
127 Kanzeleien des Zensus; 

2) die Direktion der indirekten Auflagen,’ oder 
der Zoll-, Salz-, Tabacks— u. Verzehrangssteuergefälle; 

3) die Direktion der Domänen, Waldungen, ver- 
einigten Gefälle und Hypothekenämter; 

4) die Direktion d er Münze und des Bergwesens; 

5) die Post— und Lottodirektionen; 

6) die Präfektur des Monte (für die Amortisations- 
kasse und für die Pensionen); 

. 7) die Administration der Kronguter; 

* 8) die Staatsbuchdruckerei; 

. 9) die Zentralkasse. 


Und in den venezianischen Provinzen: 

% * 

1) eine Direktion der Zoll-r, Salz-, Tabacks— 
und Verzehrungssteuer - Gefälle; 

2) eine Direktion • der Domänen, Kronguter, 
Waldungen, Stempel, Tax- und vereinigten 
Gefälle; 

3) die Lottogefälldirektion; 

und für beide Gouvernements eine Giunta zur Ausfüh- 
rung des stabilen Grundsteuerkadasters. 

In jeder Delegation einer jeden dieser Provinzen ist ein 
Finanzintendant angestellt. 

«) Die Gefällenbehörde in Dalmatien. 

In jeder Provinz ist zugleich eine Provinzialhauptkasse. 

C. ln Ungarn, als ein Zweig der allgemeinen Hofkammer, 
und als höchste Provinzialfinanzbehörde: die ungarische 


Hofkammer mit der Buchhaltung und dem General-Kam— 
meralzahlamte , von welcher unmittelbar ressortiren: 

1) das Fiskalamt ( causarum regalium Direcloratus ojjici— 
um) oder die Hofkammerprokuratur mit denKronfiskalen ; i 

2) das Wasserbau— und Schiffiahrtsamt; 

3) die Kammeraladministrationen zu Kaschau, Temefswar, 
Siegeth, Agram und der 16 königl. Kronstädte; 

4) das Oberkammergrafenamt zu Schemnitz in Niederun- 
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garn, für das Bergwesen mit den abh^ngenden Berg— 
r . Gerichten und Münzämtern : '« • 

.5) die.» Münz - und Bergwesens rr Oberinspektorate zu’ 
Schraölniz in Oberungarn und zu Nagy-Banya; 

6 ) die Bergwerksprodukte— Versclileifsdireklion : 

7) die Bergdirektiop im Banate.^ . :]r « .. j 

d. In Siebenbürgen; das vereinigte ; Kammeral- 
und Montanistische Thesaurariat,, in zwei Kam— 
mern getheilt: . . • . . i k . 

die erste, für alle Münz - u. Berg\yesensangelegenheiten ; 

die zweite, für die übrigen Staatseinkünfte, mit dem 

,, : i •: > - • »TH • '*> » » 

Zahlamte und mit dem Fiskalate. , • 

: . : » i " um * * * 

Aufser den angezeigten landesherrlichen Behörden be- 
stehen sodann in jeder Provinz ständische Behörden: 

> . ' , > < ■. irr i . i * * 

das Kollegium der stand. Ausschüsse, das Kollegium der stän— 
dischen Verordneten , in Ober- und Unteröstreich ; der stän— 
dische Ausschufs mit dem diesem untergeordneten Obersteuer- 
amte iri Böhmen; Xandtagsäusschusse, Landausschufskom— 
missionen iti den übrigen Provinzen; die General— und Pro— 
r f ‘ Vinziälkohgr6gatiönen in qen mailändischi — venezianischen 
Provinzen, welchen die Verwaltung der direkten Steuern 
übertragen ist , und welche aufserdem die j nach Marfsgabe 
der Staatsverfassung einer jeden Provinz, den Ständen zuste— 


- 1 1 . 


henden Hechte ausüben. 


i *jr i 1 1 i »i J 1 1 


t ‘ 


C TTT T ‘ 't ■ ’ t i ' J f 1 . b * <IJj 

. III. Justizverwaltung. * 

rt ' A. 'Die drei Instanzen für dife Justiz Verwehung in den nicht- 
ungarischen Provinzen sind in nachstehender Art ge— 
. ordnet: • r..- J r» 

die erste Instanz,* oder die Zivüptimarbehörden 

bilden:. : , . . • v..r. . m J i '.*> 

i) für alle nicht- adeli dien Einwohner eines Gerichtsbe— 
zirks, mit Ausnahme der Geistlichkeit und sonstiger Exi- 
f> . mirten, die Ortsgerichte der Dominien, und die 
Mag is träte in landesfürstl. und Munizipalstädten ; 
2) für die in einem Distrikte ansafsigen Adelichen, für 
Kommunitäten, die keiner Partikularobrigkeit unter- 
geben sind, für geistliche Stifte, Klöster, Kapitel 
und für alle Personen , die zum Prälaten - , Herren — 
oder Ritterstande gehören; sodann für die landes- 
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herrl. Ortschaften , die beim Landtage repräsentirt 
‘ werden, für den Fiskus, und inEheScheidungssachen, 
die Landreclite in jeder Provinz; 

c) für Streitsachen über Wechselangelegenheiten ,. die 
Merkantil- und Wechselgerichte; 

d) für Streitigkeiten in Lehnsachen, die Lehn- 
stuben; 

e) für Streitigkeiten in Bergangelegenheiten und fiir 
die Bergbeamten und Bergleute in Streitigkeiten in 
ihrer Diensteigenschaft, die Berggerichte. 

ln den lombardisch -venezianischen Staaten: 

. * r • 

1) die erste Instanz, das Justiztribunal in jeder Dele- 
gation ; * ’ 

2) die zweite Instanz, die beiden Appellationsgerichte 
in Mailand und in Venedig; 

3) die dritte Instanz, die Abtheilung d^r obersten 
Justizhofstelle in Verona. 

In Üngarn: 

1) Die erste Instanz: 

a) für die Bauern, der Herrnstuhl, der unter dem 

Vorsitze eines rechtskundigen Oberbeamten, aus ei- 
nigen herrschaftlichen Beamten gebildet ist, wobei 
der herrschaftliche Fiskal Einleitung und Vortrag hat, 
zwei kaiserl. Beamten (ein Stuhlrichter, und ein Ko— 
mitatsgeschworner) aber, für die Legalität des Ver- 
fahrens wachen ; , 

b) für die königlichen und die 16 Zipser-Städte, 
ein judicium pavium , wobei ein durch freie Wahl be- 
stellter Richter (Villicus) den Vorsitz fühlt; 

c) für Edelleute, in Successions- , Theilungs-, 
Schuldsachen unter 3000 fl., und für Injurienklagen, 
der S t uh lri clit er; — bei Gegenständen von einem 
hohem Betrage, der Vizegespann, der mit einem 
Stuhlrichter und Jurassor das Gericht bildet. Im Fall 
die Gegenstände von besonderer Wichtigkeit, oder im 
Umfange des Komitats zerstreut sind, und in Zehnd- 
prozessen, das Komitatsgericht für Magnaten und 
Bauern ; — bei Zerstreuung des Objekts in mehrere 
Komitate, die Distrikutaltafel ; — im Fall aber 

i 26 
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die Kraft de» Gesetze» für den vorliegenden Fall 
bestritten wird, und in allen Fällen, wo der Krön— 
fiskal Rechte anspricht oder vertheidigt , die könig- 
liche Tafel; 

tl) die Gerichte der katholischen Konsisto- 
rien endlich, für alle geistlichen Personen, Ehestrei— 
tigkeiten, Klagen über Meineid, und über Testaments- 
Streitigkeiten , in so fern es sich um die Richtigkeit 
der gesetzlichen Feierlichkeiten handelt. 

2) Die zweite Instanz (>) bildet 

a) die Sedria oder das Komitatsgericht, für alle bei 

den Herrenstühlen , den Stuhlrichtern und Vizege— 
spannen anhängigen Sachen; i 

b) der Tavernikal— oder Personalstuhl, für 

. die Appellation von den Gerichten der kaiserl. Frei— 

Städte und übrigen privilegirten Distrikte; in wichti- 
geren Fällen aber, sogleich die Septemviraltafel ; 

c) die Appellation von der Sedria, von den Berg— 
gerichten, und von den Distrikutaltafeln, geht 
sogleich an die königliche Tafel inPesth, die aus 
einem Präsidenten (personalis presenliae regiac in ju— 
iliciis locumtcncns ) , Beisitzern aus dem geistlichen 
Stande ( Praclati iabulae ), dergl. aus dem Herren stände 
(Barones tabulae ), dem Vizepalatin, dem Vize— 
Reichsoberrichter, drei Protonotarien (des Palatins, 
des Oberrichters, des Personals), einem Direktor der 
konigl. Rechtsangelegenheiten, königl., erzbischöf- 
lichen und anderen Beisitzern besteht; 

d) sodann Distriktstafeln, eine diesseits, die 
zweite jenseits der Donau, die dritte diesseits, die 
vierte jenseits der Theifs; die Gerichtstafel und 
die Bannaltafel in dem Königr. Dalmatien; 

e) endlich der Metropolitan, für die Appellation 
von den Konsistorien. 


1) Dieselbe ist verwickelter als in den übrigen Provinzen, indem 
das nämliche Justizorgan, das in erster Instanz entscheidet, nach Ver- 
schiedenheit der Gegenstände auck als zweite Instanz wirksam ist, wie 
z. B. die Sedria. 
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'• 3) Die dritte Instanz, die Septem vrraltafel, die 

unter dem Vorsitze des Palatins aus vier Beisitzern des 

• . .X 

geistl. Standes, sieben dergl. aus dem Herren- und neun 
aus dem Ritterstande besteht. 

c. In Siebenbürgen: 

die erste Instanz, die Komitatsgerichte , die Szekler 
und sächsischen Stühle; 
die zweite Instanz, die Gerichtstafel; 
die dritte Instanz, das Landesgübernium. 

7 Ö 

/ 

Die Justizbehörden selbst sind nachfolgende: 

1) In Ostreich Ob- und Unter-Enns: 

a) erste Instanz, aufserden Dominien, Magistraten etc. : 

1) das niederöstreich. Landrecht mit der da- 
von abhängigen Depositenamtsverwaltung; 

2) das niederöstreichische Merkantil- und 
Wechselgericht in Wien; 

1) die nämlichen Behörden in Linz ; sodann 

2) das vereinigte Landrecht-, Kriminal-, 
Merkantil - u. Wechselgericht in Salzburg ; 

b) zweite Instanz, das Appellations- und Kriminalober- 
gericht in Ostreich Ob— und Unter- Enns. 

2) In Inner-Ostreich: 

a ) erste Instanz: 

1) dasLandreehtin dem Herzogthum Steyer— 

mark , zu Gratz ; « 

2) das Merkantil - und Wechselgericht das.; * 
in Kärnthen, das Stadt— und Landrecht, Kriminal- 

und Wechselgericht zu Klagenfurt; 

' in Krain, gleiche Behörde zu Laibach; 

b ) zweite Instanz, das Inner-Östreichische Appellations- 
und Kriminalobergericht zu Klagenfurt. 

3) In den Küstenländern: 

o) erste Instanz: 

1) Stadt - u. Landrecht- und Kriminalgericht zu Triest; 

2) Merkantil- und Wechsel gericht und Seekonsulat das.; 

3) Stadt- und Landrecht-, Kriminal-, Merkantil- und 
Wechselgericht, dann Seekonsulat in Fiume; 

4) Stadt- und Landrecht- und Kriminalgericht zu Görz; 

26 * 


Steyer— 

mark, 


Nieder- 

östreich, 


Ob’er- 

östreich, 


i 
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5) Zivil-, Kriminal-, Merkantil - Wechselgericht und 
Konsulat zu Rovigno; 

6) Stadt- u. Landrecht- und Krimin algericht zu Karlstadt 
b ) zweite Instanz, küstenländisches-, Appellations— u. 

Kriminalobergericht zu Fiume. 

4) I n B ö h m e n : 

a) erste In stanz: r 

1) das Landrecht in Prag; 

2) Merkantil— und Wechselgericht das.; 

b) zweite Instanz, Appellations— u. Kriminaloberger. das. 

5) In Mähren, die nämlichen Behörden, und zwei Merkan— 
tilgerichte in Briinn und Troppau. 

6) lnGallizien.- 

a) erste Instanz: 

1) vier Landrechte, nämlich: zu Lemberg, Tarnov, Sta— 
nislavev, Czernowitz; 

2) ein Merkantil- und Wechselgericht zu Lemberg; 

b) zweite Instanz, Appellations- und Kriminal oberge— 
rieht in Lemberg. 

7) ln Dalmatien : 

a) erste Instanz, vier Kollegialgerichte zu Zara, Spa— 
lato, Ragusa, Kattaro; 

b) zweite Instanz, Appellations— und Kriminaloberge— 


a) erste Instanz: 

1) Stadt- und Landrecht zu Inspruck; 

2) vier Zivil— und Kriminalgerichte erster Instanz zu 
Feldkirch, Botzen, Trient, Rovoredo; 

b) zweite Instanz, Appellations- und Kriminaloberge— 
rieht zu Inspruck. 

9) Im lombardischen Königreich: 
a) erste Instanz: 

1) Ziviltribunal erster Instanz, 


3) Merkantil- und Wechseltribunal, • 

4) acht Provinzial-Justiztribunale, zugleich Kriminal—, 
Merkantil- und Wechselgerichte, zu Mantua, Brescia, 
Kremona, Bergamo, Komo, Sondrio, Pavia, Lodi. 


rieht zu Zara. 


8) In Tyrol: 


2) Kriminaljustiz-Tribunal, 



/ 
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r'* b) zweite Instanz, das lombardische Appellations- und 
Kriminal obergericht in Mailand. 
fO) In den venezianischen Provinzen: 

" a ) erste Instanz: - • 

1) die drei Behörden in Venedig, wie in Mailand. 

' '* - 2) sieben Justiztribunale etc. zu Padua, Verona, Vizenza, 

Treviso, Rovigo, Belluno , Udine; 

b) zweite Instanz, das venezianische Appellations- und 

Kriminalobergericht in ; Venedig.'* 1 ' 1 ; 

Dritte und höchste Instanz für die von 1 — 10 genannten * 
Provinzen, die oberste Justizstelle in Wien, mit den* 
Senate in Verona. ... * 1 ... 


IV. Polizei. 


, 1 


g 


Die Behörden für dieselbe sind zwar den Regierungen unter— 
eordnet, ressortiren jedoch in Absicht auf die Polizei, so wie 
die Regierungen selbst, zugleich von der Polizeihofstelle. 
Diese Behörden sind: 

A. Die Polizei-Oberdirektion in Wien, mit den die- 
ser untergeordneten Beamten. 

B. D ie Polizeidirektionen und Kommissariate.' in 
den Provinzen: 

I) zu Linz, 2) Gräz, 3) Prag, 4) Brünn, 5) Lemberg, 
6) die General-Polizeidirektionen zu Mailand, 7) Venedig, 
8) die Polizeidirektion zu Zara, 9) Laibach, 10) Triest, 

II) Inspruck, mit den von diesen Direktionen abhängen-r 
den Grenz- und Polizeikommissariaten. 

C. Die Bücherrevisionsämter zu Wien, Linz, Graz, Prag, 
Brünn, Mailand, Venedig, Zara, Laibach, Triest, Inspruck; 
sodann das Biicherrevisionsarht für Ungarn , und die Bücher— 

revisionskonunission für Siebenbürgen. 

° ' . * / % 

I 

V.' Verwaltung der Militärgrenzländer. 

. * * * * v Die Verwaltung der Militärgrenzländer ist von jener der 
übrigen Provinzen ganz ausgeschieden , und für dieselbe der Hof- 
kriegsrat}! in Wien die höchste Behörde. 

: ! Diese Militärgrenzländer, die von dem adriatischen Meere an 

bis nach Gallizien eine zusammenhängende Kette (von 863 Q.M. 
mit 940^98 Seel. (*) bilden, sind ein völliger Militärstaat, in 


i.l) Vollständ. Handbuch d. neuesten Erdbeschreib, von Gasparf, 

Rassel etc. 2. Bd, l.Abth. S. 607 folg., und die daselbst angef. Werbe. ’ 

Hietzinger, Statistik der Mihtärgrenze des östreichischen Kai- 

serthums. Wien 1817. 

v. JBenigni, statist. Skizze d. siebenbürg. Militärgrenzc. Hermann- 

rtadt 1816. 

Demjan, statist. Beschreib, d. Militärgrcnze. 2 Bde. 1806. 1807. 
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•welchem alle liegenden Grunde eigentliche Soldatenlehen sind, 
von welchen die immerwährende erbliche Nutzung, unter Vorbe- 
halt des Hoheits- und Obereigenthumsrechtes des Regenten, den 
Inhabern überlassen ist, gegen die Verpflichtung, im Kriege und 
im Frieden alle Militärdienste zu leisten, und gegen jene zu einem 
Beitrage für die Unterhaltung der inneren Grenzanstalten. Die 
, Grundstücke, welche den Grenzern überlassen sind, sind in vier- 
tel, halbe, drei viertel und ganze Ansässigkeiten vertheilt , (eine 
ganze in der Regel 18 Joch Acker und 6 Joch Wiesen), von wel- 
che^ der Inhaber, eine mäfsige Grundsteuer bezahlt, an welcher 
iiim als Ersatz für Sold und Verpflegung für seinen gewöhnlichen 
Dienst im Kordon oder Regiment, jährlich 12 fl. erlassen werden, 
oder wenn seine Steuer diese Summe nicht erreicht, das Fehlende 
bis zur Ergänzung zugeschossen wird. Aufserdem erhält derselbe 
ein paar Schuh, die Armatur und Munition; im Kriege abejr. voll- 
ständige Kleidung und Verpflegung wie die Linientruppen. 

Die Grenzländer selbst zerfallen nach ihren Generalkomman- 
do^ in fünf Abtheilungen , die aber in vier Hauptabtheilungen 
zusammengezogen sind: 1) die kroatische; 2) die slavonische; 

3) die Barinat oder ungarische Grenze, und 4) die siebenbürgische. 

Höchste Regierungsbehörde für dieselbe ist, wie erwähnt, 
der Hofkriegsrath, welchem die Generalkommando^ — 
für Slavonien, zu Peterwardein; in der Bannatgrenze, zu 
Agram; in der Karlstadt-Warasdiener Grenze, ebendas. ; in 
dem Bannat, zu Temeswar; in Siebenbürgen, zu Hermann- 
stadt — untergeordnet sind, und welche nicht nur die militä- 
rische, sondern auch die rechtliche und politische Behörde für 
ihr$ Bezirke bilden. Jedes dieser Generalkommando^ zerfällt 
unter dem Vorsitze des Kommandirenden in fünf Departements : 
d) das militärische, 2) das politische, 3) das ökonomische, 4) 
!das Verpflegs— , und 5) das Justizdepartement. — • Jedes Gene- 
ralat ist in Regimentsbezirke abgetheilt (im Ganzen 18), 
deren Obersten in politischer Beziehung die Funktionen der 
Kreishauptleute verwalten ; jeder Regierungsbezirk in zwölf 
Kompagniebezirke, in deren jedem der Hauptmann zugleich 
die Zivilgeschäfte besorgt, und deren Wirkungskreis über die 
gesammte politisch — ökonomische Justiz*- und Polizei Verwaltung 
ihrer Bezirke sich erstreckt,, für welche jedem ein besonderer 
. .ökonomieofflzier beigegeben ist. 

Die Justiz wird von den Regimentsgerichten verwaltet, von 
welchen die Appellation an die Judicia dclegata mixta zu Agram, 
Petervvardein, Temeswar und Hermannstadt, und von diesen an 
. das Militär-Appellationsgericht in Wien geht. 
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§. 60. 

Königreich Sachsen. (*) 

* ’ Vor der Losreifsung von beinahe der Hälfte des König- 
reichs und in seinem frühem Territorialbestande }var dasselbe 
aus zwei verschiedenen Ländermassen zusammengesezt , näm- 
lich: aus den vereinigten und aus den nicht vereinig- 
ten Ländern, von welchen die ersteren,' deren Stände die 
sächsische Landschaft gebildet haben, in Hinsicht auf Verfas- 
sung und Verwaltung verschieden, in die unmittelbaren 
Provinzen (die sieben Kreise), und in die mittelbaren (die 
Stifter Meifsen mit Wurzen, Merseburg, Naumburg, 
Zeiz) getheilt waren. Die beiden Lausitzen, das Für- 
stentum Querfurt, und der Antheil an Henneberg haben 
die Masse der nicht vereinigten Lande gebildet. Aufser- 
dem haben zu den mittelbaren. Landen die verschiedenen Stan- 

r i 

desherrschaften (das Dessauische Amt Walter — Niemburg, 
die Schwarzburgischen Ämter Klebra, Heringen, das Rit- 
tergut Ebeleben, die Grafschaft Stolberg, die Herrschaf- 
ten der Fürsten und Grafen v. Schönburg, die Standesherr— 
schäften der Grafen v. Solms, endlich die teutsche Ordens- 
Balley Thüringen) gehört, wogegen der Kottbusser Kreis 
den nicht vereinigten Landen zugetheilt gewesen ist. 

Gegenwärtig besteht das Königreich aus den verbliebenen 
unmittelbaren Landen, die in vier Kreise getheilt sind (der 
Meifsner, Leipziger, Erzgebirgische und Vogtländische), und 
welche zur allgemeinen Landtags Versammlung gehören ; sodann 

aus den mittelbaren Landen, jezt nur noch das Stift Mei- 

, * 

fsen mit Wurzen, zu welchem die Standesherrschaften der 
Fürsten und Grafen v. Schön bürg und v. Solms in so fern 
gehören, , als sie Deputirte zum Landtag senden. Die Lau- 
sitz bildet den dritten Bestandtheil , mit einer, besondem Ver- 

, t t * r 

fassung und (bisher auch) mit besonderen Ständen, welchen, 

. ii > < » * . % f * i 

*. ’ i t ■ . 4 ' '"•) ’ i 

1) Schorch, allgem. europ. Staats -und Adrefshandbuch, 2.Bd. 
f. d. Jahr 1823. S. 173 folg. 

Hassel, vollständ. Handbuch der neuesten Erdbeschreib. 4. Bd. 
1. Abth. S. 343 folg. 

Königl. Sachs. Hof-^ Zivil - und Militarstaat. 
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so wie auch der sächsischen Landschaft) besonders in Betreff der 
Verwaltung des Steuer- und Schuldenwesens, grofse Vortheile 

. . . r ’i ° 

■ und Befugnisse zustehen. \ 

ö 

Der Verwaltungsorganismus in diesem Königreiche, seit einer 
langen Reihe von Jahren der nämliche, jh^t erst in den neuesten 
Zeiten einige wesentliche Abänderungen erlitten, insbesondere: 

1) durch Aufhebung des geheimen .Konsiliums, welches 
die höcjiste Landesstelle für die gesammte innere Staats- 
verwaltung gebildet hatte, tnit Einschlufs derjenigen aus— 

. , wärtigen Angelegenheiten , welche Landesgereehtsame be- 
troffen haben, und mit Ausschluss der Kassensachen; 

2) durch Errichtung des geheim en/ Käthes, als der höch- 
sten beratheuden Behörde für alle Gegenstände der Gesetz— 
gebung, und zugleich provisorisch als. Behörde für dje 
landständischen und Konsisjtorialsachen ; . 

3) durch Umbildung, der obersten Verwaltungsbehörde in 

der Lausitz; endlich,* j 

4) durch Ausscheidung der richterlichen. Attributionen aus 
dei» ; Wirkungskreise -der Regierung , welche ersteren an 

. . / das Appellationsgericht überwiesen r worden sind. + 

IJer gegenwärtige. Organismus i§t nachstehender: 

X r Pje höchste Behörde Im Staate ist das geheime Ka- 
bine t des Königs, in, welchem ajle Geschäfte , die nach 
s. .fylaafsgabe der Verfassung uijd der bestehenden Venvaltungs— 
../normen zu seiner unmittelbaren Kenntnifsnahme und Ent— 

• ..Scheidung sich eignen, vorgelegt, und expedirt werden. 

, • , . Den Vortrag in demselben haben drei Kabinetsminister, 

mit nachstehender Departementseintheiliing., nämlich: 

1) das Departement der inneren Angelegenheiten, auch der 
. ? Militfirangelegenheiten .in Land- und Wirthschaftssachen ; 
;2). das Departement der auswärtigen Angelegenheiten; 

* 3) das Departement für Miljtärkommandosachen. 
fl. Der geheime Rath, als höchste bera th ende Stelle , be- 
sonders über allgemeine Landesangelegenheiten , an welche 
sämmtliche obere Verwaltungsbehörden alles was auf Gesetz- 
gebung etc. Bezug hat, einsenden müssen.. Zugleich sind 
demselben provisorisch in Betreff der ständischen Angele— 
genheiten die Attributionen des vormaligen geheimen Koeh* 
«iiiums ; die apf 'die evangelischen Rjqligions- , Kirchen-, 
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-b Universität«- und Schulsachen Bezug habenden Angelegen- 
heiten aber, den in demselben J aIs Mitgliedern befindlichen 
jedesmaligen Konferenzministern r übertragen. ( 1 ) 
lII.'^Die oberste Leitung der Verwaltung wird durch 
Zentralstellen bewirkt; es sind nachstehende: 5 
' " A. 1) Das ;geheime l Finanzkollegium, für das ge— 
sammte Finanzwesen , für die spezielle Leitung der Ad- 
ministration der Domänen, Forste, Regalien, des Berg- 
wesens, Kassenwesens und der indirekten Abgaben. 
Dasselbe ist in drei Departements getheilt, die nur für 
wichtigere Gegenstände sich in Pleharversamralungen 
vereinigen : * 1 J 

das erste, für die Regalien-, Bergbau— 1 , Salz-, 
li : • Post — , Strafsenbausachen, und für das Kassen- 

wesen. Mit demselben ist die Staatsbuchhalterei 
- - verbunden; •*' * { 3 £ 

das zweite, für die indirekten Abgaben; 

. das dritte, für die Domänen und Förste; 

2) die Kammer-Kreditkassenkommission. 

B. Die Kriegsverwaltungskammer, für die Militär— 
angelegenheiten , 'ausschliefslich der Militärkommandosa- 

- > chen. In Kassensachen ressortirt dieselbe' unmittelbar 
vom Könige ; in Landessachen von dem Departement der 
inneren Angelegenheiten. Dieselbe ist abgetheilt : 

1) in die permanente Geschäftsführung; • 

2) <x i; c temporäre, in zwei Abtheilungen; 

3) « oc Buchhalterei; ? * • ■ r 

4) ((* « Hauptausgleichungskasse. 

C. -Die geheime Kriegskanzlei der Militärkom- 
mandosachen, mit zwei Abtheilungen: 

die erste, für die Militärkommandosachen; 

• • die z w ei te,f für die Militär justizsachen. 

Bei derselben befindet sich die Plankammer. 

Von derselben ressortiren: - ' . - ' 

1) das Militärgerichtsdepartement; ; 1 * » /' 

2) das Hauptzeughaus ; 

3) das Obermilitärbauamt. • 


* *v 


1 ) Das Konstitutivreskript , im dritten Theife. 


I 
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AuJfser diesen allgemeinen höchsten Zentralbehörden beste- 
hen besondere Deputationen und Kommissionen für ein- 
zelne Geschäftszweige, nämlich: .* >'• 

1) die Oberxechnungsdeputation, für die Abnah- 

me aller Rechnungen , und zur Aufsicht darüber , dafs 
die Einnahmen ihrer Bestimmung gemäfs verwendet 
werden; ■ •» 

2) die Landeskommission, aus königl. Kommissa— 
rien und ständischen Deputirten zusammengesezt, zur 
Regulirung und Ausgleichung der Kriegsschäden; 

3) die Landesökonomie — > Manufaktur— und 
Kommerzdeputation; 

4) die Kommission zur Besorgung der alfge— 

, , meinen Straf- und Versorgungsanstalten, 

mit ständischen Deputirten und der Hauptkasse; 

5) die Kommission wegen,. Veredelung der 

Schäfereien ; t] . . 

6) die BrandverSicherungs-Kommission, mit 
ständischen Deputirten; 

7) das Sanitätskollegium; . . - v X 

8) die Kassenbilletkommission. 

IV. Provinzialverwaltung und Behörden für dieselbe. 
ui. Innere Verwaltung in den Kreisen, und Behör- 
den für dieselbe: 

1) a) die Landesregierung in Dresden, zu deren 
Ressort gehören: die gesammten Justiz-, Polizei— 
und Lehnsachen; die Entwerfung und Promulgation 
neuer Gesetze , die Vormundschafts — , Hoheits— und* 
Landgrenzangelegenheiten in den Kreisen ; zugleich 
, der eigentliche sächsische Lehenhof. Dieselbe ist in 

zwei Departements getheilt:. 
das erste» für die Lehen—, Hoheits - und Grenz— 
sachen(; , 

das zweite, für die Polizeisachen; 

J) die Stiftsregierung zu Wurzen. 

Von der erstem ressortiren : 

a) die Kreis— und Amtshauptmannschaften 
(in jedem Kreise ein Kreishauptmann mit einem Se- 
kretär und mehreren Amtshauptleuten , deren einer 
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. für jeden aus mehreren Ämtern gebildeten Bezirk, 

. für die Verwaltung der Polizei, (*) für welche jedem 
. die Gensd’armerie in seinem Bezirke untergeben ist ; 

b) das Stadtpolizeikollegium in Dresden, und 
die Armenkommission; 

c) das Stadtpolizeiamt und Kriminalgericht 
in Leipzig; 

d) die Schönburgische Regierung zu Glaucha. 

' 2) Justizverwaltung: 

a ) das Appellationsgericht in Dresden, für 
alle streitigen Rechtssachen, die entweder unmittel— 

• bar in erster Instanz bei demselben anhängig gemacht, 
oder durch angenommene Appellation in zweiter oder 
dritter Instanz an dasselbe gebracht werden; 

i) das Oberhofgericht zu Leipzig, jedoch nur 
für bestimmte Gegenstände, die zu seiner Kompe- 
. tenz gehören ; 

c) als Spruchkollegien: der Schöppenstuhl und die 
Juristenfakultät in Leipzig, und der Bergschöppen— 
Stuhl in Freiberg. 

Unter beiden Behörden sodann als erste Instanz: die Ju- 

* ' * * * * * 

stizämter, Stadt-, Dorf- und Patrimonialgerichte. - 

3) Kirchliche Verwaltung: 

a) das Oberkonsistorium, zugleich Kirchenrath, 

- in welcher Eigenschaft dasselbe die landesherrlichen 
Jura circa sacra verwaltet; demselben ist das Kon — n 
sistorium in Leipzig untergeordnet, und die Ober- 
aufsicht auf die Universität Leipzig, auf die Fürsten- 
schulen etc. übertragen. Zugleich bildet dasselbe das 
Spezialkonsistorium für einige Kreise; 

1) das Konsistorium zu Leipzig, Wurzen und Glaucha ; 
c) das apostolische Vikariat in Sachsen , für die ka— 

• tholischen Kirchenangelegenheiten. 
ß . In der Lausitz. 

1) a) Die Oberamtsregierung (1 Präsident, 2 adeliche, 
2 bürgerliche, 1 Kirchen - und 1 Schulrath), als obe- 
res Justiz- und Polizeikollegium, und als Appella- 

1) Im Allgemeinen die nämlichen Attributionen wie die Landräthe 
in Preufsen. 
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tionsinstanz, die nur in bestimmten Fällen mit dem 

r • - 

Appellationsgericht in Dresden kommunizirt; zugleich 
Lehnhof, und verwaltet ebenfalls den Fiskus und 
die Geschäfte des bisherigen landständischen V^ai— 
senamtes. Diese Behörde , die zu der Provinz in 
eben dem Verhältnisse steht, wie die Regierung in 
Dresden zu den Kreisen, ist nur dem geheimen 
• Rath in Dresden , und in Kirchen — und Schulsa- 
chen nur den mit diesen besonders beauftragten 
Mitgliedern desselben untergeordnet. Mit derselbei) 
verbunden und aus ihrer Mitte gebildet 
b ) die Kirchen- und Schulkommission, zur 
Vorbereitung der Vorträge in Kirchen — und Schul- 
sachen. Dem geistlichen Mitgliede (Kirchen— und 
Schulrath) ist zugleich die Visitation der Kirchen 
und Schulen übertragen. 

2) Die ständische Deputation für die dem Lan- 
de und den Städten gemeinschaftlichen Mi— 
litärangelegenheiten , unter dem Vorsitze des 
Amthauptmannes, der die Mittelbehörde in Regie— 
runtrsan^eWenheiten bildet, und dem die meisten Funk— 
tionen des bisherigen Landhauptmanns übertragen sind. 

• . »i • ' # 

V. Provinzial-Fif.anzverwaltung. ... 

• • ■ ' « o ' . I . v 

1) Direkte Steuern. Das Obersteuerkollegium für 
den Einzug und für die Verwaltung der von den Land— 
und Ausschufstagen verwilligten Steuern, welchem die 
Kreissteuereinnehmer untergeordnet sind. Das Kolle— 
gium besteht unter einem Direktor, aus . in gleicher 
Anzahl vom Könige und von den Ständen ernannten 
Obereinnehmern. Bei demselben befinden sich: 

i 

a) die Obersteuerbuchhalterei; 

b ) die drei Hauptkassen, für die Trank—, Schock— 
und Quatembersteuer ;(*) 

, c) die Steuerrechnungsexpedition (Rechnungskammer) ; 


1) In der in dem Her me 9 enthaltenen An*eige des Organismus 
wird, wie cs scheint, die Angabe dieser drei Hauptkassen als ein fak- 
tischer Irrthum angesehen. Indessen sind dieselben in dem königlich 
sachs. Staatskalendcr S. 153 distinkt aufgeführt. • . 
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d) die Obersteuerprokuralur ; 

e) die Stempelfaktorie. 

2) In jedem der vier Kreise befinden sich für den Einzug: 

a) ein adelicher Kreissteuereinnehmer; 

b) ein Deputirter der Ivreishauptstadt ; 

c) ein Kreis- Tranksteuer- und Imposteinnehmer; 

d) ein Kreis— Schock— und Personensteuereinnehmer; 

e) ein Kreis — Quatembersteuereinnehmer; 

f) vier bis sechs Steuerprokuratoren; 

g) sodann in einem jeden Amte ein Amtssteuerein- 
nehmer. 

3) Die Steuerkreditkasse, aus ritterschaftlichen und 
städtischen Deputirten bestehend. 

B. Indirekte Steuern (unter der obersten Leitung des 
zweiten Departements des geheimen Finanzkollegiums): 

1) zwei Generalakziseinspektionen und Einnahmen (in . 
Dresden und in Leipzig ) , jede mit einem General— 
akziseinspektor und Koinspektor, einem General-Ober— 
akziseeinnehmer , einem Generalakziseeinnehmer und 
Kontroleur; 

2) in jedem der vier Kreise und in der Lausitz, einige 
Geleits - und Akzisekommissäre ; 

3) Akziseinspektoren für kleinere Bezirke, jeder von ei- 
nigen Ämtern. 

C . Domänenverwaltung: 

1) in jedem Kreise einige Finanzprokuratoren; sodann 

2) die Rentämter. 

D. Forst- und Jagdadministration (ressortirt vom 
dritten Departement de« geheimen Finanzkollegiums, eben 
so die Forstakademie und die Vermessun^sanstalt in Tha- 
rand). 

Für die Forstverwaltung ist das Königreich in vier 
Forstkreise eingetheilt, mit einem Kreisforstmeister 
und Forstsekretär an der Spitze eines jeden; jeder 
Kreis in eine Anzahl Forstbezirke, mit einem 
Forstmeister und Oberförster; jeder Bezirk in Re- 
viere, jedes mit einem Revierförster und einem Un— 
terforster. 
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JB. Berg- und Hiittenverwaltung (ressortirt vom ersten 
Departement des geheimen Finanzkollegiums); unter dem- 
selben : 

1) das Oberbergamt ) zu Freiburg, mit den davon ab— 

2) das Oberhüttenamt ^ hängenden Ämtern; 

3) die Münze in Dresden; 

4) die verschiedenen konigl* Fabriken. 
jF. Das Bauwesen: 

1) das Hofbauamt; 

2) die Strafsenbaukommission ; 

3) die Wasserbaudirektion; 

4) das Büreau für die Kamm eral Vermessungen. 


Die Landstände, welche bei der Gesetzgebung gehört 
werden müssen, und welchen in Betreff der Verwaltung der 
Steuern ausgedehnte Befugnisse zustehen , sind in zwei Land- 
schaften, — die sächsische und die der Oberlausitz, — und 
die erstere in drei Klassen getheilt; nämlich: 

A. Die sächsische Landschaft der vier alten Kreise: 

1) die Klasse der Prälaten, Grafen und Herren; 

2) die Klasse der Ritterschaft , seit 1820, 23 Wahlstände, 
ohne Rücksicht auf adeliche Geburt; 

3) die Klasse der Städte, deren 79 landtagfähig sind. 

Die erste Klasse bildet einen Stand für sich, ohne 
Verbindung mit den beiden anderen Klassen , über welche 
der Erbmarschall das Direktorium führt. 

Die zweite Klasse, oder die Ritterschaft, ist in drei 
Kollegien getheilt , nämlich : 
a) der engere Ausschufs, für die Bearbeitung der wich- 
tigeren Angelegenheiten ; 

&) der weitere Ausschufs, für die Bearbeitung der min— 
s der wichtigen Angelegenheiten ; 
c) die allgemeine Ritterschaft, welche über die Anträge 
der Ausschüsse beschliefst. 

J5. Die Landschaft der Oberlausitz in Bautzen ist in 
zwei Klassen getheilt, nämlich: 

1) das Land (die Standesherren, Stifter, Rittergutsbesitzer); 

2) die sechs Städte. 
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§. 61. ' r 

Königreich. Hannover., 

t 

Nach Maafsgabe der bisherigen Organisation der Verwal- 
tung, hat das reine Provinzialsystem die Grundlage für dieselbe 
gebildet, keine durchgreifende Trennung der Verwaltungszweige 
nach Realbezichnungen statt gehabt, so wie auch der geogra— 
phische Wirkungskreis, für die einzelnen Verwaltungsbehör- 
hörden, verschieden gewesen ist. Durch die Anordnungen des 
Ediktes vom 12. Okt. 1822, ist diese bisherige Organisation dem 
Realsysteme in so fern näher gebracht worden, als die 
Leitung aller Zweige in dem Ministerium zentralisirt worden 
ist; die von der Kammer verwalteten Regiminal- und Polizeisa- ' 
chen derselben abgenommen worden sind, und dieselbe als 
reine Domänenkammer konstituirt worden ist; dafs anstatt 
der fünf Regierungen, deren geographisches Ressort von so un- 
gleicher Gröfse gewesen ist, sechs Landdrosteien substituirt worden 
sind, deren Wirkung die ganze innere Verwaltung umfafst, 
und deren Organisation sich mehr dem Einheitssysteme nähert; . 
endlich , dafs eine Einleitung zur gänzlichen Trennung der Ju- 
stiz von der Administration getroffen worden ist. Nach Maafs— 
gäbe des allegirten Ediktes, ist die nunmehrige organische Ein- 
richtung nachstehende: 

I. Allgemeine Verwaltung und Behörden für dieselbe. 

A. Die oberste, dem Könige unmittelbar verantwortliche Be- 
hörde für alle Verwaltungszweige, mit Ausnahme der reinmi— 
litärischen Angelegenheiten, ist das Staats- und Kabinets- 
ministerium, welchem für die Zukunft sämmtliche obere 
Verwaltungsbehörden auf eine völlig gleichmäfsige Art unter- 
geordnet sind , an dasselbe zu berichten, und von demselben 
Verwaltungsanweisungen zu empfangen haben. Unter der 
Leitung des Generalgouverneurs führt der älteste Mi- 
nister ein förmliches Direktorialpräsidium, und die Auf- 
sicht über den Geschäftsgang in allen seinen Zweigen. In 
demselben sind die Geschäfte nach Gegenständen in Departe- 
ments vertheilt, in welche nunmehr auch die Brem— und 
Verdenschen; Osnabrück-, Bentheim-, Lingen-, Meppen-, 
Emsbühr- und Ostfriesischen Landessachen, so wie jene der 
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übrigen Provinzen, mit eingezogen werden sollen. Diese De- 
partements, ohne Rücksicht auf ihren natürlichen Zusammen- 
hang unter die Minister vertheilt, sind nachstehende, nämlich: 

: 1) Departement der auswärtigen Angelegenheiten; 

2) der allgemeinen Finanzsachen; 

3) der für das Ministerium gehörenden Militärsachen ; 

4) der Grenz- und Hoheitssachen; 

5) der Postsachen; 

6) Depart. der Domänen- und Zollsachen; 

7) der Generalpolizei- und Städtesachen; 

8) der Lehnsachen; 

9) der Kommerz— und Manufaktursachen ; 

10) ' der Wegbausachen; 

11) Depart. der Klostersachen; 

12) der Universitätssachen; 

13) der geistlichen und Schulsachen; 

14) der Landesökonomiesachen; 

15) Depart. der Harz%ngelegenheiten ; ein vierter Minister. 

16) das Departement der Justizsachen, dessen Chef aber 
nicht Minister ist. 

Von dem Ministerium unmittelbar hängen ab: 

1) die Generalkasse; 

2) das altfürstliche Braunschweigische Allodium; 

3) die JLandeslotterie ; 

4) die Klosterkammer; 

5) das Generalpostdirektorium; 

6) das Archiv; 

7) das Intelligenzkomtoir; 

8) die Gesetzsammlungskommission; 

9) die ärztliche Prüfungskommission; 

10) die Münze; 

11) das Landesökonomiekollegium, für die Aufhebung der 
Gemeinheiten. 

B. Das geheime Rathskollegium, höchste Berathungs- 
behörde, die unter dem Vorsitze des Generalgouverneurs aus 
den Ministern und übrigen Departementschefs, und aus einer 
Anzahl von Beisitzern für alle Geschäftszweige besteht. 
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€. DieDomänenkammer — welche bisher neben der V er- 
waltung der Domänen, auch Regierungs- und Polizeisachen, 
jedoch nicht in allen Provinzen* in gleichem Umfange, und auch 
die Zollsächen zu verwalten gehabt hat, welche beide Zweige, 
die lezteren unter der unmittelbaren Leitung des Staats — und 
Kabinetsministers , an die Landdrosteien abgegeben sind, —~ 
für die Zukunft lediglich auf die Erhaltung, Verbesserung und 
ökonomische Verwaltung der Domänen, auf die Leitung des da- 
zu gehörigen Rechnungswesens, und auf die Aufsicht auf das 
bei demselben angestellte Personal beschränkt. 

D. 1) Di e Kriegskan zlei, die für ihr Ressort, mit Ausnahme 
der rein-militär. Angelegenh., nunmehr ebenfalls dem Staats- 
und Kabinetsministerium untergeordnet ist, für die Ver- 
waltung dieser lezteren, so wie überhaupt für sammtliche 
Militärangelegenh. Dieselbe ist unter dem Präsidium des Ge- 
neralgouverneurs in nachstehende Departements eingetheilt, 
deren jedem ein Mitglied der Kanzlei als Departements- 
rath vorsteht, nämlich: 

erstes Departement, der Militärkleidungssa- 
chen; für alle die Bekleidung betreffenden Angelegenh., 
welchem die Militärkleidungskommission unmittelbar un- 
tergeordnet ist. 

zweites Departement, der Militärpensionssa- 
chen; aufser den eigentlichen Pensionssachen, zugleich 
für die Aufsicht über die Militarpensions- , die Hospital- 
und bisherige Sperrkasse, sodann für alle Angelegenheiten 
in Beziehung auf die Garnisonskirchen und Schulen, auf 
die Garnisonsprediger und Schullehrer etc. ; 
drittes Departement, der Artillerie- und ' Fe- 
stungsbausachen; für alles was die Armatur, Muni- 
tion, Zeughäuser, Feldequipage, das Fuhrwesen etc. betrifft; 
viertes Departement, derMilitär-Rekrutirungs- 
und Landwehrsachen; 

fünftes Departement, der Kassensachen; unter 
dessen spezieller Leitung die Kriegskasse steht ; 
sechstesDepartement, derEinquartirungs - und 
Verpflegungssachen; aufser. den eigentlichen Ein- 
quartirungs— und Verpflegungssachen , auch die Servis— 
Sachen, die Kasernirungssachen , die Dislokation der Ka~ 

27 
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vallerie, das Medizinalwesen der Truppen, die Marsch-» 
und Fuhrwesenssachen ; 

siebentes Departement, der Zivilbauten. 

2) Das Generalkriegsgericht 

E . i.) Das Obersteuer — und Schatzkollegium, für 

die Verwaltung des Steuer- und Schuldenwesens im gan- 
zen Königreiche; unter demselben unmittelbar: 

2) die Generalsteuerkasse. 

F. Das Oberappellationsgericht in Zelle, als höch- 
ste Rechtsbehörde für den ganzen Staat. 

II. ' Provinzialverwaltung. 

Die Grundlage der Justiz-, Regiminal- und Steuerverwal- 
tung bildet die Eintheilung in Provinzen, in welchen aber selbst 
kleine Bezirke zum Theil ihre besondere eigenthümliche Ver- 
fassung haben. In den unteren Instanzen sind die Verwaltung 
der Justiz, die Regiminaladministration und die Polizei in der Re- 
gel in den nämlichen Behörden , nämlich den Justizämtern , den 
Magistraten in den Städten und in den geschlossenen Patrimo- 
nialgerichten vereinigt; in den höheren Instanzen aber sind die- 
selben getrennt, was fiir die Zukunft auch in der untersten In- 
stanz geschehen soll. Für die Provinzialverwaltung bestehen, 
und zwar: 

t * 

1) für die J ustiz Verwaltung: acht Justizkanzel eien , ein 
Hofgericht in Stade und das Obergericht in dem Lande 
Hadeln, als zweite Instanz für die Bürger und Bauern, 
und als erste Instanz für den Adel und die Privilegirten, 
so wie für die Lehensachen, von welchen die Appellation 
an das Oberappellationsgericht in Zelle geht;. 

2) für die Verwaltung des Innern und der Polizei: 
in ihrem ganzen Umfange, mit Ausnahme der geistlichen 
Sachen, die den Konsistorien verbleiben, als Mittelbe- 
hörde zwischen dem Staats - und Kabinetsministerium 
und den Ämtern, Landdrosteien; * 

3) für die Verwaltung des Steuerwesens aber die Provin- 
zial- Steuerdirektionen, unter unmittelbarer Ober- 
aufsicht und Leitung des Obersteuer-* und Schatzkolle- 
giums und der Provinziallandschaften. 


• « 
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Die Behörden selbst sind nachfolgende: 

,A. Für die Justizverwaltung, die Justizkanzeleien: 

1) In Hannover, für das Fürstenthum Kalenberg und die 
Grafschaften Hoya und Diepholz. 

2) In Zelle, für das Fürstenthum Lüneburg. 

3) ln Göttingen, für das Fürstenthum Göttingen, für Gru- 
benhagen, einschliefsl. des Harzes, für die Herrschaft Plesse, 

* und für die vormals eichsfeldischen Ämter. 

4) Für die Herzogthümer Bremen, Verden und das 
Land H adeln: 

a ) die Justizkanzlei in Stade; 

b ) das Hofgericht daselbst (aus den Gliedern der erstem 
und aus ständischen Deputirten zusammengesezt) ; 

c) das Obergericht in dem Lande Hadeln. ( l ) 

5) In Osnabrück, für dieses Fürstenthum, für Meppen, 
Emsbühren und Lingen. 

6) Das provisorische Tribunal in Bentheim. 

7) In Hildesheim, für dieses Fürsten thum. 

,8) In Aurich, für das Fürstenthum Ostfriesland und für 
das harlinger Land. 

B.~ Für die Verwaltung des Inrtern und der Zoll — 
Sachen, anstatt der bisherigen fünf Provinzialregierungen und 
des Hoheitskommissariats und der Lehenkurie in der Graf- 
schaft Hohenstein : ( 2 ) ‘ « 

1) sechs Landdrosteien; nämlich: 

a) in Hannover, für das Fürstenthum Kalenberg und 
die Grafschaften Hoya und Diepholz 244,192 Seel. 


1) Nach Maafsgabe der eigenthüml. Gerichtsverfass, dieses Landchens 
bestehen überhaupt nachstehende Behörden; nämlich: 1) das königl. 
Obergericht; .2) das k. Justizlandgericht und Kriminalgericht des ersten 
Standes^ 3) das k. Viergericht und Kriminalgericht des zweiten Stan- 
des; 4) das Ober-Stadt-Appcllationsgcricht; 5) das Ober- Stadt - und 
Kriminalgericht des dritten Stande?; 6) die Kirchspielsgeriehle. 

. , 2) Der geographische Wirkungskreis der aufgelöscten Regierungen 
war nachstehender; nämlich: 1) jener der Regierung in Hannover: 

802,047 Seel.; 2) in Stade: 191,060 Seel.; 3) in Osnabrück: 188,655 
Seel.; '4) in Aurich: 127,522 Seelen; 5) in Bentheim: 24, .”»04 Seelen. 
(Hassel, vollst. Handb. der neuesten Erdbcschr.) 
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6) in Hildes heim, für die Fürstenth. 


Hildesheim, Göttingen und Grubenha- 


gen, ausschl. des Harzes 
c) in Lüneburg, für dieses Fürstenth. 
und für den verbliebenen Theil von 

276,262 See) 

/ 

Lauenburg 

d) in Stade, für Bremen, Verden, das 

252,457 

« 

Land Hadeln 

e) in Osnabrück, für Osnabrück, Lin- 
gen , Meppen und EmsbüreiT, so wie 

191,060 

c 

für Bentheim • 

213,019 

c 

f) in Aurich, für Ostfriesland 

g) der Harz und Hohenstein (unter der 

127,522 

c 

Berghauptmannschaft) 

29,136 

ff 


in jeder Landdrostei ein Landdrost mit drei Rathen. 
Die Geschäftsbehandlung ist kollegialisch , doch kann 
der 'Landdrost einen Beschlufs der Mehrheit suspendiren, 
mufs aber an das Ministerium berichten. 

2) Das Landes*- Ök onomiekollegium in Zelle. Das- 
selbe behandelt und erledigt in den Fürstenth. Lüneburg 
und Hildesheim, wie auch einstweilen, vermöge besondern 
Auftrags, in den Fürstenth. Kalenberg , Göttingen, Gra- 
benhagen und in den Grafschaften Hoya und Diepholz, 
die Aufhebung der Gemeinheiten und alle mit diesen in 
nothwendiger Verbindung stehenden Verkoppelun^s — und 
sonstigen Landesökonomie-' Angelegenheiten, in welchen 
dasselbe durch die ihm untergeordneten Landesökonomie- 
Kommissarien , unter Mitwirkung der Obrigkeiten , ver- 
fahren läfst. 

C. Für die kirchliche Verwaltung, und zwar: 

1) für den protestantischen Kultus, ein Konsi- 
storium: 

■ 

o) in Hannover, für die nämlichen Provinzen, die 
den Verwaltungsbezirk der vormaligen Regierung ge- 
bildet haben; 

b ) in Stade, für Bremen und Verden, und ein beson- 
deres Konsistorium für das Land Hadeln ; 

c") in Osnabrück, für die nämlicheü Provinzen, die 
den- Bezirk der Landdrostei bilden ; . 
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d) in Aurich, desgleichen , mit einem besondern Kir- 
chenrathe für Bentheim; 

e) für Hohenstein, von welchem aber an dasKonsist. 
in Hannover appellirt werden kann; i 

2) für den katholischen Kultus: 

a) ein Generalvikariat und ein Konsistorium in Osnabrück; 

. defsgleichen in Hildesheim. 

J ® . • \ j»jj f : 

D. Finanzielle ^©rwaltung. 

.1) Die Domanial—, Fürst-, Bergwesen- undRega- 
l >.'• liem*- Verwaltung, Dieselbe ist in der Kammer zen- 

- v* • itralisirt, von! welcher ressortiren : - 

-Ij.j.i die in einer jeden der sechs Landdrosteien angeordne- 
; ten D omänendeputationen, welchen die Domä- 
! nenämter und Verwaltungen untergeordnet sind; 

b) für die Forstverwaltuhg , acht Oberforstämter (das ka— 

- r; rr> . .lenb er gische , das göttingische, das zellesche, das lü- 

neburgische, das hoyasche, das bremensche, das os— 
,-V ,'inabriicksche.und ostfriesische, da9 hildesheimische und 
,i • ’ , das Forstamt für Hohenstein); 

c) die Berghauptmannschaft auf dem Harze, und die auf 
dem Kommunionharze, mit dem Berghandlungskom- 

■ toir und der Magazinkornkasse ; 

d) die Salzverwaltungen; 

, e) das Berghandlungskomtoir , mit den von diesem res— 

^ sortirenden Faktoreien und Fabriken: 1 

" \ 

f ) die Magazinkornkasse und die von dieser abhängigen 
Rechnungsführer ;- . > 

g) das Landgestüt in Zelle; 

h) für das Landbauwesen sind theils Oberlandbaumei- 
ster für ganze Provinzen, theils Landbaumeister oder 

• Verwalter für Bezirke angeordnet, deren jeder eine 
Anzahl von Ämtern umfafst. 

2) Die Steuerverwaltung und jene des Schulden Wesens, 
Die Verwaltüng desselben wird, unter der Oberlei- 
tung des Obersteuer- und Schatzkollegiums, durch die 
Frovinziallandschaften , jene des Steuerwesens insbeson- 
dere, durch die Steuerdirektionen bewirkt. Die Provin- 
ziallandschaften sind nachstehende; nämlich: 
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a ) die kalenberg- grübe nhagensche , mit Ein— 
schlufs von Göttingen , mit einem gröfsern und engem 
Ausschüsse und einem Syndikus und Landr^ntmeister ; 

b) die lüneburgische Landschaft, mit einem Direk- 
tor. acht Landräthen, vier ritterschaftl. , zwei stifti — 
sehen und drei städtischen Deputaten und Landkom— 
missären in den Ämtern ; 

c) die hoyasche Landschaft, mit einem gröfsern und* 
engem Ausschüsse , einem Landsyndikus und Rentmei- 
ster, und mit einem Landkominissär in jedem' der vier 
Quartiere , deren jedes eine Anzahl Ämter umschliefst ; 

d) die bremen- und werden sehe Landschaft, mit ei- 
nem Ritterschaftspräsidenten , Landräthen und Quartal— 
verschlagskommissären für Ämter und Gerichte ; 

e) die osnabrücksche Landschaft , mit einem Erbland— 
droste, Landräthen und Syndiken der Städte; 

f ) die hil des heimische Landschaft, mit einem grö— 
fsern und engem Ausschüsse \ • 

g) die ostfriesische Landschaft, mit einem Präsiden- 
ten , einem Kollegium der Ordinardeputirten und einem 
Kollegium von Administratoren. 

Die Steuerdirektionen bestehen eine jede aus ei- 
nem Direktor und Inspektor; jede Direktion ist in Steuer— 
kreise eingetheilt, in deren jedem ein Kontroleur und eine 
Kasse mit einem Einnehmer und Gehilfen, Solcher Direk- 
tionen sind sechs; nämlich: in Hannover, mit sechs Krei- 
sen ; in Göttingen , mit vier Kr. ; in Zelle , mit sieben Kr. ; 
in Verden, mit acht Kr.; in Osnabrück, mit fünf Kr,; in 
Aurich, mit vier Kr, 


. ,/ 


\ 
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62. - 

I * , 

Grofsherz ogthum Weimar. 

In Folge der Beschlüsse des Wiener Kongresses ist der 
Territorialbestand dieses Staates von 116,356 Seel, und 36f Q.M. 
auf 202,549 Seel, und 66£ Q.M. vergröfsert, (*) und in Folge 
dieser Vergröfserung , so wie der überhaupt veränderten Ver- 
hältnisse, auch der Organismus der Verwaltung , welcher bis 
dahin bestanden hatte, in mehrfacher Beziehung wesentlich 
verändert worden. 

In diesem frühem Organismus hat das geheime Konsi- 
lium, welches aus einigen geheimen Rathen bestanden hat, 
und zu dessen Sitzungen die Chefs von mehreren oberen Lan- 
desbehörden gezogen worden sind, die höchste Behörde und 
den obersten Zentralpunkt der gesammten Verwaltung gebildet, 
in welcher die verschiedenen Geschäftszweige, ohne Sonderung 
in Departements, kollegialisch verhandelt worden sind. 

Für die spezielle Leitung der Verwaltung, und beziehungs- 
weise für die Verwaltung selbst, sind nachstehende obere 
Landesstellen angeordnet gewesen; nämlich: 

. 1) Das gemeinschaftliche Hofgericht in Jena, als 
höchste Instanz in Rechtssachen. » . 

2) Eine Regierung, und zwar eine solche lür jedes der 
beiden Fürstenthümer besonders, in Weimar und in Ei- 
senach, deren Ressort sowohl administrative Gegenstände, 
als auch die Justizverwaltung in erster und zweiter Instanz, 
so wie das Lehenwesen umfafst hat. 

3) Eine Kammer, deren Wirkungskreis über beide Für— 
stenthümer sich erstreckt hat (in Eisenach nur eii* Depu- 
tatus derselben), und die in nachstehende Departements 
getheilt gewesen ist; nämlich: a) für das Zivilbauwesen; 
b) für den Bergbau und die Salinen; c) für das Forst- und 
Jagdwesen. 


1) Schorch, allgem. europ. Staats- und Addrefshandb. , 2. Bd., 
für das Jahr 1813 , S. 190 folg. 

Hassel, volist Handb. der neuesten Erdbeschr. 1. Abth. 5. Bd 
S. 289 folg. 
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4) Ein Oberkonsistorium in Weimar und in Eise- 
nach, vön welchem jedoch alle Justiz über geistliche Per- 
sonen und Sachen getrennt und der Regierung übertragen 
gewesen ist. 

5) Ein Landschaftskollegium und eine Landschafts- 
deputation, für beide Fiirstenthümer gemeinschaftlich, 
zur Berathung über die Einführung neuer Auflagen und die 
Vertheilung allgemeiner Landeslasten , so wie über die Er— 

ZU" leich sind die militä- 

, - ,, . . ö . 

rischen — und die Strafsenbauangelegenheiten durch dieses 

Kollegium besorgt worden. 

6) Ein Landespolizeikollegium in Weimar, und 
eine Landespolizeidirektion in Eisenach. 

Durch die im Jahre 18t 5 verfügte neue Organisation ist 
an die Stelle des geheimen Konsiliums das Staatiministe- 
rium mit drei Departements, ( l ) überhaupt der nachstehend 
skizzirte Organismus getreten, in und für welchen die Trennung 
in zwei Provinzen — Weimar und Eisenach, — von wel- 
chen, in Absicht auf die Verwaltung, die erstere in vier, die 
leztere in zwei landräthliche Kreise , in Beziehung auf die Kri- 
minalgerichtspflege aber der ganze Staat in drei Kreise resp. 
beibehalten und angeordnet 'worden ist, wogegen aber die Orga- 
nisation selbst von anderen sich dadurch unterscheidet, dafs die 
Regiminalverwaltung unter zwei Behörden, nämlich die Lan- 
desdirektion und die beiden Regierungen, getheiltist; sodann 
durch die Bildung, Stellung und die Attributionen des Land- 
schaftskollegiums, Welche Folge der Verfassung ist, und. 
in dem Maafse in keinem andern Staate statt findet. 

I. Allgemeine höchste Behörden. 

» 

A . Das Staat sministerium, zwar als Kollegiaibehörde 
konstituirt, jedoch für die Vorbereitung und für die Vollzie— 
hu ng in drei Departements getheilt: 

das erste, für die Justiz-, Lehen-, Hoheits-, Polizei—, 
landschaftlichen- und Steuersachen; fiir.Militärökonomie- 
und Bewaffnungsangelegenheiten ; 

1) Das organ. Edikt über die Organisation desselben, v\ l.Dezbr. 
1813 , im 3. Bde. 


lassung wichtiger neuer Gesetze ; 
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das zweite, für Kammer-, Domänen-^ Kirchen -r und 
Schulsachen; • , ,* . '• 

das dritte, für auswärtige- und Hofsachen, mit Ausnahme 
der Bundestagssachen. - i * , .< > n 

(S. oben S. 47. 75.) * •’ n .-„Ir- , * ir* 

» * i 

Mit demselben sind verbunden und beziehungsweise dem- 
selben untergeordnet: ; , u 

1) die geheime Staatskanzlei; '• ! . ;ir 

.. . 2) das geheime Staatsarchiv. 

B . Der Staatsrath, blofs für die Erjdärung , zweifelhafter 
Gesetze. 


II. Höhere Zentralbehörden. 


A. Das Oberappellationsgericht in Jena • (mit den 
übrigen herzogl. sächs. Häusern gemeinschaftlich). 

B. Die Kammer, für das ganze Grofsherzogthum , mit 
einer Deputation in Eisenach , für sämmtliche Domanial- , 
Forst— und Regaliensachen., Von derselben re.ssortiren : 

1) die Oberbaubehörde (S. 154); . j 'loijzint 

2) die Berg- und Salinenverwaltungen; TI h 

3) die vier Forstdepartements;' - .. ü-ui 

4) das grofsherzogl. Geleite in Thüringen; • 

5) die Postinspektion ; . c • j . .1 

C, Das Landschaftskollegium, für die landschaftli- 
chen Kassen-, Rechnungs-, Steuer-, Impost —, Militär- 
ökonomie — und Vermessungssachen , mit einer Deputa- 
tion in Eisenach. Von demselben ressortiren: 

1) das Brandassekurationsinstitut: 

' • * * • j . 1 « r 1 1 . i < 

2) das mathematische" Büteau ; . '• , 

/ » 4 f * i i * 

3) das Leihhaus. ...... , 

D. Für die innere Verwaltung: die Landesdirekr 

tion, mit einer Deputation in Eisenach, als obere Regimi— 
nal- und Polizeibehörde, für Auswanderungs- und Abschofs- 
sachen , die Zensur , das Pafswesen , Handels - und Geyver- 
bekonzessionen , Unterthanenaufnahme; für Ivommerz^j Ge- 
werbe-, Industrie-, Medizinal - und Gesundheitspolizei; 
für das Chaussee — und Brückenbauwesen, die Aufsicht auf 
die Strafanstalten , das Landarmenwesen und auf die Öffent- 
lichen \Vohlthätigkeitsanstalten ; für die Lotterie , das Hand- 
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werlts-, Zunft- und ln nungs wesen ; für die Aufsicht auf das 
Kommunal-, Sozietäts-, Korporationsvermögen; für Mili— 

• tär— , Marsch-, Einquartirungs-, Magazin- und Vorspann— 
angelegenheiten, und für die Militärkonskriptionssachen; für 
die äufseren Kirchenangelegenheiten. In derselben haben die ' 
rvön den Ständen erwählten Landräthe Sitz und Stimme. Von 
derselben ressortirt die Sanitätskommission, mit Depu- 
taten in Eisenach. 

E. Die Immediatkommis8ion für das Erziehungs— 
Und Unterrichtswesen. 

» , s 

F. Die Im m ediatkommission für das katholische 
Kirchen- und Schulwesen. . 

» i ^ / i, i * 




Provinzial- und Bezirksbehörden. 


Für das Fürstenthum Weimar. 


1) i Die Landesregierung in Weimar, für Landesho- 
heits — , Lehen—, Grenz-, Huldigungs-, Standes—, Legi- 
timations— und Ehesachen ; für die Publikation der Gesetze, 
das Hypotheken- und Vormundschaftswesen, die oberste 
Leitung der landständischen Wahlen, die Aufsicht und Vi- 
sitation der Untergerichte. Dieselbe bildet zugleich den Le- 
henhof für den zu ihrem Ressort gehörigen geographischen 
Wirkungskreis, und den Gerichtshof zweiter Instanz, für 
die amtssäfsigen Unterthanen, und erster Instanz für die 

Schriftsäfsigen. 

° ■ / . 

Bei derselben befindet sich die Pupillendeputation. 

* Für die politische Verwaltung ist das Fürsten— 
thum in zwei Kreise getheilt: a) Weimar -Jena; b) der 

neustädter Kreis ; und in vier landräthliche Bezirke , jeder 

• * » 

mit einem Landrathe ; in Ansehung der Kriminalrechts- 
pflege auch in zwei Kreise (Weimar und Netistadt), un- 
ter welchen die Stadtgerichte , die Justizämter und die Pa- 
trimonialgerichte als untere Justiz - und Polizeibehörden 
fungiren. 

2) Der Kirchenrath (das vormalige Oberkonsistorium); 
durch das Dekret v. 3. Jan. 1819 lediglich auf die inneren 
Kirchenangelegenheiten beschränkt. 

♦ D C 


* 
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Die Geistlichkeit ist in zwei Diözesen , deren jeder ein 
Generalsuperintendent vorsteht, und unter diesem in Ad- 

junktflreil getheilt. 

« 

B. Für das Fürstenthum Eisenach. 

1) Die Landesregierung in Eisenach, mit .den näm- 
lichen Attributionen, wie die in Weimar. Das Fürstenthum 
ist für die politische Verwaltung in zwei landräthliche Be- 
zirke getheilt ; für die Kriminalrechtspflege aber bildet das- 
selbe nur einen Kreis. r , ... ; r » • ), 

Die untere und Lokalverwaltung, wie in Weimar. 

1 2) Der Kirchenrath; wie 
bildet nur eine Diözese. 



in Weimar; das Fürstenthum 
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Grofsherzogthum Mecklenburg - Schwerin* ( f ) 


«. ’>>. <i O 


' * ' ^ 
r , . i i « I • • *♦ J ! lU / i I 


(358,7311 Seelen). 


• . / r 



T''* ■ • 5 f Beide Häuser ^ Mecklenburg- Schwe f’f ri tind M e c fe- 
ie nbu-ig'— 'Sri eli*tz; : regidffeiP&war unabhängig von einander 
durch Landeshollegien, die : ih^jedefn dieser Staaten besonders 
angeordnet fifinfd jj 1 ' jedoch ^tteh 1 : dieselben , ? in Ansehung der 
Landstände, des Kontributionswesens' und der Juktizkänzlei in 
Güstrow>> ih reiner/ dureh idieiHäusNserträge von!l7Öl und 1755 


geregelten Gemeinschaft, r ^ucjr ^ild,?^, die , J^ndstpqder ) beider 
Staaten einen Körper (die alte Lapd • 

In Absicht auf die politische Eintheilung zum Behuf der 
Verwaltung besteht für jeden Zweig derselben eine besondere 
Bezirksabmarkung; nämlich: 

1) für die allgemeine Zivil— und Regiminalverwal- 
tung, nach Provin zen, so wie der Staat dufrch deren 
Anfall sich nach und ttach~kofiSölidirt hat; 

2) für die kirchliche Verwaltung, in Kirchenkrei— 
se, deren vier sind; nämlich: der Mecklenburgische, der 
Parchimsche, der Güstrowsche, der Rostocksche, sodann 
der Schweriner Spezialzirkulus und die Ministerien in Wis- 
mar und Rostook, wovon die ersteren wieder in Präpositu— 
ren eingetheilt sind ; 

3) für die Lan d esvertheidigung und Sicherheitspo- 
lizei, in Militär di strikte, deren sechs sind; 

4) für die Justiz Verwaltung, in Jurisdiktionsspren- 
gel, deren drei sind; näml.: Schwerin, Güstrow, Rostock; 

5) für die Gesundheitspolizei, zwölf Physikatsdi- 
strikte; 

C) für die Rauchfangsaufsieht, neun Distrikte; 

7) für die Aufsicht auf die landwirtschaftliche 
Kultur, zehn Distrikte; 


1) Grofsherzogl. mecklenburg ~ schvminscher Staatskalcnder 1820. 
Hassel, allgcm. curop. Staats - und Addrefshandb. 1. Th. 1. Ab- 
theil. S. 359. 

Dessen vollst. Handb. der neuesten Erdbeschreib. 5. Bd. 1. Ab- 
thcil. S. 485 folg. 


i * 
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8) für die Verwaltung der Dom änen, : fünf, 'Distrikte; 

9) für die Aufsicht auf die Verwaltung der Landstädte, 

; vier peparteraent-s,; t j' . - 

i Der Organismus der Behörden ist nachfolgender. 

*’ I* 1 'Höchste’ Lahdesbehör de. * 

D as geheime Ministerium, in welchem die höchste Lei- 
tung aller inneren und auswärtigen Angelegenheiten Jconzen- 
trirt ist. Dasselbe besteht aus drei Ministern, von denen einer 
Präsident desselben ist, und aus einem Referenten für Justiz - 

* * * »\* . » ^ f . • . | ”, r 

und Lehensachen. 


' /r 


•\ II., Allgemeine Behörden.,. \ 

A. - Die Regierung in Schwerin, höchste Behörde für 
die gesammte innere und geistliche Verwaltung, un- 
ter dem Präsidium 'eines Ministers. Derselben sind untere 
< geordnet: ’* * 

1) Für Gegenstände der Ziviladrhinistration: 

• «) 1) die Lehenkammer^ als administrirende Behörde 
der lehnsherrl. Obereigen thumsrechte, und als kom- 
*i petirendes Gericht in Lehenstreitigkeiten f ; mit die- 
ser verbunden : » .. \ 

‘ : 2) das Spezialdepartem. der Hypothek en kam mer; 

6) das geheime und Hauptarchiv; ' » 

c) die Ziviladministrationskasse, -für die : fixen 

jährlichen Besoldungen der gesammten Zivildienerschaft 
(mit Ausnahme jener für den Hof-, Kammeral— und Mi- 
litäretat), sodann jener für die Universität in Rostock und 
für bestimmte Administrationsausgaben; • ’ - 

d) das Steuer— und Polizeikollegium, für: die 
landesherrliche Aufsicht auf die Landstädte , mit sechs 
Vizepolizeimeistern in den sechs Polizeidistrikten ; 

e) die Direktion der Witt wenka sse; 

■ f) c 1 : des Landarbeitshauses (aus ei— 

* nem landesherrl. Kommissär und ständischen Deputirten 
bestehend); sodann 



• die* r'itters chaftli che — , die städtische*-, die 
Rostocker Br an da ssekurations - Direktion en 
u. Kassen, die Domanialbrandkasse w. die Ha- 
gelassekuranzdirektiön. } **'*'• t *>«b « > 


i 
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2) Für die kirchliche Verwaltung: 

a) Das Konsistoriu m i n Rostock; zugleich Kirchen- 
gericht, das jedoch seit 1756 nur auf Doktrinal— , Ze— 
remonial- und auf Disziplmarsachen der Prediger und 
Kirchendiener, so wie seit 1776 u. 1777 auf die Spon— 
salien- und Ehesachen der Domanialunterthanen , auf 
öffentliche Skandale und Irreligiosität beschränkt ist. Die 
Appellationen gehen an das Oberappellationsgericht. 

b) Das Konsistorium in Wismar., für diese Herr- 
schaft. Die Appellationen gehen an die Justizkanzlei 
in Güstrow. 

Unter diesen beiden Konsistorien ist das Land, zum 
Behuf der kirchlichen Verwaltung, in Kirchen kr ei- 
se, diese in Superintendenturen , und difese wieder in 
Präposituren eingetheilt, und zwar: 

1) der mecklenburg. Kirchenkreis, mit 7 Präposituren; 


ec 

parchimsche 

r r 

- ■' <c* 
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5) das Ministerium in Wismar und jenes in Rostock. 

B. Justizverwaltung. / • * 

1) Das Oberappellationsgericht inParchim, s. 1818, 
höchste Instanz für beide Grofsherzogth. Mecklenb.-Schwe- 
rin undMecklenb.-Strelitz, und für Appellationen von den 
Justizkanzeleien in beiden Staaten, von den Konsistorien 
in Rostock und Neustrelitz;) von dem akademischen Gerichte 

i » und von dem Magistrate in Rostock; von dem Kriegsge- 
richte in bürgerlichen Sachen , mit Ausnahme aus der Herr- 
schaft und Stadt Wismar. Dasselbe bildet zugleich das 
Obergericht und die lezte Instanz in Kriminalsachen. 

Beschwerden in Justizsachen von den Erkenntnissen 
der Justizkanzlei in Güstrow in wismarschen Sachen, Re- 
kurse Rostocker Bürger von den Erkenntnissen des Magi- 
strats, so wie in Steuer- und Lotteriesachen, gehen an die 
Landesregierung in Schwerin. 

2) Gerichte zweiter Instanz, für die Niederge- 

richtssäfsigen, und als solche erster Instanz^ für die 
Schriftsäfsigen : '* . . L 

* a ) die Justiz ka n z lei in Schwerin}; . , l . 
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b ) die Justizkanzlei zu Güstrow; 

zugleich höchste Instanz für die Stadt und Herrschaft 
Wismar, mit Vorbehalt etwaiger Querelen an die Lan- 
desregierung; .K 

* c) die Justizkanzlei zu Rostock. 

3) Das Kriminalkollegium zu Biitzow, für die Kri- 
minalinquisitionen in allen nicht besonders ausgenommenen 
peinlichen Fällen, aus dem ganzen Lande, bis zum defi- 
nitiven Erkenntnisse , das von einer der drei Justizkanze- 
leien , oder von der Juristenfakultät in Rostock gefällt wird, 
und von dem an das Oberappellationsgericht appellirt wer- 
den kann. 

*. ^ ■ • 

Die erste oder unterste Instanz bilden: 

a) in den Domanialämtern, die Beamten; in jedem 
ein Oberhauptmann oder Drost, auch Amtmann, ein * 
Amtsverwalter (in mehreren ein Auditor) und ein Aktuar; 

b) in den ritterschaftlichen Gütern, die Patrimo— 

* nialgerichte ; 

c) in den beiden Seestädten Rostock und Wismar, 
die besonderen städtischen Gerichte ; 

d) in den Landstädten: 

1) in Zivilsachen , der grofsherzogl. Stadtrichter, dem 
zwei Beisitzer vom Magistrate beigeordnet sind; 

2) in Pupillensachen und anderen dem Magistrate zu- 
stehenden Jurisdiktionsfällen, der Stadtrath als Wai- 
sen— und Patrimonialgericht. 

C . Militärverwaltung. 

Das Militärkollegium in Schwerin. 

X). Fin an z Verwaltung. , 

1) Das Kammerkollegium in Schwerin, für die Ver- 
waltung der Domänen, Forsten, Jagden, Posten, Zölle, 
der ordentlichen Steuern , überhaupt für die Aufsicht und 
Leitung des gesammten Finanzwesens und für die Revision 
der Rechnungen. 

Mit demselben sind unmittelbar verbunden : 

а) die Renterei (in Landesk. , Hauptforstk. und Schul— 
dentilgungsk. getrennt); 

б) die Münze; 

c) das Baudepartement. 

2) Der Kammer sind untergeordnet: 
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a) die Reluitionskomrtiission, für die Verwaltung 
und die Kreditangelegenheiten der verpfändet gewese- 
nen 18 Domänenämter, mit einer besondern Kasse; 

b) die Schuldentilgungs-Kommission (unter dem 
Vorsitze des Präsidenten des Ministeriums, aus zwei lan— 
desherrl. und zwei ständischen Kommissarien bestehend), 
für die Abtragung der Rentereischulden , wozu auf 30 
Jahre 150,000 Thaler aus der Landrezepturkasse, und 
85,000 Thaler auf bestimmte Domänenämter angewie- 
sen sind (nach der Ankündigung von 1809); 

>r i * 

c) die Verwaltung des vereinten Haupt- und 
Landgestüts (nach dem Regula t. v. 1819); 

* ' 4 

d ) das Forstkollegium (mit Ausnahme von zwei tech- 
nischen Rathen, aus den Mitgliedern der Kammer be- 

4 stehend); 

e) das Generalpostdirektorium; 

f) für die Steuerverwaltung: die ordentliche 

Landeskontribution zu Militär-, Legations- und Zivil— 
administrationskosten, wird erhoben und an die Kam- 
mer eingesendet und berechnet: ; . . . 

1) in den Domanialäm terh durch die Beamten; 

2) in den ritterschaftlichen und Kloster-Ro— 
st.ocker Distrikts - , auch städtischen Kämmerei - 
und Ökonomiegütern , von den Gutsobrigkeiten 
durch den engem Ausschufs der Ritter- und 
Landschaft, — ein permanentes Kollegium, be- 
stehend aus zwei Landräthen , drei ritterschaftl. und 
vier landschaftl. (städtischen) Deputirten , mit einem 
Landsyndikus, einem Landsekretär, einem Landes- 
einnehmer, einem Gegenschreiber, einem Landka- 
stensekretär, einem Revisor; — in jedem Amte ein 
Deputirter und ein Einnehmer; 

3) in den (40) Landstädten, durch das Steuer- 
kollegium in Güstrow (unter Oberaufsicht der 
Regierung) ; in jeder Stadt ein Steuereinnehmer , ein 
Steueraufseher, ein Mühlen- und Thorschreiber, in 
mehreren ein Inspektor; 

4) in der Stadt Rostock, durch das Akzisede- 
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partement, unter einem landesherrl. Kommissär / 

und städtischen Beamten ; 

» *• # * 

5) in der Stadt Wismar durch den Magistrat; 

g) die Lotteriedirektion. 

3) Landesherrliche und landständische vereinte 
Kommissionen: 

a) die Landeskreditkommission in Schwerin, seit 
1807 fiir Anschaffung und Bezahlung der durch den 
Krieg vemrsachten Bedürfnisse und Ausgaben des gan- 
zen Landes, auch seit 1814 für die Besorgung aller Ge- 
schäfte der vormaligen Militärverpflegungs-Kommission; 

b) die Landesrezeptur — Kommission und Stern — 
peldirektion in Rostock, für die Erhebung und Ver- 
wendung der zum Behuf der Verzinsung und Tilgung 
der durch die Vereinbarung v. 21. April 1809 für ge- 
meinschaftlich anerkannten Schuld, angewiesenen in- 
direkten und aufserordentlichen Steuern, mit einer Lan- 
desrezepturkasse. 

m * 

. , ' • 
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' • . \ . , * 

• • * 1 „ * 

Königreich Dänemark, (') 

(1.714,000 Seelen). 

p r \ 1 • 

1 - \ • * ' 

Die Verwaltung dieses Staates, dessen Regent grundgesetz— 
lieh als völlig unumschränkter Souverän regiert, und für welche 
das Provinzial- und Kollegialsystem, in gröfster Strenge 
durchgeführt , die Grundlage bildet, ist durch die Zentralisirung 
der Verwaltung der Justiz und der Geschäfte aus dem Ressort 
des Innern, und jener des Kultus und des öffentlichen Unter- 
richts in zwei Zentralstellen (die beiden Kanzeleien) , v sodann 
durch die übergrolse Vereinzelung der Verwaltung einzelner Ge- 
schäftszweige in besondere Kollegien Deputationen, Kommis- 
sionen etc. , eigenthiimlich ausgezeichnet. 

Höchste Zentralstelle für die . gesammte Verwaltung ist, 
unter dem unmittelbaren Vorsitze des Königs, der geheime. 
Staatsrath, welcher, nach mehrmaliger Umbildung, im Jahre 
1814 seine gegenwärtige Einrichtung; die im Jahre 1668 errich- 
tete Schleswig -holsteinische Kanzlei aber die ihrige im Jahre 
1816 erhalten hat; wogegen die 1660 errichtete dänische Kanzlei 
und die übrigen theils in der nämlichen Epoche , theils später 
angeordneten Behörden keine wesentlichen Veränderungen erlit- 
ten haben. Zum Theil ist dieses auch der Fall in Ansehung 
der Provinzialbehörden, deren Bildung und Verhältnisse in den 
dänischen Inseln , von jenen in den Herzogtümern wesentlich 
verschieden sind, so wie auch für jede dieser beiden Ilauptlän— 
dermassen in Absicht auf die Rechtspflege besondere Gesetze 
bestehen. 

I. Allgemeine höchste Behörden. 

Der geheime Staatsrath ist die Behörde, in welcher 
die höchste Anordnung und Leitung sämmtlicher Regierungsan- 

1) v. Martens Abrifs des Staatsr. der vornehmst, europ. Staaten. 

1. Th. 1. Abth. S. 34 folg. 

Dessen Sammlung der wichtigsten Reichsgrundgcs. l.Th. S.239. 

263. 268. 

Ilassels vollst. Handb. etc. 3. Abth. 1. Bd. S. 4 j folg. 

Dessen allgem. europ. St. - u. Addrefshdb. 2. Bd. 2. Abth. S. 19. fg. 


t 
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.gelcgcnhcitcn vereinigt ist. Derselbe besteht,, unter dem un- 
mittelbaren Vorsitze des Königs, aus sechs Staatsministern, 

welche die Angelegenheiten, die ihnen speziel übertragen sind, 

. O Oy, . / , t' - .*■ O 1 

in förmlichen K ollegialsitzungen zu seiner Entscheidung vortragen. 

Von den sechs Staatsministern ist 

• . • . * . . • \ * • • *'• 

a) dem einen die spezielle Leitung des Departements der 

/ auswärtigen Angelegenheiten, 

* : . ■* *. / . 

b) dem zweiten (Staats— u. Justizmin., zugleich Präsi- 
dent der. dänischen Kanzlei) jene der Justiz-, der in- 
neren und geistlichen Angelegenheiten, 


* / 


c ) 


dem diitten (Staats - u. Finanzmin. , zugleich erstes 
Mitglied der Finanzdeputation und der Pensionskas- 

» .f o ^ f«( f> h ,** ; * 

sendirektion , auch Präsident der Rentkammer und der 

t 4 f f ' * M r ‘ * 

Direktion der Staatsschuld) die Oberaufsicht und Lei— 

, w ♦ , 

tunü des Finanzwesens übertragen. 1 ' ‘ ’* 

O ^ 


, i f 

Mit alleiniger Ausnahme des "Departements der aus- 

o . , . ^ . v * 

wärt. Angelegenheiten, welches b üreauartig organisirt, und 
welchem das Archiv und die afrikanische Konsulatsdirektion 
untergeben sind, wird die speziellere Oberaufsicht und Leitung der 
Departements für die innere Verwaltung durchhÖch- 
ste Zentralkollegien realisirt. Diese sind: 


A. Für das Justizwesen und für die inneren und 

% ,» . • 

die geistlichen Angelegenheiten: . 

1) Die dänische Kanzlei, für Dänemark und die In— 
" sein, unter dem Präsidium des Staatsjustizminist, und un- 
mittelbar unter dem geh. Staatsrathe. Dieselbe ist in sechs 
Spezialdepartements, für die Behandlung einzelner Ge- 
schäftszweige , getheilt. 

Bei derselben : a ) das erste und zweite Revisionskora- 
toir , für die vormundschaftlichen Rechnungen in See- 
land und Fühnen; b) das Brandversicherungskomtoir; 

c) das Revisionskomtoir, für die Erbetheilungen und 
die Rechnungen, der öffentlichen Stiftungen; ä) das 
Archivkomtoir. , 

.2) Die Schleswig - holstei,n - lauenburgische 
Kanzlei (in Kopenhagen), für die Herzogthümer. 

Bei derselben:* a) das Expeditions-, b) das Sekretariats — , 
c) das Revisionskomtoir, für die Revision der Städte- 
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rechnungen etc.; o)'das Brandversicherungskomtöir; 
’ * c) das Archivkomtoir. 


Von diesen beiden Kanzeleien ressortiren sämmtli— 
che Behörden für die innere Verwaltung (die nachste- 
hend folgen) und für die geistlichen und Schulangelegen- 
heiten. 


f 


1 


B. ' Für die Militärverwaltung (der Landarmee): das 
General-Kommissariats-Kollegium (in fünf Depar- 
tements) , von welchem die Kriegshospitalkasse , das Militär— 
waarendepot, die Direktion für die Militärwollenmanufaktu— 
ren und die Monturkommission ressortiren. 


C. 


<!?•'* Jjj *• • 

Für den Seeetat: das Aamiralitats — und Kom- 
missariatskollegium (in fünf Departements). . 

• » ‘ • - . < ■*' 


D. Für die Finanzverwaltung. 

° * i 4 . 

Diese th eilt sich in ^dr ei Zweige: . . . 

1) Die königl. Finanzdeputation, für die allge- 
meine Verwaltung der Staatseinnahmen und Ausgaben, 
mit Ausnahme jener der Staatsschuld und der Pensionen. 
Die Mitglieder derselben bestehen, unter dem Vorsitze 
des Finanzministers , aus sammtlichen Deputirten der 
Oberrentkammer und anderen Beamten. 

« *7 — ■%' 

Zu derselben gehören : a) das Assignationskomtoir; 

h) das Buchhalterkomtoir für das Zivilreglement ; c) das 
Haupt- und Kontrabuchhalterkomtoir ; d) die Kas- 
senverwaltung; e) die Münzen in Kopenhagen und in 
Altona. 

2) Die Direktion für die Staatsschuld und den 
sinkenden Fond. 

Zu derselben gehören: d) das Komtoir für die Staats— 
schuld im Allgemeinen ; b) das Kassierkomtoir in Ko- 
penhagen und Rendsburg; c) das Bank- und Wech— 
selkomtoir in Kopenhagen und Altona ; d) das Korn— 
’ toir für die transportablen Staats- und konsignablen 
Bankfonds in den ebengenannten Städten. 

3) Die Direktion für die allgemeine Pensions- 
kasse. 

4) Die Reichsbank (als königl. Bank 1736 errichtet, als 
Reichsbank 1817 erklärt), deren Verwaltung von derFi- 


i 


i 
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* ,■ A naAz Verwaltung gänzlich getrennt und das einzige Institut 

ist, welchem die Befugnifs zur Ausstellung von Papier— 
geld zusteht. (*) ; 

. f r • • ■ ••• i • * i ’ / '• * 

, II. Allgemein^ Zentralbehörden, 

theils für .den. ganzen Staat, theils für einzelne 
Theile desselben, (die den bisher genannten untergeord- 
net sind), v L ... I 

4 * 

• Für die Justizverwaltung. ? 

- ;.I) HÖC hste und lezte Instanz: j 

ci) das höchste Gericht in Kopenhagen, dessen ge- 
borner Präsident der König ist, als dritte und höch- 
ste Instanz für die dänischen Inseln, Jütland, Is- 

. $ 

> land, die Färöer , Grönland und für die Besitzungen in 
Ost— und Westindien;,. . . • * • ' ! " 

b) ' das achleswigsche Ohergericht > in Gottorp, 

zugleich Oberkriminalgericht und Examinationskolle- 
gium für Schleswig; , 

c) das h oistein - lauenbnrgische 0 bertrgericht 
. l-i in Glückstadt, zugleich Oberkriminalgericht und Exa- 

minationskollegium, 

-O* l *. * ' ■ *f r 

2) Gerichte zweiter Instanz:. >-.• ; 

' m il 

* -'!!> o) für die dänischen Inseln: . i . 

1 ' ' f » t J 

1) das Landesoberhof- und Stadtgericht in 
Kopenhagen; 

2) das Landesobergericht in Wiburg in Jütland; 
.uj» * » b) für die Herz o gthümer: < 

- * i) das schleswigsche jährliche Landgericht; 

2) das holsteinsche Landgerichten Glückstadt; 

• m 3) das Hofgericht in Lauenburg; ’-r 

. r». 4) die Landesobergerichte auf Island und in den west- 

indischen Inseln. 

Die Gerichtsbarkeit in erster Instanz wird in Dä- 
nemark durch die Tinggerichte und durch die Patri— 
monial- und Stadtgerichte; in den Herzogthümern durch 
die königl. Ämter, die Stadt- u. Patrimonialgerichte verwaltet. 


> * 


'Mil 


1 ) S. Co hen t Compend.'of Flnancc etc 8 , 142 folg. 
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B. I. ‘Für die Verwaltung des Innern und äef' Kir— 

« • 

: chen- urtd Schulsachen. 

Für Han- ( 1) Das königl. Manufakturkoll'egiüm. 5 »S 
del und 1 2) Die Direktion der oktroyrten asiatischen Kompagn. 
Gewerbe. ( 3) DieDir^ktion der bktroyirtöh SefeaSsekuranzkomp. 

■ ' 1 4)‘ Das medrzin. — chirurg, Oesühdh&tskollegiüm ’ in 
1 . \ Kopenhagen/ ^ " * '“•>) ' • d 1 * ’’ 

5) Die Kommission wegen der Horn Viehseuche. * 

6) Die Vakzinationskommission' in Kopenhagen, und 

die Institute ‘ih Kiel und Altona, 'für die Herzog- 

Ftlr die I •: th Ürnern - ’i ) i * J ^‘ndoöd 

Gesund- j '?) Die Hebammenkommission, nebst den davon ab- 

* • \ 

heitspoli Die Kommission zur bessern Einrichtung der Ge— 

sundheitspolizei.' * i‘ ■ '*? * r * 

9) Das Schleswig - holsteinsche Saifttätskollegium in 

Kiel. * ' • h 

10) Die Quarantänedirektion j nöbst den davon ab— 

• d * hängenden Kommissionen. 1 

jr ,: 1] c f *1) Die Direktion der Brandversicherungssozietät. 

U . * \l2) Die allgemeine oktroyrte Brandassekurations- 

meine o J Kompagnie für Waaren und Effekten. / 

J 13) Die lvopenhagener oktToyrte Brandassekurations- 

staiten, t « » p«* m • i r» i 

f i Kompagnie iur gleichen Zweck. 

14) Die Direktion der allgem. Wittwenkasse. 

: *• n 15) Die Oberdirektion der allgem. Versorgungsan- 

stalt in Kopenhagen , mit den theils koordinirten, 

theils abhängigen besonderen Wittwenkassen, Ton— 

tinen und Leibrentensozietäten. 

16) Die Direktion der Stutereien ui Vetörinäranstalten. 

.* 17) Die Gärtnerexaminations-Kommissionen in Ko-r 

penhagen und in Kiel. »* ;i> • 

B. II. Für die kirjchlichen — , Schul -r- t?nd Erzie-? 
hungs an geleg en heit en, 

1) Das schleswigscjie Oberkonsistorium iu Gottorp, \ 
.. . 2) Das Konsistorium in Lauenburg. 

3) Das holsteinsche Oberkonsistoriuin in Glückstadt, 

4) Das Konsistorium und Ministerium in Altona, 

5) Das Missionskollegium in Kopenhagen, 
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6) Die Direktion für die Universität und die. gelehrten 

Schulen in Dänemark, mit den mit derselben verbünde- 

m • * *■] * , ^ 

nei^ oder von ihr abhängenden Kommissionen. 

£?, Fiir die Finanzverwaltung. 

1) Die kömgl, Rentkammer in Kopenhagen, zu deren 
Ressort alle Steuersachen, die Bestallungen der Stiftsamt— 
manner und Amtmänner, Rechnungsführer und Hofdiener; 
alle Begnadigungen , Schenkungen, Privilegien, die mit 
den Staatseinnahmen in Verbindung stehen ; die Verwaltung 
der Domänen, Forsten und Jagden; die Bergwerks- und 
sämmtliche Rechnungssachen , die Klassenlotterie , die Ko- 
lonialeinnahmem etc. gehören. 

Zu derselben gehören nachstehende Komtoirs: u) das da- 
nische Kammerkanzleikomt.; b) das Schleswig -hol— 
steinsche Kammerkanzleikomt.; c) das dänische Tabei— 
ienkomt.; d ) das Komt. für die dänischen Matrikelsa— 
chen; e) das Körnt, für die Regulirungssteuej* ; f) das 
Forstkomt. ; g) das Bauwesenkomt. ; h) das Komt. für 
die Wegesachen in Dänemark; i ) das Landmessungs— 
komt.; Je) das Stempelkomt.; I) das Komt. für das ver- 

) % • a \ ^ * / I ' ** ^ 

einigte Archiv der Kammern; sodann die w e st in di — 

. sehe Rent- und Generalzollkammer, 

2) Das Generalzoll kammer- und Kommerzkol- 
legium, mit nachstehenden Komtoirs; a) das Kopenha- 
gener Zoll — und Konsumtionskomt ; b ) das Revisionskomt. 
für die Rechnungen desselben ; c) das jütische Komt. ; 

1 d) das Industrie— und Fabrikkomt, ; e) das Handels— und 
Konsulatskomt.; f) das seeländische und ftihnenscheZoll— 
und Konsumtionsk. ; g) das jütische Zoll- und Konsum- 
tion skomt, ; h ) das schleswigsche Zollkomt. ; i) das hol— 
steinsche Zollkomt.; k) das dänische Kanal-, Hafen— und 
Feuerkomt. ; l) das Schleswig- holsteinsche Kanal- und 
Hafen -Feuerkomt. ' » 

■Von demselben ressortiren; 

a) das Kanal wesen und die beiden Aufsichtskommis- 

. , sionen zu Rendsburg und Odensee; 

b) die königl. Porzellanfabrik zu Kopenhagen. 

3) Die General^jostdirektion, mit sechs auf den in- 
nem Dienst in derselben Bezug habenden Komptoirs. 


Digitized by Google 


440 


A. 


i . 


. III. B ezirksverwaltung. 

• : • ' 4 • ♦ ,0 

1) Zum Behuf der innern Verwaltung ist das eigentli- 
che Dänemark in sieben Stiftsämter (Seeland* 
Fühnen, Laaland, Aarhuus, Aalborg, Wiborg 
und Ribe, sodann Island, das ein besonderes Stift bil— 
det), jedes dieser in Ä mt er, und diese in Her re den oder 
Harden eingetheilt. An der Spitze eines jeden Stifts steht 

a) ein Stiftsamtmann, für die Aufsicht und Leitung 

- > • • « • j > / . . O 

der Verwaltung im Allgemeinen, für die Verwaltung der 
Städte und für die oberste Leitung der Polizei. 

Unter ihm und ihm untergeordnet: die Amt— 

männer, die Stadtmagistrate, welche das städti— 

- . 7 . TT t-f. ^ ° 7 r' . 

sehe Wesen und die Polizei in grölseren Städten, und 
die konigl. Stadtvögte, die dasselbe in kleineren 
Städten verwalten. . 

•• • / * > M * 1 ? / « , i | r ! 

- In der Stadt Kopenhagen ist ein besonderes 
Polizeidirektorium (dessen Chef der Justizminist, 
ist), und ein besonderes Polizeige rieht angeordnet; 
in gröfseren Städten , Polizeidirektionen. « 

b) Ein Bischof, für die kirchlichen und Schulange— 
legenheiten; unter diesem in jedem Amte ein Probst, 
die, unter dem Vorsitze des erstem, aus allen Ämtern 

• T i ’ i ** • m t * • 4 - ’ 1 * 

vereint das Landkonsilium für jedes Stift bilden. 

* ’<v • ) 7 > ■ . 


ji. 2) In den Herzogthümer n ist ein Statthalter ange— 
ordnet; für Läuenburg, die Regierung daselbst; sodann 
Landräthe. Die Provinzen sind in Ämter eingetheilt, 
in welchen Amtmänner die Justiz und Polizei verwalten. 
Die geistlichen und Schulangelegenheiten werden, unter 
der obern Leitung der ( B . II. erwähnten) Konsistorien, 
durch drei Generalsuperintendenten (für jedes Her— 
zogthuip einer) , unter diesen, durch Pröbste respizirt, 
B. Für die Finanzverwaltung sind nach Maaisgabe. der 
Gröfse der Provinzen , in jeder derselben ein oder zwei 
Komtoirs, jedes mit einem Rentschreiber, angeordnet, 


Die ost- und westindischen Etablissement^ endlich werdea 
durch Gouverneure verwaltet. 
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65. 

Schweden und Norwegen. 

f » j 'J * ; w ■ * ‘ • r u 

r Schweden: 2.543,412 Seelen. 

N or wegen: 91(^000 i 

. ü i * • i * 

• * * * ' ^ ’i • • - , i 1 * * ■■■"■■ i ■ * » ■ ■■■ * » • • t\ 'p 

. • 3.453,412 Seelen. 

Beide Königreiche, obgleich runter einem Regenten, nicht 
blote personel, sondern reel verbunden, werden dennoch je- 
des nach Maafsgabe einer besondern Verfassung regiert, und 
nach besonderen Normen und Formen verwaltet, von welchen 
jene in Norwegen im Allgemeinen die nämlichen, wie unter der 
frühem Vereinigung mit Dänemark, geblieben sind. 

:■ In wenigen Staaten ist die Einwirkung der Verfassung auf. 
die Verwaltung, und zum Theil selbst auf die Bildung des Or- 
ganismus, in dem Maatee eingreifend, wie dieses in Schweden 
und Norwegen der Fall, und wodurch, so wie in anderer Hin- 
sicht, dieselbe von jener in anderen Staaten eigentümlich un- 
terschieden ist. i Insbesondere ist dieses der Fall in Betreff der 
Verhältnisse des Staatsraths und dessen Stellung. zum Könige, (*) 
so wie auch in Betreff der Kanzlei , die zunächst zur Vorberei- 
tung der in dem Staatsrathe >zu beschlieteenden Geschäfte, und 
zur Ausfertigung und Vollziehung der Beschlüsse bestimmt ist, 
deren in früheren Zeiten sehr ausgedehnten Befugnisse aber in 
neueren Epochen mehrmals modifizirt worden sind« . 

Oberhaupt aber ist der! Organismus der Behörden vor je- 
nem in manchen anderen, selbst kleineren Staaten ,/ durch Be- 
schränkung der Anzahl von Behörden, überhaupt durch grö- 
ssere Einfachheit und durch schärfere Trennung der Geschäfts- 
zweige ausgezeichnet, wie sich aus nachstehender Skizze des- 
selben darlegt. : 


1) Die defsfallsigen in der Konstitution enthaltenen Bestimmun- 
gen, im dritten Bande. Die gegenwärtigen Verwaltungseinrichtungen 
sind, mit Ausnahme des Staatsraths, zum Theil die nämlichen , wie sie 
durch des Königs und der Reichsstände festgestellte Re- 
gierungsform v. 21. Aug. 1772 (v. Martens, Samml. der keh- 
ligsten Reicbsgrundges. etc. S, 593 folg.) angeordnet worden sind. 

Hassels vollst. Handb. ete. 3. Abth. 1. Bd. vS, 291 folg. 

D e s s e n europ. Staats - u. Addrcfshandb. 2. Bd. 2. Abth. S. 70 folg. 


Königreich 
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Königreich- Sch we den, 

« • / 1/# 4 ' # 4 * •#««*/> , - u . 1 M » I • » «, 

I. Allgemeine höchste Staatsbehörden. 

' . v • ^ . ft 

ui. Der Staatsrath. «„Derselbe, .bildet die,* höchste Behörde 
für die oberste Aufsicht und Leitung sämmtlicher Staatsange— 
legenheiten, die, mit alleiniger Ausnahme der auswärtigen 
und der Militärkommandosachen , in demselben voi'getragen 
und beschlossen werden müssen. Er besteht aus dem Justiz- 
staatsminister, dem Staatsminister für die auswärtigen Ange- 
legenheiten, dem Hofkanzler, sodann aus sechs Staatsräthen, 
von welchen wenigstens drei in Zivilämtern gedient haben 
müssen, wozu, seit der Vereinigung von Norwegen, der 
norwegische Staatsminister mit zwei norwegischen Staatsrä- 
then gekommen sind. (M. s. S. 83.) . . 

Den Vortrag in demselben « haben die vier Staatsse- 
kretäre, welche diese V orträge mit einer aus vier adelichen und 
vier bürgerl. Mitgliedern gebildeten Kommission vorbereiten. 
Mit dem Staatsrathe steht die Kommission für die 
-allgemeinen Reichsangelegenheiten in- Verbindung, 
die eben so , wie die ebenerwähnte gebildet ist, und welche 
alle inneren-, staatsökonomischen — , Kammeral-, Finanz — 
und Handelssachen prüft, ehe sie mit dem Bedenken der 
Kommissionen im Staatsrathe vorgelegt werden. 

B. Die königl. Kanzlei (die vor 1809 die Stelle des Staats- 
raths und Ministeriums vertreten hat). Dieselbe besteht, un— 
■ ter dem Vorsitze eines Präsidenten, aus zwölf Deputirten , so- 
dann aus den vier Staatssekretären [a)für das Kriegsdepartem.; 
b) für das Innere; c) fiir die Finanzen; d) für die geistlichen 
und Unterrichtsangeleg.] ,< und ist in nachstehende Depart©-» 
ments eingetheilt: 

1) Departement für die Kanzleiverwaltung, 

2) «« cc . « Justizrevision. , • • . 

3) Die Kriegsexpedition. 

4) Die innere Zivilexpedition. «- 

5) Die Finanzexpedition. 

6) Die geistliche Expedition. 

7) Die. Hofkanzlerexpedition. 

8) Das Kabinet für die auswärtig. Angelegenh. 

Sodann dos ReichsarcJüv. 
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'' In derselben ’ werden alle Verwaltungsangelegenheiten zum 
» Vortragö in dem Staatsrathe vorbereitet, ihre Expedition 
,,! uhd Vollziehung bewirkt* 1 *- -* 






) II. Spezielle höchste Staatsbehörde». . 

,/i, Für die oberste Leitung des Justiz Wesens:' 

Der königl. h ohe Gerichtsstuhl, zugleich hoch. 

stes Reviäionstribunal. Zu seinem Ressort, in 'Absicht auf 

’ * \ > 

die Leitung des Justizwesens, gehören: die Prüfung vor- 
kommender Fragen über Auslegung der Gesetze, Gnaden- 
gesuche, Dispensationen, Besetzung der Justizämter, etc. 
Geborner Präsident, in Abwesenheit des Königs, ist der 
Reichsdrost. ( l ) Derselbe bestellt aus vier adelichen und 
j vier nicht - adelichen Mitgliedern, die alle drei, Jahre ab- 
wechseln, und zerfällt: •' * 

/ . * • « » 

1) inr die höchste Justizrevision (der eigentliche 
• Gerichtsstuhl ) ; • 

1 1 2)’ in die‘ niedere Justizrevision, bei welcher alle 
zum Vortrag an den König gehenden Rechtssachen ein— 
gereicht werden , deren Chef der Justizkarizler ist, 
welcher die Aufsicht über sämmtliche Gerichte führt 
und den Gang des Prozesses leitet; 

3) die reichsstän d. Justizkanzleiexpedition, un- 
ter der Leitung eines besondern Justizkanzlers, (Kon- 
trolbehörde gegen die Justizverwalt. Konstit. $. 97. folg.) 
Für die Fin an z Verwaltung.' 

1) Das Kammerkollegium, (höchste Behörde) für die 
Anordnung und Leitung des gesammten Staatshaushaltes 
(ein Präsident, sieben Kammerrathe). Demselben sind 
pachstehende Zentralbehörden unmittelbar untergeordnet: 

a) die Postdirektion; ’• '* ‘ : ' ' 

b) die Generalzolldirektion, mit dem Fiskal-, Zentral-, 
Seezoll-, Handlungs- und Revisionskomtoir^ 

c) die Zahlenlotterie. * ' 

2) Das königl. Staatskomtoir (das höchste Kassenkol— 
legium für den Empfang der Einkünfte und für die Anord- 
nung der Zahlungen). 


\*ri r 


- yi 


B. 


1) Antrag des Königs auf dem gegenwärtigen Reichstage, zur Ab- 
schaffung des unmittelbaren Präsidiums des Regenten. 


MA _ 

m »3) D as : königl. .Kamm ergericht , > zugleich ■ i , oberste 
Rechnungsbehörde. y Vor das Forum* desselben gehören idle 
Zwistigkeiten über Staatsrevenüejfoi die Untersuchung ,upd 
Entscheidung über Amtsvergehen der Finanzbedienten, über 
Beeinträchtigung 1 der Kronrevenüen etc. , sodann die Revi- 
sion der, Staatsrechnungen. 5 /j . , ' , 

4) Das königl. Bergy.erkskollegium, zugleich zweite 
Instanz für alle Zivil— und Kriminalsachen, die bei den 11 

—to'/ B^^ggeijichten Vorkommen. ., . ; , ( ... j 

5) Das königl. Handelskollegium, in zwei Abtheil.: 

.>Jm Manufakturdivision ; . : # ,, ^ Jw . , 

, j b) die Justizdivision , unter welcher leztern 265 Nieder- 
;n» „.„I gjejrichte stehen.. . ^ *. .. a 

- » ; '*'! fi *■ } Sodann, als zu Staatsfinanzwesen gehörig, aber un- 
ter Verwaltung der Reichsstände stehend : n r , 

. [ , [ Jr ,a) das Reichsschuldenkoflitoir (Konst. §. 66.); . 

6) die Reichsbank (Konst. §. 72.). , t . . ’ * 

C. Für. die Verwaltung des Innern und der geistli— 

-eben Angelegenheiten.- / . , 

Die Leitung dieser ist ganz in den Staats Sekretariaten des 
Innern: und der geistl. Angelegenh., und in dej: köuigl. Kanz- 
lei zentralisirt. Behörden , die hierher gehören , sind: 

_ ri 1) Das königl. Geiundheitskollegium , für die Oberaufsicht 
•’ auf alle Sanitätsanstalten. ’ , r , 

, 2) Das Ausschufskollegium des Seraphinenordens, für die 
Oberaufsicht über Hospitäler, Waisenhäuser und Lazarethe. 
3) Das vorstehend [ B . 5)] angeführte Handelskollegium, in 
so fern dasselbe zugleich die Aufsicht auf die Gewerbe führt. 

D. Für die Kriegsverwaltung. v , 

. ,4) Das königl. Kriegsk,ollegiu m j für die Leitung des 
gesammten Kriegswesens zu Lande und zu Wasser, Das- 
,ci wlbe zerfallt in. , ,, f( 

a) das Artilleriedepartement ; • f _ * j 

b ) das Fortifikationsdepartement; . . 

, c) das Ausriistungsdepart. ; ; j. 

# * d) das Unterhaltsdepart.; . • . . 

e) das Zivildepartem. 

2) Das Kriegshofgericht, das höchste Justizkollegium 

Jfür alle Militärs des Land— und Seeetats, 

% 

* t 1 

i 
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3) Die königl. Kriegskommissariate: 

a) das schonensche; *• , . 

b) das westgothische. •• ’ , } f 

4) Spezialbehörden für die Marine: Das Marinekolle- 

gium. Von demselben abhängig: 

o) die Direktion der Admiralitätskriegskasse; 

b ) das Flottenkonstruktionsami; 

c) das Seemessungs- und Lootsenamt. 


HI. Provinzial- und Bezirksbehörden. 


V' 


A, Für die Justizverwaltung. . 

1) Vier Hofgerichte, als Appellationsinstanz. 

2) 26 Lagmann sgerichte (jedes aus mehreren Härads- 

, gerichten bestehend), sodann 81 Rathhausgerichte, 

als Gerichte zweiter Instanz; die ersteren für das platte 
Land, die lezteren für die Städte., Dem Lagmann steht 
es frei, einige Gesetzkundige zum Beistand zu nehmen; 
aufserdem hat er 12 Nämde aus dem Bauernstände zur 
Seite. Von seinen Entscheidungen, kann, wenn die 
Sache 50 Rthlr. Schwed. beträgt, an das Hofgericht ap- 
pellirt werden. , .. , •. 

3) Die Härad sgerichte auf dem platten Lande, die' 
Kämmereigerichte in den Städten, bilden die unterste 
Instanz. Die ersteren müssen jährlich dreimal, an den dazu 
besiramten Tingstühlen, von dem Häradsh of ding 
öffentlich gehalten werden , wobei 1 2 in dem Gerichts— 
Sprengel ansässige Bauern als Beisitzer zugegen seyn müs- 
sen. V on der Entscheidung dieser Gerichte geht die Ap- 
pellation in Zivilsachen an das Lagmannsgericht ; in pein- 
lichen, an das kompetente Hofgericht. 

Aufser diesen gewöhnlichen Gerichten sind derglei- 
chen besondere für das Militär (das Kriegshofgericht), die 
Geistlichen, die Ärzte, die Bergleute (die 11 Berggerichte 
als untere, das Bergkolleg, als obere Instanz), und für die 
Hofleute mit ihren Familien und Gesinde, die in höhere 
und niedere zerfallen , und für die lezteren (die Hofleute) 
von dem Reichsmarschalle, der präsidirt, und zweien zum 
Hofe gehörigen Personen gebildet werden. * • 
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B. Für die Verwaltung des Innern, der Einkünfte 
und Regalien ist das Königreich in 24 Läne, diese in 
Fogderien oder (III. Vogteien, Fogderien) abgetheilt, deren 
jede aus mehreren Hära den (Distrikten) besteht. Jedem Län 
steht ein Land höfding (Landhauptmann) vor, dessen Kanzlei 
aus einem Sekretär , einem Kämmerer, einem Landrentraeister 
und Länsbuchhalter besteht; jeder Fögderie ein Krono- 
Fogde (Krön vogt), jedem Distrikte ein Distriktsrent- 
schreiber vor. 

(Für die Regieeinkünfte ein besonderes Erhebungspersonal). 

C. Für die geistlichen und Schulangelegenheiten 
ist das Königreich in 12 Stifte mit 170 Probsteien eingetheilt. 
Die gesammte Geistlichkeit eines jeden Stiftes steht unter ei- 
nem Bischöfe, dem ein Domkapitel oder C onsisiorium ec - 
clesiasticum zur Seite steht, das in Universitätsstädten aus 
den Professoren der Theologie, in den übrigen bischöflichen 
Städten aber aus den Lektoren der Gymnasien besteht. 

Der Bischof vou Upsala führt den Titel als Erzbischof 
• und Primas, und es stehen unter ihm: 

•» 1) das königl. Hofkonsistorium; 

2) ’ das Konsistorium von Stockholm ; 

3) das Admiralitätskonsistorium. 


B. 


Königreich Norwegen, 


I. -Allgemeine höchste Behörden, 

« 

A. Der Statthalter, der den höchsten Befehl zu "Wasser 
und zu Lande führt, als Stellvertreter des Königs. 

B. Der Staatsrath, der aus dem Statthalter, dem Staatsmi- 
nister, der, nebst zwei Staatsrathen, beständig bei dem Kö- 
nige sich befindet, aus einer Anzahl von Staatsrathen und aus 
dem Staatssekretär besteht. 

In dem Staatsrathe werden alle Geschäfte durch Stim- 
menmehrheit beschlossen; kein Beschlufs kann aber genom- 
men werden , wenn nicht die Hälfte der Mitglieder anwesend 
ist. Bei Stimmengleichheit stehen dem Statthalter zwei Stirn- 
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men zu. Die gefafsten Beschlüsse müssen an den König ein- 
gesendet werden, dem sie der norwegische Staatsminister vor- 

* , ' * * ' < * _ * i * • ^ i ( « 

trägt, und für deren richtige Expedition er verantwortlich ist. 
Die Geschäfte sind in sieben Departements vertheilt, deren 
jedem ein Mitglied des Staatsraths als Chef vorsteht; nämlich: 


1) für den Kultus und Unterricht; 

2) für die Justiz; : ' 

, 3) für die Polizei; 

für die innere Verwaltung und Ökonomie; 

5) für die Finanzen, Handel und Zölle; 

6) für das Militärwesen; 

7) für die Marine. 



II. Justizverwaltung. 

A. Das höchste Gericht; lezte Instanz in allen Zivil- 
und peinlichen Sachen ; in Friedenszeiten zugleich , nebst 
zwei dazu kommandirten Offizieren , die zweite und lezte In- 
stanz in allen Kriegsgerichtssachen, die Leben, Ehre, oder 
mehr als dreimonatlichen Freiheitsverlust betreffen. 

B. Die vier Stiftsobergerichte bilden die zweite Instanz. 

C. Die Böigdethinge, worin die Sorenschreiber Rich- 
ter sind, und wobei acht Dingmänner anwesend seyn müs- 
sen, auf dem platten Lande; in den Städten, die Stadt— 
vögte, die unterste Instanz. Von beiden geht die Appel- 
lation an die Längsthinge, die jährlich* dreimal gehalten 
werden müssen , und von diesen an die Stiftsobergerichte. 


IIT. Innere Verwaltung. 

Das Königreich ist in vier Stifte, diese sind in Äm- 
ter (17), die Ämter in Vogteien (44) eingetheilt. An der 
Spitze der ersteren steht ein Stiftsamtmann; an jener eines 
jeden Amtes, ein Amtmann; und sind die Verwaltungsein- 
richtungen so, wie in Dänemark. 

In Absicht auf die kirchlichen Angelegenheiten ist 
das Königreich in fünf Stifte, jedes mit einem Bischöfe, und 
in eine Anzahl Probsteien eingetheilt. Die erste Instanz in 
geistlichen Sachen bildet das Probsteigericht, von wel- 
chem an das Bischofsgericht appellirt wird. 


m 
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< 66» i , 

/ * 

Das brittische Reich in Europa. 


Das brittische Reich in Europa besteht: 

• / * * 

lY aus dem Königreiche En glan d , 1 n » , . 

• J ö e 1 , 1 5 Grofsbntanmen; 

2) « <t aa Schottland,} 

3) <t cc «i Ireland; sodann 

4) aus den europäischen Nebenländern; nämlich: Gi- 
braltar und den Inseln Helgoland, Malta, Ku- 
mino und Gozo; 


zusammen mit einer Bevölkerung von 17.176,069 Seelen, von 
welchen 1.805,688 Seel, auf Schottland , 4.395,456 Seel, auf 
Ireland und 95,000 Seel, auf die Nebenländer fallen. ( l ) Au— 
fserdem mufs der jonische Schutzstaat hierher gerechnet 
werden , in welchem ein Lordoberkommissär die Stelle des Ober- 
schutzherrn , dieser aber die Republik bei den übrigen Staaten 
vertritt, und in so fern auch in die Gesetzgebung eingreift, als 
die Beschlüsse der gesetzgebenden Versammlung von seiner Ge- 
nehmigung abhängig sind. 


Von den drei Haupttheilen des Staates ist Schottland 
seit 1707 mit England reel verbunden, Ireland aber durch 
die Union von 1800 mit beiden — Grofsbritannien — in ei- 
nen Staatskörper vereinigt worden, welcher, in Absicht auf die 
Verwaltung, so wie in jeder andern Beziehung, den leitenden Im- 
puls durch das Ministerium in London und durch das Parla- 
ment empfängt, wogegen für die spezielle Leitung der Verwal- 
tung in diesen beiden Königreichen theils die früheren Behörden 

beibehalten , theils dergleichen an geordnet worden sind. 

» * • 


1) v. Martens Abrifs des Staatsrechts der vornehmsten europäi- 
schen Staaten. 1. Th. 1. Abtheil. S. 140. Die Vereinigungsakte von 
Schottland mit England in desselben Samml. der wichtigst. Reichs- 
grundges. 1. Th. S. 910 folg. 

v. Vinke's Darstellung der innem Verwalt. Großbritanniens etc. 
Berlin 1815. 

Hassels vollst. Handbuch etc. 2. Abth. 1. Bd. 

The Royal Kalendar for England , Scotland , Ireland and the Colo - 
nies y for the Year 1823. 
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Durch seifte Verfassung , überhaupt durch seine politischen 
Institutionen eigenthümlich ausgezeichnet , ist es die Verwaltung 
dieses Staates in nicht minderem Maafse vorzüglich dadurch, dafs 
die innere Verwaltung, ohne direktes Eingreifen der Regierung, 

' beinahe ausschließlich dem selbstständigen Wirken der Einwoh- 
ner Überlassen ist, sodann durch die Einrichtungen, die in Ab- 
sicht auf die Justizverwaltung statt finden, endlich, durch die 
Einwirkung des Parlaments welches als diejenige Behörde 
betrachtet werden mufs, in welcher alle Zweige der Verwal— . 
tung, sich konzentriren. Alle allgemein verbindlichen Vor- 
Schriften nämlich, sowohl diejenigen für den ganzen Staat, als 
auch jene für einzelne Bezirke, Gemeinden und Orte; alle in 
Betreff einzelner Gegenstände zu verfügende verbindenden An— 
Ordnungen, so wie Bestimmungen, die in Betreff von Korporatio- 
nen, einzelnen Individuen etc. zu einer Ausnahme von den Ge- 
setzen, Statuten, oder auch von verbindenden Privatverträgen 
elc. autorisiren , müssen in den beiden Häusern erörtert, durch 
Vereinigung beider über einen Beschlufs, und durch die hin— 
zutretende konigl. Sanktion zu einem Gesetz erhoben werden, 
indem ohne ein solches nichts der Art angeordnet oder bewirkt 
werden darf. Aufserdem hat das Parlament das Recht, die 
Vorlegung aller auf die Staatsverwaltung im Ganzen, und auf 
einzelne Theile derselben Bezug habenden Papiere, Verhand- 
lungen, Rechnungen etc. zu verlangen, und dieselben seiner 
Untersuchung und Prüfung zu unterziehen; jenes, allgemeine 
Berichte über Verwaltungsgegenstände und Resultate zu erfor-* 
dem; endlich die Befugnifs , alle Staatsbeamten zur Verantwor- 
tung zu ziehen, in welchen Fällen das Unterhaus eine förmli- 
che Anklage bei dem Oberhause erhebt, über welche diesem 
lezteren die Enscheidung zusteht* 

Der Organismus der Behörden für die Verwaltung ist nach- 
folgender: 

, » t ’ ^ i 

I. Höchste allgemeine Behörden* 

A. Der königl. geh.. Rath (Frivy Council). Derselbe be- 
steht aus den Prinzen vom ’Geblüte, den ersten Krön— und 
Staatsbeamten, den beiden Erzbischöfen, und aus dem Spre- 
cher des Unterhauses, als gebornen Mitgliedern; 
sodann aus einer willkürlichen Anzahl anderer Personen, 

29 
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welche da» Vertrauen des Königs in denselben beruft, die 
derselbe aber auch eben so willkürlich wieder entlassen 
kann. Nach Maafsgabe der Verfassung mufs der König 
den geheimen Rath über bestimmte Gegenstände not h wen- 
dig hören, z. B. über alle Proklamationen, allgemeine An- 
ordnungen und dergl. in aufserordentlichen Fällen, ohne je- 
doch an den Beschluss der Mehrheit gebunden zu seyn. — 
Zugleich bildet der geheime Rath die höchste Verwaltungsbe- 
hörde für die Kolonieangelegenheiten und die höchste In- 
stanz für alle von den Koloniegerichtshöfen entschiedene 
Rechtssachen. 

B. Das geheime Kabinet des Königs. Dasselbe besteht 
aus dem ersten Lord der Schatzkammer, den Departements— 
ministem , dem Präsidenten des geheimen Rathes, dem Grofs— 
Siegelbewahrer, dem Grofskanzler, und dem ersten Lord der 
Admiralität, und bildet eigentlich das MinisterkonseiL 

C. Das geheime Siegelkabinet (Privy—Seai), in welchem 
der Grofssiegelbewahrer den Vorsitz führt. 

D. Das Siegelafmt (Signet- Office). 

II. Oberste (u. Minist erial-) Behörden lür den ganzen Staat. 

A. Ministerialdepartements. 

A. Das Finanzdepartement. Chef desselben ist der er- 
ste Lord der Schatzkammer, unter ihm der Kanz- 
ler der Schatzkammer, von welchen der erster« in 
dem Oberhause, der leztere in dem Unterhause über die 
Bedürfnisse des Staates, über die Einnahmen, ihre Ver- 
wendung, überhaupt über sämmtliche Finanzverhältnisse 
Rechenschaft ablegen mufs. 

Dieses Departement ist eingetheilt: 

1) in das Schatzmeisteramt (Treasury'- Office), unter 
spezieller Leitung des ersten Lords der Schatzkammer 
und der Landkommissärs, und besteht: 

a) aus dem Revenüendepartement; 

b) aus dem Zahlamte, mit nachstehenden Abtheilun- 
gen, nämlich V 

1) dem Zahlamte für die Zahlungen im lnlande 
(Home— Brauch) \ 
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2) dem Zahlamte für die Zahlungen im Auslande 
( Foreingh-Branch ); * 

2) in die Schatzkammer (Bxchequer-Office), unter 
der speziellen Leitung des Kanzlers der Schatzkammer. 
Von dieser hangen ab: 

a) das Auditor-Office (das Rechnungsdepart., zugleich 
für die Prüfung der Kautionen der Kassirer); 

b) das Ojffice ffor making and isiing Exchequer— Bills 
(die Kammer für die Verfertigung- und Emission der 

, Schatzkammerscheine) ; . , . 

c) das Annuify-Office (das Renten zahlamt) ; 

d ) das Zahlamt für die Schatzkammerscheine; 

e) das Konatoir für die Ausfertigung aller Kontrakte 
0 Pipe- Office ); 

f) die königl. Münze ( tke kings mint). 

Von beiden ressortiren: 

a) das Oberzollamt {Coustom— House)\ 

b ) das Oberakziseamt {Excise-Offficc) ; 

c) das Stempelamt ( Stamp—Oßice ) ; v 

d) das Taxamt ( Tax-Ojffice ) ; 

e) das Amt für die Abgaben von Vermächtnissen etc» 

( Legacy-Offi ce ) ; 

f) die Lotterieverwaltung (Lotiery- Office); 

g) das Generalpostamt ( General-Post- Office ); 

h) die Oberrechnungskammer {Ojffice for audiling the 
public ^ accomßts), 

d. Das Ministerium des Innern [Home Depart. ), zu 
welchem auch die Kolonieangelegenheiten , mit Ausnahme 
jener von Ostindien gehören. Dasselbe ist in zwei Depart. 
getheilt, nämlich: 

1) für England und Schottland; 

2) für Ireland, mit einem besondern Kanzler, der jedoch 
dem Departementschef untergeordnet ist. _ 

c. Das Departement der auswärtigen Angelegen- 
heiten {Foreingh Depart.). 

Von diesem und dem vorhergehenden gemeinschaftlich, 
ressortiren : 

1) das Alien- ce (Polizeiaufsichtsamt über die Fremden) ; 

2) das State— Pape r— Ojffice (Archiv). 
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d. Das Kriegsdepartement und für die ostindischen An- 
gelegenheiten ( Army Depart.). 

Von demselben ressortiren: 

1) das Generalikriegsgericht; 

2) das Knegszahlamt ( Army-Pay-Office ); 

3) das Barackenamt; 

4) das Artillerie— und Zeugamtsdepartement. 

• e. Die Admiralität (Admiralty— Office ) , zwar kein Titu— 
larministerium, aber höchste verwaltende Behörde der 
Marine, welche die Stelle des Grofsadmirals verwaltet, 
aus einem Präsidenten und sechs Kommissarien besteht. 
Derselben sind untergeordnet: 

1) das Admiralitätsgericht {Admiralty- Court ) ; 

2) das Schiffsamt {Navy— Office) , für den Bau und die 
Unterhaltung der Schiffe; 

3) das Marinezahlamt ( Navy-Pay-Office ). 

B. Oberste Behörden für besondere Gegenstände. 

1) Der Rath für Handlung und Kolonien ( Board of 
Council for trade and foreingh plantaiions) , dessen Wir- 
kungskreis alles umfafst, was auf den Handel des Reiches 
und auf das Koloniewesen Bezug hat. Derselbe besteht 
aus einem Präsidenten und Vizepräsidenten , dem Lord- 
Kanzler, dem Erzbischöfe von Canterburry, dem ersten 
Lord der Schatzkammer, dem ersten Lord der Admirali- 
tät, den Departementsministern , dem Kanzler der Schatz- 
kammer, dem Sprecher des Unterhauses, etc. 

2) Der Rath für die indischen Angelegenheiten 
(Bjoard of Comissioner for ihe affairs of India ), unter 

. dem Vorsitze des Kriegsministers, aus dem Minister des 
Innern, dem ersten Lord der Schatzkammer, dem Kanz- 
ler der Schatzkammer und sechs anderen Mitgliedern ge- 
. bildet. 

I • 

^ ►, v 

III. Obere Behörden für jedes der drei Reiche. 

A, In England, woselbst dergleichen Behörden nur für die 
Justizverwaltung vorhanden sind, indem die Zweige der Fi- 
nanzverwaltung von den I. A. B. genannten Behörden ver- 
waltet werden, für die Verwaltung des Innern aber dergl. 
nicht bestehen. 


Digitized by Google 


453' — 


In -der englischen Gerichtsverfassung, die durch Öffent- 
lichkeit, durch die Institution der Jury, und durch ein schnel- 
leres Verfahren ausgezeichnet ist, müssen unterschieden werden: 

- die Courts of Record^ - bei welchen schriftlich 

- . verhandelt wird, und die Akten in den Registraturen 

- ■ i s - « j auf bewahrt werden, von den Courts, of no Record, 
, :;.i »hei welchen blofs mündliches Verfahren statt 

findet sodann 

- ■ 2) die Courts of Common L dw,y hei welchen Klage und 

Verfahren < nach -bestimmten .Formeln eingerichtet 
; * seyn mufs,i von, jdeh Courts 'ofiEquity, bei -wielchen 
auch in Fällen-. tind dawio keine dieser ^For- 
meln anwen dbar -ist,! geklagt werden kann. > r *l 
Eine fernere Eigentümlichkeit ist,i nicht nur, dafs 
für die Berufung: an die höherem Gerichtsbehörden eine 
appellable rSumrtxe ?! überhaupt nicht, festgesezt ist y.;,sbndern 
_ v;^uich Vi dafs eine jede Sache sogleich bei ) der höhe«rn In- 
star a n hängig/gemacht werden. kann. ' j - ‘ 

Es sind in England vier höchste Gerichte vor- 
handen, die sammtlich. Con j*is> of Record, von denen 
. 0 aber nur drei, nämlich:. dieCo’urt ofKi ngs~Ben c h , die 
Court ofcOjnruOn Pleßs, und die Ctrur 4 of Exchequer, 
*, , } als Courts of common La.wv konstituirt sind, der 
vierte aber, als Court of Eqüit'ry ,^\ Die eben- erwähn- 
ten drei Courts' of oominon L&Uf bestehen., jedes aus 
• einem Präsidenten und drei Richtern :i ^puisne Judges ), 
zusammen zwölf, welche die zwö.lf - u Ob errichter 
(Sag es °f La w ) sind, - die in ' London selbst* ^ jährlich 
viermal, aufserdem aber in jedem der zehn Gerichts- 
kreise in welche England eingetheilt ist (England ,6., Wa- 
les und Chester 4 Kreise), jährlich je.;z>,vei Kreisgerichte 
halten. (Assises.) '**; . . ; J( .■ I . «• 

Die Ressortverhäitnisse 5 der { ( .yier f höchsten Gerichte 
sind nachstehende: . f * .*-■ 

1 ) Die Court of common PI eß$ (Gerichtshof der gemei- 
nen Prozesse) entscheidet in allen Rechtsstreitigkeiten 
über persönliche und dingliche Rechte; von dessen Ent- 
scheidungen kann jedoch an den Gerichtshof der königl, 
Bank appellirt werden. 
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2) Die Court of Kingt — Bench (Gerichtshof der königi. 
Bank), unter dein Vorsitze des Grofskanzlers, höchster Ge- 
richtshof der gemeinen Rechte, für alle Streitigkeiten, die nach 
diesen Rechten zwischen dem Könige und den Staatsange— 
r- « hörigen zu entscheiden sind;! Zugleich gehören vor des- 
’«> sen Forum, die Rechtsstreitrgkeiten i zwischen dem Han— 
* [ dels- und Gewerbsstande , und ilie Untersuchung peinli- 
cher und persönlicher bürgerlicher Prozesse, Jauch solcher 
• dieser lezteren über^ Friedersbrüche. * Von den Entschei- 
i düngen desselben «geht: die- Appellation in •• bestimmten 
ti Fällen an das Sbhatzkammergericht ,< in allen übrigen Jaber 
'! an das Oberhaus. 'Ehemals haben die Könige den Vorsitz 
in diesem Gerichte geführt, das auch jezt noch der königi. 
zÜ ■ . r > Hofhaltimg folgt. • ft 

3) Die Coujt jof'Eocchequer (das Schatzkammergericht). 
!* v ’>>t Dasselbe ist in zwei Kammern getheiltv nämlich: -i 


— j. 
n^fi » 


* r 

# 

, * » 


l*J ) 


,.r; 




! ! • <a) iri die Co mr 4 vf Equityj in welcher der Lord Schatz- 
meister und der:Kanzter detf Schatzkammer präsidiren, 
■■ und * ‘»j.Vi-'* i Vu . r ■' » *: * . % * 

b) die CoirrifV of common PI eas^ mit einem Prä- 
> • sidenten und* drfei Besitzen! ,* nebst dem Cur sitor 
B a r d n , von Kvelchem die Sherifs, die Zollbedienten,, 
•"beeidigt werden.' ‘'Vor das Forum dieses Gerichtes 
gehören alle Rechtssachen y welche die Schatzkammer 
und die Öffentlichen Einkünfte betreffen. Die Beru- 
fung von dessen Entscheidungen geht nur an das 
vl f! . Oberhaus. ‘ 

Int das Ressort desselben gehören: 

o) das Exckeq uer-Office of Plcas\ 

b) die sechs Richter von Wales; 

c) der königi. Rath, mit einem Ai t o r ncy- ge n e ral, 
26 königi. Sergeanten , 23 königh Rathen ; • 

d) der herzoglV Hof von Lancaster, und die Pfalzgraf- 
schaft von Lancaster mit ihrem Kanzler; 

e) die Pfalzgrafschaft Dutham mit ihrem Kanzler;* 

f) das Marschalamt; 

g) der Hof von Westminster mit dem Dechanten und 
Ober-Stewarti i 

4) Die Court of Chane e ry '(das königi. Kanzleigericht), 
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ebenfalls unter dem Vorsitze des Grofskanzlers, mit 12 
Masters of Chancery , 6 Clerks , etc. 

Zu dem Ressort desselben gehören : 

a) alle Rechtssachen, die durch Eingriffe der Krone in 
Rechte der Staatsangehörigen entstehen; 

b) solche, welche die Gerichtsangehörigen betreffen ; 

c) alle Erbschaftstheilungen ; ' 1 

d) alle Sachen, die zu ihrer Bestätigung des grossen Sie- 
gels bedürfen; endlich 

e) alle Gnadensachen , indem det Grofskanzler ein Bil— 
ligkeitsgericht hält, welches den positiven Gesetzen ge- 
wissermafsert Zu Hilfe kommt. Die Berufung von dem— 

s selben geht nur an das Oberhaus; wird aber eine That— 
Sache geläugnet, dann werden die Akten an die königl. 
Bank abgegeben. 

' Von diesem Gerichsliofe hängen ab : 

a) Das Crown— Office ; 

b) Das Pipe— Office ; ' ' v f 

c ) da9 Sioc— Clerks— Offi cc; 

d) da s 1 Register - Office; " 

e) das Schatzamt; 

f) das Dispensationsamt, und 

g) das Examinationsamt. 

B. In Schottland. Dieses Reich hat bei der Vereinigung 
mit England seine besonderen hohen Reichsbeamten , und 
auch, insbesondere für die Justizverwaltung, seine besonderen 
höchsten Gerichtsstellen behalten. Die 1 ersteren sind: der 

i • * * 

Lord— Grofs— Siegelbewahrer; der Lord-Geheim— Siegelbewah- 
rer; der Lord-Oberrichter; der Lord- Advokat ; der Lord- 
Register; der Lord- Justicegeneral' der Lord-Ober-Konstable 
und Marschal; der Lord — Präsident, der Lor di- Chief -Baron, 
Aufserdem sind: a) ein Great- Heul— Office (Groissiegelamt) ; 
b) ein Signet— Office (Siegelamt) ; c) ein I^on—O^Jfce (die Herol— 
die und Adels- gericht) vorhanden; d) Lord— Register- o/ß ce. 

Die höchsten Gerichtshöfe für die Justizverwaltung 
sind: 

1) Die Court of Session, oder Session of Jusiice, als höch- 
stes Zivilgericht, in zwei Abtheilungen, in’deren er- 


Digitized by Google 


456 — 




_ ^ 

sten der Lord— Präsident , in der zweiten der Lord Ja— 

. ' «4 « • * * • -J 

slice General den Vorsitz fuhrt. * * 

2) Die Jusfice Court, oder Court of Justiciary, als höch- 

stes Kriminalgericht, , aus dem Lord Jusiiceseneral 
und fünf Lordkommissarien, einem SolliQit^r-general be- 
stehend. mÜ'J-’T/ .oil'i . 

3) Die Court of E x chequer (Schatzkammergericht), mit 

den nämlichen Ressortverhältnissen wie in England, un- 
ter dem Vorsitze des Chief-Barons , , und vier Baronen als 
Beisitzern. ■< • ^ 

4) Die Civil— Jury-* Court, mit, einem Chef— Com- 

mis s ion e r und, zwei C ommis sione r s , erst in neue— 
ren Zeiten errichtet. - ; . 

Von den drei ersteren höchsten Gerichtshöfen kann eine 

f * 1 1 * / 1 * ' » ' < ^ 

Berufung nur an das Oberhaus gehen. Aufser diesen bestehen 
als besondere Gerichte ein Admiralitätsgericht; eine Comis- 
sary— Court, und eine Court of Police.^ 

Die Verwaltung der Finanzen .wird von dem 
Finanzministerium in London geleitet, von welchem nach- 
stehende Behörden, die in dem Königreich Schottland vor- 
handen, abhängig sind, nämlich: 

1) das Tax— Office*, . . 

2) die Board of Coustoms; ; t . 

3) das Excise^Office} * ! r ' 

4) das Stamp-Office; 

5) das General— Post— Off ice, 

6\i In. Irland. An der Spitze der Verwaltung dieses Kö^ 

nigreiches steht ein Juo rd — Lieut e nantgeneral und 
.Generalgouvemeur, dem ein geheimer Rath, der aus den 
Staatssekretärs und übrigen höchsten Beamten gebildet ist. 
zur Seite steht. Die Leitung der laufenden Verwaltungsan- 
gelegenheiten ist dem erstem übertragen, wogegen derselbe für 
wichtigere dem Ministerium in London untergeordnet ist. 

Die höchsten Gerichtshöfe in diesem Königreiche sind. 

1) die Court of conimon Plcas, mit 4 Richtern; 

2) die Court of Kings — Bench, aus dem Lo r d— Chief 
Just ice und drei Richtern bestehend: 

9 » v 

3) die Court of Chancery, unter dem Vorsitze des Lord— 


.vV 


;i‘»> 
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kanzlers, mit einem Master of the Rulls , einem De- 
putirten und 4 Rathen oder Master s of Chane ery\ 

4) die Court of Ex che q u e,r mit einem Kanzler der 
Schatzkammer und 4 Rathen ; sämmtlich mit den nämli— 
chen Ressortverhältnissen wie die gleichen „ Behörden in 

/ England; sodann , ’ rc *::!.* \ •; 

. .5) die Court of Admir alty, und •, . •„ 

. ,6) das^königi» Couns el, mit einem Attorneygen.eral^ 
einem So Heit org en. y und einem ersten Sergeanten. 

Für die Finan z t ver walt ung sijid, unter der obersten 
Leitung des Finanzministeriums,. in dem Königreiche nach- 
stehende Behörden vorhanden , nämlich : . . t , ,,v . .. 

- r'l) das Treasury+Offic e; \[ ;***.•' 

2) die Comissioners ofCoKStotns and. Po rt— Du- 
tt tyes; *..1 :: r-:’ * > V * <:•; /; .. , / i ,> . 

3) die Cpmissioners of Exeises and Taxes ; 

4) ; &sp S*a7tip i 'jK'Qffice$' t s i» ?» • • -« !> {•> 

5) das General-Post— Off ice ; r.: 

... 6) da s Audit, r Office. •. . \ r . > ? .vh 


* : l 


• K ,• . ,, ... • « ► • r«** , 4 i . ' 

# * » ♦ k J l* , . » * . » r ‘ « t Ol« < « 4 i l r • 

ij. \ IV* Bezirks Verwaltung. :i 

“ R1, Zum Behuf von dieser ist das Reich in Shiren oder 
Cöuritys eingetheilt, und zwar: 

England mit Wales in 52 Shiren, 

' Schottland *' » 31 V und 2 Stewartys. 

* Irrland ** »32 » in' 4 Provinzen. 


I *■% e • 


•\ V 


. , . : . 115 Shiren, 2 Stewartys. . 

. \ Hierunter sind jedoch die Inseln Man, Jersey:, Guern — 
sey und die Scilli- Inseln nicht begriffen, die durch be- 
sondere Gouverneurs verwaltet werden. 

A. Verwaltung . der innern und Polizeiangele— 
.genheiten, — In einer jeden County ernennt der König 
fiir die Verwaltung der innern, Polizei— und zum 
Theil auch der Finanzangelegenheiten, nachstehende 
Beamten, nämlich; - ... 

1) Den Lordlieutenant. Dieser ist lediglich militäri- 
scher Statthalter, und hat als solcher alles zu besorgen 
was auf die Miliz Bezug hat, deren Chef derselbe^ist/ und in 
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welcher derselbe alle Offizierstellen vergibt. Derselbe hat 
zugleich die Befugnifs, zu seiner Aushilfe einen Deputy — 
Lieutnant zu ernennen: '» 

2) Den Sheriff , oder Zi v il— Statthalter des Königs, der 
-denselben auf gemeinschaftlichen Vorschlag desjKahzlers der 

Schatzkammer, der, übrigen hohen Kronbeamten und der Ober- 
lichter ernennt, mit Ausnahme jener in solchen Städten, wel- 
chen in der Vorzeit Grafschaftsrechte verliehen worden sind, 
und welche ihre Sheriffs selbst wählen. Dieselben miis— 
sen in der County angesessen seyn , sind den oberen Ge- 
richtshöfen und den 'Quarter Se ss io ns zur Ausführung 

* t ' * » . { 

der von diesen ertheilten Aufträge verpflichtet und verant- 
wortlich. Die Wahl ihrer Gehilfen, Uncle r- oder Deputy— 

~ Sheriffs, Schreiber tind B fr illifs (Pedellen) ist densel- 
ben überlassen , wogegen sie deren Handlungen vertreten 
müssen. Ihre Amtsführung dauert nur ein Jahr, und umfafst: 

a ) den Vorsitz und die Leitung der Geschäfte bei den Par— 

iamentswahlen; • * • 

b ) die Vollziehung der Anweisungen {TV ritt) der Oberge- 
richtshöfe, die Insinuation ihrer Zitationen, die Vollstrek- 
kung ihrer Urtheile 'und Exekutionsmandate , die Publi- 
kation der von dem Geheimenrathe erlassenen Proklama- 
tionen, die Bestellung der Jury's für die Assises und 

__ « * i t 

( Quarter— Session s: 

* - » * • 

c) die Konservation und Beschützung der Kronrechte und 
Grundstücke, die Erhebung der Einkünfte aus denselben; 
eben so jene des königl. Antheils an gerichtlichen Geld- 
strafen, und deren Verrechnung an die Schatzkammer; 

d) die Oberaufsicht auf das Zuchthaus {County — Goal) 

* < 

und die Leitung der peinlichen Exekutionen; 

e) die Repräsentation bei feierlichen Gelegenheiten , z. B. bei 
'Überreichung von Addressen an den König, etc. 

3) Die Coroner s t deren in jeder County drei bis vier vorhan- 
den sind, und deren Amt in nachstehenden Funktionen besteht; 
nämlich: in der Untersuchung aller unnatürlichen Todesfälle^ 
diedenselben jedesmal sogleich angezeigt werdenmüssen, und in 
Betreff welcher dieselben, mit Zuziehung einer Jury von zwölf 
benachbarten Männern, ein Urtheil aussprechen; im Fall ei- 
nes Mordes zu Verhaftung der Thäter Vorkehrungen tref- 
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fen. Sodann gehört die Untersuchung wegen gefundener Scha- 
, tze, und die Proklamation der von den Gerichten erkannten Au- 
■ fsergesetzlichkeit {Ontlawry) entflohener Verbrecher , in ihren 
Wirkungskreis. Das Amt dei Coroners , die von den Grundei- 
gentümern gewählt werden, ist auf keine Zeitdauer beschränkt. 
4) Die Friedensrichter (justices o fthc Peace ), de— 
- ren in einer jeden County mehrere mit völlig konkurrenter Ju- 
V risdiktiön vorhanden sind. Jeder Friedensrichter, dessen Amt, 
nach Willkür des Königs, widerruflich ist , verwaltet dasselbe 
kraft eines königl. Patents. ' Dasselbe kann an Niemand über- 
€ trauen werden* der nicht 100 L. Sterl. Einkommen aus Grund- 

O ^ ^ j i * 

c stücken * oder 300 L. St. an vorbehaltenen Renten besizt. 
«‘Die Bischöfe von York , ' Ely und Durham , sodann die 
-Mayors mehrerer korporirten Städte, sind geborne Frie— 
i densrichter. Jeder derselben hat einen Schreiber ( Clerk v f ju - 
sticcs ).** Ihr Wirkungskreis umfafst: 
a) die allgemeine Polizeiverwaltung, in dem Geiste 
und nach Maafsgabe der allgemeinen und LokalgesetigObung, 
nämlich Für alle Gegenstände ; * welche die gesetzgebende 
Gewalt durch Parlaraent9akte geregelt hat. ’ (Defshalb sind 
die Friedensrichter ganz unwirksam Für alles*, was die 
-i- Unterrichtspolizei, die Gesundheitspolizei [mit Ausnahme 
der Aufsicht auf die Güte der Lebensmittel , und auf das 
Sanitätswesen in den Gefängnissen] , und die Feuerpolizei 
betrifft} beschränkt wirksam in Ansehung solcher Fo- 
lizeisachen y Gegenstände und Lokalanstalten, die durch 
• Parlamentsakte genehmigt, Und für welche besondere Be- 
amten angestellt sind [wie z. B. Für Strafsen pflaster, Be- 
r ; • leuchtung, etc.], über deren Amtsführung denselben die 
v Kontroie zusteht); ' * ' 5 : < f 

die Gewerbepolizei, vorzüglich! die landwirtschaft- 
liche und in dieser Beziehung die Vollziehung der Ge- 
setze in Betreff der Erzeugung und des Vertriebes land- 
wirtschaftlicher Produkte ; solcher über Gemeinheitsthei- 
lungen, Entwässerungen, Jagd, Fischerei, Holzkultur, 
Fabrikenreglementsund Schauanstalten, öffentliche Wege, 
* • Brücken , Kanäle u. dergl. ; 

c) von der Zivil- und Kriminalgerichtspflege so 
viel und alles, was zur kräftigem Handhabung der Poli— 


l 
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zei, so wie besonders der Kriminalgerichtspflege selbst, 
erforderlich ist; ^ämlich: Hegung des königl, ; Friedens, 
der erste Angriff*, die erste Untersuchung und die sichere 
Verwahrung aller Arten , yon Verb re eher, -die Bestrafung 
geringerer Verbrechen,, so wie persönlicher; Beleidigun- 
gen, Eigenthumsbeschädigungen u. dergl«;V« * 

,d) in Betreff der Erhebung der öffentlichen Ab- 
gaben, die Entscheidung über alle bei dieser eintretenden 
Kontraventionen, Defraudationen etc,, vorbehaltlich der 
App ellation an die Session; 

e) in Beziehung auf militärische Zwecke, die 
Vereidung der angeworbenen Soldaten und Matrosen , die 

• Kontrole bei der Revision des präsenten Standes, zum 
Behuf der Komptabilitätj die Einquartirung» Verpflegung, 
Fortschaffung der auf., dem Marsch begriffenen .Truppen; 
die Bestrafung bei Entwendung von Militärsfeitlcn ; 

f) in Betreff der Y er w N altung d e». Ver- 

möge n s , die Aufsicht auf öffentliche Anstalten, wie das 
Zuchthaus (C ounty- G o al), das Besserungshaus (Ho us« 
ofßo« reotion ), die Ausschreibung , Yerwendung und 
Verrechnung der für diese, so wie überhaupt für alle, son- 
stige öjffentliche County - Anstalten erforderlichen Bei- 
träge [Cqjinty-Rates)^ , 5l , 

Fremd ist dagegen den Friedensrichtern alles was auf 
Entscheidung über Mein und Dein Bezug. .hat; alle ver- 
söhnende Einwirkung in Rechtssachen , alle schiedsrichter- 
liche Gewalt, überhaupt ^lles, was kein öffentliches 
Interesse betrifft. , , .... 

In den Gesetzen sind .diejenigen Gegenstände bestimmt, 
welche ein Friedensrichter für sich allein erledigen kann, 
eben so jene, zu deren Erledigung die Vereinigung aller 
Friedensrichter einer County , oder nur einiger derselben 
erforderlich ist. Zum Behuf der Gegenstände der erstem 
Art, müssen sämmtliche Friedensrichter viermal in jedem 
Jahre in dem Hauptorte deT County in eine Session sich 
vereinigen, deren Eröffnung vierzehn Tage zuvor von zwei 
Friedensrichtern dem Sheriff bekannt gemacht wird, mit 
der Anweisung, bei derselben sammt den Coronet , Co/i— 
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Stahles etc. zu erscheinen, und zugleich eine G r and-jury 
zu stellen. 

.Die Geschäfte dieser Session für deren Dauer einer der 
Friedensrichter zum Vorstand (C hairmari) erwählt wild, 
bestehen : 

a ) in der Weiterförderung der von den einzelnen ‘Friedens- 
richtern eingeleiteten und vorbereiteten Untersuchungen 
über Personen, die im Gefängnisse sitzen , oder zur Stel- 
lung verpflichtet sind; * 

h ) in Entscheidung von Appellationen die gegen das Ver- 
fahren einzelner Friedensrichter oder Kommissäre für 
Gemeinheitstheilungen, Kanalbauten etc. eingelegt worden 
sind; 

c) in der Regulirung allgemeiner, die ganze County be- 
treffender Verwaltungsangelegenheiten, wie z. B. Bestim- 
mung des Tarifs für die Beiträge für gemeinsame Anstal- 
ten; zur Vergütung für Militärfuhren, für Weg- und Brü- 
ckenbau; Repartition und Ausschreibung der Kirchspiels— 
beiträge , Bestallung der Konstables u. dergl. 

Aufserdem wird die Liste der Personen, die zum Amt 
eines Geschwornen fähig sind, revidirt, denjenigen, welche 
einen Diensteid abzulegen haben, dieser abgenommen, die 
G rand—jury eingeschworen, an welche die an dieselbe ge- 
hörenden Gegenstände zugleich abgegeben werden. 

Für die Geschäfte der zweiten Art, diejenigen nämlich, 
deren Erledigung nur die Vereinigung‘einiger Friedensrichter be- 
dingt, wie z. B. Wegsachen, Verleihung von Konzession zu 
Anlegung*- von Schenkhäusern, Armensachen etc., finden Spe- 
cial,— Sessions statt , so oft die vorhandenen Geschäfte 
dergl. erfordern. 

Über alle Handlungen und Entscheidungen der Friedens- 
richter, kann bei den vorerwähnten Quartal-Sessions 
von den Entscheidungen dieser, so wie auch im Laufe der 
Verhandlung, gegen die eines jeden einzelnen Friedensrich- 
ters, bei der Kings— b enc h und der Ch an c e ry Beschwerde 
geführt, und von diesen Gerichtshöfen ein Befehl zur Ein- 
sendung des Protokolls ( Recorcb t s ) erlassen werden. Eben 
so kann die King s— bene h einen Befehl {JYlan damus) 
an die Friedensrichter erlassen, > dafs sie etwas thun, oder 
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warum sie etwas unterlassen haben? anzeigen sollen. End- 
lich kann , mit Ausnahme der Fälle, in welchen die Gesetze 
die Verfügungen der Scss ions als definitiv erklärt haben, 
selbst über alles bei denselben geschlossene Verfahren in 
richterlichen und administrativen Geschäften, bei den Assi- 
ses Appellation eingelegt werden. 

5) Die \ Con stab l es, In jedem Bezirke ( Hundred ) ist ein 
O b e r— Ko ns tab el, in jeder Gemeinde eine oder auch 
eine gröfseie Anzahl von Konstabel angestellt. Diesel- 
ben sind dem Lordlieutenant, dem Sheriff und den Frie- 
densrichtern untergeordnet, zugleich aber auch befugt, in 
dem was ihres Amtes ist, aus eigener Autorität zu han- 
deln. Der Ober-Konstabel führt die Aufsicht über die 
Konstables in den Gemeinden , welche derselbe im Fall 
mehrere dieser lezteren für einen Zweck vereinigt sind, 
befehligt Aufserdem hat derselbe die Einquartirung der 
Truppen zu besorgen, die ausgeschriebenen Kreisbeiträge 
zu eiheben u. an den Kreiseinnehmer ( County-Treasu — 
rer) abzuliefern , und vierteliährig den Sessions Rechnung 
darüber abzulegen, die Belohnung für eingefangene Vaga- 
bunden auszuzahlen etc. > 

Die Konstables in den Gemeinden, verrichten alle 
Funktion von unteren Polizeibeamten. 

Der Ober— Konstabel wird von den Friedensrichtern 
in den Sessions , die Konstabel aber von den Vorstehern 
der Kirchspiele gewählt. 

Die eben angezeigten Einrichtungen und Beamten 
sind auch in Schottland und Irland vorhanden, nur 
dafs in dem leztern Königreiche, anstatt eines Lordlieu- 
tenants, ein Gouverneur an der Spitze der Countys 
steht, die in Baronien eingetheilt sind, deren jede ihr 
besonderes Baronialgericht hat. 

J3. Ju stiz Verwaltung. Unter den vorstehend angezeig- 
ten höchsten Gerichtshöfen, bestehen Spezialgerichts- 
höfe für besondere Personen und Sachen, wie die Admi- 
ralitätsgerichte; das Marschallsgericht; das 
Gericht von Lancaster; das Gericht der fünf 
Seehäfen ( Court of cinque^Port s), von welchen 
theils an the King in Chancery , zum Theil an die 
ordentlichen Gerichtshöfe appellirt werden kann. 
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In den Countys wird die Rechtspflege verwaltet: 

1) durch die Assises , weichein jedem der zehn Gerichts— 
kreise von den Oberrichtern jährlich zweimal gehalten 
werden, und von welchen die Berufung an die höchsten 
Gerichtshöfe statt hat; 

2) durch die niedern Gerichte, Welche nur in Sachen 

bis zu 40 Schillinge Werth erkennen. Diese sind theils 
geistl. Gerichte — Konsistorialge richte, — die 
sich bei jeder Kathedrale befindeu, vor deren Forum auch 
Ehesachen und Streitigkeiten über Testamentssachen ge- 
hören, und von welchen die Appellation an die Ober— 
gerichte der Erzbischöfe, von diesen aber an die 
Court of Chancery gehen; theils weltliche Gerich- 
te, entweder königliche: nämlich die County — 

* Courts , für Zivilklagen bis 40 Schillinge Werth, und 
.die Sherif—turns , für bestimmte peinliche Rechtssa- 
chen; oder städtische Gerichte, die aus dem Mayor 
und zwölf Aldermen gebildet sind; oderauch adeliche 
Gerichte, Court Baron, oder Hundred — Court, 
besonders in Schottland, in welchen die Prozesse von 
den ordentlichen Richtern eingeleitet, die Entscheidung 
über schuldig oder nicht- schuldig aber von einer Jury 
ausgesprochen wird, die sich bei den Quartalsessionen 
der Friedensrichter versammelt , die nicht— schuldig er- 
klärten sogleich freiläfst, die übrigen aber zur Aburthei— 
lung an die Assises abgibt. 

C. Kirchliche Bezirksverwaltung. Das Reich ist, in 
Hinsicht auf die kirchliche Verfassung und Verwaltung, in 
Erzbisthiimer (in Engl and zwei, in Ireland vier) und 
in Bisthümer eingetheilt (in England 25, in Ireland 
17, in S chottl and 6, jedoch blofs titular) ; in diesem 
leztern Königreiche die presbyterianische Kirche aufserdem 
in 69 Presbyterien, die unter 15 Pr o vinzial-S y— 
noden stehen. ( J ) Die Bischöfe führen die Aufsicht über 


1) Die katholische Kirche, deren Behcnner nach der Chronique 
religieuse v. 1819, 2. Bd. S. 279 , in England gegen 500,000, in 
Schottland zwischen 60 und S0,000 Seel. , in Irland y der ganzen Be- 
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das Kirchenwesen und Verfügen in Betreff der kirchlichen 
Einrichtungen in ihren Diözesen. Bei einer jedesmaligen 
Parlamentsversammlung versammelt sich auch jedesmal die 
Geistlichkeit in so viele Konvokationen, als erzbi- 
schöfliche Sprengel sind, in deren jedem die Erzbischöfe und 
Bischöfe das Oberhaus: die Dechanten, Archidiakonen und 
die Mandatarien der Kapitel, unter dem Vorsitze eines Spre- 
chers, das Unterhaus bilden, in welchen die Religions- und 
Kirchensachen verhandelt werden. 

In Schottland wird jährlich eine General — As — 
sembly gehalten, die aus Abgeordneten der Presbyterien 
bestellt und von einem Baron im Namen des Königs präsi— 
dirt wird, an welche zugleich die Appellationen von den 
Provinzialsynoden gehen, welche in Schottland die Stelle 
der geistlichen Gerichte vertreten. 

V. Lokalverwaltung. 

Diese ist in den Städten beinahein einer jeden anders ein- 
gerichtet. In der Regel wählt die Einwohnerschaft die Beamten 
für die Verwaltung ihres Gemeindewesens, nämlich: einen .Mo — 
yor oder Bai lif (Bürgermeister), einen Cham 6 erlain ( Käm- 
merer), die Alderm enn (Rathsherren), die T own — C le r c k 
(Stadtschreiber), die Commoners oder das Common — C oun— 
eil (Bürgervorsteher), unter welche die Geschäfte vertheilt sind. 

In Städten, die eine County bilden und die Rechte einer sol- 
chen besitzen / w'erden die Ämter des Sheriffs und der Friedens- 
richter durch den WLayor und einige Alderm enn verwaltet, 
die, gleich den übrigen Friedensrichtern, einzeln und in Quarter— 
Sessions die an dieselben gehörigen Geschäfte, und zwar in diesen 
lezteren mit Zuziehung eines rechtskundigen Syndikus (Recor- 
der) , erledigen. 

/ t 


völkerung betragen, ist ohne gesetzliche Duldung, und kann daher 
hier nicht in Betracht kommen. In England ist dieselbe in Hinsicht 
auf ihre kirchliche Einrichtung in 4 Distrikte vertheilt, deren jedem 
ein Generalvikar mit dem Titel eines Bischofs in pariibus vorgesezt ist j 
in Schottland in 2 Distrikte mit gleichen Vorstehern ; in I r e 1 a n d 
dagegen sind 4 Erzbischöfe und 22 Bischöfe vorhanden. 
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In den Landgemeinden sind besondere Beamten nicht 
vorhanden; die vorkommenden Geschäfte werden durch Kom- 
missarien, welche die Gemeinde für jedes wählt, unter Aufsicht 
des Friedensrichters und des Konstables, besorgt, die jedoch 

nur im Falle dieselben Mifsbräuche wahrnehmen, zutreten. Zah- 

* 

Jungen , welche von und für eine Gemeinde zu realisiren sind, 
bewirken die ^rmenvorstände. ^ 

Für solche Gegenstände, die sich auf landwirtschaftliche ' 
Polizei etc. beziehen, wird jährlich von dem Herrn des JYLa— 
nors (dem Gutsherrn) eine Court- Baron gehalten, die in 
einer Vereinigung seiner Pachter und Hintersassen ( Ten&nts ) be- 
steht, in welcher alles, was auf die Feldpolizei , aufHuth-und. 
Triftsachen , auf Grenzstreitigkeiten , auf Übertragung der Güter 
an Erben verstorbener Pachter etc. Bezug hat, geordnet und er- 
ledigt wird. ' 

Das Kirchenvermögen und Armenwesen in jedem Kirchspiele 
werden, das erstere durch Vorstände, welche der Pfarrer und die 
Gemeinde jährlich wählen; das leztere durch Armenväter ver- 
waltet , die von zwei Friedensrichtern gemeinschaftlich ernannt 
. werden. 



t 
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§. 67 . 

In den Cyclus von Staaten, deren Organismus in den vor — 
hergehenden §. §. angezeigt worden ist, sind mehrere grofse Staa- 
ten, wie z. B. die Königreiche Spanien’, Portugal, beider 
Sizilien und Sardinien, sodann auch die kleinere n teut- 
schen und die italienischen Staaten nicht mit aufeenom— 

O 

men worden; die kleineren teutschen Staaten insbesondere aus 
dem Grunde nicht, weil der Verwaltungsorganismus in densel- 
ben, gleichförmig in der Hauptsache der nämliche, durch nichts, das 
eine besondere Beachtung verdienen könnte, ausgezeichnet ist. 

r W 

■ * I , » 

, In der grofsen Mehrzahl derselben bildet Kollegialform die 
Grundlage für die Behandlung der Geschäfte, und ist der Orga- 
nismus selbst in der Art gebildet, dafs unter der allgemeinen 
Leitung einer ebenfalls kojlegialisch gebildeten höchsten Behörde 
(Geheimerrath, Staatsministerium ; in Oldenburg das Kabinet, etc.), 
die speziellere Leitung, und beziehungsweise die Verwaltung 
der verschiedenen Geschäftszweige , in der Regel nachstehenden 
Behörden übertragen ist; nämlich: die Regiminal-, Polizei— 
und Hoheitssachen, meist auch die Lehensachen , an ein Re- 
gierungskollegium, welches zugleich die zweite Instanz im 
Rechtszuge bildet; die geistlichen, kirchlichen und Schulange— 
legenheiten an ein Konsistorium, dem hin und wieder eine 
mehr oder minder beschränkte Jurisdiktion zusteht, und welches 
in mehreren Staaten mit dem Regierungskollegium vereinigt ist; 
das Sanitätswesen und die Aufsicht und Leitung der medizini- 
schen Polizei an ein Medizinalkollegium; sodann das ge— 
sammte Finanzwesen an eine Rent- oder Finanzkammer, 
welcher zugleich die spezielle Leitung von technischen Betrie- 
ben, z. B. des Forst-, Berg- und Hüttenwesens, des Bauwesens 
etc. , mit übertragen ist. 

Aufser diesen Behörden, die beinahe allgemein vorhanden 
sind, ist in mehreren dieser kleineren Staaten eine besondere 
Militärkommission für die Verwaltung der Militärangele- 
genheiten , und sind aufserdem besondere Kommissionen , De- 
putationen für einzelne Gegenstände, wie z. B. für die Brand— 
assekurationskasse , für die Verwaltung der Wittwenkasse, für 
jene der milden Stiftungen etc., angeordnet. In denjenigen 
Staaten, deren Konstitution den Ständen eine Theilnahme an 
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der Verwaltung einräumt, bestehen, nach Maafsgabe der Beschaf- 
fenheit und des Umfanges dieser lezteren , besondere Behörden: 
Obersteuerkollegien, für die Verwaltung der Steuern , und 
dergleichen für das Schuldenwesen (z. B. die landschaftl. Kam- 
mer in \Valdeck; das Landkassen — Administrationskollegium 
in Lippe -Detmold, etc.), deren Verhältnisse durch die Konsti- 
tution geregelt sind. • 

In ganz kleinen Staaten endlich, findet eine noch gröfsere 
Konzentrirung statt; wogegen in den vier freien Städten die 
Verwaltung mehr in dem Senate zentralisirt , überhaupt mehr in 

eine republikanische Hülle eingekleidet ist. ( l ) 

\ _ 

In Spanien und Portugal, in welchen Staaten die po- 
litische Konstitution mehr als in irgend einem andern, in die 
Bildung der Normen und Formen für den Verwaltungsorganis- 
mus eiligreift, ( 2 ) ist die erstere noch nicht konsolidirt, defshalb 
der leztere noch nicht vollständig ausgebildet, was auch, we- 
nigstens zum Theil, in dem Königreiche beider Sizilien 
der Fall , indem der Organismus desselben , der im Ganzen in 
das Realsystem gehört, nur durch die Steilung des Staatsraths zu 
den Staatskonsulten ausgezeichnet ist. ( 3 ) 


1) M. s. 5 . 38. Eine kurze Anzeige der organischen Einrichtun- 
gen in den kleinen teutschen Staaten, in Hassels allg. curop. Staats- 
und Addrefshandb. 1. JBd. 2. Abth. ; und in dessen rollst. Handb. 
der neuesten Erdheschreih. 5. Bd. 1. Abth. 

2) Ein Auszug aus der spanischen Konstit. v. 1812, in so weit 
diese den Organism. der Verwalt, betrifft, in der ersten Abtheil, des 
dritten Theils d. Werks. 

3) Das Dekret v. 26. Mai 1821 über die Bildung und Verhält- 

nisse des Staatsraths und der Staatskonsulten, in dem Journal de Franc- 
fort v. 1821, Nr. 166 . u. 67. — Das Mi nis t er ium ist im Jun. 1822 
in nachstehende Departements eingetheilt worden; nämlich: 1) De- 

partem. der auswärt. Angelegenh. , dessen Chef zugleich Präsident des 
Minislerkonseils ist; 2) Departcm. für die Justiz und für den Kultus; 
3) Depart. der Finanzen ; 4} Depart. des Kriegswesens und der Ma- 
rine; 5) Depart. der Polizei; 63 Minist, des königl. Hauses u. der kö- 
nigl. O-rdcn ; 73 ein Ministcrstaalssehrctär für die Angelegenh. der In- 
sel Sizilien , auf welcher ein Generallieutenant, ais Stellvertreter des 
Königs, und ein Direktor der Departcm. des Innern, der Justiz, der 
geistl. Angelegenh. und der Finanzen, die Verwaltung leiten. 

30 * 
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Von den übrigen gröfseren italienischen Staaten gehört das 
Königreich Sardinien dem Provinzialsystem an, indem der 
ganze Staat in fünf Massen zerfällt; nämlich: a) Piemont, mit 
den vormals mailändischen Ländertheilen und mit Montferrat; 


Das Königreich besieht, in politischer Beziehung, so Wie in Hinsicht 
auf die Verwaltung, aus zwei JJindermassen ; nämlich : aus dem Pestlande 
oder den Ländern diesseits des Pharus, und aus der Insel Sizilien. 
Das Festland ist in 15 Provinzen, diese in 42 Distrikte einge- 
heilt, die es wieder in 496 Kreise ( Circondares) sind. An der Spitze 
der Verwaltung einer jeden Provinz steht ein 6 ovemadore ; an je- 
ner der Distrikte , ein Regelte; an jener der Kreise, ein Kreisrich- 
ter, der zugleich Verwaltungsbeamter ist, mit einem Podestain 
einer jeden Gemeinde. — Die Insel Sizilien hingegen ist in 7 In- 
tendanzen, diese in Unterintendanzen eingetheilt , mit einem 
Intendanten, als Chef der Verwaltung und der Polizei , in einer 
jeden der erslcrcn, und einem Unter intendanten in einer jeden 
der lezteren, welchen beiden, dem ersteren ein von den Eingesesse- 
nen gewählter Pr o v i n z i a 1 r ath , dem leztern ein ßezirksrath 
beigeordnet ist, die sich jährlich nur einmal, der leztere auf 14 Tage, 
der erster« auf 20 Tage versammeln , zur Berathung der die Bezirke 
betreffenden Angelegenh. , in Betreff welcher denselben jedoch nur eine 
beralhende Stimme zustcht. — Aufser den angezeigten Beamten sind 
auf demFcstlandc nachstehende Behörden angeordnet; nämlich: 
«) der oberste Gerichtshof, als höchste Justizbehörde für das 
Königreich; b) vier Appellationshöfe in Neapel, Aquila, Trani 
und Kantanzaro , an welche die Berufung von nachstehenden Miltel- 
behörden geht; nämlich von den Zi vil tri bu nalen und von den 
Kriminalgerichtshöfen, deren in einer jeden Provinz eins vor- 
handen ist. Unter diesen lezteren sind sodann ein Kreis richter 
in jedem Kreise , und ein Friedensrichter in jeder Gemeinde. 
Die Polizei wird von den Justiz - u. Polizeibeamten gemeinschaftl. ver- 
waltet. Für die Verwaltung der Finanzen sind besondere Beamten 
angeordnet. 

Auf der Insel Sizilien sind nachstehende Behörden: das ober- 
ste Justiz ge rieht, als höchste Instanz; als zweite Instanz, 5 Ap- 
pellationsgerichte; als erste, das Tribunal, in jedem Bezirke; die 
Stadtrichter in Städten mit mehr als 3000 Seel. , und die Capi- 
tani G ius t i cie ri in den Landgemeinden. Für die Entscheidung 
von Handelssachen sind besondere Ma gistrat i di Corntntrcio , für 
die Finanzverwallung aber ist ein höchstes Finanzkolleg. (// Pa tri - 
monio regio") angeordnet, welches zugleich in Streitigkeiten mit 
dem Fiskus entscheidet. 
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b) Savoyen; c) Nizza; d) Genua, und- <?) die Insel (das 
eigen tL Königreich) Sardinien, deren jede nach besonderen 
Gesetzen, Normen und Formen, und durch besondere, zum 
Theil Von jenen in den anderen Gebietstheilen abweichend ge- 
bildeten, Behörden verwaltet wird, die nur in dem Ministerium 
in ein Ganzes vereinigt sind. (•) 


1) Dieses ist in nachstehende Departements eingetheilt ; nämlich : 
d ) Depart. der auswärt. Angelegenh.; b') des Innern; c) der Finanzen; 

<D des Kriegs und der Marine ; t) der Polizei , und f) ein besonderer 
Staatssekretär für die Angelegenh. der Insel Sardinien. Die Attribulio- 
nen des Justizminist, werden durch das Real Consig lio de Sar- 
degna , unter dem Vorsitze des Grofskanzlers , verwaltet. Die Fi- 
nanzverwaltung abc£ ist , unter der obersten Aufsicht und Kontrole des 
Departementschefs, in einer Finan zkammer zentralisirt , die aus 
den Chefs aller ökonomischen Zweige und dem Kriegsminister ge- 
bildet ist. 

In Absicht auf die Provinzialverwaltung ist ein jeder der drei er- 
steren im Texte erwähnten Gebietstheile in Provinzen getheilt, mit ei- 
nem Präfekten an der Spilze einer jeden ; Genua aber in Inten- 
danzen, jede mit einem Intendanten, dem ein von den Eingesessenen 
gewählter Landrath C Consiglio provinciale ), mit bedeutenden ✓ 
Vorrechten in Absicht auf die Steuerverwaltung , zur Seite steht. Für 
die Verwaltung des Herzogthums Genua ist in der Hauptstadt desselben 
eine besondere Regierungsbehörde in drei Abtheilungen , nämlich für 
das Innere , für die Finanzen , und für das Kriegs - und Marinewesen, 
angeordnet, der Senat in Genua aber al9 höchster Gerichtshof kon- 
stituirt. Für die Justizverwaltung in den übrigen Gebietstheilen ist in 
Chambery, für Savoyen , in Nizza, für diese Provinz, ein Co»- 
siglio real ; und der Senato di Turin o für Piemont, als höch- 
ste Instanz; ein Landgericht in jeder Provinz, als zweite, ange- 
ordnet; die erste Instanz wird durch den Podest a verwaltet, von 
deren Jurisdiktion jedoch die gröfseren Städte eximirt sind. Für die 
Finanzverwaltung ist in dem Hauptorte einer jeden Provinz ein Ge- 
neralintendant angestellt, welchem im Innern derselben eine An- 
zahl von Intendanten untergeordnet sind, die zugleich als die un- 
mittelbaren Vorgesezten der Munizipalitäten fungiren. 

Die Insel Sardinien wird durch einen Generalkapitän 
verwaltet, dem ein Senat ( Real- V dien, za ), als höchster Ge- 
richtshof für die Zivil - und peinliche Justiz , zur Seite steht. Sodann 
sind auf der Insel nachslehende höhere Behörden vorhanden; nämlich: 
d) ein Finan zrajh ( ufficio de Ile reale Intendenza ge - 
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Der dritte gröfsere Staat in Italien, nämlich das GroEsher— 
zogthum Toskana, gehört in so fern ebenfalls zu dem Prc>— 
vinzialsysteme , als dasselbe in drei Provinzen oder Landschaf- 
ten — Florenz, Pisa, Siena, — getheilt, die innere Ein- 
teilung einer jeden von diesen nicht gleichförmig ist, und als 
auch fiir die Behörden in denselben , eine abweichende Bildung 
statt findet. Die beiden ersteren Provinzen nämlich, oder der 
sogenannte alte Staat, sind in 40 Vicariate eingetheilt, in de- 
ren jedem ein Vicar , als Oberrichter und zugleich als Polizei — 
und Verwaltungsbeamter fungirt, an welche die Appellationen 
von den Podest a*s f von ihnen selbst aber an die Ruota , 
oder das höchste Tribunal in Florenz, gehen. Siena, oder 
der neue Staat, ist in zwei Provinzen, von diesen die obere in 
sechs Capitanate , die untere in acht Podest arien getheilt, 
deren Vorstände im Allgemeinen mit den Vicaren in gleichen 
Verhältnissen stehen. — Übrigens ist der Organismus dieses Staa- 
tes vorzüglich durch die grofse Vereinzelung der Verwaltungs— 
zweige, und der für dieselben angeordneten Behörden, aus-* 
gezeichnet. (*) 


7 lerale’)* b~) das Tribunal über die Krondomäncn (il Trw 
bunalc del real Patri moni o) 5 <0 die allgemeine Schatz- 
kammer; <T) die Regierung zu Sassari (Magi s trat 0 della real 
Gov ernazi one) und das Konsulat daselbst, die beide dem Se- 
nate untergeordnet sind; <r) endlich das päpstliche Inquisitions- 
gericht, 

1) Die höchsten Behörden sind: das Consiglip di Stato , i*t 
welchem die Minister Silz und Stimme haben; sodann das Ministe- 
rium, welches in vier Departem. eingetheilt ist, nämlich: «) das 
Depart. der auswärt. Angelegenh. , des Kriegswesens und der Marine ; 
ZO das Depart. der Justiz, des Innern und des Öffentl. Unterrichts; 
e) das Depart. der Finanzen und der Chaloulgütcr ; d) das Depart. 
der Polizei ( buon Governo'). 

Unter diesen beiden Behörden sind für einzelne Geschäftszweige 
nachstehende Kollegien angeordnet: 

A. Für die Jus tizver waltung? 1 } la Consulta, als ober- 
ste Justizslclle; 2) la Jfwp/«, Appellationsgericht für die Vika- 
riate; 3) la G i u r i s di zi o ne’, 4) la Prattica segreta , 
zur Entscheidung von Atlributionskonflikten zwischen den Behör- 
den ; 5) / ’ Oj J i c i p del Procoftsolof 6) i l Magistrate 
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Eigentümlicher , als in den meisten übrigen Staaten, ist 
der Verwaltungsorganismus in dem Kirchenstaate, vorzüg- 
lich durch die doppelte Eigenschaft des Regenten , als Oberhaupt 
der katholischen Kirche und als weltlicher Souverän, was nicht 
ohne Einflufs auf die Verwaltungseinrichtungen ist, und den 
Organismus zum Theil mit einer mehr geistlichen Hülle umkleidet. 

Das Territorium dieses Staates ist, mit Ausnahme der Di- 
strikte von Rom, von Tivoli und von Subiaco, für welche 
eine unmittelbar vom Papste abhängige Verwaltung angeordnet 
ist, in 17 Delegationen eingetheilt, von welchen nachste- 
hende fünf, nämlich: Urbin o mit Pesaro, Ravenna, 

Forli, Bologna und Ferrara, wenn ein Kardinal an ihrer 
Spitze steht, den Titel von Legationen erhalten. Jede die- 
ser Delegationen ist in Bezirksgubernien eingetheilt, deren jedem 
ein G overnatpre vorsteht. Jedem Delegaten, die sämmt— 
lieh Prälaten seyn müssen, und welchen, mit alleiniger Aus- 
nahme der Justiz und kirchlichen Sachen , die obere Leitung 
aller Verwaltungsangelegenheiten , so wie die Oberaufsicht und 
Verwaltung der Einkünfte übertragen ist, steht eine Kongrega— 


de pupilli; sodann besondere Con s erv atori de Legge, 
bestimmt, auf die Aufrechthaltung der Gesetze zu wachen. 

B. Finanzbehörden: 1) V Administrazione delle re - 

• gie Rendite , das Finanzkoliegium ; 2) la Camera gran - 

ducale , zur Entscheidung kontentiöser Finanzangclegenheiten ; 

3) Za Dir e zione generale de Boschi , Oberforstkollegium ; 

4) V Annona y Verwaltung der dem Staate gehörenden Getreide- 

magazine ; 5) le Decime gr an ducal e , grofsherzogl. Zehnt- 
kammer; 6 ) la deposieria reale , die Verwaltung der Cha- 
toulgüter ; 7 ) i l fi s co ; 8) l’uffi cio delle G ab eile de 

Contratti , Verwalt, der Stempel - und Registrirungsgcbührcn ; 
9) i l Magi strato delle r ev i si oni e Sy n di c at i , dio Ober— 
rechnungskammcr. 

C. Im Departement des Innern: 1) la Camera della 

Communita , luoghi pii , S trade e fiumi, das höhere 
Yerwaltungskofleg. in diesem Depart. ; 2) la Camera del Com- 
n er cio, Arti e Manuf atturi, das OberkommcrzkoIIegium ; 
3) l e Decime ecclesiastiee, für die Aufsicht auf die Uni- 
versitatsgüter etc.j 4) la deputaz i one regia sopra i Mo- 
nas t er i. Endlich : 

» 

D . Das C ommi s s a r i ato di guerra. 


472 


tion von vier Mitgliedern zur Seite, die bei den Berathungen 
eine, jedoch nur gutachtliche Stimme haben. Die Gemeinden 
werden jede durch eine Magistratur verwaltet* welcher der 
Rath (Bürgerdeputirte) als Kontrolbehörde gegenüber steht. (*) 
Höchste Staatsbehörde, in dem doppelten Verhältnisse als 
Kirchenoberhaupt und als Souverän, ist das Konsistorium, 
welches aus Kardinälen besteht, zu deren Zuziehung zur Un- 
tersuchung und Entscheidung wichtiger Angelegenheiten, der 
Papst, nach Maafsgabe der Grundverfassung, verpflichtet ist. 
Die Versammlungen und Sitzungen desselben sind dreifacher 
Art; nämlich: •' . 

a ) öffentliche Sitzungen ( Consist . publicum) , in wel- 
chen alle Kardinale und vornehmsten Prälaten erscheinen, 

' und in welchen bereits beschlossene Sachen feierlich be- 
kannt gemacht werden; 

b) halb öffentliche Sitzungen ( Consist . semi-publ .), in 
welchen eine festgesezte oder bestimmte Anzahl von Kardi- 
nälen erscheinen mufs, zur Beratschlagung über Gegen- 
stände der gewöhnlichen Verwaltung oder von geringerer 
Erheblichkeit; endlich 

c) geheime Sitzungen ( Consist . scorctum ). In diesen 
lezteren, an welchen nur diejenigen Kardinale Theil neh- 
men, welche das besondere Vertrauen des Papstes jedesmal 
beruft, besteht das höchste geheime Staatskollegium, in 
welchem ausschliefsl. die wichtigsten Angelegenheiten ver- 
handelt und beschlossen werden. 

Ein Ministerium , wie in anderen Staaten , ist in dem Kir- 
chenstaate nicht vorhanden. Die Verhältnisse, die mit dem 
Auslande in der erwähnten doppelten Eigenschaft statt finden, 
werden durch das Staatssekretariat geleitet, welches a)iidas 
eigentliche Staatssekretariat für die politischen 
Angelegenheiten; b) in das Sekretariat der päpstlichen 
Breven, und in jenes der Breven ad principe s ( Datarit ), 
unter der unmittelbaren Leitung des Kardinal-Staatssekretärs, und 


1) Für die Rechtspflege in erster Instans ist in dem Hauplorte 
einer jeden Delegation ein Tribunal angeordnet;’ die zweite ii stanz 
wird durch vier Appellationsgerichte verwaltet; die dritte durch die 
.S<?rra Huotu. 
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c) in jenes der Petitionen (memoriali) , unter einem Kardinal 
als Prosekretär , eingetheilt ist. 

Für die Geschäftszweige der innern Staatsverwaltung sind, 
anstatt der Ministerien, Kongregationen angeordnet, an de- 
ren Spitze ein Kardinal als Präsident steht; (*) nämlich: 

a) Congregatione del hon Governo (Depart. des Innern) ; 

b ) die revcrenda Camera aplica (die Finanzkammer), 
unter der Leitung des Kardinal — Kam erlengo, wel- 
chem der Vizekamerlengo , der Generalauditor und der 
Schatzmeister untergeordnet sind; 

c) die Tresoreria generale della R . Cam. apli— 
ca, (die Schatzkammer); 

d) die Qongregat. del Monti (Verwalt, der Staatsschuld) ; 

e ) die Congreg. Milit are (Kriegsdepart. , an dessen Spi- * 
tze ein Kardinal steht). 

Sodann das Tribunale del Governo (Gouvernement von 
Rom), dessen Chef zugleich Generaldirektor der Polizei ist; 
ein Generalkanzellariat, für die Unterrich tsangele- 
gejiheiten etc., und eine Generalintendanz der Posten. 

In den übrigen kleinen italienischen Staaten, nämlich in 
den Herzogth. Parma — Piazenza mit Guastalla; Mode- 
na; Mas s a - Carrara und Luc ca, sind, unwesentliche Än- 
derungen oder Modifikationen abgerechnet, diejenigen organi- 
schen Einrichtungen beibehalten worden , welche unter dem 
französ. kaiserl. oder königl. italienischen Gouvernement, nach 


1) Für das Justizwesen und für die Verwaltung der Justiz in höch- 
ster Instanz , ebenfalls in der doppelten Eigenschaft des Papstes : «) die 
Sacra Ruota romana, höchste Justizbehörde in allen geistlichen 
und weltlichen Streitsachen, aus zwölf Prälaten ( Uditori di ruota~) 
bestehend; 6) die Signa iura di Giustizia, zur Entscheidung von 
Rekursen an den Papst, in Rechtssachen ; e) die Penitenziaria 
apo stoli ca,, unter dem Vorsitze eines Kardinals P enitenzier e 
'naggiore , zur Untersuchung besonderer Gewissensfalle, zur Er- 
theilung von Dispensationen , ctc. 

Aufser den vorgenannten Kongregationen bestehen dergl. , die sich 
lediglich auf die geistliche Eigenschaft des Papstes beziehen , wie die 
Congreg. della S. liorru et uni v er*, ln q ui «i z i o n e ; die Con* 
g re g. del C oncilio. 
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dem Muster derjenigen, die in Frankreich beständen haben und 
noch bestehen, eingeführt worden, und durch keine Eigen thüm— 
lichkeit ausgezeichnet sind, defshalb auch eine besondere Dar- 
stellung oder Anzeige nicht erfordern. 


Den Cyclus des europäischen Staatensystems endlich be— 
schliefst das osmannische Reich in Europa, in welchem 
das Gebäude der Staatsverwaltung , das seit Jahrhunderten ohne 
Modifikation sich erhalten hat , auf das Prinzip organischer 
Einheit und auf das Lehensystem gegründet ist, ( f ) welches lez— 
tere zugleich die Grundlage der geographischen Eintheilung des 
Reichs bildet, in welcher die Timar oder die kleinen Lehen, 
und die Siam et, oder die gröfseren Lehen, — die mit der Ver- 
bindlichkeit, im Falle eines Krieges mit einer nach der Gröfse 
des Einkommens bestimmten Anzahl von Mannschaft in das 
Feld zu rücken, und in jener zur Entrichtung eines Lehenzinses, 
in der männlichen Linie des Lehenträgers erblich sind, — das 
erste Element bilden , indem durch Vereinigung einer Anzahl 
solcher Lehen, ein Sands chack (Fahne) oder Bezirk, in 
welche das Reich zum Behuf d$r Verwaltung eingetheilt ist, 
durch jene einer Anzahl dieser lezteren aber ein Elajet oder 
eine Landschaft gebildet ist. 

Unter dem Padischah , als höchstem weltlichen und 
geistlichen Oberhaupte, wird seine Macht, in allen Zweigen der 
weltlichen und geistlichen Gewalt, durch den Grofswessir , 
als seinen Stellvertreter, verwaltet, für welchen der erstere al- 
lein zugänglich ist. 

Der G roj'sw essir steht an der Spitze aller politischen — , 
Militär— und Finanzgeschäfte, und ist Chef aller Departements. 
Im Falle seiner längeren Abwesenheit, z. B. im Felde, wohin 
ihm alle Minister und Kanzeleien folgen , ernennt derselbe ei- 
nen Kaimahan — Pascha, als seinen Stellvertreter in der 
Hauptstadt, so wie dergl. für die mit ihm ins Feld ziehenden 
Minister etc. ernannt werden. 


1> Die nachfolgende skizzirte Anzeige ist grofsentheils aus Has- 
sels vollst. Handb., 1. Bd. 3. Abtheil. S. 577 folg, ausgezogen, die, 
so weit der Verf. die Angaben in diesem Werke mit anderen hat ver- 
gleichen können, vollkommen richtig ist. 


1 
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I. Die höchsten Zentralbehörden sind: 

ji.. Die hohe Pforte bei dem Grofswessir , die aus den 
drei Ministern und sechs Staatssekretären besteht, die be- 
ständig in dem Pallaste des erstem residiren; nämlich: 

1) Der Kiaja — Beg , oder Minister des Innern. 

2) Der Reis — Effendi , oder Minister der auswärt. An— 
gelegenh. und Chef der Staatskanzelei, die in drei Sektio- 
nen zerfällt; nämlich: 

a) die Beglich - Kal cmi, für die Ausfertigung aller 
Fermans und Pfortenbefehle; 

b ) die Tahtuil - Kalemi, fiir jene der Anstellungs— 
diplome der Statthalter, und der Lehenbriefe; 

c) die Ruus — Kalemi , für jene aller übrigen Anstel— 
lungsdiplome und Besoldungsanweisungen. 

Zugleich entwirft der Reis — Effendi alle Vorträge des 
Grofswessirs an den Padischah , wofür, so wie überhaupt 
demselben untergeordnet sind: 

a) der Mumcj iih , für die Redaktion und Revision der 
Entwürfe zu Staatsexpeditionen ; 

b ) der Kanunds chi , oder Archivar, für die Reichs— 
grundgesetze und für deren Auslegung; 

c) der Islamds chi, der in allen zweifelhaften oder 
streitigen Fällen sein Gutachten abgibt; 

' cT) der Diw ani— Humajun— T ends chimani , oder 
erster Dollmetscher in den Verhandlungen mit fremden 
Gesandten. 

3) Der T schausch — B aschi, oder Hof— und Reichs— 
marschall und Minister der ausübenden Gewalt, welcher 
die verschiedenen Zweige der öffentlichen Gerichtsführung 
und Polizei in sich vereinigt, und welchem in allen Sa- 
chen der Zivil— und peinlichen Gerichtsbarkeit die Ein- 
leitung des Verfahrens und die Vollziehung des Endur— 
theils zusteht, wozu demselben 630 Tschausche un- 
tergeordnet sind. 

Unter diesen drei Ministern , welche die ausübende 
Macht des Grofswessirs bilden, stehen sechs Staatssekre- 
täre; nämlich; 

a ) der Bujuck- Tesheredschi, oder erste Requeten- 
meister ; 
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&) der Kuts chuck- Teskeredschi, oder zweite Re— 
- qnetenmeister ; 

c) der Mekiubdschi-Effendiy oder Kabinetssekre— 
tär des Grofsiuessirs ; 

d ) der Teschrifatschi-Effendi , oder Zeremonien— 
meister ; 

e) der Beglikdschi-Eff endi y oder Staatsreferendar; 

f) der Kiaja- Kiatibi, oder Kabinetssekretär desMi— 
v nisters des Innern ; wozu 

g) der Kis chandschi — Baschi, oder Staatssekretär 
für den Namenszug des Padischah hinzukommt. 

B . Die Dcfterdar-Kapussi, oder Pforte des Befterdars 
(Finanzministers), der, unter der obersten Leitung des Grofs— 
wessirs , Chef der gesammten Finanzverwaltung ist. Zu der- 
selben gehören nachstehende Beamten; nämlich: 

1) Der Mir i — Kiaiib i, oder Richter des Fiskus. 

2) Der B ab s c Khaki — Kuli , für die Beitreibung aller 
zweifelhaften Schulden des Fiskus. 

3) Der Charadsch-Babschbaki-Kuliy für die Beitrei- 
bung der Kopfsteuer. 

4) Der Mi ri—D ellal^Bas chissi, oder öffentliche Aus- 
rufer bei Versteigerungen des Fiskus. 

Das Defterdarat zerfällt in Absicht auf die Verwaltung 
in 27 besondere Kammern, die Abgaben aber fliefsen in sechs 
Komtoirs; nämlich: 

in das erste, oder in die Schatzkammer, die Überschüsse und 
Fonds für diese; 

, in das zweite, die außerordentlichen Kriegsabgaben und 
jene aus bestimmten Provinzen; 
das dritte, für die Einnahmen und Ausgaben das Padischah • 
das vierte, für den nach Mekka bestimmten Tribut, und die 
zur Unterhaltung für Istambul ausgesezten Summen; 
das fünfte, für alle Einkünfte, die nicht in das erste Ko m- 
toir fliefsen, und für die Lehenzinse; 
das sechste empfängt nur Naturalien für das Serail und für 
das Arsenal. 

Außerdem und unabhängig von dem Staatsschätze besteht 
die Chasine— Odassi, oder die Schatzkammer des Padi- 
schah , welche der Chasinadar - Bas chi verwaltet. 
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C. Der Divan, oder Reichsrath, der nach seiner Bestim- 

mung die Stelle des Staatsraths in anderen Staaten vertreten 
sollte, in der Wirklichkeit aber ohne Einflufs auf die Staats- 
verwaltung ist. Derselbe wird in der unsichtbaren Gegen- 
wart des Padischak gehalten, der auch hier durch den Grofs — 
wessir repräsentirt wird. Mitglieder desselben sind : die 

W essire , die Kadiaskere , die D efter dar e und die 
Nischandschi , seit den allerneuesten Zeiten auch die U le- 
rnet. und Chefs der Janitscharen. Der Mufti ist in demsel- 
ben nur auf besondere Berufung gegenwärtig. 

D. Chef der Marine ist der Kapudan — Pascha (Grofs— 
admiral) , unter welchem der Kapudan - Beg, oder erste 
Admiral, der Patrona- Beg, oder Vizeadmiral, der Rjo- 
la-Beg , oder Kontreadmiral, die Flotte kommandiren, und 
der Tersan-a—Emiri , oder Intendant des Arsenals, die 
Aufsicht und Verwaltung in diesem führt. Diese vier Beam- 

:• ten, mit den Kapitänen der Kriegsschiffe , bilden den Divan 
des Kapudan— Pascha. 

E. Der Grofsivcssir führt das Kommando und die Verwaltung 
der Landmacht, in welchem demselben der Jen jit scher i— 
Agassi (Chef der Janitscharen) , der Ds ö he b cdschi-Bad- 
schi (Oberster der Waffenschmiede), der Topdschi — Ba — 
schi (Chef der Artillerie), der Top - Arabadschi — Ba- 
schi (Chef des Trains), der Sipahilar— Agassi (General 
der Kavallerie), und der Silidar- Agassi (General der In- 
fanterie) untergeordnet sind. 

F. Oberster Chef der Justizverwaltung und der Geistlich- 
keit endlich ist der Mufti . Das höchste Dikasteriura ist der 
D ivan— Chanch, der aus den beiden Kadileskiers, dem 
G alata—Molas si , Pera—Molassi (Richter beider Orte) 
und noch drei anderen besteht. 

II. Pr ovinzial Verwaltung. 

A. In n er e V er w altun g (Polizei und Finanzen). Derganze 
Staat ist in 25 Elajcti’s oder Landschaften , diese in 267 
Sands c hak s (Fahnen mit 40,000 Säbel oder Leimen), diese 
aber in Agaliks und JPoiwodaliks eingetheilt, jedoch 
mit Ausnahme der Moldau und Wallachei , die als Le- 
henfürstenthüraer unter der Oberhoheit der Pforte stehen. 
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An der Spitze eines jeden Ejalcts sollte, nach der Ver- 
fassung, ein Beg ler b eg, oder Pascha von drei Hofsschwei— 
' fen, stehen, welche Stellen aber nicht besezt sind; an der 
« Spitze eines jeden Sandschahs oder Pasc haliks aber steht 
ein Sandschaksbeg, die beinahe sämmtlich den Titel ei- 
nes Pascha von zwei Rofsschweifen führen, und Chefs der 
gesam mten Zivil—, Polizei—, Militär— und Finanzverwaltung 
in ihren Gouvernements , und welchen von Seiten des Staates 
nur zwei Beamten zur Seite gesezt sind; nämlich: a) der 
Defter — Kiaj assi, für die Erhebung und Verrechnung der 
Steuern, und b) der Siamet — Dcfterdari, für die Lei- 
tung und Verwaltung der Lehengeschäfte. Als Gegengewicht 
gegen die Gewalt des Pascha’ s bestehen die von den Einwoh- 
nern erwählten Ayams, deren Pflicht es ist, für die Sicher- 
heit der Personen und des Eigenthurns zu wachen , Ordnung 
und Ruhe im Orte zu erhalten, dem ungerechten Verfahren 
des Pascha’s und den Ausschweifungen des Militärs sich zu 
widersetzen und die Abgaben gehörig zu vertheilen. 

ln Fällen, wo Vorstellungen an den Pascha zu übergeben 
sind , berufen dieselben die Rechtsgelehrten und die vorzüg- 
licheren Einwohner ihres Wohnorts in ihren Divan. 

Di e Ayalihs und W oiiv odaliks werden durch Aya’ s 
und W oiru ode n; die P olizei in den Orten, durch Sub asc hi, 
oder Polizeivögte verwaltet, die Abgaben durch besondere 
Einnehmer erhoben und an den vorgenannten Beamten ab- 
geliefert. 

B . Justizverwaltung. Die Rechtsverfassung in dem os- 
mannischen Reiche ist theils dadurch, dafs Gesetz und Reli- 
gion völlig verschmolzen sind, sodann dafs, mit Ausnahme 
der Prozesse der Franken, wenn der Gegenstand 4000 Aspres 
übersteigt , nur eine Instanz statt findet , eigentümlich aus- 
gezeichnet. 

Die Ulema’s oder Gerichtspersonen bilden einen be- 
sondern Stand (eigentlich Kaste) , an dessen Spitze der 711 ufti 
steht, der zugleich die höchste geistliche Würde bekleidet und 
Organ des Gesetzes ist , welches derselbe , nach vorgängiger 
Berathung der Ulema’s , in zweifelhaften Fällen auslegt. 

Unter demselben stehen vier Räthe: 

1) Der Scheie hol — Islam — Kiajassi, Sachwalter des 
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Scheichs des Islams , zugleich Stellvertreter des Mufii in 
politischen und ökonomischen Geschäften, und Verwalter 
der dem erstem untergebenen frommen Stiftungen. 

2) Der Tele hisdschi, oder Referendar, für die Redaktion 
aller Anträge, die der Mufti durch das Organ des G rofs- 

' tvessirs an den Padi schah erstattet. 

3) der Mehtubd schi , oder Kanzler des Mufti. 

4) Der F etwa- Em ini , oder Intendant der Fctwa, für die 
Ausfertigung der Fetwa oder Antworten über vorsele^te Fra- 
gen und Zweifel, die in den Gerichten Gesetzeskraft haben. 

Für die Rechtspflege in der Hauptstadt und in den Pro- 
vinzen sind nachstehende Behörden und Beamten angeordnet: 

1) die * grofsen Molla , deren 17 in eben so vielen 
Städten sind, unter welchen der Kadileshier von Ru - 
mili der vornehmste ist, und die Befugnifs hat, alle 
Prozesse in der Hauptstadt vor seinen Richterstuhl zu zie- 

’ hen , in allen Staatsprozessen , in welchen der Fiskus be- 
theiligt ist, zu erkennen, und bei Sterbefällen die Obsig- 
nation vorzunehmen. Die nämlichen Befugnisse, jedoch 
in beschränkterem Maafse, stehen auch dem Kadileshier 
von Anatoli zu. Jeder dieser beiden hat drei Stellvertre- 
ter; nämlich: a) den S cheriati oder Ben — Naibi 

' . > 
der kleine Händel schlichtet; b) den Kassam , blofs für 

die Besorgung von Erbetheilungen , und c) den Wehai— 
Kiatibi , oder Protokollisten, zur Aufnahme der Klagen 
und Einreden der Partheien , die derselbe dem Kadileshier 
zur Entscheidung vorlegt. 

Für die Hauptstadt ist aufserdem ein besonderer Rich- 
ter, lstamb ol - Kadis si, angestellt, der zugleich die 
Oberaufsicht führt über die Kaufleute und Handwerker, 
über die Versorgung der Hauptstadt mit Lebensmitteln, etc. 

2) Die kleinen Molla , oder Richter in den zehn Städten 
zweiten "Ranges. 


3) Die Mufettisch (deren fünf sind, nämlich drei in 
Istambol, einer in Edrene und einer in Brussa),'für 
die Untersuchung über alle Gegenstände, welche fromme 
Stiftungen betreffen. 


4) Die Kadi , oder eigentlichen Richter in den zu ihren 
Bezirken gehörigen Orten (456, als in so viele Gerichts- 
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bezirke das Reich getheilt ist). Dieselben sind in drei 
Klassen getheilt, und die gröfseren Städte von ihrer Juris- 
diktion eximirt. 

5) Die Naib oder Vikarien, die theils als Substituten der 
Molla , oder als solche der Kculi fungiren, und in fünf 
Klassen getheilt sind; nämlich: Kasa — Naibi , oder 
Dorfrichter; Bab ~ Naibi y Substituten der grofsen und 
keinen Molla; die Molla - TV ekili , oder Stellvertreter 
der Molla; die Kadi — TV ekili , oder Stellvertreter der 
Kadi; die A rpalik — N aibi, oder die Verwalter sol- 
cher Gerichtsbarkeiten, deren Einkommen einigen Molla 
erster Klasse als Zulage angewiesen ist. 

Aufser diesen ordentlichen Richtern sind zwei aufseror— 
deutliche an«eordnet; nämlich: 

a ) der Mahmcl - Kadis s i , oder Richter der Kirwa— 
nen von Damask nach Mekka; 

b ) der Ordu-Kadissi , oder Richter auf der Flotte, 
welche jährlich in das ägäische Meer geht. 

Endlich gehören zur Gerichtsverfassung die (210) Mufti 
oder b erathen de n Rechtsgelehrten , deren Chef der 
Scheie hol - Islam , zugleich Haupt der Ulcma , ist, deren 
Bestimmung ist, über alle Fragen, welche denselben vorge— 
legt werden, bejahend oder verneinend zu antworten, fn 
kleinen Städten ist das Amt eines Mufti mit jenem des Kadi 
verbunden. 

Die der Pforte unterworfenen Griechen und Juden 
stehen in Absicht auf die Rechtspflege , die ersteren unter 
Trocsti*s > die lezteren unter Rabbinern , die aber, im 
' Falle die Partheien bei ihren Entscheidungen sich nicht beru- 
higen, die Gerichtsbarkeit der Molla und Kadi anerkennen 
müssen. . 


. * t\ 

III. Kirchliche Verwaltun 


$• 


A. Der O smannen . Der Padischah vereinigt, als Kalif und 
Nachfolger Mahomeis , in seiner Person die höchste geistliche 
Würde. Unter ihm steht der Mufti an der Spitze des os- 
mannischen Kirchenstaates, als Stellvertreter der geistlichen 
Macht des Padischah , dessen Rechte derselbe verwaltet; wo- 
bei ihm die vorgenannten vier Beamten zur Seite stehen. 


h 
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Demselben ist die gesammte Geistlichkeit untergeordnet , die 
sammtlich zum Korps der Ulema gehört und aus nachstehen- 
den Mitgliedern besteht;; nämlich: ' j . 

1) Die Scheiche , oder ordentlichen Prediger in den 7i/os— 
hcen , unter welchen jene der 15 kaiserl. Dloshecn den Vor— 

, , i t 

rang haben. * ' ‘ 

2) Die Chat ih c ^ welche an jedem Freitage das öffentliche 

Gebet für den Padischah und Kalifen in den Moshecn. 
verrichten. ; 

3) Die lmane , die das gewöhnliche fünfmalige Gebet in 
denselben verrichten. . ‘ /: 

4) Die IVLue sine , oder Gebetausrufer. 

5) Die Kaima , oder Küster. 

* ) ‘ * 4 

B. Griechische Kirche. ’ ‘An der Spitze derselben steht der 

Patriarch und Erzbischof von Istambol, dem eine 
Synode von zwölf Bischöfen zur Seite steht , und welcher die 
geistliche Gerichtsbarkeit in höchster Instanz ausübt, mit der 
Befügnifs zur Verfügung nicht nur von Geld - und Gefängnifs- 
strafen , sondern auch jener des Exils und der Todesstrafe. 
Unter ihm stehen die Patriarchen inSoliman, Antakia 
undSkan.-derun, die er ernennt, die 22 Metropoliten, 19 
Erzbischöfe, 120 Bischöfe, als die höhere; sodann die Archi— 
mandriten , Igumanen, Papa und Diakonen, als die niedere 
Geistlichkeit. 1 ‘ * : 

C. Die armenische Kirche steht unter einem Patriarchen 
in Etschmiazin, und einem Erzbischöfe in Istambol. Endlich 

D. Die katholische Kirche, unter 2 Erzbischöfen und 10 

Bischöfen. ...... 

IV. Die beiden Lehenfürstenthümer Moldau und Wal- 
lach e i werden durch Hospodare verwaltet, welche die Pforte 
ernennt und nach Willkür ändert, die während der Dauer ihrer 
Verwaltung aber, gegen Entrichtung eines Lehenzinses, sou- 
verän regieren, und nur in Betreff der Vertheilung der Steuern 

durch einen Divan beschränkt sind, der aus den vornehmsten 

/ • 

Landes— Bojaren gebildet ist. Die Verhältnisse dieser Provin- 
zen, die durch bekannte neuere Ereignisse grofee Änderungen 
erlitten haben, sind iibrigehs noch nicht definitiv geordnet. 


i 


Digitized by Google 


t 




Berichtigungen. 

In der Darstellung des gegenwärtigen Organismus in Kur— 
hessen, S. 353, bei dem Ge n er al - Kr i eg sdepart., ist 
.zuzusetzen: . / 

Zu dem General - Kriegsdepart. gehören unmittelbar und 
- ressortiren von demselben : 

a) das Kriegskommissariat (ein General-Kriegskommiss, 
und zwei Brigade - Kriegskommiss.) ; 

b) das allgemeine Militarbekleidungs — Magazin; 

c) die Kriegsbaudirektip^ 

II. Das Gen eralauditoriat, als obere Justizbehörde in 
allen Strafsachen der Militärpersonen, und als zweite 

. Instanz für die Revision aller Kriegs— , und in den geeig- 
neten Fällen auch standgerichtlichen Erkenntnisse. 

III. Die Direktion der Militärwittwenkasse. 

S. 353. Generalkontrole. In Folge einer in der allemeue— 
sten Zeit erfolgten Anordnung, hat der Präsident 
dieser Behörde Sitz und Stimme in dem Staatsmini— 
sterium erhalten. 

' ( i 

Die Oberpolizeidirektion gehört zu den ober- 
sten Staatsbehörden , wird daher I. D . , und fällt 
,als II. A. weg. 


Mannhei m, 

gedruckt in der katholischen Bürgerhospitals- Buchdruckerei. 

18 2 3 . 


i 
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P o 1 i t i • k 

der inneren 

* » 

Staatsverwaltung 

oder 

Darstellung des Organismus der Behörden 

für dieselbe, 

♦ ' 

« 

m i t 

Alldeut urigen von Formen iiir die Behandlung und für die 
Einkleidung tler Geschäfte, vorzüglich jener in dem 
Gebiete der inneren Staatsverwaltung, 


von 


C. A. Freiherrn von Malchus , 

königl. mirtembergischcn Präsidenten, Kommandeur des königl. 

Zivilverdiehst - Ordens. 


Zweiter T h e i 1. 


II e i (1 e 1 i> erg, 

b e i J . C . U . Mohr. 

1 8 2 3 . 
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DRITTER ABSCHNITT 


Andeutungen über die Formen für die Be- 
handlung der Geschäfte, und für die Ein- 
kleidung derselben. 


$. 68 . 

Di. Staatspraxis zerfällt der Natur der Sache nach in zwei 
Haupttheile, nämlich in die materielle und in die formale, 
von welchen die erste in das Gebiet der Theorie der Staatskunde 
gehört, die formale aber die Formen, sowohl für die Behand- 
lung, als für die Einkleidung aller Arten von Geschäften, zum 
Gegenstand hat, und in Beziehung auf diese, theils wesentlich, 
theils mehr willkürlich sind. (*) 

Die ersteren, nämlich diejenigen, die auf die Behandlung 
der Geschäfte sich beziehen, sind zum Theil von dem Systeme 
abhängig, das für die Bildung der Behörden in einem gegebenen 
. Staate besteht. Dieselben sind einfacher in dem Einheits— oder 
Büreausysteme, in welchem die Behandlung einer Hauptgattung 
von Geschäften, oder eines ganzen Geschäftszweiges, imd bezie— * 
hungsweise jedes einzelne Geschäft, jedesmal nur ein Indivi- 
duumbeschäftigt} verwickelter dagegen in der Kollegialverfassung, 


DBensen: Versuch einer systematisch. Entwickelung der Lehre von 
den Staatsgeschäften, und zwar in Hinsicht ihrer formalen Bestimmung, 
für angehende Staatsbeamten. Erlangen, bei Palm. 2 Th. 1800 u. 1802} 
vorzüglich der zweiteTheil, in welchem auch eine ziemlich vollständige 
Litteratur über diesen Gegenstand« Schade, dafs die für den Zweck zu 
grofse Weitschweifigkeit, das klare Vor treten des vielen Guten verhindert. 


/ 


2 
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in welcher ein jeder einzelne Gegenstand, selbst solche, die be- 
sondere, nicht allen Mitgliedern eigene Kenntnisse erfordern, 
die Thatigkeit aller Glieder eines Kollegiums jedesmal in An- 
spruch nimmt, und durch diese Theilnahme zugleich die Be- 
handlung komplizirt. 

Die formelle Einrichtung der Kollegien ist in 
der Hauptsache in allen Staaten die nämliche. In allen ein V er- 
stand (Chef*- Präsident, Präsident, erster Direktor) 
für die Leitung der Geschäfte, ihres Ganges und der Formen Für 
dieselben; (*) sodann Direktoren, theils zur Assistenz des 
erstem, theils zur speziellen Kontrole der Geschäftsbehandlung 
überhaupt, und der Vorträge, so wie für den Vorsitz in den ein- 
zelnen Abtheilungen , wo dergleichen angeordnet sind ; ferner 
Räthe und Assessoren, unter welche die Geschäfte zur Bear- 
beitung und zum V ortrag vertheilt sind ; endlich Reierendarien, 


1) Der Präsident, als der Mittelpunkt der ganzen Verwaltung, führt 
die allgemeine Aufsicht auf das gesammte Personal , sorgt für dessen 
zweckmäfsige Beschäftigung ; ertheilt Urlaub an die Direktoren , ver- 
sammelt das Plenum ; kann eilige Sachen, die jedoch nicht wichtig ge- 
nug sind , um eine aufserordentliche Sitzung des Kollcgii zu veranlas- 
sen , in Gegenwart des Direktors der betreff. Ablheil. , sich allein vor- 
tragen lassen , und das Erforderliche verfügen , wovon jedoch dem 
Kollegio am nächsten Sitzungstage Kenntnifs gegeben werden mufs; 
ordnet aufserordentliche Landes- und Rassenvisitationen an, und er- 
nennt die Kommissarien zu Lokal- und auswärtigen Geschäften. Dem- 
selben liegt ob : die Sorge für die pünktliche Erstattung der periodi- 
schen Berichte; für die Sammlung, Zusammenstellung und 'Ordnung 
zweckmäfsiger statistischer Nachrichten ; für die erschöpfende Ausar- 
beitung der jährlichen Verwaltungsberichte etc. Inslrukt. für die Ge- 
schäftsführ. der Regierung in Preulsen v. 23. Oktober 1817. Die 
Stellung und die Verhältnisse der Präsidenten sind nicht in allen 
Staaten die nämlichen; die Stelle selbst aber ist, aufser ihrer Bezie- 
hung zum Kollegio , auch in vielfältiger anderer Hinsicht für die Ver- 
waltung von grofser Bcdeutenheit, könnte es wenigstens seyn , wenn 
der Präsident in das Verhältnifs eines beSondern Kommissärs der Re- 
gierung mit angemessenen Attributionen gestellt würde , wodurch man- 
che Schattenseite des Kollegialsystems gemildert , mehr Einheit und Le- 
hen in den Geschäftsbetrieb gebracht werden könnte. Ein Direktor 
allein, ohne Präsident, dürfte hei Würdigung aller Verhältnisse, 
schwerlich als zureichend zu erachten seyn. 
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Auditoren, theils zur Assistenz der Räthe , theils und vorzüg- 
lich aber zu ihrer Bildung für den praktischen Dienst. 

Aufser und neben den Befugnissen, die dem Präsidenten in 
Absicht auf die Leitung der Geschäfte und auf die Aufsicht auf 
die Geschäftsführung, vermöge seiner Stellung und Bestimmung, 
noth wendig zustehen , sind demselben in mehreren Staaten 
auch noch besondere Geschäfte übertragen ; manche ausschliefs— 
lieh, manche aber auch, die derselbe nur gemeinschaftlich mit 
den Direktoren, die mit ihm vereint das Präsidium bilden, 
erledigen kann, wodurch, insofern die Beschlüsse durch Stim- 
menmehrheit gefafst werden, seine selbstständige Wirksamkeit 
bis auf einen gewissen Grad beschränkt ist. (*) 

Die übrigen , dem Präsidenten oder Präsidio nicht beson- 
ders reservirten Geschälte, sind unter die Mitglieder des Kolle- 
giums vertheilt, und zwar gewöhnlich eine oder mehrere Haupt— 


1) Ein solches Präsidium findet z.B. bei den Regierungen in PreU- 
f sen statt, wo die Direktoren der beiden Abtheilungen mit dem Präsi- 
denten vereint, ein besonderes Kollegium bilden, in welchem die Be- 
schlüsse durch Stimmenmehrheit gefafst werden. Über die Verhältnisse 
und Attributionen desselben, die allegirte Instrukt. §. 39. 

In anderen Staaten, z. B. in Bai er n und Würtemberg, ist ein 
solches Präsidium nicht angeordnet. Jedoch sind in dem erstem 
dieser beiden Staaten dem Präsidenten, der zugleich Generalkom- 
m i s s ä r ist, besondere Geschäfte, theils exklusiv übertragen (die jährli- 
chen Visitationsreisen; die Vorkehr nöthiger Maafsregeln, in Fällen be- 
drohter oder gestörter öffentlicher Sicherheit etc.), theils gemein- 
schaftlich mit jedem der beiden Direktoren Verordn, vom 27. März 
1817, Geschäftsgang bei der Kammer, §. 1 folg. In Würtemberg 
findet eine solche Übertragung spezieller Geschäfte nicht statt; dagegen 
ist dem Präsidenten überlassen , Anzeigen und Berichte an da» Ministe^ 
rium, welche kein Gutachten., sondern nur die Mittheilung von akten- 
mäfsigen ISotizen zum Gegenstand haben; Vollziehung der Entschlie- 
fsung der höheren Behörden, insofern diese keine näheren Bestimmun- 
gen erfordern; Mittheilungen an koordonirte Stellen, überhaupt alle 
blofs einleitende Anordnungen, die auf die Entscheidung der Sache kei- 
nen wesentlichen Einflufs haben, für sich zu verfügen; eben so in Fällen, 
wo Gefahr auf dem Verzug haftet, ohne Zuziehung des Kollegiums 
die erforderlichen Anordnungen zu treffen. Instrukt. für die Kreisre- 
gierungen vom 21, Dez. 1819. §. 22. 24. 
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gattungen von Geschäften, in sofern nicht für einzelne derselben, 
z. B. für die Domänialvervvaltung etc., eine Vertheilung nach 
Bezirken oder sonstigen Lokalbeziehungen , unter mehrere Re- 
ferenten statt findet (Departementsvertheilung, Ge- 
schäftstheiler etc.), die in der Regel nur nach Ablauf länge- 
rer Perioden abgeändert wird. (*) Zur Beseitigung der Nach— 
theile, die vorzüglich daraus, dafs der Beschlufs des Kollegiums 
mehr öder weniger von dem Vortrage des Referenten abhängig 
ist, erwachsen können, überhaupt zur Milderung eines zu grofsen, 
willkürlichen Einflusses auf die Geschäfte, ist dem Chef des 
Kollegiums die Befugnifs zugestanden , in Fällen , wo er dieses 
für nothwendig erachtet, einzelne Geschäfte aus einem solchen 
Departement, an andere Referenten zu übertragen. Ausferdem 
sind dem Departementsrath, entweder für beständig, oder für 
einzelne Gegenstände Koreferenten zur Seite gestellt ,* die 
dafür verantwortlich sind, dafs bei diem Vortrage einer Sache 
keine faktischen lrrthiimer obwalten, und dafs die Verfügungen, 


1) In Preufsen, wo die Departementsvertheilung so selten 
als möglich abgeändert werden soll, ist die Befugnifs zur Ände- 
rung des Referenten in einzelnen Fällen dem P räsidio zugestanden. 
M. s. die alleg. Instrukt. §. 22. InBaiern dagegen soll dieselbe mit 
jedem Jahr neu entworfen werden; jedoch steht dem Präsidenten 
die Befugnifs zu Abänderungen in einzelnen Fällen , henehmlich mit 
dem Direktor der Kammer, zu. Die alleg. Verordn, v. 1817. Vom Ge- 
schäftsgang, §.2. In VV ü r t e m b e r g dagegen ist beides , totale oder 
partielle Abänderung, der Willkür des Präsidenten überlassen. Die 
alleg. Instrukt. §. 26. 

Der öftere Wechsel der Departement« gewährt allerdings den 
Vortheil, dafs nach . und nach eine grölsere Anzahl von Mit- 
gliedern des Kollegii eine vollständigere Kenntnifs vom Detail der ein- 
zelnen Geschäftszweige erhalten ; auf der andern Seite steht aber auch 
diesem Vortheile der IN'aclitheil entgegen, dafs jeder Rath über das 
' Einstudircn in ein neues Departement, viele Zeit, die Behandlung selbst 
aber an Konsequenz verliert, weil der bisherige Referent mit den Akten 
nicht auch seine gemachten Erfahrungen etc. abgeben kann. Zudem er- 
fordert die Bearbeitung eines jedenGeschäftszweiges eigenthümliche Kennt- 
nisse , welche ein Referent, der seines Referates auf eine längere Zeit 
gewifs ist, mit gröfserer Liebe und sorgfältigerem Fleifse gründlich 
, zu erwerben sich bestreben wird , als wenn derselbe mit jedem Jahr in 
einen andern Zweig sich einarbeiten mufs. 
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den bestehenden Gesetzen und Normen, und auch den Beschlüs- 
sen des Kollegiums gemäfs, abgefafst undjjredigirt werden. ( l 2 ) 
Insbesondere besteht allgemein die Anordnung, dafs in techni- 
schen Angelegenheiten nichts ohneTheilnahme des betreffenden 
technischen Mitgliedes , — die in der Regel nur in Gegenstän- 
den ihres besondem Geschäftskreises eine zählende Stimme ha- 
ben, — verfugt werden darf; dafs in solchen, durch welche Rechts- 
Verbindlichkeiten für den Fiskus erwachsen , überhaupt in allen 
Prozefssachen , der Justitiar beständiger Koreferent ist, was in 
mehreren Staaten auch auf alle Kassenangelegenheiten in dem 
Maafse ausgedehnt ist, dafs alle diese betreffende Verfügungen, 
von dem Departementsrath für das Kassenwesen angegeben, oder 
doch mit unterzeichnet seyn müssen. (*) 

$. 69. 

In der Regel müssen alle Geschäfte in demKollegio vor- 
getragen , und nach Maafsgabe der einhellig , oder durch Stim- 
menmehrheit gefafsten Beschlüsse, erledigt werden. Als Aus- 
nahme von dieser Regel, können minder wichtige Gegenstände 
und solche, die weniger auf die Sache selbst, und mehr auf die 
Einleitung und den mechanischen Betrieb derselben Bezug ha- 
ben, ohne Kollegialberatkung erledigt werden, was in mehre- 


1) In Preufsen ist jedem Departemenlsrath ein beständiger Ko- 
referent zugetheiit, an welchen alle Sachen zuerst gelangen* und der alle 
vom Referenten angegebenen Dekrete mit unterzeichnen mufs. Bei ei- 
ner Meinungsverschiedenheit kann derselbe die seinige zwar auf dem 
Stück bemerken, darf aber ohne Einverständnifs des Referenten nichts 
abändern. Die alleg. Instrukt. §. 24. In B a i e r n und Würtembcrg 
findet die Ernennung eines Koreferenten nur fiir wichtigere Geschäfte 
statt; in dem leztern Staate ist aufserdem verfügt, dafs, um in Verhin- 
derungsfällen des Referenten Stockungen zu verhüten, ein zweites Mit- 
glied sich mit dem Geschäftstheiler eines jeden Referenten bekannt ma- 
chen ; — sodann , dafs in allen medizinisch-polizeilichen , und in allen 
Bausachen, dem technischen Referenten ein Koreferent beigegeben 
werden soll. Die alleg. Instrukt. §. 27. 30. 

2) In Preufsen, die alleg. Instrukt. §. 45. In B ai er n müssen die- 
selben von der, aus dem Präsidenten, dem Direktor der K. der Finan- 
zen und dem Kassenrath gebildeten Kommission, unterzeichnt wer- 
den. Die alleg. Verordn. §. 5. 
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ren Staaten selbst vorgeschrieben, ( l ) und zugleich den Referen- 
ten die Befugnifs zugestanden ist, in ihrem eigenen Namen zu 
handeln, ( 2 ) was in anderen Staaten denselben streng untersagtist. 

In Absicht auf die Geschäfte selbst, ist jeder De parte— 

f 4 

mentsrath zunächst und vollständig verantwortlich, nicht 
nur für den schnellen undununterbrochenen Fortgang, sondern 
auch für die gründliche und vorschriitsmäfsige . Bearbeitung 
der zu seinem Referate gehörigen Angelegenheiten, von welcher 
prinzipalen Verantwortlichkeit nur ein von seinem Anträge ab- 
weichender Beschluis des Kollegii, und auch, in diesem Fall, 
nur dann ihn befreit, wenn derselbe seinen Dissenz, und die 
Motiven desselben, in dem Protokoll oder in den Akten niederge— 
legt hat. Nächst dem Referenten und dem Koreferenten, — für 

1) In Preufsen sind die Dezernenten verpflichtet, „alle blofs 
einleitende und vorbereitende Verfügungen, so wie überhaupt alle 
Sachen, die ihren gewiesenen Gang, ihre INorm und Form haben, 
in sofern sie nicht erhebliche Zweifel bei denselben haben, ohne 
Vortrag anzugeben und abzumachen. Zum Vortrag kommen die Sa- 
chen in der Regel erst dann, wenn es darin auf eine materielle 
Entscheidung ankommt. Beruht diese auf unzweifelhaften, ausdrück- 
lichen Vorschriften , so sind die Dezernenten berechtigt , sie eben- 
falls ohne Vortrag abzumachen. Jn allen Fällen, welche der Dezer- 
nent ohne Vortrag abmacht, mufs solches aber von ihm ausdrück- 
lich aiif dem Stück bemerkt werden.“ 

Überhaupt ist es nur eine geringe Anzahl von Gegenständen , die 
nothwendig vorgetragen werden müssen (alle Sachen von besonderer 
Wichtigkeit , Vorstellungen und Beschwerden gegen Verfügungen der 
Regierung; Sachen, wo es auf die Frage ankommt: ob Fiskus sich in 
einen Rechtsstreit einlassen soll; alle Anweisungen zu Geldzahlungen, 
die nicht auf klaren Vorschriften beruhen ; olle Sachen, über vrelche 
der Referent und Koreferent nicht einverstanden sind etc.) Die alle&, 
Inslrukt. §. 26. 27. 

* / i 

In Baiern und Würtembcrg, so wie in den meisten Staaten, 
besteht die entgegengesezte Regel, und müssen, mit Ausnahme dessen, 
was auf den mechanischen Fortschub der Geschäfte Bezug hat, alle 
Einläufe kollegialisch erledigt werden. Die alleg. Verordn, v. 1817. 
$. 6., und die Inslrukt. v. 1819. §. 22. 

2) In Preufsen, wo die Referenten hierzu, die Behörden zur 
Ertheilung der auf diese Art verlang'* n Auskunft, die ersteren zugleich 
verpflichtet sind, von solchen Erlassen in ihrem eigenen Namen dem 
Koreferenten und Direktor ihrer Abtheilung Nachricht und das Kon- 
zept, nebst der Antwort, zu den Akten zu geben. Die alleg. Instr. §.20. 
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diesen, in der in dem vorhergehenden §. angedeuteten Beziehung,— 
rauhet diese Verantwortlichkeit auf den D ire kt o r en ; und auf 
dem Präsiden ten, nach welcher erst jene des ganzenKol- 
legii eintritt. (>) • . 

Ob in den Sitzungen blofs mündlicher freier Vortrag ge- 
halten, oder ob derselbe schriftlich ausgearbeitet zu den Akten 
gegeben werden mufs? (*) ob regelmafsig und über alle Vor- 
träge , Umfrage gehalten und abgestimmt wird? die Ordnung, in 
welcher diese statt findet, die Form des Protokolls, nämlich: 
ob im Fall einer förmlichen Abstimmung ein jedes einzelne Vo- 
tum vollständig in dasselbe eingetragen, oder ob dasselbe mehr 
historisch und so redigirt wird, dafs nur der Gegenstand, der 
Beschlufs und die von diesem dissentirenden Stimmen in dasselbe 
eingetragen werden; ob der Präsident, überhaupt der Chef des 
Kollegiums, unbedingt an den Beschlufs der Mehrheit gebunden, 
oder aber überhaupt, und unter welchen Modifikationen, zu 
dessen Sistirung befugt ist, ( 1 2 3 ) die Gegenstände, für welche, und 
die Fälle, in welchen, wenn ein K ollegium in mehrere Abtheilungen 
getrennt ist, diese zu einer Plenarsitzung zusammentreten; endlich 
die Formen für die Geschäftsverbindung, sowohl unter diesen ^\b— 
theilungen, als mit allen übrigen höheren, koordinirten oder unter- 
geordneten Behörden, — ist in jedem Staate durch die allgemeinen 
oder besonderen Dienstreglements besonders vorgesch rieben. 


1) Die allcg. Instrukt. für dieRegg. in Preufsen, §. 34 folg.; die 
alleg. baiersche Verordn. §.19 folg. ; die würtemb. alleg. Instr. §. 28. 

2) Das leztere, z. B. in* Bai er n, in wichtigen und systemati- 
schen, so wie in allen adininistrativ-kontentiösen Sachen. Die alleg. 
Verordn. §.10.; eben so in Würtemb erg, die alleg. Instrukt. §. 29. 

3) In Preufsen kann das Präsidium, weün. dasselbe mit einem 
Beschlüsse, auch nachdem derselbe an das Plenum gebracht war, nicht 
einverstanden ist, der Vollziehung desselben auf seine Verantwortlich- 
keit Anstand geben, in diesem Fall denselben zur Entscheidung an den 
Ober-Präsidentea einsenden ; jedoch nur dann, wenn keine Gefahr auf 
dem Verzug haftet, in welchem leztern Fall der Beschlufs des Kollegiums 
ohne Anstand vollzogen werden mufs. Die alleg. Instr. §. 29. IS’r. 3. 
In Baiern und Würtemberg, jedesmal, wenn der Präsident da- 
von grofsen IVachiheil für das Staatswohl befürchtet, jedoch unter der 
Verpflichtung sofortiger Anzeige an das Ministerium. Verordn, v. 27. 
März 1817. §^ 9. Würtemb, Instrukt. §. 37. 
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Werden die Anordnungen in den genannten Staaten, de- 
nen sich jene in den übrigen mehr oder weniger nähern, 
unter einander verglichen, dann möchte vielleicht die Ansicht 
als gerechtfertigt erscheinen, dafs in B ai er n und W ür t e m— 
,berg die Selbstständigkeit upd freie Bewegung der Behör- 
den, mehr als mit einer raschen Geschäftsbehandlung verein- 
bar, eingeengt ist, während in Preufsen die Kollegialver— 
fassung in der That bis auf einen gewissen Grad aufgelöst, 
die Geschäftsbehandlung dem Büreausystem genähert ist, ohne 
alle Nachtheile des ersteren zu vermeiden, und ohne alle 
Vortheile des lezteren zu gewähren, oder seinen Nachtei— 
len auszuweichen. Vielleicht hätte das eine und andere er- 
reicht werden können, wenn die vorgeschriebene büreauma— 
fsige Erledigung auf alle Geschäfte, mit alleiniger Aus- 
nahme derjenigen, die ihrer Natur nach eine kollegialische 
Berathung erfordern, oder für welche eine solche aus beson- 
deren Gründen vorgeschrieben ist, in der Art ausgedehnt 
worden wäre , dafs der Direktor einer jeden Abtheilung als 
alleiniger Dezernent aufgestellt , die Mitglieder derselben auf 
einen blofs gutachtlichen Antrag beschränkt, dem Prä- 
sidenten aber die obere Aufsicht und Leitung über beide Ab- 
teilungen übertragen worden wäre, ai^fserdem noch die Attri- 
butionen, die dem Präsidio in Absicht auf «ämmtliche Beam- 
ten, auf den Einzug der Gefälle, ihre Verwendung und auf die 
Verwaltung der Kasse beigelegt sind, so wie endlich jene der 
Oberpräsidenten. ' 

Überhaupt aber, und selbst bei einer strengen Befolgung 
des Kollegialsystems, möchte kaum zu verkennen seyn, dafs 
ein grofser Theil der Ausstellungen gegen dasselbe, weni- 
ger ip dem System© selbst,, als in der Behandlungsform der 
Geschäfte ihren Grund haben. Wenn auch nicht alle Ausstel-r 
lungen , wie z. B. der Zeitverlust durch umständliche Bera- 
* thung von technischen und von solchen Gegenständen , die 
nicht sämmtliche Mitglieder zu beurteilen vermögen, sodann 
dadurch, dafs jedes einzelne Geschäft die Aufmerksamkeit 
aller Mitglieder in Anspruch nimmt, deren eigene Thätigkeit 
während dieser Zeit ruhet, und andere der Art, ganz besei- 
tigt werden können, so leidet es dennoch »einen Zweifel, 
dafs dieselben durch zweckmäfsige Einrichtung der Vorträge, 
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durch Vereinfachung des mechanischen Geschäftsbetriebes, 
und durch möglichste Befreiung der Rathe von Arbeiten, 
die mehr eine blofs mechanische Fertigkeit erfordern, we- 
sentlich gemildert werden könnten. Insbesondere glaubt der 
Verfasser der Vorschrift erwähnen zu müssen, „dafs die Räthe 
in allen wichtigen Sachen, mit Ausnahme derjenigen, in 
welchen der Beschlufs des Kollegiums dem Referenten zwei— 
' felhaft seyn möchte , ihre Anträge schriftlich , und in der 
Form ihrer nachherigen Ausfertigung in die Sitzung mitbrin- 
gen sollen.“ — Durch dieselbe wird eine Garantie für die 
gründliche Bearbeitung bezweckt, die aber hierdurch nicht 
vollständig, und weit eingreifender durch die Kontrole eines 
tüchtigen Dirigenten .'erreicht wird. Die Befolgung die- 
ser Vorschrift raubt den Referenten eine kostbare Zeit, die 
sie zweckmäfsiger auf die Durchsicht der Akten und auf das 
Überdenken ihrer V orträge verwenden könnten ; ohne zu er- 
wähnen, dafs ein zaghafter oder bequemer Referent, der un- 
ter dem Scheine grofser Thätigkeit in der That gern unthä— 
tig ist, alles als zweifelhaft ansehen, und dem Kollegio durch 
lange Vorträge zur Last fällen wird, während ein anderer, 
der leichter zu Werke geht , die wichtigsten Sachen als un- 
bedenklich ansieht, und, in sofern die Kontrole des Dirigen- 
ten ihn nicht in Schranken hält, mehr oder weniger der 
Kenntnifs des Kollegiums entzieht. 

Überhaupt sollten, wie es scheint, schriftlich ausgear- 
beitete Vorträge nur für solche Sachen gestattet seyn, in Be- 
treff welcher die genaue detaillirtere Kenntnifs der Motiven ei- 
nes Beschlusses, auch in späterenZeiten von Interesse seyn kann. 
* §• 70. '• 

Abweichend von diesen Formen für die Geschäfsbehandlung 
in dem Kollegialsysteme, sind die in der biireaumafsigen Behand- 
lung, in welcher zwar ebenfalls die Bearbeitung der Geschäfte 
unter einzelne Referenten vertheilt ist, die jedoch nicht wie in 
dem Kollegialsysteme von der Reurtheilung und von dem Be- 
schlüsse einer Mehrheit von Mitgliedern , sondern in Betreff der 
ersteren, lediglich von ihrer individuellen Ansicht und Überzeu- 
gung, in Ansehung der Genehmigung oder Verwerfung ihrer An- 
träge aber, lediglich von der Entscheidung ihres Chefs abhängig, 
und diesem für die Richtigkeit ihrer Vorträge verantwortlich sind. 


« 
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Eine gleiche Verschiedenheit findet auch in Betreff der in— 
nern Einrichtung der Geschäftsbehörden selbst statt , die nicht, 
wie die Kollegien, als identisches Ganzes konstituirt, son- 
dern in einzelne, von einander unabhängige Abtheilungen, — 
Divisionen, Direktionen, Sektionen, — undjedevon 
diesen wieder in Bureaus aufgelöst sind , in welche das Detail 
der einzelnen Geschäftszweige vertheilt ist. 1 

In der Regel haben nur die Chefs der Divisionen , Vortrag 
bei dem obersten Chef einer Verwaltung, wogegen dieselben für 
die Arbeiten in den Biireaus verantwortlich sind, und diese, so 
wie überhaupt die Geschäftsbehandlung und Förderung, vertreten 
müssen. . * 

Von dieser Einrichtung findet auch selbst dann eine Abwei— 
chung nicht statt, wenn z. B. in den Ministerien die Divisions— 
chefs sich periodisch (wöchentlich) in ein Comitte vereinigen, 
was nur die Erhaltung der Übersicht im Ganzen zum Zweck hat: 
oder aber die Generalinspektoren oder Administratoren bei den 
Generaldirektionen, ein beständiges Konseil bilden , dessen At— 
tributionen in der Hauptsache nur berathend und auf die Form 
der Geschäftsbehandlung ohne Einflufs sind, wenn gleich das 
Entscheidungsrecht des Chefs in gewissen, gesetzlich bestimmten 
Fällen beschränkt,, und die Enscheidung dem Minister selbst 
Vorbehalten ist. 

§- 71 . . 

Bei einem jeden Kollegio befinden sich für den mechani- 
schen Geschäftsbetrieb: 

a) ein Sekretariat zur Führung der Protokolle in den Si- 
tzungen und für die Ausarbeitung der Beschlüsse, Be- 
richte, Verfügungen etc., die nicht von den Rathen selbst 
redigirt, sondern nur angegeben oder dekretirt worden sind. 
In mehreren Staaten sind die Sekretäre in Protokoll— 
und Ex pe ditio n s sekre täre getheilt; in anderen ist der 
KAnzleidirektor oder der erste Sekretär mit der Führung 
des Sessionsprotokolls beauftragt, hin und wieder auch Ex- 
peditoren angestellt , deren Geschäfte mit jenen der Se- 
kretäre die nämlichen sind; 

b) eine Kanzlei Für die Expedition der schriftlichen Ar- 
beiten bei dem Kollegio ; 
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c) ein Rechnungsbüreau (Rechnungskommissariat, Kai— 

, kulatur, Probaturetc.), für die Bearbeitung aller Rechnungs- 
sachen, gewöhnlich unter der speziellen Leitung einesRathes; 

d) endlich die Registratur, häufig in die kurrente und. 
in die Hauptregistratur (oder Archiv) abgetheilt; die 
erstere für die Instruirung und Aufbewahrung der Akten • 
von denjenigen Gegenständen, die in Bearbeitung sind ; die 
leztere für ihre definitive Reponirung. 

Theils zur Erhaltung der Übersicht von den Geschäften 
überhaupt und von ihrer jedesmaligen Lage, theils zur Köntrole 
ihrer Förderung, : werden besondere Geschäfts jout na le 
geführt, in welchen der Fortgang der Behandlung einer jeden 
Sache und elftes jeden Geschäftes, von ihrem Einlaufe bei der 
Behörde, bis zu ihrer vollständigen Erledigung eingetragen wird. 
Aufser diesem Journale wird in denSitzuftgen des Kollegii ein 
besonderes, S essions pro tokoll, gehalten, in welchem die 
Gegenstände, die in jeder Sitzung zum Vorträg geikommen sind; 
und die Beschlüsse über dieselben konsignirt werden, und die 
Abstimmungen derjenigen Mitglieder, die von diesen lezteren 
dissentiren. Endlich werden ähnliche Journale für das Sekreta- 
riat, die Kanzlei, das Rechnungsbiireau , in der Registratur aber 
ein alphabetisches und ein Realrepertorium geführt, 
für welche um so gröfsere Ordnung und Vollständigkeit , so wie 
richtige Trennung und Klassirung der Akten erforderlich sind, 
weil zum Theil auf diesen die V ollständigkeit und Gründlichkeit 
der Arbeiten beruhen. (* *) 1 , ,'j 

: * f * , 

, * a t’ * ? ) : : 4 > ) % - 1 1 

K 79 

» *• a - 

Die angezeigten Einrichtungen sind in dem Büreausysteme 
in sofern verschieden, als in den Ministerien, Generaldirektio- 
nen, Präfekturen etc. gewöhnlich ein General Sekretariat 
angeordnet ist, welchem nebst den übrigen Geschäften, die dem- 

* i 'i 

-- « i : > r ' t 

* * i 

i) Diese Einrichtung ist beinahe in allen Staaten die nämliche, ob- 
gleich die Benennungen verschieden sind, (in Ostreich z. B. bei jedem 
Kollegio: Protokoll ,Expedi t, Registratur,). — Schrillen über die 
Einrichtung des Registratunvesens, in Er sch Handbuch der teutschen 
Litleratur, 1. ßd. 3. Ablh. S. 210 folg.; und in Kl über öffentl. 
Recht des teutschen Bund. §. '^C9. 
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selben etwa zugetheilt sind, die Aufsicht auf die Ordnung in 
der innern Geschäftseinrichtung übertragen ist. (‘ ) Die spezielle 
Aufsicht ira Innern der Divisionen hingegen, ist Sache der Di— 
visionschefs. 

Bei dem erstem wird das allgemeine Einlaufs-, Abgangs— 
und Vertheilungsjoumal geführt , für welches meistens ein be- 
sonderer Commis d'ordre angestellt ist; da9 spezielle für die 
Geschäfte der Divisionen, in diesen selbst, deren jeder nicht 
selten ihr besonderes Expeditionspersonal zugetheilt ist, so wie 
jede eine besondere Registratur hat. 

Endlich ist auch die Komptabilitätsdivision oder das Bu- 
reau für dieselbe, von den Rechnungsbüreaus oder der Kalku- 
lator bei den Kollegien in sofern verschieden , als die erstere 
eigentlich die Buchhalterei und den Zentralpunkt für den Geld-«- 
haushalt der Behörde bildet, wogegen die lezteren, wenigstens 
in der Regel, zunächst nur auf die Bearbeitung und Prüfung von 
Rechnungssachen beschränkt sind, 

« 

... . . 5 - 73 . . 


Die Formen für dieEinkleidun g der Geschäfte sind 
theils allgemeine, für den Geschäftsbetrieb überhaupt, für 
die Verbindung der Behörden unter sich, und für die Einwir- 
kung dieser auf die Staatsangehörigen; theils besondere, die 
durch die Eigen thümlichkeit einer jeden Art von Geschäften be- 
dingt sind , und daher dieser angemessen seyn müssen. 

Die ersteren, nämlich die allgemeinen, können unter 
nachstehende Hauptkathegorien zusammengefafst werden, näm- 
lich: 

o) Vorträge, besonders in Kollegien, oder auch an vorge- 
sezte Behörden; 

b ) Berichte untergeordneter Behörden an die höheren, und 

c) Verfügungen von den lezteren an die ersteren, und auch 
auf Eingaben von Einzelnen, in Angelegenheiten, die ihr 
Privatinteresse betreffen; 


1) In der neuesten Zeit ist das Generalsekretarial in dem Kriegs- 
und in dem Finanzministerio aufgehoben norden, diese Aufhebung 
jedoch mehr scheinbar als reel, weil die Funktionen des Generalse- 
kretärs anderen Beamten in den Büreau9 übertragen ist. 
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d) Geschäftsmi ttheilungen unter koordinirten Behörden ; 

e ) Verordnungen, die entweder nur die inneren Verhält- 
nisse der Verwaltung betreffen (Reglements, Instruktio- 
nen etc.), oder aber die Gesammtheit der Staatsangehörigen 
berühren (Gesetze). ' 

Vorträge bestehen in einer deutlichen, klaren, voll- 
ständigen Darstellung einer Sache, damit über dieselbe ein Be- 
schluis gefafst , oder in Betreff derselben eine Verfügung erlas- 
sen werden kann, ohne dafs die Behörde, die beschliefsen oder 
verfügen soll, der eigenen Einsicht der Akten bedarf. 

Aus dieser Bestimmung entwickeln sich für die Bearbeitung 
und Redaktion derselben nachstehende Postulate, nämlich: 

dafs 'der Gegenstand oder die Frage, um die es sich handelt, 
einfach , mit scharfer Bestimmtheit und vollständig . expo— 
nirt; die faktische^ Umstände in chronologischer, die 
sonstigen Verhältnisse aber, die in Betreff derselben statt 
finden, oder auf dieselbe von Einflufs sind, in einer solchen 
Ordnung zusammengestellt werden, wie dieselben sich 
wechselseitig erläutern oder begründen ; 

V 

dafs Inzidentpunkte und Fragen von dem Hauptgegenstande 
und von der Hauptfrage getrennt, erörtert, und nach 
Ma afsg ab e ihres möglichen oder wirklichen Einflusses , auf 
die Entscheidung dieser lezteren, geordnet; 

dafs die Gründe für und gegen, in dem Maafse als dieselben 
sich wechselseitig unterstützen, oder aber entkräften , ent- 
wickelt und gegen einander gestellt; diejenigen Stellen aus 
Gesetzen, Dokumenten etc., deren Kenntnifs für die Wür- 
digung oder Entscheidung der Frage erheblich seyn kann, 
so wie in gleicher Beziehung der Inhalt von Verhandlun— 
gen, die etwa statt gehabt haben, oder von Verfügungen, die 
bereits getroffen worden sind, nach Bedürfnifs wörtlich aus- 
gehoben , oder vollständig angedeutet werden ; 

dafs nichts, das nicht wesentlich zur Sache gehört, aufgenom— 
men; endlich, 

dafs der Finalantrag mit ^Präzision gestellt, und wenn der 
Vortrag mehrere Punkte oder Frager, umfafst, dieser Final- 
antrag in eben so viele besondere Fragen oder Punkte auf- 
gelöst werde. 
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Die nämlichen Forderungen finden auch in Ansehung der 
Berichte statt, die im Wesentlichen in schriftlichen Vorträgen 
von Behörden oder Beamten an die vorgesezten höheren Stellen 
bestehen, und von diesen nur in Ansehung ihrer äufsern Form 
verschieden sind, die theils von den Amtsverhältnissen des B e— 
richterstatters, theils auch von dem Gegenstände (ob in ei- 
ner Justiz— oder Verwaltungssache etc.) abhängig ist. Die Vor- 
schrift, zufolge welcher in früheren Zeiten die Berichte an die 
höheren Behörden , mit einem Bombast von Kanzleikurialien 
verbrämt, an die Person des Regenten haben gerichtet , oder wo 
die Adressirung an die höheren Behörden, in weitläufigen Ti- 
tulaturen hat eingekleidet werden müssen , ist in den meisten 
Staaten einfadieren Formen gewichen, so dafs dergl. Berichte 
gegenwärtig, ohne alle unwesentliche Förmlichkeiten, in einem 
einfach darstellenden Styl redigirt werden;. höchstens mit Vor- | 
Setzung der Behörde von welcher, und an welche derselbe er- 
stattet wird. 

4 

Die nämliche einfachere Form findet auch in Ansehung der 
Verfügungen statt, die in den meisten Staaten im Namen der 
Behörde, und nur in bestimmten. Fällen , in jenem des Regen- 
ten ausgefertigt werden. (*) Dergleichen Verfügungen wer- 
den entweder als Bescheidung auf Berichte und Anfragen, 
oder von Amlswegen erlassen (Reskripte, Verfügungen etc.), oder 
als Bescheidung auf Gesuche von Einzelnen in Gegenständen ih- 
res Privatinteresses (Resolutionen-, Bescheide etc.), was auf ihre 
äufsere Form in sofern von Einfluls ist, als die ersteren gewöhn- 


1) Z. B. in Preufsen, Verordn, v. 27. Okt. 1810: „dafs der Ku- 
rialstyl in allen seinen Abslufungen von Reskripten, Dekreten u. dgl. 
durchgängig abgeschafft und von jeder Behörde, sowohl von oberen, 
auf gleicher Stufe stehenden oder untergebenen Behörden und Perso- 
nen, in dem gegenwärtigen Styl des gemeinen Lebens, verfugt und 
geschrieben werden soll.“ 

In Würtcmberg, Verordn, v. 24. Dez. 1816, die Form der 
Berichte an den König und die höh. Behörd. betreffend. In Baden, 
Verordn, v. 10. Febr. 1810 (St. u . Regbl.VH.) ln Nassau, Verordn. v. 
fr Sept. 1815. Über den Gebrauch des königlichen Titels in ßaiern, 
Schmelzing I« c. II. 278, 
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lieh fö rmlicher, die lezteren gewöhnlicher nur als Extrakte 
aus den Protokollen ausgefertigt werden, was auch in mehreren 
Staaten für die Verfügungen an untergeordnete und für die 
Geschäftsmittheilüngen an koordonirte Behörden der Fall ist. (*) 
Dabei besteht die zweckmäfsige Vorschrift, dafs weder in dem 
nämlichen Berichte, noch in der nämlichen Verfügung, mehrere 
fremdartige Gegensände zusammengefafst werden dürfen, und 

o o n 7 

jene , dafs die Ordnungsnummer des Berichtes , durch welchen 
eine Verfügung, oder umgekehrt, der leztern, durch welche 
der erstere veranlafst worden ist, und die summarische Anzeige 
des Inhalts des erstem, gleich auf der ersten Seite vorgetragen 
seyn müssen. 

Die Form von Verordnungen endlich, sowohl solcher, 
die lediglich auf innere Verhältnisse der Verwaltung Bezug ha- 
ben (Dienstreglements, 'Instruktionen etc.), als auch solcher, 
welche die Gesammtheit der Staatsangehörigen betreffen (all- 
gemeine' Verordnungen , Edikte , Gesetze), ist zum Theil durch 
den Gegenstand und Inhalt derselben bedingt. Als die zweck— 
mäfsigere, besonders ftir solche, in welchen in Beziehung auf 
Sachen und Personen, verschiedenartige Vorschriften ertheilt 
werden, möchte diejenige zu betrachten 1 * * 4 seyn , wenn alle Vor- 
schriften, die eine gleiche Beziehung haben , in Hauptabtheilun- 
gen (Kapitel, Titel etc.) zusamraengefafst , diese in derjenigen 
Folgeordnung, die aus der Natur der Sache, oder aus dem 
Zwecke der Verordnung sich ergibt, an einander gereihet, die 
Vorschriften selbst aber in einzelne, kurze, dispositive Sätze re— 
digirt werden. 

& v 

Eine Vereinigung gesetzlicher Vorschriften, mit 

blofsen Verwaltungsanordnungen, in eine und dieselbe 


1) In P reufsen, B ai cm, Würtember getc. werden die Erlasse 

der Kreisstellcn in ihrem IS’amcn (z. B. die Regierung) erlassen, in 

dem ersteren Staate im Rorrcspondenzstyle , in den beiden lezteren im 

befehlenden Styl redigirt. Dabei müssen in Prcufsen , wo es gesche- 
hen bann , die Verfügungen blofs durch Abschrift des Dekrets, 
und in Sachen, die sich dazu eignen , mit einem blofsen Vormerk an 
die Behörden remittirt werden , die ersteren jedoch gehörig vollzogen 
seyn. Die alleg. Verordn, u. Instrukt. 
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Verordnung, scheint um defs willen nicht zweckmäfsig, weil die 
lezteren, ihrer Natur nach, öfteren Veränderungen unterworfen 
sind, ohne des Einflusses zu erwähnen, der in Staaten mit ei- 
ner ständischen Verfassung, den Ständen auf die ersteren, nicht 
aber auf die lezteren zusteht , wefshalb auch aus diesem Grunde 
ihre Sonderung nothwendig ist. 

/ ( * 

- §. 75. 

Die besonderen Formen für die Behandlung der Staats— 
geschäfte, können nach Maafsgabe der eigenthümlichen Ver- 
schiedenheit der Hauptzweige der Verwaltung, in nachstehende 
vier Hauptkathegorien zusammengefafst werden, nämlich: 

1) Formen für die Einkleidung der Geschäfte in dem Depar- 
tement der auswärtigen Angelegenheiten; 

2) dergleichen für jene in dem Ressort des Justizdepar— 
tements: 

' » 

3) sodann dergl. für die Mili t ärverwaltun g; 

4) endlich Formen für die Behandlung und Einkleidung der 
Geschäfte, die in das Ressort der Verwaltung des Innern, 
und in jenes der Finanzen gehören, von welchen lezteren 
beinahe ein jeder Geschäftszweig besondere Formen erfordert, 
die theils durch die Eigentümlichkeit des Gegenstandes, 
theils durch die besonderen Zwecke, deren Erreichung beab— 

, sichtigt wird, bedingt sind. 


76. 

Auswärtiges Departement. Die Geschäfte in dem 
Departement det auswärtigen Angelegenheiten betreffen theils 
die inneren und' ökonomischen Verhältnisse desselben, und jene 
mit den anderen Ministerialdepartements, — für welche die For- 
men die nämlichen wie bei diesen sind, — theils beziehen dieselben 
sich auf die Behandlung der politischen Verhältnisse des Staates zu 
anderen Staaten, in Absicht auf welche, theils durch Verabredung, 
theils durch Herkommen und Gebrauch, bestimmte Regeln und For- 
men sich gebildet haben, die auf dem Grundsätze der Unabhängigkeit 
und Gleichheit der Staaten und auf den bestehenden Titel und 
auf Rangverhältnissen beruhen (diplomatisches Zere— 
moniel und diplomatischer Ranzleistyl, style de» 
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Cours ), und in der Redaktion aller Arten von Sta ats Schrif- 
ten, und nach Maafsgabe ihrer Verschiedenheit in Anwen- 
dung kommen. (*) 

Diese Staatsschriften (Actes diplomaiiqücs ) können nach 
Maafsgabe ihrer Bestimmung unter zwei Hauptkathegorien ge- 
bracht werden, nämlich solche, die blois für die bei ihrem 
Inhalte betheiligten Behörden und Individuen , — sodann sol- 
che, die zugleich, oder zunächst für die Publizität bestimmt sind. 
In die leztere Hauptkathegorie gehören: • 

1) Alle Arten von Sta a ts verträg en (Präliminar— und 
Definitivverträge, Haupt— und Nebenverträge , alle Arten 
von Kriegs Verträgen und Konventionen, ( a ) etc. Die Form 
ihrer Redaktion ist im Allgemeinen willkürlich und an keine 
besondere Regeln gebunden; die gewöhnlichere jedoch die, 
f / dafs nach Vorausschickung der Anrufung des höchsten We- 
sens, nebst der lntimationsformel, (*) und nach der Anzeige 


1) Über das Zeremoniel, Kl üb er europäisches Völkerrecht. Stutl. 
gart in der Cottaischen Buchhandl. 1821. I. §. 90 folg, und §. 217 folg., 
und die daselbst angcf. Schrillen. — Oinpteda Litterat. des V. R. 11., 
499 folg. — Besondere Arten des Zeremonielssind : a) dasjenige der Sou- 
veräns bei ihren persönlichen Zusammenkünften; b) das gesandtschafl- 
liehe oder diplomatische Zeremoniel; c} das Kriegszeremoniel ; d) das 
See- oder SchifTszeremoniel. Dasselbe gehört ausschliefslich in das Völ- 
kerrecht, wefshalb dasselbe hier ganz übergangen wird, so wie auch 
in Absicht auf die Einkleidungsformen, die in das Gebiet der diplomati- 
schen Praxis gehören, und die dem Zweck des vorliegenden Werkes 
fremd sind, da der Verfasser sich lediglich auf allgemeine Andeutun- 
gen beschränken mufs. 

’ Über die politische Unterhandlungskunst und über den diplomat. 
Kanzleistil : de Ca liier e s , de la muntere de negocier avec les Souve- 
räns. NouveL e'dit. II. Ryswick 1757. Mab ly , Prineipes des Negotiations, 
als Einleitung zu seinem Droit public de VEurope. Beck, Versuch 
einer Staatspraxis, oder Kanzleiübung aus der Politik, dem Staats- und 
Völkerrechte. Wien 1754. — . Sneedorf , Essai d’un traite du style 
des Cours , revu et corrige par de Colom. Hannovre 1776. de Mar- 
tens , Ch. , Manuel diplomatique etc. Paris 1822. 

Über die Sprache in diplomat. Verhandl., Kl über I. c. §. 113 folg. 

2) Über die verschiedenen Arten von Kriegsverträgen , Kl üb er 

1. c. §. 274 folg. ■ • 

3 ) Au nom de la sainte frinite'; d tous present et ä venir soit noloire 

Beck I. c. S. 162. 

11. ' 2 
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der Ursachen, die zu dem Vertrage Anlafs gegeben haben, 
sodann jener dfcr Namen der paciszirenden Souveräne und 
ihrer Bevollmächtigten, der bewirkten gegenseitigen Aus- 
wechselung der Vollmachten, — r die Punkte, über welche die- 
selben übereingekommen sind, — in distinkten Artikeln, und 
nach Maafsgabe ihres materiellen Zusammenhanges, und 
als sie Haupt- oder Nebenbestimmungen enthalten, nach 
diesen aber, unter Voraussetzung der Bekräftigungsfor- 
mel, ( l 2 ) die Unterschriften und die Besiegelung folgen. ( a ) 

2) Ratifikationsurkunden, die in gleicher Art redigirt 
sind, nämlich so, dafs der Titel der ratifizirenden Souveräns, 
die Veranlassung und gewissermaafsen das Geschichtliche des 
zu ratifizirenden Instruments vorausgeschickt, sodann der 
geschlossene Vertrag vollständig eingerückt, und mit der 
Ratifikations- oder Genehmigungsformel geschlossen , die 
Urkunde mit dem grofsen Staatssiegel versehen, von dem 
Souverän unterzeichnet und vom Minister des auswärtigen 
Departements kontrasignirt wird. ( 3 ) 

3) Deduktion ein, zur Darstellung einer streitigen Sache, 
zur Begründung von Ansprüchen, welche ein Staat geltend 
zu machen beabsichtigt, oder zur Zurückweisung von sol- 
chen, die gegen ihn erhoben werden, endlich zur Rechtferti— 


' 1 ) 1 Znfoi de quoi, Nous {Ambassadeurs, Minist re* plenrpot. efe.) de — 
en vertu de Nos pouvoirs respectxfs, avons nux dits noms eigne ie present 
traite, et y avons appose les caehet* de No* Armes, eie . Sneedorf 1 . C. 
S. 144 * Beck 1. c. S. 162. 

2) Über die Rangordnung der Souveräne und ihrer ßevolhnäch. 
tigten in Verträgen und bei den Unterschriften, Klüber I. c. §. 100. 
104. Im Kontexte, vorzüglich auch im Eingänge, hatderzuerst genannte 
den ersten Platz, der folgende den zweiten, etc. Die Unterschriften ge- 
schehen nicht selten auf zwei Kolumnen, wo denn auf der heraldisch 
rechten Kolumne (dem Leser zur linken) , die oberste Stelle den ersten 
Platz, auf der heraldisch linken Kolumne, die oberste Stelle den zwei- 
ten Platz u. s. f., bezeichnet. Unter gröfscren Mächten, und auch un- 
terminder grofsen unter sich, ist gewöhnlich das Alternat eingefährt, 
nämlich, dafs im Eingänge, Kontext und in der Unterschrift , so ge- 
wechselt wird , dafs jede in dem für sie bestimmten Exemplar zuerst 
genannt wird. Nach ganz neuen Beispielen, auch die Ordnung in der 
Unterschrift, nach der Folgeordnung der Initialbuchstaben im Alphabet. 

3) Beck 1. c. S. 177. 
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gnng von Handlungen, welche derselbe unternommen hat, 
oder zu unternehmen im Begriff steht; — in Hinsicht hier- 
auf a) rechtliche (mit Ausnahme der Manifeste, selten), 
b) politische, und c) gemischte (nämlich: rechtlich und 
politisch), welche beide lezteren Arten nicht selten durch die 
Benennung von Expost des moiifs , memoiresraisonn.es und 
dergl. bezeichnet sind. 

Ihre Redaktion ist an keine bestimmten Regeln gebun- 
den, die gewöhnliche Form jedoch die, dafs nach einer 
bestimmten Anzeige des Gegenstandes, die Gründe zur 
Rechtfertigung der aufgestellten Ansichten und Behauptun- 
gen , oder zur Entkräftung der entgegengestellten , in ih- 
rer sich ergebenden materiellen Ordnung dargestellt wer- 
den. ( l ) 

Aufser diesen genannten Arten von Staatsschriften, gehören 
in diese Kathegorie, die Manifeste (zur Bekanntmachung 
eines -Ereignisses , Rechtfertigung einer Handlung oder eines 
Krieges) ; Patente (besonders bei Besitzergreifungen); Renu n- 
ziationen; Acce ptation en; Zessionen (gewöhnlich in 
der Form von Patenten ausgefertigl); Protestationen; Re- 
versalien; sodann Kart eis, Kapitulationen u. dergl. ( 2 ), 
deren Einkleidungsform sich aus der Natur des Aktes und sei- 
ner Bestimmung ergibt, und defshalb an keine besonderen Re- 
geln gebunden ist. 

\ §• 77. 

Die in die erste Kathegorie gehörenden Staatsschriften, sind 
im Allgemeinen in so fern unterschieden, als ihre Form brief- 
lich ist, oder nicht; sodann, inwiefern dieselben unmittel- 
bar von dem Souverän selbst, oder von dem Departement aus- 
gehen: oder aber aus Veranlassung der Geschäftsführung durch 
diplomatische xAgehten; und in Bezug auf diese. 

In die erste Klasse , nämlich der brieflichen, die von dem 
Souverän ausgehen, gehören: 


1) Beck 1. c. 147. Sncedorf S. 152. Muster t.B. in Herzberg 
JRecueil des Deductiors , Manifestes , Deklaration* y Tratte * et autres 
Aetes et Eerits publie*. 2. Aufl. Berlin 1796. 

. 2) Sneedor f 1. c. S. 144. —Beck l.c.S. 150 — 161. S. 199 folg. 

2 * 
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1) Die Zer emo nie 1 sch re iben {letircs cn Ccrtmoni*, oder 
de Conseil , Kanzleischreiben), in welchen das zwischen Staa- 
ten herkömmliche Zeremoniel in allen Theilen vollständig 
beobachtet ist , in dem Eingänge der vollständige Titel 
des Souveräns, der schreibt, und desjenigen, an welchen 
das Schreiben gerichtet ist, nebst der Begriifsu ngsformel, 
vorausgeschickt wird, (*) und nach dieser eine eben so 
vollständige Anrede folgt; — in dem Kontexte oder 
Vortrage, der schreibende Souverän von sich in der Mehr- 
zahl ( Nous , Wir, Uns) spricht, demjenigen, an welchen 
das Schreiben gerichtet ist, den ihm gebührenden Titel 
beilegt (7' otre Majcslc , Ew. kaiserliche, Ew. königliche 
Majestät), dem unter Fürsten gleichen Ranges gewöhnlich 
das: Ew. Liebden, beigefugt wird; in dem Schlüsse 
aber, der in einen Wunsch eingekleidet ist, die Anrede 
wiederholt wird; (*) die Unterschrift endlich, ohne 
Zusammenhang mit dem Kontext, unter Vorsetzung einer 
Schiufsanrede , die unter Fürsten gleichen Ranges in der 
Wiederholung des Titels (de Sa D/Iaj . , Ew. Hoheit, Ew. 
Liebden) besteht , und mit der Beobachtung der hergebrach- 
ten Courtoisie (z. B. le bon fr er e et ami y Freund, Bruder, 
Vetter) unter das Datum gesezt wird. • 

2) Die Kabi netss ch reiben, in welchen in dem Eingänge 
weder eine Vorsetzung von Titeln , noch eine Be- 
grüfsungsformel , sondern nur eine einfache Anrede statt 
findet , die nach dem Verhältnisse der-Schreibenden modi- 
fizirt ist; ( 1 2 3 ) in dem Kontexte, der Schreibende von 
sich selbst, in der einfachen Terson spricht, an Souveräne 
gleichen oder höheren Ranges, die Würde (Ew. Maj., Ew. 


1) Z. B. iV. ... par la grdee de Dieu Hoi de — au tres-haut , Iris— 
puissant, par la mene grdee de Dieu , Hoi de — 

tris-haut , tris-excellent et tres-puissant Printe f Notre tris-eher et 
tris-aime bon fr ire et atni. ' , 

2) Z. B.«S«r ce Nous prions Dieu , qu’il vous aii , tri«— haut , trii— 
• excellenty tris— puissant Prince , Notre iris-eher et tris-aime bon fr er e et 

ami y en sa sainte et digne garde . Dorintf dans Notre palais royal. l'.in 
de grdee - — et de Notre Hegne. v 

3) Z. B. Monsitmr tnon frire , Jlladame ma soeur ; Durchlauchtigster 
Fürst , freundlich lieber Vetter. , 
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Durchlaucht) ausgedrückt , an solche niederem Ranges, 
blofs das Vous , Sie, gebraucht wird ; derSchlufs end- 
lich mit dem Kontexte durch eine verbindliche Wendung 
verbunden; die Unterschrift, ohne Schlufsanrede, un- 
mittelbar unter den Kontext; das Qatum entweder unter 
diese , oder an die Seite gesezt wird. Die Kanzleischrei- 
ben werden gewöhnlich von dem Departementsminister 
oder von dem Staatssekretär kontrasignirt, was bei den 
lezteren nicht der Fall ist; die ersteren ohne Kouvert, 
mit dem grofsen Kanzleisiegel; die lezteren in einem Um- 
schläge mit dem Kabinetssiegel verschlossen; in der Auf- 
schrift oder Adresse auf den lezteren, der vollständige Ti- 
tel desjenigen an welchen das Schreiben gerichtet ist, 
ausgedrückt, wogegen die lezteren nur ganz einfach über-- 
schrieben sind. (*) 

3) Billetschreiben, oder solche ohne Beobachtung ir- 
gend einer Förmlichkeit, die in Hinsicht auf ihren Inhalt 
in vertrauliche (Jbillets familiers) oder ernsthafte 
(hillets serieux) unterschieden werden. ( 1 2 ) 

Der Gebrauch der einen oder andern Form von Schreiben 
ist im Allgemeinen willkürlich, jedoch Regel, dafs Fürsten von 
einem niedrigem Range, an solche von einem höhern, „ keine 

Kanzleischreiben, sondern nur Kabinetsschreiben erlassen, wel— 

% * 

che lezteren unter Fürsten gleichen Ranges, als Merkmals freund- 
schaftlicher Verhältnisse, von höheren gegen solche niedrigeren 
Ranges, als eine Auszeichnung betrachtet werden. ( 3 ) 

§. 78. 

Staatsschriften, deren Form nicht brieflich ist, werden 
im Allgemeinen durch die Benennung von Memoires (Denk- 
schriften) bezeichnet, die vorzüglich dadurch von jenen der 
erstem Klasse unterschieden sind, dafs in denselben der Ge- 
genstand, welchen sie behandeln, mit gänzlicher Weglassung 


1) Z. B. A Monsieur nton frere le Roi de — 

2) Sneedorf 1. c. S. 102, daselbst auch Beispiele von den drei 
Arten von Schreiben. 

3) Über den Gebrauch der verschiedenen Arten von Schreiben* 
Sneedorf. S. 15. Beck I. c. S. 15. 
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aller Förmlichkeiten, einfach vorgetragen wird, sodann, dafs i n 
der Regel der Referent von sich selbst, und auch von dem- 
jenigen, an welchen das Memoire gerichtet ist, in der dritten 
Person spricht.^ 1 ) 

Dieselben sind entweder mimoires en forma de lettres , in 
welchen der Exhibent von sich in der ersten, von dem 
Addressaten in der zweiten Person spricht; oder so redigirt, 
entweder dafs der Referent von sich in der dritten, von 
dem Addressaten aber in der zweiten Person spricht; oder 
aber, dafs die Erwähnung beider in der dritten Person 
geschieht. 

In der ersten, gegenwärtig nur wenig mehr üblichen, 
Form, auch in der zweiten, welche für MJmoires, die ein 
Minister an einen Fürsten unmittelbar einreicht, die gewöhn- 
lichere ist, wird dem Kontexte zuweilen eine kurze Anrede 
[Sire, Madame, Monseigneur) vorgesezt, und derselbe mit 
einem verbindlichen Kompliment geschlossen, was beides in 
der dritten Redaktionsform, welche die allgemeiner übliche 
ist, nicht statt findet, in dieser vielmehr nach einer kurzen 
Anzeige oder Erwähnung des Auftrages, die dem Exhibenten 
geworden ist, sogleich zur Darstellung der Sache geschritten, 
am Schlufs derselben, Ort und Datum auf gleicher Linie ange— 
reihet, die Unterschrift aber unmittelbar darunter gesezt wird. 
v Gemeinschaftliche MSmoires mehrerer Minister, 

sind von den obenerwähnten nur dadurch, dafs die Überein— 

/ 

Stimmung ihrer Höfe in dem Eingänge angezeigt und ausge— 
drückt wird; — die sogenannten Verbalnoten, die vorzüg- 
lich zur Vergewisserung über die in einer Konferenz statt ge- 
fundenen Äufserungen, und zur Verläfsigung des richtigen 
Sinnes derselben, übergeben werden, vorzüglich nur in Ab— 
sicht auf den Styl, der durchaus referirend ist, — verschie- 
den; was auch in Ansehung solcher Mcmoircs der Fall ist, 
die nicht an einen bestimmten Hof gerichtet, sondern zunächst 
für das Publikum bestimmt sind, und mit den Deduktionen 
gleichen Zweck haben ; — Deklarationen, welche eben- 
falls ohne alle Förmlichkeiten, in einem einfach darstellenden 
Styl in der dritten Person redigirt sind. 

1) Sneedorf I. c. §. 16 u. 110. — Beck 1. c. S. 95. 


r 
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§. 79 . 

Die gesan dtschaftlichen Ha ndlun ge njeineß diplo- 
matischen Agenten beziehen sich theils auf seine Geschäftsord- 
nung, ( 4 ) theils auf den Geschäftsverkehr mit seinem eigenen Gou- 
vernement und dessen Behörden , theils auf seine Verhandlungen 
mit demjenigen, an welches derselbe gesandt ist, und mit an- 
deren fremden Gesandten an dem Ort seiner Sendung ; — die 
Staatssehriften aus Veranlassung einer solchen Sendung 
aber, theils auf die Beglaubigung und Instruirung eines Ge- 
sandten, theils auf die Geschäftshandlung, sowohl in dem Orte 
seiner Sendung, als mit seinem eigenen Gouvernement. Es 
sind nachstehende: 

1) Die Beglaubigung — Akkr e ditirun g — wird mit- 
telst eines Beglaubigungsschreibens (Kreditiv, lei— 
tres de crfance) oder durch eine Vollmacht bewirkt, 
durch welches erstere ein Gesandter .als solcher bei ei- 
nem andern Hof konstituirt und akkredirt und zur Ver- 
handlung der Geschäfte seines Gouvernements ermächtigt 
wird. Diese Kreditive sind gewöhnlich in der Form ver- 
schlossener Kanzleischreiben ausgefertigt, in welchen nach 
allgemeiner Bezeichnung des Objektes der Mission , des 
Namens und diplomatischen Karakters des Gesandten, die 
Bitte: demselben in allem, was derselbe im Namen seines 
Hofes Vorbringen wird, Glauben beiziiraessen, enthalten ist. 
Die Form der Vollmachten, — Gene ralv olimacht 
zur Verhandlung überhaupt, oder Spezialvollmacht 
für ein bestimmtes Geschäft, beide entweder unbe— - 
schränkt (pouvoir libre^ oder aber beschränkt ( pou- 
voir restreint), ( 1 2 ) — in welcher, nebst der Anzeige des 
Gegenstandes wofür, der Name und Karakter des Ba- 


1) Zu dieser gehören die zweckmäfsigo Betreibung und Bearbei- 
tung der Geschähe überhaupt, die Konzipirung der schriftlichen Aufsä- 
tze, die Revision der Konzepte, ihre Ausfertigung und Beförderung, die 
Aufsicht über die Führung der gesandtschaftlichen Journale, auf die 
Registratur, Kanzlei, etc. Kl über I. c. §. 197. 

2) Callieres, I. 84-, II. 59 folg, -r Sncedorf, S. 164. 184. 
Beck, S. 225 u. 253; __ Bielfeldt, II. S. 164. §.4, u- S. 183 $. 6 
— 8; — Klüher, §. 193 u. 94. 
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vollmachtigten , (1er Umfang seiner Befugnisse und die 
Garantieformel enthalten sevn mufs, ist im Allgemeinen 
willkürlich, entweder die eines offenen Briefes in 
forma patente, plcin—pouvoir, Vollmacht im engern Sinn), 
oderauch die eines an den fremden Souverän gerichteten ver— 
schlossenen Schreibens, welches alsdann Von dem Be- 
glaubigungsschreiben nur durch die speziellere’ Bezeich - 
nung des Objektes unterschieden ist. Beide Arten, von 
. welchen die leztere für die Beglaubigung und Bevollmäch- 
tigung bei einem Souverän, die erstere, für jene bei Kon- 
gressen, die gewöhnlicheren sind, werden nach Formularen 
ausgelertigt, die in den Kanzleien des Departements vor- 
handen sind, von dem Souverän unterzeichnet, und von 
dem Departementsminister kontrasignirt. ( * l ) Abgeordnete 
ohne gesandtschaftlichen Karakter , werden gewöhnlich 
nur durch blofse Addrefsschreiben legitimirt. 

$) Die Inst ruktionen, oder vollständige Anweisungen 
über die politischen Grundsätze, Ansichten und Zwecke 
des absendenden Gouvernements überhaupt, und in so 
fern die Mission einen bestimmten Zweck zum Gegen— 
' stand hat, in Absicht auf diesen; — sodann über die 
Mittel zur Erreichung desselben, überhaupt über das Be- 
nehmen, welches der Gesandte beobachten soll. Dieseln— 
struktionen sind entweder allgemeine oder spezielle; 
ostensible, von welchen der Gesandte nacli Erforder- 
nis der Umstände Öffentlichen Gebrauch machen kann, 
oder geheime, die ausschliefslich und lediglich zu 
seiner Direktion bestimmt sind. Die Form ihrer Redak- 
tion ist willkürlich, gewöhnlich die eines Reskripts, oder 
auch einer raisonnirenden Darstellung, in welcher die ver- 
schiedenen Gegenstände in besonderen distinkten Abschnit- 
ten oder Artikeln behandelt sind. ( a ) 

_ ■ «; 

1) Wenn das Kreditiv in Form eines verschlossenen Schreibens 
ausgefertigt ist, mufs demselben eine beglaubigte Abschrift beigefügt seyn. 

Bei mehreren Höfen ist es üblich, den Gesandten besondere Em- 
pfehlungsschreiben milzugeben. 

uy Ga liiere», I. S. 87. JI. S. 64 folg. — Sneedorf,. S. 178. 
Beck, S: 245. — Bielfeldt, H. S. 180. — Muster so vorzüglicher 
Inriruht, in den Mrmoirts v. U r a / ain gh um , D'avaux % Turey c/c. 
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3) Rappellschreiben, durch welche ein Gesandter von 
seiner Mission abberufen wird, für welche in der Haupt- 
sache die nämlichen Formen wie Für die Kreditive statt 
finden. (*) 

4) Re kreditive, oder die Antworten auf die vorstehen- 
den, die mit den nämlichen Formen ausgefertigt werden. ( 1 2 3 ) 

§. 80. 

i . 

Die Geschäftsverbindung der diplomatischen Agenten 
mit ihrem eigenen Gouvernement, wird von den ersteren 
durch Berichte (Relationen, Depeschen), von dem leztern 
durch Reskripte; jene mit dem Gouvernement, bei wel- 
chem dieselben akkreditirt sind, und mit anderen diplomatischen 
Agenten an dem Orte ihrer Mission, durch JVLtmoir es , Ver- 
balnoten, Noten, unterhalten ; — bei Kongressen , V er— 
Sammlungen und dergleichen, durch Abstimmungen (Vota), 
die zum Sitzungsprotokoll abgegeben werden. 

Die Form ' der gesandtschaftlichen Berichte, sowohl über 
die Vollziehung der einem diplomatischen Agenten ertheilten 
Aufträge, als überhaupt über alle Ergebnisse, die für seinen 
Dof von Interesse seyn können, ist im Allgemeinen willkür- 
lich. In früheren Zeiten waren dieselben in manchen Staaten 
unmittelbar an die Person des Regenten gerichtet und mit Beo- 
bachtung aller Kanzleiförmlichkeiten redigirt, was gegenwär- 
tig nicht mehr, oder doch nur Ausnahmsweise, der Fall ist, 
und die Briefform, oder die eines einfach erzählenden Vortra- 
ges, ohne irgend eine Kanzleiförmlichkeit, die gewöhnlichere 
ist. (»)•.•. 


1) Sneedorf, S. 258. Beck, S. 28 f . 

2) Sneedorf, S. 283. Beck, S. 295. 

3) Vorschriften in Betreff der Abfassung dieser Berichte (meistens 
Klugheitsregein) in Beck, 1. c. S. 276. Sneedorf, 1. c. S. 245. 
Bielfeldt, II. S. 186, §. 11 folg. Callicres, I. S. 125 folg. 

,, Lea Lettre s , qiiun JVtfgoeiateur ecrit d fon Printe , doiuent itre 
exemptt» de pre'ambule et d’ ornemens vains et hiutiles ; — il faut , que 
le style soit net et concis , samt * y employer des paroles inuliles , et 
sans y rien omettre de ce qui sert d la clarll du discours; qu'il y r&- 
gne une noble simpliciie , aussi t ( loignee d'utie vaine ’ affectation de 
seience et de bei esprit , que de ncgligenee et de grostiüreie , et qu eiles, 
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Berichte in C hitfern geschrieben, sind von jenen in ge— 
wohnlicher Schrift, nur durch die Anwendung des Chiflfers 
verschieden, ( 4 ) was auch in Ansehung der Hauptberichte 
der Fall ist, die in manchen Staaten von den diplomatischen 
Agenten nach ihrer Rückkehr von einer Mission erstattet werden, 
und die von den gewöhnlichen Berichten nur dadurch sich unter— 
scheiden, dafs in denselben alle Verhältnisse des Hofes und 
Staates, in welchem sie residirt haben, in einem raisonnirenden 
Vortrage dargestellt sind. 

Die Form der Reskripte an die diplomatischen Agenten 
im Auslande, ist im Allgemeinen von derjenigen abhängig, 
die für die Verfügungen und Erlasse der vorgesezten Behör- 
den in einem Staate überhaupt üblich ist, jene eines einfa- 
chen Schreibens, die gewöhnlichere; jene der Mt'moires und 
3>j[oten für den Verkehr mit anderen diplomatischen Agenten, 
die nämliche, die für Schriften der Art, vorstehend angedeu- 
tet worden ist. 

■ / 

Die Formen endlich für einzelne gesandtschaftliche Akte, 
z. B. für Pässe, Lebenszeugnisse, Legalisirung von Dokumen- 
ten und dergleichen, sind, in so fern dieselben nicht durch den 
Gegenstand selbst bedingt sind, willkürlich. 


soyent egalement epurees de certaineafaqona de parier nouvelles ei aff ec- 
tdes, et de celles , qui sont basst» et hör » du bei usuge. ii 

„ II faut y deduire les fuits avec les circonstances prineipalts, qui 

servtnt <1 les eclaircir, et d faire penetrer les molifs les plus teeret ä , qui 

* 

font agir ceux , avec qui on traite ; une dtpecht y qui ne rend compte que 
des fuits , s ans entrer dans les mutifs , ne peut passer que pour une 
gazette. — • Un IVTiitistre public ne doit pas descendre jusqu’d r t mp Ur- 
ses deptehes d avantures et de circonstances indignes de Vattention de son 
Prince , surtout lorsqu ellts n’ont point de rapport aux affaires , dont il 
est charge , etc.“ 

1) Über das Chiffriren der Depeschen, Callieres, I. S. 36. 
Biel fei dt, II. S. 190. §. 19 folg. Über die Kunst, in Chiflers zu 
schreiben: Klub er Kryptographik ; Lehrbuch der Geheimschreibe 
kunst (GhifTrir- und Dechiffrirkunst) , Tübingen in der Cottaischen 
Buchhandi. 1809. In der Regel er Wh ein Gesandter drei Chi rters, näm- 
lich: einen Chiffre chiffrant , einen Chiffre dechißrant , und einen 
Chiffre baitnal oder Kommunikationschilfer zur Korrespondenz der Ge- 
sandten eines Hofes unter sich. 
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§. 81 . 

Justizdepartement. Die Geschäfte . in Absicht auf 
die Justizverwaltung, beziehen sich theils auf die Realisirung 
der obersten Staatsaufsicht auf die Rechts— und Ge— 
schäftspflege und auf das gesanrmte Justizpersonal ; theils be- 
treffen dieselben die Rechtspflege selbst in ihren drei Haupt- 
zweigen, nämlich: in bürgerlich— streitigen , in nicht. streitigen, 
und in peinlichen Sachen, in Absicht auf welche die Formen 
für die Behandlung und Einkleidung von der in jedem Staate 
bestehenden Rechts- und Gerichtsverfassung abhängig sind. 

Die Staatsaufsicht auf die Rechts— und Geschäftspflege 
ist darauf beschränkt, dafs das Recht den bestehenden Gese- 
tzen gemafs verwaltet werde. Die Formen für ihre Realisi- 
rung sind nach Maafsgab,e verschieden, als Für dieselben be- 
sondere Aufsichts— und Kontrolbehörden, die in dieser Be- 
ziehung zugleich als Agenten des Justizministers fungiren , — 
Staatsprokuratoren, ( l ) — angeordnet sind, oder aber diese 
Kontrole und Aufsicht durch die Justizbehörden selbst, in ab- 
steigender hierarchischer Ordnung realisirt wird, — jene Für 
die Rechtspflege selbst aber, nach Maafsgabe' als öf- 
fentliches un£ mündliches Verfahren , und bi peinlichen Sa- 
chen, Geschwornengerichte; für die Verwaltung der nicht 
streitigen Gerichtsbarkeit, besondere Behörden und Beamten 
angeordnet sind.*( 2 ) 


1) Über das Institut der Staatsprokuratoren, als Wächter 
und Kontrolbehörden für die Vollziehung der Gesetze, in Frankreich 
und in den tcutschen Provinzen auf dem linken Rheinufer, das Be- 
eret sur la poliee des Cours et tribunaux v. 25. März 1 <308 ; — Diction— 
ruiire de legislation , T. I. S. 22 folg. J T. II. S. 211 folg. ; Saalfcld, 
St. R- v. Frankreich, S. 283. In Rufsland, Vofs, Rufsland beim 
Anfänge des 19. Jahrhund., II. S. 252 folg. Zum Theil auch in 
Schweden, Konstit. v. 1809. §. 27. 96 — 100. 

.2) Das Notariat in Frankreich und in mehreren teutschen 
Provinzen auf dem linken Rheinufer. Loi coni'-nant Organisation du 
Notariat v. 25. Ventose X/. (16. März 1803) j Saalfeld, 1. c. S. 374. 
In Würtembcrg, Edikt über die Einrichtung der Gefichtsnotariate 
v. 27. Aug. 1819. In Baden, die Amtsrevisorate. In Nassau, die 
Amtsschulthcifse , Verwaltungsordn, für die Amtsbehörden v. 5. Ju- 
nius 1816. 
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In Absicht auf diese Formen, mufs indessen auf die in 
jedem Staate bestehenden Gesetze und auf die Gerichts— und 
ProzefsordnungtSto um so mehr verwiesen werden, als bei der 
grofsen Verschiedenheit, die in Betreff ihrer Anordnung und 
Bildung statt findet, eine vollständige, diese Verschieden- 
heiten umfassende Andeutung , kaum thunlich , aufserdem 
aber auch, dem Zwecke des vorliegenden Werkes fremd seyn 
würde, weil die Verwaltung der Rechtspflege, mit welcher 
diese Formen wesentlich verbunden sind, ein aus der Verwal- 
tung ausgeschiedenes, für sich abgeschlossenes Ganzes bildet. ( l ) 

82 . i 

Von den administrativen Geschäften für die Ju- 
stizverwaltung überhaupt, *und in dem Justizdepartement ins- 
besondere, bedingen nur wenige, besondere Formen, die von 
jenen für analoge Geschäfte in der Regiminal— und Finanz— 
Verwaltung, nur in Absicht auf den Gegenstand verschieden 
sind. 

% Diese Geschäfte lassen sich unter nachstehende Rubri- 

» 

ken zusammenfassen : \ 

* * 

1) das Etatswesen ffür das Justizdepa^tement im 
Allgemeinen, — und wo für den Einzug und die Ver- 
waltung der Sporteln und Taxen etc. nicht eine beson- 
dere Kasse bei diesem Departement besteht, in welche 
die übrigen Fonds einfliefsen und aus welcher sodann der 
gesammte Aufwand für die Justizverwaltung befriedigt 
wird, — blofs Ausgabeetats, für das Personal, für die 
Kanzlei— und sonstigen Kosten ; und wo der Aufwand für 
den Transport und für die Verpflegung der Gefangenen, 
für die Gefängnisse etc. nicht ausschliefsend von dem 

O % 

Ministerin des Innern saldirt wird , auch für diesen 

2) das Sportel wesen, sowohl Entwerfung und Redak- 
tion der desfallsigen Tarife, entweder in fixen Sätzen für 
bestimmte Handlungen und Akte, oder nach Verschieden- 


1) Eine solche allgemeine .Andeutung ist in dem allegirten Werke 
von Bensen, 2. Th. 8 . 1 Bl folg, versucht, die jedoch aber sich mehr 
auf die Hechtspflege in Preufsen bezieht. 
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heit de» Betrages und Werthes der Gegenstände und 
der Instanzen , als auch des Etats über den Ertrag der 
Sporteln und Taxen, nach Erfahrungsätzen, die aus Durch— 
schnittssätzen abstrahirt, und auf diese gegründet sind; 

* . J * * i 

3) periodische Situationsetats über den Geldhaus- 
halt des Departements, wo» dem Justizminister die Dispo- 
sition über die für dasselbe ausgesezten Fonds zusteht; 

4) Übersicht en über die Geschäftsförderung, so- 
wohl periodische und spezielle, als jährliche und allge- 
meine, über die Anzahl der . anhängigen , erledigten oder 
nicht erledigten Rechtssachen,, über den Stand dieser lez- 
teren etc., die bei einer jeden Behörde gefertigt werden müs- 
sen, und aus welchen eine Generalübersicht zusammenge— 
stellt wird; sodann, dergleichen Übersichten über die 
Verwaltung der freiwilligen Gerichtsbarkeit, über die Lage 
der Vormundschaftssachen, des Hypotheken— und Depo— 
sitalwesens, über die Gefangenen, etc. 

" i 

Für das Etatswesen des Justizdepartements, finden im All- 
gemeinen die nämlichen Grundsätze und Formen statt, die fiir 
dasselbe überhaupt vorgeschrieben sind, nämlich: dafs der 
bekannte, bestimmte Aufwand, in den Reskriptmäfsig , oder 
sonst feststehenden Sätzen; der unbestimmte und variable aber, 
nach Durchschnitten ausgeworfen, in Haupt- und Spezialru— 
briken danjestellt wird. 

o 

Für den Einzug und für die Verrechnung der Sporteln 
und Taxen, so wie überhaupt für die formelle Be- 
handlung des Spdrtelwesens , bestehen in jedem Staate beson- 
dere Vorschriften, Normen und Formen; die Behandlung selbst 
ist einfacher oder verwickelter, nach Maafsgabe als dem Spor- 
tel- und Taxwesen eine mehr oder minder grofse Ausdehnung 
gegeben ist. 

Die Form der periodischen Situationsetats über den Geld- 
haushalt des Departements ist die nämliche wie für die übri- 
gen Departements ; • jene der Übersichten über die Geschäfts- 
lage endlich , willkürlich, im Allgemeinen tabellarisch und so, 
dafs bei Ziviiprozessen die Anzahl der anhängig gewordenen 
Sachen und die Art ihrer Erledigung, bei Kriminalsachen aber 
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die Anzahl und Arten von Verbrechen und die darauf erkann- 
ten Strafen* speziell und in grofsem Detail, dargestellt sind. (*) 

§. 83 . 

Militärdepartement. Gleiche Verhältnisse finden 
auch in Ansehung der Militärverwaltung statt, die mit den 
übrigen Hauptzweigen der Staatsverwaltung nur in Ansehung 
einer kleinen Anzahl von Gegenständen in unmittelbarer Be- 
rührung steht, die sämmtlich in den Wirkungs- und Geschäfts- 
kreis des Departements des Innern gehören. Diese. Gegen- 

stände betreffen vorzüglich die Ergänzung der Armee (Kon- 
skription oder Rekrutirung) ; die Einquartierung, wo Kaserni- 
rung nicht statt findet, und die Serviseinrichtung eingeführt 
ist; die Einquartirung und Verpflegnug bei Durchmärschen; — 
die Gestellung von Pferden zur Remonte und zum Train , so- 
dann die Fouragelieferung für die Kavallerie und übrigen Mili— 
tarpferdo, wo beides in dem Verwaltungssystem eingeführt ist. 
Die Arbeiten , s die auf dieselben Bezug haben, bestehen 
vorzüglich, in Konskriptionsmatrikeln der waffenfähigen und 
pflichtigen Mannschaft, in Servisreglements, Standesausweisungen 
über die zu bequartirende Mannschaft, und in Vergütungsliquida- 
tionen über diejenige Einquartirung, die wirklich statt gehabt hat, in 
solchen über die bei Durchmärschen verabreichten Rationen und 
Portionen, und geleisteten Vorspann ; in Nach Weisungen über den 
vorhandenen diensttauglichen Pferdestand, endlich in Nachwei— 
sungen und Liquidationen über die gelieferte Fourage; deren 
Form durchaus tabellarisch und so eingerichtet ist, dafs die Qua- 
lität und Quantität der Leistung, der Name und die Charge 
des Empfängers, das Korps, welchem derselbe angehört etc., auf 
einen Blick zu übersehen ist. 

Die Formen für die Einkleidung der Geschäfte für die ei- 
gentliche Militärverwaltung, sowohl der allgemeinen, als 
für jene in Beziehung auf den innern Haushalt der Regi- 
menter, Korps etc., sind wesentlich von dem Systeme abhän- 
gig , das in jedem Staate für den Armeehaushalt besteht, ins- 
besondere davon, in wie fern manche Zweige der allgemeinen 


M * 

1) Beispiele solcher tabellarischen Übersichten in den Regierungs* 
blättern von Baiern und Baden. 
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A 


Verwaltung ebenfalls der Besorgung und Industrie der einzel- 
nen Korps uberlassen sind, oder aber in wie fern alles durch 
eine Zentralverwaltung beschafft wird, das Regie — , oder aber 
das Massensystem statt findet. Überhaupt ist der Militär- 
haushalt von allen übrigen Verwaltungszweigen dadurch ka- 
rakteris tisch unterschieden, dafs für jede Art von Bediirfhifs 
und von Aufwand (für jedes einzelne Stück der Bekleidung, 
der Equipirung , der Bewaffnung; für die Verpflegung, Feue- 
rung, Beleuchtung, für die Pferde etc.) in Absicht auf Qualität, 
Quantität, Zeitdauer oder Geldbetrag, Normalsätze vorgeschrie- 
ben sind, in deren Anwendung auf den kompleten, effektiven, 
präsenten Stand, so wie in der Nachweise dieser Anwendung, das 
'Wesen der Militärverwaltung im engem Sinne besteht, aber 
auch nur diese berührt. (*) 

§. 84 . ' 

Departement des Innern. Die Geschäftszweige in 
dem Departement des Innern , N welche besondere Einkleidungs— 
formen erfordern, lassen sich unter nachstehende Hauptkathe- 
gorien zusammenfassen, nämlich: 

1) Geschäfte, die auf die innere Verwaltung des innern Haus- 
haltes des Departements und auf die Übersichten von dem 
Geschäftsbetrieb, Bezug haben; 


1) Aus dieser Ursache mufs der Verfasser sich auf diese ganz 
allgemeinen Andeutungen beschränken, indem die Darstellung von nur 
einem Systeme , nicht genügen , eine solche von den verschiedenen 
Hauptsystemen und der Formen in jedem derselben, weit über die 
Grenzen, die derselbe sich nach seinem Zwecke setzen mufs, hinaus- 
führen, und ein eigenes Werk erfordern würde. Ohnehin aber ist 
die Kenntnifs dieser Formen nur für die Militärbeamten von Inter- 
esse , welche dieselben in den für jede Armee vorgeschrtebenen Reg- 
lements etc. sich erwerben müssen. Eine vollständige Sammlung der- 
selben , z. B. für die Ostreich. Armee , in Bundschuh, Übersicht 
des bei der k. k. Armee bestehenden Militärökonomiesystems etc. 2. • 
Auf., Prag bei Haase, 3 Thle. und 4 Supplementbände 1816 — 1818. 
Für die französ. Armee und das Massensystom , Quill et , Eint nc- 
luel de la Idgislation sur l'admi nistrali on des troupes , ä Paris 1806. 

3 Thcile. — Über die Militärökonomie im Frieden und Kriege etc. 

2 Bde. , Petersburg 1818 u. 1820. * 
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das Etatswesen für das Departement selbst , und über 
den Personal— und Materialaufwand etc. der Beamten 
lind Anstalten in demselben etc., fiir welches die nämli- 
chen Formen, wie für das Etatswesen überhaupt (§. 115), 
monatliche tabellarische Übersichten über den Ge- 
schäftsbetrieb, etc. 

2) Geschäfte in Beziehung auf die Realisirung der Oberaufsicht 
und die Einwirkung des Staates, auf Institute , auf welche 
demselben eine solche zusteht, oder deren Verwaltung von 
der Leitung des Departements abhängig ist; 

das Etatswesen dieser Institute und Anstalten (Waisen-, 
Irren—, Kranken-, Ko rrektions— und Strafhäuser ; Witt— 
wen-, Spar-, Sterbekassen und dergl. ; Brandasse— 
kurationsanstalteii, Leihhäuser etc.) — Situations— 
etats zur Übersicht und Kontrole ihrer ökonomischen, 
personellen' und sonstigen Verhältnisse. Die Grund- 
sätze für die Fertigung der Berechnungen und Einrich- 
tung der Wittwen-Sparkassen etc., gehören in das Gebiet 
der politischen Arithmetik, die zugleich die Formen 
für dieselben lehrt; 

3) Geschäfte in Beziehung auf die Verwaltung der Polizei in 
ihrem ganzen Umfange; — Sicherheits-r, Gesundheits-, Ar— 
menpolizei etc. — sodann die Anfertigung von Polizeitaxen, 
wo dergleichen noch üblich sind. (*) 


1) Die Elemente für die Bildung von Polizeitaxen für Brod, Fleisch, 
. Bier etc., und die Form für ihre Bildung ergehen sich aus dem Zwecke 
derselben. Die crstcren bestehen in der Zusammenstellung des An- 
kaufspreises der Waarc (Getreide, Vieh), der Nebenkosten 
oder sogenannten Ungclder (Öffentliche und Lokalabgaben) , der Fabri- 
kationskosten (Holz, Licht , Lohn der Arbeiter) , bei Gewerben, die, 
wie bei Brauereien, ein Fondskapilal erfordern, in der Verzinsung 
dieses Kapitals; endlich, in der sogenannten Manns na hrung 
(oder dem Fabrikalionr.gewinne zur Suslentation des Gewerbtreibenden), 
aus welcher nach Abzug der Nebeneinnahinen , durch Kalkulation 
nach bestimmten Prinzipien, entweder der Preis, der für eine be- 
stimmte Quantität Waarc, oder umgekehrt die Quantität VVaare, die 
für einen bestimmten Preis gegeben werden muis, festgesezt wird. — 
W'e i s s e r über Flcischt&xen, Leipzig und Tübingen 1788. — Schlup- 
per, Bemerkungen über die Biertaxen. Erlangen 1821. — Über sol- 


A 
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4 ) Geschäfte in Beziehung auf die Oberaufsicht und Einwir- 
kung des Staates auf die Verwaltung des Vermögens der 

' Kommunen, Korporationen, Stiftungen, Kirchen, Schu- 
len, etc.; 

Aufstellung von Inventarien von dem Vermögen der- 

O O 

selben; beziehungsweise Entwertung oder Revision 
der Etats von städtischen und Ruralgemeinden; Repar— 
titionen zum Behuf von Umlagen u. dergl. 

5) Geschäfte in Beziehung auf staatswirthschaftliche Gegen- 
stände, die in das Ressort dieses Departements gehören; 

ökonomische Ausmittelungen zum Behuf von Gemein- 
heitstheilungen, die Regulirung der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältnisse, etc. (*) 

6) Geschäfte in Beziehung auf die Konkurrenz dieses Depar- 
tements, zur Militärverwaltung (m. s. den vorsteh. §.) ; 

Peräquationen von Kriegskosten , etc. 

7) Endlich die Formen für die Geschäfte in Absicht auf die 
Bearbeitung der Statistik, für welche in mehreren Staaten 
besondere Behörden oder Bureaus aufgestellt sind; ( 2 ) 

Populationsetats, sowohl von der Seelenzahl über- 
haupt , ihrer Zu- und Abnahme , als in Hinsicht auf 
Geschlechts-, Alters-, Gewerbs- und sonstige Verhält- 
nisse; Übersichtstabellen von den Wohnplätzen und 
sonstigen Gebäuden, in Städten und Landgemeinden; < 
Viehtabellen, zur Darstellung des vorhandenen Vieh— 
Standes und jeder Gattung desselben; Übersichtstableaus 
von der kultivirten oder unkultivirten Fläche jeder 

i • i 

Art; von den Verhältnissen und Resultaten der Urpro- 
duktion. sodann der industriellen Produktion, in Ab- 

• 

- — : » 

che Taxen, Lotz Revision etc. l.Th. S. 319 (gegen dieselbe); Hazzi 
Betrachtungen über Theuerung und ftoth. München 1818. S. 130. 

1) Mcycr über Gemeinheitslheilungen. 3 Thlc. Celle 1801 — 1805. 

j» 

2) Z.B. in Ostreich, Pr eufsen, Baiern, Würtemberg etc. 
Lichtenstern über statistische ßüreaus , ihre Geschäfte , Einrich- 
tungen und nöthigen Formen. 4. Aufl. Dresden 1820. 

Beispiele von solchen Arbeiten und Tableaus, in den Werken von 
Krug, Colquboun; in der S/atitque generale de la France, und 
ähnlichen Werken. 
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sicht auf Produktion, Konsumtion, Importation, Ex— 
portation, etc. — überhaupt dergl. Übersichten über al- 
les, was auf die vollständigste Kenntnifs aller Verhält- 
nisse eines Staates in jeder Hinsicht Bezug hat, für 
welche die Einkleidungsformen aus der Natur der Ge- 
schäfte sich von selbst ergeben. 

Von den technischen Geschäftszweigen in diesem Departe- 
ment, erfordern mehrere besondere eigentümliche Formen, z. 
B. das Bauwesen, für welches Bauanschläge oder detail— 
lirte Berechnungen des Aufwandes aller Art , für jedes Bauwe- 
sen im Ganzen , und für einen jeden einzelnen Theil eines sol- 
chen, nebst den zu denselben gehörigen Planen, Grund— und 
Aufrissen und der Nivellements bei Strafsen und Wasserbauten etc. 5 
Bauetats, oder summarische Zusammenstellungen der Bauge— 
genstände und des Aufwandes für einen jeden derselben, ge- 
wöhnlich nach Bezirken , aus deren Zusammenstellung und 
der Hinzufügung von dem Personal— und sonstigen allgemeinen 
Aufwande, der Generalbauetat gebildet wird; endlich Bau— 
levisions- und Abnahmsprotokolle zur Prüfung und 
Konstatirung, in wie fern jedes Bauwesen überhaupt und in 
seinen einzelnen Theilen dem Anschläge gemäfs ausgeführt 
ist; von welchen die ersteren und lezteren als rein technisch, 
zunächst die technischen Behörden , und nur die Bauetats die 
administrativen näher berühren. (*) 

Ein zweiter Zweig, bei welchem eine solche Eigentüm- 
lichkeit Von Formen statt findet, ist die Verwaltung der 
Posten, sowohl in Absicht auf ihre Berührung mit dem Pub- 
likum (die Taxtarife über das Briefporto, nach Gewdcht der 
Briefe von Distance zu Distance steigend , dergleichen für die 
fahrenden Posten, für Güterund Kontanti), als auch für die 


1) In mehreren Staaten bestehen für die Fertigung der Anschläge 
und Kevisionsprotokolle detaillirte Instruktionen, wogegen in anderen, 
anstatt der ersteren, eigentlich nur Überschläge gemacht werden, die 
lezteren gar nicht üblich , in diesen aber auch Überschreitungen um 
mehr als die Hälfte des Überschlages, nicht selten sind. Eine Anzeige 
von Schriften über das Bauwesen, in Har 1 Handbuch der St. W'irlh- 
schaft und St. Finanzwissenschaft, S. 102, und in Flothov Versuch ei- 
ner Anleitung etc. S. 142. 
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Geschäftsbehandlung im Innern der Postbüreaus, die indessen 
noch ausschliefslicher nur die Postoffizianten, die allgemeinen 
Verwaltungsbehörden aber nur in Absicht auf die Aufsicht und 
Kontrole ihrer Beobachtung berühren. 

§. 85 . 

Finanzdepartement. (*) Sämmtliche Geschäfte in 
dem Finanzdepartement zerfallen in zwei Hauptmassen, 
nämlich : 

1) solche, die auf die genaue Kenntnifs der Staatskrafte und* 
der Quellen des öffentlichen Einkommens, - die wirklich 1 * * 4 
vorhanden sind, oder eröffnet werden können; ajjf jene 
ihrer Gibigkeit, der wahrscheinlichen "Wirkungen ihrer 

' Benutzung auf die Verhältnisse der verschiedenen Klassen 
von Staatsangehörigen; auf das Verhältnifs dieser Mitte! 
zu den Bedürfnissen des Staates, überhaupt auf die Anord- 
nung und Begründung des ganzen Staatshaushaltes Bezug 
haben ; ' 

2) sodann die Geschäfte für die Vollziehung der beschlosse- 
nen Maafsregeln, und für die wirkliche Verwaltung. 

Dieersteren, nämlich die Geschäftein Absicht auf die An- 
ordnung und Begründung des Staatshaushaltes , bedingen die 
Erwerbung einer möglichst genauen und vollständigen Kennt— 
nifs von der Gröfse der Population überhaupt, und von den 
Verhältnissen der Staatsangehörigen, in Absicht auf Erwerb, 
Gewerbsthätigkeit etc.; von allen Verhältnissen der Urpro- 
duktion in Absicht aut Kultur, Ertragsfähigkeit und wirkliche 
Produktion, nach Qualität und Quantität; von den Verhältnis- 
sen der Produktion zur Konsumtion , sowohl überhaupt, als in 
wie fern die leztere einen Überschufs zum Verkehr in das Aus- 
land übrig läfst, und von der Gröfse desselben; von den ver- 
schiedenen Zweigen der gewerblichen und industriellen Produk- 
tion, und eines jeden insbesondere, von der Anzahl der Men- 


1) Über den Geschäfbkreis des Finanzministeriums. Das Finanz- 
ministerium; ein historisch - staatsvvirlhschafllicher Versuch. In 
der Nemesis, Jl. Bd. 1. St. S. 47 

Neck er y Eloge de J. 12. Colbert., Derselbe, in der Iniroduction 
der Administration des finances , l.Th. 

3 * 
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sehen, die sic beschäftigen , und von dem Gewinne, welchen sei 
denselben gewähren; von den Ursachen, die eine gröfsere Ent- 
wickelung hemmen , so wie von den Mitteln zu ihrer Erweite- 
rung und Vervollkommnung; — von dem Handel in allen seif 
nen Beziehungen, sowohl des innern Verkehrs, als mit dem 
Auslande; — von dem Verhältnisse der öffentlichen Abgaben 
und sonstigen Lasten zu dem Nationaleinkommen überhaupt, 
und jeder Abgabe insbesondere, mit der Quelle, aus welcher die- 
selbe erfolgt; — überhaupt, eine möglichst vollständige Kennt— 
nifs von allem, was auf Bevölkerung, Nahrungsstand, Ur— und 
industrielle Produktion , auf Nationalvermögen und Einkommen 
Bezug hat, oder von Einflufs seyn kann. 

• Die Materialien zur Gewinnung und Begründung dieser 
Kenntnifs, werden durch die Statistik (allgemeine, und be- 
sondere finanzielle) (*) beschafft. Die Verarbeitung für die be- 
absichtigten Zwecke aber, mit Zuhilfnahme gewisser, ausge- 
machter Erfahrungssätze, sind Gegenstand der politischen 
Arithmetik, die in dieser Beziehung zwischen den allge- 
meinen Vorschriften der Nationalökonomie und der Finanz Ver- 
waltung, gewissermaafse» als vermittelndes Element eintritt, ( 1 2 ) 
und auch die besonderen Formen für jede dieser Arten von Ar— 

1) Meusel, Litteratur der Statistik. Leipzig 1790. — Crome 
über die Hulturverhältnisse der europäischen Staaten , ein Versuch, 
mittelst Gröfse und Bevölkerung, den Grad der Kultur der Länder 
Europas zu bestimmen. Leipzig 1792. — Harl, vollständiges Hand- 
buch der St. Wirtschaft und St. Finanzwissenschaft, §.789. — v. Ja- 
kob, Einleitung in das Studium der Staatswissenschaft. Halle 1819. 
§. 94. 95. 

2) Über die Verbindung der Statistik mit der politischen Arithme- 
tik, der Discour 9 prtiliminaire in der Statistique generale et particuliire 
de la France , d Parin 180). Pom. und L a n g , Grundlinien der po- 
litischen Arithmetik Charkov 1^11. — Über diese selbst, die Werke 
von Pettv ; Loui 8 Chan al) l'aubun ; Pen n tin / ; P r ic e • Lam- 
bert; Ritter; Kritter; Young , political Arithmetik Cübers. Kö- 
nigsberg 1777), Siifs milch göttliche Ordnung des Menschenge- 
schlechts ctc. 3. Aull. Berlin 1775. — Malt hu s, Versuch über die 
Bedingungen und Folgen der Volksvermehrung (übers, v. H ege w i s c h , 
Altona 1807.) — von Florencourt, Abhandl. aus der juristichen 
und politischen Rechenkunst. Altenburg 1782. — Miehelsen, An- 
leit. z. jurist. - polit. - Ökonom. Rechenkunst. Halle 1782. — M. s. 
Er sch, Handbuch der teutschen Litteratur, 1. Bd. 3. Abtheil. 
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beiten nachweiset, für welche wegen ihrer Mannichfaltigkeit und 
Eigenthümlichkeit, allgemeine Andeutungen nicht thunlich sind. 

Die Geschäfte hingegen, die sich auf die Finanzverwal- 
tung im engern Sinne -beziehen, können sämmtlich 
unter nachstehende Hauptklassen zusammengefafst werden, näm- 
lich: 

a) solche in Beziehung auf die Ronservation der Sub- 
stanz und auf| die Benutzung des unmittelbaren 
Staats Vermögens und der Regalien; 

l) die nämlichen in Betreff des mittelb aren Einkommens ; 

c) solche in Beziehung auf die Begründung und Darstellung 
des Einkommens aus den verschiedenen Quellen desselben, 
und auf die Ausmittelung, Feststellung und Nachweise des 
Staatsaufwandes, Etatswesen; 

d ) solche in Beziehung auf den Einzug der Revenuen , ihre 

unmittelbare Verwaltung und auf die Nachweise ihrer Ver- 
wendung, — Kassen- und Rechnungswesen, — in 
Absicht auf welche, die für ihre Behandlung und Einklei— 
düng erforderlichen Formen, theils durch die Eigenthüm— 
lichkeit eines jeden Geschäftszweiges bedingt, zum Theil 
auch durch besondere Instruktionen in jedem Staate vor— 
geschrieben sind. % 

/ 

§. 86 . 

Domänenverwaltung. Das unmittelbare Staatsein— 
kommeri besteht in Domänen, Forsten, Bergwerken etc. 
(geschlossene Güter, einzelne Güterstücke, Gefälle aller Art, 
gewerbliche Etablissements); zum Theil auch in den sogenann- 
ten Finanzregalien (Rechte und Gerechtigkeiten desStaates), 
zum Theil auch Anstalten, einzig in der Absicht und für den 
Zweck , um aus denselben und mittelst derselben , ein öffentli- 
ches Einkommen zu beziehen. ( l ) 


1) Über die rechtlichen Verhältnisse der Domänen im Allgemeinen 
(die in den einzelnen Staaten verschieden sind), Kl üb er, Öflentl. 
Recht d. t. B. §.252 — 259; 393 — 396. Über den Ursprung und die 
rechtlichen Verhältnisse der Regalien, ebendaselbst. — v. Ja hob Staats- 
finanzwissenschaft , §. 309. 
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Die Geschäfte in Absicht auf das erstere, betreffen theils 
die Konservation der Substanz der Domänen etc., und die in 
denselben zu bewirkenden Veränderungen, theils ihre Benutzung ; 
endlich, den Einzug des Einkommens aus denselben, und des- 
sen Verrechnung. 

Insbesondere bestehen jene in Beziehung auf die Konser- 
vation der Substanz der Domänen zunächst und vorzüglich 
in der Aufstellung von detaillirten, dokumentirten Beschreibun- 
‘ gen der Bestandtheile einer Domäne, der rechtlichen, ökono- 
mischen und sonstigen Verhältnisse, die in Absicht auf ihren 
Besitz etc. statt finden ; der Real- und sonstigen Lasten, die auf 
dieselbe radizirt, der besonderen Rechte, die derselben zuständig 
sind; mit Beifügung der Rechtstitel, durch welche das Besitz- 
recht dieser besonderen Rechte und Lasten begründet sind. • — 
Diese Beschreibungen umfassen entweder das gesammte Domä- 
naleigenthum eines Staates, — General— oder Hauptin — 
ventarien, — oder nur dasselbe in einem bestimmten Bezirke, 
in einem Amte oder in einer Feldmark, — Amtsbeschrei— 
bung, Grund— und Lagerbücher, • — oder aber und end- 
lich sind dieselben nur auf einzelne Parzellen beschränkt, z. B. 
auf Zehnden, Dienste, etc. — Zehnd— oder Dienstbe— 
^nreib ungen von den Personen und Grundstücken, die zu 
diesen Leistungen verpflichtet sind, der Qualität und Quantität der 
Leistung, der Gegenleistungen von Seiten des Berechtigten, über- 
haupt von allen Verhältnissen, die in Absicht auf das Recht auf 
der einen Seite, und auf die Pflicht auf der andern Bezug haben. 

Die Form und innere Einrichtung dieser Inventarien etc. 
ergibt sich aus ihrer Bestimmung. Dieselbe ist nothwendig 
tabellarisch, und ihrem Zwecke um so entsprechender, je über- 
sichtlicher die einzelnen Bestandtheile nach Maafsgabe ihrer 
verschiedenen Natur, beziehungsweise gesondert und zusam— 
mengestellt sind. In diesen Tabellen selbst können nur die Re- 
sultate der Ausmittelung dargestellt werden. Die Data, auf wel- 
chen dieselben beruhen, und welche zu ihrer Begründung dienen, 
werden in einem besondern Protokolle konsignirt , welchem die 
erforderlichen Dokumente beigefügt seyn müssen. 
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Die Frage: ob der Staat überhaupt Domänen besitzen 
soll, und ob die Vortheile eines solchen Besitzes, nicht 
durch eminentere Nachtheile überwogen werden ? — ist vor- 
züglich in neueren Zeiten, Gegenstand einer vielseitigen Er- 
örterung geworden. 

Die Gründe aus welchen , wenn die Frage in ihrer All- 
gemeinheit aufgestellt wird, ein solcher Besitz mit den 
Grundsätzen der Nationalökonomie nicht vereinbar erachtet 
wird, sind: 

a) weil die Einkünfte, die der Staat aus denselben bezieht, 
sowohl durch geringem Ertrag, als gröfsern Verwal- , 
tungsaufwand und aus anderen Ursachen , der Nation 
weit mehr kosten , als sie derselben einbringen ; 

b ) weil die Nation nicht nur durch den überhaupt geringem 
Ertrag dieser Güter, sondern auch aufserdem noch die 
Summe verliert, die, wären sie besser bewirtschaftet, 
für das Nationaleinkommen gewonnen werden könnte ; 

c) weil der Staat seine Domänen nur in Konkurrenz mit 

den übrigen Landwirthen in Produktion bringen kann, 
wobei die lezteren, weil die Finanzverwaltung die Macht 
in Händen hat, gefährdet werden, oder doch gefährdet 
werden können ; * 

d ) weil der Regent durch den Besitz von Domänen zur 
Partliei derjenigen gezogen werde, die Befreiung von 
Abgaben geniefsen, wodurch die Verhältnisse der übri- 
gen Unterthanen drückender werden können; sodann, 
weil der Regent durch Theilnahme an solchen Privat- 


verhältnissen veranlagst werden könne , diesen das All- 
gemeine aufzuopfern; endlich 

e) weil die Verwaltung der Domänen dem Staate mehr 
koste, als sie Privateigen thümem kosten würden, wel- 
cher Mehraufwand, in so fern durch denselben der 
Staatsaufwand überhaupt vergröfsert werde, durch Auf- 
lagen gedeckt, hierdurch die Lasten der Unterthanen 
vermehrt werden müfsten. ( l ) 


1) Smith, Unters, über die Natur und Ursach. des Nal. Reichth. 
Breslau 1796. 4. Bd. S. 228. v. Jakob, Grundsätze der National- 
ökonomie. Halle 1805. §.587 folg. — Kraufs, angewandte Staats- 
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In dem in der Note allegirten Werke des Hm. Grafen v. 
Soden, sind die Gründe der Gegner und jene der Verthei- 
diger drs Domänenbesitzes in der Hand des Staates, ein- 
an der gegenübergestellt, an welche lezteren sich neuerlich Hr. 
v. J a k o b angeschlossen hat, ( * 1 ) jedoch lediglich aus politi- 
schen, Gründen, die bei Erörterung der Frage allerdings 
und ebenfalls Berücksichtigung verdienen. Diese Gründe 
sind: 

1) dafs in Hinsicht darauf, dafs bis jezt noch keine Methode 
erfunden sey, wie die Auflagen so vertheilt werden kön- 
nen , dafs der Einzelne nicht mehr und nicht weniger, 

• als er nach Grundsätzen der Nationalökonomie und der 
Gerechtigkeit beitragen soll, auch wirklich nur beitrage, 
die möglichste Verminderung der Auflagen zu wünschen, 
diese aber nur durch Konservation der Domänen zu 
erlangen sey; 

2) weil es überhaupt ein grofser Vortheil sey, sowohl 
für die Regierung, als für das Volk, wenn ein grofser 
Theil der Einkünfte aus einer Quelle erfolge , die dem 
Staate ausschliefslich angehöre , weil hierdurch Scho- 
nung des Privatvermögens eher möglich, und zugleich 
leichter thuniich sey, dem Volke die Vortheile d,er 
Staatseinrichtungen sichtbar zu machen; 

3) weil das Volk gewohnt sey, das Einkommen aus Do- 
mänen, als Privateigenthum des Regenten oder Staates, 
und alles was aus diesem für öffentliche Zwecke geleistet 
werde, als eine Wohlthat zu betrachten, was für die 
Erhaltung der Liebe und des Vertrauens des Volkes 
von grofser Bedeutung sey; — welchen Gründen Hr. 
Graf v. Soden auch noch den beifügt, 

4 ) weil, im Fall der Wohlstand einer Nation durch allge- 
meine Kalamitäten erschüttert wird , und hierdurch die 
Steuerquellen versiegen , nach Veräufserung der Doniä— 


wirthschaft. Königsberg 1811. 5. Th. S. 8 folg. — v. Soden, die 
INationalökonomie, 1811. 5. Bd. §. 38 folg. — Lotz, Revision der 
Grundbegriffe der ISationalwirthschaftslehre, Leipzig 1814. 4. Bd. 
§ 278 folg.; und dessen Ilandb. der St. Wirth. Lehre, 3. Bd. S. 87 folg. 

1) Staatsfinanzvrissenschaft , §. 76. 77. 181 — 196. 
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nen , der Staat nicht nur einer Quelle zur Befrie— 
digung seiner Bedürfnisse, sondern auch zugleich der 
Hypothek entbehrt, mittelst welcher derselbe sich Kre- 
dit verschaffen kann, — welcher leztere Grund indes- 
sen auf Staaten mit einer repräsentativen oder ständi- 
schen Verfassung nicht Anwendung finden kann, über- 
haupt nur in kleinen Staaten von praktischem Werthe 
seyn dürfte. 

Indem Hr. v. Jakob diese politischen Rücksichten für 
den Besitz der Domänen in der Hand des Staates geltend 
macht , bedingt derselbe jedoch zugleich : 

a ) dafs von denselben eine jede Art von Nutzung und je- 
des Verhältnifs getrennt werde, das den Grundsätzen 
der Nationalökonomie widerstreitet, und die National— 

- Produktion schwächt; 

b) dafs von den Domänengütern alle Vortheile , die dem 
Individuum, welches dieselben leistet, mehr kosten, als 
sie dem Staate einbringen, getrennt, und gegen Ent- 
schädigung für das Einkommen , aufgehoben werden ; 

c) dafs die Güter vererbpachtet, oder in Erbenzins ver- 
liehen, die grofseren zugleich in solche Tlieile zerschla- 
gen werden , wie sie ein Landwirth durch freie Arbeit 
auf das vollkommenste bewirthschafter kann. 

Diese, in vielfacher Beziehung allerdings wichtige, Frage, (* ) 
möchte, in so fern von ihrer blofs staatswirthschaftlichen Seite 
und Beziehung abstrahirt wird , nicht im Allgemeinen be- 
antwortet werden können, indem eine solche Beantwortung 
zu sehr von den besonderen Verhältnissen in jedem Staate ab- 
hängig ist. Eben so scheint es, dafs in Absicht auf die An- 
wendbarkeit der erwähnten politischen Rüchsichten und 
Gründe, zwischen solchen Staaten, in welchen die Domä- 
nen noch wirklich als Eigenthum des Regenten betrachtet 
werden , sodann jenen unterschieden werden mufs , in wel- 
chen dieses nicht mehr der Fall ist, dieselben vielmehr nur 
als eine Quelle von Staatseinkommen betrachtet werden, 


1) Eine vollständige Erörterung dieser Frage, würde dem Zwecke 
dieses Werkes fremd seyn ; doch hat der Verfasser geglaubt, die vorste- 
henden Andeutungen nicht umgehen zu dürfen. 
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an welches der Regent nur Öffentliche Rechte hat, die 
von keiner andern Natur als diejenigen sind , vermöge wel- 
cher derselbe berechtigt ist, von den Staatsgenossen Abga- 
ben zu fordern. In Beziehung auf diese lezteren, dürften 
mehrere der angeführten politischen Gründe an Gewicht ver— 
.lieren , das denselben überhaupt nur in einem mehr unter- 
geordneten Verhältnisse einzuräumen seyn dürfte. Sodann 
aber möchte in Hinsicht auf die rechtliche Natur der Ver— 
erbpachtung und der Erben zinsverleiiiung, so wie auf die 
übrigen beschränkenden Bedingungen, an welche Hr. v. Ja- 
kob die Konservation der Domänen knüpft, kaum zu ver- 
kennen seyn, dafs seine Vorschläge in der That eine modi— 
fizirte Veräufserung bezwecken, die von dem gewöhnlichen 
Verkaufe sich nur dadurch unterscheidet, dafs dem Staate 
der Kaufschilling in einer bleibenden unmittelbaren Einnahme 
berichtigt, und eine, freilich entfernte, Möglichkeit des Rück- 
falls der Güter erhalten wird. — Wollte man indessen eine 
Beantwortung der Frage im Allgemeinen versuchen, dann 
dürfte eine solche als praktisches Resultat ergeben: dafs ein 
Staat, in welchem die Staatsschuld einen bedeutenden Theil 
des Staatseinkommens , voraussichtlich auf eine lange Reihe 
von Jahren absorbirt, und hierdurch denselben in die Noth— 
Wendigkeit versezt, die Abgaben hoch spannen zu müssen, 
in der durch Veräufserung von Domänen möglichen Scho- 
nung der Abgabenquellen, in dem vergröfserten Ertrage, den 
die Domänen in den Händen von Privateigenthümem ge- 
währen, in der Verminderung des Verwaltungsaufwandes, 

' der einen bedeutenden Theil dieses Ertrages aufzehrt, nach 
einer Reihe von Jahren , wenigstens mittelbar Ersatz für das 
weggegebene Domänenkapital findet, vorzüglich in gröfseren 
Staaten , in welchen für die Entwickelung der wohlthätigen 
Folgen, die aus dem Übergange der Domänen in das Privatei- 
genthum erwachsen , ein weiteres Feld eröffnet ist. 

Es möchte nicht schwer seyn , diese Ansicht durch Be- 
rechnung von Staaten, deren staatswirthschaftliche und finan- 
zielle Verhältnisse genauer bekannt sind, zu begründen, zu- 
gleich aber auch jene, dafs eine solche Veräufserung, die in 
gröfseren Staaten wohlthätig wirken kann, in kleineren 
r nicht immer als räthlich zu betrachten seyn möchte. 


Digitized by Google 


— 43 


I 


{. 87. 

Veränderungen der Substanz der Domänen 
werden vorzüglich durch ihre Verleihung in Erbpacht oder 
E r b e n z i n s , sodann durch Umwandelung der Naturaldienst- 
pllicht und der Zehndpflicht in eine jährliche Rente , oder auch 
durch ihre gänzliche Ablösung bewirkt. 

Das Wesentliche der Geschäfte bei der Vererbpachtung 
besteht : 

a ) in der Ausmittelung des ro hen Ertrages des zu verleihen- 
den Gutes, in Körnern; 

b) sodann in jener aller Wirthschafts- und sonstigen Kosten, 
die in Abzug kommen; 

c) in jener der Zinsen von dem Erbstand- oder Einkaufs- 
gelde* und zwar ebenfalls in Getreidg, auf welches diese 
lezteren , nach eben der Taxe , nach welcher der Körner— 
ertrag selbst veranschlagt ist , reduzirt werden; endlich 

, d) in der Festsetzung des Erbpachtkanons, oder der 
jährlichen Rente, die in dem reinen Ertrage besteht, 
der nach Abzug der erwähnten Kosten und Zinsen , und 
mit Berücksichtigung eines billigen Gewinnes, dem Erb- 
pachter verbleiben mufs. Der Geldwerth desselben wird 
gewöhnlich nach 30jährigen Durchschnittspreisen festge- 
sezt, und damit derselbe mit dem wirklichen Ertrage fort- 
dauernd in einem annähernden Verhältnisse bleibe, eine 
30jährige Revision Vorbehalten. Aufser dem Erbpachtska- 
non wird in der Regel auch ein Erbstands- oder Ein-, 
kaufsgeld regulirt, zur Sicherheit für die richtige Entrich- 
tung des erstem, und als solche gegen Deterriorationen, 
das jedoch nur ein für allemal bezahlt, und nicht höher als 
der so eben angezeigte Zweck erfordert, bestimmt -v^ird, 
weil die Zinsen desselben an dem Kanon in Abzug kommen, 
sodann auch, weil durch eine zu hohe Festsetzung dem Erb- 
pachter ein Theil der Kapitalien entzogen wird, die derselbe 
auf Meliorationen des Gutes verwenden könnte. Die Gebäude 
und alles was zu dem Wirthschaftsinventario gehört, werden 
dem Erbpachter gegen Taxe übergeben, alle übrigen Bestim- 
mungen aber in dem Erbpachtskontrakte regulirt. (*) 

1) Kraufs 1. c. 5. Th. S. 13; Nikolai I. S. 246. — Thaer 
1. c. I. S. 54. — Jakob §. 176 folg. 
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Die andere Art von Veränderung der Substanz, nämlich 
die Erbenzinsverleihung, unterscheidet sich von der 
Vererbpachtung vorzüglich dadurch, dafs durch dieselbe nicht 
blols das Nutzungsrecht, wie in dieser, sondern das vollkommne 
erbliche Eigenthum dieses Rechtes, gegen Entrichtung einer 
jährlichen unwandelbaren Abgabe überlassen wird; sodann da- 
durch, dafs der Erben zins nicht als Äquivalent der Nutzung, 
sondern nur als Anerkennung des Obereigenthums, das dem 
Grundherrn verbleibt, entrichtet wird, in Hinsicht auf welche 
bei einem jeden Veränderungsfall, ein besonderes Lau dem ium 
bezahlt werden mufs. Der jährliche Erben zins wird in der 
Regel in Geld festgesezt, die Verleihung nicht durch einen 
■ Kontrakt, sondern durch einen Grund— oder Erbenzinsbrief 
bewirkt, in welchem alles, was auf die wechselseitigen Verhält- 
nisse zwischen dem Grundherrn und Erbenzinsmann Bezu" 

ö 

hat (Bestimmungen wegen der Zahlungstermine, Erlafs, Ermä— 
fsigung, wegen Veräufserung , Verpfändung, etc.), regulirt ist. 

Die Dis membration ist an und für sich selbst keine 
Veränderung der Substanz, und nur in so fern, als sie zur Reali- 
sirung der einen der beiden vorgenannten Arten bewirkt wird, (* *) 
und welche Chartirung und Konsignirung der Parzellen in die 
Grund- und Lagerbücher, als die einzigen besonderen Arbeiten 
erfordert. 

§. 88 . 

Verschiedenartiger und mannichfaltiger sind die Geschäfte 
und die Formen für ihre Einkleidung für die dritte Art von 
Veränderung der Substanz, nämlich die durch Reluirung 
der Natural-, Dienst- und Zehn dleistun g, entweder 
gegen eine jährliche Rente, oder durch gänzliche Ablösung der 
Pflicht mittelst Entrichtung eines Kapitals. In beiden Fällen 
bestehen diese Geschäfte in Absicht auf die Naturaldienste, in 
der vollständigen Ausmittelung der Qualität und Quantität der- 
selben (Spann- oder Handdienst; ob der Dienst im Allgemei- 
nen blofs nach Tagen , oder mit Rücksicht auf besondere land- 
wirtschaftliche Arbeiten — Pflugtage, Erndtetage etc. — bestimmt 


1) Thaer rationelle Landwirlhschaft , I. §. 132. — Jakob, 

St. Finanzwissentchaft , §. 197 folg. 

* + 
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ist) ; in jener der Gegenleistungen (Proeven), die der Dienstpflich- 
tige rechtlich ansprechen kann ; in der Ausmittelung der ökono- 
mischen Arbeiten, welche die Bewirtschaftung der Domäne, 
zu welcher die zu reluirenden Dienste pflichtig sind , nach 
Quantität und Qualität erfordert; in der Reduktion dieser 
Arbeiten durch Dienstgespanne, auf solche durch Hofge- 
spanne; der Kosten der Anschaffung dieser lezteren, überhaupt 
des erforderlichen Schiffes und Geschirres, der Unterhaltungs— 
und Ergänzungskosten von beidem; des Aufwandes für das ver- 
mehrte Gesinde etc. Zu diesen Arbeiten kommen, im Fall die 
Reluition gegen eine Rente in Getreide bewirkt wird, die 
Reduktion des ausgemittelten Aufwandes auf Körner (gewöhn- 
lich nach einem 30jährigen Durchschnitt des Geldwerthes 
des Getreides), im Fall eines gänzlichen Abkaufes 
aber, die Erhebung dieses Totais zu Kapital, wofür das 
Prozent, mit welchem kapitalisirt wird, gesetzlich vorge- 
schrieben, die Gröfse desselben aber in so fern verschieden ist, 
als der ökonomische Werth der Dienste an und für sich selbst, 
oder aber nur der Aufwand für das nothwendige eigene Spann- 
werk, vergütet werden mufs. (*) 

Einfacher sind diese Arbeiten bei Ablösung von Zehnden 
und anderen Gefällen, sowohl bei ihrer temporären Relui- 
tion, als auch bei gänzlicher Ablösung der Zehndpflicht. Die- 
selben bestehen in der Ausmittelung der Gröfse der zehndpflichtigen 
Flur und der Besitzer der Güterstücke in derselben ; in jener der Be- 
schaffenheit des Zehndens, ob allgemeiner oder besonderer , gro— 
fser oder kleiner Zehnden etc.; des Maafses der Zehndpflicht, in 
Absicht auf Qualität und Quantität, so wie in jeder anderen Be— 

# i 

ziehung; des Naturalertrages desselben, nach Durchschnitten 

i . 1 ^ • / 

oder mittelst Schätzung; in jener der Lasten, die auf denselben 


1) In der ISichtbeachtung dieses wesent'ichen Unterschiedes, und 
darin, dafs bei den Ablösungen meistens nur der absolute ökonomi- 
sche Werth der Dienste berücksichtigt wird, möchte vorzüglich der Grund 
des geringen Fortganges der in den meisten Staaten gestatteten Ablö- 
sungen liegen. Über die verschiedenen Arten von Diensten, Hage- 
mann, Handbuch des Landwirthschaftsrechts, §. 229. Eine Verglei- 
chung der Arbeiten mit Dienst- oder Hofgespann, in Brie ge r öko- 
nomisch-kameralistischcn Schriften, Leipzig löOJ. 1/ SammJ. S. 52.; 
und weiter unten in dem vierten Abschnitt. 
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radizirt sind ; in der Berechnung des Geldwerthes von dem Na— 
turalertrage und der Rente; endlich, und im Fall einer völligen 
Ablösung , in der Erhebung derselben zu Kapital , nach Maa£s- 
gabe des Prozentes, welches gesetzlich normirt ist. ( l ) 


§. 89. 

/ * 

Die Frage: über die beste Benutzungsart der Domänen, ist 
eben so häufig aufgeworfen, als verschieden beantwortet wor- 
den, zum Theil wohl aus dem Grunde, weil bei dieser Be- 
antwortung der Umstand, dafs der Besitzer der Domänen 
zugleich Landesherr ist, nicht immer gehörig berücksichtigt 
wird. ( 2 ) ~ 

Die gewöhnlichen Arten dieser Benutzung sind nachstehende : 

1) B ewirthschaftung auf eigene Rechnung. — 
Für den Gutsbesitzer, der seine Wirtschaft an Ort und 
Stelle selbst ordnet und leitet, die vortheilhafteste, ist die- 
selbe, nach fallen Erfahrungen, für die Finanzverwaltung 
die nachtheiligste, wegen der Gröfse des fixen imd umlau- 
fenden Wirthschaftskapitals (Inventarium , Bestandsausla— 
gen etc.), das der Staat auslegen mufs, wegen des Unter- 
bleibens von Meliorationen; endlich, wegen des gröfsern 
Aufwandes, den diese eigene Bewirtschaftung aus Mangel 
einer direkt wirkenden Aufsicht und Leitung erfordert und 
des geringem Ertrages, den sie aus der nämlichen Ursache 
gewährt, — wefshalb dieselbe auch nur als Ausnahme 
statt findet, z. B. bei Gütern, deren Einkünfte gröfstentheils 
in baaren Gefällen bestehen, und bei solchen, die zu ihrem 
Retablissement ein grofses Kapital erfordern , dessen Auf- 
wendung von einem Pachter nicht erwartet werden kann. ( 3 j 




1) Beispiele solcher Berechnung, in (Gericke) ökonomische 
Hefte, 31. Bd. Oktoberheft 1808, S. 339. Meyer, über Gemeinheits- 
theilung, 3. Th. S. 172. 

2) Justi, politische und Finanzschriften, 2. Bd. S. 390., 3 Bd. 
S.438. Pfeiffer, Lehrbuch der Kamerabvissenschaft. 2. Bd. 2. Th. — • 
Strelin, Revision der Lehre von Auflagen, und von Benutzung der 
Domänen. Erlangen 1821. S. 209 folg. — Jakob, St. F. W. §. 85. 

3) Als Beispiel einer Instruktion für solche Domänenadministratio- 
nen, die Anweisung zur Bewirtschaftung derjenigen 
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' 2)DieGewähradministration, — die in einer Kombina- 
tion von Pacht und Administration besteht, in der Art, 
dafs der Bewirtschaftet eines Gutes zur irremisiblen Be- 
zahlung einer als Pacht festgesezten Summe, und zur 
gleichmafsigen Übernahme bestimmter Lasten, z. B. eines 
bestimmten Antheils an den Baukosten, eines solchen an 
Unglücksfällen, an öffentlichen und anderen Abgaben etc. 
verpflichtet ist, von dem über die als Pacht stipulirte Summe 
erzielten Mehr ertrage aber, einen bestimmten An- 
t h e i 1 (ein Dritttheil, Viertheil etc.) bezieht, wobei dem- 
selben mit Ausnahme von Hauptveränderungen, die Disposi- 
tion über die Wirtschaft überlassen ist. - — Diese Methode 
verbindet die wesentlichen Vortheile* der Verpachtung 
mit jenen der Administration, ohne den Nachtheilen dieser 
leztern blofszustellen ; hierdurch ist dieselbe für den Eigen— 
thümer vortheilhaft , defshalb aber auch selten. 

3) Die Vererbpachtung oder erbliche Überlassung der 
Nutzung einer Domäne, entweder auf alle Erben des 
Erbpachters, oder nur für bestimmte Generationen und 
Grade, gegen einen mit dem Ertrage des Gutes im Verhält- 
nisse 'stehenden Erbpachtskanon, und der Verpflich- 
tung des Erbpachters , zur Übernahme aller Lasten , Un- 
terhaltungskosten und Unglücksfälle; sodann gegen Ent- 
richtung eines ein für allemal zu bezahlenden Erb stand— 
geldesj — wie neuere Versuche und Erfahrungen beweisen, 
nicht nur für die Staatskasse , sondern überhaupt vorteil- 
haft, besonders wenn damit die Dismembration grofser 
Domänen verbunden wird. ( * l ) 

Pertinenzen der neuen südpreufsischen Ämter, die in 
eigener Administration genommen werden sollen, v. 6. 
Sept. 1797. 

1) Thaer, Grundsätze der rationellen Landwirtschaft , 2. Ausg. 
Berlin 1811 ; 1. Bd. S. 54. — Hraufs 1. c. 5. Th. S. 13. — v. Ja- 
kob, Staatsfinanzwissenschaft, §. 176 folg. — Dem möglichen IVach- 
theile, der aus der gesetzlichen Unveränderlichkeit des Kanons, heim 
Fallen des Werthes des Geldes, und Steigen der Preise von JNaturalien 
erwachsen kann, wird dadurch begegnet, wenn der Kanon selbst in 
Körnern , sein Geldwcrth aber nach Durchschnittspreisen regulirt, und 
eine periodische Revision dieser lezteren Vorbehalten wird. Über dio 
Berechnung dieser lezteren, Kr aufs 1. c. 1. Bd. S. 268. 
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4) Die Erbenzinsverleihung, — bei großen, lukrativen 
Pertinenzen nicht vortheilhaft , und nur zweckmäßig zur 
Gründung neuer, kleiner Etablissements .auf kulturlosen, 
aber kuiturfähigen Grundstücken, und zur Vermehrung der 
Anzahl von kleinen Wirthen; sodann für die Benutzung 
gewerblicher Etablissements, welche die Finanzverwaltung 
selbst nicht gut unmittelbar benutzen kann. 

5) Das Intendantursystem, — in welchem über eine An- 
zahl Domänengüter (Gefälle, Parzellen), die in Zeit— oder 
Erbpacht gegeben sind, oder auch, in Selbstadministration 
stehen, ein besonderer Beamter angestellt ist, zur Erhebung 
der Pacht und sonstigen Gefälle, zur kontrolirenden Auf- 
sicht auf das wirtschaftliche Verfahren der Pächter und 
Administratoren, etc., und der zugleich die Anschläge von 
den pachtlos werdenden Gütern fertigt, die Bauten besorgt 
etc., überhaupt als Kommissär der Finanzkammer und Ober- 
administrator fungirt; in Fällen, wo die Verhältnisse , der 
Werth und der Ertrag von Domänen etc. noch nicht hin- 
länglich bekannt sind, zweckmäßig, auf eine Zeitlang viel- 
leicht selbst notwendig; ohne solche besondere Verhält— 
nisse aber nicht zu empfehlen , indem alle Mängel der 
Selbstadministration diesem Systeme eigen sind. 

6) Zeitpacht, — und zw,ar Separatverpachtung von 
einzelnen Parzellen, oder Gen era 1 pa c h t, nämlich, daß 
die Nutzung von einem ganzen Komplex von Gütern, Ge- 
fällen , gewerblichen Etablissements etc., einem Pachter 
auf eine bestimmte Reihe von Jahren, gegen eine anschlag- 
mäßige Pacht , überlassen wird. 

* ! $. 90. 

Die Nutzungszweige, die gewöhnlich in einer General- 
pacht zusammengefaßt werden, bestehen außer den Grumßtük- 
ken, in den Gefällen aus einem bestimmten Bezirke, in Brauereien, 
Brennereien, Mühlen und anderen gewerblichen Etablissements. ( 1 ) 


1) Die Frage über die Vortheile oder ISachtheile solcher Gcneralpach- 
tungen , hat zu wiederholten Erörterungen Anlafs gegeben. Im All- 
gemeinen möchte dieselbe dahin zu beantworten seyn, dafs, in so fern 


% 
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Füi einen jeden dius«fc Verschiedenen Nutzungszweige * wird 
ein Ertragsanschlag gefertigt, oder eine spekulative Be- 
reohnung von dem Ertrage, und von demjenigen Theile dieses 
Ertrages, den ein jeder dieser Nuföühgszweige für sich, und 
alle vereint, unter gegebenen oder vorausgesezten Umständen, 
als Pacht gewähren kann. Die Grundsätze für die Fertigung 
dieser« Anschläge -sind theiis von lokalen, landwirtschaftli- 
chen und sonstigen Verhältnissen abhängig ; theils bestehen in 
jedem Staate , und In : grösseren fiir jedö Provinz, besondere 
Normen und Geldsätze fiir die Werthsberechrtüng von einzelnen 
Gegenständen (Anschlagsprinzipien), die bei der Veran- 
schlagung: befolgt, i Abweichungen von | denselben besonders 

gerechtfertigt werden müssen. (*) r - r " 

♦ - • « ; ♦ » . ; 

' - ’Die bei diner Veranschlagung zum Behuf einer General— 

pacht gewöhnlichen Nach Weisungen uhd Anschläge' sind nach- 
folgende: *• ' ' * ■ ’ 

1) Ein PrästationSregister über die beständigen 
Gefälle, oder diejenigen, die in Hinsicht auf Qualität, 
Quantität und die Zeit' ; ihrer Fälligkeit fixirt, weder von 


‘ 1 - 




■ i r 


l i' l. 


die Güter und Pcrtinenzcn, die in einer solchen begriffen werden, ein 
geschlossenes Ganzes bilden , der ganze Komplex nicht zu grofs ist, um 
von einem Pachter übersehen und selbst bewirtschaftet werden zu 
können , die Generalpacht allerdings um defswillen den Vorzug verdie- 
- nen moehtej weil durch die Kombination von Parzellen, die sich wech- 
selseitig unterstützen, ihr Ertrag höher ausgebracht Werden kann, dann 
auch, weil ein solcher Generalpachter besser im Stände ist, Unglücks- 
falle ertragen, und erlittene Verluste Ausgleichen zu können. 

1) Über die Methode, wie solche Anschläge angefertigt werden, 
Nicolai, ökonomisch-juristisch? Grundsätze y von der Verwaltung des 
Domänenwesens. 2 Thle. Berlin 1802. Instruktion für die Kommissa- 
rien zur Veranschlagung der kön. südpreufs. Domänen, inBricgcr öko- 
nom.-kameralist. Schriften, 3. Samml. S. 68 folg. Leipzig 1809. Mayer, 
Grundsätze zu Verfertigung und Bcurtheijung richtiger Pacht anschlage. 
Hannover 1809. Flatho v, * 1 Versuch einer Anleitung zur Fertigung 
der Ertragsanschläge. "Leipzig 1820. Centhält zugleich eine ziemlich 
vollständigeLittcratur ühch* diesen Gegenst.) Derselbe, das Verfah- 
ret bei Fertigung der Ertragsanschläge etc., durch Beispiele erläutert. 
Leipzig 1822. ThaCr, rationelle Landwirtschaft, 1. Bd. §. 66 folg; 
Derselbe erklärt die prcufsische Methode als die bis jezt vorzüglichere, 
die auch bei den vorstehenden Andeutungen zum Grunde gelegt ist. 

II. 4 
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jt ; , dem Berechtigten, noch Yon dem Pflichtigen, einseitig ab— 
_ r - .geändert werden können. * . . *. ! ,1 , . . • . . 

. . ... . ' Diese Gefälle selbst, di» beinahe in jedem . Staate 
. verschieden sind, wer den aus den .Amtsregistern, mit 
welchen die Quittungsbücher der Pflichtigen verglichen 

. werden, ausgemitteltj^die Geldgefalle in ihrem wirklichen 

' Betrage, .wie derselbe in den Registern und Quittungsbü— 
, : ehern verzeichnet,, ist; ; der Gejdxv©rfh:{der Getreidegefälle 

. r nach der Kammeirtpxe; jener», ‘der übregfen Naturalien, nach 
, vorgeschriebenen Wetthsätzeh, die den Mittelpreisen sich 

r» . .nähern, berechnet und ausgeworfen, r . • 

.. Das Präslatipnsregister selbst .wird Kommunenweise 
in tabellarischer Form und gefertigt, dafs alle Priista— 
tionen, die ein « Pflichtiger zu leisten hat, in nebeneinan— 
der laufenden .Kolumnen auf einer Linie übersehen w r er— 


:i 'i 


* ’ ii.i# <. , . - *• • - » - ' • 

den können ; die Erläuterungen aber zu ihrer Begründung, 
•werden in einem besondern .Fnformati vprot okolle 

‘ • • • • - * - , • 1 C ■ 1 ' _ * 

konsißnirt, welchem, in so fern dieses noth wendig, vidi— 
mirte Abschriften von den auf \ t di^' Prästationen Bezug 
habenden Dokumenten beigefögt werden, das Protokoll 
selbst aber, zur Beurkundung seiner Richtigkeit, von dem 
'Zensiten, dem Ortsvorstande,’ ttnd r ®em Pachtbeamten un- 
terzeichnet sevn mufs. (*) 

u *• .i * • i x 1 * i 

2) Eine Nachweisung von den unbeständigen Ge- 
fällen, oder derjenigen, deren Ertrag mehr von zufälli- 
gen Umständen abhängig, steigend oder fallend ist, und 
aus dieser Ursache, mittelst eines Durchschnitts aus ei- 
ner Anzahl von Jahren, ausgemittelt, und wobei in der 
Hauptsache auf die nämliche Art , wie bei der Ausmitte- 
lung der erstehen verfahren wird. ( 1 2 ) 


* if"w ** »I • 


1) In grofsen Ämtern, oder wenn das Prästationswesen sich in Un- 
ordnung befindet, wird die Revision dieser Gefalle, nicht selten im 
voraus, durch besondere Kommissarien bewirkt, und diese Revision 
sodann auch zur Sammlung von Notizen ;ijber sonstige Verhältnisse) 
und zur Aufstellung eines vollständigen Lagf'rbpches benuzt 

2} Auch diese Gefälle’ sind in jedem Staate verschieden. Verzeich- 
nisse von beiden Arten, in Runde, Grundsätze des gern, teutschen 
Privatrechts. 3. Aull. §• 307. — ■ In Lang historischer Entwickelung 
der teutschen Steuerverfassung , S. 130 folg, 
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r odpr em tabellarisches X przeichpifs von sammtlichen Spann-. 

und Handdienstpiiichtigen, der (Juahtat und Ouanütat 

v «. , r vl r,»J *)(';/. ■. iO-i; tub . . i ' r . x . p, . 

der Dienste, des Geldwerthes einer jeden Art, nach *or-r 

geschriebenen Werthsatzen , J so wie von den Gegenlei- 

o-b “f • .< t T['j fyr.v’?' U. Zu MW 1.11 ll ..i' ; ; ®r l)f!M 

st,unaen, mit einpip lij.formatxvp.rotQkolIe, in wel- 

cKem der ,ürund <Jer r Dienstpflicht, die' r Ärt unä das Äfaafs 

*»’»» • • •* - v k3ß # JE*r.\ • fc i <i*nu’7 nub.ny' v * . * * 

ihrer Leistung (pb r mit ganzem odqr, halbem Gespanne, 

T. nTi.PvXi b- ir of. «TA .. _ i 4 -,: . r -» V 

Pflug-, Eggetage etc., die Dauer der. Arbeitszeit etc.), 

1 . !> 99m » * rrio;-’ c • T üCÜ.i '>:<! r, d: ,.r ~j ) , run-j * 1 : 

die Pröven und Sonstigen Gegenleistungen, vollständig be- 

it • ix.iv ( mlJO/ rfX;;r'‘«T.trrY’/ nvr : -ji lonvm Ttr«» 

‘ schrieben .und nacligewiesen seyn müssen.,. , . ... 

J.'» A { fa if jir'7 m.v r ?g1> >*) 

4) Ein Arrendeanschlag f tfcyi dem Ertrage des Acker- 

— . Jf- *» \ -i • i d.^vurir. // , n? gniif i *. ,» 

, baues, der, Wiesen- und Gajrtennutzung, und von der 

.i‘» «C „v\i--'Prnrsx ° • •»/,< gi'Vis“.. t 

Viehzucht; endlich. ^ f «%*;•.*> «yj * I ' r» j 

5) Spezi alansc Klage .von Brauerei*. Brennerei,. IV^ühlen, 

, ' . '‘Ih TU.. I! ‘iP ; f s, •uL- ■ 

Fischteichen, überhaupt von allen besonderen INutzungs- 

n: o r;." - j.äiU.nev -iß 

, zweigen, die in der Generalpacht begriffen sind. 

OiIjsT'T t'?:: jti'ic jo / ij.: - .» in •» t»; r , . * n.» n:,i! ; 

• • I • f • r »% r f / 

. Ji T. ««iJ.vJ fctf.u 9h t<-) (•*; t r- ‘ ' j. " 

Die Fertigung des Arrendeanschlages ' voni dem Ertrage 
des 'Ackerbaues^ der Wiesen und Gärten,, sezt eine voll stän- 
dige V erm ess urig sammtlicher Ländereien zum voraus,' und 
ein VerrtiessungsTegi ster, in welchem nicht nur'i*der. 
Fläfc'Keni nh ad t "der einzelnen Gtiterstäcke mit ihren beson- 
deren Benennungen verzeichnet, sondern auch die Klasse > 
angegeben ist , : irtdwelcshe ein jed e *’ i n Absicht auf seine* Er- • 
tragsfähigkeit gehört; f 1 ) sodann eine In formatio n, in iwel— . 
eher alle Verhältnisse',' in so fern sie auf den Ertrag und auf. 
die Bewirtschaftung von Einflufs : sind* aufgenommen seyn 


müssen. 


i . , ri< ' * 


- v Dic beständigen Gefalle werden gewöhnlich nicht in der Pacht 
begriffen, wohl aber ihr Eintug für Rechnung der Kasse, dem Pach- 
ter zur Bedingung gemacht, wogegen die unbeständigen in der 
Art ip der Pacht begriffen werden, dafs der Pachter das nach Abzug 
eines bestimmten Tbeils für Ausfälle (ti i) bleibende Residuum, irre- 
misibel liefern mufs. 

1) Über die Klassifikation , Thaer, a. a. O. 1. Th. §. 70. 
2. Th. §. 125. — Flothov, §. 26 u. S. 176 folg. 


I 


— ii — . 

Bei* äef AustriMefung des Ertrages Tjpn däm AckeiWue, 
wird diejenige iFelciereihther^ung , die In der Markung statt 
hat“, nämlich: Drei— oder VierfelderwirthscKaft', zum Grunde 
gelegt; bei der ersteren , . die yornandene riache in drei, bei 
der, lezte;ren : m vier T^ieile getheilt, (*) .die Aussaat, Ernte 
und der Ausdruscli Übr ein Jahr ausgemittejt , und au£ die 
Resultate d;eser Äusmittelung der Anschlag von der BacVt ge— 
grundet, .die von dem reinen Ertrage aus dem Ackerbaue 
zu entrichten 1 ist, A& so^cfrer wird der tTherscliufs ange- 
nommen, der nach Äbziigj aes Saatkorns , und det gleichfalls 
auf Korner re duzirten Wirthschaftskosten , von demjenigen 


*1 ^ ,t« • J * 1 l • du »k f* «l vV ! * # * J* v | '«L . 1 ’ 1 

Getreide, dps überhaupt .erzeugt worden ist, ubng bleiptj was 
daher die^Ausmittelung vonoeidemvoraussezt., Fiir diese Aus— 
mittelung werden zwei Methoden befolgt, nämlich: entweder, 
dafs für jede Art vpn Getreide, bestimmte, aus ökonomi- 
scher Erfahrung abstrahirte Ö u anYi I A4 P n ( ,^ur die Ein $aat auf 
den Morgep in jeder Klasse, .ünd f^ir JfenJE h±rag von einem 
solchen angenommen, un d adf die zu veranschlagende Etache 
angewandt werden, ( 2 ) oder*, aber, dafs beides nach der 
Wirklichkeit, wie diese aus dem Durchschnitte aus einer 
Reihe :.von Jahren (gewöhnlich, sechs) //sichS ergibt,' aus den 
Wirthschaftsregistem extrahirt, und das Resultat dieses Extrak- 
tes in die zü veranschlagende Fläche eingetheilt , wird. * 

-?f Die n erstere dieser ■< beiden ; Methoden seit unbedingt 
eihe Klassifikation ..der * Ackerfläche, zum voraus, was bei der 
zweiten nur . in so fern der Fall ist, alä sie gegen die aus 
den ebenerwähnten Extrakten gezogenen Resultate zurKontroIe 
dient, ©dercals umgekehrt diese Extrakte zur Beurtheilung 
der Richtigkeit der für die Einsaat und den Ertrag vom Mor- 
gen angenommenen Sätze benuzt werden. — Die zweite Mer 


* » ; . • • * % % , 

1) Über das Feldersystcm, Thaer, 1. Bd. §. 294. ; Bei dem Drei- 
feldersysteme wird die Ackerfläche in der Regel in drei gleiche Theile, 
Winterung, Sommerung und Brache getheilt, und ebenfalls in der Re-' 
gel nur von den beiden ersteren ein Ertrag berechnet, die Brache nicht 
berücksichtigt. Die Bestellung seihst ist von der ift jedem I>ande 
üblichen Kulturart abhängig. 

2) Solche fixe Sätze für Einsaat und Ertrag, x. B. in Thaer 1. c.. 
§. 86 u. 88., in Nico|ai 1. c. l.Th. S. 41 u. 48. Beil. 1. 
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thode hingegen bedingt, dafs tiber die Aussaat, die Ernte, 
und über den Ausdrusch, genaue. Register , zu deren Führung 
die Domänenpächter in ihren Kontrakten verpflichtet werden, 
und deren Richtigkeit sie beschwören müssen, vorhanden sind, 
aus denen Extrakte über die Quantität von Saatkorn, die im 

Durchschnitte aus einer Reihe von Jahren in eine jede 

, . , . ■ • . * , > • , 

Breite ausgestreut; über die Anzahl von Garben, die, davon 
geerndtet, und über die Quantität Körner, die aus diesen aus— 
gedroschen worden ist, gefertigt werden, und in welchen, im 
Fall einzelne Güterstücke zehndpflichtig sind, der in gleicher 
Art ausgemittelte Betrag des Zehndens, und eben so jener von 
Äckern, die etwa verafterpachtet sind, dieser leztere nach 
Maafsgabe des Bestellungssystems proportionirt, zugesezt wird. 
Die auf diese Art ausgeraittelte Einsaat wird .sodann mit 

• / <1 i Cj , . . j , 

Rücksicht auf die bestehende Feldereintheilung, in die vor- 
handene Ackerfläche eingetheilt. In Ansehung des Ausdrusches 
aber, besteht in manchen Staaten die Vorschrift, dafs ohne 

. k r ' . , * • * J % V# 4 ' * « 

Rücksicht auf die gröfsere Anzahl von Körnern, die sich aus 
dem Extrakte ergibt, eine vorgeschriebene Anzahl derselben 
(z. B. 7te, 8te Korn) nicht überschritten werden darf, und 
der Mehrbetrag dem Pachter zur Deckung von Ausfällen, die 
nicht besonders vergütet werden, belassen wird. 

, . • ° , • < • * . ; / i > 

% 

v r » J , • #4 * » f • • 

5. 92. 

.{ r J / 

. ' « ft » •• I r •• f i • 

, * • J • i i i , 

. In der Regel werden in den Anschlägen nur die vier 
Hauptarfen von Getreide , . nämlich : Weizen, Roggen, 

Gerste und Hafer, veranschlagt, und andere Produkte, wenn 
dergl. erzeugt werden, auf eine der genannten Getreidearten 
reduzirt; (*) Futterkräuter und Küchengewächse, als blofse , 
Wirthschaftsmittel , Stroh aber defshalb nicht berücksichtigt, 
weil der Pachter dasselbe ganz in die Wirthschaft verwenden 
mufs, und von demselben nichts verkaufen darf. 

Anstatt einer Ausmittelung der , wirk li chen Wirth- 


i # • • * i 

1) Doch wird auch hin und wieder bei derDreifclderwirthschaft; 
Bohnen, Erbsen, Rübesaat, besonders; wohl auch ein Theii der 
Brache zu Getreide veranschlagt , in welchem Fall aber diese Wirth- 
schaft den Namen von Dreifelderwirthschaft mit Unrecht trägt. Ni- 
colai, 2. Th. S. 40. 
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schafskosten, und zu ihrer Deckung,/ wird dem Tächter 
ein Theil von dem ausgemittelten Körn eiertrage freigelassen, 
gewöhnlich zwei Korner, im Fall der erstere fünf oder 
eine grofsere Anzahl Korner beträgt, wogegen bei einem — 


& 


# * 40 , ' ^ V , ♦ r W 

ringeren Ertrage, die nach Abzug des Saatkorns verbleibende 
Anzahl in zwei gleiche Hälften vertheilt, die eine als Wirth- 
schaftskorn angenommen, der Geldwerth der andern aber nach 
der Kammertaxe berechnet und als Pacht ausgeworfen wird. ( l ) 
Aufser dem Ertrage von dem Ackerlande, .wird auch je- 
ner der Gärten, — der Morgen Garten gewöhnlich £ oder 
die Hälfte höher als der Anschlagsatz vom Morgen des be- 
sten Ackerlandes, ( 2 ) — in den Arreri deanschlag einbegriffen ; 
sodann jener von den Wiesen — entweder nach Klassen 
(gewöhnlich drei: gut, mittel, schlecht), mit fixen Geldsätzen 
für den Morgen einer jeden derselben, oder aber nach Maafs— 
gäbe des Heugewinnes , und ebenfalls nach Klassen, die durch 
die Quantität des erzeugten Heues und dessen Geldwerth 
normirt sind; ( 3 ) — jener der Waiden, — nach Flächenge— 
halt oder Stückzahl des aufgetriebenen Viehes; ( 4 * ) — jener 
der Hopfengärten, W einberge, wo derglJ vorhanden 
sind, nach der Ausmittelung; ( s ) endlich die Vieh n utz u n g, je- 
doch nur von dem Nutzvieh (Kühen, dem jungen Rindvieh, 
Schweinen und von Schaafen) und nicht die wirklich vorhandene, 
sondern die prinzipienmäfsige Anzahl, von welcher £als Jung- oder 
Gustvieh gerechnet, und der Kopf von diesem gewöhnlich zu 
£ des Ertrages vom milchenden Vieh angeschlagen wird. ( 6 ) 


1) Thaer 1. c. §.90. 9I.‘ §,135. Nicolai, 2. Th. S.44. Flo- 

th ov a. a. O., woselbst, so wie *um Theil in Blrieger Beiträgen, de- 
taillirte Berechnungen von den YVirthschaftskosten enthalten sind, ln 
mehreren Instruktionen ist die Berechnung dieser Kosten zur Balan- 
zirung gegen das Wirthschaftskorn vorgeschrieben. Eine Solche im 
4. Abschnitt ‘ w * ' ’ 

2 ) Thaer, §.96. Nicolai* II. S. 54. ‘Flothov, §. 3t. 46. 97. 

3) Nicolai II. S. 50. Flothov, §.29. Tha e r, §. 77. 78. 

4) Thaer, §.80. Nicolai , S. 53. 

-5) Flothov, §.98. 99. 

7 4 » i . i 

6) In mehreren Anschlagsinstroht. sind 2 Stück Milchvieh und I 
Stück Justvieh, sodann 30 Schäafe (das Hundert' zu 28 — 42 fl.) auf 
die Hufe von 30 M. angenommen; die SchWeiftenutzung entweder 
nach der Stückzahl der Kühe (auf jede Kuh ein Schwein zu 28 bi* 


/• 
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Die übrigen Nutzungszweige, von welchen der Ertrag 
häufig unter einer besondern Rubrik von verschiedenen 
Arr endestücken in*"die Generalanschläge summarisch auf— 
genommen wird , und für 1 welche Spezialanschläge gefertigt 
werden, sind nachstehende: 

1) Brauereien, für deren Veranschlagung zwei verschie- 
dene Methoden befolgt werden, entweder, dafs die Quan- 
tität erzeugten und debitirten Biers ausgemittelt, und nach 
Maafsgabe von dieser, die erforderliche Quantität Malz 
berechnet; oder aber, dafs ein entgegengeseztes Verfahren 
beobachtet, und aus der eruirten Quantität von verbrau- 
tem Malze , auf den Umfang der Getränkefabrikation ge- 
schlossen , und /diese nach der ersteren berechnet wird. 

, • « * > » 

Nach einer dritten, jedoch weniger üblichen Methode end- 
lich, wird mit Umgehung aller detaillirten Berechnungen, 
nur allein die Quantität der verbrauten Gerste eruirt, 
und für diese ein fixer Geldsatz (8 bis 10 gr. v. Schfl.), 

. als Brauereipacht ausgeworfen, von welcher lediglich der 
Betrag der Reparaturkosten in Abzug kommt. (•) 

Bei den beiden ersten Methoden werden alle Uai- 
stände ausgemittelt, ' die auf die Fabrikation und auf 
den Debit des erzeugten Biers — (ob weifses oder brau- 
nes, einfaches oder Doppel-Bier, gebraut wird; die An- 
zahl und Starke der Gebräude; die Konsumtion in der 

,4 , « ‘ 

Wirthschalt durch Deputanten etc. ; die GrÖfse des De- 
bits, und wie derselbe statt hat, etc.), — sodann jene, die 
auf den Fabrikationsaufwand — (die Quantität Ge- 
treide, Hopfen, Holz etc. für jedes Gebräude; der Betrag 
des Brauerlohnes, des Schrootgeldes ; die Anzahl der er- 
forderlichen Fuhren; ‘der Aufwand für Unterhaltung der 
Gefäfse und Geräthschaften etc.), — überhaupt auf den 
Aufwand jeder Art Bezug haben, ebenso die besonde— 


30 kr.) , oder nach der Aussaat im Winterfelde, in der Art, dafs pro 
Metze Aussaat 4 kr. für die Stoppelnutzung durch Schweine ausge- 
worfen werden; das Federvieh endlich, nach der Aussaat des Som- 
mergetreides. Beispiele von solchen Arrendeanschlägen in den Beilagen. 
l)JPlothov, §.~t27. 
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ren Einnahmen, die,; aus Nebennutzungen erfolgen 
(für Kovent, Nachbier , Trabern, Asche , Hefen etc.) • Die 

i i * » * ^ # 1 ' ' * 

Ausmittelunii selbst wird theils durch Extrakte aus den 

t , ■ . j i * » 

Registern, theils durch Vernehmung des Pachters, Brau- 
meisters etc. bewirkt, und die Resultate derselben in dem 
.Informativprotokolle zusammengetragen, auf wel- 
ches der Anschlag gegründet und durch welches derselbe 
zugleich gerechtfertigt wird. * . 

In der Hauptsache beruhet der Anschlag auf dem 
Verhältnisse der Bierpreise zu jenen für die Gerste, und 
auf der Quantität Bier, die aus einer gegebenen Quan— 
tität dieser lezteren (von welcher der Geldwerth nach 

- • '• 7 « ' * 7f*« # ' ' • J l 

der Kammertaxe berechnet wird) erzeugt werden soll. 

' / # . * ] . T ;/h . . « ». ° 

Für das Verhältnifs selbst aber, so wie für die übrigen 
Zuthaten (die Quantitäten Holz, Hopfen etc.) sind in 
den Anschlagsinstruktionen bestimmte Sätze vorgeschrie— 
ben, die bei der Fertigung des Anschlages zum Grunde 
gelegt, Abweichungen von denselben besonders gerecht- 
fertigt werden müssen.^) 

2) Brennereien, in Ansehung welcher die nämlichen Ver- 
hältnisse statt finden, und auf gleiche Art wie bei dem 
Brauanschlage verfahren wird. ( 2 ) 

3) Fischereien, sowohl Teichfischerei, als wilde Fischerei, 
von welcher ersteren der Ertrag theils von der Güte des 
Bodens in den Teichen , theils von dem Systeme abhängt, 
das in Absicht auf ihre Benutzung befolgt wird; endlich 
von der mehr oder minder vortheilhaften Gelegenheit zum 
Absatz der Fische, wonach sich ihr Geldwerth bestimmt. 

4 4i ^ j « _ ; ^ • 

Der Anschlag selbst wird ebenfalls auf ein mög- 
lichst vollständiges . Informativprotokoll über alle Um- 
stände, die auf die Kultur, die Art der Benutzung, den 
Ertrag der Teiche von Einflufs sind, und über das Detail 


1) Dergl. Prinzipien in den preufs. Anschlägen in Nicolai, 2. Th. 
§. 74 folg. , woraus auch der als Beispiel im 4. Abschnitt beigefügte 
Anschlag entnommen ist , indem die Sätze beinahe in jedem Staate 
verschieden sind. 

* 

2) Nicolai 1. c. S. 83. Flothov, §. 128, der für die Brennerei 
12 bis IG gr. Pacht von jedem Schöffel vorbrannten Korns annimmt. 
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aller Arten Von Aufwand gegründet — (Gröfse und Be- 
schaffenheit der Teiche; 1 Art ihrer Benutzung; Quantität 
und Qualität des Besatzes der Streich-, Streck- und Ab- 
wachsteiche, ( l ) und des gewöhnlichen Abganges; Betrag 
des Aufwandes für das erforderliche Personal, für die Un- 
terhaltung der Dämme Schleusen etc. , für die Äusfi— 
schungskosten ; Ort und Preise für den Absatz etc.) — • 

Für den Besatz der Teiche bestehen Erfahr üngssätze, 
die in Ermangelung anderer Daten aus den Registern , bei 
Fertigung der Anschläge zum Grunde gelegt werden. ( a ) 

Die Veranschlagung der Nutzung von^def \vilden 

Fischerei in Flüssen und Seen, wird in der Regel auf 

» * 

eine möglichst vollständige Information über die Gröfse, 

Lage, Beschaffenheit der Ge\Vässer; die Gattung der vor— ♦ 

handenen Fische und der Garne, mit welchen gefischt wird; 
der .Kosten, die durch das Fischen verursacht w'erden etc. — 
gegründet, oder auch lediglich auf Durchschnitte über ih- 
ren wirklichen Ertrag in einer Reihe von Jahren , und nach 
Aversaisätzen, die aus diesen abstrahirt sind. 

i | , * 

4) Mühlen. Die Ein nah m e von diesen besteht in dem 
Geldwerthe der nach der Kammertaxe berechneten Mahl— 


1> Streich- oder Leichteiche sind diejenigen, die zur Er- 
zeugung der Fische dienen, aus welchen diese’, sobald sie die Gröfse 
von etwa einer Fingerlange erreicht haben, in die Strccklcicho 
versezt werden, in welchen dieselben 2 Jahre verbleiben, nach deren 
Ablauf sie in die Besatz- oder Ab wachstci che übersezt, und nach 
2 Jahren ausgefischt werden. 

• . » » * » 

2) In der Regel werden bei Karpfenteichen auf 1 Morg. Leich- 
teich, 4 Milchner und 8 Rogner, die circa 40 bfs 60 Schock Saa- 
men geben; auf 1 Morgen Streckteich, nach Maafsgabc der 
Güte des Bodens, 10 bis 15 Schock; auf 1 Morgen Abwachsteich, 
50 bis 60 Stück dreijähriger Fische, und jedtesmal -§• Abgang gerechnet, 
für welche Anzahl, bei schlechterem Bo<fcn, jedoch 1£ bis 4 Morgen 
erforderlich sind. Von dieser lezteren Anzahl von Fischen, von wel- 
chen nach Verschiedenheit des Bodens, 30 bis 45 Stück auf den Zent- 
ner gehen, wird der Geldwerth nach bestimmten Sätzen, in dem An- 
schläge ausgeworfen, von dem Total der Betrag der Ausgaben abge- 
sezt, und das Residuum als Pacht angenommen. Nicolai, l.Th. S. 
142; 2. Th. S. 61. — Flothov., S. 38. 49.107. 
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met^e ;.,iq- dem Mahl- und Beutelgelde, und in dem S^ein- 
und Staubmehl; der Anschlag aber in einer Verglei- 
chung dieser Einnahme mit dem Aufwande, den der Betrieb 
der Mühle erfordert, welcher leztere, so wie überhaupt alle 
- Umstände und Verhältnisse, die auf den Ertrag von Ein- 
üufs sind — • (Lage und Qualität der Mühle; ob ober— 
schlächtig oder unters chlächtig ? die Anzahl von Gängen ; 
die Zeitdauer ihrer Beschäftigung; die Quantität der tägli- 
chen Förderung; jene des Gemahl, das sie in einer Reihe 
von Jahren geliefert hat; die rechtliche Qualität der Mühle, 
ob Zwang statt findet, oder nicht? die Gröfse der Mahl— 
metze, etc.); — sodann in Absicht auf den Aufwand, — 
die Anzahl von Mühlknappen und Burschen, die gehalten 
wird, und die Ausgabe an Lohn und für ihre Beköstigung; 
der Aufwand für Anschaffung und Unterhaltung der Mühl- 
steine, Beuteltücher, des kleinen Mühlengeräthes , des ge— 
v henden und treibenden Zeuges, der Schmiere und Beleuch- 
tung; der Schmiedekosten,, der Reparaturen des Mühlen- 
gebäudes etc. in einem vollständigen Informationsprotokoll 
ko nsignirt werden. Bei Mühlen, die nur freiwillige 
Gäste haben, wird die Quantität des erzeugten Mehls mittelst 
eidlicher Vernehmung des Müllers, sodann aus den Mühlen- 
registern, und wo eine Mahlakzise statt findet, aus den Regi- 
stern von dieser ausgemittelt; jene des Bier- und Branntwein- 
schrootes aber, ebenfallsaus diesen und aus den Brau— und 
Brennereiregistern, die in dieser Hinsicht zugleich zur Kon- 
trole der ersteren dienen. Bei Bann- oder Zw^ng mühlen 
hingegen, wird die Quantität des Gemahls nach Maalsgabe 
der Seelenzahl im bannpflichtigen Bezirke, und nach Sä- 
tzen, die in Absicht auf die supponirte Konsumtion vorge- 
schrieben sind, berechnet. (Für ein Individuum über 10 
und unter 60 Jahren, gewöhnlich 10 Scheflel Roggen und 
2 Scheffel Gerste für den' Kopf; für Ivonsumenten unter 10 
Jahren und üb er 60 Jahren, die Hälfte). Die Ausgaben 
werden in denjenigen Beträgen, die in dem Informationspro- 
tokolle ausgemittelt sind, oder auch, und zwar gewöhnli- 
cher, nach Erfahrungssätzen und Prinzipien, die für eine jede 
'Art von Aufwand vorgeschrieben sind, ausgeworfen und 
von der Einnahme abgesezt ; der bleibende Überschufs bil— 
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det sodann die Pacht, die von einer solchen Mühle entrichtet 

^ 

werden mufs. (*) 

| | |^J r ^ ^ , 

Für Grütz— und Graupengänge, für welche' ein 
Ertrag nicht leicht genau auszumitteln ist, werden ge- 
wöhnlich Aversalsatze von 5 bis 10 Thalern für jeden 
Gang, als Pacht ausgeworfen, Was auch, in so fern nur 
ein einzelner Gang bei einer Mühle vorhanden , in An- 
sehung der Ölmühlen der Fall ist. Wo und wenn 
aber dieselben ein selbstständiges Etablissement bilden, 
wird für dieselben ebenfalls ein besonderer Anschlag ge- 
fertigt, bei welchem auf eine der eben erwähnten analo- 
ge Art verfahren ; in Absicht auf die Einnahme, die 
Anzahl von Tonnen öl, die jährlich erzeugt wird, der 
Deb i und Geldwerth des Öls; die Quantität und der 
Preis der Ölkuchen; — in Betreff der Ausgabe aber, die 
Quantität und der Geldwerth der Rübesaat, des Leines 
oder Mohnes, sodann der Betrag aller übrigen Ausgaben 
für den Personal— und materiellen Aufwand, ausgemittelt 
und in Rechnung gestellt wird. 

In gleicher Art wird in Ansehung aller übrigen techni- 
sehen Nutzungen, die bei einer Domäne vorhanden sind, ver- 
fahren (Ziegelbrennereien, Kalköfen, Glashütten etc.), für 
welche sämmtlich die Anschläge auf eine Ausmittelung und 

O O 

Balanzirung der Einnahmen und Ausgaben gegründet werden. 


.. • §• 94.. 

_ • 

Die Einnahme in den Generalanschlägen wird aus 
den Resultaten der Spezialanschläge, nämlich aus der Zusam- 
menstellung der in jedem derselben ausgemittelten Pacht, so- 
dann aus der Verzeichnung des Betrages derjenigen Revenuen 
gebildet, die, wie z. B. die beständigen und unbeständigen 
Gefälle etc., bei einer Domäne in Hebung kommen. Die all- 
gemeinen Ausgaben, welche eine Domäne und den Haus- 
halt im Ganzen betreffen, und welche allein nur in dem 
Generalanschlage ausgeworfen werden , sind entweder solche, 
die mit dem W esen und den sonstigen Verhältnis- 


"1) Nicolai, 2. Th. S. Ol folg. Flothov, S. 60. 126 folg. Ein 
Beispiel in dem 4. Abschnitt. 
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sen einer Domäne .zusammenhängend, jährlich 
•wiederkehren (wie z. B. öffentliche und Grundabgaben, 
Zehnden, Leistungen an Kirchen, Schulen, Stiftungen u. dergl., 
Gehalte und Deputate, die auf eine Domäne radizirt sind, Feuer— 
sozietätsbeiträge etc., sodann die Besoldung des Pachters, we- 
gen der demselben übertragenen Beamtengeschäfte, die Aversa 
für Schreibmaterialien, Bothenlohne etc.), oder aber solche, 

• i ■ #■ 

die mehr allgemeiner und zufälliger Natur sind. 
In der Regel werden nur die ersteren in dem Generalanschlage 
ausgeworfen. ( l ) Die Ausgaben der zweiten Art hingegen, 
zu welchen insbesondere das erforderliche Brennmaterial, das 

»i . * » » ' 

Nutz- und Schirrholz, t der Aufwand für die bauliche Unter— 
haltung der Gebäude,. der jährlich besonders ausgemittelt wird, 
sodann auch die Remissionen gehören, werden aus dem allge- 
meinen Domänialfond gedeckt. , Insbesondere wird für das er- 
forderliche Brennmaterial, ein besonderer, nach vorgeschrie— 
benen Normalsätzen berechneter Etat entworfen, und zwar nach 
einer zweifachen Methode, die in Absicht auf die Verabfolgung 
des Brennmaterials selbst statt findet, nämlich: entweder dafs 
der ausgemittelte Naturalbedarf dem Pachter gegen Vergütung 
des Forstzinses wirklich abgegeben, oder aber, dafs demselben 
der Geldwerth baar vergütet, und die Anschaffung des Holzes 

seiner Industrie überlassen wird. 

• , . • * ♦. 

Die Form der Generalanschläge ist willkürlich; die ge- 
wöhnlichere die, dafs bei einer jeden Position, das etwaige 
Plus oder Minus gegen den früheren Anschlag nachgewie- 
sen wird. ( 2 ) Die Anfertigung derselben wird in der Regel 
durch ein Mitglied eines Finanzkollegiums (Ausnahmsweise durch 
besondere Beamten) an Ort und Stelle bewirkt, und von diesem 
nach Maafsgabe, als das Geschäft fortrückt, ein fortlaufendes Pro- 
tokoll instruirt, in welchem das Verfahren und die Gründe für 
dasselbe erläutert und gerechtfertigt, überhaupt alle Data kon- 
signirt werden, die auf die Sache und auf ihre Behandlung von 
Einflufs sind, — Erläuterungs— oder R evisi on spro to- 


ll Nicolai, 2. Th. S.113 folg. Eine andere Methode in dem an- 
geführten Werke v. Flothov, §.148 folg. 

2) Ein Beispiel in dem 4. Abschnitt. 
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ko 11, — welches sodann von der kömmittirenden Behörde ge— 
prüft,' vtin dieser nebst dem Entwürfe der Pächtbedingungen 
der höheren Behörde vorgelegt wird. In* dem Kontrakte 
selbst wird dann alles regulirt, was auf ' die Berichtigung des 
Pachtgeldes, (*)' auf die Kaution, _die gewöhnlich nach 
Verhältnifs des erstem , mit Rücksicht auf den Werth des In— 
vehtariumsmorinirt wird, ( 2 ) auf das In vOntärium, und auf 
die Üb ergäbe und dereinstige ‘Wie der abgab e der Domäne 
Be^üg hat. 3if * : — S frr - ^ • 

j>: , , , •. nc: r'Tf # f»J i*. :»£ ifi'j.uo* # ijcj t- 

In dem Inveiitario, welches als ein wesentliches Pertinenz- 

; j L< > » 1L • < • * i . , * i / . TI ' * i i 

stiick des Kontraktes, diesem bemefiict ist, und dessen Auf— 

rrr U i.-. • ; : ; rl . .h ® : » - . < - »1 *j *- ■> 

nähme um so gröfsere Sorgfalt erfordert, weil dasselbe bei der 

Wiederabgabe und bei der auf diese Bezug habenden Auseinan— 

: > ;ojJo . : ir'ii “ »* > r , > '< m c •><*<. >i 

dersetzung, die r Grundlage bildet, mufs alles enthalten seyn, 

i :'.9’ £ •• w-*r n<»»* t. • . »m i«’ j 7 

was dem Pachter beim Antritt., der Pacht, und wah— 

- * rc . j .... Mi* '■ .»«! r» • * . i - - > _ 

rend, derselben . übergeben worden ist, nämlich: eine voll— 

I • I. ' f > « * » . I» « : » • ) f i i j* # *i >* d 4 ^ // V 

ständige Beschreibung von dem Zustande der Gebäude,, eine 

!»:: :*©• f ,? 7' ri öf/TJ, ?.'»,• ^ / r-' . , ^ f» 1 

solche von allem zu diesen und zur Wirthschaft gehörigem Ge—. 

* f • ’ * ' 1 J .]'»•> i 0 \ ’t fr .. *i • 

rathe, mit der Werthtaxe desselben: in gleicher Art von dem 

, \ : ■>.’ »i . . « rrrr • » ’i • ° lmu *;' 1 , • . • • t 

vorhandenen Viehstande ; eine Beschreibung der Felder in Ab- 
sicht auf Bestellung und Düngung; eine solche der vorhandenen 
Graben, Zäune, etc. ; von den Gärten , Bäumen, nach Stückzahl 
und Gattung; von dem vorhandenen Heu, Stroh, Dünger etc. — • 
wäs bei Endigung der Pacht in der nämlichen Quantitätrund 
Qualität wieder abgeliefert, die etwaige Plus- oder Minusdif- 
ferenz aber nach Maafsgabe des taxirten Werthes vergütet wer- 
den mufs. Ob dem Pachter herrschaftliches Inventarium Über- 


! i. 
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il) Für die Berichtigung desselben werden gewöhnlich Kasscnquar- 
tale. regulirt, häufig so, dafs in dem Sommer- und Winterquartale ■£, 
in jedem der beiden anderen $ des Ganzen bezahlt wird; Ausgaben, die 
auf den Pachter angewiesen sind, erst am Schlüsse des Jahres abge- 
rechnet werden dürfen» , • 

•; (,:• i. '(.•• "..TT .. * * f . • • i* *»■ • <* . 

_ ? 2.^ Grundsatz, dafs blofs juratorische Kaution nicht zuläfsig ist. 
In der Regel wird dieselbe durch Deponirung von Obligationen be- 
wirkt, auf welche dem Fiskus eventucl jura cessa ertheilt werden. 
Über die bestellte Kaution wird dem Pachter ein Kautiönsschcin aus- 
gestellt, der nach beendigter Pacht und Löschung der Kaution, dem- 
selben, gerichtlich quittirt, retradirt wird. 
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geben wird, oder aber, ob derselbe dieses ganz eigenen Mit- 
teln anschaffen raufs, ob die eben erwähnte Taxe nach dem 
wirth Schaft liehen, oder nachdem kur renten Werth regu- 
lirt wird? hängt von den Grundsätzen ab, die dieserhalb vorge— 
schrieben, oder in dem Kontrakte regulirt sind. 

•? , 1 , ' •• • ; » . f’ ( » f~ Jil . ‘ *v > > ^ - l > ‘ 

Die wesentlichen Geschäfte in Beziehung auf die Übergabe. 

■ j) _ ,• i ■ i ■; "yi -s-j ( /rp. ö 

und dereinstige Abgabe einer Domäne, bestehen in der Revision 
des Inventai^uinS j in der Ausmittelung seines Werthes durch 
Taxation, und, in Vergleichung desselben mit demjenigen, den 
der abgehende Pachter bei seinem Antritte empfangen hat, so- 
dann in eineV zwfeifacKfen Abrechnung,' die aus Jen Resultaten 
dieser Revisionzügelegt wird, die eine namlicK* zwischen dem 
abgehenden Pachter und der verpachtenden Finanzbehörde, dar— 
über, in \vipiem die Kasse betriecugt ipt, oder ob, ^ und mit 
welchen Verpflichtungen .der 'erstere verhaftet bleibt, und über 
die Komp.ensationsposten, die derselbe geltend machen kann; — 
eine zweite aber, zwischen dem ab- und angehenden Pachter 
über das Inventarium, welches der erstere* an den lezteren zu 

, ^ • i i * ^ ! «I ># r /* «r * * * * ♦ , , . jt 

liefern oder zu vergüten, oder fiir welches derselbe, als Super— 
inventarium, Vergütung zu empfangen hat. (/) ... 

* ui i'.’iJ 1 ' . : “ui* li :■>.;*{{ ••• ; oUiVrfTOrV i »i .* ; . ", 
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Das bisher angedeutete Verfahren und die Formen für das- 

~ * * i *J ^ ^ If.’hl I» ’ . • < 

selbe, finden nur bei Verpachtung von ganzen Giiterkomplexen 
statt. . Einzelne Parzellen (Grundstücke, Häuser, Wirth- 

% * i * • . • ' * . , ’ l ^ ‘ '/» *4 . • * 

schäften, etc.) werden rin der Regel meistbietend verpachtet, 

was auch in Ansehung der Zehnden der Fall ist, in Betreff 

i xr. . i ' 1 ■■ ‘i, ! . vij. i 

welcher, aufser dem Akt der Verpachtung, die Geschäfte auf 
Normirung der Pachtbedingungen und Kontrakte , für weiche iti' 
manchen Staaten Normalvörschriften bestehet! .(z»B. in Betreff der 
Remissionen, der Bezahlung der Abgaben, der Kautionen, etc.), * 
beschränkt sind. Die Dauer der Pachtzeit iit willkürlich, bei Grund- 
stücken gewöhnlich auf einen wirtschaftlichen Turnus, bei Zehn- 
den dagegen häufig nur auf ein Jahr, was aber, in mehr als einer 
Hinsicht , mit dem richtig verstandenen Interesse der Verwal- 


1) Nicolai, 2. Th. S. 196. Der Kontrakt bestimmt, ob die Taxe 
nach dem wirtschaftlichen , oder nach dem wahren Werth aufgenom- 
men wird. . . . 


■iy *■*>. 
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tung nicht vereinbar ist, eben so wenig alä die Festsetzung der 
Pacht in Getreide, und die wirkliche Berichtigung derselben in 
solchem, in so fern hierdurch die Vorräthe, die aufgespeichert 
werden müssen, den eigenen Bedarf der Verwaltung übersteigen. 

In manchen Staaten besteht die Vorschrift, dafs die zehnd— 
pflichtigen Fluren vor der Verpachtungv von den Rent— oder 
Kameralbeamten besichtigt werden müssen, was indessen in den 
meisten Fällen auf eine blofse Formalität hinausläuft , überhaupt 
nur die Geschäfte und Formen ohne reellen Nutzen häuft und 
den Aufwand vergrößert. , ; . . • , . ...;t , 

Eine besondere Geschäftsbehandlung erfordern die Wein- 
gefälle, sowohl aus eigentümlichen Weinbergen ^ als die 
aus Gülten , Zehnden , Kelter- und Baumwein, die wegen t der 
Unsicherheit ihres Ertrages notwendig administrirt j werden 
müssen, was entweder im Akkord nach Flächeninhalt, oder 
auf Rechnung durch Lohngärtner bewirkt wird. ( * l * * * ) Be- 
sondere Geschäftsformen für diese Nutzung sind: die Vor— 
herbs tb erffch te, über die Resultate der Besichtigung, die 
zur Schätzung der zu hoffenden Qualität und Quantität einige 
2eit vor der Lese Vorgenommen wird; das Herbstreskript 
oder die Anweisung für die Beamten, in Betreff des Einzuges 
der Gefälle, ihrer Behandlung und Verwendung; der Herb s t— 
satz, oder die Bestimmung ’ der Zeit und der Ordnung, in 
welcher die Lese statt finden soll; endlich der Nachherbst- 
bericht, über die wirklichen Resultate der Lese, und über alles, 

was auf den Einzug und auf Verwendung der Gefälle Bezug hat. 

, ,n.: ' n > üj " • -vi i"' 

« v * 

;i ,r i 1 * • ‘ ^ v * 

1) Die Vorschriften z. B. für Würtembcrg, in Heys eher s 

Handbuch* der ^Imtspraxis etc. Reutlingen 1818, und für die Ver- 

rechnung, die Instruktion zur Verfassung der Rechnungen etc. v. 31. 
Mai 1819. 1 ‘ 5 ‘ * " *' * ‘ ' ' \ 

Anders mbdifizirte Vorschriften x. B. in Nassau, wo die Wein- 
berge durch Wein verständige administrirt werden, die am Anfänge 
des Jahres, über die im Laufe desselben erforderlichen Verwendun- 
gen, einschliefslich der Kelter- und Kellerkosten, Berechnungen und 
einen Plan üher^die Behandlung eines jeden W T einguts der Gl. Domä- 
nendirektion xur Genehmigung vorlegen, und über die Ausführung 
demnächst Rechenschaft ablegen müssen. . - t . < _ 

Über die Veranschlagung der Weinbergsnutzung, Flothov, §, 
28, 33, 48, 99, 159. 
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§, 96 . 


* , . , I f 

Die Geschäftseinwirkung der Finanzbehörden auf die Ver- 
waltung von Güterkomplexen, die an einen Generalpachter 
überlassen sind, ist im Wesentlichen auf die Aufsicht beschränkt, 
dafs derselbe das Gut kontrakt— und vorschriftmäfsi<i bewirth— 

• * t r Ö 

schäfte, dasselbe nicht deterriorire, überhaupt alle Bedingungen 
des Kontraktes, und die in demselben übernommenen Ver- 
pflichtungen erfülle, zu welchem Ende die Departementsräthe 
die Domänen in jedem Jahr wenigstens einmal bereisen , und 
das über die Resultate ihrer Revision aufgenommene Protokoll 
derti Kollegio zur Verfügung vorlegen (*). Umfassender dage- 
gen ist diese Einwirkung in Betreff der Verwaltung der ein- 
zelnen Parzellen und Gefälle, sowohl in Absicht auf den Ein— 
zu£ und auf die Verwerthung dieser lezteren, als auf ihre Ver- 
rechnung. 

. ‘ < > , i . 

Der. -Einzug der Gefälle wird auf den Grund von Hebe- 
re gi Stern .bewirkt, deren Form und Einrichtung willkürlich 
ist, die aber den Namen des Debenten und seines Wohnortes, 
• die Qualität und Quantität t der schuldigen Gefälle,- den Fäl- 
ligkeitstermin darstellen, sodann die wirkliche Leistung nach- 
weisen müssen, und die für die Geldgefälle und für jene 
in Naturalien, besonders aufgestellt werden. In Anse- 
hung dieser lezteren bestehen in jedem Staate besondere Vor- 
schriften, sowohl in Betreff der Qualität, iu welcher die 
Ablieferung bewirkt werden mufs (untadelliaftes , marktgängi- 
ges Getreide, wie dasselbe auf den pflichtigen Grundstücken 
wachst), und über die Behandlung von solchem von geringe- 
rer Güte (Reinigen auf Kosten der Debenten, die jlen Aus- 
fall ergänzen müssen, Zurückweiseh) , als auch in Ansehung 
des Maafses (Haufmaafs, gesägtes oder Reifetmaafs, gestri- 
chenes Maafs), des Abganges, dessen Verrechnung dem Er- 
heber gestattet ist, endlich in Betreff der Vergütungssätze 
für solche Naturalien, deren Leistung in Geld den Debenten 
nachgelassen ist. * 1 * 


•» ! 


•>ltJ 1 . 


• •« 


»*• 


. I* 


1 1) So z. B. in Preufseü: in anderen Staaten, z. B. in Wür- 

, , 4 i T ; » ’ r * ^ . | 

temberg,‘ Nassau otc., ist diese Aufsicht und Revision Kaineral 
beamten übertragen. 
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Mit dem Einzug der Gefälle stehen das Remissidnswe— 
s e n und die Behandlung desselben (sowohl die Falle, in wel- 
chen Erlafs zugestanden wird, das Maafs und Verhältnifs des- 
selben, die Formen zur Konstatirung des remisiblen Falles, und 
der Gröfse der Remission), — • die Behandlung der Rück- 
stände, endlich die Anordnungen in Betreff der VerwOr — 
thung der Naturalien in der genauesten Verbindung, für wel- 
che drei Gegenstände in jedem Staate besondere Vorschriften 
bestehen, die nach Verschiedenheit der Verwaltungsgrundsätze 
abweichend modifizirt sind. / 


Durch die Verhandlungen über die Budgets in den süd- 
teutschen Ständeversammlungen , ist der übergrofse Aufwand, 
welchen die Selbstadministration der Domänen verursacht, 
und der Umfang des Verlustes durch dieselbe, in ein helle- 
res Licht gesezt worden. Dieser Aufwand berechnet sich in 
. mehreren dieser Staaten auf ein volles Viertheil des ganzen 
Ertrages, welches für die Staatskasse verloren geht, ohne 
den pflichtigen XJnterthanen, oder überhaupt irgend eine Art 
von Vortheil zu gewähren. Derselbe ist in den südteutschen 
Staaten ungleich grofser als in den nordteutschen , vorzüg- 
lich aus dem Grunde, weil in den ersteren die Gefälle al- 
ler Art in Selbstregie genommen sind, während in den lez— 
teren ein bedeutender TJieil derselben von den Generalpäch— 
tern gegen einen bestimmten Gehalt und eine mafsige Ver- 
gütung für Boden- und sonstigen Abgang, verwaltet werden 
* müssen. Als fernere Ursache mufs der Umstand angesehen 
werden , dafs ein gTofser Theil von Pachte in Naturalien 
bedungen, und diese naturaliter eingezogen werden, wo- 
durch die Regierung mit einer ungleich gröfseren Quantität 
von solchen überladen wird, als dieselbe durch ihren eigenen 
Bedarf konsumiren kann, an welchen dieselbe, besonders bei 
dem gewöhnlich langen Aufspeichern, nicht nur denjenigen 
Verlust, der an und für sich durch Eintrocknen unvermeidlich 
ist, sondern auch noch jenen durch Malversationen aller Art und 
durch die geringeren Preise erleidet, die gewöhnlich um 5 und 
mehr Prozente niedriger als für marktgängiges Getreide sind ; 
sodann und endlich , das unverhaltnifsmäfsig grofse Personal, 
II. 5 
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das fheils fiir die Verwaltung, theils für die Kontrole dersel- 
ben angestellt ist welche leztere aber in dem Verhältnisse 
als das Personal zahlreicher ist, schwächer und unzureichen- 
der wird. ' s • 

. . Die Mehrzahl empyrischer Kameralisten legt auf Ein- 
nahmen in Getreidegefällen einen sehr grofsen Werth, vor- 
züglich wegen des Plus für die Kasse beim Steigen der 
P reise ^ andere, weil sie in denselben ein Mittel zur Aushilfe 
in Nothfällen, und gewissermafsen ein Magazin zu finden 
glauben, das bei ungünstigen Naturereignissen, oder sonsti- 
gen aufserordentlichen Bedürfnissen, gegen Mangel schützen, # 
oder zur Deckung der lezteren dienen kann. - — Die Ver— 
legenheit vieler Staaten bei dem Sinken der Preise im ver- 
flossenen Jahre, und die Gefahr einer gänzlichen Störung 
und Zerrüttung des ganzen Staatshaushaltes, welche nur 
‘ durcli eventuelle bedeutende Kreditvota, und andere, kaum 
zu rechtfertigende Maafsregeln , hat abgewendet werden 
können, sollte die Ansichten der ersteren über die Nichtig- 
keit der gehofften Vortheile, überhaupt über die Nachtheile 
einer solchen Naturaliertwirthschaft berichtigen. Eine Ver- 
gleichung des Bedarfs für eine z. B. monatliche Konsumtion, 
selbst in einem kleinen Staate mit den gröfsten Domanial- 
vorräthen, und die Unzulänglichkeit dieser lezteren, sollte 
den anderen die Überzeugung geben, wie wenig ihre wohl- 
gemeinte Absicht durch dieses Mittel erreicht werden könne. 
(M. s. Hazzi über Theurung und Noth. München 1821. 

S. 140.) 

Es kann wohl eines Beweises nicht bedürfen, dafs eine 
Verwaltung, die bis zum vierten Theil ihres Produktes ko- 
stet, in jeder Hinsicht verderblich sey. Eben so ist insbe- 
sondere die Schädlichkeit einer Naturalienwirthschaft 
für Rechnung des Staates so vielfach und mit so triftigen 
Gründen dargethan , dafs jede weitere Erörterung als über- 
flüssig betrachtet werden mufs. 

Dabei ist zugleich nicht zu verkennen, dafs die eigen- 
thümlichen Verhältnisse, die in den südteutschen und in man- 
chen anderen Staaten in Absicht auf die Domänen statt finden, 
die meistens nur in kleinen Gütern, dagegen zurh aller— 
gröfsten Theil in Gefällen und Naturalien bestehen , der 
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gänzlichen Beseitigung dieser Wirtschaft Schwierigkeiten 
entgegen sezt 9 welche in Staaten mit grofsen Domänengü- 
tern und Generalpächtem* nicht statt finden. Dessen unge- 
achtet kann das Übel auch in den ersteren bedeutend gemin- 
dert werden , dadurch . ‘ s . \ ; 

' a) dafs die Ablösung der kleinen Gefalle durch niedrige 
Bestimmung des Ablösungskapitals erleichtert, und ver— 
5 » : fügt i werde y dafs. nach Ablauf einer bestimmten Frist 
dieselbebewirkt werden mufs; 

b) dafs eine gleiche Erleichterung für die bedeutenderen 
‘ ... Getreidegefällö, und für die Ablösung der Zehnden ge- 
währt wird, wobei in Hinsicht auf den so bedeutenden 
Verlust* durch die' Naturalien wirthschaft, die Staatskasse 

I * ' 

noch immer ansehnlich gewinnt, ohne des Vortheils 
zu erwähnen , der durch die hierdurch bedingte Mo«*— 
liclikeit einer Vereinfachung der Verwaltung , und einer 
Verminderung des überhaupt erforderlichen Aufwandes, 
erreicht wird; 

c) dafs durchaus keine Pachte in Naturalien bedungen 

werden, oder dafs, wo dieses nicht zu umgehen ist, die 

wirkliche Bezahlung nach Martini- 1 oder sonstigen Kon- 
» . ö ° 

ven.tionalpreisen , stipulirt werde; 

d) dafs die Regierung überhaupt dahin trachtet, an Ge— 
treidegefällen nicht mehr naturaliter einzunehmen , als 
sie für ihre eigene Konsumtion noth wendig bedarf. 


•• . . • §-. 97 . ...... 

* , \ » * ' 

Für die Verrechnung der Domanialgelälle bestehen drei 

verschiedene Methoden, nämlich: 

a ) die der Jahres rechn ung über sä mmtli che Einnahmen und 

über die propern Ausgaben, wo nach dem angenommenen 
Systeme dergleichen statt findei) ; . . 

b ) die der Trimesterrechnung, nach welcher die Rech- 
nung am Schlufs eines jeden Quartals gestellt wird; endlich 

c) eine dritte Methode , nach Maafsgabe von welcher der Er- 
hebungsbeamte nur monatliche Status über das. Soll, 

* den wirklichen Einzug, und über den Vorrath oder Aus- 
stand an die verwaltende Zentralbehörde einsendet, 

5 * 
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aus welchen diese leztere am Schlafs des Jahres eine Rech- 
nung für die gesamm<e Doraanialverwaltung aufstellt. (*) 

Die erstere dieser' drei Methoden 5 , die allgemeinere^ und in 
kleinen Staaten zweckmäßig, vervielfältigt in größeren, die Zahl 
der Rechnungen, wodurch die Übersicht des Rechnungswesens, 
noch mehr die prompte Prüfung und Justifikation der Rechnun- 
gen, zum Nachtheil der Verwaltung und der Rechnungsfiihrer 
verzögert, und der- finale Abschluß* des Kassen- und Rechnungs— 
hauslialtes für ein gegebenes Jahr unmöglich wird. ( * 2 3 ) Diese 
Nachtheile werden dutch die beiden anderen Methoden vermie- 


den, von, welchen die zweite besondere Revision s— und Be — 
zirksverwaltungsbeamten voraussezt, Welche, und zwar die 
erste ren, die Eletnentärkässen und [Rechnungen in bestimmten 
Epochen revrdiren und äfeschlielsen , die- lezteren aber, die 
Rechnungen provisorisch dechargiren , wodurch der Vortheil 
gewährt wird, dafs mit dem Sclilnfs des Jahres auch das Rech- 

O _ , # 

nungs wesen dieser Elementarverwaltnngen vollkommen abge- 
schlossen ist. (*) ‘ • - 


* * * r * # /l.# < 1 *) » . ^ 1 » 

.,1) Diese Methode in dem Herzogthum Nassau. 

2) ln der Weitläufigkeit dieser Methode, die, wenn die Rechnun- 
gen durch historische Notizen über die Üefalle, und durch das jahre- 
lange Nachschleppen von Resten, zu dicken Folianten anschwellen, noch 
unzwcckmäfsigcr erscheint, vorzüglich aber itt der hierdurch verzö- 
gerten Abnahme und Justifikation der Rechnungen, mufs zum Theil 
eine Hauptursache des Verlustes durch das Anhäufen von Resten, die 
nach einigen Jahren meist inexigibel sind, gesucht werden. Durch 
die Anordnung von Revisionen bei den Provinzialbehörden wird die- 
ser Nachtheil zwar gemindert, aber nicht dio Vorthciic der zweiten 
oder drillen Methode gewährt. 

3) Nämlich ambulirende Domänen v er ifikateurs oder Revi- 

• * ♦ 

soren, deren jedem eine solche Anzahl x von ’ Elementarvcrwaltungen, 
als er innerhalb zweier Monate bereisen und revidiren kann, zugetheilt 
ist, und die er in jedem Triipestcr bereist, den Hasseniiaushalt des 
Rezeptors und seine Dicnstfülirung untersucht, mit ihm die Rechnung 
des Trimesters abschliefst, und an die Bezirksbehörde einsendet, 
welche dieselbe prüft und dcchargirt. Diese Methode, mit allen in 
derselben erforderlichen Formen, in der Instruktion für die F.rlie- 
bung und Berechnung der Domänenrevenüen in dem Königreich West, 
phalen vom 15. Julius 1812, Braunschweig bei Vicweg 1812, und In- 
struktion für die umreisenden Verilikateurs der Domänen- und Forst« 
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♦ " * * r f • i 

Anfser den Büchefri für die Kassen— und Rechnungsführung 
und den Rechnungen selbst, sind sowohl zur fortlaufenden Kon- 
trole der Orsteren, als überhaupt' zur Ij bers'icht der jedesmaligen 
Lage der Verwaltung,' periodische Berichte, — Situations — 
etats, Kassen rap pbr te, — vorgeschrieben,' deren Form und' 
Einrichtung durch ihren Zweck bedingt ist. 

O ... D f 

* • i ' # * ' ■ * : * ’ n • * ' . , . « i # • ; . ^ 

. »I / .%'J 4» * A v i » ' * i > * * 




§. 98 . ' 


Forstverwaltung. Die besonderen Geschäfte und 
Behandlungsformen für* die innere Forstverwaltung (*) berüh- 
ren zunächst nur die technische Behörde und die Forstbeamten; 
die Finanz— oder Verwaltungsbehörden nur in so weit, als sie 
auf die Begründung der in den* Forstnaturaletat darge— 
stellten Naturaleinnahmen sich beziehen, auf welche der Forst— 

• T % * 

hauptgeldetat gegründet wird, der in der Darstellung des 
Geldwerthes des in dein erstem nachgewiesenen Naturais , in 
jener der Einnahme aus den Nebennutzungen und aus den forst— 

. . 4, • I' t * t ' * 

hoheitlichen Beeilten, so wie in der Zusammenstellung des Auf- 
wandes aller Art besteht, der für die Sache und für das Perso- 
nal erforderlich ist. * * 

• ■ ' 1 ‘ ! i # " s v * ' 

Um nachhaltig zu seyn, mufs der erstere, nämlich der 


hassen v. 23. Mai 1812. Kassel 1812. In der Organisation von Kur- 
hessen ist dieselbe mit Modifikationen eingeführt. 

1) Diese besonderen Arbeiten bestehen: *0 in statistischen 
Übersichten von den Bezirken, in welchen die Reviere liegen, 
vorzüglich als Anhalt zur Beurtheilung des wahrscheinlichen Bedarfs 
und Debits; b ) in Waldrogistern, zur Übersicht der Verhält- 
nisse in Absicht auf Besitz und auf Bestockung; r) in KlassifiJka- 
tions-, Ordnung»- und Taxations - Registern, zur Kcnnt- 
nifs der Bestände, ihrer Haubar- und Nachhaltigkeit, als Fundament 
für (T) den allgemeinen und periodischen Nutzungsplan. 
e ) in Aufnahmeregistern ; fj Fällungsnachweisungen; dergl. über die 
Ausräumungen; 7/) in Registern über die einzelnen IVebennutzungcn, Be- 
rechtigungen, etc.; 0 in allgemeinen, periodischen, jährlichen Kullur- 

plänen; A) Übersichten in Betreff des Forstfrevel und Forstbufswc- 

* ' , - m . .y, >•; !•; . / 

sens etc. Modelle zu diesen Arbeiten, z. B. m Maiers Forsldirek- 
tionslchre ; in den Dienstinslruklionen für das würtemberg. Forstper- 
sonal von 1818; in dem Edikt über die Organisation der Forstvcrwal- 
tung in dem Herzogthum Nassau vom 9«Nov. 1817, in der Samml. der 
landcsherrl. Edikte. Wiesbaden 1818 , 2. Bd. S. 166 folg. 


t 
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Naturaletat, auf richtige Ordnpngs- un^ Taxationsregister, auf 
einen allgemeinen und periodischen Nu^zungsplan mit Rücksicht 
auf das Bediirfnifs, das befriedigt werden mufs, gegründet, in - 
dem Forstgeldetat aber der Werth des Holzes nach Maafsgabe 

O 1 '* * ^ »4-0 

der Forsttaxen, (*) jener der Nebennutzungen und sonstigen 
Einnahmen, nach umfassenden Durchschnitten, die gegen Aus— 
falle sicher stellen; die Ausgabe endlich nach Verschiedenheit 
der Gegenstände, ebenfalls nach solchen Durchschnitten, oder 
aber nach der Wirklichkeit berechnet werden. 

Die Form dieser Etats ist willkürlich, jedoch um übersicht-j 
lieh zu seyn, erforderlich, dafs gleichartige Einnahmen und Aus- 
gaben unter Hauptrubriken in besondere Abschnitte zusammen— 
gefafst und abgeschlossen werden, sodann, dafs zur Begründung 
derselben, Spezialetats, Nachweisungen und die Extrakte für 
die Durchschnitte von den einzelnen Nutzungen , auch von der 
Jagd, wo diese in den Hauptforstetat mit einbegriffen wird, bei— 
gefügt werden. Endlich müssen die ganze Bruttoeinnahme, 
und die gesammte Ausgabe nachgewiesen, und defshalb der 
volle Geldwerth der Naturalabgaben* die theils unentgeldlich, 
theils in minderen Preisen geleistet werden müssen, in Einnah- 
me, und die Differenz gegen die Debitpreise, in Ausgabe nach- 
gewiesen werden. 


§. 99. * 

Ob der Etat erfüllt, überschritten, oder nicht erreicht ist, 
das vollständige, Detail der einzelnen Positionen, die in demsel- 
ben nur summarisch ausgeworfen sind, überhaupt die Resultate 


1) Über Holztaxen, Laurop Staats-Forstwirthschallslehre. Giefsen 
1818, S. 390 folg. — Von den drei Methoden für die Verwerthung, 
nämlich Verkauf aus freier Hand, Pluslizitation , und Verkauf gegen 
Taxe, stellt die erste der Möglichkeit von Unterschieden, die zweite, 
bei einem in der Regel höheren Ertrage, der Gefahr hlofs, dafs das 
Publikum für ein nothwendiges Bcdürfnifs, von dem Eigennutze von 

• Spekulanten abhängig wird, gegen welche der Verkauf gegen Taxe 
zwar sichert, aber auch einen geringem Ertrag gewährt. Delshalii 
sind in mehreren Staaten die beiden lcztercn Methoden in der Art 
kombinirt, dafs, besonders den Eandlcuten , ihr Bedarf gegen Taxe 
abge^ben, alles übrige Holz aber durch Pluslizitation verwerthet 
wird. 
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der finanziellen Forstverwaltung von einem jeden einzelnen Re- 
vier— oder Forstamte (Spezialforstrechnung), und von sämmtli— 
chen Forsten, werden in der Hauptforstgeldrechnung dargestellt 
und gerechtfertigt, die, wie der Etat, der bei derselben zum 
Grunde liegt, in zwei Rechnungen , nämlich in eine Material- ' 
und in eine Geldrechnung getheilt ist. - 

' Für die Führung dieser Rechnungen sind in mehreren 
Staaten besondere Beamten, Forstkassierer, Forstrechner 
angestellt, denen beides, die Führung der Natural— und der 
Geldrechnung, überhaupt mehr oder weniger die finanzielle 
Forstverwaltung übertragen ist; ( l ) wogegen in anderen Staaten 
beides getrennt, die Materialverwaltung den Forstbeamten über- 
tragen, der Geldhaushalt aber mit der Domanialverwaltung ver- 
einigt ist, welche Trennung und Methode um defswillen zweck- 
mäfsiger und vorzüglicher erscheint, weil nur durch diese eine 
reelle Kontrole begründet wird, die in der erstem durchaus 
mangelt. In dieser Methode führen die Revierförster das Ma- 
terialmanual, welches durch ein Kontrolbuch, das die 
denselben vorgesezten Forstmeister oder Oberförster über Ein- 
nahme und Ausgabe führen, kontrolirt, von diesen lezteren re- 
vidirt, attestfrt und periodisch an die Erheber der Domänenge- 
fälle abgegeben wird. Diese, die ihrer Seits keinen Po— 
sten anders als auf den Grund des Etats, oder besonderer 
Autorisation in Einnahme oder Ausgabe verrechnen dürfen, stei- 
len am Schilds des Jahres die Geldrechnung auf, welche 
durch die Materialrechnuna, die aus den eben erwähnten 
periodisch an sie abgegebenen Manualextrakten gefertigt , und 


1) Die Einrichtung, dafs der verwaltende Oberforstmeister das 
Forstrechnungswesen durch seinen Privalschreibcr besorgen läfst , die 
hin und wieder statt gefunden hat, ist nicht einmal einer Rüge werth, 
eben so wenig als jene, dafs der Forstkassierer zugleich die Geschäfte 
des Aktuariats beim Forstamt versieht, nach Grundsätzen geprüft, zu 
rechtfertigen ist. Aber selbst auch, wo die Funktionen dieser Beamten 
lediglich auf das Rechntmgswcsen beschränkt sind , verursachen diesel- 
ben eine unnütze Vermehrung des Personals und des Aufwandes, ohne 
zu erwähnen, dafs bei dem unvermeidlichen Einflufs der Forstbeamten 
auf dieselben, auch seihst in diesem Fall die Kontrole nicht als voll- 
ständig erachtet werden kann. 
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durch diese zugleich begründet, und beziehungsweise kontro— 
lirt wird. 


Die Frage: ; ob es nicht vortheilhafter sey, wenn der 
- Staat sich von dem Besitze aller Waldungen losmache, und 
wo nicht das unbedingte Eigenthum , dennoch ihre Bewirt- 
schaftung in Privathände übertrage? — ist eben so oft auf- 
geworfen, als verschieden beantwortet worden. (*) 

Die verneinende Beantwortung derselben ist theils 
durch die Rücksicht auf den absoluten Werth des Holzes, theils 
durch die Gefahr motivirt, mit welcher dessen Mangel selbst die 
physische Existenz der Menschen bedrohet, gegen welche ein- 
zig nur Sicherheit gewähre, wenn der gröfste oder derjenige 
Theil von Waldungen, die der Staat nun einmal besizt , in 
seinem Besitze verbleibt. ( a ) 

Entgegengesezt wird diesen Gründen : dafs in dem ab- 
soluten Werthe des Holzes kein Grund für die Erhaltung 
der Waldungen im Staatsbesitze liegen könne (welche Ansicht 
in der That auch kaum zu begründen seyn dürfte) ; sodann, 
dafs nicht zu erweisen sey, dafs die Waldungen nur in der 
Hand der Regierung gut und wirthschaftlich benuzt werden 
können, was schon der geringe Ertrag dieser Forsten zu be- 
funden scheine; endlich, dafs keiner Regierung die Pflicht 
obliegen könne, das Volk zu möglichst niedrigen Preisen 
mit Brennmaterial zu versorgen, und gegen Mangel an 

solchem zu schützen, wozu ohnehin der Besitz der Waldun- 

* 0 «■ 

gen in der Hand des Staates allein nicht hinreiche. ( 1 2 3 ) 

Eine vorzügliche Aufmerksamkeit hat der Ritter v. Ja- 
kob ( 4 ) der Erörterung dieser Frage gewidmet, welche der- 


1) Für die gänzliche Veräufserung, Hazzi ächte Ansichten der 
Waldungen und Forste I — ITT, München 1805. Gegen dieselbe, und 
die vorstehende Schrift : Grünberger, einige Ansichten von dem 
Forstwesen in Baicrn, mit Bemerkungen über die ächten Ansichten etc. 
München 1806. 

2) Soden, Nationalökonomie, 5. Bd. S. 69. 

3) Lotz Handbuch der Slaatswirthschaftslchro, 3.Bd. S. 111 folg. 

. 4) Staatsfinanzwissenschaft, §. 223 folg. Der Hauptgrund, aus 

ivelchcm derselbe sich gegen die Veräußerung erklärt, ist rein fi* 
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• selbe zwar ebenfalls im Allgemeinen verneint, jedoch zu- 
gleich die Ansicht äufsert, dais der Staat besser thun würde, 
wenn derselbe mit alleinigem Vorbehalt der Rente (derje- 
nige Bestandteil des Holzpreises, welchen der Eigentü- 
mer des Waldes demjenigen , welcher des Holzes benö- 
tigt ist, - dafür abnöthigen kann), die Bewirtschaf- 
tung der Waldungen an Privaten überlasse. Jedoch soll 
diese Überlassung (im Wege der Vererbpachtung) erst danrt, 
wenn die Wälder sich in einer forst^erechten Ordnung befin- 

• den, und ein merkliches Steigen der Holzpreise nicht mehr 
zu erwarten ist, realisirt, und zugleich an solche Bedingun- 
gen geknüpft werden , die dem Staate die Vortheile der stei- 
genden Rente, — in so fern dieses Steigen lediglich durch 
die Natur und durch das Fortschreiten der gesellschaftlichen 
Kultur bewirkt wird, — sichert, für die forstwirtschaftli- 
che Behandlung der Forste, Gewahr leisten, endlich die 
Aquirenten allen Beschränkungen unterwerfen , welche das 
Wohl des Staates erfordert. 

Abgesehen davon (was nur Nebensache ist) , ob Käufer, 
welche diese Bedingungen eingehen, und diesen Beschrän- 
kungen sich unterwerfen, so leicht als vorausgesezt wird, 
sich finden, ob die Erreichung der Zwecke, die als wesentlich 
anerkannt werden, tunlich ist, schliefst der Verfasser der 
Ansicht sich an, dafs die Frage nicht blofs nach finanziellen 
Rücksichten, sondern mehr und vorzüglich aus staatswirth— 
schaftlichen und staatspolizeilichen Gründen und Ansichten 


nanzicl, nämlich: „weil in demMaafse als ein Staat noch in Bevöl- 
kerung und Kultur zurück sey, der Ertrag seiner Domaniahvaldun- 
gen und der aus ihrem Verkauf zu erlangende Preis (dessen Erhöhung 
hei zunehmender Bevölkerung zu hoffen sey) niedrig sey; der Staat 
mithin verliert, was der Aquirent der Waldungen umsonst gewinnen 
würde.“ Jener hingegen, aus welchem Lotz a. a. O. die Frage ebenfalls 
verneinend entscheidet, lediglich staatswirth sch aftlich, „weil, so 
lange nicht die übrigen, eine schnellere Rente versprechenden Gewcrbs- 
zweige ausreichend mit Kapitalien versehen sind, es auf den Gang 
der Volksbetriebsamkeit nicht anders als nur störend einwirken kön- 
ne, wenn Kapitalien, für welche ihre Besitzer eine nützlichere An- 
wendung finden können, dieser entzogen ^würden , um für den An- 
kauf von Waldungen verwendet zu werden. i; 
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beurtheilt und entschieden werden müsse, deren Nichtge— 
fährdung v. Jakob zwar auch versucht, seine Gründe wohl 
aber schwerlich über alle Zweifel erhoben hat. Der Verfas- 
ser möchte selbst einen Schritt weiter gehen, und darüber 
Zweifel erheben, ob die Frage überhaupt im Allgemeinen, 
und anders als in gegebenen einzelnen Fällen , mit Berück- 
sichtigung der jedesmal obwaltenden , lokalen und sonstigen 
besonderen Umstände und Verhältnisse, entschieden werden 
könne, welche Ansicht vorzüglich durch die so äufserst un- 
gleiche Vertheilung der Waldfläche, die in manchen Ge- 
bietstheilen eines und desselben Staates, den Werth des Holzes 
auf eine aufserordentliche Höhe treibt, während in anderen 
dasselbe beinahe ohne allen Werth ist, gerechtfertigt scheint. 

Eben so wenig möchte der Verfasser die Pflicht des Staa- 
tes, zur Sorge für die Versorgung seiner Unterthanen mit 
Brennmaterial, so geradehin in Abrede stellen, oder auch 
nur auf sein Einschreiten in Fällen eines zu besorgenden 
Mangels beschränken, noch irr Hinsicht auf so manche Er- 
fahrungen, so unbedingt einräumen, dafs Waldungen im 
Privatbesitze, besonders jene im Besitze von Gemeinden und 
Korporationen, gleich zweckmäfsig und gut, wie die Staats- 
waldangen behandelt werden, besonders seitdem in neueren 
Zeiten diesen eine gröfsere Sorgfalt gewidmet wird. 

Übrigens läfst sich nicht in Abrede stellen , dafs die 
Forstverwaltung einen gröfseren Aufwand als die meisten 
übrigen Ileveniienzweige erfordert. Theils liegt der Grund 
davon in der Eigen thümlichkeit des Gegenstandes, in dem 
langen Zwischenräume zwischen Saat und Ernte, in den 
Naturalabgaben, die ohne allen, oder doch ohne vollständigen 
Ersatz geleistet werden müssen , endlich in dem zahlreiche- 
ren Personal, welches diese allen Angriffen blofsgestellte 
Verwaltung erfordert. W r erden, wie die Natur der Sache 
dieses erfordert, der Aufwand für die Konservation und für 
die Produktion von jenem für die eigentliche Verwaltung 
getrennt, dann reduziren die lezteren sich auf ein gemäfsig- 
teres Verbal tnifs, das zwar noch immer relativ hoch schei- 
nen mag, das aber eine Minderung nicht gestattet, ohne Ge- 
fahr, dafs die gehoffte Ersparung in nicht leicht zu ersetzen- 
den Verlust sich umwandelt. 
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§». iop. 

Bergwerks — , Hütten- und S alinenver waltung. 
Die nämlichen Verhältnisse wie bei der Forstverwaltung , näm- 
lich, dafs die besonderen Formen - zunächst nur die technischen 
Behörden berühren, finden auch bei dieser Verwaltung statt, 
bei welcher, so wie bei der erstem, der Hauptgeldetat eben- 
falls auf einen Naturaletat über die nach Maafsgabe des Be- 
triebs und Haushaltplanes zu erwartenden Produkte, gegrün— ' 
det wird. 

i ’ • » ► ** « 

Die Revenuen aus dem Bergbaue ^sind theils das Produkt 
derjenigen Werke, die für Rechnung des Staates gebaut werden, 
und des Vertriebes dieser Produkte, theils erfolgen dieselben aus 
Abgaben der Gewerkschaften und von Privateigenthümern , die 
mit dem Bergbau belieben sind. Diese lezteren bestehen ge- 
wöhnlich in nachfolgenden: 

a) in der Ausbeute aus den Kuxen, die von den • 

Gewerkschaften dem Landesherm zur Rekognition des Lehns 

in. dem Fall auf jeder Gfube frei gebaut werden müssen, ' 

wenn diese letzteren auf immediatem landesherrlichen Grund 

\ ' 

und Boden sich befinden ; 

b) in dem Zehnden, der entweder in Natura (der zehnte 
Kübel oder Zentner Erz), oder in Gelde (nach einem für 
die Produkte regulirten Preis), oder in Proportionajsummen, 
die überhaupt festgesezt sind, von allen gewonnenen Me- 
tallen und Halbmetallen entrichtet werden mufs; 

c) in den Quartal— und Quatembergeldern, als Bei- 
trag zu den Besoldungen der Bergamtsbedienten ; 

d) in den Rezefsgeldern, die von den Gewerken für die 
Erhaltung ihrer Lehne, und damit diese nicht in das Freie 
fallen , entrichtet werden ; 

c) in dem Wage- und Ladegeld, das erstere von gefer- 
tigtem Eisen, das leztere von dem Eisensteine; 

f) in dem Stollenneuntel, für die Benutzung des Haupt— 
Stollens zur Abführung der Gewässer; in dem Puch— und 
Hüttenzins, für die Benutzung der herrschaftlichen Puch— 
werke und Schmelzhütten etc.; endlich 

g) in der Benutzung des Vo rk auf sre c h t e s , welches dem 
Landesherrn in geminderten Preisen zusieht. 

Die Eigenthiimlichkeit des Berg- und Hüttenbetriebes be- 
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dingt, dafs jedes einzelne Etablissement, als ein für sich beste- 
hendes abgeschlossenes Ganzes behandelt, und defshalb auch, dafs 
für ein jedes derselben ein besonderer Spezialetat gefertigt und 
eine Spezialrechnung aufgestellt werde (Natural- und Geldrech- 
nung), — aus deren Resultaten der Hauptnatural— und 
Geldetat, und die H au p t natura 1- und Geldrechnung 
zusammengestellt werden. (*) 

Für die Stellung der Rechnungen und für ihre Prüfung 
werden zwei verschiedene Methoden befolgt, die von Quar- 
talrechnungen, die am Schl otfs eines jeden Trimesters ge- 
stellt, durch einen bei jedem Bergainte angestellten Revisor 
revidirt, nach Erledigung der Ausstellungen an das Oberb erg- 
a m t eingesendet, und von diesem, nach nochmaliger Superrevision 
durch den Oberbergrevisor, dechargirt werden; — oder 
Jahresrechnungen, die nicht bei den einzelnen Bergämtern, 
sondern nur bei dem Oberbergamte vorläufig geprüft werden, 
deren definitive Decharge aber durch die allgemeine oberste 
Rechnungsbehörde bewirkt wird. ( 1 2 ) 

In einer jeden der beiden Methoden aber ist es Erforder- 
nifs, dafs die Naturalverwaltung von dem Geldhaushalt getrennt 
bleibt, indem, so wie bei der Forstverwaltung, nur hierdurch 
eine Kontrole thunlich ist. 

Die nämlichen Verhältnisse finden auch in Ansehung der 
Salin en statt, in so fern nämlich von der Produktion des 
Salzes die Rede ist, wogegen die Geschäfte und Geschäftsformen in 
Absicht auf den Debit, der beinahe in allen Staaten monopoli- 
sirt ist, durch die Art, wie das Monopol realisirt wird, modifi- 
zirt sind. ( s ) ' ‘ • 


1) Ein Beispiel im 4. Abschnitt. . 

2) Welche von beiden Methoden die vorzüglichere sey? möchte 
um so schwerer zu entscheiden scyn, als für beide Gründe, die Beach- 
tung verdienen , angeführt werden. Die erstere ist die gewöhnliche- 
re , und in so fern scheinbar vorteilhaft , als eine Vertheihmg des 
Revisionsgeschäftes und die Revision an Ort und Stelle forderlicher 
scheinen , obgleich Beispiele vom Gegentheil vorliegen. 

0} Die gewöhnliche Methode ist, dafs die Abgabe mit dem Fabri- 
kationspreis kumuiirt und aus beiden der Debitpreis gebildet wird, 
sodann , dafs die Debitanten oder Konsumenten an bestimmte Fakto- 
reien oder Seilereien gewiesen sind. Eigentliche Salzkons kription 
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Der Debit der Bergwerksprodukte wird gewöhnlich 
durch Ber ghan dlun gs ko mtoir s bewirkt, die rein ^kom- 
merzielle Institute, und wodurch die Formen für die Geschäfts- 
führung bei denselben bedingt sind. «< Gewöhnlich wird auch 
die Anschaffung der Bedürfnisse für den Betrieb durch dieselben 
bewirkt, was zugleich» in so fern eine Quelle von Revenüe öff- 
net, als die Gewerkschaften verpflichtet sind, die. ihrigen von 
diesen Instituten zu beziehen, welche diese in höheren als den 
Ankaufspreisen, an sie abgeben. h 

Obgleich nicht zu der Verwaltung im strengen Sinne des 
Wortes gehörig, doch aber mit derselben in genauer .Verbindung, 
sind die Kornmagazinverwaltungen, aus: welchen den 
Bergarbeitern ihr Bedarf gegen bestimmte gemilderte Preise, als 
Ergänzung und zur Gleichhaltung- der Löhne, verabreicht wird; 
sodann die Knapp Schafts kassen , diese lezteren in so fern, als 
die Oberbergbehörde eine direkt einwirkende Aufsicht und ein 
Dispositionsrecht über dieselben ausübt. Diese Kassen, die 
theils aus Zuschüssen der Administration, theils aus Beiträgen 
der Berg- und Hüttenarbeiter dotirt, ausschliefslich zu ihrer Un- 
terstützung und Pensionirung bestimmt sind, werden durch 
Vorsteher, die aus den Knappschaftsältesten erwählt sind, ver- 
waltet, die Rechnung durch den Knappsch^ftsschreiber geführt, 
in Ansehung ihrer Prüfung und Justifikation aber ganz wie bei 
jener für die Werke verfahren. (0 

x J i i » » 

/ | U » • « » I » t * 1 * * * * * * » * » « 9 I * * ^ * • * . \ 4 \ ■ 

. y.,. 101 . < 

Steuerverwaltung. Die Formen für die Verwaltung 

(Verpflichtung eines jeden Hauswirthes, eine nach Maafsgabe einer 
IY*r Menschen und Vieh supponirten Konsumtion normirle Quantität 
Salz aus einer bestimmten Seilerei zu entnehmen, die durch Kon- 
sümtionsetats konstatirt, und durch- Salzprobe- Register 
kontrolirt wird) findet' nicht mehr statt. 

1) Bergius neues Polizei- und Kamcralmagazin. Leipzig 1775. 

1 Bd. S. 229. • 

Rinnman, allgcm. Bergwerkslexihon. Leipzig 1808. 

Gatt er er, Anleitung, den Harz zu bereisen; die 3 ersten TheiJe, 

Göttingen 1785 — 90 , den 4ten und 5ten, Nürnberg 1792 u. 93. 

’ Her on de T^illeJ'osse i de lariche&se minerale^ etc . d Patin, 1809 

u. 19. 3 Bde. 

Delius Anleitung zur Bergbaukunst. 2tc Aufl. 1806. 
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der zweiten Quelle von Staatseinkommen, nämlich der Steu- 
ern und öffentlichen Abgaben, sind zum Theil und in 
so fern von dem Systeme fiir ihre Anlage und fiir ihre Erbe- 
bung abhängig j als ein jedes derselben, eine andere Bildung 
derselben, und auch anders gebildete Behörden erfordert. Die- 
ser Systeme sind drei , nämlich n 

1) das' Merka nti 1 systeit!* welches das Nationalvermögen 
in die Summe des baaren Geldes sezt, das in einem Staate 
umläuft, delshalb den Handel mit Auswärtigen als Quelle 
des Reichthums oder der Armuth einer Nation ansieht, 

• welchen dasselbe defshalb so zu lenken sucht, dafs von 
dem erstem so wenig wie möglicli aus dem Lande gehe, 
dagegen so viel wie möglich aus dem Auslande in das- 
selbe hereingezogen werde* — Colbert. ( * 1 ) 

2 ) das physiokratisc he Sy stem, welches die Landrente 
als die Summe aller das Jahr hindurch im Lande gewonne- 
nen Produkte, als das einzige Einkommen einer Nation 
betrachtet, Zinsen und Arbeitslohn aber nur als das Mittel, 

. um das Eiugekommene in der Nation in Umlauf zu brin- 
gen; das Nationalvermögen endlich in die Fähigkeit des 
Grund und Bodens sezt, ununterbrochen die nämliche 
Landrente hervorzubringen. — Quesney. ( 2 ) 


/ * 

1) Die Mittel, durch welche dieser Zweck erreicht werden soll. 

sind a) Beschränkung der Einfuhr durch Verbote oder hohe Aufla- 
gen auf einen grofscn Theil der im Auslände verfertigten VVanren ; b) 
Begünstigung der Ausfuhr aller im Lande zum Verbrauch verfertigten 
Güter durch Rückzölie v Ausfuhrprämien; Beschränkung der Ausfuhr 
und Begünstigung der Einfuhr gewisser roher Materialien , die bis zu 
ihrem Verbrauch noch eine weitere Bearbeitung zulassen. 

Über dieses System ; Schmalz Enzyklopädie der Kammeral Wis- 
senschaft. Königsberg 1819. $, r ji97 folg. — Sartorius, von den 
Elementen des ISalionalreichlhump. Göllingen 180G. §. 69 — 86. — 
. Krelil, das Steuersystem etc. §.24 — 34. 

2) Dieses System theilt die Einwohner eines jeden Staates in dre; 
Klassen, nämlich: die Grundeigcnthümer ; diejenigen, die das l.and 
bauen (produktive Klasse); sodann diejenigen, die das rohe Produkt 
verarbeiten und verhandeln , als alle übrigen Mitglieder der Staats» 
gesellschall (sterile KJasse) Schmalz 1. c. §.*624 — 633. — Sar- 
torius 1. c. §. 68 — 91. — Krehl, §.35 — 38. 


Digitized by Google 


79 


V 


\ 




3) das antiphysiokratische oder In dustriesystem, 
welches davon ausgeht, dafs alle Menschen in einem Staate 
entweder von einer L an dre n te, oder von den Naturpro- 
dukten ihrer Grundstücke leben, oder von dem Arbeits — 

' lohne, oder von dem Kapitalgewinne, nämlich von 
den Zinsen von ihren Kapitalien, sie mögen diese als Ver— 
c lag in ihrem Gewerbe benutzen , oder an Drittere auslei- 
: hen; dafs mithin die Summe von aller Landrente, von al— 

’ ’• lern Arbeitslöhne, und von allem Kapitalgewinne, die von 
den Einwohnern eines Staates im Laufe eines Jahres gewon- 
' nenwird, das jährliche Nationaleinkommen bildet. — Adam 
' ' Smith. ( 4 ) ’/'■ • ' 5 ’ 5 ' * 

ln der Wirklichkeit , und lediglich mit Rücksicht auf die 
Bezahlung von Steuern und Abgaben an und für sich selbst, 
können diese unter drei Klassen gebracht werden, nämlich: in 
solche von dem Besitze, in solche von dem Erwerbe, so- 
dann in solche von der Konsumtion, deren jede, bald un- 
mittelbar (direkte Steuern), bald mittelbar (in direkte 
Steuern) von 'dem Besteuerten erhoben werden. ( 1 2 ) Ein 
fernerer Unterschied , der jedoch weniger die Natur der Steuern 
selbst berührt, und mehr auf die Geschäftsbehandlung von Ein- 
flufs ist, ergibt sich aus, dem Zwecke einer Besteuerung, in 
wie fern eine solche nämlich nur provisorisch oder vor- 
übergehend, oder aber bleibend und defi nitiv ist, wel- 
che leztere andere Formen als die erstere bedingt. 

Die Geschäfte in Beziehung auf die Steuer Verwaltung 


1) Schmalz I. c. S. 613 folg.; Sartorius, §. 112; Krehl, §. 

39 folg. Eine Anzeige der Schriften über ein jedes der drei Systeme, 
in Saal fei d Grundrifs zu Vorlesungen über Nationalökonomie und 
Finanzen. Göttingen 1822. S. 1 folg. * 

2 ) yy Dans le« eontribiitiona directes y Vimpot est demande 
i\ l'individu ; dans les con tr ib uti ons i ndirectes , la demande n y est 
adressee d personne directement , tnais au produit , d la chose frappee. 
JVfais dans Vun cas eotnme dans Vautre , la chose evalue'e n'est pan la 
mutiere imposable , ce n’est qu'un mo^en de eonnoitre un revenu qu'on 
veut atteindre etc Sa y, traite d'Economie politique. T. II. S.299 u. 
374. Lotz Revision etc. 4. Bd. S. 279. v. Jacob Grundsätze der • 
Nationalökonomie, Halle 1805. §. 615., und Staatsfnanzwisscnschaft, 

§. 514. 
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selbst endlich, beziehen sich entweder auf die Vera nlagung 
der Steuern, oder auf den Einzug derselben, für welchen lez— 
tern die Behandlungsformen von der Natur einer jeden Steuer 
abhängig sind.. (* *) . , , ; .. • 


• i ( * 'I "n * 



Die indirekten Steuern haben in früheren und vorzüg- 
lich auch in neueren Zeiten, besonders in einigen • Stände— 
Versammlungen, heftige Anfeindungen erlitten, bei weichen 
lezteren insbesondere, wie es scheint, nicht immer alle Rück- 
sichten vollständig beachtet worden sind. Eine Würdigung 
der Gründe für und gegen diese Steuern, gehört nicht 
hieher, wohl aber möchte eine allgemeine Andeutung der- 
selben dem Zwecke dieses Werkes nicht ganz fremd seyn. 


1} Di° Forderungen und Bedingungen in Beziehung auf beides 
gehören theils in das Gebiet der Nationalökonomie, theils in jc- 
nes der Fi n a nz Wissenschaft; dieselben sind in Absicht auf die er- 
st e r c , ,,a) dafs weder die ganze Summe der zu fordernden Abgaben, das 
Stamm- oder erwerbende Vermögen der Nation, noch die jedem Individuum 
auferlcgte Abgabe das scinige angreife , sondern dafs sie von dem 
reinen Einkommen bezahlt werden könne ; dafs sie nicht die 
Ursachen der Erzeugung und Vermehrung des Nationalreichthums in 
ihren Wirkungen hemmen schwächen, vernichten; c) dafs sie dem 
Geber so wenig als möglich mehr abnehincn, als sic in die Staatskasse 
einbringen, dafs mithin die Erhebung leicht, wohlfeil, und möglichst 
ohne Umwege geschehe; </) dafs die persönliche Freiheit dabei so we- 
nig als möglich beschränkt werde; O dafs die Abgaben nicht in zu 
grofsen Summen erhoben werden, und so schnell wie möglich ihrer 
Bestimmung wieder zufliefsen , also nicht lange weder in der Privat- 
noch in den öffentlichen Kassen rujicn, sondern schnell in die Zirku- 
lation zurückhehren ; — in Hinsicht auf' die leztere aber, a) dafs sol- 
che Abgaben gewählt werden, deren Ertrag und Eingang mit Gewifs- 
heit und Bestimmtheit vorher berechnet werden kann; ö) solche, die 

nicht leicht Reste lassen und nicht viele Exekutionsmittel erfordern ; 

* / 7 
<•) deren Hebungstermine bestimmt, und auf solche Zeitpunkte angc- 

sezt werden können , in welchen die Zahlung nicht schwer fallt ; d) 

dafs weder Reiz noch Gelegenheit vorhanden ist, sich der Abgaben 

zu entziehen, oder Untei'schlcife zu machen; e) dafs die Erhebung mit 

. dem möglich geringsten Personal und Geldaufwande bewirkt werden 

kann. w v. Jacob Staatsfnanzwissenschaft , §. 462. 46Ö. — Say 

T. II. S. 299. — • Lotz, 4. Bd. §. 274. — Sartorius, §. 104. 
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Die Gründe, die gegen dieselben geltend gemacht wer- 
, den, betreffen vorzüglich die größere Kostbarkeit und die 
r Lästigkeit ihrer Erhebung, und die durch diese leztere ver— 
anlafste nachtheilige Einwirkung auf die Moralität des Vol- 
kes; sodann, ihr nachtheiliger Einflufs auf die Preise der 
' Bedürfnisse, indem sie der möglich gröfsten Erniedrigung der 
Schaffungskosten entgegenwirken (Eschenmayer über 
die Konsumtionssteuer , Heidelberg 1813, Lotz, Sa'y.) — 

Jene für dieselben sind vorzüglich: u) dafs der Steuer- 
pflichtige die Abgabe überall erst in dem Moment bezahlt, 
wo sein Einkommen zum lezten Punkt seiner Bestimmung, 
nämlicb der Konsumtion, gelangt, mithin von demselben 
für die Produktion nichts mehr' zu erwarten ist; b ) dafs 
ihre Entrichtung jedesmal nach Willkür des Steuerzahlers 
in einen Zeitpunkt fällt, wo diese für ihn am wenigsten 
lästig ist, und sowohl defshalb, als ftuch, weil diese Auf- 
lagen in kleinen Beträgen, und mit dem Preise der Waa— 
ren vermengt, und so unmerkbar berichtigt werden, in der 
That weniger fühlbar, weniger drückend als direkte Steu- 
ern sind; c) dafs dieselben das zweckmäfsigste Mittel zur 
Ergänzung und Ausgleichung der direkten Steuern , und 
zur Beiziehung ganzer Klassen von Staatsangehörigen, dre 
anderen Steuern sich leichter entziehen können, darbieten, 
was in dem Maafse durch kein anderes Mittel, am wenig— 
sten durch eine als Surrogat vorgeschlagene Einkommen- 
steuer, möglich ist, was bei dem Hinblicke auf die prak- 
tische Unmöglichkeit einer vollständigen Ausmittelung des 
Einkommens (wefshalb eine solche jederzeit mehr als jede 
andere ungleich seyn mufs), und auf die Schwierigkeit ih- 
res V Einzuges von der ärmern Klasse, die zugleich die 
zahlreichste ist, eines Beweises wohl kaum bedürfen kann. (*) 

Bei diesen aus derNatu^ der Sache geschöpften Grün- 
den, möchte dann, auch die .Frage über die Möglichkeit, 
den Ausfall durch Aufhebung der indirekten Steuern, durch 
~ welche in den meisten Staaten über ein Drittheil, in man— 


1) Eine nicht uninteressante Gegeneinanderübcrstellung der direk- 
ten und indirekten Steuern in dieser Beziehung in Say I. c. 11. S. 322. 

II. 6 
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chen beinahe die Hälfte d& Staatsauftoandefc gedeckt wird, 
nicht übersehen werden dürfen. 

Dem Einwande, der aus ihrem nachtheiligen Ein- 
flüsse auf die Moralität hergenommen ist, möchte nicht ohne 
Grund entgegengesezt werden können , dafs dieser bei 
denselben nicht gröfser, nicht nachtheiliger, als bei so 
vielen anderen Steuern, namentlich bei der Einkommen- 
steuer ist, welcher eine nicht geringere Anzahl von Steuer- 
pflichtigen ,’ durch falsche Angaben oder Verschweigung, 
sich zu entziehen sucht; jenem ihrer angeblichen Un- 
gerechtigkeit aber, — wenn man diesen auch nicht «mit 
Monthio us ils sont just es, parce quils sont necessai— 
res, abweisen möchte, die Thatsache entgegenstehen, dafs 
der unbeschränkte ruhige Genufs der Güter, eben 
so gut als die gesi cherte Einn ah me aus denselben, 
eine Wirkung der Staatsanstalten , und daher gerecht und 
billig ist, dajfa ein Jeder nach dem Maafse seines Genusses 
beitrage. (*) s 


$. 102. s 

Die Veranlagung einer jeden direkten Steuer, insbe- 
sondere von der Grundsteuer, wenn sie mit gerechter Gleich- 
heit bewirkt werden soll, bedingt die Aufstellung eines Ka- 
da sters, dessen Einrichtung, und daher auch die Behand- 
lungs— und Einkleidungsformen für dasselbe, wesentlich von 
dem Systeme abhängen, das für die Veranlagung selbst zum 
Grunde gelegt ist. Dieser Systeme sind hauptsächlich drei, 
nämlich: 

I. Veranlagung auf den reinen Ertrag, oder denjenigen, 
der nach Abzug der Kultur- und Erhaltungskosten von 
dem ausgemittelten Roherträge übrig bleibt, ohne Rück- 
sicht auf die persönlichen Verhältnisse des 
Besitz eis, sodann, ohne solche Rücksicht, oder mit 


1) Mo nt hi ou, quelle influenee ont les diverse s esptces Pi mp 6t* 
sur la moralite, Vactivite et Tindusirie de* peuples ? ä Paris 1808. S. 124. 

2) Young, politische Arithmetik, S. 107. 202. — Wecker, de 

Vadmhtihtrution des finanees de la France. 1785. 1. Th. S. 130 ff*. 

v. Struensee Abhandl. 1. Bd. S. 207. — Stockar v. Neuform 
die Auflage. Nürnberg 1819. — v. Ja c obStaatsfmanzwissenschaft, §. 6t*d! 
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solcher auf die Lasten, die auf einem Grundstücke haf- 
ten ; (*) v - , 

II. Veranlagung auf den Rohertrag, na ch allein ig em 
Abzüge des Saatkornes, und so, dafs die Verviel- 
fältigung des Saamens als Maafsstab der Produktionsfä— 
higkeit der Acker angenommen ist, die verschiedenen Ge— 
treidearten auf, Roggen reduzirt, Wiesen und Holzungen 
dem Getreide assimilirt sind; (*) 


1) Dieses System in Frankreich, früher in Mailand, und 
nunmehr für den gröfsten Theil des östfeichischen Kaiserstaates an- 
geordnet durch das Patent vom 23. Dez. 1817. 

Über das Kadaster in Frankreich, Reeueil methodique de/t loi/t , . 
d^crets, re'glemens, insiruction » et d^cisiuns *ur le Cadastre de la 
France. A Paris. 1811. 

Ben zenberg, über das Kadaster. 2 Thle. Bonn 1818. 

Über jenes in Mailand; Carli über Mailands Steuerverfassung. 
Aus dem Ital. übers, von Wikosch. Wien 1818. — Taranto! a, 
praktische Darstellung der Mailänder Steuerregulirung. Jena 1821. — 
Krem er Darstellung des Steuenvesens. 2 Thle. Wien 1821. 

ln Würteinberg. Edikt v. 18. JNovemb. 1817. und die ständi- 
schen Verhandlungen im Jahr 1821. v 

In Hannover. Verordn, v. 9. Aug. 1822 , jedoch mit wesentli- 
chen Modifikationen, nämlich: dafs eine Vermessung nicht statt hat; 
dafs als Maafsstab für die Ertragfähigkeit des Ackerlandes, und 
der nach deren Verhältnifs klassifizirten Gärten, die Quantität Win*- 
terfrucht, die bei gewöhnlicher Mittelernte auf dem Morgen wach- 
sen kann, und auf welche alle andere, auf einem solchen Acker wach, 
sende Fruchtarten reduzirt werder; , angenommon ; — dafs für die 
Einsaat, allgemein Ein Korn; für die Wirt h schafts kosten, 
zwei Körner; — jedes zur Bcsteurung verbleibende Korn, zwei 
Braunschw. Himten gleich, angenommen sind, der Geldwerth von ei- 
nem Himten, für alle Provinzen gleich (zu 15 ggr. Conv. 
Münze) vorgeschrieben ist, etc. 

2) So das Kadaster in Baiern. Die Ackerfläche ist in zwölf 
Klassen vertheilt, die durch Abschätzung einer Anzahl von Muster- 
flecke in jedem Landgericht normirt sind ; das relative Verhältnifs un- 
ter den vier Hauptgetreidearten, nämlich: Weizen, Roggen , Gerste 
und Hafer aber, nach jenem der ISahrungstheilc in einer jeden dieser 
Getreidearten, wie 12. 8. 6. 4. (1 Scheffel Korn zz Scheffel oder 4 
Metzen Weizen — oder 8 Metzen Gerste ; — 2 Scheffel oder 12 
Metzen Hafer), angenommen ist, welche Zahlen eben so viele Steuer-' 
gülden für den Scheffel Weizen, Roggen, Gerste und Hafer bilden, 

6 * 
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III. Veranlagung auf den ausgemittelten mittleren Preis 
der Grundstücke, oder auf den £ apitalwerth dersel- 
• ' ben. ( 4 ) . 


und bei der Berechnung des Geldwerthes des Ernteertrages als Nor- 
malpreise vorgeschrieben sind.* — Unter Voraussetzung der Dreifel- 
derwirtschaft , einer sechsjährigen Rotation, und dafs die in die 
ßraache gebauten Früchte, als Produkte der Industrie, einer Steuer 
nicht unterliegen , mithin nur die vier Baujahre in Berechnung kom- 
men , sodann , unter glcichmäfsiger Voraussetzung einer genauen 
Kenntnifs von (Qualität und Quantität des Getreides, das pr. Morgen 
gesäet und geerndtet ist, wird der gefundene, in Scheffeln ausgedrück- 
te Rörncrertrag einer jeden Gattung von Getreide, nach den eben er- 
wähnten Normalpreisen zu Gelde berechnet, und der totalisirtc Betrag 
durch sechs, als die Zahl der, Jahre der Rotation, dividirt, wo so- 
' dann der Quotient den auf ein Jahr fallenden Rohertrag des Grund- 
stücks ergiebt , der in der Art besteuert wird , dafs von jedem ISah- 
rungstheile , (deren wie vorstehend erwähnt, der Weizen 12, der 
Roggen 8, die Gerste 6, der Haler 4 hat) ein Kreuzer als 
Steuersimplum erhoben wird. — Instruktion für die Bonilirung 
und Klassifikation aller Grundstücke etc. im Königr. Baiern vom 13. 
März 1811. Instruktion hör die Formirung des Grundsteuerkadasters 
des Königreichs v. 18. April 1811. Beide abgedruckt in dem 5ten 
Beilagenband der Verhandlungen der 2ten Kammer der Ständever- 
sammlung, v. 1822 S. 442 folg., in welchem (in dem Kommissionsbe- 
richte) über die Abgaben manche liieher gehörige Notizen enthalten sind. 

Über dieses Grundsteuersystem in Baiern: u) Beweis, dafs die in 
acht Prozenten des Rohertrages ausgesprochene Grundsteuer, gerecht 
und nationalökonomisch sey etc. München, bei Lindauer, 1813; 6) 
Gebhard, über Gütcrarrondirung, eine gekrönte Preisschrift. Mün- 
chen, hei Lindauer, 1817; c) Grünberger, einige Bemerkungen über 
die gekrönte Preisschrift des Geomet. Gebhard. München hei Hübsch- 
mann 1817; d) Gebhard, Rechtfertigung seiner gekrönten Preis- 
schrift über Güterarrondirung, gegen die Bemerkungen des Herrn 
Grünberger. München, hei Rentner, 1817 ; t) Ausführliche Prüfung 
der Abhandlung des Geomet. Gebhard über Güterarrondirung. Mün- 
chen, hei Thienemann, 1818; J) als Prüfung des Systems überhaupt: 
Späth Abhandlung über die Grundsteuer, nachdem reinen und rohen 
Ertrag der Grundstücke. München 1818.; ") Kurzgefaiste Geschichte 
und Darstellung der Kadasterkommissions-Arheiten , als hhiterlassenes 
Manuskript des Edlen v. Grünberger etc. München, hei Flcisch- 
mann, 1820. . 

1) Z. B. das Kadaster in Tirol, jenes in dem Grofsh. Baden 
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In dem ersten dieser drei Systeme, nämlich bei der 
Veranlagung der Steuer ayif den reinen Ertrag, zer- 
fallen die Geschäfte in zwei Hauptmassen, nämlich diejenigen, die . 
auf die Vermessung der Grundstücke; — sodann die- 
jenigen, die auf die Ausmittelung des rohen, reinen 
und steuerbar reinen Ertrages Bezug haben. 


( Gnmdsteuerordnnng v. 20. Julius 1810.) auf nachstehenden Grund- 
lagen: §. 5. „sollen — die mittleren Preise der Güter, mit 
Rücksicht auf ^hren natürlichen Werth , das Steuerkapital bilden. — 
§ 6. wo sich mittlere Güterpreise nicht auffinden lassen, und Ab- 
schätzung durch Vergleichung mit angrenzenden Liegenschaften eben* 
falls unmöglich ist, wird das 25faehe des reinen Ertrages als Steuer- 
kapital angesezt u — (wie dieser ausgemittelt werden soll, darüber 
enthält die Grundsteucrordnung keine Vorschrift.) — §. 7. Waldun- 
gen werden mit dem* läfachen Anschläge des mittleren Werthes, den 
die, jährliche Holzproduklion auf dem Stamme hat , kapitalisirt. — 
§. 8. Von Grundgefallen werden, und zwar von Zelmden, Erbpach- 
ten und Holzgenufs, der 25fache, von allen übrigen, der ISfache Be- 
trag des mittleren Kaufpreises, als Steuerkapital berechnet. Zum 
Behuf der. Taxation werden die Grundstücke klassifizirt (nicht mehr 
als 6 Klassen für jede Kulturart §. 79. ), und für jede Kulturart und 
Klasse der initiiere Güterpreis aus dem Durchschnitte aller in den 
Jahren 1780 — 89 und von 1800 — 18Ö9 vorgefallenen Güterkäufc, 
in der Art gebildet ,. dafs dieser Preis für jedes Dezennium besonders 
extrahirt, und aus beiden Summen die Hälfte als Kapitalwerth ange- 
nommen (§. 91.) dieser so ausgcmittelten Totalsumme aller Kaufpreise, 
der kapitalisirte Werth der Gülten etc. zugesezt, und durch Division 
der Anzahl von verkauften Grundstücken in die ausgemittelte Total- 
summe, der Durchschnittswert!! eines Morgens für die ganze Klasse/ 
eruirt ist. — 

Eine Prüfung dieses Systems und des Verfahrens, sowohl in Tirol, 
als in dem Grossb, Baden, in Krehl Beiträgen, S. 145. folg. 

In der Hauptsache die näralidhe Grundlage in dem Herz. Nassau, 
wo der Güterwerth ebenfalls durch den Durchschnitt der Kauf- und 
Pachtkontrakte ausgemiltelt worden ist, mit der Abweichung, dafs zur 
Bildung desselben, nur eine zehnjährige Periode angenommen ist, 
und dafs die Pachlschillinge mit 32 zu Kapital erhoben werden. Edikt 
vom 14. Febr. 1809, die Gleichheit der Abgaben und die Einführung 
eines direkten Steuersystems betreffend. Sammlung der landosherrii ♦ 
chen Edikte 1817. 1. lid. , S. 328 folg. 


i 
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Dieselben folgen sich in nachstehender Ordnung. (*) 

1) D ie Begrenzung der Feldmark einer jeden Ge- 
meinde durch einen Geometer, mit Zuziehung der Orts— 
Vorsteher, sowohl aus der Gemeinde selbst, als aus den 
angrenzenden , zur Richtigstellung der Grenzen einer je- 
den Gemeinde, und zur Beseitigung aller Ungewifsheiten 
oder Streitigkeiten , die in Betreff derselben etwa obwal- 
tet# können. Über diese Begrenzung wird ein deskriptives 
Protokoll aufgenommen , dem eine Handzeichnung von 
den Grenzen, welche die zu vermessende Gemeinde mit 
einer jeden der anliegenden gemeinschaftlich ist, beige- 


1) Bei dep nachfolgenden Andeutungen der Geschäfte und For- 
men, sind die Einrichtungen des französischen Cadasters um des- 
willen zum Grund gelegt worden, theils weil die Vorschriften für ein 
solches in keinem andern Staate so vollständig vorliegen , als dieses 
in dem angeführten Recueil inethodique der Fall ist, theils auch, weil 
dasselbe für alle späteren, mehr oder weniger Muster geworden ist. 

In Frankreich ist unter der obersten Leitung des Finanzministers, 
diese in jedem Depart. dem Präfekten, und diesem in dieser Beziehung 
untergeordnet dem Steuerdirektor übertragen, unter welchen für 
die Geschäfte in Betreff der Abschätzung, ein Inspektor, und eine An- 
zahl Rontrolcurc. Das Personal für die Vermessung besteht: a . ) aus 
einem GtomZtre en chef für jedes Depart., für die Aufsicht auf das 
Messungspersonal, für die Revision der Arbeiten desselben, für welche 
derselbe verantwortlich ist; b) aus 5 bis 12 Geometer 1. Klasse, für 
die Begrenzung der Gemeinden, ihre Eintheilung in Sektionen; für 
die Triangulirung , für die Fertigung der Flurkarten und der dazu ge- 
hörigen IS'amcns- und IVummernverzeichnisse ; c) einer Anzahl Geometer 
2. Klasse, für die Detailmcssung, für deren Richtigkeit die prstertp ver- 
antwortlich sind. 

In Ostreich sind unter der obersten Leitung der Grund- 
steuer - Rcgu 1 i ru ngs - Hof k omm i s si o n , besondere Provin- 
zial - und Krcissteucr-Regulirungs-Kommissionen ; — 
und unter der obersten Leitung der Triangulirungs-Direk- 
tion, Provinzialdirektionen angeordnet, für die Einleitung der Se- 
kondar- Triangulirung, und für die Leitung der Messung; für welche 
leztere Inspektoren für gröfserc Distrikte; — Geometer in 3 
Klassen, für einzelne Gemeinden; Adjunkte, als blofse Gehilfen; 
und Indikatoren für die Angabe der Grenzen etc. angeordnet sind. 
— Im Allgemeinen die nämliche Einrichtung auch in YVürtem- 
herg* (Jostrükt, für das Gaitümpssungspersonal v, 30, Marx 18190 
% 
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fügt, das von den Ortsvorstanden mit unterzeichnet seyn 
muk 

/ 

Im Fall Grenzstreitigkeiten obwalten, mufs die Angabe 
beider Theile, und mittelst einer punktirten Linie, zu- 
gleich die nach Ansicht des Geometers richtigere, in der 
Handzeichnung angedeutet seyn. Die Grenzberichtigungs— 
Protokolle nebst den Zeichnungeh, werden von dem Geo- 
meter an den Ingenieur, von diesem an den Steuerdirek— 
tor eingesandt, welches dieselben dem Präfekten vorlegt, der 
die nicht streitigen genehmigt, die streitigen aber nach 
vorgängig eingeholtem Gutachten des Munizipalrathes der 
betheiligten Gemeinden, zur Entscheidung des Regenten 
einsendet, nach deren Erfolgung nnd vollendeter Messung 
einer Gemeinde , der Geometer eine genaue Beschrei- 
bung ihrer Grenzen, in welcher die Länge aller Linien, 
und die Grölse aller ein- und ausspringenden Winkel 
angegeben sind, fertigt, die dem Grenzprotokolle beige— 
fügt wird. , 

2) Die Theilung der Feldmark in Sektionen* oder 
Fluren , wie sie durch ihre Lage , natürliche Grenzen 
oder bereits herkömmliche Eintheilung, am schicklichsten 
gebildet werden können. Jede Sektion, — deren jede zwi— . 
sehen 200 und 400 Morgen enthalten kann, und deren Anzahl 
in der Regel nicht unter drei, und mit Ausnahme einer 
Feldmark von mehr als 3000 Morgen , oder bei vorzüg- 
lich kleiner Ackervertheilung , nicht über acht seyn 
darf, — mufs nicht nur mit einem Buchstaben , sondern 
auch mit einem besotidern Namen bezeichnet seyn. Über 
eine jede derselben wird eine besondere Flurkarte aufge— 
nommen, die von allen Sektionen vereinigt, den Flur— 
atlafs der Gemeinde, das erste Blatt ( tableau d’assem blage ) aber 
die Karte der Gemeinde bilden. Über die Theilung selbst 
wird ein umständliches Protokoll aufgenommen , das von 
dem Ortsvorstande mit unterzeichnet wird, und in wel- 
chem die Gründe für die Eintheilung entwickelt seyn 
müssen. 

3) Die Triangiilirung — ( (das Messen der jStandlinie, 
das Orientiren derselben mit der Magnetnadel, das Aus— 
suchen der Dreieckpunkte, das Beobachten der drei Win- 
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kel in jedem Dreieck, da» Berechnen dieser leztern, das 
Berechnen der senkrechten Abstände der Dreieckspunkte 
von dem Meridian und Parallel des Kirchthums der Ge- 
meinde) — bei welcher die Dreieckpunkte so gewählt 
w’erden müssen, dafs wenigstens auf 100 Morgen ein sol- 
cher fällt, und mittelst welcher die ganze Gemeinde mit 
einem Dreiecknetze, im Maafsstabe von 50000 zu i, 
überzogen wird, das sich zugleich an die festen Punkte 
der benachbarten Gemeinden anschliefst. Diese trigono- 
metrischen Operationen werden in ein besonderes Register 
eingetragen , das in vier Kolonnen , und zwar in der er- 
sten die Dreiecke, in der zweiten die Winkel in Gra— . 
den und Minuten, in der dritten die Länge der Seiten, 
in der vierten die Abstände der Dreieckpunkte von der 
Mittagslinie des Ortes, und von da auf ihre senkrechte 
Linie (die dem Aequator parallel ist) enthalten, und das 
mit dem Netze ebenfalls an den Ingenieur zur Prüfung 
eingesandt werden mufs. 

4) Die Aufnahme des namentlichen Verzeichnisses 
aller Grundeigenthümer in einer Gemeinde, und 
eine solche Aufnahme von den. einzelnen Parzel- 
, len, als welche ein jedes Stück Feld angesehen wird, 
das demselben Eigenthiimer gehört, dieselbe Benutzungs— 
art hat, und in der nämlichen Sektion liegt. (*). 

Die' Liste selbst enthält den Namen (Vornamen und 
Familiennamen) von jedem Eigen thümer, sein Gewerbe 
und seinen Wohnort, Dieselbe ist alphabetisch geordnet, 


1) Ein Feld, das durch einen Bach, einen Graben, einen Weg, 
eine Hecke gelheilt ist ; — eine Ackerfläche , die einem Eigenthiimer 
gehörig, aber in verschiedene Kulturen bestellt ist, bilden jede eine 
besondere Parzelle; eben so Theilung eines Feldes durch eine Strafse 
odfer durch einen Wasserlauf, nicht aber, nenn die Theilung durch 
einen kleinen Wasserlauf oder blofsen Fufssteig bewirkt ist. Felsen, 

U i 

Sumpfe etc. bilden nur dann eine Parzelle, wenn sie mehr als zwei 
metrische ituthen betragen. Ländliche Wohnungen , wenn sie mit den 
landwirtschaftlichen Gebäuden Zusammenhängen, bilden nur eine 
Parzelle etc. llecueil etc. S. 49 folg. Benzenberg I. S. IIS — 
In gleicher Art auch in Ostreich und in Würtcmberg, mit ge- 
nauerer Bestimmung, in der allegirten Instruht. §. 41 folg. 
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jeder Eigen thümer mit einer besondern Nummer bezeich- 
net, mit so vielen leeren Linien hinter jedem Namen, 

♦ I 

als Sektionen in einer Gemeinde sind. . 

5) Die Detailmessung einer jeden einzelnen Par- 
zelle, 80 dafs die Flurkarte [plan parcellairc) die Fläche 
einer Gemeinde mit ihren kleinsten Abtheilungen , so- 
wohl in Beziehung .auf die Verschiedenheit der Kulturen 
(Äcker, Wiesen, Gärten etc.), als auf den Besitzstand der 
einzelnen Eigenthümer darstellt. (*) 

Die Resultate der Messung werden, nach Maafsgabe 
als diese vorschreitet, in das Mefsregist^r ( tableau in— 
dicatif ), das für jede Sektion besonders gefertigt wird, ein- 
getragen , v in welchem in fünf abgesonderten Kolonnen, 

«) der Name des Eigenthümers; b) die Art der Kultur; 
c) der Flachengehalt; d) die Klasse, in welche ein jedes 
Güterstück gehört; und e ) sein Ertrag, eingetragen; von 
dem Geometer aber nur 4l e drei ersten Kolonnen ausge- 
ftillt werden , die beiden folgenden für das Einträgen der 
Resultate der Klassirung und Schätzung offen bleiben. ( 1 2 ) 
Eine jede Parzelle wird in der Karte mit einer besondern 
Nummer bezeichnet, und diese in das Mefsregister über- 
tragen, in welchem der Name etc., des Eigenthümers, 
und die Nummer, unter welcher derselbe in dem nament- 
lichen Verzeichnisse eingetragen ist, beigefiigt wird. ( 3 ) 

6) Die Zeichnung des Planes in dem vorgeschriebe— . 
nen Maafsstabe, wobei so viel thunlich, ein Blatt (Zei- 
chenpapier Grand— Aigle) eine Sektion enthalten mufs, im 
entgegengesezten Fall, in zwei solcher Blätter getheilt 
wird , jedoch' so , dafs jeder dieser beiden Theile be— 


1) Das Verfahren des Geometers hierbei, in dem Reeueil etc. 
3» 54, folg. Benzenberg 1. 120 folg. 

2) Dieses Tableau besteht eigentlich aus zwei dergleichen , näm- 
lich aus dem Tableau indicatif des proprietaires et des proprietes , und 
aus dem Etat de das^ement et d’tfuufuation , die in ein einziges verei- 
einigt , in drei Abtheilungen getheilt ist, wovon die lstc, das 
eigentliche Tableau indicatif ; die 2lc, den Etat de classement ; die 3tc, 
die Application du tarif au clas sement bildet. Recueil etc. S. 60. 

3) Über die ISurnmerirung in Wiirtemberg, die alleg. Inslr. 

$. 62 — 64. . ' 
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stimmt marquirte Grenzen hat, und wobei Parzellen, die 
so klein sind , dafs sie auf dem Plane mit dem Zirkel 
nicht scharf abgegriffen werden können , in dem Mefsre— 
gister in eine besondere Abtheilung eingetragen, und die 
Gröfsen in Zahlen beigeschrieben werden. Jedes Blatt 
mufs mit der Magnetnadel orientirt seyn, mittelst einer 
Mittags- und Perpendikularlinie , die in einem Blatte auf 
der Thurmspitze des Dorfes sich durchschneiden , in den 
übrigen Blättern aber, rund gerechnet, 250 Meters von 
diesem Punkte entfernt sind. 

f 

Jedes Blatt ist mit dem Namen der Gemeinde, und 
mit jenem der Sektion bezeichnet; aus sämmtlichen Blät- 
tern aber wird die Karte der ganzen Gemeinde ( tableau 
d’asscmblagc) in einem reduzirten Maafsstabe zusammen- 
getragen, in welcher die Begrenzung , die Sektionseint hei— 
lung, die Hauptstrafsen und Wege, die Berge, Bäche, 
die Waldungen und Dörfer aufgetragen sind. (*) 

7) Die Revision oder Verifikation durch den Oberin— 
genieur, sowohl (gleich Anfangs) der Dreiecke, als der 
Detaijmessung, der Instrumente, mit welchen gemessen 
worden ist, der Richtigkeit der Numerirung, der Orienti- 
rung, der grofsen und kleinen Ausspannungen; sodann, 
ob Bäche und W ege richtig aufgetragen sind ; — über 
welches alles derselbe ein vollständiges Protokoll' abhal- 


1) Die Maafstäbe für die Vermessung in Frankreich sind: a ) von 
1 zu 5000, dieser jedoch nur Ausnahmsweise für solche Gemeinden, 
in welchen das Eigenthum wenig vertheilt ist , keine Parzelle unter 2 
Morgen beträgt ; b) von 1 zu 2500, der gewöhnliche Maafsstab, in so 
fern ein Morgen in nicht mehr als 4 oder 5 Parzellen getheilt ist ; 
c) von 1 zu 1250, in Fällen, wo der metrische Morgen in mehr als 
6 Parzellen getheilt ist, und für Städte, Dörfer etc. Für Parzellejn, 
die so klein sind, dafs sie auf dem Plane mit dem Zirkel nicht scharf 
abgegriffen werden können, ist nachstehender Maafsstab vorgeschrie- 
ben: für solche, die unter 3 Meters sind, von 1 zu 1250; für solche 
unter 6 Meters, von 1 zu 2500; von solchen unter 12 Meters, von 
1 zu 5000. Das labltau d’assemblage wird nach Verhältnifs der Flä- 
chengröfsc einer Gemeinde , in dem Maafsstabe von 1 zu 5000, von 
1 zu 10000 , auch von 1 zu 20000 gezeichnet. Reciuil etc. S. 74 
folg. Bonze n herg I. 126. 
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ten, und dieses zugleich den bestimmten Antrag zur An-» 
nähme oder Verwerfung enthalten mufs. ( l 2 ) 

8) Berechnung des Inhaltes der Parzellen, (*) der 
in das tableau indicatif eingetragen wird , womit die 
auf die Ausmittelung des Flächeninhalts Bezug habenden 
Geschäfte gesehlossen sind, und von dem Oberingenieur 
nachstehende Aktenstücke oder Arbeiten an die ’ Steuerdi— 
rektion abgegeben werden/ nämlich: a) das Protokoll über 
die Begrenzung; b) das Dreiecknetz und die Register» 
c) das Protokoll über die Verifikation; d ) das alphabeti- 
sche I^amensverzeichnifs der Einwohner; e ) das Mefsre— 
gister; f) der Atlas portatif für die Abschätzungen; g) 
die beiden Atlasse für die Gemeinde. 

J 

§. 104. 

An die drste Hauptmasse der Arbeiten zum Behuf der 
Aufstellung eines Kadasters schliefsen sich sodann in Absicht 
auf die zweite, jene in Beziehung auf die Ausmittelung 
des reinen, und auf die Festsetzung des steuerbaren 
reinen Ertrages an, und ' zwar in nachfolgender Folge— 
Ordnung: 

ö 

9) Die Klassifikation der Grundstücke, oder die 
Festsetzung der Anzahl von Klassen für jede 
Kulturart, nach Maafsgabe der natürlichen Beschaffenheit 


1) Verworfen wird ein Plan, wenn die grofsen Entfernungen auf 
der Harte um -§• pCt. ; die kleinen , um 1 pCt. , bei der Grundfläche 
der Gebäude um mehr als 2 pCt. zu grofs oder zu klein sind. Es 
müssen in jeder Sektion wenigstens drei Parzellen nachgemessen, 
und zur Prüfung der Richtigkeit des angegebenen Besitzstandes, we- 
nigstens zwanzig revidirt werden. Über die Revision wird ein voll-» 
ständiges Protokoll abgehalten. 

Recueil etc. S. 81 folg. Benzenberg I. S. 129. II. S. 146. — 
Über die Revision in Würtembcrg, die alleg. Instr. §. 66 folg. 

2) In Frankreich wird diese Berechnung auf dem Biireau des 
Ober-Ingenieurs bewirkt , was Benzenberg 1. Th. S. 134; 2. Th. 
S. 144 tadelt, obgleich für diese Trennung der Arbeit nicht ganz- 
verwerfliche Gründe angeführt werden können. 

ln Würtembcrg geschieht diese Berechnung durch den Geome- 
ter, der gemessen hat. Die alleg. Instr. §. 75. 

\ s 
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des Bodens und seiner durch diese bedingten Ertragsver— 
hältnisse, mit Hinsicht auf den Geldwerth der auf dem- 
selben erzielten Produkte; indem nicht der Ertrag eines 
jeden einzelnen Grundstückes insbesondere ausgemittelt 
wird, sondern im Allgemeinen jener vom Morgen einer 
bestimmten Kulturart, nach Maalsgabe der ^Verschieden- 
heiten in Absicht auf Ertragsfähigkeit und Ertrag, wovon 

die Resultate sodann auf die einzelnen Grundstücke an— 

' * 

gewandt werden. Die Klassifikation selbst wird durch 
Abschätzer {Expert») bewirkt, welche die zur Normi- 
rung einer jeden Klasse dienenden Musterflecke auswäh- 
len, und sowohl den Ertrag derselben festsetzen, als auch 
die Anzahl von Klassen bestimmen, die in der Regel für 
das Ackerland jene von fünf; für die »übrigen Kulturar- 
tenaber, jene von drei nicht übersteigen darf, in so fern die 
besonderen Kulturverhäjtnisse und Verschiedenheiten für 
diese lezteren nicht eine gröfsere Anzahl erfordern. (*) 

1) Recueily. S. 152 folg. Benzenberg 1. Th. S. 142. 181. 
2. Th. S. 105. 150. 

In Ostreich ebenfalls Klassen , deren Anzahl jedoch nicht be- 
stimmt ist. — Ebenso in Würtemborg. 

In Frankreich ernennt der Präfekt die Expert* auf den Vor- 
schlag des Slcuerdircktors ; ihre Anzahl soll möglichst klein , jedoch 
so seyn, dafs auf einen Kanton deren wenigstens zwei kommen. In 
seiner eigenen Gemeinde kann keiner Abschätzer seyn , eben so we- 
nig als öffentliche Beamten dazu gewählt werden können. Die Er- 
nennung von Kommissarien für die Abschätzung ganzer Distrikte ist 
verboten. 

In Ostreich ernennt die Grundsteuer -Regulirungs -Hofkom- 
mission besondere Kommissarien für die Abschätzung ganzer Distrikte, 
welchen der Orlsbeamte als Kontroleur, und zwei Indikatoren bevge- 
geben sind. Als Hilfsmittel werden denselben die Mappe mit der Er- 
läuterungstabclle, die Eingaben der Gemeinden über den Kulturzu- 
stand im Allgemeinen, über den Bruttoertrag und über die Kultur- 
kosten übergeben. Diese Kommissarien bestimmen die Anzahl von 
Klassen für jede Kulturart , den mittleren Ertrag einer jeden Klasse, 
die Kulturkosten, und den bleibenden reinen Ertrag. Für Weizen, 
Roggen, Gerste, Hafer, wird der Geldwerth nach dem Durchschnitt 
der 15jährigen Marktpreise von 1785 bis 1800 incl. angenommen; für 
alle übrigen Produkte, die Durchschnitts - Lokalpreise aus dieser 
Periode. 
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10) sodann: a ) Ausmittelung des rohen Ertrages von 
Äckern, W i e s e n , W e i n b e r g e n, etc., der in gewöhn- 
lichen Jahren, ohne aufserordentlichen Aufwand an Geld und 
Arbeit, bei dem in einer Feldmark üblichen Fruchtwechsel, für 
die Grundstücke jeder Kulturart und in einer jeden Klasse 
statt hat; (*) — von Forsten aber, nach Maafsgabe ih— 
' ier nachhaltigen Nutzung, und des Geldwerthes des jähr- 
lich erfolgenden Naturais; — b) Ausmittelung der Kultur— 
kosten, nämlich: der Zinsen von dem Betriebskapitale 
in dem Viehstande, in Schiff ijnd Geschirr, überhaupt 
von allen Vorschüssen, durch weiche die Produktion be- 
dingt ist; des Aufwandes fiir Gesindelohn, Handwerks— 
lohn; für Saatkorn, Bestellungs-, Ernte-, Unterhaltungs- 
kosten, etc. — die sammtlich einzeln angegeben werden 
müssen , und die für die lezten Klassen in dem nämli— 
liehen Verhältnisse \ zum rohen Ertrage , wie in den er- 


r r / . 

1) Von Wiesen und Weinbergen wird, der Ertrag mittelst 
einer Kombination der Quantität und Qualität der Produkte und ih- 
res Geldwerthes, beides nach 15jähr. Durchschnitt; — von Gärten, 
nach dem höchst möglichen Pachtertrag ausgemittelt , jedoch niemals 
unter dem Ertrage des besten Ackerlandes , wohl aber bis zum drei- 
fachen Betrag von diesem; Baum gärten nach dem Geldwerth der 
Ilauptnulzung an Obst, mit Rücksicht auf die Nebennulzungen ; 
Fischteiche nach dem 15jährigen Durchschnittsertrage etc. Recueily 
S. 108 folg. 

Um den Experts bei ihrer Arbeit einen Anhalt zur Vergleichung 
zu geben, werden die Notizen über alle Pachtungen, Käufe, Theilun- 
gen, die in den Jahren von 1797 bis 1809 in einer Gemeinde statt 
gehabt haben, von dem Steuerinspektor gesammelt, der aus . den- 
selben einen Mittelprcis für jede Kullurart entwickelt, indem er die » 
Pachte, die in Früchten erfolgt sind, nach dem 15jährigen Durch- 
schnittspreis aus den Perioden von 1783 — 90, tfnd von 1797 — 1803, 
in Geld berechnet. “Die Resultate dieser Arbeit werden den Experts 
zugestellt die an dieselben jedoch nicht gebunden , aber verpflichtet 
sind , Abweichungen von denselben zu rechtfertigen. Benzenberg, 

1. Th. S. 171 folg. 

Das Protokoll über die Abschätzung wird von dem Sleuerkon- 
troleur geführt, der die Experts bei ihren Operationen begleitet, mit 
seinem Rath untcrslüzt, und [bei dem Abschützen die KJassc der 
einzelnen Grundstücke in das Mcfsrcgistcr (oben ISro. 5) eintrügt. 

. > 
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sten angenommen werden , in so fern die Abschätzer 
sich nicht zu einer Abweichung veranlafst sehen, die 
in diesem Fall gerechtfertigt werden mufs; — c) Angabe 
und Feststellung des reinen Ertrages, der in dem— 
jenigen, was nach Abzug der Kulturkosten von dem 
rohen Ertrage übrig bleibt, und in Körnern bestimmt 
wird, und der durch Berechnung seines Geldwerthes in 
den vorgeschriebenen Durchschnittspreisen, den steuer- 
baren reinen Ertrag ergibt. 

«) Das Klassement, oder das Einsetzen der einzel- 
nen Grundstücke in die für jede Kulturart ausgemit- 
telte, für jedes Grundstück geeignete Klasse; — wonach 
das Klassifikationstableau geschlossen wird, und die Schä- 
tzer den provisorischen Tarif — nämlich den für 
jede Kulturart, und für jede Klasse ausgemittelten reinen 
Ertrag — feststellen, diesen mit demjenigen Ertrage, der 
sich nach Maafsgabe der Pächte, die statt gehabt haben, 
ergibt, vergleichen, und beziehungsweise erhöhen oder nie- 
driger stellen, und die Gründe ihres Verfahrens, in einem 
besondern tableau d’ applicaiion entwickelet! und rechtfer- 
tigen, und so den definitiven Tarif feststellen. (*) 

Sämmtliche vorstehende Arbeiten werden durch den 
Steuerdirektor, nachdem er dieselben sammtlich und 
in allen Beziehungen geprüft hat, mit einem Anträge in 
Betreff ihrer Annahme oder Verwerfung, an den Präfek- 
ten vorgelegt, der dieselben entweder genehmigt, oder 
aber, im. Fall er das Klassement und die Schätzungen un- 
richtig, oder nicht den gesetzlichen Vorschriften gemäfs 
erachtet, ein G.ege n kl a ssem e nt und eine neue Ab- 
schätzung unter spezieller Aufsicht des Steuerinspek- 
tors anordnet, und nach deren befriedigenden Beendigung, 


1) Das ganze Verfahren in dem oft alleg. Recueil $. 152 folg. 
Benzenberg 1. Th. S. 178 — 213. 

° , * i e 

Das tableau de Clas/dßcation enthält in 4 Kolonnen a) alle Kul- 
turarten mit der Anzahl von Klassen für eine jede ; b ) den für jede 
aasgemittelten steuerbaren reinen Ertrag nach Maafsgabe des proviso- 
rischen Tarifs ; c ) den Ertrag nach Maafsgabe der Pächte ; d) endlich 
den vom Expert definitiv angenommenen Ertrag. Recueil etc. S 181. 
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so wie im ersten Fall , die Abschätzung durch einen 
förmlichen Beschlufs vorläufig genehmigt, (*) worauf je- 
dem Grundeigenthümer ein Bullet in (Steuerzettel) über 
den Flächeninhalt und die Klasse eines jeden seiner 
Grundstücke , und der Tarif der Abschätzer für alle 
Klassen, zugefertigt wird, um seine etwaigen Einwen- 
dungen gegen die Messung, das Klassement und die Ab- 
schätzung derselben, binnen der peremtorischen Frist ei- 
nes Monates vorzulegen. Zugleich wird ein erster Ent- 
wurf der Mutterrolle (JVLatricc— Minute), die in dem 
alphabetisch geordneten Zusammentrag der Bulletins be- 
steht, während dieses Monates, auf dem Gemeindehause 
zur allgemeinen Einsicht der Betheiligten offen gelegt. 

Nachdem die etwaigen Reklamationen ( 1 2 ) erörtert 
sind (worüber der Kontroleur ein vollständiges Protokoll 
aufnimmt), werden die desfallsigen Verhandlungen dem 
Präfekten vorgelegt, der nach vorgängiger Berathung des 
Präfekturrathes über dieselben entscheidet, durch welche 
Entscheidung die Klasse für jedes Grundstück 
unabänderlich festgesezt ist. 

Die definitive Festsetzung des steuerbaren Er- 
trages einer jeden Kulturart und Klasse , sowohl für eine 
jede einzelne Gemeinde, als für alle Gemeinden eines 
Kantons, und die Ausgleichung derselben unter 
einander, die in einer von dem Steuerdirektor präsi— 
dirten Vereinigung des Inspektors, der Kontroleure. und 
der Abschätzer vorbereitet wird, ( 3 ) wird in einer Kan— 


1) Die Abschätzung mufs unbedingt angenommen oder verworfen, 
und dürfen nicht durch Rücksichtnahme auf allgemeine Ursachen, 
z. B. Sinken der Fruchtpreise, Stocken des Handels, oder ungewöhn- 
liches Steigen der Pachte etc. modiäzirt werden. Recueil S. 204. 

2) Die Reklamationen sind dreierlei Art : solche gegen die Mes- 
sung, entweder, dafs einem Eigenthümer der Besitz eines Grundstücks, 
das ihm nicht gehört , zugeschrieben , oder seine Gröfse oder Kultur 
unrichtig angegeben ist; solche gegen die Klasse, in welche dasselbe 
eingesezt ist; endlich solche gegen die Abschätzung. 

3) Der Zweck dieser Versammlung ist, wechselseitige Belehrung 
und Verständigung der. Abschätzer über Fehler, die sie bei dem Ge- 
schäfte begangen haben können. Die Versammlung hat aber nicht 
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tonalversammlung, die unter dem Vorsitze des Un- 
terpräfekten , aus Deputirten aller Gemeinden des Kan- 
tons bestellt, und Welcher der Direktor und Inspektor 
beiwohnen, berathen. «Der Antrag dieser Versammlung 
auf Annahme, theilweise oder ganze Abänderung der 
Abschätzung, der vollständig motivirt und in Zahlen aus- 
gedrückt seyn mufs, wird sodann dem Präfekten vorge— 
legt, der nach Anhörung des Gutachtens des Präfekturra- 
thes, über diese Anträge definitiv entscheidet, und den 
steuerbaren reinen Ertrag einer jeden Kommune festsezt 
( tcirif dSßnitif du Prefet ). (*) 

Nachdem auf diese Art sämmtliche Arbeiten vollendet sind, 
werden die definitiven Mutterrollen der Gemeinden ei- 
nes jeden Kantons aufgestellt, aus der Totalisirung ihrer Sum- 
marien über Flächeninhalt und Ertrag das Kadaster des Kan- 
tons., "und aus diesen Summarien der Kantonskadaster, jenes 
des Departements, aus diesen endlich das allgemeine Kada- 
ster zusammengestellt. (*) 


das .Recht, Abänderungen zu machen, die sie nur gutachtlich 
vorschlagen kann, indem, nachdem die Einreden gegen das Klassement 
ihre Erledigung erhallen haben, die Abschätzungen, so wie sie ge- 
macht sind, der Hontonalversammlung vorgelegt werden müssen. 

1) Benzenberg 1. Th. S. 214- — 23t>. In Ostreich wird die 
Schätzung durch eine besondere Revisionskommmission geprüft , und 
von der Hofkommission genehmigt. Kramer 1. c. I. S. 114. 

- , Die Ausgleichung grölserer Bezirke wird in Frankreich durch 
Gcncralinspektoren, je für d bis 10 Departements Einer, 
mittelst eines von diesen zu bearbeitenden taBUau analytique bewirkt, 
dessen Einrichtung in Benzenberg 1. Th. S. 279 folg, darge- 
stcllt ist/ v “ • 

2) Zur Verdeutlichung der Andeutungen in dem Texte, überhaupt 
zur anschaulichem Darstellung der Formen, sind die wesentlichen 
Forn.ularcaus dem oft alleg. Recueil in dem 4. Abschnitte abgedruckt, 
zum Thcil auch aus dem Grunde, weil dieses sehr interessante Werk 
nur als Manuskript an die Behörden vertheilt, und deshalb weniger be- 
kannt ist. Vorschläge, wie die Formendes franz. Kadasters , die auf die 
Yenvallungsorganisation in Frankreich berechnet sind, auch mit an- 
deren Verwaltungseinrichtungen in Einklang gesezt werden können, 
sind in dem oft angeführten Werke von Benzen borg enthalten, in 
diesem auch die Vorzüge und Mangel der Kadastereinrichtungcu in 
Frankreich angezeigt. CE Th. S. 299. 455.) 
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Indem allgemein anerkannt wird, dafs ein auf genaue 
Vermessung und auf möglichst richtige Abschätzung ge- 
gründetes Kadaster, sowohl fiir die Regierung selbst f als 
1 für die Staatsangehörigen, in dem Grade wichtig ist, dafs 
keine der ersteren den Wunsch nach einem solchen jemals 
aufgeben könne, (*) sodann, dafs einem jeden Kadaster, 
das nicht auf Vermessung gegründet ist, seine wesentlich- 
ste Grundlage mangelt, weichen dennoch manche Regie- 
rungen theils vor der vermeintlichen Unthunlichkeit der 

ö 

Ausmittelung des reinen Ertrages, theils vor dem Aufwande 

zurück, den die Kadasterarbeiten verursachen. 

7 > » 

Der Ungrund der erstem Besorgnifs, und dafs die be- 
fürchteten Schwierigkeiten nicht unübersteiglich sind, so- 
bald man sich hur auf das was erreichbar, aber auch genü- 
gend ist, beschränkt, ist dermafsen überzeugend dargethan, 
dafs eine jede Erörterung dieses Gegenstandes als überflüssig 
angesehen werden mufs. ( 2 ) 

Nicht so leicht ist die Beseitigung der Schwierigkeit, 
die aus der nicht in Abrede zu stellenden Gröfse des Auf- 
wandes entsteht, den die Aufstellung eines vollständigen 
Kadasters erfordert, und der nach Maafsgabe der gröfsern 
oder mindern Vertheilung des Grundeigenthumes, im Durch— 


Übrigens ist in Ansehung dieser leztcren die wesentliche Änderung 
eingetreten , dafs dasselbe v. 1. Januar 1822 an lediglich als Sache 
eines jeden einzelnen Departements in der Maafse be- 
trachtet und behandelt wird , dafs jedes Departement die für die Ka- 
dastrirung erforderlichen Ausgaben durch Zusatz - Centimen , deren 
von den Departementsräthen jährlich drei für diesen Zweck ver- 
willigt werden können, autbringen muls; aulscrdcm aber in dem 
Staatsbudget ein Fond von Einer Million Franken zur Unterstützung 
derjenigen Departements und Communen , die einer solchen für diesen 
Zweck bedürfen , ausgesezt ist. Übrigens ist die oberste Leitung in der 
vorbeschriebenen Art, wie bisher, dem Finanzministerium Vorbehal- 
ten. Finanzgesetz v. 21. Julius 1821. M. s. auch die Verhandl. in 
der Dcput.-K. am 2. August 1822. Moniteur ^ro. 210. 

1) v. Jacob St.-Finanzw. §. 1034. Raynal , /histoire 'philo- 
eophique et politique etc ., d 6 reneve 1/83« 'jT. X. p. 222 folg. 

2) Benzenberg, 1. Th. S. 164. 2. Th. S. 41, — Lotz 1. c. 
4. Bd. S, 157, und die das. angef. Schriftst. 

* II. 7 
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schnitte von 2000 bis 7000 Thaler für eine Quadratmeile 
beträgt. (*) 

Werden indessen die Vortheile erwogen, die aus der 
durch ein Kadaster erwirkten Möglichkeit einer gerech- 
ten und gleichen Vertheilung der Steuer für die Ge- 
saramtheit der steuerpflichtigen Grundbesitzer, — sodann 
diejenigen, die für einen jeden Einzelnen dadurch er- 
wachsen, dafs die Gröfse und die Grenzen seines Eigenthu- 
mes, der Werth und der Ertrag desselben, urkundlich aus- 
gemittelt und festgestellt sind, hierdurch aber der Kredit ei- 
nes solchen Grundbesitzers fester begründet, die Möglich- 
keit seiner Benutzung erleichtert wird: dafs mithin die Vor— 
theile für den Einzelnen zum wenigsten gleich grofs mit je- 
nen für das Ganze sind, dann dürfte als wohlthatig, eine 
Anordnung, die einen Theil des Aufwandes unmittelbar 
auf dieEigenthiimer der zu kadastrirenden Grundstücke über- 
weist, nicht nur als wohlthatig, sondern auch als gerecht- 
fertigt erscheinen. ( 2 ) 

1) IVach Maafsgabe einer Berechnung in der franz. Deputirten- 
kammcr, betragen diese Kosten 4000 Rthlr.. wenn die Ackerverthei- 
lung so ist, dafs 14000 Theile auf eine Quadr.-M. kommen; 2000 
Rthlr. , wenn nur 5 bis 6000 Theile ; 7000 Rthlr. , wenn 30000 
und mehr Theile auf eine Quadr.-M. kommen. Neue allg. geograph. 
Ephemer. Jahrg. 1818. 3. Bd. S. 238. — Benzenberg 1. Th. S. 
402. 2 Th. S. 164. 

, Über diese Kosten in Wiirtemberg, (Vermessung etc. 8 kr.: 
Lithographir. !•§■ kr.; Einschätzung, allgcm. Aufwand 2 kr.: im Gan- 
zen nicht 12kr.) Verhandl. in der Kammer der Abgeord. im Jahr 1820. 
Aufserord. Beilagenhcft S. 266., und der Artikel: Das neue Kadaster, 
in den Würtemberg. Jahrbüchern v. 1822. 1. Heft S. 36 folg. 

Über dieselben in Baiern, circa 18 kr., ( Ge bhard>- Bemerk, 
zur Schrift des H. Gr. von Soden: Der baiorische Landtag im Jahr 

1819. S. 11. Nach Maafsgabe des Berichtes des zweiten Ausschus- 
ses, 5. Bcilagenband , S. 425 folg.: Die Messung 12 kr.; die Boniti- 

rung , Kadastrirung ctc. 9 kr. ; im Ganzen also 21 kr. für das Ta- 
gewerk. 

2) Der nämliche Vorschlag ist , wie der Verfasser aus den Ver- 
handl. der baicrischen St. -Vers, im J. 1822. 5. Beilagcnb. S. 425, der 
ihm, erst nachdem vorstehendes niedergcschrieben war, zu Gesicht 
gekommen ist, ersieht, ebenfalls in dieser Versammlung gemacht 
worden. 
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Zwar wurde durch eine solche Maafsregel der Aufwand 
an und für sich selbst nicht vermindert, dennoch aber jener 
der Staatskasse, und auch jeper derjenigen Klassen von 
Staatsangehörigen, die nicht Grundeigenthura besitzen, defs— 
halb auch nicht wie die ersteren an den Vortheilen eines 
Kadasters Theil nehmen. Dabei mochte nicht zu übersehen 
seyn, theils dafs der Aufwand nur ein für allemal statt fin- 
det, theils dafs derselbe auch für den Einzelnen nicht driik- 
kend ist, indem, selbst wenn die Kosten zu 20 kr. vom 
Morgen angenommen, und hiervon die Hälfte auf die Grund- 
eigenthümer gelegt würden, diese für einen Güterbesitz von 
5 Morgen, 50 kr.; für einen solchen von 20 Morgen, 3 j-fl. ; 
für 100 Morgen, nur 16?- fl. betragen. 

Dem Einwande, dafs weil dasKadaster eine allgemeine 
Staatsanstalt ist, der Aufwand für dasselbe, auch von der 
Gesammtheit getragen werden müsse, dürfte nicht ohne 
Grund entgegengehalten werden, dafs es mit diesem, in 
seiner Allgemeinheit allerdings richtigen Grundsätze, nicht 
unvereinbar ist, dafs, so wie z. B. bei der Rechtspflege, ein 
jeder, der aus einer allgemeinen Staatsanstalt besondere Vor— 
♦heile geniefst, wegen diesen, und im Verhälnisse seines 
Genusses, zu denselben auch besonders beitrage j wodurch, 
weit entfernt dafs eine gerechte Gleichheit in Vertheilung 
der Lasten verleztwird, diese wohl eher befördert würde. 

Ein fernerer Vortheil einer solchen Theilung des Auf- 
wandes würde in der Möglichkeit eines raschem Fort— 
schreitens der Kadastralarbeiten bestehen, das in den mei- 
sten Staaten durch nothwendige schonende Rücksicht auf die 
Kräfte der Staatskasse gehemmt ist. 

§. 105. 

In dem zweiten Systeme, nämlich wenn die Grund- 
steuer lediglich nur auf den Rohertrag der Grundstücke ver- 
anlagt wird, (*) fallen von den indem vorhergehenden Para- 

1) Das Verfahren in dem K. Baiern, in der allegirten In- 
struktion für die ßonitirung und Klassifikation aller 
Grundstücke und Grundrealitäten des K. Baiern, — - 
und in der Instrukt. für die Formirung des Grundsteuer- 
Kadasters, die erstere vom 13. März, die leztere vom 1& April 

7 * 
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graphe angedeuteten Geschäften nur diejenigen ans, die auf die 
Ausmittelung der Kulturkosten, und auf jene de» 


1811; fiir das V c r m e s sun gsges c h ä ft , die Instrukt. v. 12. April 
1808. Bei dem Kadaster ist die Territorialcintheilung des Königreichs 
in Kreise , Land - und Stadtgerichte , und in Gemeinden , beibehal- 
ten, deren jede einen Steucrdi strikt bildet; dabei ist vorge- 
schrieben, dafs die Linie, welche das zu einem Steuerdistrikt gehörige 
' Eigenlhum von einer andern Gemeinde scheidet, als Grenzlinie ange- 
nommen , und dafs für jeden solchen Steuerdistrikt ein . besonderes 
Kadaster gebildet werden soll , dessen Grundlage ein im 5000 IheiLi- 
gen Maafsstab aufgenommener, und aus Steinabdrücken zusammenge- 
sezter Plan bildet, in welchem leztern , nicht nur die Grenze, son- 
dern auch jeder steuerbare Gegenstand nach seiner Lage und Figur 
dargestellt ist. Wo eine Gemeinde aus mehreren Ortschaften zusam- 
mengesezt ist, bildet eine jede von diesen lezteren eine Unterabthei- 
lung , dergleichen auch bei Städten und grofsen Dorfgemeinden ge- 
bildet sind, nach Maafsgabc der natürlichen Grenzen. Jeder Steuer- 
distrikt hat eigene, unveränderliche Nummern , mit welchen jedes 
einzelne Grundstück bezeichnet ist; die Nummerirung fangt in dem 
Hauptorte an und läuft durch alle Fluren fort; der Übergang von 
einem Grundstück auf ein anderes darf nicht durch einen Sprung ge- 
schehen , so dafs jede Nummer durch Verfolgung der Reihe leicht 
gefunden werden kann. Die Bonitirung geschieht durch erfahrne 
Landwirthe , mit Anhaltspunkten in bestimmten Masterplätzen , von 
welchen das Ertragsverhältnifs durch Berechnung bestimmt, und so- 
wohl von den eigens hierzu gewählten Taxatoren, als von den 
Eigentümern dieser Musterplätze, als richtig und wahr angegeben, 
und obrigkeitlich bestätigt ist. Solcher Musterflecke werden so viele 
ausgemittelt, bis für jedes Grundstück in einem jeden Landgerichte, für 
welches jedesmal die Taxatoren erwählt sind, Anhaltspunkte vorhanden 
sind. Die Anzahl der Taxatoren richtet sich nach der Gröfse des 
Landgerichts, doch dürfen nicht mehr als zwölf gewählt werden. Die 
Grundsätze und das Verfahren in Ansehung der Bonitirung, sind 
Seile 8,3. Note 2 angedeutet. . — Die Klassifikation* der 
Äcker geschieht in der Art, dafs für die erste oder geringste Klas- 
se, auf ein Tagewerk, und nach Abzug der Aussaat von der Erndte, 
eine jährliche Produktion von ^ Scheffel Korn festgesezt ist, und für 
die folgenden Klassen sodann in einer arithmetischen Proportion 
steigt, so, dafs eine doppelte, drei - oder vierfache Produktion, zur 
2. , 3. vU. 4. Klasse gehören. [Nachdem die Klassifikation der Äcker 
.vollendet ist, werden Wiesen, Waldungen, Gärten u. s. w. durch 
Assimilirung eingereihet, in der Art, dafs die Quantität Heu, die eine 
Wiese produziren kann, und das Verhültnifs des Werthcs dieses lexte- 
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reinen Ertrages sich beziehen, wogegen alle übrigen, ins- 
besondere die Vorschriften und Geschäfte in Absicht auf die 
Vermessung, die Klassifikation, das Klassement, die Erledi- 
gung der Reklamationen, der definitiven Festsetzung des steuer- 
baren Entkommens etc., wenn gleich in Absicht auf die förm- 
liche Behandlung verschiedenartig modifizirt, die nämlichen 
wie in dem ersten Systeme sind. 


ren zu jenem eines Scheffels Roggen, und eben so bei Waldungen? 
die Quantität Holz, die nachhaltig gehauen werden kann, und das 
Verhältnifs seines Geldwerthes zu jenem von einem Scheffel Roggen, 
ausgemittelt wird ^ Gärten endlich, dem besten Ackerlande gleichge- 
. halten werden. Zum Behuf der Eintragung der einzelnen Grund- 
stücke in die Klassen (Klassement), können die Taxatoren in 
Abtheilungen von drei gelheilt werden , deren jeden ein Geometer als 
Aktuar beigegeben ist, der die von den ersteren für jedes Grundstück 
angegebene Klasse in die Karte einträgt, was in das Kadaster selbst 
von den Taxatoren bewirkt wird. 

Die Resultate der Messung, Taxation und Klassifikation werden in 
dem Kadaster zusammengetragen (eigentlich das tableau indicaiif 
in dem franz. Kadast), in welchem alle steuerbaren Gegenstände nach 
der Ordnung der unveränderlich laufenden Nummer aufgeführt, und 
bey einer jeden der Gegenstand, (ob Acker, Wiese etc.), die Fläche, 
die Bonitäts- Klasse, die Verhällnifszahl , (welche ein Produkt aus der 
Fläche in die Bonität ist), die Belegung der Grundsteuer, und die 
Dominikalverhältnissc, eingetragen sind. 

Beigelegt sind demselben: a) das Verzeichnis der Grundbesitzer, 
jeder durch seine Hausnummer bezeichnet, mit einem alphabetischen 
Repertorium für jede Ortschaft (summarische Mutterrolle), und einem 
Verzeichnis derjenigen Grundbesitzer, die in anderen Steuerdistrikten 
wohnhaft sind; sodann b ) eine Zusammenstellung der Grundstücke 
nach der laufenden Nummer, welche jedem in einer Gemeinde an- 
säfsigen Unterthanen gehören, mit einer Übersichtstabelle aller Grund- 
stücke des Steuerdistrikts , nach ihrer Quantität und Qualität, in wel- 
cher die Parzellen und die Wohngebäude, der Flächeninhalt, die 
Summe der Verhältnifszahlen, und das Steuersimplum , sow'ohl von 
Flur zu Flur , als von der ganzen Gemeinde angegeben sind ; — » 
c ) endlich dem Kadaster des ganzen I-andgericJits selbst: 1) ein Ver- 
zeichnifs aller, im Landgericht befindlichen Fischwasser und ihrer Be- 
legung mit Grundsteuer; 2) ein solches derjenigen Grundstücke, de- - 
ren Besitzer in anderen Landgerichten ansäfsig sind. — M. s. das 
Formular im 4. Abschnitt. 
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In dem dritten Systeme dagegen, ( 4 ) ist der Vermessung 
des Areals, die nur subsidiarisch und im Fall gegründeter Zwei— 
f el in 'tlie Richtigkeit der von den Eigent hü mern angegebenen 

1) In dem Grofsh. Baden z. B. ist nach Vorschrift der Grund - 
stcuerordn. v. 20. Jul. 1810 nachstehendes Verfahren beobach- 
tet worden: 

a ) Für die Leitung der Güteraufnahme, der Klassifikation und Taxa- 
tion, waren besondere Bezirkskommissarien, je für einen Be- 
zirk von 10000 Seelen einer (die Inspektoren im franz. Kada- 
stcr) ernannt, und diesen je für 1000 bis 1500 Seelen ein 
Protokollist , (der Steueraufseher oder Kontrolleur im franz. Ka- 
daster) beigeordnet, welchem leztern die Aufstellung der 
Gülertabelle , der Steuerzettel , das Einsetzen in die Klassen etc. 
übertragen gewesen ist. 

I) Jede Markung ist als ein Steuerbczirk betrachtet, und sind für 
denselben drei Urkundspersonen zur Anzeige der Grundstücke 
und zu ihrer Klassifikation und Taxation gewählt gewesen (die 
Delimitatoren der Kommunen, die Indikatoren und Schätzleute 
in dem franz. Kadaster.) 

t) Aus den von dem Bezirkskommissarius eingesammelten Verzeich- 
nissen über die Grundbesitzer und aus den Notizen über die Gröfse 
der Grundstücke, ist von dem Protokollisten die Gütertabelle < das 
tableau indicatif in dem franz. Kad.) zusammen gestellt, und sind 
die Steuerzettel für jeden einzelnen Kontribuenten gefertigt ; sodann 

d) die Klassifikation bewirkt, das Kla ss i f i k a t i on s - Ta b - 
1 e a u aufgestellt (beides auf die nämliche Art wie in dein vor- 
hergehenden §. angezeigt ist) worauf 

e ) zur Taxation geschritten worden ist, zu deren Behuf der mitt- 
lere Güterpreis für die Grundstücke jeder Kulturart und in jeder 
Klasse , aus dem Durchschnitt der Güterkäufe in der Periode von 
1780 — 89 und von 1800 — 1809 ausgemittelt, diese Ausmittelung 
den Taxatoren in einer Versammlung derselben zur Abgabe ihres 
Gutachtens vorgelegt, und dieses in ein besonderes Protokoll kon- 
signirt worden ist (Die Versammlung der Schätzleute zur Fest- 
setzung des Ertrages in dem französ. Kad.) 

f) Sodann ist die Publikation der K I a s s i f i k a t i o n und 
Taxation an die Begüterten und an die Ortsvorstände , zur 
Äufserung ihrer Ausstellungen verfügt worden, über welche lez- 
tcren nach vorgängiger Erläuterung der Taxatoren, durch Stim- 
menmehrheit der Ortsgerichtsglieder entschieden, und das darüber 
abgehaltene Protokoll an den Rreisdirektor eingesandt worden ist 
(Vertjieilung der Bülletins an die Grundbesitzer , Auflegung der 
Muttcrrolle auf dem Gemeindehaus in dem franz. Kad.), welcher 
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Gröfsen, statt findet, die Fatirung des Flächeninhaltes 
durch diese Eigenthümer ; und der Ausmittelung des rohen und 
reinen Ertrages, die Eruirung der mittleren Giiterp reise 
durch Auffindung des Durchschnittes aus den Verkäufen, und 
beziehungsweise aus den Pachten, die in einer bestimmten Pe- 
riode statt gehabt haben , und die Anwendung derselben auf die 
einzelnen Güterstiicke substituirt. Die Formen, sowohl für die 
Behandlung, als für die Einkleidung dieser Operationen , sind 
im Ganzen willkürlicher und defshalb auch beinahe in jedem 

t 

der Staaten in denen dieses System besteht, verschieden, vorzüg- 
lich auch nach Maal’sgabe, als die Ausmittelung mehr auf den 
wirklichen Er tragskap ita 1 we r th, oder aber auf den 
individuellen Kaufwerth und Kaufpreis gerichtet ist, oder 
als Klassenkapitalien die auf die einzelnen Steuerobjekte 
angewandt werden, die Grundlage bilden. 

Aufser den angezeigten drei Hauptsystemen, sind in ver- 
schiedenen Staaten auch andere • Methoden in Anwendung, 
und in sofern von einander abweichend, als dieselben nur 
für die Veranlagung der Grundsteuer allein bestimmt sind, 

oder aber als sümmtliche direkte Steuern von Grund- 

» 


g) die Revision von beidem, in einer von ihm präsidirten Di^> 
striksversammlung, in welcher zugleich über die einzel- 
nen Reklamationen entschieden worden ist (die Kantonalver- 
sammlung in dem franz. Kad.), und die Einsendung sammtficher 
Verhandlungen an das Finanzministerium bewirkt hat, von 
welchem die Anschläge der Güter und die Naturalienpreise für 
die Werthschätzung der Gelalle definitiv festgesezt, und diese 
definitiven Festsetzungen durch die Ämter publizirt worden sind, 
worauf endlich 

h) das finale Klassement der einzelnen Grundstücke und die , 
Rektifikation der Sleuerzettel durch den Protokollisten bewirkt 
worden ist, der zugleich die Steucrtabclle für jede Kommune 
gefertigt hat (die rektifizirle Mutterrolle und die Steuerrolle in 
dem französ. Kadaster), durch deren stufenweise Zusammenstel- 
lung, die Ämter- Kreis- und das General - Kadaster gebildet 
worden sind. — Sichtbar sind die Fermen für die Behandlung 
dem (ranz. Kadaster nachgebildet, hierdurch über Bedürfnifs ver- 
vielfältigt. Das Verfahren in Tyrol, in Krelil Beiträgen, S. 150 
folg., jenes in Nassau, die einfacher sind in dem Edikt v. 

Kehr, 1809, 
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stücken, Hausern und Gewerben in eine einzige Abgabe 
verschmolzen; so wie diese 'Formen überhaupt in dem Maalse 
verwickelter sind, als dieselben Ausroittelungen erfordern» 
die nicht selten ein mehr oder minderes Eindringen in das In- 
nere der Verhältnisse der Steuerpflichtigen bedingen, das ohne 
sicher zum Ziel zu führen, in mehr als einer Hinsicht nachthei— 
lig ist. Überhaupt aber sind dieselben zu mannichfaltig, als da fl» 
eine vollständige Andeutung thunlich wäre, theils auch bilden 
dieselben eine Ausnahme von den Systemen, die allgemeiner be- 
stehen; und welchen dieselben mehr und mehr weichen, wefs- 
halb sie auch eine besondere Darstellung nicht erfordern dürf- 
ten. (»)' 

i 

1) Eine besondere Methode, z. B. in dem Grofsherz. Hessen, 
wo die Abgaben von dem Grundcigenthume , den Gebäuden, den Ge- 
werben , unter (welchen zugleich die Landeigenthümer , Taglöhner, 
die Staatsdiencr etc. begriffen sind) , und vom Vieh in eine einzige 
Steuer vereinigt sind, und die Vertheilung nach verschiedenartig ge- 
bildeten Repartitionsnormcn — Land- und Ortssteuer - Kapitalien — 
bewirkt wird. Die Darstellung dieses Systemes, und die Instruktionen 
für seine Ausführung, in KJrönke, Ausführliche Anleitung zitr Regu- 
lirung der Steuern. Giefsen 1810. Eine Beurthejlung dieser Methode» 
in Strelin Revision der Lehre von den Auflag. etc. S, 13 folg. — 
Von anderen solchen Methoden, nachstehende als Beispiel- z.B, Veran- 
lagung auf die Aussaat auf eine bestimmte Fläche, nach 
Klassen, die für die Bonität der Grundstücke angenommen sind, so, dafs 
eine bestimmte Anzahl Scheffel Aussaat auf eine Hufe Landes angenommen 
die Aussaat selbst aber nach Maafsgabe der arbitrirten Bonität des Bo- 
dens, und des geschäztcn Ertrages, klassifizirt ist, und dafs nach 
Maafsgabe dieser Klassifikation , die Steuersätze abgestuft sind, z. B. 
in der 1. Klasse, 8 gr. vom Scheffel Aussaat; in der 2., 7 gr.; in der 
3., 6 gr. etc. Diese Methode in mehreren preufsischen Provinzen. 
Borowski Abrifs des prakt. Kameral- und Finanzwes. 1. Bd. 

Veranlagung auf den supponirten Körnerertrag, von 
dessen nach vorgesehricbcnen Sätzen berechnetem Geldwerthe , ein 
gleichfalls vorgesehricbcncr proportionirlicher Theil als steuerbarer 
reiner Ertrag angenommen ist. So z. B. in Alt- Würtemberg. 
Instrukt. v. 1713, und Späth Grundrifs einer möglichst guten Steuer- 
regulirung, Stuttgart 1816. In gleicher Art * in mehreren anderen 
Staaten; — oder aber, dafs der präsumirte oder ausgemiltelte reine 
Ertrag nicht in Körnern, sondern in einem Gelds atze 
ausgedrückt ist, z. B. die Steuer-Schocke in Sachsen, 
wo die Nutzung oder der reine Ertrag eines Grundstückes oder Hau- 
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§. 106. 

In einem jeden der erwähnten drei Systetne ist auf die 
formelle Behandlung und Einrichtung von wesentlichem Ein- 
flüsse, ob und wie fern die Re all asten, überhaupt die soge- 
nannten Grundbeschwerden, bei der Ausmillelung des Ertrages 
berücksichtigt, und y von diesem abgesezt werden, oder aber, ob 
auf dieselben keine Rücksicht genommen, und die Beiziehung 
der Gefällherren zu einem verhaltnifsmäfsigen Antheil an der * 
Grundsteuer, der Privatausgleichung der Bel heiligten überlassen 

ist - (‘) 


ses, nach einer Anzahl von Schochen (20 alte Groschen auf einen 
Schoch) bestimmt, und ein Morgen guter Acher zu 2 Schoch, mittel- 
mäfsiger zu 12-, schlechter Acher zu 1 Schoch veranschlagt ist. 

Veranlagung nach einem für die CTrÖfsc'und Güte, 
willhührlich angenommenen Maafse, z. B. in Holstein, 
nach Pflügen, die jeder Landwirth im Gange hat, oder im Gange 
zu haben angenommen wird; — oder nach Tonnen Harthorn; 
in Dänemarh, wo’ unter einer Tonne eine solche Fläche Acher- 
land verstanden wird, auf welcher nach ökonomisch. Annahme jährlich 
drei Tonnen Getreide (1 Tonne Koggen, 1 Tonne Gerste, 1 Tonne Hafer) 
geerntet werden, hönnen , wobei für die Bonität 3 Klassen angenom- 
men sind , das Braachfcld aller nicht berüchsiehtigt ist. Diese Me- 
thode geprüft in Justi System des Finanzwesens S. 442 folg. • 

Uber die Methoden in den verschiedenen östrcichischen Provin- 
zen, Krem er, Darstellung des Steuerwesens, 2 Theile, Wien 1821. 

1) IS icht berücksichtigt sind die Grundlasten, z. B. in 
Frankreich, in Ostreich (Pat. v. 23., Dezbr. 1817), in Sach- 
sen (Mandat, die Einführ, eines neuen Abgabensystems betreff., v. 
9. Jul. 1812), in Hannover, jedoch mit Ausnahme der Zchnden, 
(Verordn, v. 9. Aug. 1822.) in Nassau (Ediht v. 1B09.) 

Abgesezt und besonders besteuert dagegen , z. Bk in B a i e r n » 
Würtemberg, Baden etc. t 

Mehrere, unter diesen auch Kr eh 1 1. c. S. 11 haben versucht 

\ ' / 

die Ansicht geltend zu machen, dafs der Abz\ig der Grundbeschwer- 
den einer Privatausgleichung unter den Betheiligten 9chon aus dem 
Grunde nicht überlassen werden könne, weil hierdurch die Herstel- 
lung einer gleichen Besteuerung von Privalkonvenlionen abhängig,, 
hierdurch aber unmöglich werde. — Abgesehen von der Richtigkeit 
oder Unrichtigkeit dieser Schlufsfolge an und für sich selbst , scheint 
dieser Ansicht entgegenzustehen, dafs bei Veranlagung der Grund- 
steuer, die Regierung nur mit dem Ertrage des Grundstük- 
kes, und nicht mit dem Besitzer desselben, zu thun 
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ln Staaten, in welchen eine solche Berücksichtigung und 
ein solcher Abzug statt finden , werden in Ansehung desselben 
zwei Methoden befolgt, nämlich: dafs die Gefälle entweder 
nach den nämlichen Grundsätzen , und nach dem nämlichen 
Maafsstabe, wie die Güter, von welchen sie erfolgen, in die 
Steuer gelegt werden; oder aber, dafs das Steuerkapital für die- 
selben nach einem arithmetischen Verhältnisse regulirt wird, 
ln beiden Fällen wird für dieselben ein besonderer Gefä 1 1 - 

f 

oder Dominikalkadaster aufgestellt, in welchem, aufser 
der Anzeige des Gefällherrn und des Pflichtigen, eine detaillirte 
Nachweise der Gefälle, nach Quantität und Qualität des Geld- 
wertes derjenigen, die in Naturalien bestehen, der Grundstücke, 
von welchen sie entrichtet werden, des Steuerkapitals , das für 
dieselben ausgemitjelt ist, des Steuerprozents, mit welchem sie 
in die Steuer gelegt sind, — verzeichnet seyn müssen. 

Die formelle Einrichtung dieser Dominikalsteuerkadaster, 
und das Verfahren bei ihrer Aufstellung, sind in der Hauptsache 
von jenen für das allgemeine Kadaster abhängig, von welchem 
dieselben einen integrirenden Theil bilden. 


§. 107. 

Steuer von Gebäuden.^) Die gewöhnlichen Metho- 
den für die Besteuerung von Gebäuden sind nachfolgende : 

hat, die Steuer eigentlich von dem erstem, nicht aber von 
dem leztern erhoben wird; dafs dadurch 7 dafs ein Dritterer an 
diesem Ertrage Theil nimmt, «war der Genufs des Kultivateurs, 
nicht aber der Ertrag selbst, verringert wird, dafs daher 
wohl eine Ungleichheit in Absicht auf Genufs, nicht aber in dem 
Veriiältnifse zwischen der Steuer und dem Ertrage, von dem sie ent- 
richtet wird, statt finden, die ersterc aber nicht berücksichtigt wer- 
den kann. — Gefalle sind eine Schuld zur Last des Eigentümers, 
für welche nicht mehr als für jede andere persönliche Schuld , ein 
Abzug am Ertrag zulässig ist, vielmehr scheint , dafs die Ausgleichung 
den Betheiligten zu überlassen sey. 

1) Uber Gebäudeslcucr überhaupt, und für dieselbe; und über 
die verschiedenen Methoden der Besteuerung der Gebäude : Smith 
über die Urs. etc. 4. Bd, S. 274; — Mont hi on in dein angef. VV. S. 107 j 
Justi Finanzwiss. S.448; — v. Jakob, Staatsfinanzwiss. §. 1037 folg., 
welcher eine Kiassifikatioii der Zimmer, und Normalpreise für jede 
Blasse vorschlägt. 


\ 
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A. Veranlagung der Steuer auf den Miethswerth, 

bei welcher der wirkliche Miethszins’, oder der durch Ver- 

* . 

gleichung ausgemittelte Miethswerth , den ein jedes Haus in 
Städten und Flecken wirklich erträgt oder ertragen 
kann , nach Abzug * eines verhältnifsmäfsigen Theils zur 
Vergütung wegen der allmähligen Werthsverminderung und 
für die Unterhaltungskosten, als steuerbarer reiner Ertrag 
derselben angenommen wird; die W oh nun gen in Dör- 
fern, nach Klassen und in fixirten Sätzen für eine jede 
derselben; von landwirthschaftlichen Gebäuden 
aber, nur der für die Area ausgemittelte Ertragswerth iji 
die Steuer gelegt wird. (*) 


Gegen die Besteuerung der Gebäude überhaupt , und eine 
solche nach' dem Miethszins insbesondere, Lotz 1. c. 4. ßd. §. 282, 
de^ für den Fall, dafs eine Besteuerung der Gebäude statt finden 
soll , dieselbe als eine Konsumtionssteuer betrachtet , und für jenen, 
dafs sie auf den Miethszins angelegt wird, poslulirt, dafs alsdann auch 
die Ursache der Höhe der Miethe berücksichtigt, die Steuer selbst 
aber, nach dem Verhältnisse der höchsten Miethe zur niedrigsten, 
nach den Regeln der geometrischen Proportion regulirt werde. 

1) Diese Methode z. B. in Frankreich, wo ein jedes Wohn- 
gebäude doppelt veranlagt wird; nämlich einmal nach Maafsgabe des 
Flächengehaltes seiner Area , sodann nach dem Miethswerthc , von 
welchem der Betrag der Steuer, die auf den erstem fallt, wieder ab- 
gesezt wird. Das Minimum des reinen Ertrages eines Hauses , ist für 
die Oberfläche, der Ertrag des besten Ackerlandes, für das Ge- 
bäude selbst aber, und zwar, wenn dasselbe nur einen Erdstock 
hat, das Doppelte; bei einer Etage, das Dreifache; bei einer gröfse- 
ren Anzahl , das Vierfache. Das Dach wird nie , der Keller jedesmal 
in den Anschlag begriffen. — Der Miethswerth wird nach einem 
zehnjährigen Durchschnitt der wirklichen Miethszinse für jedes ver- 
mielhete Haus gebildet, und auf solche, die nicht vermielhet sind, nach 
Maafsgabe ihrer Beschaffenheit angewandt. Für die bäuerlichen Woh- 
nungen Tauf dem I^inde, ist die Annahme von zehn Klassen, und ei- 
nes fixen Erlragssalzes für jede Klasse gestattet, doch so, dafs keine 
Haus unter dem vorerwähnten Miniino geschäzt werden darf, däs 
selbst nur für ganz geringe Häuser zulässig ist, Der Abzug wegen Unter- 
haltung etc. beträgt bei Wohnhäusern bei Mühlen etc. 4 - ß enzen- 
berg 1. Bd. S. 161. 180. 201. 244. Auch in Bai er n findet für Häu- 
ser in Städten, in welchen die Hauscigenthümcr jederzeit aus den ver- 
jnietheten Wohnungen eine Renlp ziehen können, die Veranlagung nach 
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B. Veranlagung auf den mittleren W erth der Geb au— 
d e , und zwar entweder durch Abschätzung dieses Wer— 

thes nach Maafsgabe der Käufe, die in einer bestimmten Pe— 

\ 0 . 

riode statt gehabt haben;, ’(‘) oder aber nach Klassenka- 
pitalien, die willkürlich bestimmt, auf die einzelnen Ge- 
bäude angewendet werden. ( * 1 2 ) 

i ( 


dem Micthswcrthe statt, alle übrigen Gebäude werden blofs nach ihrer 
Area besteuert, dem besten Ackerlande gleich. Der jährliche Mieths- 
ertrag wird durch Passion der Eigenthüincr ausgemittelt. M. s. die 
alleg. Instrukt. 

1) Wie z. B. in dem Grofsh. Baden. — Häusersteuer- Ordnung 
vom 18. Septbr. 1810, nach welcher der mittlere Werth der 
Gebäude , bei dessen Abschätzung der Durchschnitt aus den Haus- , 
kaufen in dem Dezennio vom 1800 — 1809, zum Anhalt gedient hat, 
als Basis der Besteuerung, und als Steuerkapital angenommen 
ist. Bei allen Gebäuden ist der Platz nach I*age und Kaum, und 
die Baulichkeit al» steuerbar angesehen , und sind Einrichtungen für 
bestimmte Gewerbe, wenn sie ihrer Natur und Bestimmung naeh 
unbeweglich sind (z. B. Mühlwerke, die auf Pfeilern ruhen) zur Bau- 
lichkeit gerechnet, Gülten und Zinse, die auf den Häusern lasten, mil 
alleiniger Ausnahme «der Mühlengülten, nicht berücksichtigt- 

2) Diese Methode z. B. in dem K. Würtemberg, wo der 
volle Kapitalwerth der Gebäude , und als solcher , derjenige Werth 
oder Preis, den ein Käufer mit Hinsicht auf Umfang, Lage und Bau- 
stand eines Gebäudes , und auf die auf einem solchen haftenden lea- 
sten , nach den gegenwärtigenPreisen, für ein solches bezahlen kann, 
als Maafsstab für die Einschätzung angenommen ist, jedoch so, dafs 
die Schätzung dieses Werthes nicht nach beliebigen , selbstgewählten 
Summen , sondern nach der Mittelzahl von Klassenkapitalien bewirkt 
wird, die vorgeschriebe« sind, und auf ein jedes Gebäude nach 
Maasgabe seiner Beschaffenheit angewandt wird. Die Lasten , die auf 
einem Hause liegen, werden nicht kapitaliter abgezogen, sondern nur 
im Allgemeinen berücksichtigt. M. s. a ) die Vorschriften für die 
Aufnahme von Notizen über Gebäude und Gewerbe, v. 3. Novbr. 
1818 ; b ) die Instruktion für die Steuerkommissarien für die Ein- 
schätzung der Gebäude und Gewerbe, vom nämlichen Tage; c) die 
spezielleren Vorschriften für die Steuerkommission in Beziehung auf die 
Gebäude- und Gewerbccinschälzung; d) das Zirkular an die Steuer- 
kommission über den nämlichen Gegenstand, v. 16. Pcbr. 1819. 
Manvergl. damit die Verhandl. in der Kammer der Abgeoddn. v. 1821^ 
Heft VII. XII, XX., und den Beschlufs, dafs bei Ausinittelung des 
Sleuerknpitals von Gebäuden, die Mittelzahl aus dem Brandassekura- 

/ 


Digitizsd by Google 


» 


— 109 — 

C. Veranlagung der Area allein, ohne Rücksicht 
auf die Baulichkeiten, oder auf den Ertrag aus 
ihrer Benutzung, aber mit Erhöhung des Steuerkapi— 
tals für die Häuser, nach Maafsgabe der Bevölkerung des 
Ortes, in welchem die Gebäude gelegen sind; (*) 

D. Veranlagung nach Maafsgabe einer Klassifikation, 
die durch die Höhe der Gebäude, und die An- 
zahl von Woh nungsbest an dtheil en in denselben, 
normirt und graduirt ist. ( * 1 2 ) 


tions-Kapital, und aus demjenigen, das durch die Abschätzung ausge- 
mitlelt worden ist, als Hauptanhaltspunkt zum Grunde gelegt werden 
soll. 

In dem Gro/sh. Hessen ist der wirkliche Haufwerth ausgemit- 
telt , von der cruirten Summe aber nur T * r als Steuerkapital an- 
genommen. Krönke I. c. S. 200. Auch in Rufsland, wo die 
Steuer 4 pCt.^von dem Haufwerthe beträgt; in Petersburg jezt 10 pCt.* 

1) So z. B* die bisherige Gebäudesteuer in dem Herz. Nassau 
(das allg. Edikt §. 12), wo nur die Grundiläche der Häuser und Ge- 
bäude aller Art , mit den dazu gehörigen Hofraithen , und zwar für 
jeden Morgen oder Ruthe Grundfläche, nach dem Gütcrmaafs der 
Gemarkung, in .welcher sie liegen, im Steuerkapital angeschlagen war ? 
nämlich : 

V 

a. wenn die Wohngebäude ein- oder zweistöckig sind, 

a) in Ortschaften unter 1500 Seelen, mit dem doppelten 
Betrage des Steuerkapitals, mit welchem ein Morgen oder 

eine Ruthe des besten Wiesen - oder Gartenlandes in der Ge- 

> * 

markung angeschlagen ist ; 

ö) in Ortschaften, deren Bevölkerung 1500 S. übersteigt, mit 
dem Vierfachen; 

c) in der Stadt Wiesbaden, mit dem sechsfachen Betrage 
dieses Steuerkapitals. 

b. Für Wohngebäude die mehr als z vr cys t ö v ck i g sind, ist der An- 
schlag für jeden Stock um jdie Hälfte erhöhet. Durch ein 
Edikt v. 26. Mai 1822 ist diese Besteucrungsart dahin abgeändert wor- 
den, dafs der Miethsertrag als Hauptgrundlage der Besteuerung 
von Gebäuden angenommen, zu dessen Kontrolirung aber, so 
wie in solchen Orten, in welchen Miethen nicht üblich sind, zu- 
gleich auch auf den Kaufpreis zurückgegangen, und von diesem 
7 pCt. als Nutzung gerechnet werden sollen. 

2) Diese Methode in Ostreich, mit Ausnahme der Ungarischen, 
Siebenbürg, und Iilyrischen Provinzen. Die Besteuerung nach dem 


/ 


1 


. /' 
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In diesem leztern Systeme werden nur Zimmer und Kam- 
mern , -die wirklich bewohnt werden, oder zur Bewohnung be- 
stimmt sind, aber ohne alle Rücksicht auf die Zeit, während 
W’elcher, noch auf die Art, wüe sie benuzt werden, als Woh— 
nungsbestandtheile betrachtet, nicht aber Küchen, Keller und Bo— 


Miethswerthe findet nur in einer bestimmten Anzahl von Städten 
statt, nämlich in Wien, Linz, Gräz, Klagenfurt, Brünn, Ollmütz, Troppau, 
Prag, Karlsbad, Töpliz, Franzcnbrunn , Marienbad, Lemberg, Brody, 
in welchen der Miethswerth durch schriftliche Passion der Eigen thü- 
mer oder permanenten Nutzniefser ausgcmittelt wird, und von wel- 
chem für Abnutzung und Unterhalt 15 pCt. abgesczt werden. In 
allen übrigen Städten und Orten, werden die Gebäude nach Maasgahe 
einer Klassifikation, die nach der Anzahl der W r ohnungsbestandtheile und 
der Stockwerke normirt und graduirt ist, in folgenden zwölf Klassen 
besteuert , nämlich : 


> 


\ 


Wohnungs- 

bestandthcilc. 


35 bis 30 
29 — 28 
27 — 25 
24 — 22 
21 — 19 
18 — 15 
14 — 10 
9—8 
7—6 
5—4 
3—1 


ohne 


Stock- 


Klasse. 


2te 

3te 

4tc 

5te 

6tc 

7te 

8te 

9te 

lOte 

Ute 

12 tc 


Steuer. 


fl. 

25 

20 

16 

12 

8 

6 

4 

3 

2 

1 


kr. 


20 


m i t 
werk. 


Klasse. ' 


lte 

2te 

3te 

4te 

5te 

6te 

7te 

8te 

9te 


4 B 

Steuer. 


fl. 

30 
25 
20 
16 
12 
8 
6 
. 4 
3 


hi 


kr. 


* 


5' I 


Jene Gebäude , die mehr als 35 Bestandteile enthalten , werden, 
so viel mal fünf Bestandtheile sich über f35 vorfinden, wenn es 
Gebäude ohne Stockwerke sind , mit Einem Gulden ; mit Stockwer- 
ken , mit zwei Gulden höher als in der ersten Klasse von 30 fl. , in 
Anschlag gebracht. 

Eine lOte und Ute Klasse von Gebäuden mit Stockwerken gibt es 
nicht, weil in der korrespondirenden Ilten und I2tfcn Klasse der Ge«, 
bäude ohne Stockwerk, nur 5, 4 und 3 — 1 Wohnungsbestand theile 
enthalten sind , in welchem Falle eine Beachtung der Stockwerke gar 
nicht einlrilt. Krem er 1. c. S. 132 folg. 
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den oder Speicher (bei diesen lezteren jedoch mit Ausnahme der Zim- 
mer, die auf denselben sich befinden), Stallungen, Scheunen u. dgl. 

Aufser diesen Hauptmethoden bestehen deren auch noch 
andere, unter weichen die Besteuerung der Gebäude auf dem 
platten Lande, hach fixen Sätzen, die nach den rechtlichen 
oder gewerblichen Verhältnissen normirt sind. Dieselben werden 
indessen um defswiilen nicht besonders erwähnt, weil sie 
jedesmal nur in einer gröfseren oder kleinern Modifikation der 
erstem bestehen. (*) 

Das Verfahren bei der Kadastrirung der Gebäude, und die 
Formen derselben, die hach Verschiedenheit der Methode in 
der Ausmittelung des Miethszinses oder Miethswerthes, des Ka— 
pitalwerthes , der Area oder der Wohnungsbestandtheiie zum 
Belnif der Klassifikation bestehen , sind willkürlicher als jene 
für das Grundsteuerkadaster, mit welchen jsie jedoch, besonders 
wo das Gebäudekadaster mit dem erstem verbunden ist, ana- 
log gebildet sind. Gewöhnlich sind die Geschäfte zwischen den 
Ortsbehörden und den Steuerbeamlen in der Art getheilt, dafs 
den ersteren die Aufnahme, den lezteren die Revisionskontrole, 
und die Ausstellung der Steuerrollen übertragen ist. 

, §. 1P8. • 

Gewerbsteuer. ( 2 ) In gleicher Art werden für die Be- 
steuerung der Gewerbe, wo dieselbe von jener der Grundstücke 
und der Gebäude getrennt ist, und nach Maafsgabe der Ausdehnung, 
die ihr auch auf andere, nicht blofs mechanische Gewerbe gege- 
ben wird, vier verschiedene Methoden befolgt, deren jede 
zum Behuf ihrer Veranlagung, mehr oder weniger besondere 
Formen erfordert. 

1) Eine eigcnthümlichc Besteuerungsart ist im Jahr 1802 in Dä- 
ne m a r k angeordnet worden , nämlich: dafs alle Gebäude inwendig 
und äufserlich Ellenweise ausgemessen worden sind , und für die 
(^uadratelle Baum, eine Abgabe von (i»n Durchschnitte) 4- ggr. ha 1 
entrichtet werden sollen. Bredow Chronik des 19. Jahrhunderts. 
2. Aufl. 1. Bd. 8. 400. 

2) Ältere Ansichten über 'die Behandlung der Gewerbsteuer z. B. 
in J us t i Staatswirthsch. II. S. 352 folg. Von neueren, Lolz, Revision 
der Grundbegriffe etc. 4. Bd. §. 284 folg. ; v. J a k o b SlaaLslinanz. • 
wiss. II. S. 925 , und Vorschläge , die grofse Berücksichtigung ver- • 
dienen. — Späth Abhandl. über die Aufnahme der Gewerbsteuer, 
Sulzbach 1822: Ansichten , die wohl schwerlich weder Beifall finden, 
noch verdienen dürften. 
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Es sind nachfolgende, nämlich: 

A. entweder, dafs die Abgabe nach Maafsgabe eines fixir— 
tea Tarifs, der für jedes Gewerbe mit Rück- 
sicht auf die Bevölkerting des Wohnortes des Ge— 
werbtreibenden graduirt ist, aber ohne besondere Be- 
rücksichtigung des Fonds oder Betriebskapitals, veranlagt 
wird ; — Patentsteuer. 

Diese Methode in Frankreich, woselbst die 
Patentsteuer aus zwei verschiedenen Abgaben zusam— 
mengesezt ist, nämlich aus dem droit fixe, oder dem- 
jenigen Theil der Abgabe, der lediglich nach Maafs— 
gäbe der Seelenzahl des Wohnortes des Gewerbtrei— 
benden, und nach Klassen für jedes Gewerbe, gradu— 
irt ist; sodann, aus dem droit proportionnel , das für 
diejenigen Gewerbe, die in den fünf höheren Klassen 
des Tarifs taxirt sind (mit wenigen Ausnahmen) , in 
des Miethszinses oder Miethswertlies der Ge- 
bäude, Werkstätten, Magazine etc., in welchen das 
Gewerbe betrieben wird, besteht. Die Patente, die 
jeder, der ein Gewerbe betreiben will, jährlich lösen 
mufs, ,und die jedesmal nur auf ein Jahr ausgefertigt 
werden, sind personel , und können nicht auf einen 
Dritteren übertragen werden. Dagegen ist ein Ge- 
werbsmann, der verschiedene steuerpflichtige Gewerbe 
betreibt, nur zur Lösung eines Patentes, nämlich 
für das am höchsten tariffirte Gewerbe, verpflichtet. 
Assocics für dasselbe Gewerbe, müssen jeder das volle 
d, 'oit fixe entrichten, wogegen das droit proportionnel 
von allen ge mein schaf dich bezahlt wird. Assocics - 

Commanditaircs sind steuerfrei, so lange sie nur Fonds 
zu einem Gewerbe herschiefsen , und an diesem nicht 
selbst Theil nehmen. Gewerbe, deren Thätigkeit 
sich auch aufserhalb ihres Wohnortes erstreckt, wie 
Bancpüers, Frachtfahrer etc., sind a ufse r den Klas- 
sen besteuert. (*) 


1) Gesetz v. 1. JÜrumaire An VII. — Code des contribut. dirccte » , 
Paris 1811, T. I. S. 122., T. II. S. 97. — Code des patentes . Der 
Tarif und die formelle Einrichtung in dem 4. Abschn. 
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Auch in H annovcr, woselbst die nämliche Thei— 
lang statt findet, der Steuersatz auiser den Klassen 
von 2 bis 150 Rthl. beträgt; in den Klassen, deren 
sieben angenommen si*d,. von 12 gr. in der :7-tfen und 
lezten , bis 80 Rthl. in der lsten, graduirt sind, (t.) 

B. Oder aber, dafs die Steuer auf den nach Verschiedenheit 
der Gewerbe präsumirten Gewinn, und für mehrere 
Gattungen von Gewerben, zugleich auf das in densel- 


V"f 


i d '* ' 


befl angelegte Betriebskapital veranlagt, der er- 
stere, nämlich der Gewinn , nach Maafsgabe eines klassifi- 
zirten Tarifs besteuert wird , der Ausmittelun«* des lefctern 

O 

' aber Klassenkapitale surrogirt ’ Jsind , nach Welchen 
das Betriebskapital eines jeden Gewerbtreibenden'’ eitige- 
,; schäzt wird. io:; r c /- -mm r*;.. •• tr. 

Diese Methode z. B. in dem Gtofsherzogthum Ba- 
den/ Für die Besteuerung des, persönlichen Ver- 
dienstes durch Handarbeit, Gewerbe, Kunst, Han— 

’ delj- etc. , 1 ohne Rücksioht auf den G’ewinn aus dem 
,f Betriebskapitale, sind zehn Klassen ,-*jerle mit einem 
:j! besondern Steuerkäpitale (von 5P -^*6000 f|.)> gebildet, 

: die Abgabe aber nach Maafsgabe eines Tarifs,' der nach 
* der Seelenzahl 'des Wohnortes; 1 ‘und atifserdem nach 
der' Anzahl - der Gehilfen graduirt “ ist, ' bestimmt; 

‘ • für die Besteuerung desB etri eb skapitals alier sind 15' 

r, ‘\ Klassen' (von 400 *— 22000 fl.) vorgeschrieben, in wel- 
d >‘f ! r ‘n c he die- Gewerbtf&b enden durch eigene Fassion sich 


•—Ml ' 


•/ . 

J * 




i: . 


fff. / 




> f r 


\*r 


m: einschätzen. ( 2 ) 

- - r i < 

• In gleicher Art in Würtemberg, jedoch mit 
•' r: der Modifikation,- dafs die Gewerbe nach Haugtkathe— 
' r) ° gorien,' in 'diesen 'nach Klassen mit besonderen Tarifsä- 
J cil'ja t^ r tzeh für' jede demselben, besteuert' werden,; nämlich: 
• «WH andwörker Und kleine Händler (solche, deren Be- 
triebskapital 200 fl. nicht übersteigt), in 4 Abtheilungen; 
11 J , “^fYlir ‘deren jede * 3 Klassen, deren 0 jede ' wieder ih 2 Dn— 
terabtheilungen* getheilt ist. % 1:1 J ■ 1 ‘ v 

b. Handlungen, Fabriken,. Manuf akturen, füi 4 


II. 


1) Verordn, v. 25. Jun.1822. 

2) Goverhsteuerordn.; v. G. April 18f5. 


>i. 
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deren Einschätzung das im Gewerbe angelegte Kapital 
zum Maafsstab dient; ebenfalls nach Klassen, die, so 
wie die supponirte Arbeitsrente , nach der Anzahl von 
< ■ < Gehilfen regulirt sind. ^ , 

c; Mühlen und andere Werke der Art, nach zwei Haupt- 
lücksichten, nämlich: ob sie mehr für eigene Produk- 
tion benuzt. werden, oder /für Kunden? — im ersten 
Fall, wie die Handwerker; ira zweiten, nach der An— 
- zahl der Gänge, uiit Rücksicht auf die Zeitdauer ihrer 
Thätigkeit besteuert» 

D. Wirthschaften* nach Maafsgabe der Verschieden- 
heit ihres Gewerbes (Speise- , ‘Wein wir thschaften etc.) 

£., Getränkefabriken. (*) 

C. Ausmittelung des wirklichen Erwerbes und 
, Gewinnes der ;Gewerbtreibenden , und ihres wirk Li— 
• v chen Betriebkapitals, und Veranlagung der Steuer 

- ./ * auf beides. * .* '• ^ , -* 

Diese Methode^. B. in Kurhessen, und vor- 
züglich in dem Grofsherzogthum Hessen, woselbst 
. das 'Steuerkapital des jährlichen Verdienstes nach Art 
; , f einer Leibrente für Männer auf der Altersstufe von 
20 Jahren, od f er fünfzehnjähriger mittlerer Lebensdauer so 
berechnet ist ,„ dafs mit Rücksicht .auf die Abnahme der 
i , - < Ervverbsfäbigkeit in späteren Jahren^ -J von der raittle- 

- ren Lebensdauer abgezogen, und nur 9 Jahre gerechnet 
werden ; sodann ftach der Annahme, da£s der haare Werth 
einer 9 Jahre hindurch zu bezahlenden Rente, nach 
dem Zinsfhfs von 5 vom Hundert gerechnet, das Sie- 

V 

benläch« der Rente - beträgt, der jährliche Verdienst 
mit 7 multiplizirt wird, wo sodann das Produkt das 
r gesucht«/ Steuerkapital ergibt. Der r Verdienst selbst 
wird durch das Verhältnifs zwischen dem Verdienste 

; 1 - * / .1 '■ 

1) M. s. die vorallegirten Instrukt. , sodann die Verhandl. der 
Hammer der Deput. im J. 1821, Heft VII. XU. XX., und das aufser- 
ord. Bciingcnheft. 

Über die Besteuerung dfcr Gewerbe nach dieser Methode, H r e h 1, 
das Steuersystem nach Grundsätzen des Staatsrechtes und der Steuer- 
wissensch. Erlang. 1816. §. 114, 144, 163. 

Gegen diese Methode, Lot*, Revision, 4. B4. §. 284. 

r 
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• des Meisters . und jenem der Gesellen und durch den 

< Fr < ' '■"> I ' 

• ' v Umfang des Gewerbes, dieser aber nach der gröfsem 
oder mindern Anzahl von Gesellen bemessen. ( l ) 

D. .Veranlagung nach Mittelsätzen für die ver- 

schiedenen Gewerbsklassen, durch welche die 

^ • / • * * 

ganze Steuersumme einer Gewerbsgen oss en- 
schaft in einer Stadt oder in einem Bezirke, durch Multiplika- 
tion der Anzahl Gewerbsgenossen mit dem Mittelsatze festsezt, 
und sodann dieses Total nach Abstufungen von einem Ma— 

- . , TT ! D ’ i . ’ ' „ » ’ • . ! I ‘ « i ' ‘ 

ximum zu einem Minimum} unter- die Gewerbsge — 

» < • • ■ rr i.. . r • r li i * . ■ ° 

nossen' vertheilt und mit der Modifikation, dals für 

. 1 • : » i > . . ' i • . 1 j , ' , ' 

mehrere Gewerbe, z. B,, Fleischer und Bäcker, die von 
denselben auJfcubringencie Steuersumme, durch Multiplika- 
tion der Seelenzahl ihres Wohnortes, mit einem bestimm- 
ten Theil von dem Gewinne, den jeder Gewerbsmann nach 
einer vorausgesezten Wahrscheinlichkeit auf einen jeden 
tip^vohner macht, festgesezt wird. - . ^ . *r 

. r\ * Diese Methode in Preufsen durch dps Gesetz 

- ^ »Y r r .n^ST. > 1 ! ■ ii ; 'i f \ _ 

: , I : V. 30., Mai 1820.. {*). Zum Behuf der Besteuerung sind 

die Gewerbe unter nachstehende sechs Hauptkathego— 

■ ******** •> «: >.T *» r. t*. xJj.jr ‘1< • * , ” 

I. . rien gebracht, nämlich i a) der Handel nach zwei Ab- 
theilungen;. mit und ohne kaufmännische Rechte; 

b ) die 0Utwirtl>schaften/: mit drei Abtheilungen; c) 

*o ) ^ * . r i m iT *» «.i u • c i\ j 

»/die Verfertigung von Waaren auf den Rauf; d) der 
Betrieb vqn Handwerken mit mehreren Gehilfen; e) 

. der Betrieb voll Mühlenwerken ;‘ /) 'die Gewerbe der 
Schiffer,, Fracht- und Lohnfuhrleute, Pferdeverleiher, 
/. und diejenigen Gewerbe, die von umziehenden Perso- 
. •• *«» betrieb^ werden, 

Die Steuer selbst wird erhoben^ 

• t ‘ ^ * * i ' ’ . 1 f 1 ! J * 

i . a-i theils nach einem Tarife in welchem ein Mit- 

4 ' * > / i * T * * . 1 1 1 ; i % * • ; u i j * . . 1 » 1 

telsat2 und ein Minimum für eine jede Gattung von 
Gewerbe in j.eder Abtheilu.ng festgesezt ist; 

' ' i) flr ö n k e ausführliche Anleitung' etc. S, 92 — li&- und S- 202 
'folg. Fine andere Berechnüngsarl’ ^ in Justi Staatswirthschaft 
'2. Aufi. ^«Th. S.'376v und in dessen System des Finanzwesens S.46S 


>:V 




i .J ' 


lißj! , 


•»; du 


'folg. r . 

jj! T) Rumpf, der preufsische Homi^unplhcajnte. Berlin 1821 . Eine 

Kritik dieses Gesetzes in V; Jakob Staats^nanzwiss. II. S. 972 folgi 

8 ** 




Digitized by Google 


116 - 


b ) the^ls nach der S eele ri zahl, (Bäcker, Schlach- 
ter) ein fixirter Satz pr. Kopf der Seelenzahl im 
Gewerbsbezirke, als Steuer; 

» 1 . i 

c) theils nach dem Umfänge der Gewerbe (für 
Brau- und Brennereien) ; 

d) für die Mühlen , und zwar für W indmühlen, 
nach Maafsgabe ihrer Konstruktion , ohne Rück- 
sicht auf ihre Bestimmung; — bei Wasser- und 
Ölmühlen, nach der Zahl der Gänge undStam — 
pfen,. mit Rücksicht auf die Zeit ihrer Thätigkeit; 

e) für das Schiffergewerbe mit StromsthifFen, 
nach der GrÖfse der SchifFe; 

f) fürFrachtfahrer und Pf erdeverl eiher, nach 

der Anzahl von Pferd eit, 

• * * 

Zum Behuf der Vertheilung der Steuer 
werden a) die Gewerbtreibenden, denen kaufmännische 
Rechte beigelegt sind ; b ) die Gäst— , Speise—, Sch'ehkwir— 
the ; c) die Bäcker ; cC) die Schlachter, und zwar jedes Ge- 
werbe unter sich in eine Gesellschaft verbunden, in 
welche jeder treten mufs, der das’ Gewerbe treiben 

• < i . < r • f * , { * . f ^ 

will; — in Absicht auf die Ste’tt^rumlage aber, 
sind nach Maafsgabe der GeWOrbsam k eit und 

♦ ? \ . O t , « % 

Wohlhabenheit, vier Abteilungen angenommen, 
r in der Art, dafs in die lte, 9 Vorzüglichste Handels- 

i * . * * t f. * 

und Fabrikplätze, in die 2te Abtheilung, eine Anzahl 
anderer,“ im Gesetz benannter Städte (132), in die 3te 
Abtheilung, in der Regel alle) Städte, die 1500 Zivil- 
einwohner und darüber haben, und keinei der vorher- 
gehenden Abtheilungen angehören, in die 4te aber, alle 
übrigen Städte und Ortschaften gehören , die in die 
drei ersten Abteilungen nicht eingetheilt sind, ln 

ö . O 

den drei ersten Abteilungen bildet ein jedes einzelne 
Gewerbe in einer Stadt eine solche Gesellschaft; in 
der vierten Abteilung vereinigen sich die 4 Gewerbe 
eines Kreises, um die vier Gesellschaften zu bilden. 
Diese Gesellschaften bewirken die Vertheilung der 
Steuer durch ihre Abgeordneten, zu welchem Ende 
jede Gosellschaft deren fünf aus ihrer Mitte wählt (ei- 
der das Gewerbe im höchsten Umfange; — ei- 


ner, 
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ner, der dasselbe im niedrigsten; — * zwei, die dasselbe 
im mittleren Umfange betreiben; der fünfte ist will- 
kürlich) ; aufserdem fünf Suppleanten. Wo die Zahl 
der Gewerbsgenossen zur Auswahl dieser 10 Indivi- 
duen nicht zureicht, geschieht die Vertheilung durch 
die ganze Gesellschaft; im Fall aber, dafs diese leztere 
überhaupt nicht durch die Gesellschaft selbst bewirkt 
wird, wie z. B. bei dem Handel ohne kaufmännische 
Rechte, geschieht dieselbe in den drei ersten Abthei- 
lungen durch die Kommunal — in der vierten Abthei- 
lung, durch die Kreisbehörde, die jedoch die Gewerb- 
treibenden dabei zu Rathe ziehen mufs. 

Wo ein Mittelsatz für jede Abtheilung besteht, 
den die Gewerbtreibenden im Durchschnitt als Gewerb— 
Steuer aufbringen müssen, wird derselbe mit der Zahl der 
. Ge werbsteuerp nichtigen einer Stadt in den drei ersten 
Abtheilungen, oder mit jener eines Kreises in der vierten 
multiplizirt. Das Produkt enthält die Summe, welche 
die Stadt oder der Kreis im Ganzen aufbringen mufs. 
Dieser Mittelsatz ist zugleich dasjenige, was der Ge- 7 
werbtreibende in der gegebenen Abtheilung, in der 
Regel an Steuer bezahlen mufs. Diejenigen, deren 
Gewerbe von ge ringerm Umfange ist, bezahlen einen in 
dem Tarif bestimmten niedrigem Satz; der Ausfall aber, 
der hierdurch gejjen das ebenerwälinte Produkt ent— 
steht, mufs von denjenigen aufgebracht werden, die 
vermöge ihres starkem Gewerbes mehr als den Mit— 
telsatz zu bezahlen haben. Bei Gewerben , von wel- 
chen die Steuer nach dem Verhältnisse der Seelenzahl 
erhoben wird, mufs die Gesammtheit der Steuerpflich- 
tigen einer Abtheilung diejenige Summe aufbringen } 
welche durch Multiplikation des pr. Kopf der Bevöl- 
kerung festgesezten Steuersatzes mit der im Bezirke 
vorhandenen Seelenzahl sich ergibt. Das im Laufe 
des Jahres entstehende Plus gewinnt die Gesammtheit, - 
die dagegen aber auch die A usfälle, die entstellen, über- 
tragen mufs. 

• §. 109 . 

Aufser diesen vier Hauptmethoden wird die Besteuerung 
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der Gewerbe in mehreren Staaten nach anderen Normen be- 
wirkt, die theils durch eine anders gebildete Normirung des 
Tarifs, theils durch eine andere Klassifikation der Gewerbe, 
dann auch zum Theil dadurch von den erwähnten Methoden 
sich unterscheiden , dafs die Steueranlage nicht blofs auf die 
gewerbliche Industrie beschränkt ist, sondern auch andere Ar— 
_ ten von Erwerb umfafst, und gewissermafsen in die Stelle einer 
Einkommen- oder klassifizirten Persönalsteuer tritt. 

So z. B. in dem Herzogthume Nassau, wo dieser Steuer 
nicht nur mechanische und andere Gewerbe, sondern auch 
Staatsdiener, Gutsbesitzer etc. , unterliegen. 

Die Klassifikati on des Tarifs ist 

« < 

a) theils mit Rücksicht auf den Wohnort (in einer bestimm— 

’ ten Anzahl von Städten und anderen Orten), 

b ) theils ohne solche, 

c ) theils nach der Anzahl von Gehilfen , arbeitenden Per- 
sonen, Pferden etc., 

ä) theils und endlich auch ohne Rücksicht auf einen be- 
stimmten Maafsstab entworfen, und in in diesem leztem 
" Falle, die Besteuerung von den Gutachten der Kadastri— 
rüngsbehörde abhängig gemacht. 

Der Tarif besteht aus zwei Theilen: 

. * * # 

a) der lste, für die Gewerbe die nach Klassen be- 
steuert werden (18 Klassen, von 200 fl. Steuerkapital, 
und 50 kr. Steuer in der ersten, bis 15000 fl. Steuerka- 
pital und 62 fl. 30 kr. Steuer in der 18ten Klasse); — 

1) die 2te, für diejenigen Gewerbe, die aufser den Klas- 
sen besteuert werden, darunter die Staatsdiener und Be- 
amten aller Art, die Quieszenten, Pensionärs, für welche 
bei einem Einkommen 

« * " 1) unter 600 fl., die Hälfte desselben; 

2) von 600 bis 1500 fl., •£■ desselben; 

3) von 1500 bis 3000 fl. einschl. , die ganze Summe 
des Einkommens; 

4) über 3000 fl. , diese Summe pin und ein halb mal 
genommen , das Steuerkapital bildet. 

Die Steuer selbst helrägt einen Pfenning von je- 
dem Gulden Steuerkapital. 

Zum Behi^ der Veranlagung, werden drei Kadaster 
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aufgestellt, nämlich: ein solches für jede Gemeinde; ejn 
Amtskadaster, in welches die Staats-, Standes- und grund- 
herrlichen Dienerund Pensionärs gehören; endlich ein drit- 
tes, für die im Auslande sich aufhaltenden Staatsdiener, 
Quieszenten, Pensionärs; für die Diener des gesammten 
Hofstaates, und für die nicht zum Feldetat gehörigen Mili— 
tärpersonen. (*). ... 

• In B a i e r n , woselbst die Besteuerung des inlän- 
dischen Handels und der Gewerbe, von jener des Han- 
dels mit ausländischen Waaren getrennt ist; für die 
erstere ein Tarif mit fünf Hauptklassen, von welchen die 
erste mit fünf Unterabtheilungen von 30 kr. bis 3 fl. für 
die Gewerbe auf dem platten Lande; die vier fol- 
genden Klassen aber, ebenfalls eine jede mit fünf Unterabtei- 
lungen, und mit einem Minimum und Maximum für eine jede, 
für die Gewerbe in den Städten besteht, für welche d^r 

l. . i « » i * 

Steuersatz nach der Familienzahl graduirt ist; — der 
Handel mit ausländischen Waaren aber, mit Klas- 
senzollpatenten, deren 8 Klassen, mit einem Minimum 
von 6 fl, in kleinen Dörfern, bis zu 200 fl. in grofsen 
Städten, besteuert wird. (*) 

In Ostreich. In diesem Staate ist die Gewerbsteuer 
nicht auf die eigentlichen Gewerbe allein beschränkt , son- 
' dem auch auf andere Gewinn bringende Beschäftigungen 
und Privatdienstleistungen ausgedehnt, die in nachstehende 
Hauptklassen eingetheilt sind, nämlich: 

I. die Klasse der Fabrikanten, besonders alle mit Lan- 
desfabrikbefugnissen versehenen Individuen. * t 

II. die Klasse der Handelsleute [ a) alle mit Handels— 
gerechtigkeiten (persönliche, verkäufliche oder radizirte) 
versehenen Individuen; h) alle Handlungsunter— 
ne hm er mit rohen Produkten; c) alle Grofshändler]. 

I1L die Klasse der Künste und Gewerbe [a) ^He mit 
einfachen Fabrikbefugnissen versehenen Individuen ; b ) alle 
Individuen mit einfachen Gewerbsbefugnissen; c) alle 
Krämer, Standhändler, Hausierer; d ) alle mit Meisterrecht 


1) Edikt v. 15. Mai 1822. 

2 ) Verordn, v. 15. April 1814. 
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versehenen Individuen; e) alle freie Gewerbe in Städten, 
in so fern sie ein selbstständiges bürgerliches Daseyn ge- 
wahren, und sich nicht auf ein Dienstverhältnis gründen.] 

IV. Erwerbsgattung, die eine Dienstleistung 
oder die Überlassung einer Sache zu einer 
zeitlichen Nutzniefsung zum Gesenstan^l 
haben [a) Beschäftigung zum Privatunterricht — Tanz-, 
Musik-, Fecht-, Sprachmeister; Unternehmer von Erzie- 
hungsanstalten etc.; b ) zü Geschäftsvermittelungen und 
Vertretungen, Börsensensale, Wechselnotare, Advokaten, 
etc. ; c) zur Beförderung von Peräonen und Sachen von 

• 1 einem Orte zum andern — Fuhrleute, Lohnkutscher etc. 

Diese Besteuerungsmethode findet jedoch nur statt, [a) in 
den teutsch-östreichischen Provinzen; b) in Krain, Villacher 
Kreis, Küstenländer; c) in Tirol und Vorarlberg] nach Maafs- 
gabe eines Tarifs, in welchem für 'bestimmte benannte 
gröfsere Städte, und zwar Für eine jede der ebenerwähnten 
vier Hauptgewerbsklassen , Unterabtheilungen und besondere 
Steuersätze normirt sind, welche Gradation der Steuer in Anse- 
hung aller übrigen Städte und Ortschaften nach Maafcjzabe ih- 
rer Seelenzahl (von 4000 S. und mehr; von 1000 bis 4000 

S.j unter 1000 S.) bewirkt ist, m 

♦ * # . * 

Die Entscheidung über die Klasse, in welcher ein. jeder 
. . n zu besteuern sey, ist den LänderstelLen über- 
tragen, die zur Erforderung des Gutachtens der Ortsobrigkei- 
ten verpflichtet sind. (*) 

Die Geschäfte in Beziehung auf die Gewerbsteuer, betref- 
fen, so wie bei den übrigen Steuern, theils ihre Veranlagung, 
theils den Einzug derselben, und die Evidenthaltung des Kadasters. 
Jene in .BetrelTder erstem, nämlich der Veranlagung, bestehen, au- 
Iser der.Regulinung desTarifes selbst, in Aufstellung des Etats, 
oder des Tableau von denGe werbtreiben den, in welchem, 
nebst dem Namen eines jeden derselben, das Gewerbe , die Klasse 
in , Welche dasselbe gehört, und wo die Steuer in eine solche 
von dem Verdienste und von dem Betriebskapitale getheilt, der 


J) Bremer I. c. II. S. 146 folg. 
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Steuersatz nach Maafsijabe der Anzahl von Gehilfen normirt 
ist, der Betrag der beiden ersteren , und die Anzahl der lezte— 
ren, so zusammengestellt werden, dafs die auf jedes Individuum. 
Bezujj habenden Sätze, in nebeneinander laufenden Kolonnen 
übersichtlich dargestellt sind. 

Die Verzeichnung der Gewerbtreibenden , ihre Klassirung 
oder Einschätzung in die für jeden geeignete Klasse, wird gewöhn- 
lich entweder durch die Ortsbehörden, oder auch durch beson- 
dere , aus der Mitte der Gewerbtreibenden, und von diesen ge- 
wählten Deputationen , nur Ausnahmsweise durch die Steuerbe— 
amten bewirbt , deren Wirksamkeit in dieser Beziehung auf die 
Revision der Veranlagung, und auf die Aufstellung der Steuer- 
öder Heberollen beschränkt ist, deren Form willkürlich, ent- 
weder nach Gewerben, oder alphabetisch geordnet den Namen 
des Steuerpflichtigen , den Betrag der Steuer und die Zahlungs- 
termine darstellen. 

Minder einfach sind die Geschäfte und Formen in der dritten 
Systeme, und wenn die Steuer auf den wirklichen Gewinn oder Ver- 
dienst veranlangt wird, in welchem Fall dann nach Maafsgabe der 
gewählten Methode, der Taglohn des Meisters , jener der Gesel- 
len, deren Beköstigung, die Zeitdauer der Arbeit, der Verdienst 
des erstem und der lezteren etc,, ausgemittelt, und tabellarisch 
nachgewiesen werden müssen, (*) 

J. HO. 

+ 

Evident haitu ng des Kadasters. Die fortdauernde 
Brauchbarkeit der Kadaster ist dadurch bedingt, dafs dieselben 
den jedesmal gegenwärtigen Zustand der Verhältnisse, die in 
Betreib des steuerpflichtigen Objektes und des steuerpflichtigen 
Individuums statt finden, richtig und genau darstellen , wels- 
halb dieselben den Veränderungen folgen müssen, die in Anse- 
hung beider statt finden. 

Diese Veränderungen betreiben, und zwar: 
a) in dem Kadaster für die Grundsteuer, entweder den 
Fläch en in halt einer Gemarkung, die durch Naturereig- 
nisse , oder auch durch willkürliche Handlungen vergrö— 
fsert oder verkleinert werden kann; oder aber ihre Kul— 

O M. s. das S. 115 Note 1. allegirtc Werhv. RrÖnke. 
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tur, und die Art ihrer Benutzung, z. B. durch Ausrottung 

von Wäldern und ihre Umwandelung in Ackerland, oder 
dieses lezteren in Wiesen etc. ; oder aber dieselben bezie- 
hen sich auf einen Wechs el derBesitzer der einzelnen 
Farzellen, die ganz oder getheilt, an andere Eigenthiimer 
übergehen ; 

b) in dem Geb äudekadaster, die Anzahl der Ga— 
bände überhaupt, ihren Kapital— und M i e t h s w e r t h , 

__je nachdent die Steuer auf den einen oder andern gelegt ist; 
die Vermehrung oder Verminderung deT Wohnungsbestand— 
theile, wo die Steuer auf diese veranlagt ist; oder aber 
die Besitzer der Gebäude; 

c) in dem Gew erb Steuer kadastex endlich, die Anzahl 
der Ge werbtreibenden, die Vergröfserung oder Verringe- 

\ rung ihres Verdienst— oder Betriebskapitals etc., in Folge 
welcher dieselben in eine höhere oder niedrigere Klasse zu 
stehen kommen. 

Von den drei Arten von Veränderungen in der Grundsteuer, 
sind die der erstem Art, nämlich diejenigen in Absicht auf 
Vergröfserung oder Verkleinerung des Flächeninhaltes der Feld- 
» mafk, die zugleich das Steuerkontingent derselben vergrö- 
sern oder vermindern, ohne Einflufs auf das Verhältnifs, selbst das 
für die Steuer zum Ertrag normirt ist; ( 1 )wogegei>\ eränderungen in 
der Kulturart und dem Besitze beides, nämlich dieses A erhältnifs 
für die einzelnen Parzellen, und die Steuer<Juote der einzelnen 
Kontribuenten ändern, dagegen aber das Steuerkontin- 
Igent für die ganze Feldmark nicht berühren, in An- 
sehung von welchen nur bei einer Revision des ganzen Kada- 
sters, eine Veränderung eintreten kann. ( 2 ) 


1) Vorausgesezt nämlich, dafs, so wie in dem franz. Kadaster, 
der reine steuerbare Ertrag für jede Illa s sc und Parzelle unabänder- 
lich fcstgesezt ist , und dafs die Steuer in einem bestimmten Prozent, 
oder proportionirlichen Theile dieses Ertrages besteht. 

2) So z. B. in Frankreich, Baden, Nassau, in welchem 
lezlern Staate eine solche Revision nach Ablauf von 23 Jahren, und 
Vorbehalten ist, dafs insoweit die veränderte Kulturnrt, und die ge- 
stiegenen oder gefallenen Gäterpreise eine neue Regulirung der Steuer- 
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Die vorerwähnten Abänderungen in dem Grundsteuerkada-« 
ster werden im Allgemeinen durch Ab- und Zuschreiben 
bewirkt, für welches die Formen in jedem Staate anders vor— 
geschrieben sind, dabei aber wesentlich -ist, dafs dieselben 
apch in den Flurkarten nachgetragen werden. ( * l ) 


Kapitalanschläge erfordern, diese alsdann verfügt werden soll. Das \ 
alleg. Edikt v. 1809. §.71. 

1) Zufolge der Einrichtung, wie sie in Frankreich vorgeschrieben 
, ist , müssen Käufer und Verkäufer jeden Kauf, Tausch , überhaupt jede 
Änderung mit ihrem Grundeigenthum, jedesmal sogleich auf der Mairie 
anzeigen , und die auf dieselbe Bezug habenden Dokumente vorlegen, 
worauf der Maire einen Auszug aus der Mutterrolle fertigt, in wel- 
chem die Sektion , die Nummer derselben , die Gröfse , Klasse , und 
der Ertrag der veräufserten Parzelle , genau bemerkt ist , und der von 
dem Maire und den beiden Betheiligten unterschrieben werden mufs. 
Diese Extrakte werden vierteljährig von den Steuerkontrolleuren gesam- 
melt, und von ihnen an den Steuerdirektor abgegeben, der selbsl drei 
Bücherführt; nähmlich: a ) ein Tagebuch übeT die Veränderungen, 
welches am Ende eines jeden Jahres für jeden Eigenthümer abgeschlos- 
sen , und aus welchem sodann, der durch Zu- oder Abgang geän- 
derte Artikel, in b) die summarische Mutterrolle übertragen 
wird , und zwar so , dafs der Artikel eines Kontribuenten , der sich 
ändert, in der Rolle durchgestrichen, und hinter den lezten Ar- 
tikel in derselben, neu eingetragen, aus dieser endlich c) in 
dieMutterrol 1c eingetragen wird {livre de mutatiön*); ■ ' 

Zur Verständigung dieser Einrichtung, sind die Formulare in dem 
4, Abchn. beigefügt. B e nz e nberg .1. Th. S. 249, tadelt, und zwar 
nicht ohne Grund dafs, weil das livre des mutatiuns nur nach Personen 
geht, nach Verlauf von mehreren Jahren das Verfolgen der Verände- 
rungen in den Parzellen äufserst beschwerlich ist; sodann als zwei- 
ten Mangel die Einrichtung dafs wegen einer Veränderung mit ei- 
ner noch so unbedeutenden Parzele, jedesmal der ganze Artikel aus- 
gestrichen, und am Ende des Buches wieder neu eingetragen , hier- 
durch aber alle Übersicht gestört wird ; endlich als einen drit- 
ten, dafs die Theilung des Bodens nicht vorgesehen ist, und die Karte 
den Veränderungen nicht folgt, die in Absicht auf Besitz und Kultur 
eintreten. — Sein eigener Vorschlag, wie diesen Fehlern durch ein 
Flurbuch, in welchem alle Besitzer einer Parzele, seit der 
Vollendung des Kadaslcrs auf einen Blick übersehen werden können ; 
sodann durch ein Erd - und Erbe buch, in welchem alle Parzellen 
nach Kulturarten, und der vollständige Besitzstand eines jeden Steuer- 
pflichtigen vollständig zusammengestcllt ist, endlich durch ein Tag- 
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Gewöhnlich werden diese Veränderungen in dem Gyund— 
und auch in dem Häusersteuerkadaster, entweder jedesmal so 
wie dieselben statt finden , oder auch an bestimmten Terminen 

, ' * i i 

von den Betheiligten bei den Ortsbehörden angemeldet, welche 
dieselben in ein Tag buch verzeichnen, aus welchen diesel— 


buch und durch einen Supplementatlas, — abgeholfen wer- 
den kann (2. Th. S. 248 folg.) 

In dem Grofshcrz. Baden wird das Ab - und Zuschreiben, wel- 
ches in jedejn Jahr nach dem 1. Febr. geschieht, durch S tcuerperä- 
^uatoren bewirkt, die über die Veränderungen jeder Klasse, nämlich 
a) wegen eingetretener Eigefithuinsvcränderungen ; 6) wegen des 

Übergangs von Grundstücken Und Gefallen aus der Grundsteuer in 
die Häusersteuer und umgekehrt; <•) wegen Veränderung, Zuwachs 
oder Abgang steuerbarer Gegenstände; endlich d) wegen eingeschli- 

chene Fehler — eine besondere Liste aufstellen, in den Steuerzet- 

* * " 

teln ab- und zuschreiben, überhaupt alle hierauf Bezug habende Ge- 
schäfte auschliefscnd besorgen, und eine summarische Nachweisung 
der Richtigkeit des Ab- und Zuschreibens den Kreisdirektorien vor- 
legen müssen. (M. s. die allegirte Grundsteuerordnung §. 248 folg, 
und die Häusersteucrordn. §. 74 folg. , und sodann Instruktion über 
das Ab- und Zuschreiben der Grundsteuer v. 23. Januar 18l6; 
dergleichen der Häusersteuer vom : 8.. Februar 1816, dio erster© 
mit 16, die leztere mit 5 Beilagen.) — Diese Vorschriften und das 
Verfahren sind durch jenes für das Kadaster und die Einrichtung 
desselben bedingt; ob aber nicht zu komplizirt '( — 

In Bai ern wird das Ab- und Zuschreiben durch die Rentämter 
bewirkt. Wcnh der Wechsel des Eigentümers auf den Flächenin- 
halt der Grundstücke keinen Einllufs hat, werden in dem zweiten 
Repertorium oder in der Zusammenstellung I. h. (ob. §. 54. Note 1) 
in dem hierfür offen gelassenen Raum, das veränderte Grundstück dem 
einen Besitzer ab - , dem andern zugeschriehen , und die Seite , wo 
diese Veränderung vorkommt, in dem lsten Repertorium (§. 54. Note I 
litt, a) bei' der betreffenden laufenden Nummer nachgewiesen. (Die 
alleg. Instrukt ) 

In dem Herz. Nassau werden die Veränderungen in den Steuer- 
zetteln der einzelnen Kontribuenten und in den Ortskadastern, durch 
die Ortsschuld he ifse, und in den Amtskadastern, durch die Zivil- 
bcamten eingetragen. (Verordn, v. 44 Junius 1811.) 

Die Einrichtungen in Darmstadt, lediglich für das in diesem 
Staat bestehende Steuersystem anwendbar, in Krönke ausf. AnleiL 
ctc. S. 265. 
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ben von den S teuf rbeamten (Kontroleurs ,' Peräquatoren;$‘ etc.) 
in das Kadaster selbst, in die Steuerzettel der betheiligten Ei- 
gentümer, und in die Steuerrollen übertragen werden, in so 
fern diesen Beamten nicht auch daserstfcre Geschäft übertragen ist. 

Das nämliche Verfahren findet auch in Ansehung der Ver— 
änderungen in dem Ge w erb Steuer kadaster statt, nur dafs 
die Daten in Betreff derselben , von den Lokalbehörden v o n 
Amts wegen gesammelt, bei der unmodifizirten Patentsteuer— 
einrichtung halbjährig an die Steuerbeamten , in den ! i anderen 
Veranlagungsmethoden aber, an die Gewerbsdeputationen. zur 
Prüfung und Begutachtung abgegeben werden ,. wobei , so wie 
bei der Aufstellung des Kadasters t selbst verfahren wird. - 


; 


) 

t . 


» i ■ 


*,r 




Übdr die ‘Frage der Veränderlichkeit oder XJn — 
Veränderlichkeit der Grundsteuer herrschen ' entge- 

• gengesezte Ansichten. Young glaubt in der leztern die 
~ ‘ Qtielle und die Ursache des Flors und der fortschreitenden 
■ “‘ Verbesserungen deT Landwirtschaft in England zu sehen 

(politische Arithmetik S. 9) ; V. Struensee stellt als all- 
gemeine“ Regel der Finanzwissenschaft auf: „dafs in den 
Grundsteuern nichts zu Verändern, Niemanden, der sich ge- 

• drückt fühlt, Erleichterung zu geben, i^einem, der zu leicht 
taxirtist, zuzulegen sei, weil jeder Eigentümer seine Grund— 

• ‘stücke’ mit Rücksicht auf diejenigen Lasten, die zur Zeit 

der Aquisatiöh auf denselben gehaftet haben, erworben habe, 
defshalb eine jede Veränderung ein Eingriff in das Eigen- 
tum sey“ (Abhandl. 3. Th. S. 90 folg.), an welche An- 
sicht auch Sartorius über die gleiche Besteuerung der ver- 
schiedenen Landesteile des Königreichs Hannover, S. 136 
folg., und auch Utzschneiderin dem Namens' des 2ten Aus- 
schusses in baier. 2. K- erstatteten Vortrage über die Staatsaus— 
gaben etc., sichanschliefsen , der leztere aus dem Grunde, „weil 
eine Erdfläche von einer bestimmten Gröfse, und von einerbe— 


1) Z. B. die badensche Instrukt. für das Ab - und Zuscbreiben 
der Gewerbstcuer v. 21. Januar, 161 6. , ' 




*■ 
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stimmten natürlichen Fruchtbarkeit, nur eine bestimmte 
Quantität Früchte produzire, defshalb ,* so lange der Er- 
trag in Früchten nicht gröfser werde, sondern 
bei gleicher Kulturart gleich grofs bleibe, ei- 
ner Solchen* Erdfläche eine höhere Grundsteuer niemals ab- 
»gefordert werden könne. 44 — (Verhandl* der 2ten Kammer 
der Ständeversammlung in Baiem, 5. Beilagenband, S. 397.) 

: Unter der gemachten Voraussetzung, allerdings nichts 

Theils aber gehört ein solches Stillstehen der Produktion, 
2 . B. in einem Zeiträume von 25 bis 30 Jahren, zu den sei- 

l 4 

tenen , kaum gedenkbaren Ausnahmen , unter verwahrlose- 
ter Kultur oder aufseTordentlichen Umständen ; theils be- 
steht aber auch der steuerbare reine Ertrag nicht in 
dem Naturalprodukte; sondern in dem Durchschnitts- 
geldwerth desselben, der noch weniger unveränder- 
lich bleibt, wodurch, der angeführte ftrürtd, in sich selbst 
zerfällt4 , . j ; .4 ' 

Behzenberg dagegen, in dem angef. Werke» 2. Bd. S* 
200 , äufsert,.. und gewifs nicht ohne Gründi „dafs das Ver- 
langen, dafs das Kadäster zu gleicher Zeit, iu jedem Jahr, 
und in jedem Jahrzebnd so - gerecht sey, als iu dem Jahre 
seiner Aufstellung, hiebt erreichbar sey,: oder es müsse die 
Gesellschaft in ihrer . Kultur, stillstehend werdep 44 ■ — und 
mit nicht minderem Gewehte Lotz (in seinem Handbuch 
der Staatswirthschaftslehre 3. Bd. S. 234 folg.) „dafs nur 

darin f dafs man der Grundsteuer den Karakfö;, der Veran- 

/ 

derlichkeit erhalte,! die Möglichkeit liege, es dahin zu brin- 
gen , dafs dieselbe den regelmäfsigen Fortgang der Volks- 
pefriebsamkeit nicht hemme, und in, der Vertheilung der 
Abgaben last die nöthige Gleichheit erhalten werde. 44 

Überhaupt mögte wie Lotz in der Revision etc. 4ter 
Bd. §.-281. äufsert:» „eine unbefangene Abwägung der 
Gründe für und gegen die Un Veränderlichkeit der Grund- 
steuer als Resultat ergeben, dafs ihre Veränderiickeit für 
die Steuerpflichtigen weniger drückend, für den National- 
wohlstand weniger nachtheili"' ist* als die Unveränderlich- 
keit derselben. Der Ertrag der Grundstücke bleibt nicht 
immer der nämliche, vielmehr ist derselbe von Zeit zu 
Zeit bedeutenden Veränderungen unterworfen,.’ denen so* 


t 
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wohl nach Grundsätzeu der.Nat^onaJökonomje* als auch nach 
Maafsgabe des Hechtes, das jedem Saatsangehörigen darauf, 

. dafs die Abgabenlast mit gerechter Gleichheit vertheilt werde, 

, zusteht, die Steuer in einem demselben angemessenen Ver- 
hältnisse folgen mufs, was daher a^uch niemals und in An— 
__ , sehung von keinem Grundbesitzer- ungerecht seyn kann. 
Und wohl mit Recht wird die Frage aufgeworfen: wohin 
es führen müsse, wenn man sich, der vorerwähnten von 

. # - \ • * f » • \ 

Str ue n s e e vertheidigten Idee, jüi Ansehung der Grundsteuer 
, überall alles beim Alten zu belassen hingeben,, und dem 
Staate, der in seiner Wesenheit das Bild eines lebendigen, 
stets fortschreitend bewegten Wesens darstellt, gerade in 
der wichtigsten Bedingung seines Fortschreitens, nämlich in 

- seiner Finanzwirthschaft, dieser Karakter- abgestreift werden 

- «oute? (*) . " ' 

Man kann gern zugeben , dafs die Veränderlichkeit der 
Grundsteuer Nachtheile hat , die mit der Unveränderlichkeit 
, derselben nicht verbunden sind, ohne dafs aber hieraus ein 

* | * 7 * * » * ^ . , , * 1 r f 

, , Grund für die Vorzüglichkeit der leztern , oder gegen die 
,;erstere gefolgert werden kann, die entgegengesezf, Vor— 
theile gewährt , die der erstem fremd sind, unter welchen 
* der Umstand, dafs Grundstücke* deren Ertrag sich verrin— 
‘gert hat, und deshalb bei einer unveränderlichen Grund- 
steuer wegen zu hoher Belegung vielleicht unangebaut wür- 
den liegen bleiben müssen, fortgebaut werden können, und 
dem Staate ein Einkommen gewähren, welches derselbe 

1 , ‘i - • ° > t < . 

aufserdem entbehren würde , eine gewifs nicht zu über— 
v« sehende Rücksicht verdient ( 2 )* . „ . \ . 


--- 


1) Lotz, Handbuch 3. Th. S. 241. 

2) Ein merkwürdiges Beispiel der Art führt Say I. c. T. II. S. 354 
von Toskana an. In diesem Staate waren bei der im Jahr 1496 
bewirkten Begulirung der Grundsteuer die Thäler und flachen Ebe- 
nen aus dem Grunde, weil dieselben häufigen Überschwemmungen 
und Verwüstungen durch die Bergströme ausgesezt waren, nur sehr 
niedrig, die höher gelegenen Gegenden aber, die damals allein ange- 
baut waren, beinahe allein, und zwar hoch in der Steuer angelegt. 
In der Folge nun düid den Wasserverwüstungen durch Eindämmung 
der Flüsse etc. Schranken gesezt, die vorerwähnten tiefer*’ liegenden 
Gegenden urbar gemacht worden. In der Steuerzahlung begünstigt, 
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Aufserdem auch scheint dem erheblichsten Grunde, der 
gegen die Veränderlichkeit dieser Steuer geltend gemacht 
wird, dem nämlich: dafs dieselbe auf die Kultur nachthei— 
lig einwirke , indem ‘kein Landwirth zu Verbesserungen 
schreiten würde, wenn mit dem Ertrage von seinen Grund- 
stücken zugleich auch die Steuer sich erhöhe, — die That— 
Sache des Gejzentheils, und auch der Umstand ent^e^en 

4 / , n | 1 C O 

zu stehen,' dafs überhaupt nicht anzunehmen ist, dafs ein 
Landwirth blofs deshalb auf Verbesserungen verzichten 
dürfte, weil derselbe voraussichtlich nach einer Reihe von 
Jahren , und wertn derselbe für seine Auslagen längst ge- 
deckt, 'und der bleibende Gewinn gesichert ist, ein 
Fünftheil oder Sechstheil von ihrem Ertrage abgeben muls, 

voraussesezt, das der Zeitraum, nach dessen Ablauf eine 
' ° , 

Revision des Ivadasters statt findet, nicht zu enge be- 
stimmt ist. (Man vergl. aufser den angeführten Schriften 


haben sie durch wohlfeilere Preise die Kultivateurs der anderen Grund- 

* * * »i 

stücke, die fortdauernd die höhere Steuer tragen mufstem vom Markte 
und aus der Konkurrenz verdrängt, wovon die Folge war, dafs diese 
leztere Grundstücken nach und nach verödet und ausser Kultur ge- 
lassen worden sind, was nicht der Fall gewesen seyn würde , wenn 
das Grundsleuerkadasler einer periodischen Revision unterworfen, 
und die Steuer dem jedesmaligen Stande der Kultur angepafst wor- 
den wäre. — Ein ähnliches Beispiel führt Monthion von einer Pro- 
vinz in Frankreich ^n, von welcher das im Jahr 1666 vollendete Ka- 
dastcr nach 70 Jahren den Verhältnissen so unangemessen geworden 
war,, dafs, weil die regulirte Steuer unveränderlich geblieben, eine 
grofse Anzahl Grundstücke wüst liegen geblieben sind. Cl* c. S. 93.} 
Ein anderes Beispiel bei Lotz I. c. S. 239.) 

Sehr treffend in Beziehung auf diese Frage ist eine Hypothese, die 
S a y S. 353 anführt: mais , que diröit On y st U Gouvernement s'aJdres' 
sant ä "i m petit nJgncianf , lui fenoit • ce langage : T^ous falte* atec 
Je fu ibles" cä'pitaux un commerce bortie , et votre contribution direete 
est eü consequehce peu de choses. Empruntez ei accumules des capitaux; 
etendez votre commerce ; et qu'il vous procure d'hnmenses profi/s ■ vous 
ne payerez löufours que la ttteme contribution. Hieti plus: quand r<*# 
heritiers suciederont ii vos proftts et les auront augmentes , on ne let 
evaluera que cornme ils jur ent eualucs pour vous ; et vos suceesscurn ne 
support eroni pas une plus forte pari des c/iarge * publique*. — Sans 
doute ce serait un urand encourascmanl donnc: — mais serctit ~ il 
equitable ? 
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Von- Lot z; Smith 1, c. 4. Bd. S. 248; Luder, über 
Nationalindustrie etc. 3. Bd. S. 522; Monihi on 1. c. 
S. 93. 

L 114. 

«. J » 

Einzug der direkten Steuern. Die Geschäfte in 
Beziehung auf den Einzug der direkten Steuern betreffen 
theils die Regulirung der Steuerquoten; theils ihren 
Einzug in die Staatskasse ; endlich die Behandlung der Rück— 
stände und dqr Ausfälle/ die durch Erlafs, oder auf andere 

t “ 

Art entstehen* 

Die Steuerquoten, sowohl die für gröfsere Bezirke, 
als die de« einzelnen Kontribuenten , . werden nach drei ver— 
schiederien Methoden umgelegt, nämlich: 

a ) entweder nach Prozenten von dem steuerbaren rei- 
nen Ertrage, oder, wo das auf die Grund— und 'Iauser— 
Steuer repartirte Kontingent unwandelbar feststeht, und 
die Abgabe als Repartitionssteuer behandelt wird, nach 
Maafsgabe des Verhältnisses, das aus der Ver- 
gleichung dieses Kontingents mit dem Betrage 

o O o o 

des für einen bestimmten Bezirk und für die Gemeinden 

* 

in demselben ausgemittelten steuerbaren reinen Er- 
trages sich ergibt;^ 1 ) 

‘b) oder nach sogenannten Steuersimplen, die ebenfalls» 
in einem solchen, aber wPllkührlich angenommenen 

/ # ♦ O 

Prozent von dem Steuerkapitale bestehen, wogegen die 
Anzahl der jährlich umzulegenden Simplen unbe — 


1) Diese Methode z. B. in Frankreich, wo, sobald das Ra- 
daster eines Rantons vollendet ist, das bisherige Steuerkontingent 
desselben nach Maafsgabe des reinen Ertrages, der durch das Kada- 
stcr ausgemittelt worden ist, unter die Roimnunen desselben, und in 
diesen, mittelst einer arithmetischen Proportion, die aus der Verglei- 
chung des Kontingents mit dem Total des Ertrages sich crgiebt , auf 
die einzelnen Kontribuenten urtigelcgt wird. Wenn z. B. der steuer- 
bare Ertrag eines Kantons 482000 Prkn., das bisherige Stcuerkonlin- 
gent aber 53020 Frkn. beträgt, so ist das Verhältnifs ungefähr oder 
* 11 pCt. Eine Gemeinde also, mit einem steuerbaren Ertrage von 
360oO Prkn., mufs 3900 Frkn.; ein Kontribuent mit einem solchen yon 
. 900 Frkn., 99 Frkn., Steuer aufbringen. 

II. 
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• stimmt, nach M^afsgabe des Bedürfnisses, steigend 
oder fallend ist; ( x ) 

c) was auch in Ansehung der dritten Methode der Fall ist, 
nämlich , wenn die Steuer in einer jährlich zu bestim- 
menden Anzahl von Kreuzern vom Hundert Gul- 
den des, Steuerkapitals, ausgeschrieben wird, ( 1 2 ) mithin 
in der That nur in einer jjdodifikation der erstem Me- 
thode besteht. 

ln gleicher Art bestehen für den Einzug dieser Steuern 
\'erschiedene Methoden , die in der Hauptsache auf die beiden 
nachstehenden sich reduziren, nämlich : .entweder, so, dafs der 
Einzug als Ivorporationssache behandelt, zu dem Ende das 
aufzubringende Steuerkontingent auf gröfsere Bezirke, z. B. Äm- 
ter, Kantorts, repartirt, und diesen Korporationen die Verthei— 
lung desselben unter die in den Verband gehörigen Gemeinden, 
diesen lezteren aber die Subrepartition auf die einzelnen Kon- 
tribuenten überlassen ist, und dals in gleicher Art auch der Ein- 
zug' der so repartirten Summe für Rechnung der Korporations- 
kasse bewirkt wird, welche diese Summe v o 1 1 s t an di g ati die 
Staatskasse abliefern, für die in einzelnen Kommunen verblei- 
benden Reste, so wie die Kommnuen für jene der einzelnen 


1) Diese Methode t. B. in Wiirtcmberg. Das Sirnplum ist 
auf Kreuzer vom Gulden Steuerkapital angesczt, und wird auf 
diese Art sowohl die Anzahl Simplen, die t*ine Kommune zur direkten 
Steuer, und was der einzelne Kontribuent hierzu beizutragen hat* 
berechnet. Z. ß. eine Kommune muf9 1200 <1. Steuer bezahlen; ihr 
Simplum aber beträgt 65 fl.; so müssen, um die erslcre Summe zu be- 
schaffen, I&tt Simplen oingezogen werden. (Verordn., die künftige 
Behandi. der Umlage der- Steuer etc. betreff., v. 2t. Junius 

Eine ähnliche Einrichtung in Nassau, wo das Simpluin auf 
1 Pf. vom Gulden Steuerkapital festgesezl ist. (Edikt v. i.?. Februar 
ISO:). §. 12. 

2) Z. B. in dem Grofsherz. Baden. (Instrukt. über das Au*- 
schreiben, die Erhebung etc. der direkten St. v. 4. März ISl6, §. 2. 
In einer jeden dieser drei Methoden ist zwär der Tvpus für die Um- 
lage fest bestimmt, jedoch empfiehlt die erstere, die aber ein auf den 
reinen Ertrag gegründetes Kadasler voraussezt, sich dadurch, daü 
auch die Steuenjuotc de9 einzelnen Kontribuenten feslstcht , was bei 
den boideri anderen nicht in dem Maaise der Fall ist. 

: \ 
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Kontribuenten ejntreten mufs; (*) oder aber, dafs der Eir\zug 
durch besondere von der Regierung angeordnete Einnehmer , 
unmittelbar in den Kommunen bewirkt wird. 

In der ersten dieser beiden Methoden, ist die Geschäfts— 
thätigkeit der Steuerverwaltungsbehörden lediglich' auf die all- 
gemeine Vertheilang des Steuertotais unter die Bezirke be- 
schränkt; in der zweiten hingegen zugleich auf die Aufstel- 
lung der Heberollen, überhaupt auf alles erstreckt, was auf .das 
Detail des Einzuges, auf die Verrechnung, und auf die Kon- 
trole von beiden Bezug hat. “ , 

Die Heberollen selbst bestehen in einer tabellarischen 
Zusammenstellung des Namens der Gemeinde, jener der Steuer- 
pflichtigen, des Betrages des steuerbaren reinen Einkommens eines 
jeden, des Prozents oder der Anzahl von Simplen, die erhoben 
werden sollen, des Betrages derSteuerquote eines jeden Kontri— 
buenten, und im Fall die Steuer von mehreren Gegenständen 
in der nämlichen Heberolle enthalten ist, z. B. von Grund— 

. stücken und Häusern, des Betrages für jedes Objekt; endlich der 

Fälligkeitstermine, ( 1 2 ) die beinahe in jedem Staate anders be— 

^ ^ ^ 

, stimmt sind. (*) was auch in Betreff der Art der Legalisirung 

der Heberollen, die ohne eine solche amtliche Beglaubigung 

nicht in Hebung gesezt werden können (wenigstens nicht in 


1) Diese Methode z. B. in VVürlcmbcrg, woselbst für die Er- 
hebung der direkten Steuer in einer jeden Kommune, von dieser ein 
besonderer Einbringer ernannt ist, der die Steuer einzieht und an die 
Amtspflege abliefert, aber nur den Einzug der laufenden Jahres- 
steuer zu bewirken hat, und die am Schlufs des Jahres gebliebenen 
Rückstände an den Gemeindspfleger zum Einzug abgibt, welcher den 
Betrag derselben an den erstem bezahlen mufs,' damit dieser das 
Slcuerkontingent vollständig an die Amtspflege abliefernkann. Man 
sehe die auf vorstehende Seite {Note 1. allegirte Verordnung. Auch 
neuerlich theil weise in Baiern in der Art cingeführt , dafs der 
individuelle Einzug den Gemeinden überlassen ist , für den sie solida- 
risch verhaftet sind. 

Der angeführte Inhalt ist wesentlich, die Form übrigens will- 
kürlich, jedoch gewöhnlich so eingerichtet , dafs auch die Zahlungen 
wie sie erfolgen, eingetragen werden können. M. s. die Beilage zu 
diesem §. - 

0} Z. B. in Baiern, für die Buslikal - die Doininikal- und für 
die Häuserstcucr, drei Zieler, am 30. INovbr., 13. Febr. und 13. Äpr. • 

9 * 


Digitized by Google 


— 132 — 

r 

Hebung gesezt Werden sollten), (*) der Erhebungsbezirke und 
des Erhebungspersonals, ( a ) der Behandlung und Beitreibung 
der Rückstände , für welche in mehreren Staaten besondere 
Agenten und peremtorische Termine angeordnet und vorge— 

. /' 

» 9 

I 

für die Gewerb- und für die Familiensteuer, zwei Zieler, am 15. Apr. 
und 15. Jul. j für die bisher: Zugviehsteuer, am Ziel, Ende Apr. eines 
jeden Jahres. Oerordn, vom 25. Oht. 1819.) — In dem Grofsherz. Ba- 
den dagegen, iij den Monaten Julius, August, September, Oktober,, 
jedesmal T l T ; im März und April sodann die Rückstände. Die allegirte 
Instruktion, das Ausschreiben, die Erhebung etc. der direkten Steuern 
betreibend, §. 20. — In anderen Staaten dagegen sind alle direkte 
Steuern in eine Summe zusammengezogen, und werden monatlich 
in gleichen Raten eingezogen, was bei der ersten Einführung die- 
ser Einrichtung, zwar mit einigen Unbequemlichkeiten verbun-r 
den seyn kann, einmal eingeführt aber um defswillcn vorzüg- 
licher, scheint , weil die Steuern, in kleine Beträge getheilt, leichter 
entrichtet werden und defshalb weniger Rückstände bleiben, dann 
auch, weil die Staatskasse hierdurch zur ununterbrochenen Saldirung 
ihrer Ausgaben in Stand gesezt, und das Geld schneller in die Zir- 
• kulation zurückgeführt wird. ‘ 

1) In Frankreich z. ß. muf9 jede SteucrroIIe von dem Prä- 
fekten exekutorisch erklärt werden , ohne welche Formalität jeder 

' Einzug von Steuern, als Honkussion bestraft wird; in gleicher Art in 
dem Grofsherz. Baden, wo die Heberollen durch die Kreisdirekto- 
rien fdie vorsteh, alleg. Instrukt. §. 6 folg.), und in dem Grofsherz. 
Darmstadt, wo dieselbe durch die Obersteuerbehörde legaüsiri 
werden müssen. (Verordn, v. 12. Junius 1820.) — Die Vernachläs- 
sigung dieser Formalität fuhrt nothwendig zu Unordnungen aller 
Art. • 

4 ' 

2) ln Baiern z. ß. ist jedes I^mdgericht in mehrere Steuer- 
distrikte, jeder mit einem besondern Einnehmer, eingetheilt. — In W ü r- 
temberg für jede Kommune ein Steuereinbringer, der an die Amts- 
pflegkasse abliefert, die selbst aber Korporations-Institut und aufser 
Einwirkung der Staatsbehörden ist. — ln Sachsen, Ortseinnehmer, 
die am die Aintseinnehmer, diese an die Kreiseinnehmer einliefern, die 
iezteren in die OJ>er-Steuereinnahme. - 1 - In Hannover, Kreiskas- 
sen für eine Anzahl Ämter. — In Raden, Ortseinnehmer, die an 
Obereinnehmer für gröfsere Bezirke abiiefern. Eben so in dem Grofs- 
herz. Hessen, nur mit dem Unterschiede, dafs eine Untercinneh- 
merci mehrere Orte umfafst, den Unfereinnehmern die Annahme von 
Gehilfen in den Ortschaften ihres Bezirkes gestattet ist, die jedoch 
keine yuittungen ausstelleu dürfen, und dafs den Obereinnehinern 
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schrieben sind, (*) so wie endlich auch in Ansehung des Re- 
missionswesens der Fall ist. Insbesondere ist in Betreff die- 
ses lezteren di^ Gesetzgebung in - den einzelnen Staaten in so 


Kontroleure zur Seite gestellt sind, Cdie jedoch von der Kasse ent- 
fernt wohnen), deren wesentliche Funktion in der Visirung der von 
den ersleren in duplo ausgestellten Quittungen besteht, von welchen 
der Kontroleur die eine Ausfertigung monatlich als Kontrole gegen 
den Obereinnehmer, an die Generalkasse einschickt. (Für die Steuer-, 
zahler, die mit zwei Agenten an zwei verschiedenen Orten zu thun 
haben, lästig, für den Zweck der Kontrole aber eine unnöthige Kom- 
plikation) Instmkt. für die Steuer-Obereinnehmcreien , St. - und Reg.- 
Blatt v. 28. Junius 1820. Nro. 35. — In Nassau geschieht die Erhe- 
bung der Steuern durch die allgemeinen Amts - Rezepturbeamten, die 
ermächtigt sind, nach Willkür Untererheber anzustellen, für die sie 
aber verantwortlich sind. (Edikt v. 19. Januar 1813. §. 3 ) — In 
Frankreich für jede Kommune, deren Steuern 20000 Frkn. betragen, 
ein von der Regierung ernannter Einnehmer; nur dann die Vereini- 
gung mehrerer Kommunen verstauet, wenn ihre Steuern diese Summe 
nicht erreichen. 

1) Soz. B. sind in dem Grofsh. B a d e n , in der Seite 130 Note 2. alle- 
girt Instruktion, ausführliche Vorschriften, sowohl für die Litjuidation, 
als für die Verrechnung der Rückstände enthalten. Die Entscheidung 
über die Exigibilität oder Unbeibringlichkeit dei* Rückstände, ist den- 
Krcisdirektorien überlassen , welche an die Obereinnejhmereien eine 
resp. Einnahmeordre für die exigibel erklärten , und eine Ausgabc- 
ordre für die inexigibel erkannten zufertigen. ^Sehr zweckmäfsig ist die 
Vorschrift, dafs keine Rückstände über zwei Jahre nachgeführt wer- 
den dürfen , sondern innerhalb derselben cingetrieben , oder in Ab- 
gang dekretirt weeden müssen. Noch kürzer ist dieser Termin in der 
allcgirten K. Wurtembergi sehen Verordnung vom 21. Junius 1819 
gesezt und vorgeschrieben, dafs der Betrag der am Schlufs des Jah- 
res geblieben Rückstände, von dem Gemeindepfleger banr abgelicfert 
werden mufs , welche Einrichtung indessen nur dann anwendbar ist, 
wenn die Steuerumlage und der Einzug als Kommunal - und Korpora- 
tionssacho behandelt wird. In Frankreich dagegen ist für den Ein 
zug der Rückstände ein Termin von drei Jahren gestattet, nach de- 
ren Ablauf jede Steuerroljc aufser Kraft gesezt ist, und die Steuer- 
einnehmer alles Recht auf Verfolgung der Restanten verlieren. Ar- 
riie le 16. Thermidor an 8. Bulletin des lois JVr. 38. t 

/ * V 

• Besondere Beamten zur Eintreibung der Rückstände, zur Voll- 
ziehung der Pfandungenetc., ebenfalls zuerst in Frankreich, ( porteurs 
de Contrainte , in dem nämlichen Arrite'y, seitdem ^n mehreren Staa- 
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fern verschieden, als in mehreren ein Recht auf Erlafs we- 
gen Unglücksfällen nicht anerkannt, in anderen dagegen gesetz- 
lich zu^estanden ist, und zugleich die "Fälle, in welchen Er— 
lafs gefordert werden kann , das Maafs für denselben nach 
Verschiedenheit dieser Fälle, und die Art, wie die Nachwei— 
sun" der Beschädigung und des remissiblen Abganges geführt 
und gerechtfertigt werden inufs, ebenfalls gesetzlich vorge— 
schrieben sind. 


Die Frage über die beste Methode für den Einzug 
der direkten Steuern überhaupt , und insbesondere die, 
über die Vortheile und Nachtheile des unmittelbaren 
Einzuges von den einzelnen Kontribuenten, durch be- 
sondere von der Finanzverwaltung aufgestellten Agen- 
ten, oder aber wenn dieser durch Agenten der Gemeinden 
entweder in einer jeden allein, oder aber in einer An- 
zahl derselben, die in eine Korporation vereinigt, und 
für die richtige Abführung des auf dieselben repartir— 
ten Steuerkontingents solidarisch verhaftet sind, be- 
wirkt wird? — verdient in mehr als einer Beziehung die 
sorgfältigste Berücksichtigung. ( l ) Die Gründe, welche 
für diese leztere Methode geltend gemacht werden, sind. 

1) dafs durch den unmittelbaren Einzug durch be- 
sondere vom Staate ernannte Einnehmer,, die Finanz- 
verwaltung verwickelter und schleppender, die Erhe- 
bungskosten vergrolsert würden^ 

2) dafs Wenn derselbe durch Agenten dev Gemeinde be- 
wirkt wird, die jedesmalige Zahlungsfähigkeit der Steuer- 
pflichtigen, die nicht zu jeder Zeit die nämliche sev, besser 


ten. zum Tlieil mit strengeren Anordnungen nachgebildet. Z. B. im 
Grofsherz. He ssen , Verordnung vom 2. März 1820, und Instruktion 
für die Ubersleucrhpten (Reggsbltt. {S>. 54.)*, in Hannover etc. — 
Wesentlich dabei zur Sicherstellung gegen Plackereien die Vorschrift, 
dafs diese Agenten ihre Gebühren nicht unmittelbar, uiuf nicht an- 
ders als mittelst Anweisungen ihrer Oberbchörde auf die Kasse, ein- 
ziehen dürfen. 

J ) Über die flaatswirth schaft liehen* und finanziellen Forderungen 
in Betreff des F.inzuges überhaupt, oben §. 10!. 

* 
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■berücksichtigt werden könne, und zwar ohne Gefährde 
fiir die Staatskasse, die defshalb nicht weniger die je- 
desmal fällige Steuerrate aus der Rorporationskasse 
vollständig erhalte; 

3) dafs ein solcher regelmäßiger Eingang nur mittelst 
einer solchen solidarischen Verpflichtung möglich sey; ' 

4) dafs in dieser lezteren eine Aufforderung für die Ge- 
meinden und auch für die einzelnen Steuerzahler liege, 
gegen morose Zahler, eine strenge Kontrole zu führen; 

5) dafs es überhaupt weniger darauf ankomme , zu wis- 
sen , was ein. jeder Staatsbürger an eigentlichen Staats— 
lasten zu bezahlen ! habe, als was von ihm in allen 
seinen Beziehungen, als Mitglied des Staates, und als 
solches einer Korporation und Gemeinde, geleistet wer- 
den müsse, welche Kenntnifs aber ebenfalls nur mit- 
telst der erwähnten Einrichtung gewonnen werdend 
könne, um so mehr, als die Steuern nicht alle öffent- 
liche Lasten in sich begreifen, und eine scharfe Son— 

f derung dieser lezteren, von den Korporations — und 
Kommunallasten, nicht allgemein thuulich sey. 

Gegen diese Einrichtung, und für den unmittel- 
baren Einzug hingegen: 

1) dafs durch dieselbe die Rechtsgleichheit in mehrfacher 
Beziehung verlezt werde, indem nicht zu vermeiden 

• sey, dafs in das Steuerkontingent einer Gemeinde auch die 
Steuer von solchen Kontribuenten einbegriffen werde, 
die nicht Mitglieder derselben sind, und gegen weiche 

‘ derselben ein Zwangsrecht nicht zusteht; 

2) dais der Umfang der Staatslasten überhaupt, weil die 

Erhebungskosten in den Korporationskosten versteckt 
sind, nicht - übersehen werden könne, eben so wenig 
als jener der einzelnen Steuern, und des Verhältnisses 
der Erhebungskosten zu dem Ertrage einer jeden der- 
selben ; ' » 

\ f , 

3) dafs die solidarische Verpflichtung, sowohl für ein- 
zelne wohlhabende Glieder einer Gemeinde , die zu— 
lezt für die Unordentlichen und Saumseligen bezahlen 
müssen, als für die Gemeinden und Korporationen, deren 


\ . 


* > 


136 


Schuldenlast durch die Steuervorschüsse nicht selten 
vergröfsert werde, drückend und ruinirend sey; 

4) dafs der unmittelbare Einzug durch Agenten der Fi- 
nanz venvaltung in der That weniger kostbar, dabei 
xegelmäfsiger sey , und auch weniger Reste lasse , die 
durch Saumseligkeit lind wohl auch durch sträfliche 
Konvenienz der Kommunerheber und v. Behörden , und 
auch durch das Vermengen der Steuern mit den Orts- 
einnahmen und Ausgaben befördert, und zuiezt inexi- 
gibel .werden. — ( x ) 

Die "Wahrheit dieses fezteren Grundes ist als eine un- 
umstöfsliciie Thatsache durch die Finanzgeschichte derje- 
nigen Staaten beurkundet, in welchen der Steuereinzug 
als solidarische Korporationssache behandelt ist. 
Derselbe würde zur Entscheidung für die Vorzüglichkeit des 
unmittelbaren Einzuges hinreichen , wenn dieser 
auch nicht andere erhebliche Gründe zur Seite ständen, 
unter welchen der, dafs bei der erstem Einrichtung die 
so wichtige Kenntnifs des Ertrages einer jeden dej* ver- 
schiedenen direkten Stenern, jene des Aufwandes, den die 
Erhebung einer jeden Art derselben erfordert, und zu- 
gleich auch der vergröfserte Ertrag, der durch Vergröfsc- 
rung der steuerpflichtigen Objekt? nach und nach entsteht, 
und den die Korporationen zum Nachth^j^ßj^Gesammt- 
heit des Staates für sich beziehen, für den Staat;, — 
für die Kommunen aber der Vortheil einer Vermin- 
derung ihrer Steuerquote bei vermindertem Ertrage verlo- 
ren geht, was allmählig die gröfste Ungleichheit in Verkei- 
lung der Steuerlast zur Folge hat. Am wenigsten möchte der 
Grund, „dafs, weil -sobald eine Korporation bestehe, es un- 


1) M. s. diese für und gegen angeführten Grunde ausführlich 
in den Verhandl. der Kammer der Abgeordneten im Königr. YV ü r- 
temberg, im Jahr 18,0; 5. Abtheil. S. 319 folg., und ira Jahre 
1821; 5. Abtheii. S. 427 foig. u. 8. Abtheil.; in den Beilagen, S. 347. 
Der Grund, „dafs cs für das Sleuerbcwilligungsrecht gefährlich sev, 
wenn der Finanzminisler . die Steuer aus dem Beutel eines jeden Ein- 
zelnen hoIe, u der ebenfalls geltend gemacht worden, ist so unhaltbar, 
dafs derselbe kaum einer Erwähnung verdienen kann. 
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vermeidlich sey, dafs sie für ihre eigentümlichen Zwecke 
gewisse Ausgaben leiste, wodurch zugleich die Ausdeh- 
nung der Solidarität auf die Steuerzahlung begründet seyn 
soll“ -T- als gerechtfertigt erscheinen, wohl eher der Be- 
weis zu führen seyn, dafs eine solche Solidarität mit 
der Natur des Steuerwesens im Widerspruche steht. 
Die Bezahlung der Steuern gehört nicht zu den eigen- 
tümlichen gemeinsamen Zwecken einer solchen Korpo- 
ration , wie Gemeinden, oder auch eine Vereinigung meh- 
rerer Gemeinden, z. B. in ein Amt, es sind. Jede direkte 
Steuer besteht in einem proportionirlichen Theile von^ dem 
Ertrage eines individuellen Eigentumes oder, Gewerbes^ 
den der Eigentümer oder Gewerbsmann an den Staat lei- 
sten mufs, ohne Rücksicht darauf, ob derselbe in einen 
solchen Verband gehört oder nicht, wefshalb aber auch 
eine solche Solidarität nur in sofern als rechtlich begrün- 
det zu erachten seyn möchte, wenn angenommen werden 
könnte, dafs ein Gemeindegiied bei seinem Eintritte in die 
Gemeinde , sein Privateigentum, als gemeinsames Gut an 
diese übertragen, oder dieser ein Obereigenthumsrecht über 
dasselbe eingeräumt habe. 

Der Vorzug einer angeblich gröfseren Schonung der 
Kontribuenten durch gröfsere Berücksichtigung ihrer jedes- 
maligen Zahlungsfähigkeit, ist mehr scheinbar als reell, 
wohl eher nachtheilig, als wohltätig, teils weil die Be- 
urteilung von Willkür abhängig ist, defshalb grofsen 
Mifsbräuchen Raum gibt, teils weil hierdurch das Rest- 
machen erleichtert und befördert wird, und zwar beides 
auf Kosten der Korporation , welche die Reste vertreten 
mufs. Überhaupt möchte wohl kaum zu verkennen seyn, 
dafs die wahre Schonung der Steuerpflichtigen wohl we- 
niger in der Leichtigkeit, mit welcher dieselben der Steuer- 
zahlung auf eine Zeitlang aüsweichen können , als viel- 
mehr in einer angemessenen Verteilung derselben besteht, 
besonders wenn ein Termin zur Untersuchung der Reste 
so nahe gerückt wird, dafs diese niemals zu grofsen Sum- 
men anschwellen , und defshalb ohne Ruin des Debenten 
bezahlt werden können. In Hinsicht auf die Verteilung 

# O 

selbst, möchte eine solche auf die zwölf Monate des Jah- 

V 
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res , und in gleichen Beträgen fiir jeden , schon um defs— 
willen den Vorzug verdienen, weil hierdurch die auf jedes 

Ziel fallende Rata kleiner, defshalb ihre Anschaffung weni— 

• • • ® ^ 
ger drückend ist, ohne zu erwähnen, dafs, wie bereits er- 
wähnt, hierdurch die Rasse zur schnelleren Realisirung 
ihrer Zahlungen in Stand gesezt, das Stocken in der Zir- 
kulation verringert wird, was die gröfste Beachtung verdient. 

Dafs endlich ‘die Erhebungskosten fiir den unmittelba- 
ren Einzug geringer, als bei der erstem Methode sind, möchte 
schon aus der allgemeinen Erfahrung sich ergeben, dafs das 
Hebeprozent oder die Tentierae in dem Maafse, als die zu erhe- 
bende Summe gröfser ist, verkleinert, dennoch aber dem 
Erheber ein auskömmliches Einkommen gewährt werden 
kann, was bei einem gleichen Prozente, in dem an- 
dern Systeme nicht möglich ist, ohne dfer Verluste zu er- 
wähnen , welche durch Entbehrung der Zinsen für die ge- 
leisteten Vorschüsse, durch die Unbeibringlichkeit dieser 
leztejren etc. erwachsen. 

§. 112 . • 

. Indirekte Steuern. Koch mehr als bei den direkten 
Steuern, sind die Formen, sowohl für die Veranlagung, als 
für den Einzug und für die Verrechnung der indirekten Abgaben, 
und für die Kontrole von beiden, von der Natur des 
Gegenstandes abhängig, von welchem dieselben erhoben 
werden, in Hinsicht auf welchen dieselben unter zwei Haupt- 
kathegorien zusammengefafst werden können, von welchen die 
erstere materielle Dinge , die zur Befriedigung von Bedürf- 
nissen gehören, umfafst (die eigentliche Konsumtionssteuer}, die 
andere aber^ solche öffentliche Gegenstände, Anstalten und 
Vortheile, welche die Einwohner eines Staates unter • seinem' 
Schutze geniefsen. (*). 

Sowohl die Veranlagung als der Einzug der Steuern von 
allen diesen Gegenständen, wird mittelst eines Tarifs be— 

.• 

1) Hierher gehören z. B. Gerichtssporteln und Taxen für ge- 
richtliche Einschreibungen (. Enregistrement ), die Abgaben für die Be- 
nutzung der Posten, Chausseen, Brüehen, Schleusen, vom Stapelrcehte, 
Lotterien etc. v. Jacob. Staatsfinanzwiss. 392, 1102, 1121. 
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wirkt, oder eines (meistens alphabetischen) Verzeichnisses der 
Gegenstände, von welchen die Abgaben entrichtet werden sol- 
len , deren Betrag für jeden einzelnen Fall, oder für jede ein- 
zelne Handlung, nach Verschiedenheit von beiden, entweder 
nach Umfang, Maafs, Gewicht oder Geldwerth, oder auch 
nach Zeit und Distanzen, normirt ist» Die formelle Ein- 
richtung derselben ist , aufserdem dafs sie durch die Natur 
des Gegenstandes bedingt ist, zugleich von den Grundsätzen 
abhängig, die in Absicht auf dessen Besteuerung angenom- 
men sind, insbesondere: 

u4. Bei den Zöllen (Zolltarif, Zollrolle) davon, ob ein 

allgemeiner Zollsatz vorgeschrieben ist, von welchem der 

Tarif nur die Ausnahme nachweist: ob die Abgabe für 

7 o \ 

den Transit in demselben enthalten ist, oder für diese 
ein besonderer Tarif besrehtj; ob mit dem Zolle zugleich 
eine Konsumomauth oder Verbrauchsteuer verbunden ist; ( l ) 
die Zweck mäfsigkeit desselben aber dadurch bedingt: 
dals die Namen und Klassen der Waaren auf eine mög— 
liehst kleine Anzahl beschränkt, und zugleich so bestimmt 
bezeichnet sind, dafs über diejenige, in welche ein zur 
Verzollung kommender ' Gegenstand gehört, niemals ein 
Zweifel entstehen kann; sodann, dafs' die Anwendung 
des Maafsstabes, nach welchem eine jede ein-, aus- oder 
durchgehende Waare besteuert werden soll, leicht sey, 
und hierdurch AUfsgriflen oder Willkür vorgebeugt werde. ( 2 ) 

1) Das erstcre und leztere z. B. in Preufsen, wo eine Zoll- 
abgabe von 12 Gr. vom preufs., Zentner als allgemeiner Einfuhrzoll; 
für die Ausfuhr die Zollfreiheit als Regel erklärt ist, von welcher 
der Tarif die Ausnahmen in Betreff der Einfuhr und Ausfuhr nach- 
weist. Neben dem Zolle ist eine Verbrauchsteuer tariffirt. (Gesetz 
über den Zoll und die Verbrauchsteuer, v. 22. Juli 1819.) 

Von anderen Staaten vergl. inan z. B. die Verordn, v. 22. Juli 
1818, über das Zollwesen in Bai er n; v. 30. Mörz 1808, uqd den 
(seitdem vielfältig abgeänderten) Tarif v. 1J. Novbr. 1812 in Wür- 
temberg; die Badensche Zollordn. v. 2. Jan. 1812, etc. 

Über d?ö Zolleinrichtung in England, v. Raumer, das brit- 
tische Besteuern ngssystem etc. Berlin 1810; — über jene in Frank- 
reich, Code des Douanes etc. Paris. 2 Theile. 

2) v. Jacob S.taatsfinanzwiss. §. 1229. Über die Kombination 
des Zolles mit einer Verbrauch pteuer, ebendas. <j. 1219. , 
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JB. Bel den Konsunitions^teuern, insbesondere bei der 
Akzise, ob diese lediglich als reine Genufssteuer von 
Konsumtibilien behandelt, oder zugleich als Vehikel zur 
Besteuerung anderer Gegenstände und Handlungen des 
Verkehrs benuzt wird. (*) 

C. Bei »dem Chausseegelde, ob, dasselbe von allem 
Fuhrwerke ohne Unterschied nach Stückzahl und Ver— 

» schiedenheit des Zug— und anderen Viehes, des Fuhrwer- 
kes und nach Distanzen normirt ist, oder aber, ob für 
bestimmte Gattungen des ersteren, Aversalsummen surro— 
girt sind. ( a ) 

D. Bei den Stern pelgefällen davon, ob allgemeine 
Stempelsätze vorgeschrieben, oder aber nach. Verschie- 
denheit der Natur und, des Werthes der Objekte, klassirt 
und graduirt sind; sodann, ob der Stempel zugleich als 
Vehikel zum ^Einzug von Abgaben andrer Art, z. B. von 
solchen von Gewerben etc., benuzt wird. (*) 


9 

1) Z. B. in Würtemberg, Akziseordn. v, 1808 , — in B a ■* 

den etc. . ^ 

Über die Einrichtung des Akzisewesens in England, und die da- 
mit verbundenen Lizenzen, v. Raumer, 1. c. S. 41. 

2) Das leztere bisher in Baiern, wo diese Abgabe nunmehr 
aufgehoben worden ist (Verhandl. der Ständeversamml. v. 182*2), und 
in Würtemberg, woselbst diese Einrichtung ebenfalls durch das 
Besetz v. 28 . Junius 1821, über die Strafsenbau- Abgabe dahin abge- 
ändert worden ist, dafs ohne Rücksicht auf das Gewerbe des Pferde- 
besitzers, und lediglich nach Maafsgabe des Gebrauches, der von den 
Pferden gemacht wird, für die Steuer*- 4 Klassen, von 12 fl. in .der 
ersten, bis zu 1 fl. 12 Kr. in der lezten vorgeschrieben sind, von je- 
dem Zugochsen 36 Kr. jährlich entrichtet werden müssen. 

3) Auch in Ansehung der Stempelgefalle findet eine grofse Ver- 
schiedenheit statt. — Z. B. in Frankreich, wo alle Skripturen, die 
auf irgend eine Art bei den Gerichten vorgelegt werden können, stem- 
pelpflichtigsind, u. für dieselbe zwei Arten von Stempel, bestehen: u) der 
Papierstempel, dey nach den Dimensionen der verschiedenen Arten 
von Papier, deren Gebrauch nach Verschiedenheit der. Gegenstände 
vorgeschrieben ist, graduirt und tarifirl ist, (5 verschiedene Satze, 
von 25, 50, 75 Cent., 1 Fr., und 1 Fr. 50 Cent.); '&) der Wecli- 
selstempcl, für welchen- 11 verschiedene Sätze, von 50 Cent, bis 
10 Frkn. (M. s. Code des droits de Timbre , d'Enregisirctncnt , de 
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Aufiter den Tarifen für die vorgenannten Gattungen vor! 

indirekten Abgaben, die als die gewöhnlicheren zu betrachten 
sind, bestehen jene für das Enregistrement, wo diese 
Abgabe besonders erhoben wird, in der einfachen Verzeich- 
nung der Werthsätze für die Gegenstände, welche derselben 
unterliegen; (*) diejenigen für die Gebühren, Bleye, Siegel, 
Zettel, die Thara bei Berechnung der Zollgefälle etc. , in der 
einfachen Normirung der Abgabensätze, die für die ersteren und. 

für die leztere vonjeschrieben sind. 

o k 

§. 113 . 

\ 

' . 1 r * 

Die Anordnungen in Bejreff des Einzuges und def 

Kontrole, sowohl gegen dai Publikum, damit kein Gegen— ' 
stand, welcher der Steuerpflichtigkeit unterliegt, der wirkli- 
chen Entrichtung der Abgabe entschlüpfe, als auch gegen die 


grejftt et d’hypotheque, Parts 1810. ) — • In dem Grofsherz. Baden* 

5 Klassen Stempelpapier, für alle von obrigkeitlichen Behörden ge- 
fertigten Urkunden, und für alle Schriften, die bei Verwaltungsbehör- 
den eingereicht werden, von 3, 6, 15, 30, 60 Kr., und die Anwen- 
dung der Klassen, durch einen besondern Tarif regulirt. Tax- Spor- 
teln' und Slempelordn. v. 17. Julius 1807. — In mehreren anderen 
Staaten ein zweifacher Stempel, nämlich: «) ein Gradations- 
stempel, für Urkunden, Schriften etc., die auf bestimmte Werthe 
lauten, und mit deren Üröfse die Stempelbelegung steigt; und 5) ein 
Klassenstempel, für alle übrigen Akte und Schriften. Diese .» 
Einrichtung z. B. in Baiern und Würtemberg, in welchem lcz- 
tern Staate* anstatt des wirklichen Gebrauchs des Stempels, für 
bestimmte Gegenstände ein Stempelsurrogat regulirt ist. (Verordn, 
v. 44* Januar 1817.). Beide Arten von Stempel vereinigt, und zugleich 
als Surrogat für die Sporteln, in dem Herz. NassÄu. (Edikt vom 
9. Dezbr. 1815.) In K. Hessen. Ed. v- 30. No v. 1822. Über die Einrich- 
tung des Stempelwcsena in England, — Gerichts-, Vertrags-, Zei- 
lungsstempel ; von Lizenzen, Handels- , Erbschaftsstempel ; für edle Me- 
talle etc. — (v. Raumer S. 21), in welcher, so wie in den meisten 
anderen Staaten, zugleich ein verstecktes Enregistrement enthalten ist. 

1) Überdas Enregistrement, das in Frankreich besteht, unJ zum 
Thcil noch in den deutschen Provinzen auf dem linken Rheinufer, 
den in der vorhergehenden Note allegirlcn Code des droits etc. AI. 
vergleiche auch die Verhandl. in der 2ten Kammer der Landst. des 
Grofsherz. Hessen, 1 . Beilagenheft. 


• •/ 
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Erhebüngsbeamten , bestehen im Allgemeinen, und zwar in 
Hinsicht auf/ das erstere, 

A. für die Zollgefälle, (*) in det Vorschrift von be— 


' 1) Die richtige Behandlung des Zolhvesens gehört zu den 

schwierigsten Aufgaben, indem mehr als bei den übrigen indirekten 
Abgaben , jeder Mifsgriff die nachtheiligsten Folgen äufsert. v. J a- 
cob hat in der Slaatsfinanzwiss. §. 1221 folg, in Absicht auf die 
Einrichtung desselben, sowohl überhaupt, als insbesondere auch in 
Betreff der formellen Behandlung des Zollwesens Postulate und Vor- 
schläge gemacht, zu deren Aufnahme der Verfasser sich um so mehr 
vcranlafst sieht, weil sie mit dem Gegenstände, der in diesem Paragra- 
phen behandelt wird, in der nächsten Verbindung stehen. Es sind 
nachstehende : * 

a) Dafs die Zolle so anzuordnen sind , dafs der Schleichhandel 
nicht aufkommen, und wegen Mangel an Ge>vinn nicht bestehen 
kann ; 

was vorzüglich durch Ermafsigung unproportion irlich hoher 
Zollsätze lind durch Aufhebung aller Waarenverbote , zu er- 
wirken ' scy. Man könne annehmen, dafs kein Schleichhandel 
bestehen könne, wenn derselbe nicht wenigstens 10 pCt. Ge- 
winn abwirft, wefshalb durch INormirung des höchsten Zoll- 
satzes auf diesen Betrag, dieses schädliche Gewerbe von selbst 
aulhören müsse. Für den Ausfall von höheren Zollsätzen werde 
die Kasse, theils durch den Betrag der defraudirten Zollgcfäile, 
theils durch Verminderung der Regiekosten entschädigt. 

DO O 

by Eine solche Einrichtung zu treffen , dafs alle Güter die ein - , 
aus- oder durchgehen, die Zollslütte berühren müssen; 

durch Bestimmung von Zollstrafsen, Ein- und Ausgangspunkten, 
jedoch so, dafs die Waaren , besonders die transilircnden, kei- 
nen zu grofsen Umweg machen müssen. 
r) Dafs alles, was bei einem Zoilarnlc versteuert werden mufs, rich- 
tig zur Anzeige kommen; die Zollbehandlung mit möglichst we- 
niger Belästigung statt finde; — was 

in erstcrer Beziehung, anstatt der gewöhnlich vorgeschrie- 
benen Abladung. Eröffnung der Kolli etc., durch Abgabe voll- 
ständiger Deklarationen besonders auch über die blofs transi- 
tirenden Güter; — genaue Vorschrift der Strafse , auf welcher 
dieselben zu gehen haben. Plombirung der Y\agon. und l>ei ge- 
mischter Fracht, besondere Anzeige und Plombirung der Tran- 
sitgüter; Vorzeigung und Visirung des Passes bei den Zolläm- 
tern, die der Frachtführer auf seiner Slrafsc berührt; allenfalls 
auch Deponirung des Betrages der Gefalle, die beim Ausgange 
resliluirt werden ; — in lezterer Beziehung aber, durch zweck- 
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stimmten Einfuhr- und Ausfuhrpunkten, bei welchen: von 

Strafsen, auf welchen: und einer bestimmten Tageszeit, 

1 * • 


mäfsige Einrichtung des Tarifs und richtige Bestimmung der 
Namen und Klassen der Waarcn, und möglichst geringe Anzahl 
dieser lezteren, und dadurch bewirkt werde, dafs a) für blois 
transitirende YVaaren der Zoll nach Gewicht, oder noch ' 
besser, nach Pferdeiast; beim Wasserzoll, nach Schifflast oder ' 
Tonnen, ohne Berückrichtigung der Qualität der Waaren; 

&) für solche aber, die zur inländischen Konsumtion bestimmt 
sind, in der Art bestimmt werde,, dafs Waaren die am häufig- 
sten im Verkehr Vorkommen, in gröfseren Quantitäten einge- - 

hen , und an ihrem Äufseren leicht zu erkennen sind , wie z. 

» 7 / 

B. geistige Getränke, Zucker, Kaffe etc., mit einer Abstufung 
der Zollsätze nach Verschiedenheit ihrer Qualität, in dem Tarif 
namentlich rubrizirt; für andere gleichfalls namentlich rubrizirte 
Artikel nach Gattungen, die für einerlei Maafs und Gewicht, 
ungefähr einerlei Werth haben, Klassen gebildet; alle nicht 
namentlich rubrizirte Artikel in einige wenige Klassen gebracht 
und in diesen versteuert werden. 

<T) Dafs die Freiheit des Handels und Verkehrs möglichst geschont, 
zugleich solche Vorkehrungen getroffen werden, wodurch hieraus 
mögliche Misbräuche beseitigt bleiben. 

O o • 

r) Endlich, dafs der Zoll als ein reines finanzielles Institut, ohne 
Nebenzwecke behandelt werde. 

Die Behandlung des Zollwesens überhaupt, insbesondere auch 
die formelle, ist beinahe in jedem Staate abweichend angeordnet; in 
Preufsen. z. B. längs der Landesgrenze ein Grenz bezirk (des- 
sen Begränzung nach dem Auslande, die Grenzlinie: jene gegen das 
Inland, die Binncnlinie benannt ist) gebildet, durch welchen beson- 
ders bezeichnele Zollstrafsen führen, auf welchen allein nur der Güter- 
transport innerhalb des Bezirkes , und nur an bestimmten Tagesstun- 
den bewirkt werden darf. Zur Aufsicht auf der Grenzlinie sind 
Zollämter und AnsagCposten ; auf der Binncnlinie Kontröläinter . 
im Grenzbezirkc selbst, Aufseher zu Fufs und-zy Pferd angeerdnet, 
von welchen die ersteren (die Zollämter) entvv. Hauptzoll ämtcr, 
bei welchen jede Zoll- und Verbrauchssteuer-Entrichtung zulässig ist, 
und die in der Kegel allein zur Ertheilung von Begleitscheinen, Ein- 
gangs- und Ausgangsbescheinigungen ermächtigt sind, oder Neben- , 
Zollämter Ister Klasse, bei welchen nur solche Gegenstände, die 
blofs den Einführ- oder Ausfuhrzoll entrichten, aus- und eingefVirt 
werden können; sodann solche Ute Klasse, die lediglich für den klei- 
nen Grenzverkehr bestimmt ; endlich Kontrolämter* die blofs zur . 
Erhebung des Ausgangszolles ermächtigt sind. — 
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innerhalb welcher die Güter ein- oder ansgeführt , über- 
haupt verfahren werden müssen^ — (Ober— oder Haupt- 
zollämter, Beizoll- oder Nebenzollämter; Wehrzoll-, Kon- 
trolämter; Haupt— und Kommerzialstrafsen etc.); — so- 
Äätiti in der Anordnung des Waarenversclilusses während 
des Trarisports, durch Versiegelung oder Verschnürung; 
< in der Befugnifs der Zollbeamten zur Besichtigung, Ab- 
wägung etc, der Frachtgüter; endlich in der Verpflichtung 
zu ihrer Anfuhr auf Packhöfen, Zollämtern etc.; 

B. für die Chausseegelder, in der Verpflichtung zur 
resp. Lösung, Vorzeigung und Abgabe der Weggelds- 
zeichen, und in der Verhängung von Strafen bei Über- 
tretung der Vorschriften, oder Vernachläfsigung der vorge- 
schriebenen Formalitäten ; 

C. für die Stern pelgefälle, theils in der gleichfalls ge- 
setzmäfsig ausgesprochenen Verpflichtung des Gebrauches 
von Stempelpapier für bestimmte Handlungen, von deren 
Erfüllung in mehreren Staaten selbst ihre Giltigkeit ab- 
hängig ist, theils in jener der gerichtlichen und Verwal- 
tungsbehörden, zur Achtsamkeitdar auf, dafs der vorschrifts- 
mäfsige Stempel gebraucht, nöthigenfalls supplirt, oderauch 
dafs Eingaben, bei denen derselbe nicht angewandt ist, 

zuniekgestofsen werden. 

% v « 

§- 114. 

Insbesondere bestehen für den Einzug der verschiedenen 
Arten von Konsumtionssteuem , und für die Sicherstellung 
desselben, besondere Anordnungen und Formen, die, wenn 
gleich in den einzelnen Staaten verschiedenartig modifizirt, in 
der Hauptsache allenthalben die nämlichen sind. (*) Es sind 
nachstehende i 


In anderen Staaten findet ein solcher Grenzbezirk nicht statt, son- 
dern sind auf den Haupt- und Kommerzialstrafsen Ober z oll ä m ter, 
auf ISebenkommerzialstrafsen, B e i z o 1 1 am t c r , dann für den kleinen 
Grenzverkehr, Grenz<olleinnahmen. — In Baicrn sodann auch, H «11- 
ämter angeordnet. — Eben so verschieden 9 ind auch die Vorschrif- 
ten für die Behandlung, weg^n welcher aber auf die' allegirten Ver- 
ordn. verwiesen werden niufs. 

1) Über Konsumtionssteuem überhaupt, und über die Maximen, 
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- u) Bei der Schla chtä kzisey die Verpflichtung derjeni- 
gen, * die, es sey zum Verkauf oder zum eigenen Haus- 
gebrauch, schlachteri/wollen ^ .zur Anzeige oder Deklara- 
tion an t das Steueramt ,< über Gattnhg. /und Stückzahl des 
zu schlachtenden Viehes-, und iüber die Zeit der Schlack— * 
v tung, damit der Steue rbeamte, iin Fall er es für nothwen— 
dig erachtet, eine Revision vornehmen: kann , ohne wel- 
che Deklaration und ohne vorhergegangene Berichti- 
gung der Gefälle, nicht geschlachtet werden darf, wohin- 
gegen, wenn die Akzise nicht inach Stückzahl, sondern 
nach Gewicht entrichtet wird, die - Bezahlung erst nach 
• dem Schlachten und Auswiegen;jjer£olgt.. i * > ( 

. Das Abschlächten ohne .vorgängige Erfüllung dieser Forma- 
litäten,, ist nur in deui einzigen Fall gestattet, dafs dieses durch 
Verunglückung eines Stück Viehes »Othwendig wird, in wel- 
chem Fall alsdann die Deklaration innerhalb einer gesetzlich 
vorgeschriebenen kurzen Zeitfrist (gewöhnlich von zwölf Stun- 
den) bewirkt werden mufs, : Die Quittungen , die den dikla— 
rirenden Steuerpflichtigen (ausgestellt werden , enthalten ge- 
wöhnlich, aufser ihrem Namen,, und auCser dem Betrage der Ge- 
fälle, zugleich Tag, Stunde und Ort des Abschlachtens y • und 
ist, zur Verhütung eines MiCsbrauclies 'derselben, ihre Giltigkeit 
als Berechtigung zum Abschlachten, auf eine bestimmte Zeit 
(gewöhnlich 24 Stunden) beschränkt, nach deren Ablauf, im 
Fall das erstere nicht statt gehabt hat, dieselben erneuert .wer- 
den .müssen. (*), .. v»,;,«',.: - • • •- • ! *> • t!» ,u 


welche in Absicht auf dieselbe zu befolgen ! sind (§. 1102. 1117. 
1119.); über die pafslichsten Gegenstände für die direkte oder indi- 
rekte Konsumtionssteuer ; (§. 1121.,. 11240 insbesondere über die 
Pafslichkeit des Gemahles, Getränkes, Salzes etc* zur Belegung mit in- 
direkten Konsumtionssteuern (§. 1125. 1128.)- über die Unthunlich-' 
keit, die sogenannten Kothwendigkeiten des Lebens aufser Besteuerung 
zu lassen, (§. 1129.) viel treffliches und praktisches in v. Jacob St. v 
Finanzwiss. in den ällegirten §§. , .. ' . . 

1) Die erstere Methode, nämlich die Erhebung der Abgabe nach 
Stückzahl, möchte um defs willen als die [vorzüglichere zu betrachten 
seyn, r weil sie überhaupt einfacher und weniger störend ist. Kur 
mufs dieselbe nicht dadurch ohne Noth Verwickelter gemacht wer- . 
den, dafs, wie in verschiedenen Akzise-Ordnungen und Tarifs der Fall 


II. 
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&) Bei der Mahlakzise, ebenfalls Verpflichtung derjeni- 
gen,- die Getreide vermahlen lassen wollen, zur vorherge- 
henden Deklaration der Qualität, Quantität und Bestimmung 
desselben, (nämlich, ob zum Mahlen oder Schrooten), und 
. der Mühle, in welcher die Vermahlung statt finden soll, 
• in welcher -kein Getreide anders als gegen gleichzeitige Ab- 
gabe der Quittung über- die bezahlten Gefalle angenommen 
weiden darf; in der Vorschrift, dafs das deklarirte Getreide 
nur bei Tage, nicht theilweise, sondern das ganze dekla— 
. rhrte Quantum auf einmal nach der Mühle transportirt 
werden mufs, in welcher * 1 2 die Quittung über die für dasselbe 
berichtigten Gefalle an die Sacke angeheftet wird; end- 
lich in der Verpflichtung des Müllers zur Führung eines 
M ühlenregisters, * in welches alles Getreide, so wie 

• • dasselbe in der • Mühle ankommt, eingetragen wird, und 

• 'welches derselbe den Revisionsbeamten' auf jedesmaliges 
■ Verlangen voran! egen verpflichtet ist. ( l ) 

c) Bei der Akzise vom Bier, nach Maafsgabe als die 
. - .Abgabe nur allein von demMalze, oder von diesem, 
rmd zugleich von dem erzeugten Fluido, nach 
■Maafsgabe' des Inhaltes der Braupfanne, oder des Kühl- 
schiffes, mit *Rü cksi cht auf die Beschickung; 

» oder endlich von dem erzeugten Getränke, ohne 
Rücksicht auf diese lezte re, erhoben wird. ( a ) 

st, die Gewi chtsätze der einzelnen Vichgatlungen , nach welchen die 
Steuer steigt, zu sehr vervielfältigt werden, was die Steuerpflichtigen 
unangenehmen Neckereien aussezt , den unteren Akziseoffizianten aber 
die Gelegenheit'' zu pflichtwidrigen Kollusionen eröffnet. 

1) ln mehreren Staaten : sind Mühlenwaagcn angeordnet, auf 
welchen das Getreide, das zur Mühle kommt, und beim Ausgange aus 
derselben gewogen wird , und in so fern dasselbe das vorgeschriebe ne 
Nonnalgewicht übersteigt, die Differenz ebenfalls versteuert werden mufs. 
Die Mahlmetze des Müllers ist gewöhnlich steuerfrei, derselbe jedoch 
zur DeklaraPon verpflichtet, nach welcher demselben Freischeine er- 
theilt werden. (M. s. auch v. Jacob §. 1216.) Ein anderer Vor- 
schlag zur Erhebung der Mahlakzise in der Mühle und durch die 
Müller, in v, Cölln: Keine Akzise mehr?! Berlin 1816. fauch im 
13. lieft der freimüthigan Blätter abgedruckt). • M. s. auch Stockar 
von INeuform, die Auflage. Nürnberg 181 9. 

2 ) Die erstere dieser Methoden z. B. in dem Grofsherz. Baden, 
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ln den beiden ersteh Methoden finden alsdann in Ansehung 

der Versteuerung des zur Mälzung bestimmten Getreides die 

° . . . 0 ^ , 
nämlichen Vorschriften Wie bei der Mahlakzise statt, aufserdem 

bei jedem Geb raue die Verpflichtung des Brauers zur Anzeige 
über Tag und Stunde der Einmeischung und des Feuersetzens 
unter die Braupfanne , der Quantität und Qualität des einzuinei— 
sehenden Malzschrootes , und der Zeit, innerhalb welcher das 
Abbrauen bewirkt werden soll; — aufserdem, so wie auch bei 
der dritten Methode, Ausmessung und Eichung der Braupfanne, 
und Revision des fabrizirten Getränkes durch die Steuerbeamten. 
Die nämlichen Vorschriften finden auch 
(l) Bei der Akzise vom Branntwein '(*) statt, die in 
der Regel von dem Schroot, und aufserdem nach Maafs— 
gäbe des Inhaltes der Blase, mit Rücksicht auf die Quanti- 
tät Branntwein, -die innerhalb einer bestimmten Zeit (ge— 


wo die Abgabe auf die Voraussetzung, dafs auch 4 Mltr. 6 Sester 
5 Mfsl. Gerste, ein Fuder Bier fabrizirt werde, gegründet, und auf 
Einen Gulden für das Mltr. Malz festgesezt ist (Akziseordn. v. 4. Ja- 
nuar 1812. §.26 folg.) — Die zweite Methode, die zugleich besondere 
Vorschriften in Betreff der Eichung der Geföfse, mit welche ohne vorher- 
gegangenen Anzeige hei der Steuerbehörde keine Änderung vorgenommen 
werden darf, erfordert, ist die allgemeinere. Die dritte endlich z. B., in 
Würtemberg, wo die Abgabe in dem zehnten Theile des Werthcs 
des Biers, nach dem örtlichen Ausschenkpreis besteht, aufserdem 
45 Kr. Sudgeld vom Eimer bezahlt werden müssen. (Umgeld-Ordn. 
v. 4. März 1815.) Aufser dieser Abgabe wird von allem Bier, das 
ein Inländer an andere Inländer verkauft , eine besondere Akzise von 
2 Kr. von jedem Gulden Erlöfs entrichtet. (Akziseordn. v. 1808.) 
In England ist diese Abgabe in die Malz-, Hopfen- und Biersteuer 
getheilt, (v. Raumer 1. c. S. 51. 73. 89.) Über die verschiedenen 
Methoden, v. Jacob 1. c. §. 1216. der sich für die Besteuerung 
nach dem Kubikinhalte der Braukessel, mit Rücksicht auf die Quali- 
tät des Biers erklärt; auch Stockar von ISeuform, dicAuflage etc. 
§. 100. folg,; woselbst zugleich eine Prüfung lind Beleuchtung der ver- 
schiedenen Methoden. 

1) v. Jacob 1. c. §. 1216, der auch für die Brannlweinsakzise 
ein ähnliches Verfahren vorschlägt, nämlich: dafs jeder Brenner die 
Gröfsc seiner Blase, 6) die Zeit, wie lange derselbe brennen will etc. 
deklarirt, wonach die Anzahl Brände die in dieser Zeit 1 geschehen 
können, bestimmt, für jeden Brand eine bestimmte Quantilät-Br&nnt 
wein gerechnet, und für diese die Steuer bestimmt wird. 

10 * 
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wohnlich 24 Stunden) aus einer normalen Quantität Ge- 
treide oder Schroot erzeugt werden kann, erhoben \yird 
sodann, dafs zur ' Verhütung . möglicher Defraudationen, 
nach Ablauf der deklarirten Zeit, die Helme oder Hüte an 
das Steueramt abgeliefert, oder die Schlangen versiegelt 
werden müssen. 

Verschiedenartiger und unter sich abweichender, sind die 
Anordnungen in Betreff der übrigen Konsumtionssteuern , so- 
wohl in Ansehung der Gegenstände, die denselben unterliegen, 
als auch in Betreff' der Art der Veranlagung der Steuern auf die- 
selben, und ihres Einzuges, der theils mit dem Zoll in Verbindung 
gesezt, theils durch Aversalsteuern bewirkt, nnd dadurch gesichert 
wird, dafs die Konsumtion, überhaupt der Gebrauch oder Ver- 
brauch einer Sache, von der vorläufigen noth wendigen Be- 
richtigung der Gefälle abhängig gemacht ish ( l ). 

, . §. 115. 


Die vorzüglichste Garantie für den Einzug der Gefälle und 
für ihre getreue Verwaltung durch die Steuerbeamten , beruhet 
in der Einrichtung des Zettelwesens , das in der Art kombinirt 
ist, dafs dasselbe nicht nur die Beobachtung der vorgeschriebe— 
" nen Förmlichkeiten von Seiten der, Steuerpilichtigen dokumen- 
tirt (durch die Deklarationen auf dor einen, die gelösten Zei- 
chen auf der andern Seite), sondern zugleich auch zur Kontrole 
gegen die Einzugsbeamten dient, das leztere vorzüglich durch 
Vergleichung derTJelder mit den Werthen, die jedem Zoll- und 
Akziseeinnehmer von der Hauptkasse in Zetteln oder Zeichen 
kreditirt worden sind, und die er in Natura oder ihren AVerth 
in Gelde abliefern mui’s. Die tarifmäfsige und richtige Verwen- 
dung der Zettel selbst aber, wird theils durch die Deklarationen 
der Steuerpflichtigen , theils, wie z. B. bei der Mahlakzise etc., 
durch die Mühlenregister etc. nachgewiesen und justifizirt. 

Diese Einrichtung bildet zugleich die, Grundlage lür jene 
des Rechnungswesens und der Bücher, die bei den einzelnen 


1) M. s. die in diesem §. allcgirten verschiedenen Zoll- und 
Akzise-Ordnungen und Schriften , sodann auch den JRecueil general 
des loi§y arreitSy dtisions et inslruciions concernant la percejition des 
droits rcunisy und den Code des droits reunis. 
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Steuerämtern, und auch bei den Mittelbehörden (Oberakziseäm— 
fern etc.) , geführt werden. 

Diese bestehen im Allgemeinen in nachstehenden, nämlich : 

d) in einem Journal (oder Manual) für die Verrechnung der • 
eingezogenen Gefälle; (*) 

b) in einer Form ularienrechnung (oder Kontrolbuche) 
für die Verrechnung der den Steuer- (Akzise-Zoll) Äm- 
tern kreditirten Zettel oder Bollete; 

c) in einem Realregister (Subdivisionsregister, kollekti- 
ves Hauptbuch etc.) für die spezielle Darstellung des Er- 
trages für jedes' der verschiedenen Steuerobjekte; sodann 

d) in verschiedenen Hilfsregistern (Deklarationsregister 
über die Brau- und Brennereien, Mühlenwaageregister etc.) 
zur Kontrole gegen die Manuale und zugleich zu ihrer Be- 
gründung; endlich 

e) in einem Prozefsregister, dieses leztere jedoch nur 
bei denjenigen Steuerbehörden, die mit der Führung dieser 
Prozesse beauftragt sind. 

Die nämliche Buchführung findet auch (nur mit Modifikatio- 
nen , die aus ihrem Verhältnjfse sich ergeben) bei der obersten 
Zentralbehörde statt, bei welcher gewöhnlich eine besondere 
Buchhalterei ar^geordnet ist, bei welcher vorzüglich das Realregi— 
ster alseine wesentliche Grundlage zur Begründung von Finanz— 

O O O t 

maafsregeln eine sorgfältige Bearbeitung erfordert. 

Zur fortlaufenden Kontrole des Einzuges und der Buchfüh— 

O M 

rung, sind wöchentliche, gewöhnlicher monatliche Abschlüsse 
vorgeschrieben, deren Einrichtung mit jenen der Bücher korre- 
spondirt.' ( * 1 2 ) 


i 

1) In mehreren Staaten werden besondere Quittungen und Bol- 
Jelle ausgegeben, in anderen aber besieht die Einrichtung, dafs das 
Manual in zwei neben einander stehenden Spalten die Deklaration 
über jeden Artikel enthält, von welchen das eine Exemplar, vom 
Steuerbeamten unterschrieben, als Quittung getrennt an den Steuer- 
pflichtigen abgegeben wird, der das andere in den Talon unter- 
zeichnet. 

r* % # ' 

2) Die innere Einrichtung der Bücher ist beinahe m je- 
dem Staate verschieden; man sehe zum Beispiel die For- 
mulare in der badenschen Rechnungs - Instrukt. für die Orts- 
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Als fernere Ivontrole endlich, sowohl gegen die unteren 
Beamten in Absicht auf ihre Geschäftsführung, als auch gegen 
das steuerpflichtige Publikum, besteht ein besonderes Aufsichts- 
personal, dessen Bildung, Einwirkung auf die Beamten, und 
auf das Publikum, überhaupt dessen sämmtiiche Verhältnisse 
durch die besondere Gesetzgebung eines jeden Staates, durch 
diese auch das Verfahren bei Untersuchung und Bestrafung von 
Kontraventionen und Defrauden, vorgeschrieben sind. 


Unter den Einwürfen, die gegen die indirekten Steuern 
überhaupt, und gegen die Konsumtionssteuern insbesondere, 
gemacht werden, möchten die nachstehenden, nämlich: die 
Lästigkeit der Formen für ihre Erhebung und Verwaltung; 
sodann, die angebliche Unmöglichkeit, ihren Ertrag zu etati- 
siren; — hier um so weniger unberührt bleiben dürfen, 
weil dieselben sich zunächst auf die formelle Behandlung 
beziehen. 

Die Wahrheit des ersten dieser Einwürfe, und dafs 
diese Formen verwickelter, und für das Publikum lästiger, 
als jene für die meisten direkten Steuern sind, kann nicht 
in Abrede gestellt werden. Dennoch scheint es, dafs 
bei ihrer Artikulirung , die Einrichtungen , wie dieselben 
früher statt gehabt haben, (*) und aus Gewohnheit und 
Unbeholfejiheit hin und wieder noch statt finden , mehr 
vor Augen schweben, und dafs, wie bei einer unbefan- 
genen Prüfung doch billig geschehen sollte, die zweckmä- 
fsigen liberaleren Einrichtungen, die in anderen Staaten 
verfügt, und überhaupt thunlich sind, ( 2 ) nicht gehörig be- 
achtet werden. 

Wie liberal und schonend übrigens auch diese For- 
men eingerichtet werden mögen, immerhin werden diesel- 
ben die individuelle Freiheit der Steuerzahler mehr, als 

akziser, Zoller, und Ohcreinnebmcr in der Sammlung' der seit dem 
2. Jan. 1812 in Zoll - und Akzisesachen ergang. Verordn. Karlsruhe 
1812. 

• 1) Diese älteren Formen z. II. in Sigismund Archiv für Ak- 
zisebedienten und Akrisantcn etc. Berlin 1801. 

2) v» Jägob l. c. §, 1208, folg. 
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die Formen für den Einzug anderer Steuern beengen, was 
bei der Natur dieser Steuern • und der nothwendigen Kon—, 
trole etc. nicht ganz zu umgehen ist. Ob aber diese Nach- 
theile nicht durch Vortheile anderer Art kbmpensirt wer- 
den? namentlich dadurch, dafs sie niemals in grofsen Be- 
trägen von dem Einzelnen erhoben werden, und daher für 
die Kontribuenten in keiner Beziehung drückend sind, so- 
dann durch ihren ergiebigen Ertrag bei grofser Unbedeu- 
tenheit der jedesmaligen individuellen Beiträge, — ist eine 
Frage, die bei der Würdigung dieses Ein wurfes, nicht so ganz 
und um so weniger unbeachtet bleiben sollte, je weniger in 
Abrede gestellt werden kann, dafs der Einzug der als Surro- 
gat vorgeschlagenen Steuern, bei ungewisserem Ertrage, wo 
nicht lästiger, zum mindesten dennoch gleich lästig ist. 

Die Gehaltlosigkeit des zweiten Einwurfes, ist durch 
die Thatsache des Gegentheils in allen Staaten erwiesen, 
in welohen die Verwaltung der indirekten Steuern und 
das Etatswesen gehörig geordnet sind. In einem jeden 
Lande sind die Einwohner eines jeden Standes, oder einer 
jeden Klasse, an einen ihr eigenthümlichen , bestimmten 
Aufwand gewöhnt, in welchem dieselben, besonders die 
unteren Klassen, nicht leicht ändern , am wenigsten sich 
Einschränkungen unterwerfen , zu welchen nicht grofse 
Noth dringt, wefshalb aber auch auf den aus diesem Kon- 
sumtionsaufwande berechneten Steuerertrag auf so lange 
mit grofser Gewifsheit gerechnet werden kann , als nicht 
in diesen Verhältnissen , oder in der Steuer selbst, erheb- 
liche Änderungen ein treten. — Auch bei anderen Steuer^ 
namentlich bei den direkten ist nur eine an die Wirklichkeit 
annähernde 'Berechnung ihres Ertrages, eine solche aber 
auch in Ansehung der Konsumtionssteuern thunlich, be- 
sonders wenn , was bei einer zweckmäfsig eingerichteten 
Verwaltung derselben vorausgesezt werden mufs, über den 
Betrag der Konsumtion der besteuerten Gegenstände mög- 
lichst zuverlässige Bilanzen und Kontrolen vorhanden 
sind, und wenn aufser diesen, bei der Entwerfung des 
Etats, die Resultate einer mehrjährigen Erfahrung benuzt 
werden können. Gern kann übrigens zimejieben werden 
dafs ein solches Zutreflen in Absicht auf die Steuerquote 
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eines jeden Individiums nicht thunlich , aber auch auf den 
in dem Etat für das Ganze berechneten Ertrag ohne 
Einflul’s ist, indem der Minderertrag des Einen durch den 
Mehrertrag Anderer ausgeglichen , der Ertrag überhaupt 
nicht von und für jedes einzelne Individium, sondern von 
der Konsumtion im Ganzen berechnet wird. 

i . ' < ■ >»».;• 

• « . ; « t < 

Etats wesen. ( 1 ) Finanzetats bestehen im Allge- 
meinen in einer 'begründeten Nachweisung und Darstellung 
derjenigen Einnahmen y die theils nach Maalsgabe der auf die 


§. 116 . 


•* . . . 1 : ' ’ i 

1) Über die Etatswirthschaft und das Etatswesen, unter älteren 
Schriftstellern, v. J us ti Staats wirthschaft , (2* Aufl. 2. Thl. §. 408 
folg. ; manches, was auch jezt noch nachgelesen zu werden verdient. 
Von neueren:. 

Eschenmayer, Anleitung zu einer systemat. Einrichtung des 
Staatsrechnungswesens. Heidelb. 1807. 

Weder in Absicht auf die aufgestellten Grundsätze, bei welchen, wie 
es scheint, dem Verfasser eine eien nicht gut geordnete Einrich- 
tung des Rechnungswesens in einem bestimmten Staate vorzüglich 
vorgeschwebt, und aus welcher derselbe seine Ansichten abstrahirt 
hat, und noch weniger in Absicht auf das vorgeschlagene Rubri- 
kensystem und die vorgeschlagenen Formulare zu empfehlen. 
Peterson, über Wirthschaftsanschläge und Budgets. Göttingen, 
1811. 

Beides zu sehr vermengt, Begriffe aus ersteren auf die lezteren 
• übertragen, überhaupt fühlbarer Mangel an Einsicht in den formel- 
len Staatshaushalt,: und an Kenntnifs dessen, worauf es bei einem 
Budget ankömmt. 

• ' Feder, Handb. über das Staats-Rechnungs - u. Hassenwesen. Stuttg. 
u. Tübingen. 1820. 

Bei vielen praktisch guten Ansichten und Vorschriften , auch recht 
viele, die es nicht, überhaupt nicht richtig, zum Theil falsch sind, 
und in den Formularen vieles , was theils nicht zweckinäfsig ist, 
durch zu grofse Umständlichkeit ohne Zweck komplizirt, überhaupt 
praktisch nicht ausführbar seyn möchte. — Bauanschläge u. 
Güterpachtanschläge (S. 26.) können in keiner Hinsicht als 
Etats angesehen werden. 

H och, über Finanz-Hassenetats etc. Röttcnburg a. IN. 1820. 

Mehr allgemeines Raisonnement über die Verwaltung überhaupt, 
als spezielle Erörterung und Begründung der Punkte, auf welche 
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Resultate der vorhergangenen Jahren gegründeten Erfahrun- 
gen , theils unter Voraussetzung gegebener Umstände und 
Verhältnisse, in einem bestimmten Zeiträume (Etats- oder 
Finanzjahr), aus einer bestimmten Verwaltung mit Gewifsheit 
oder doch nach begründeter Wahrscheinlichkeit zu hoffen ; 
und derjenigen Ausgaben , die in dem nämlichen Zeiträume 
von einer solchen Verwaltung, oder für dieselbe^ zu bestrei- 
ten sind. ( ! ) ... 

Der Hauptfinanzetat, oder das Staatsbudget, be- 
steht in der Darstellung von beiden, für den ganzen Staat. 

Dasselbe ist wesentlich von dem Finanz— oder B e- 
wi rth sch aftungs plan e verschieden, .in welchem nicht 
nur die präsumtive Einnahme und Ausgabe für ein gegebenes 
Jahr, sondern zugleich und vorzüglich auch die Eigentüm- 
lichkeiten und Verhältnisse der verschiedenen Quellen des 
Staatseinkommens, die Art und das Maafs ihrer Benut- 
zung, und die Wirkungen die aus dieser leztern in Absicht 
auf ihre Erhaltung, Vergröfserung oder Erschöpfung sich ent- 
wickeln; das Verhältnifs, in welchem die Benutzung der ver- 
schiedenen Quellen gegen einander steht, die Gründe, aus wel- 



cs bei Entwerfung der Etats* ankommt; noch weniger Grundsätze 
oder Regeln für diese. Der Unterschied zwischen Finanzkas- 
sen- Etats und Rechnungs-Etats möchte in so fern als 
leztere (Abschlufs) nicht als Etats betrachtet, werden können, (45.) 
eben so wenig gerechtfertigt seyn , als die Ansichten über die 
Art wie das Staatsbudget auzustellen ist (§. 47.) als richtig aner- 
kannt werden können! 

K i c s c h k e , Grundzüge zur zweckmäßigen Einrichtung des Staats- 
kassen- und Rechnungswesens. Berlin 1821. 

Bei meistens richtigen Grundsätzen und Ansichten in Betreff der 
Aufstellung der Etats, versucht der Verfasser, diese lezteren mit dem 
von ihm für die Kassenverwaltung projektirten System in Verbin- 
dung zu setzen, in Ansehung von welchem auf dasjenige Bezug ge-r 
• nomman wird, was §. 40. 1. Thi. S. 195. geäufsert ist. 

1) Cbaque budget doit pour le Service , qui lut est propre , ein.' 

brasser le s trois dtvisions du tems ; dans les antecedens , oü il puise 

des exemples ; dans le present , qui lui offre des rkgles ; dans 

Vavenir , dont il doit prevoir les beioins. Kommissionsbericht über s. 

die lui des comptes , in der Franz. Pairskammer. Moniteur de 1822. 

/Vr. 98. 99. 
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chen die eine vor den anderen zu schonen seyn möchte, die 
Mittel, die zu ihrer Erhaltung und Erweiterung vorgekehrti 
die Quellen , * die etwa neu eröffnet werden können etc. 
vollständig erörtert; — in Ansehung der Ausgaben aber* 
' die Gründe für jede Art von Aufwand, vorzüglich auch in 
Absicht auf absolute oder bedingte Noth Wendigkeit, oder blo- 
fser Nützlichkeit, eben so' vollständig dargestellt seyn müs- 
sen. (*) 

Die Verwaltung eines Staates bildet ein kohärentes Gan- 
zes, in welchem alle Theile wechselseitig ineinander greifen, 
das thätige Leben und Wirken des einen Theiles durch je- 
nes aller übrigen bedingt ist, der Impuls zum Wirken, über- 
haupt aus einem höchsten Zentralpunkte ausgeht, auf welchen 
die Resultate des Wirkens in lezterer Instanz zurückfuhren. 
Aus dieser Ursache kann für die Verwaltung eines Staates 
auch nur ein Hauptfinanzetat oder Budget statt finden, 
das entweder in so viele besondere Etats , als nach Maafsgabe 
von Geschäfts— oder auch geographischen Beziehungen, Zen- 
tralpunkte in der Verwaltung vorhanden sind, aufgelöst, oder 
umgekehrt, durch stufenweise Zentralisation dieser besonderen 
Etats* gebildet ist. * 

Jede besondere Verwaltung, jeder besondere Zentralpunkt 
in derselben, bedarf eines besondern Etats, in Hinsicht wor- 
auf nachstehende Stufenfolge von solchen sich ergibt : nämlich : 
a) Spezialetat für die einzelnen Elementarverwaltun- 
gen der verschiedenen Zweige des öffentlichen Einkom- 
• mens, so wie für einzelne Zweige des öffentlichen Dien- 
stes; — für ein jedes Kammeral- oder Rentamt; für je- 
des Forst-, Berg-, Hüttenamt; für jedes Zoll— und Ak- 


1) Aus der Verwechselung dieser Finanzplane mit Finanzetats, 
mag wohl auch die Idee von sogenannten organischen oder ISor- 
maletats (auch Feder 5. 65.) originiren. Jeder Etat ist, wenn 
auch nicht geradehin das Ergebnifs, doch eine Folge einer bestehen- 
den Organisation , kann daher selbst nicht organisch seyn , eben so 
wenig, als die Qualifikation von Normaletat adäquat seyn dürfte, 
weil diese Bezeichnung eine Fixität voraussezt, die ein Etat schon 
um deswillen nichtjhaben kann, weil derselbe allen Änderungen in 

der Verwaltung folgen mufs. 

$ ♦ 
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zisebüreau; fiir jedes Waisen r-, Irren-, Strafhaus etc., ein 
solcher besonderer Etat; 

b) Hauptetats; und zwar entweder für die einzelnen 
Hauptzweige der Finanzverwaltung, z. B. ein solcher 
Hauptetat für die gesammte Domänenverwaltung ; desgleichen 
für die Forst—, Bergwesensverwaltung ; für jene der direkten 
und indirekten Steuern, etc. ; oder für geographisch ge- 
bildete V er w altungsbezirke (Kreis- oder Pro- 
vinzialkassentats) ; 

c) der Hauptfinanzetat, oder das Staatsbudget, in 
welches die vorhergehenden stufenweise zentralisirt sind 
(die Spezialetats in den Hauptetats, diese in dem Staatsbud- 
get), und welches die gesammte Einnahme und Ausgabe s 
des Staates darstellt. 

r 

$. 117 . ■ 

Aus der Bestimmung , dafs der Hauptfinanzetat , und bezie- 
hungsweise ein jeder Haupt— oder Spezialetat, diejenigen Ein- 
nahmen, die mit Gewifsheit, oder begründeter Wahrscheinlichkeit» 
in einem gegebenen Jahr zu hoffen sind , und eben so den prä- 
sumtiven Aufwand, vollständig und so darstellen soll, dafs der- 
selbe zugleich zur Grundlage des Kassen— und Rechnungs- 
wesens, und zur Kontrole von beiden dienen könne, erge- 
ben sich die Hauptgrundsätze für ihre Aufstellung durch * 

deren mehr oder minder strenge Beobachtung die Errei— 

« 

chung der angedeuteten Zwecke bedingt ist. 

Es sind nachstehende: 

1) dafs die gewissen oder bestimmten Einnahmen und 
Ausgaben, sowohl diejenigen, die in Absicht auf Qua- 
lität, Quantität, Gegenstand, Zeit upd Person in und von 
welcher die ersteren, nämlich die Einnahmen, erfolgen, 
oder in welcher und für welche die Ausgaben geleistet 
werden müssen, unwandelbar, mithin absolut bestimmt 
sind, als auch die relativ oder für eine längere Periode 
unwandelbaren, mit ihrem wirklichen Betrage,' so 
wie dieser aus Rechnungen oder sonst sich ergibt; (*) 

1) Zu den absolut bestimmten Einnahmen gehören z. B. bei 
den Domänen alle festen oder ständigen Gefalle; zu den relativ 
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2) die unbestimmten aber, oder diejenigen, in Anse- 
hung von welchen die T hat Sache der Einnahme 
oder Ausgabe zwar gewifs, dasMaafs aber, in wel- 
chem die ersteren erfolgen, die lezteren geleistet werden 
müssen, dagegen unbestimmt ist, in solchen Durch— - 
Schnittsbeträgen ausgeworfen werden, die nach Be- 
rechnungen von begründeter Wahrscheinlichkeit, der Wirk- 
lichkeit am meisten sich nähern; (•) 

3) dafs bei der Ausmittelung und Berechnung dieser Durch- 
schnitte, so wenig als immer möglich 3er Willkür über- 
lassen werde, damit die Resultate aus denselben die 
Wirklichkeit eben so wenig überschreiten, als zu bedeu- 
tend hinter derselben Zurückbleiben ; ( 2 ) 

# 

4 

bestimmten, z. B. die Pachtgelder und andere Nutzungen, die kon- 
traktmäfsig, oder aus sonst "einem andern Grunde, auf eine längere 
Periode einen jährlich gleichen Ertrag gewähren; — zu den be- 
stimmten Ausgaben, solche, deren Betrag an und für sich selbst (wie 
z. B. ständige Keallaslen) oder in Folge von Verwaltungs-Anordnun- 
gen, (wie z . B. Besoldungen) auf eine längere Reihe von Jahren 
numerisch die nämlichen bleiben. 

1) Z. B. bei Domänen, alle unbeständigen Gefalle, überhaupt 
alle Einnahmen ,' deren Ertrag durch Einwirkung äufserer Umstände 
von Jahr zu Jahr steigen oder fallen kann; in Ansehung der Aus- 
gaben, alle diejenigen, bei welchen der nämliche Fall eintritt. ' 

Die Ausmittelung des Ertrages nach Durchschnitten, bezielet 
möglichste, durch Gründe von Wahrscheinlichkeit unterstüzte An- 
näherung an, die Wirklichkeit. Gewöhnlich wird zu ihrer Bildung 
ein Zvklus von sechs Jahren gewählt, von welchen jährlich das erste 
gestrichen und das neueste hinzugefügt wird, welches Verfahren in- 
dessen nicht unbedingt zu billigen scyn möchte, da Fälle denkbar 
sind, in welchen dasselbe, anstatt der Wirklichkeit näher zu bringen, 
von dieser wirklich entfernt, nämlich, wenn z. B. das zu streichende 
oder zu addirende Jahr, aus Ursachen, die zu den seltenen gehören, 
einen ungewöhnlich hohen , oder ungewöhnlich geringen Ertrag ge- 
währt hat, der eben defshalb und nach dem gewöhnlicheren Laufe 
der Ereignisse, innerhalb der nächsten sechsjährigen Periode weder 
gehofft noch befürchtet werden darf. Zweckführender dürfte [es da- 
her seyn, wenn zur Bildung des sechsjährigen Durchschnitts, zehn 
Jahre genommen , von diesen das erste , sodann die zwei höchsten 
und die zwei niedrigsten gestrichen werden , das neueste Jahr zuge- 
seztj und aus den hiernach bleibenden sechs Jahren, der Durchschnitt 
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4) ctafs bei der Berechnung der Einnahme und der Ausgabe, 
nach gleichen Grundsätzen verfahren; 

5) für die Ausmittelung der Durchschnitte für die Ein- 
nehme und für die Ausgabe, ein gleicher Zyklus von 

, Jahren, (*) 

6) für die Berechnung des Geldwerthes der Naturalien in 
der Einnahme und in der Ausgabe, gleiche und fixe 

.Preise angenommen werden; ( * 1 2 ) 

7) dafs in die Etats n ichts wa s nicht wirkliche Ein- 
nahme oder Ausgabe ist, aufgenommen ; eben so wenig eine 

gezogen wird, der so eigentlich auf zehnjährige Erfahrung, mit Be- - 
seitigung der Einwirkung von allem Ungewöhnlichen gegründet ist, 
und der Wirklichkeit näher bringt. Die Befugnifs zur Abweichung 
von den Durchschnitten, die hin und wie der den Elementarbeamten ein- 
geräumt ist, gefährdet die Wahrheit des Etats, und ist um so nachtheiliger, 
je weniger der Behörde, die den Hauptetat aufstellt, Mittel zur Prü- 
fung der Richtigkeit der Ansichten dieser Beamten, zu Gebot stehen. 

1) Die Nichtbeachtung dieser Regel, durch deren Vernachläsi- 
gung die Wahrheit des Etats nothwendig gefährdet wird, ist mit 
Recht als Mangel in mehreren Budgets gerügt. M. s. z. B. den Be- 
rieht über dje Budgets-Einnahmen in den Verhandl. der 2ten Kam- 
mer der Stände des Grofsherz. Baden, 1820; 4, Heft, Beil. 68; — 
jenen der ständischen Finanzkommission in Würtemberg v. 14. April 
1820, in dem aufserordentl. Beilagenheft, S. 13. 

2) Elatspreise, die gewöhnlich in dem dreifsigjährigen 
Durchschnitte der Marktpreise bestehen, und nach Ablauf einer be- 
stimmten Periode revidirt, und aufs Neue regulirt werden. Über die 
Bildung ders., Kraufs 1. c. 1. Theil, S. 240; und 5. Theil, S. 22. 

■ In dem allcg. Werke von Feder, §. 90 u. 91. werden zweierlei. 
Preise vorgeschlagen, nämlich: sechsjährige Durchschnittspreise^ 
für die zu erkaufenden und zu verkaufenden Naturalien; für 
alle übrigen Naturalien aber, ständige Preise, die für je- 
des Bezirksamt auszumitteln sind. — Dieser Vorschlag scheint indes- 
sen in keiner Hinsicht hinlänglich motivirt, und gerade den Übel- 
stand, dessen Beseitigung derselbe beabsichtigt, nämlich unrichtige 
Resultate in Absicht auf Ertrag, herbeiführen zu müssen. — Selbst 
aber auch im Fall man einen solchen Unterschied machen wollte, 
würde der Durchschnitt aus einer gröfseren Anzahl von Jahren ge- 
bildet werden müssen, weil die Getreidepreise sich nur nach längeren 
Intervallen bleibend ändern; noch weniger aber zulässig scyn, für jedes 
Bezirksamt besondere Preise zu bilden, was nur für gröfscre Be- 
zirke thunlich ist. 
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Einnahme wegen einer Disposition , die ihren Ertrag vor— 
, wegnimmt; oder eine Ausgabe, weil sie durch eine solche 

> Vorwegnahme gedeckt ist, übergangen werde; (‘) 

8) dafs in dem Hauptiinanzetat, und beziehungsweise in den 
anderen, die ganze Einnahme, und die ganze Aus- 
gabe vollständig, mithin nicht blos die Nettoein— 
nähme, sondern der Bruttoertrag; die Ausgabe aber, 
ohne Rücksicht auf Kompensationen etc., nachgewiesen und 
dargestellt werde; ( 1 2 ) 

9) endlich, dafs für die Etats für ein gegebenes Jahr, die 
sämmtlich unter einander in Verbindung stehen, ein 
und derselbe Anfangs— und Schlufstermin be- 
obachtet werde. Die Festsetzung dieses Termins— oder 


1) Mit dieser aus dem Wesen der Etatswirthschaft fliefsenden 
Grundregel, ist die Maxime, die Feder §. 86. aufstellt, nämlich: 
„dafs, wenn bei einer Spezialkasse, die Einnahme zur Bestreitung der 
Ausgabe nicht hinlänglich sey, von der nächsten Kasse, welche über- 
schufs hat, das Nöthigc als Zuschufs in dem Etat aufgeführt werden 
müsse“ — im Widerspruche. Allerdings mufs die Deckung des 
Fehlenden beschaft werden , aber nicht auf die angezeigte Art , son- 
dern durch den Finanzminister aus dem Reserve- oder einem hierzu 
besonders bestimmten Fonds. Nur gehört derselbe aber nicht in den 
Etat, der eine für sich abgeschlossene Darstellung der Resultate der 
Verwaltung, für welche derselbe“ aufgestellt ist, und ohne Rücksicht 
darauf bildet, ob diese in einem Überschüsse, oder Defizit bestehen. 

2) Wie unrichtig die Resultate sind, die aus einer Nichtbeach- 
tung dieser Regel sich ergeben, darüber ein belehrendes Beispiel 
in dem baierischen Budget, welches durch Hinzurechnung der bei- 
nahe 4 Millionen betragenden Elementar- und Regiekosten, um diese 
Summe sich erhöht, (M. s. das 2te ßeilagenhelt der Verhandl. von 
1822.) ? 

Bei industriellen und kommerziellen Instituten etc., die für Rech- 
nung des Staates betrieben werden , findet eine zweifache Bruttoein- 
nahme statt; nämlich der Totalwerth der erzeugten Produkte, sodann 
derjenige W r erth, der nach Abzug der Produktionskosten ver- 
bleibt. Diese leztcren gehören in den Haushalts- und Betriebsplan 
eines jeden Werkes, als solche, durch deren Verwendung die Pro- 
dukte erzeugt werden , durch deren Verwerthung erst eine Einnahme 
entsteht, die daher auch allein nur, nicht aber die erstere, in dem 
Etat als Bruttoeinnahme ausgeworfen , und nur der eigentliche Ver- 
waltungsaufwand als Ausgabe gegenüber gestellt wird. 
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Finanzjahrs ( Eorercicc ) ist beinahe in jedem Staate anders 
bestimmt. In Hinsicht auf den Etat selbst, ist diese 
Festsetzung in so fern gleichgiltig , als ein jedes solches 
Jahr, einen Zyklus von zwölf Monaten umschliefst, woge- 
gen Verwaltungsrücksichten, und lokale Verhältnisse, für 
einen solchen Termin, einen Vorzug vor Anderen begrün- 
den können. ( l ) 

* 

§. 118 .., 4 

- ' * j • i » 

Die formale Einrichtung des Budgets ist an und für 
sich willkürlich, beinahe in jedem Staate verschieden; gleich- 
förmiger die Darstellung der Einnahmen , so , dafs diese nach 
den Hauptquellen von Einkommen, und unter jeder sol- 
chen Hauptrubrik, die Summarien der einzelnen Gattungen 
von Einnahmen, die in der ersteren zusammengefafst sind, z. 
B. bei der Hauptrubrik der direkten Steuern, die Summarien 
der Grund-, Häuser-, Gewerb-, Personalsteuer dargestellt 
werden. Das Detail einer jeden Gattung ist sodann 
iu dem Hauptetat der Verwaltung derselben, z. B. in 
jenem von den indirekten Steuern die Summarien der ein- 


1) Die gewöhnlichen Termine sind der Anfang und das Ende 
des Kalenderjahres, oder der erste Junius oder Julius, dieser leztere 
der vorzüglichere, wo bedeutende Domänen und Naturalien zu ver- 
walten sind. 

Herr Graf v. Soden, im vierten Band der Nationalökonomie 
S. 456: bezeichnet „zwar die Abtheilung der Komptabilität nach 

Etats - oder Finanzjahren als ein Gängelband , dessen sich die mit 
den Gesetzen der Naüonalökonomie unbekannten Finanz-Administra- 
tionen noch nicht hätten entwöhnen können, und als eine Pedan- 
terie, die alles gegen sich, und nichts als das Herkommen für sich 
habe. — Eine Regierung müsse einnehmen, wie sie ausgibt, 
und ausgeben, wie sie einnimmt.“ (??). 

Diese Ansichten, bei deren Realisirung die Erhaltung irgend 
einer Ordnung in der Verwaltung, in gewisser Beziehung diese selbst 
unmöglich werden würde, bedarf wohl keiner Widerlegung. Sie be- 
ruhet auf einer andern nicht minder unrichtigen Ansicht, als würde 
durch die Einrichtung von Finanzjahren die Vcrtheilung der Auf- , 
lagcnzahlung in kleinere Portionen verhindert, deren Ungrund durch 
die in Betreff des Sleuereinzuges in allen Staaten bestehenden An- 
ordnungen und Einrichtungen dokumentirt ist. 
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z einen Arten solcher Steuern, z. B. jene von der Mahl- 
Fleisch— , Getränkesteuer etc. — in den Spezialetats end- 
lich, das Detail einer jeden besondern Art dieser Steuern 
z. B. bei den Zollgefällen, der Ertrag des Eingangs-, Durch- 
gangs-, Ausgangszolles, bei der Getränkesteuer, jener von den 
verschiedenen Arten von Getränken etc. nachgewiesen. — Ver- 
schiedener ist dagegen die Darstellung der Ausgaben, für 
weihe, wie bereits erwähnt ist, zwei verschiedene Methoden 
befolgt werden, nämlich: Trennung des Aufwandes blos nach 
Real- oder materiellen Beziehungen, ohne Rücksicht auf 
die Ministerien, welche denselben anordnen und seine Realisirnn« 
leiten; — oder aber so, dafs der allgemeine Aufwand, der kein Mi- 
nisterium insbesondere berührt, oder aus andern Gründen spezia- 
lisirt ist, wie z. B. die Zivilliste, der Fond für die Staatsschuld 
und dergleichen, in besondere Kapitale ausgeworfen, aller üb- 
rige Aufwand aber nach Maafsgabe der Departementsministerien, 
welche denselben disponiren, unter Hauptabschnitte zusammen- 
gefafst ist, in derem jedem die Summarien einer jeden Haupt- 
gattung von Aufwand ausgeworfen sind, (*) welche leztere 


* ' 

1) Man vergl. die Budgets z. B. v. Frankreich, Preufsen, 
Würtemberg, Baiern, Baden, sodann > von Spanien etc., 
in welchen die Einnahmen <von wenigen Modifikationen abgesehen - » 
in der angezeigten Art,, die Ausgabe dagegen sehr verschieden be- 
handelt ist. — In Frankreich und Würtemberg z. B. nach 
der im Texte erwähnten zweiten Methode. — In Baiern dagegen, 
•theils nach Ministerien, thcils nach Realbeziehungen , welche leztere 
Methode in den Budgets von Baden und für das Grofsherz. Hes- 
sen ausschliefsend statt findet. — Die tabellarische Form, die auch 
von Kieschke in seinem angeführten Werke empfohlen wird, 
dürfte hei näherer Prüfung nicht als sachgemäß, häufig seihst als 
unanwendbar erscheinen. Man prüfe in dieser Beziehung z. B. das 
Budget für das Grofsherz. Hessen, in welchem durch diese Form, 
und durch zu grofsc Detaillirung , die Übersichtlichkeit , die bezweckt 
ist, wirklich gestört wird, >vas noch mehr in dem Budget für da* 
Grofsherz. Weimar |der Fall ist. (jVerhandl. des erst. Landtages 
1819. S. 455.) 

Allerdings mufs die Finanzverwältung detailJirte Übersichten von 
dem Beitrage besitzen , den jede Provinz zu den Staatseinnahmen lie- 
fert, und von dem Aufwande, den ihre Verwaltung erfordert. Diese 
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Methode in Staaten, in welchen die Verwaltung nach Realde- 
partements getrennt, und jedem Minister die Disposition über 
die für sein Departement ausgesezten Fonds überlassen ist, als 
die Sachgemafsere zu erachten seyn dürfte. 

Eine Klassifikation der Ausgaben nach Maafsgabe des Gra- 
des ihrer gröfsern oder mindern Noth wendigkeit, in wie fern 
dieselben absolu*t, bedingt, nothwendig; weise, oder 
nur nützlich und angenehm sind , mufs allerdings bei Ent- 
werfung des Planes für den Staatshaushalt gemacht 
und vielseitig erwogen werden. (*) 


Übersichten gehören aber nicht in das Buget selbst , sondern -müssen 
zu seiner Begründung besonders beigelegt werden. 

1) In einem jeden Staate zerfallen die Ausgaben ihrer Natur nach 
in zwei grofse Hauptmassen, nämlich: «) in solche, die theils 
durch die Natur des Aufwandes an und für sich selbst, theils nach 
Maafsgabe der Verfassung und der aufserdcm bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen, unausweichlich, in Ansehung ihrer Quantität, 
zumTheil selbst unveränderlich sind, wie z. B. der Aufwand für die Zi- 
villiste, die Staatsschuld, (wo dieselbe fundirt, und ein Sinkingsfond 
gebildet ist), Pensionen etc-; b ) sodann in den eigentlichen Ad- 
m i n i s t r a t i o n s a u f w a n d. In dem Aufwande der erstem Art 

können wohl in dem einen oder andern Jahr Veränderungen cintre- 
ten; dieselben sind indessen zufällig, Ersparungen auf dieselben, nicht 
leicht, und nur selten von der Verwaltung abhängig, für welche die’ 
Befriedigung dieser Art von Aufwand vielmehr nothwendige Pflicht 
ist. N> ’ 

Anders ist allerdings das Verhältnifs in Betreff des Administra- 
tionsaufwandcö , in welchem Beschränkungen zwar leichter thunlich 
sind, die jedoch in dem, was die Erreichung der Zwecke der Regie- 
rung, die Bedürfnisse der Verwaltung erfordern, ebenfalls ihre Schran- 
ken finden, die, ohne den Erfolg der Verwaltung zu gefährden, nicht 
überschritten werden dürfen. 

Überhaupt beruhet der Vorschlag einer Klassifikation der Ausga- 
ben , nach dem Grade ihrer Nothwendigkeit , auf einer andern , eben 
so oft bestrittenen, als aufgesleiiten Ansicht, nämlich: dafs die Aus- 
gabe nach der Ein na hmc besehr an kt werden müsse, die 
in der That mehr glcifseml, als ihr Gehalt reell ist, indem darüber: 
„dafs, was nach der gegebenen Lage der Dinge die Regierung be- 
darf, um der Würde des Staatsoberhauptes gebührend zu entspre- 
chen , den Organismus der Staatsverwaltung in jedem Theile seines 
Triebwerkes zu erhalten, nothwendig erkannt, und durch die übrigen 
Einnahmen des Staates nicht gedeckt werden kann, durch Steuern 


162 


In d^ Etat oder Budget aber, ■welche» auf diesen Plan 
gegründet seyn mufs, ist eine solche Klassifikation nicht thun— 
lieh, eben so wenig als dieselbe aus dem so eben erwähnten 
Grunde noth wendig seyn könnte* 

119. 

Wesentlicher als die Form der Etats, ist für ihre Brauch- 
barkeit das Rubrikensystem in denselben, dessen Zweck— 
mäfsigkeit dadurch bedingt, und davon abhängig ist, dafs die 
Rubriken nicht ohne Noth, und mehr als der Zweck einer voll- 
ständig distinkten Darstellung der Verschiedenheit in den Ein- 
nahmequellen, und in den Arten von Bedarf und Aufwand er- 
fordert, vervielfältigt, sodann aber auch, dafs dieselben nicht zu sehr 
und so generalisirt seyen, dafs unter sich fremdartige Gegenstände 
in einer Rubrik zusammengefafst werden, und so der Zweck und 
der Vortheil einer distinkten Darstellung der obwaltenden Ver- 
schiedenheiten verloren geht. . Eine zu grofse Vervielfältigung 
erschwert eine deutliche Übersicht, anstatt eine solche zu be- 
fördern, so wie auf der andern Seite eine zu grofse Beschrän- 
kung nicht nur diese Übersichtlichkeit, sondern auch in ande- 
rer Hinsicht, und in mehr als einer Beziehung, das Interesse der 
Verwaltung gefährden kann, ohne zu erwähnen, dafs die Noth— 
Wendigkeit eines gut geordneten Rubrikensystems auch dadurch 
noch mehr gesteigert wird, dafs die Etats bei dem Kassen - und 
Rechnungswesen und bei der Einrichtung der Bücher für das- 
selbe zur Grundlage, bei der Verwaltung selbst aber, zum An- 
halt und zur Kontrole dienen. 

Die Bildung desselben ist von der Mannichfaltigkeit und von 
der Eigenthiimlichkeit der Reveniien, und von jener der Ausgaben 
abhängig, die in einem gegebenen Staate statt findet, in wel- 
chem die Hauptquellen der ersteren, und die Hauptka— 
thegorien der lezteren, die Grundlage zu den allgemei- 
nen und Hauptrubriken in dem Staatsbudget bilden, 


aufgebracht werden müsse w — ein Zweifel nicht obwalten kann. 
(General - Finanzbericht des 2ten Ausschusses der Baierischen Uten 
Hammer v. 15. Mai 1819. — Bericht der Finanzkommission in der 
franz. Deputirt. Hamm, über die Einnahmen des Budgets v. 1822 — 
M. s. auch Schmalz Encyklopädie etc. §. 715. 
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von welchen sodann das Detail in den Hauptetats und in den 
Spezialetats für einen jeden Verwaltungszweig dargestellt wird, 

indemMaafse. dafs: : 

7 » 

a ) in den Spezialetats für die Elementarverwaltungen 
(Domänen, Forsten, Berg— und Hüttenetablissements, etc.), 
weil diese die Revenuen unmittelbar aus den ersten Quel- 
len erbeben, eine jede besondere Gattungvon Ein- 
nahme, und wenn Ausgaben zu bestreiten sind, eine jede 
Gattung von diesen, z. B. in dem Spezialetat eipes Do— 
mänenamtes bei der Rubrik von Zehnden, der Ertrag 
einer jeden Art von Zehnden: a ) vom Garbenzehnden, 
&) vom kleinen Zehnden, c) vom Weinzehnden, d) vom 
Fleischzehnden; unter jener: von einzelnen Gewer- 
ben, a) von Brauereien und Brennereien, b ) von Mühlen, 
c) von Ziegelhütten etc. — - nicht aber eine jede Einzeln— 
heit ausgeworfen; (*) 

b ) in den Hauptetats für einzelne Verwaltungszweige, 
oder für geographische Verwaltungsbezirke, nur die Sum— 


» 

1) Überhaupt keine Vermengung von Rechnungsrubriken 
mit’ Eta tsrubriken, durch welche die Etats ohne Nutzen und 
Zweck zu sehr verweitläufigt werden, ln dem Etat z. B. genügt die 
Rubrik Konzcssionsgclder, wogegen in der Rechnung so viele 
Unterabtheilungen, als Arten von solchen Geldern erhoben werden, 
erforderlich sind. Vorzüglich wegen einer solchen zu grofsen Verein- 
zelung der Rubriken, besonders der Unterabtheilungen, dürfte das 
Rubrikensystem, welches in den Beilagen zu dem allegirten Ped er- 
sehen Werk dargestellt ist, bei seiner Anwendung niqht leicht zu bc* 
scitigenden Schwierigkeiten begegnen, ohne zu erwähnen, dafs die 
Trennung der Einnahme in solche aus herrschaftlichem, und 
aus dem Vo 1k sver m ögen, so wie sie in den Formularien bewirkt 
ist, für den Zweck des Etats ohne reellen Nutzen, aufserdem weder 
rechtlich, noch überhaupt begründet ist. Eben so wenig kann die 
Zusammcnwerfung der Forst - und Jagdrevcnüen mit den Domanial- 
Intraden in einem Kameralamts-Etat (Formul. Nr. 20.) «1® sachge- 
mäfs erachtet werden da, obgleich beide Arten von Gefällen von dem 
'nämlichen Beamten erhoben und verrechnet werden, die Verwal- 
tungen selbst getrennt sind, und von ganz verschiedenen Behörden, 
welche die Resultate ihrer Verwaltung nachweisen müssen, ressorli- 
ren , wefshaLb auch über beide, besondere Spczialetats gefertigt , und 
besondere Rechnungen geführt werden müssen. 
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marien von einer jeden Hauptgattung von Einnahme, 
z. B. nur das Summarium der Rubrik von Ze lin- 
den, von ein zeln en Ge werben aus den Spezialetats, 
und von Ausgaben diejenigen, welche den Verwaltungs— 
zweig , oder den Bezirk im Ganzen angehen ; 
c) in dem Hauptbudget endlich*, nur die Totalsum — 
men von einer jeden Hauptquelle von Einnahme, 
z.B. von dire kten Steuern, von indirekten Steu- 
ern, von Domänen etc., und eben so nur die Haupt— 
summen für eine jede Hauptgattung der Ausgabe,, ausge- 
worfen werden. 

Diese Filiation und dieses stufenweise Zentraleren der 
Etats, bedingt als unerläfslich , dafs fiir jeden Hauptverwal- 
tungszweig ein durchaus gleiches Rubrikensystem befolgt 
werde, ohne welches ein richtiger Überblick des Kassen— und 
Rechnungshaushalts nicht thunlich seyn würde. (*) 

§. 120 . 

Begründung der Etats. Zur Begründung und Recht- 
fertigung dei* in den Etats ausgeworfenen Positionen, müssen 
einem jeden derselben die Elemente beigefügt werden, aus wel- 
chen derselbe gebildet ist, und die Urkunden, durch welche 
diese lezteren selbst gerechtfertigt ^sind, ohne welche Begrün- 
dung und Rechtfertigung, keine Position in den Etat aufgenom- 
men werden darf. 

Zur Begründung des allgemeinen Staatsbudgets - 
weiden demselben die Hauptetats der einzelnen Haupt- 
verwaltungen bei^efujit, die selbst durch die allgemeineren 
Elemente, auf welchen sie beruhen, begründet sind, nämlich: 
1) Der Hauptetat von der Verwaltung der direkten 
Steuern Welchem totalisirte Sum marien über ihren 
Ertrag aus den Steuerrollen von gröfseren Bezirken (Kreisen 


1) Zur anschaulichem Daretcllung dieser Filiation und der 
nach vorstehenden Ansichten gefertigten Etats, die Formulare in dem 
4. Abschnitte. In mehreren Staaten wird der projektirte Etat mit 
jenem dc9 vorhergegangenen Jahres durch alle Positionen balanzirt, 
was jedoch nur für die Etatscnlwürfe anwendbar ist, für den tut 
selbst eine zwecklose Überladung seyn würde. 


I 



Zugang, der gegen den Ertrag des vorhergehenden Jahres 
statt findet: endlich ein Etat über den allgemeinen und 
besondern Personal- und Realaufwand, beigefügt seyn 
müssen; - . 

2) Der Hauptetat von der Verwaltung der indirekten 
Steuern, zu dessen Begründung bilanzirte Extrakte über 
den Brutto- und Nettoertrag einer jeden Gattung dieser 
Abgaben (z. B. über den Zoll, die verschiedenen Arten 

' von Konsumtionssteuern, Stempel etc.), für die Konsum- 
tionssteuern insbesondere, Fixationsetats, sodann^eben- 
falls der Etat über den allgemeinen und besondern Per- 
sonal- und materiellen Aufwand beigelegt seyn müssen. 

3) Der Hauptdomänenetat, gleichfalls mit totalisirten Über- 
sichten nach Verschiedenheit der Gefälle, theils über den 

' wirklichen, theils über den Durchschnittsbrutto-, und Netto- 
ertrag sowohl der einzelnen Domänenämter und Etablisse— 

O ' 

ments, als auch über jenen von den einzelnen Hauptgat- 
tungen von Gefällen (Pachte, Zinse und ständige und un- 
ständige Gefälle, in Geld und in Naturalien, Zehnden, , 
Weingefälle etc.), sodann der Etat über den Personal- und 
Realverwaltungsaufwand. - 

4) Der Ha up tf o r$tetat, mit dem Material- und Haupt- 
geldetat, und ähnlichen totalisirten Übersichten von den 
Haupt- und Nebennutzungen, ui^d dem Ausgabeetat. 

5) Der Hauptetat für die JSerg — Hütten— und Sali- 
ne nverwal tun g, welcher durch Beifügung des Betriebs- 
und Haushaltungsplanes, durch totalisirte Extrakte »und 
Zusammenstellungen aus den Rechnungen über Produktion 

. und Debit, so wie durch dergleichen über die Produk— 
tions-, Betriebs-, allgemeine Verwaltungs- und über alle 
sonstigeu Kosten und Hauptarten von Aufwand , begrün- 
det und gerechtfertigt seyn mufs. 

6) Überhaupt der Hauptetat über jeden Revenüenzweig, der 
Gegenstand einer besondern zentralisirten Verwaltung ist 
(Posten etc.), und der nach Maafsgabe seiner Eigentüm- 
lichkeit auf die vorstehend bemerkte Art begründet seyn 
mufs. » 
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Die Begründung der Spezialetats, auf welche die 
ebenerwähnten Hauptetats gegründet sind, wird in gleicher 
Art, nur mit dem wesentlichen Unterschiede bewirkt, dafs in 
denselben das Detail der einzelnen Positionen aus 
welchen die Summarien in den Hauptetats gebildet sind, ein- 
zeln gerechtfertigt seyn mufs, z. B. bei den direkten Steu- 
ern, durch totalisirte Zusammenstellung des Ertrages der 
Grund—, Häuser-, Ge werbsteuer etc. in einer jeden Ge- 
meinde, und durch eine dokumentirte Nachweise der Ver- 
änderungen, die durch Ab- oder Zugang in einer jeden der- 
selben , in dem verflossenen Jahre statt gefunden haben ; — 
bei den indirekten Abgaben, durch Auszüge aus den 
Rechnungen über die Veränderungen die in dem Ertrage ei- 
ner jeden Art derselbe^,' in jedem Erhebungsbezirke 
in dem verflossenen Jahre statt gefunden haben, und wovon 
die Resultate in totalisirten Übersichten zusammengesteilt wer- 
den; in gleicher Art bei den Domänen, Forsten, Berg- 
werks—, Hütten— und Salinen — Etablissements, 
überhaupt bei den Spezialetats für die übrigen Zweige des Öf- 
fentlichen Einkommens, deren Ertrag unter! Beziehung auf 
diese Etats, in dem allgemeinen Staatsbudget ausgeworfen ist. 

Die Urkunden, durch welche die einzelnen Positionen 
gerechtfertigt werden müssen, bestehen nach Verschiedenheit 
des Gegenstandes, z. B. bei den direkten Steuern, in 
den angeführten Zusammenstellungen und deren Anerkennung, 
Beglaubigung und Genehmigung, von den geeigneten Behör- 
, den; bei den indirekten Abgaben, ebenfalls in den er- 
wähnten Auszügen, die auf gleiche Art legalisirt seyn müs- 
sen; bei den Domänen, nach Verschiedenheit der Fälle in 
Auszügen aus Lagerbüchern, Prästationsregistem , und anderen 
Dokumenten , welche die Ansätze rechtfertigen , etc. Insbe- 
sondere müssen die Ausgabeposten sowohl in dem allgemei- 
nen Budget, als in den Haupt- und Spezialetats, und zwar 
diejenigen, die als ständig zu betrachten sind (wie z. B. Be- 
soldungen , Pensionen , jährliche Zuschüsse an Institute etc. 
für die Staatsschuld , die Dotation für die Armee etc.), durch Bei- 
fü gung beglaubigter Abschriften der Gesetze, Verfügungen etc., 
mittelst weichet dieselben angeordnet worden sind, die vari- 
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ab len aber durch Durchschnittsextrakte, Anschläge (für Bau- 
ten) etc., überhaupt durch Beifügung der Urkunden, die ihre 
Rechtmäfsigkeit in Absicht auf den Gegenstand der Verwen- 
dung, und auf die für dieselbe ausgeworfene Summe begrün- 
den, gerechtfertigt seyn. 

Die Grundsätze, Ansichten uind Motive, nach welchen bei 
der Aufstellung des Hauptbtidgets , und eben so beziehungs- 
weise der Haupt- und Spezialetats verfahren worden istf so 
wie /das Verfahren selbst, werden in einem besondern Er — 
läuterungs protokoll entwickelt und dargestellt, und die- 
ses den Etats beigefügt, eben so ein vollständiger Extrakt aus 
dem- Etats— oder Notabilienbuche, (*) in welches die 
Behörden, die eine Verwaltung führen und über dieselbe einen 
Etatsentwurf vorzulegen haben, alle Veränderungen die in 
Bezug auf diesen im Laufe des Jahres statt gefunden haben, 
einzutragen verpflichtet sind. 

* * t « # . , 

1 §. 121 . 

In allen Staaten mit einem gröfsern Armeekorps, bildet 
die Militärverwaltung; — • in einer grofsen Anzahl ande- 
rer, die Verwaltung des Schuldenwesens, ein ausge- 
schiedenes, für sich abgeschlossenes Ganzes, für deren jede 
ein besonderer Etat gefertigt wird. 

Für die Fertigung des erstem, nämlich des Militäretats, 
werden drei verschiedene Methoden befolgt, entweder, dafs def 
Aufwand für die Truppen, nach Korps vertheilt (für je- 
des Regiment der gesainmte Aufwand für dasselbe), und 
nur der ganz allgemeine Aufwand besonders ausgeworfen wird; 
oder aber, dafs nur die Geldverpflegung für jede einzelne Bran- 
che, und für jedes einzelne Korps besonders berechnet und 
exponirt, der allgemeine Aufwand aber, nämlich jener für die 
Naturalverpflegung (Brod, Fleisch, Fourage, Holz etc.), der 
für die Bekleidung, Equipirung, Remontirung, Kasernirung, 


1) Unter der erstem Benennung schon lange in mehreren Staa- 
ten, unter der leztem, durch die Verordn, v. 20. Junius 1820 in 
dem Grofsherz. Baden eingeführt. Ein Formular in dem 4: Abschn. 

* 

• * V. 
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Lazarethe etc.; für das Materiel der Artillerie und des Genie, 
in Totalbeträgen für die ganze Armee ausgeworfen wird. 

In der 'dritten Methode endlich, wird der Aufwanjd 
aller Art und für ganze Armee, nur unter allgemeine 
Rubriken und mit dem Totalb.etra ge einer jeden 
derselben, nämlich : Sold , Verpflegung, Bekleidung, Aus- 
rüstung, Pferdeequipimng, Kasernirung,' Lazarethe, Remonti- 
mng , Materiel der Artillerie und des Genie , Invaliden etc. 
exponirt, allenfalls nur beim Solde’ der grofse Stab von der 
übrigen Mannschaft getrennt, und bei der Verflegung der Be- 
trag für die einzelnen- Artikel, nämlich: Brod, Fleisch etc. in- 
nerhalb der Linie angezeigt. In dieser lestern Methode, die 
für die Etatisirung des Aufwandes Tür grofse Armeen viel- 
leicht als die Sachgemäfsere zu erachten seyn möchte, werden 
die vorerwähnten einzelnen Rubriken oder Etatspositionen, 
durch Totalisationsetats über den Naturalbedarf und Geldaufwand 
für jeden derselben, die Anzahl der Mannschaft und Pferde 
aber durch solche über den kompleten , effektiven und prä- 
senten Stand gerechtfertigt, und durch Beifügung des Sold- 
und Verpflegungstarifs, der Normal Vorschriften in Betreff der 
Bekleidung, Equipirung etc. begründet, was auch bei den bei- 
den ersteren Methoden der Fall ist, nür dafs bei diesen ^die 
Spezialetats für jedes einzelne Korps hinzukommen. 

Sowohl die Bearbeitung und Redigirung der eben er- 
wähnten Normalvorschriften und Tarife, als die Bemessung 
und Festsetzung der Bedürfnisse nach Maafsgabe der in den- 
selben normirten Sätze (Gebühr) , gehört ausschliefslich in das 
Gebiet des innern Haushaltes der Armee. Die ersteren be- 
stehen in einer detaillirten Anzeige und Berechnung, wie viel 
z. B. zur Bekleidung und Ausrüstung eines Mannes von jeder 
Waffengattung in einer angenommenen Periode an mate- 
riellen Gegenständen überhaupt, sodann mit Hinsicht 
auf die Abnutzung in jedem Jahr erforderlich ist, und des 
Geldaufwandes für beides. (') In gleicher Art wird in An- 


1) Blofs als Beispiel nachstehender Honig!. Baierischer ärarischer 
Kostenanschlag säinmtüchcr Monlurstüche für nachhenannte Waffen- 
galtungcn, v. 18J6: 
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sehung des Ledervverkes, der Bewaffnung, der Pferdeequipirung 
der jährliche Natural— und Geldbedarf mittelst Fraktionirang 
der Anschaffungskosten durch die für die Dauer eines jeden 
Artikels bestimmte Anzahl von Jahren , eruirt , was auch in 
Ansehung der allgemeinen Erfordernisse, wie z. B. 
der Fahnen, Trommeln etc., und der Kasernen-, Lazareth- 
und Feldrequisiten, der Fall ist (Tische, Schemmel, Bettstel- 
len und Betten etc., Feldkessel, Kasserolen, Feldflaschen, Beile» 
l Munitions-, Brod — , Rüstwagen etc., Feldschmieden, mit den , 
dazu gehörigen Geschirren und Utensilien etc.), in Betreff 
welcher auf gleiche Art verfahren wird. 

In Absicht auf die Brodve rpflegung ist eine be- 
stimmte Anzahl an Pfund Brod , das aus einer bestimmten 
, Quantität Getreide erzeugt werden mufs, vorgeschrieben, eben 
so das Gewicht, das als tägliche Portion an jeden präsenten 


Auf 6 
Jahre. 

Linien-Infantcrie - und 
Jägerreg. 

Preis 

pr. Stück. 

Betrag für 
6 Jahre. 
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Tuchhosen 

2 

31 

4* 

20 

12 

— - 

6 

paar Kamaschen .... 

1 

15 



7 

30 

— 

6 

Halsbinden ...... 

— 

10 

-i- 

t 




12 

paar Schuhe 

T 

58 

. r 

23 
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12 
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— 

30 
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6 

_ 

_ 
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48 

— 
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Hemden ' 

l 

19 

2 

15 

51 
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Handschuhe . . » . . 

— 

35 
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4 

52 

6 

1 

Holzkappe 
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38 
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1 

Tornister . . 
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34 
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1 

Hosenträger ...... 
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Macht für Ein Jahr . . 
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3 
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» 1 Gemeinen . . . 

— 
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1 





» 1 Beurlaubten . . „ _ 
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Mann verabreicht werdeh mufsj, wovon der mittelst Fraktio- 
nirung des Ankaufpreises des Getreides , welchem alle übrigen 
Kosten zugesezt werden, ausgemittelte Geldwerth, den Etats- 
satz für jede solche Portion ergibt. Der Aufwand für die 
Lazarethe hingegen wird nach Sätzen berechnet und 
etatisirt, die in Betreff der Anzahl Kranken, welche als be- 
ständig vorhanden angenommen werden kann (nach Verschie- 
denheit der Garnisonen und des mehr oder minder strengen 
• Dienstes, der 20te bis 30te Mann des presenten Standes) aus 
einer mehrjährigen Erfahrung, in Betreff des erforderlichen Na- 
tural— und Geldbedarfs aber, aus mehrjährigen Rechnungen 
überhaupt, und mittelst gleichmäfsiger Fraktionirung, per Kopf 
und Tag eruirt und normirt sind. (*) 


Auf 6 
Jahre. 

Chevaux-legers und Uhlanen. j 

pr 

Preis 
. Stück. 

Betrag für 
6 Jahre. 
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30 
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Kollets 
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58 

— 

1 
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5 

54 
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1) Die Lazarethkosten thei'en sich in allgemeine Regieko- 
sten, nämlich für die Unterhaltung der Gebäude, das ärztliche Per- 
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Wo die Truppen in den Garnisonen kaserniren , sind für 
den Aufwand aller Art, welchen die Kasern enwirthschaft ver- 
ursacht (Anschaffung und Unterhaltung des Mobiliars, der 
Utensilien zur Reinigung, Heitzung , Erleuchtung etc.), fixe, 
theils mit Rücksicht auf die Anzahl der kasernirten Mann- 
schaft, theils nach anderen Grundlagen normirte Sätze vorge- 
schrieben, welche bei der Etatisirung des Aufwandes für die- 
sen Gegenstand zum Grunde gelegt werden. Im Fall hingegen 
die Truppen bei den Einwohnern in den Garnisonsstädten < 
gegen eine regulirte Geldvergütung ständig einquartirt werden, 
überhaupt Servi s ein richtun g statt findet, werden beson- 
dere Servisetats gefertigt, welche die Beiträge der Ein- 
wohner und die etwaigen Zuschüsse aus öffentlichen oder städ— 
tischen Kassen, als Einahme: als Ausgabe aber die Ver- 
gütung nachweisen, welche für Quartier, Holz, Licht Ordon- 
nanz — und tarifmäfsig an die Quartierträger verabreicht wird, 
so wie den Aufwand, welcher für die Wachtstuben , Ordon- 
nanzhäuser, Militärgefängnisse etc. erforderlich ist. Mit dem 
Militäretat stehen diese Servisetats indessen nur in so fern in 
Verbindung, als die etwaigen Zuschüsse aus der Staatskasse in 
demselben ausgeworfen werden. 

§. 122 . 

Die Bildung des Etats für die Verwaltung des Schul- 
denwesen ist zunächst davon ^abhängig: ob dasselbe aus* 

der übrigen Verwaltung völlig ansgeschieden ist, oder nicht? — 
ob die Tilgung nach Maafsgabe eines festbestimmten Amor- 
/ tisationsplanes bewirkt wird, oder auf Kündigung in vorherbe— 
stimmten Terminen? — ob die Schuldenkasse ihre Dotation 
in bestimmten Raten aus der Staatskasse bezieht, oder ob der- 
selben bestimmte Revenüen und zwar nur zum Selbsteinzug» 
oder auch zur eigenen Verwaltung überwiesen sind? — ob. 


8onal, für das Mobiliar etc., sodann in jene für die Verpflegung 
und für die ärztliche Behandlung, und hängt es von den in 
jedem Staate bestehenden Vorschriften ab, ob beide oder nur die 
lezteren in der erwähnten Fraktion begriffen werden. Eine vollstän- 
dige Darstellung von allem, was auf die Lazarelhverwaltung Bezug 
hat, in dem bereits allcgirten Reglement sur les Revut la Solde y 
les Masses etc. Kassel lölik 3 . TW. S. 88 folg. 
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aufser der Verzinsung und Tilgung, auch noch andere Aus- 
gaben, wie z. B. in Baiern die aus dem R. Dep. Rezefs v. 
1803 und aus der Mediatisirung originirenden Pensionen, auf 
dieselbe angewiesen? — ob mit der Amortisationskasse auch 
noch andere Institute, wie z. B. in Frankreich, die De- 
positen- und Konsignationskasse vereinigt sind? 

Die Grundsätze und das Verfahren für die Aufstellung 
dieses Etats, sind im Allgemeinen die nämlichen, die für an- 
dere Hauptverwaltungsetats statt finden; wogegen die Form 
und die Erfordernisse zu seiner Begründung, durch die eben 
erwähnten besonderen Verhältnisse bedingt sind. 


Staatsschulden werden im Allgemeinen nach zwei 
verschiedenen Hauptmethoden kontrahirt , entweder, dafs 
für die Rückzahlung bestimmte Termine bedungen sind, 
in welchen dieselbe erfolgt, oder, dafs, den Darleihern die 
Befugnils zur willkürlichen Kündigung eingeräumt ist $ 
sodann , düfs keins von beiden statt findet , sondern die 
Til gung lediglich mittelst Rückkauf der Obligationen oder 
Schuldscheine nach dem Kurs, oder durch Zurückziehung 
derselben, nach Maafsgabe eines bestehenden allgemeinen 
Amortisationsplanes bewirkt wird. Die erstere dieser Me- 
thoden ist vorzüglich durch die Unstätigkeit unbequem, die 
dadurch in dem Staatshaushalte entsteht, wenn auf ein 
Jahr grofse Rückzahlungen fallen, überhaupt durch eine 
Ungleichheit des Bedarfes in einzelnen Jahren, die in der 
zweiten Methode oder in dem Fundirungssysteme nicht 
nur nicht statt findet , sondern aufserdem noch den Vor- 
theil gewährt , dafs der Aufwand für die Staatsschuld auf 
eine Reihe von Jahren vertheilt, und dafs mit der hieraus 
erwachsenden Erleichterung , die Gewilsheit für die regel- 
mälsige Bezahlung der Zinsen, und die planmäfsige Tilgung 
an Kapital gewährt wird. Diese Methode, die zuerst 
im Jahr 1716 in England eingeführt worden ist, und im 
Jahr 1786 ihre völlige Ausbildung und gegenwärtige Ein-* 
richtung erhalten hat, zu welcher die Regierung nach ei- 
nigen in den Jahren 1792 1798 und 1807 versuchten Mo— 
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difikationen , un Jahr 1813, in Ansehung der Hauptgrund— 
lagen wieder zurückgekehrt ist, — ist 'zugleich diejenige, 
die gegenwärtig in den meisten, besonders in grofseren Staa- 
ten in Anwendung, und bei der grofsen Masse von Schul- 
den in gewisser Hinsicht die einzig mögliche und ausführ- 
bare ist. Die Zeit, innerhalb welcher jedes Kapital getilgt 
wird, ist von der Gröfse des Prozents abhängig, das nebst 
den zuwachsenden Zinsen von den getilgten Kapitalen, für 
den Tilgungsfond (Sinkungsfond) ausgeworfen wird. (*) 

Theils ohne, theils mit grölseren oder minderen Modi— 
i fikationen, ist diese Methode in Anwendung: 

1) ln England, wo der gesammte Aufwand für die 
Staatsschuld auf die konsolidirten Fonds radizirt 
ist, die Tilgung aber durch Rückkauf nach dem Kurs, 
zum Theil durch Umwandelung in Leibrenten und 
durch Ablösung der Grundsteuer bewirkt wird. 

Der konsolidirte Fond besteht aus allen Abga- 
ben, die bei der Gründung des Sinkungsfonds im Jahr 
1786 vorhanden waren, und aus mehreren Taxen, die 
später dazu geschlagen worden , und - die sämmtlich 
permanent sind. Derselbe beträgt: a) für Grofsbrit— 
tanien 42,445,595 L. St. ; b) für Irland, 2,219,602L. 


1) Mit einem Pond, der ^ des zu tilgenden Kapitals betragt, 
kann ein zu 5 pCt. verzinsliches Kapital in 14§- Jahren getilgt wer- 
den , wenn man den Tilgungsfond durch (die jährlich ersparten Zin- 
sen anwachsen läfst. 

Mit einem Tilgungsfond der in 2 pCt. des Schuldkapitals besteht, 
und dem die Zinsen der jährlich getilgten Kapitalien Zuwachsen, wird 
eine Schuld, die zu 3 pCt. verzinset wird, in 31 Jahren ; eine solche zu 
4 pCt., in 29 Jahren; eine dergleichen zu 5 pCt., in 26 Jahren; und 
zu 6 pCt., in 24 Jahren völlig abgetragen. — Wenn der Tilgungsfond 
in -gV des zu tilgenden Kapitals besteht, so wird eine mit 3 pCt. ver- 
zinste Schuld, in 35 Jahren; eine solche zu 4 pCt., in 3/ Jahren; und 
zu 5 pCt., in 29 Jahren getilgt. — Bei einem Tilgungsfond endlich, 
'der fins des Schuldkapitals beträgt, werden bei einem Zinsfufse von 
3 pCt., 47 Jahre; bei einem solchen von 3^ pCt., 44 Jahre; von 4 pCt., 
41 Jahre; und von 5 pCt., 37 Jahre erfordert. — Diese Tilgungspe- 
rioden ändern sich jedoch, wenn der Pond nach dem Nominalbetrag 
der Schuld festgesezt gewesen ist, die Tilgung aber nach einem nie- 
drigem Zinsfufs oder Kurs geschieht. 
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Strl. 5 mithin überhaupt 44,665,197 L. Strl. — Aufser 
den Zinsen und Annuitäten und den Fonds für den 
Aufkauf von Stocks, haften auf demselben auch noch 
andere Ausgaben, wie z. B. die Zivilliste, Pensionen 
etc. ( 4 ) 

Die englische Nationalschuld hat am 5. Januar 1822 
betragen: 871,952,738 L. Strl. 4 — 7; der jährliche 
Aufwand für dieselbe an Zinseny Fonds zum Aufkauf 
von Stocks, Verwaltungskosten etc. 44,572,018 L. St. 
8 — 2; der in dieser Summe enthaltene Sinkungs— 
fond beträgt: 15,808,162 L. St. 8 — 0£. Mittelst 
desselben sind seit dem 1. August 1788 bis zum 5* Ja- 
nuar 1822 an dem Schuldkapital getilgt : 420,147,266 L. 
St. 9 Sch. 4 Den. durch Aufkauf, wofür eine Summe 
von 276,669,888 L.. St. 6 Sch. 6 Den. verwendet wor- 
den ist. ( 1 2 ) 

2) In Frankreich. Der Amortisationskasse sind be- 
stimmte Revenuen zugewiesen. (Die Postgefälle seit 
1817 u. 19, die Einnahme von dem Enregistrement, 
den Waldungen, Domänen, Lotterien, die Salz— und 
Zollgefälle.) Ihre ursprüngliche Dotation beträgt 
40 Millionen Franken, welche durch unbedingte Akres- 
zirung der Zinsen von den getilgten Kapitalien , dann 
durch den Erlöfs aus den ihr zum Verkauf überlasse- 
nen Waldungen vergröfssrt worden ist. Die Tilgung 
geschieht lediglich durch Rückkauf der Renten nach 
dem Kurs. (Gesetz v. 28. April 1S16.) 

Das Erfordernils für die Staatsschuld, einschliefslich 
der Dotation von 40 Mill. Frks. hat im Jahr 1822, die 
Summe von 228,861,560 Frks. betragen; die Ein- 
nahme der Amortisationskasse am 31. Dezbr. 1S2I: 


1) NeJbcnius, der öffentliche Kredit, Anhang S. 25 folg. 

2) Bernard Cohen , Compendium of Fin&nce , containing an 
Account of the Origin , Progress , and present State of the public 
BebtSy Revenue , Lxpendilure , i Va/ionalbancJcs, and Currencies of France , 
Russin etc. London by IV. Phillips 1822. S. 247 Und 264 folg. 
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nach Maaisgabe des Budgets 335,114,484 Fr. 76 C. 
die Ausgabe für den Auf- 
kauf von 23,047,644 Frks. 

Renten 333,638,700 » 07 » 

und betrug mithin der Kas— 

sabestand 1,475,784 2 > 69 » \ 

v zu welchem die Aktivaus- 
stände von K-aufgeldern für 
verkaufte Staatswaldun^en 

hinzukommen mit 12,307,879. 2 ) 72 » 

mithin im Ganzen 13,783,664 Fr. 4i C. (*) 

Mit der Amortisationskasse ist zugleich die Caisse 
des depots et consignations verbunden, in welche die ge-> 
richtlichen Konsignationen gemacht werden müssen, 
(Ordon. v. 3. Juli 1816), und die auch zur Annahme frei- 
williger Konsignationen ermächtigt ist. Für die erste— 
ren (die gesetzlichen Konsig. ) bezahlt dieselbe, wenn 
sie länger als 61 Tage in der Kasse bleiben, 3 pCt. 
vom Tage der Konsignation an, vergütet aber keine 
Zinsen für diejenigen Summen, die vor Ablauf dieser 
Zeit zurückgezogen werden ; für die freiwilligen Kon- 
signationen aber, die 30 Tage in der Kasse bleiben, 
ebenfalls 3 pCt., für eine kürzere Frist aber, keine Zinsen. 

3) In Rufsland. Die Staatsschuld, welche durch die 
Tilgungskommission verwaltet wird , hat am 1. Januar 
1 822 betragen : < 

a) die Holländische Schuld 48,600,000 fl. 

b) Schulden in Russischem Gelde, 
sowohl Terminschulden als im- 
merwährende Renten, 


in Golde ...... 22,910 Rub. 

in Silber ...... 53,028,132 » 93£ Kop. 


in Assignationen 296,047,835 y> 

349,098,877R. 93|K. 

worunter an immerwährenden , einlösbaren Renten: 

48,481,920 Rub. Silber, und 196,932,960 Rub. Assign. 


1) Moniteur v. 1822, IVr. 10. 

i 
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Zum Behuf der Verzinsung und zur Tilgung' der 
Schuld überhaupt, werden der Tilgungskommission 
jährlich 30 Millionen Rubel in Bankassignationen über- 
wiesen (Manif. v. 16. Apr. 1817); aufser welchem die- 
selbe zum Behuf der Einlösung der immerwährenden 
einlösbaren Renten über ein besonderes Kapital (für 
das Jahr 1823, von 1,058,000 Rubel Silber, und 
5,632,000 Rub. Assign. ) zu disponiren hat. Für die 
Einlösung des Papiergeldes, als der andern Art von 
Staatsschuld, besteht die Zettelbank, durch welche 
am 1. Januar 1823 im Ganzen 595,926,240 Rubel im 
Umlauf waren. (*) 

4), Ostreich. In diesem Staate wird die alte Schuld, 
> nämlich diejenige, die bis 1815 einschliefslich kontra- 
hirt war, (und die Anfangs des Jahres 1820 die Summe 
v. 431,922,000 fl. betragen hat), nach anderen Grund- 
sätzen, als die seit 1816 kontrahirte neue Schuld, (in 
dem erwähnten Zeitpunkte 182,620,000 fl.) behandelt. 
Durch das Patent vom 21. März 1818 nämlich, ist die 
Wirkung des konsolidirten Fonds, — der aus 
den in den Jahren 1815 und 16 ausgeworfenen Zu- 
ll üssen, sodann aus Einer Million in Papier, die von 
dem altern Tilgungsfond in Bestand geblieben war, 
endlich aus dem Erlöfs der verkauften Staatsgüter ge- 
bildet ist, und welcher durph die Zinsen von den ein- 
gelösten Schuldverschreibungen, sodann bei einer jeden 
weitem Vergröfserung der verzinslichen Staatsschuld, 
durch einen jährlichen Zuschufs von 1 pCt. ihres Be- 
trages verstärkt wird, — auf die neue Schuld be- 
schränkt , und lediglich für ilire Tilgung gewidmet. 
Die Tilgung der alten Schuld hingegen, von wel- 
cher die Zinsen durch das Patent von 20. Febr. 1811 
auf die Hälfte, in Papier zahlbar, reduzirt worden wa- 
ren, wird in der Art bewirkt, dafs von dem Jahr 1818 
an, jährlich ein Betrag von 5 Mill. Gulden durch das 


1) Bericht des Finanzministers an die Aufsichtskommission für die 
Kreditanstalten v. 30. Mai 1822 in der AHg. Zeit. v. 1822 I\r. 191, 193, 
194., und Hohen l. c. S. 22. und 107 in den Dokumenten. 
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« Loos ausgewählt und in den Genufs der ursprünglichen 
Verzinsung reintegrirt, und jedesmal jährlich ein gleicher 
v Betrag von 5 Millionen durch Aufkauf auf der Börse, 
aus der Zirkulation zurückgezogen und vertilgt wird. 

Zum Behuf dieser leztem Tilgung ist ein besonderer Fond 
von 1-} Mill. Guld. C. M ausgesezt, der in monatlichen , 
B.aten aus der Staatskasse an den Tilgungsfond bezahlt 
wird. (Patent v. 22. Januar 1817, und 21. März 1818. ' 

Nebenius 1. c. S..145 folg.) - 

Nach Maafsgabe des Berichtes an den Kaiser von der zur 
Prüfung der Operationen des Tilgungsfonds ernannten 
Kommission v. 26. Novemb. 1821, waren die Resultate 
dieser Anstalt am Schlüsse des 9. Semesters (lezter 
August 1821) nachstehende; 

[ a ) das Aktivvermögen des Tilgungsfonds hat in 

121,955,472 fl. 284- Kr. bestanden; 

b) die jährlichen Fond seinkünfte, die in den 
Zinsen von diesem Kapitale und in einem Zuschüsse 
aus der Staatskasse von 54- Mill. Gulden Konv. M. 
bestehen, haben 8,537,734 fl. 51 Kr. K. M. be— 
betragen; aufserdem gehören zu denselben 134,348 fl. 

30 Kr. in 5 pro^entigen Münzobligationen; 

c) durch die Verwendung .dieses Fonds waren am 
Schlüsse des 9. Semesters (Ende August 1821), 
während der 44-jährigen Einlösungsperiode, im Gan- 
zen die Summe von 63,015,356 fl. Kr. Nenn— 

Werth, oder durchaus zu 5 pCt. gerechnet, von 
48,390,946 fl. 17£ Kr. von der neuen Staat— 
schuld eingelöst, und dem Aktivvermögen des Til- 
gungsfonds einverleibt; 

d) in gleicher Art durch Verwendung der dazu be- 
stimmten Fonds von 2 Mill. Guld. K. M. aus der 
Staatskasse, in der nämlichen Periode 28,038,65711. 

11|- Kr., oder durchaus auf 24- prozentige Effekten 
reduzirt, eine Summe von 25,421,009 fl. 9£ Kr. von 
der altern Staatsschuld abgetragen. (*) 

1) M. s. diesen Bericht in dem diplomatischen Archiv fiir die Zeit- 
und Staatengeschichte. Stuttgart in der Cottaschen Buchhandlung 1822 
2. Bd. S. 328 folg. . 

II. 12 
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5) Eine ähnliche Einrichtung wie in Östreich, findet auch 
in dem Königreiche der Niederlande statt, woselbst 
nach Maafsgabe des Gesetzes vj 14* Mai 1814, die unter 
sich abweichende ZinSfüfse von den verschiedenen 
Anleihen (von 1^* — 7 pCt.) auf einen durchaus gleich- 
förmigen von 24 pCt. gebracht worden sind, der No- 
minalbetrag der während der französischen Administra- 
tion auf -f reduzirten Schuld zwar wieder hergestellt, 
von demselben aber nur 4- in das neue grofse Buch 
der wirklichen Staatsschuld, die übrigen \ 
aber in das grofseBuch der ausgesezten Staats— 
schuld inskribirt worden sind , und nur die erstere 
nämlich die wirkliche Staatsschuld, verzinst wird. 

Diese beträgt,... *573,153,530 fh 13K. 9 H. 

die ausgesezte Schuld aber 1,146,307,061 y> — oc — 3 
mithin die ganze Schuld 1,719,460,591 fl. 13 K. 9 Hl 
der jährliche Bedarf für dieselbe aber: 17 Mill. Guld. 
Für die Tilgung der wirklichen Schuld war durch 
das erwähnte Gesetz ein Fond von 2 Millionen Gulden 
jährlich ausgesezt, der im Jahr 1815 auf 2^* Millionen, 
erhöhet worden ist, womit jährlich 5 Millionen von 
derselben getilgt, und eine gleiche ' durch das Loos 
bestimmte Summe von 5 Mill. Gulden von der aus- 
gesezten Staatsschuld , in die wirkliche Staatsschuld 
und in den Gertufs der Zinsen resp. übertragen und ein- 
gesezt wird, (ln diesem Jahr ist dieser Fond auf 6 Mill. 
Guld. erhöhet worden.) 

Aulser der vorerwähnten fundirten Schuld, ist auch 
noch die unfun dirte (iletle ßottanic) vorhanden, in 
dem Betrag v. 85 Mill. Gulden , für welche in FoIi*e 
der Gesetze v. 11. Novbr. 1815 und 9. Febr. 1818, 
f Syndikatsbons ausgestellt sind. (M. s. das alleg. Werk 
von Kohen, S. 43 u. 146. 

6) Preufsen. Für das Schuldenwesen ist eine beson- 
dere Dotation von 10,143,027 Thl. in Domanialreve- 
niien, Salzgefällen und aus dem Erlöfs aus verkauften 
Domänen, aus dem übrigen Finanzhaushalte ausgeschie- 
den, sowohl zur Verzinsung als zur Tilgung, für weiche 
leztere ein in der eben erwähnten Summe enthaltener 
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•I Pond von 4 p(>.» d%s< Kapitalbetrages der Staatsschuld 
■ v nach • ihrem »Stand • arh »4.: Jariuanr :1820, bestimmt ist 
o ; < (2,505,850 Tlilr. 16 Gr.), dem die Zinsen von den ge- 
tilgten Schulden Zuwachsen * jedoch nicht unbedingt, 
sondern vom 1. Januar 1820 änfangend, perioden— 
■ weise von 10 zu^ 10 Jahren*.' so dafs alle 
. ,• 10 Jahre eine Verminderung eintrStt. So 

lange die Obligationen nicht dem Nennwerth erreichen, 
wird die Einlösung durch t Aufkauf * -alsdann 
. aber durch ‘Verloosung, bis zum Betrage des 
• jährlichen»! Tilgungsfonds bewirkt. '(Edikt 
i •; ■- v. 17. Januar; 1820.) ■ • "» »uv 

Die Staatsschuld beträgt, und zwar > * ■ 
a) die öligem. Staatssch. 180,091,720 Thl. 19 Gr. 1 Pf. 
5) die auf den Provinzial— 

t', - hassen ruhende..;.; 25,911,649 x> 7 » — » 

c) die unverzinsliche . . •• 44,242,347 » — » — » 

• Summa 21 7,245,71 6 Thl. 2 Gr. 1 Pf. 
Die Verzinsung erfordert 7,637,177 Thl. 5Gr. lOPf. 

für die Tilgung 2,505,850 » 16 » - — » 

: . ' Summa des Bedarfes 10,1 43,027 Thlrl 21 Gr. 10 Pf. 
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Die erstere Methode, nämlich die der Rückzahlung in 
vöiherhedungenen Terminen findet dagegen statt; 

1) In Bai er n, woselbst zugleich die Bezahlung der aus 
der Sekularisation myd Mediatisirung herrührenden Pen- 
sionen (2,721,920 fl.) auf die Schuldentilgungskasse ver- 
wiesen ist, die aus drei Kassen 1 besteht, nämlich: a) der 
Zinsenzahlungskasse, welche durch die Auf- 
schla£s<iefälle nnd die Zinsen von den vorhandenen 
Aktivkapitalien dotirt ist; b) der Pensionszah- 
lung s k a s s e , in welche der Überschufs der Auf— 
•* schlagsgefälle und alle übrigen Gefälle,- bis zur vol— 
1 len Deckdng ihres Bedarfs fliefsen; c) die eigentliche 
'Tilgungs— oder Amortisationskasse, in welche 
- die Überschüsse aus beiden ersteren , die Depositen, 


1) Allg. Zeit. v. 1820. Kr, 27. IVebenius S. 163. 
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der Erlöfs aus verkauften Staatsrealitäten, jedoch nur 
als Vorschufs und gegen 4 pCt., die Kautionen, die ein— 
, gehende Aktivkapitalien, als g e w ö h n 1 i c he D o t a t i o n, 
• V die disponiblen franz. Kontributionsgelder, aber, sodann 
die Effekte^ der Zentralstaatskasse, die disponiblen Gelder 
j * der Militärkasse, der Erlöfs aus verkauften Waldungen, die 

Reluitionsgelder von abgelösten Grundabgaben etc., als 
ausserordentliche Deckung, eventuel überwiesen sind. 
Das Schuldenwesen des Untermainkreises besteht mit 
einer besondern Dotation für sich. Verordn., das 
Staatsschulde nwesen betr., v. 22. Juli 1819. Die Rück- 
zahlung wird in den in dem Anlehnskontrakt stipu— 
lirten Terminen bewirkt. (•) 

Die Baierische Staatsschuld hat am 1. Oktober 1821 
betragen, und zwar 

a) bei der Haupttilgungskasse 100,682,207 fl. 25 Kr. 

b) das Schulden wesen desUn— 

termainkreises 6,776,692 » H » 

Überhaupt 107,458,899 fl. 34 J- Kr. 
2) In Würtemb ergist einbesondererFondin so fern ausge- 
schieden, als der Betrag der Zinsen der ganzen Schuld, so 
wie dieser nach vollendeter Liquidation definitiv aus- 
, gemittelt seyn wird, mit einem Zehntel Zulage als Til- 

gungsfond, dem die Zinsen von den getilgten Schulden 
Zuwachsen, der Schuldenkasse bis zur gänzlichen Til- 
gung der Schuld garantirt ist. Im Fall einer Vermeh- 
rung der Staatsschuld, wird dieser Fond in gleicher 
Art um Ein Zehntel Zusatz des für die neue Schuld 
erforderlichen Zinsenbetrages vergröfsert. 

O O 

Die Revenuen, welche diesen Fond konstituiren, 
werden am Anfangeeines y jedenEtatsjahres, 
der Schuldenkasse zum Selbsteinzug überwie— 
sen. Die Tilgung geschieht nach Maaisgabe der Zeit— 
Ordnung der Aufkündigung, die den Darleihern frei- 
gestellt ist. Im Fall die Kündigungen weder aus dem 
Fond, noch mittelst neuer Anleihen befriedigt werden 

1) Verhandlung der 2ten Kammer im Jahr 1822, Beil. IX. «■ 
Beil. 115 im 4ten Beil. Bd. « • 
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; können t werden die nicht befriedigten als die ersten zur 
Befriedigung in dem folgenden Quartal vörgemerkt, . 
wogegen im entgegenge^ezten Fall, nämlich wenn die 
Kündigungen den Fond nicht erschöpfen, die Kasse, 
und zwar zuerst die in höherer Verzinsung stehenden, 
dann die älteren ‘Kapitalien kündigt. (Schuldenstatut 
vom 22. Junius 1820.) (*) ' 

3) ln dem Grofsh. Baden sind der Amortisationskasse 
der Ertrag des Salzregals , der Posten der Eisenwerke, 
zusammen 960,000 fl., aufserdem die rückständigen Kauf— 
Schillinge von Domänen und Forsten (beiläufig 5 Mifl. 
Guld.) als Dotation überwiesen. Die Rückzahlung ge- 
schieht theils in bestimmten, in den Obligationen vor- 
behalteneii Terminen, theils durch Verloosung. ( 1 2 3 ) 

4) ln dem Grofsh. Hessen ist aufserden Zinsen von über 
wiesenen Aktivkapitalien , die Summe von 681,302 fl. 

1 Kr. auf bestimmte Rezepturen angewiesen, die zunächst 
für die Verzinsung, und nur 50,000 fl. von dieser 
Summe als gewöhnlicher Tilgungsfond bestimmt 
$i n d, zu, Reichem aber die Aktivkapitalien anderer Kassen 
(888,643 fl. *5 ;Kr.), sodann der dritte Theil von sämmt- 
lichen Domänen, die allmälig verkauft werden sollen, 
die Steuer— und Domartialrückstände , die Depositen 
und Kautionen hinzu kommen. Für die Tilgung selbst ist, 
keine Summe festgesezt; dieselbe wird nach Maafsgäbe 

' der Zulänglichkeit des Fonds, mittelst Verloosung 
bewirkt. Die Schuld betragt 12,574,282 fl. 36. Kr. ( ) 

5) ln dem Herz. Nassau ist ebenfalls ein besonderer 
Fond ausgeschieden, der durch {die ersparten Zinsen 

• und durch die von einem Pensionstotal von 150,000 fl. in- 
nerhalb 20 Jahren erfolgenden Erlöschungen verstärkt 


•i 


1) Die Würtemb. Staatsschuld ist noch nicht vollständig liqui- 

dirt; bis . jezt zu 23,911,630 11. 3 Kr.] ausgemittelt. Wahrscheinlich 
25 Millionen. ' 

2) Edikt v. 31. Aug. 1808, Konstituirung der Amortisationskasse 
betr. (Verhandl. den ;2. Kammer im Jahre 1820, 3. Heft, und 1822.) 

3) Staatsschulden-Tilgungsgesetz v. 29. Jun. 1821. Verhandl der 
2ten Kammer der Landstände des Grofsh. H e s s e n. 1820. 1. Beil. H. 
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wird. Die Rückzahlung findet gleichmaTsig in vorher- 
bedungenen Terminen statt. 


// ; i . 
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Die Etat s ent wqrfe : werden jn der Regel von denjeni- 
gen Behörden, fiir \yejcfie $in Etat yollzpgcn wird, gefertigt, 
und von der höheren, welche denselben vorgesezt ist, revidirt 
und berichtigt; von einem jeden Ministerio. derjenige fiir sein 

* ' J * j * * l'MK i t . f « j i .itr.i* i'h j|f r ° 

Departement entworfen , s das allgemeine Staatsbudget aber in 

, . . •• :> « , r.i »,./.«? vLT S.'.L »• . . ■*> , 

dem finanzmimsteno zusammengesteli,t, xp diesem auch der 
Entwurf des Finanzg-esetzes redmirt. In diesem leztern. 

. , • , £'.\rr XM.f it« ^ * .’l» ' 

welches i in. Staaten mit einer Repräsentativ,- Verfassung den 

* ^ , f I ‘j ' v >* I A 1 ; , i * • \\ \ : ^ i t , ö 

Ständen vorgelegt, ; und durch welches ,dap ( Budget gesetz- 
lich genehmigt wird,, müssen nicht nur, der quantitative Be- 
..trag einer jeden Hauj^attpng von Einnahme und von Aus- 
gabe apsgeworfen, sonder# auch alle in Bezug auf beide ver- 
, fügten gesetzlichen Anördnpngen .enthalten seyn. f * 2 ') 


1 1 . : i 


' j *i • f i « i« i 

'JS.ll.» iu t 

r 


• ; 'i- 1) Edikt, v. 25. Mai 1818. . T 

2) In einigen südteutscken Ständeversammlungen ist darüber: oh 
das Budget Gesetz sey? diskutirt worden. — Seiner Natur hach kann 
dasselbe ein solches nicht, überhaupt nur eine, wenn gleich mög- 
lichst vollständige und genaue, dennoch in Absicht auf die einzelnen 
Etatspositionen immer nur e ven tu e 1 1 elN or in und Grundlage fiir die 
finanzielle Verwaltung seyn, deren Innehaltung von Verhältnissen und 
Ergebnissen welche im Laufe des Jahres einireten können, und aufser 
dem Bereiche der Regierung liegen, abhängig ist. Eben defshalb kann 
auch das Finanzgesetz selbst, nur eine bedingte verbindliche Kraft 
haben, die sich vorzüglich dadurch aufsert, dafs den Departementschefs 
die /V erpflichtung zur Nachweise und Rechtfertigung etwaiger Abwei- 
chungen von dem durch das Finanzgesetz genehmigten Budget aufer- 
legt ist, diese Nachweis© geschieht, in dem Gesetz über, den definiti 
ven Abschlufs ( lui deseompteO so dafs beide vereinigt , . gewissermafsen 
nur als ein Gesetz über die Ordnung des Staatshaushaltes für eia 
hesimmles Finanzjahr betrachtet werden können. 

Di© Nothwendigkeit beider Gesetze, die in Staaten mit einer Re- 
prasentiv- Verfassung sich ohnehin aus der Natur dieser ergibt , ist in 
den meisten Konstitutionen ausdrücklich vorgeschrieben. Beispiele 
seiner Redaktion, zugleich dor Verschiedenheit derselben, linden sich 
iu dem Moniteur, sodann in den ständischen Verband!, und StaaU- 
und Regierungsblättern von Baicrn, Würtemberg, Baden, 
Grofsh. Hessen seit 18l ( J. 

* • < * * 1 * t 
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Sämmtliche Etats werden in der Regel jedesmal nur für 
Eiu Jahr aufgestellt, was in Ansehung des allgemeinen Staats- 
budgets, und auch der Hauptetats, wenn diese für jedes Jahr 
zutreffend seyn sollen, und bei der Unthunlichkeit, die Er- 
eignisse für eine Reihe von Jahren vorhersehen und ihre Ein- 
wirkung auf den .Staatshaushalt berechnen, zu können, un- 
bedingt: in Ansehung der Spezial— und Elementaretats aber 
nur alsdann nothwendig scheint, wenn in dem Laufe des vor-* 
hergegangenen Jahses erhebliche Veränderungen statt gefunden 
haben. Wenigstens scheint es, dafs wenn ein Staatsbudget 
für mehrere Jahre entworfen werden soll, alsdann der ge- 
wöhnliche, und defshalb wenigeren. Veränderungen unterwor- 
fene Aufwand, von demjenigen , der sowohl [an und für sich, 
als in Ansehung seiner Qröfse wandelbarer und zufälliger ist. 
gesondert, und dals für eine jede dieser beiden Hauptarten 
von Aufwand, und £ber & e Mittel zu seiner Deckung, ein be- 
sonderes Budget entworfen werden müsse, wie dieses in ei- 
nigen Staaten wirklich der Fall, und nur das erstere für eine 

Reihe von Jahren aufgestellt ist (*) • . 

>> . > • .... 

124. . : . 

* V t • . . 

I 

Die Anordnung und Leitung aller Maafsregeln zur Erfül- 
lung des Einnahtnebudgets, gehört zur Exklusivkompetenz des 
Finanzministers, der auch, wo eine besondere Kontrole nicht 
vorhanden ist, diese in Ansehung der Ausgaben, im Allgemei- 
nen dafür ausübt, dafs die übrigen Ministerien die etatsmäfsi- 

. \ » \ . * ^ . V*. . ü ..... \ \ * x \ 

gen Fixationen nicht überschreiten, (*) 

O. . • . * > * \ \ V. ' % * . 


• \ 

1) Z. B. indem Königr. der Niederlanden, woselbst das Bud- 
get in zwei getrennt ist, dafs eine für die gewöhnlichen und fixen Au* 
gaben, das nur alle ‘1Ö Jahre revidirt wird 5 das andere für die aufser- 
ordentlichen Ausgaben, welches jährlich gefertigt wird.* Fundamental- 
gesetz v. 1815. §. 121 — • 126. In mehreren ter.tschen Staaten wird das 
Budget von einer Ständeversammlung zur andern (in der Regel für 
jedes Jahr ein besonderes) regulirt ; (in B a i e r n für die ganze Periode 
«in Budget.) — In Würtemberg zwar ein besonderes Budget für 
jedes Jahr, aus allen drei aber eine Durchschnittssumme gezogen , die 
natürlich für kein Jahr zutreflen kann. 

2) Dieses Verhöltnifs ist in dein Kotnmissionsbcrichte über die 
Loi des Comptes in der franz Kammer der Pairs sehr richtig und 
bestimmt angegeben. — „ Votre Commission pense donc f que la conse- 
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Die Befugnifs zur Verfügung der Ausgaben, und zu "ihrer 
Anweisung auf die Staatshauptkasse, gehört- zu den wesentli- 
chen Attributionen der verschiedenen Departementschefs, deren 
jedem für den Betrag des in dem Finanzgesetz für sein Depar- 
tement genehmigten Aufwandes, ein Kredit auf die Haupt— 
kasse eröffnet ist, über welchen derselbe entweder unmittel- 
bar, oder durch Delegation an die ihnen untergeordneten 
Chefs einzelner Verwaltungszweige (Generaldirektoren etc.) dis— 
ponirt, und in Ansehung dieser Disposition, nur durch die 
vorschriftsmäfsige Beobachtung der gesetzlich oder administra- 
tiv vorgeschriebenen Formen, und in so fern beschränkt ist, 
als derselbe den ihm eröffneten Kredit überhäupt und in kei- 
ner Etatsposition , und wenn der Kredit nach Monaten ver- 
theilt, und in dem monatlichen Repartitionse tat limi— 
tirt ist, auch diese Limitation, ohne spezielle Autorisation nicht 
überschreiten darf. ( x ) — Abweichend sind die eben erwähn— 


quence fondamCntale du Systeme des budgets , est une connexite de dt~ 
voirs et de surveillanee pour la regularite des pnyemens , ent re les Alini- 
sires ordonnateurs et le Minisire des finances; qu’il y a entre lui et chacun 
des autres , sous ce point de vue , association de responsabiliie ; que 
lorsqii une ordonnance arrive au trdsor, le Ministre des finances doit , avant 
de l’admettre s'assurer , qu’elle s’applique au Credit qui lui est propre, 
qu'elle ne sort pas de ses limites. Le Ministre des finances 
u’est pas juge du mode de Service , mais il doit juger le 
mode de p ayement, auquel il concourt . Les - M inistres 
ordonnateurs lui de si gn ent l eur s er e ander s ; il ne d i * - 
cu t e pas l eur s droits , mais i l n ' a p a s c e tu i de ert e er des 
charges pour le trts.or royal y au delii des er i an c es , dont 
l a l o i a p o s e les b orn e s, e t dont les de ci sions royales oni 
reconnu la necessitc. li (Moniteur v. 1822 ffr. 98 , 99. 

1) Die Aufstellung solcher monatlichen Repartitionsetat, war, so 
viel der Verfasser hat ausmitteln können, zuerst in der franz. Admi- 
nistration, mit der Errichtung des Mini st ^rc du Tresor puclic ent- 
standen, und ist, nachdem dieselbe unter der kdnigl. Regierung in 
Abgang gekommen war, durch cino Ordonnanze r. 14 . Sept. 1822 . 
Moniteur Psr. 260) wieder hergestellt worden. In diesen Etats wer- 
den die Einnahmen, auf welche im Laufe des kommenden Monates 
mit Gcwifsheit, und diejenigen, auf welche mit Wahrscheinlichkeit ge- 
rechnet werden kann ; sodann die Forderungen der Departementschefs for 
jeden Artikel ihres Budgets, in diesem Monate; endlich in einer dnt- 
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tcn Anordnungen dagegen, in denjenigen Staaten, in welchen 
die Befugnifs zur Ertheilung von Anweisungen auf die Staats- 
kasse, dem Finanzministerio allein und ausschließlich zusteht, 
in welchem Fall die Departementschefs zwar den Aufwand 
selbst, und alles was in materieller Hinsicht auf denselben Be- 
zug ^hat, anordnen, und die Vollziehung ihrer Anordnungen 
leiten, wegen der für diese Vollziehung erforderlichen Mittel aber, 
von dem ersteren abhängig sind. Eine allgemeine Delega- 
tion dieser Befugnifs auf untergeordnete Behörden , ist eine Ab- 
weichung von den gewöhnlichen Anordnungen, die nur in einer ' 
kleinen Anzahl von Staaten statt findet. (*) 

ten Kolonne, die Summen ausgeworfen, die nach Prüfung der For- 
derungen in einem hierzu gehaltenen Konseil, nach Maafsgahe der 
Zulänglichkeit der Mittel, einem jeden zur Disposition gestellt wer- 
den. — Diese Einrichtung gewährt den Vortheil eines monatlichen 
Abschlusses , und einer Übersicht der jedesmaligen Lage des Staats- 
haushaltes, die hierdurch vollständiger und erschöpfender, als durch 
blofse Kassensituationsetats geschehen kann, beschafft wird; sodann 
jenen, dafs zwischen dem Bedarf und den Mitteln zu seiner Befriedi- 
gung, das Gleichgewicht besser erhalten werden kann, indem bei ei- 
ner solchen monatlichen Sichtung des Aufwandes, die gröfsere oder 
mindere Dringlichkeit desselben für die einzelnen Artikel des Bud- 
gets besser als dieses bei seiner Entwerfung thunlich ist, übersehen» 
und das minder Dringliche bis zu meinem Zeitpunkte verschoben wer- 4 
den kann, wo die Einnahmequellen reichlicher fliefsen, wodurch 
Verlegenheiten , die , wenn bei den Dispositionen der Departements- 
chefs, nicht auf das Ganze der Verwaltung gehörig Rücksicht genom- 
men wird, unvermeidlich sind, ausgewichen, überhaupt die Möglich- 
keit mehr gesichert wird, auch mit periodisch mehr beengten Mitteln, 
ausreichen zu können. Ein Model eines solchen Eta^s in dem 4. 
Abschnitt. 

1) Z. B. in Baden (Verord. v. 2. Juni 1820,. die Kontrolirung 
der Verrechnung durch Führung von Pvotabilienbüeher betreffend), 
durch welche in Betreff der Behörden, welche unmittelbar 
auf die Kassen dekretiren, nachstehendes verfügt ist: §. 1. ' 

„Alle Dekreturon auf die Gen.- Staatskasse, auf die Amortisations— . 
kasse und die drei Kreiskassen, müssen durch die Kassenkommission 
geschehen; auf die Münzkasse, durch die Münzkommission; auf die 
General- und Spezialpostkassen, durch die Okerpostdirektion; auf die 
Forstverrechnungen, durch die General -Forstkommission; auf die 
Obereinnehmereien , Domänenverwaltungen , Amts-, Flufs- und Stra- 
fsenbaukassen , durch die Kreisdirektorien; — auf die Hüttenkassea 
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In beiden Methoden werden Ausgaben, die* wie z. B. Be- * 
soldungen und Pensionen etc., in Absicht auf Gegenstand , Be- 
trag und Empfänger fest bestimmt, und für das ganze Jahr un- 
veränderlich sind, zur Vereinfachung der Geschäfte, am Anfänge 
des Jahres, und für dasselbe, auf die Kasse angewiesen; die 
Anweisungen der Minister aber nur auf die Hauptkasse abge- 
geben, die ihre Realisirung unmittelbar bewirkt, oder aber du^ch 
die Bezirks- und Elementarkassen bewirken lälst. 

Die Förmlichkeiten in .Betreff des Ordonnanzirens und der 
Ordonnanzen selbst; (») die Frage: ob die Departementsmini- 
ster über ihren Kredit im Ganzen (en masse oder en bloc) dispo- 
mren können, oder aber streng an die Innehaltung der für jedes 
Kapitel, oder für jeden einzelnen Artikel in dem Budget ausgewor- 

fenenSumme gebunden sind? — Spezialität der Fonds, • 

jene: ob Ersparungen, die ein Departementschef auf sein Budget 
macht, seinem Departement verbleiben, oder aber zur Disposition 
der Staatskasse zurückfallen? — So wie andere Fragen der Art, 
sind von .der besondern Gesetzgebung abhängig, die in dieser 
Beziehung in jedem Staate besteht. , , . . 

. r * (• 

b» # Die Fra g e über die Spezialität, die in mehreren Staaten, z.B. 
in S ch w e d e n, gesetzlich bejahend entschieden, ist vorzüglich 


durch diö Oberverwaltungen; auf die Zucht-, Irren-,. Skchenhaus- 
kaßscn , durch die Staatsanslaltendirektion.“ * 

„Alle diese Stellen müssen in ihren Anweisungen die Legitima- 
tion der höheren Stellen allegiren., sobald sie eine Ausgabe anweisen, 
welche ihre eigene Gewaltspährc überschreitet.“ , 

§. 2. „Besoldungen und Pensionen können ohne Mitwirkung 
der Kassenkoinmission auf keine Kasse angcwiefsen werden. Die 
Kassenkominission mufs aber alle Anweisungen aufßezirkskassen durch 
die Behörde laufen lassen, welcher die Befugnifs der unmittelbaren 
Dekretut auf eine solche Kasse, nach den Beslitnmungen des §. 1. 
zusteht. Die unmittelbar dekretirende Behörde hat in der Anweisung, 
Datum und Nummer des Erlasses der Kassenkoramission, ausdrücklich 
anzuführen, so wie diese den höchsten Befehl, ohne welchen keine 
Besoldung oder Pension angewiesen werden kann.“ , . 

1) Über diese in Frankreich, die Ordon. v. 14. Sept. 1822 Art. II. 
Ckaque ordonnance tfnoncera Vindication de l'exereiee , et du chapitre 
ihi credit . auxquels eile 9 applique. 
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in der französischen Deputirtenkammer vielseitig erörtert (auch ' 
. , in mehreren teutschen Ständeversammlungen in Diskussion 
gezogen) worden, insbesondere auch, die ob dieselbe nicht 
wenigstens für jedes Kapitel in dem Budget eines jeden 
. , Ministerialdepartements statt finden soll? Die Gründe, die 
für diese Spezialität angeführt werden, sind: „dafs den Kam- 
mern nicht blols das Recht der Steuerbewilligung im Allge- 
meinen, sondern auch jenes zustehe, die Verwendung des 
Bewilligten für die Staatsbedürfnisse zu disponiren, ohne 
» welche leztere Befugnifs, und wenn die Minister nicht an 
die genaue Befolgung dieser Disposition gebunden wären, 
das erstere Recht in der That illusorisch seyn würde. Der 
König sey nicht (wie behauptet worden) der Verwalter des 
Königreichs, sondern das Gesetz in Handlung, er lasse den 
Staat durch Minfster verwalten , die vor dem Gesetz verant— 
wörtlich, den Kammern zur Rechenschaft über ihre Hand— 

... lungen, über die Verwendung der zu ihrer Disposition ge— 

_ . stellten Gelder , und dafür verantwortlich seyen, dafs diese 
, , nicht <für andere Gegenstände, als für w'elche sie verwil- 
... ligt worden sind, verwendet werden.“ — Diesen Grün- 
den hat das Ministerium entgegengesezt: „dafs der König 
allerdings höchster Administrator des Königreichs sey, dafs 
von diesem Grundsätze ausgehend, so wie im Sinn , und 
, im Geist der Charte , den . Kammern nur das Recht . zu— 
stehe, die Steuern zu votiren, dem Könige aber jenes ih- 
rer Vertheilung für die Befriedigung derjenigen Ausgaben, 

. » . die er als nothwendig erachtet; dafs die Minister, wenn 
$sie in Betreff der Verwendung der Fonds, im Einzelnen 
und für jeden Artikel, an , die Vorschriften der JK^amroern 
gebunden seyn sollten, alsdann Minister der Kammern, un4 
nicht solche des Königs seyn würden; — - dafs die Spezia— 

! lität für jeden Artikel, jede Bewegung der Verwaltung 
V..; hemmen, diese beinahe unmöglich machen würde; — dafs 
eine so genaue Vorherberechnung eines jeden Ausgabear— 
tikels, als das irrdem Maafse behauptete System der Speziali— 
fi tat voraussetze, nicht möglich sey, dafs überhaupt nur 
von einer moralischen Anwendung derselben, nämlich 
von einer Friifung, Rede seyn könne:, „ob, im Fall ein 
Minister den für einen Artikel eröffneten Kredit überschrei— 
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tet, oder Fonds für andere als für die im Budget bezeichneten 
Gegenstände verwendet, diese Überschreitung oder abwei- 
chende V erwendung nothwendig gewesen sey , oder 
nicht? — Diese Prüfung stehe den Kammern allerdings 
zu, so wie den Ministern die Fflicht obliege, die Abwei- 
chungen von dem Budget durch einen Beschluis der erste— 
ren regularisiren zu lassen , Welche , im Fall sie ' dieselbe 
als unzweckmäfsig erachten, ihre Genehmigung verweigern, 
im entgegengesezten Fall aber dieselbe nicht versagen 
könnten. — (Allg. Ztg. v. 1820. Nr. 122 u. 123. — - Moni- 
teur v. 1821. Nr. 203 u. 104. — Von 1822. Nr. 66, 68, 87, 
109 u. 110.) ' '■ : ' 

ln dem Gesetz v. 25. März 1817. Art. 151. war, in 
gewisser Hinsicht die Spezialität der Kapitel ausgespro- 
chen, die auch in der Ordonnanz v. 15. Sept. 1822 Art. 2 
in so fern wieder vorgeschrieben ist, als die Minister über 
die Verwendung des für ihr Departement eröffnetfen gan- 
zen Kredits, dem Könige einen nach Kapiteln bearbeite- 
ten Repartitionsplan vorlegen, und am Schlufs des Jahres 
ihren Abschlüssen beifügen, in diesen auch etwaige Abwei- 
chungen rechtfertigen sollen. (Moniteur Nr. 260.) 

In dem Königreich der Niederlande ist die Spe- 
zialität lediglich darauf beschränkt, dafs die für ein De- 
partement ausgesezten Fonds, nicht für andere verwen- 
det werden dürfen (Fund. 5 Ges. v. 1815 §. 127); in glei- 
cher Art in mehreren anderen Staaten. * 

Überhaupt möchte eine vollständige Erörterung dieser 
Frage als praktisches Resultat ergeben, dafs, selbst im Fall 
der Gehalt der für die Spezialität angeführten Gründe als theo- 
retisch begründet angesehen werden könnte, dieselben den- 
noch ohne praktische Anwendung seyn würden, weil, wie genau 
> • . * 
auch ein Budget vorher berechnet ist, diese Berechnungen doch 

immer nur eventuel seyn können, und von nicht vorherzu- 
sehenden Umständen abhängig sind, wefshalb auch kein 
Minister dafür, dafs nicht einzelne Artikel überschritten 
werden, verantwortlich seyn kann, ohne zu erwähnen, 
dafs, wenn die Spezialität der 'Artikel, selbst jene 
der Kapitel, in ihrer ganzen Strenge geltend ge- 


I 


I 

I 

— 189 — 

\ • * 

♦ » 

macht werden sollte, ( * l 2 ) die Verwaltung nothwendig 
paralysirt werden, unter Umständen selbst Stillstehen müfste. 
Zudem und endlich möchten, sobald man nicht das prak- 
tisch mögliche, und allein wichtige, der blofsen Theorie 
aufopfern will, durch die Verpflichtung der Minister zur 
vollständigen Rechtfertigung der Überschreitungen und Ab- 
weichungen von dem Budget, alle Interessen als voll- 
ständig gewahrt zu erachten , und auch in dieser Bezie- 
hung, die Frage ohne ein reelles, praktisches Inte- 
resse seyn. 

In Verbindung mit dieser Frage, und in Beziehung 
" auf das Ordonanziren der Minister, sind in der französischen 
Deputirtenkammer mehrere Forderungen aufgestellt wor- 
den, die wegen ihres praktischen Interesses eine Erwäh- 
nung verdienen, nämlich: . 

1) dafs kein Minister eine Niederschlagungsordre ( ordon- 
nance de decharge oder de remise ) eher ertheilen 
soll, als bis die Zuläfsigkeit der Niederschlagung durch 
einen motivirten Beschlufs des Rechnungshofes aner- 
kannt ist. (*) - — • Eine Forderung, die in Hinsicht dar- 
auf, dafs die Wirksamkeit, dieser leztem Behörde 
lediglich auf die Prüfung der Rechnungen beschränkt 
ist, die Untersuchung aber, in wie fern ein Gesuch 
um Niederschlagung begründet, zu einer solchen über- 
haupt Anlafs ist ? ausschliefslich in das Ressort der an— 
ordnenden Verwaltung gehört, in keiner Hinsicht als 
gerechtfertigt erachtet werden kann; 

2) dafs den Ordonnanzen oder Anweisungen, die mit den 
Rechnungen an den Rechnungshof abgegeben werden, 
zugleich auch die Quittungen der Empfänger, über- 
haupt alle Belege vollständig beigefügt seyn sollen; — 

• * i * 

1) Wie in der Sitzung v. 26. Juni 1821 in der zweiten Kammer 
in Würtemberg verlangt worden ist. Verh. -Heft XX. S. 1691 
folg. Zum Theil auch in Baden, Verhandl. der zweiten Kammer v. 
1822 , 45. und 46. Sitzung. 

2) Aus Veranlassung des von dem Unterkassierer Matheo ge- 
machten Defektes v. 1,865,000 Fr., wegen welchem der Finanzminister 
dem Oeneralkassirer eine solche Decharge ertheilt hat. M. s. die Ver- 
handl. im Moniteur v. April 1822. v 
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was indessen nur in Absicht auf solche Dokumente, 
durch welche das ftecht des Empfängers , und die Li- 
/( i quidat der angewiesenen Summe konstatirt ward, 
' 1 ausführbar, für den beabsichtigten Zweck zugleich ge- 
nügend ist; ( l ) 

3) dafs der Betrag von Ordonnanzen, der wegen Ein- 
sprüchen Dritterer nicht sogleich ausbezahlt werden 
kann , bei der Konsignationskasse deponirt werden 
soll; — lediglich ein Gegenstand der innem Kassen- 
manipulation, welcher defshalb zu einer gesetzlichen 
Bestimmung nicht geeignet ist; 

4) dafs eine jede Ordonnanz, die nach Ablauf von sechs 

Monaten nicht ausbezahlt worden’ ist, als erloschen 
1 \ * # * • 

" betrachtet, und neu ausgefertigt werden soll, — was 

zur Erhaltung der Ordnung allerdings wesentlich, und 

auch in den meisten Staaten angeordnet ist. 

125. 

Periodische Situationsetats. Zur Gewinnung und 
Erhaltung einer fortlaufenden vollständigen Übersicht von dem 


1) Durch die erwähnte Ordonn, v. 14 Sept. 1822 sind als Belege die 
mit der Rechnung an den Rechnungshof abgegeben werden müssen, 
vorgeschrieben, für die Besoldungen, Sold, Pensionen, Diäten u. dgl. 

Etats d’effcctifis ou nominal ifs, inonqant ; le grade ou Vemploi; la posi • 
tion de presence ou d'absence ; le Service fait ; la dure'e du Service ; la 
somrne due en vertu des lois , rtglemens et dicisiqns ; — sodann: pour 
les de p en s e s du matir i el. Copies ou extraits duement certi- 
fies des ordonnances royales ou decisions ministerielles ; des contrais de 
vente , soumissions ou proces-verbaux d'ajudication ; des bau: c, eonven- 
tions ou mar che s ; ddcomptes de livraison , de riglement et de liquidest ion y 
enonqant le Service fait y et la somrne due pour d~eompte , ou pour solde . 
Zugleich verfügt, dafs: 

Art. 19. Dans les premiers jours de chaque mois , les payeurs du 
iresor enverront au Ministere des finances , tous les acquits , et aufret 
piiees justificatives des depenses qui aurout ete payees pendant le mois 
precedent ; cet envoi sera accompagne de borderaux sommaires pas exer- 
cice y Minister* r, et service. — XJn double de chacun de ces bordereaux 
sera remis par le payeur , dans le mime delai aux different ordonnateurs 
secondaires ; ceux-ci , aprls les avoir revftus de leur visa f les transmet- 
tront immediatement ä leur Alinisfire respectif , qui powrra ainsi consta- 
ter dans ses ecritures , sa liberation definitive envers ses creanciers , et 
en rattaeher les resultais aux chapitres et arlielee de sort budget. 
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Erfolge der Einnahme, in wie fern nämlich dieser den 
eventuellen Berechnungen des Budgets (und beziehungs- 
weise jenen in den Etats für die einzelnen Verwaltungszweige) 
entspricht; und eben so in Absicht auf die Ausgabe, in wie 
fern mit Rücksicht auf den verflossenen Zeitabschnitt die 
Leistungen der Kassen den budgetmafsigen Festsetzungen ge-* 
mäfs sind , dieselben entweder nicht erreichen , oder aber 
übersteigen ; zur Darstellung der jedesmaligen Lage der gesamm— 
ten, so wieder einzelnen Verwaltungen in Absicht auf ihre finan- 
ziellen Resultate, zu einer solchen des Zustandes der Staatshaupt— 
kasse; überhaupt zur Übersicht der Lage des gesammten Staats- 
haushaltes, wird periodisch, gewöhnlich am Schlüsse eines je- 
den Monates, bei einer jeden Kasse, ein Situationsetat ge- 
fertigt, welchen dieselbe bei der ihr unmittelbar vorgesezten 
Behörde, diese aber bei dem Finanzministerio einreicht. In 
diesen Situationsetsetats, werden (Geld und Naturalien getrennt) 
die Einnahmen und Ausgaben, die in den verflossenen Mona- 
ten statt gefunden haben, sodann diejenigen in dem Monate, 
für welchen der Etat gefertigt ist, summarisch nachgewiesen, 
und mit den korrespondirenden Etatspositionen balanzirt, so 
dafs übersichtlich sich darstellt, was bis zum Tage des jedesmali- 
gen Abschlusses wirklich erhoben, Für die die verflossene 
Periode rückständig, und für das Etatsjahr noch zu er- 
heben; — sodann, was für jeden Artikel des Budgets wirk- 
lich bezahlt, auf die schuldigen , verfallenen Zahlungen 
noch rückständig, und nach Maafsgabe des Budgets noch 
zu beza hl en bleibt. ( l ) • ' .... 

Der Haupt -Situationsetat für die Staatshanptkasse wird 
bei dieser, die Hauptübersicht für den gesammten 
Staatshaushalt aber, durch die S t a a t sb uc h ha 1 te r e i 
gefertigt, bei welcher zugleich das Detail der Bruttoeinnahme 


1) Ein Beispiel von der formellen Einrichtung dieser Etats , in 
dem 4. Abschnitt. Dieselbe ist auch in der Hauptsache die nämliche 
für die Elementarverwaltungen , und nur nach Verschiedenheit des 
Gegenstandes modifizirt. 

Andere Vorschläge finden sich in dem angeführten Werke von F e- 
der §. 239. folg.,, die jedoch in Hinsicht auf ihre Anwendbarkeit 
. manchem Zweifel zu unterliegen scheinen. 
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• und jenes aller Arten von Aufwand so gebucht werden 
mufs, dafs auf jedesmaliges Erfordern der vollständige Ertrag 
aus einer jeden Einnahmequelle, in gleicher Art die Volle Ver- 
wendung fiir jeden Artikel des Staatsaufwandes, überhaupt die 
Resultate sowohl von einer jeden einzelnen Verwaltung, als 
auch für den gesammten Staatshaushalt, dargestellt werden 
. können. Fiir die Erreichung dieses Zweckes müssen bei An- 
legung der Bücher die Etats zum Grund gelegt seyn, so wie 
in Absicht auf die Staatsbuchhalterei überhaupt nothwendige 
Bedingung ist, dafs sie mit der Verwaltung sich stets gleich- 
zeitig bewege. ( l ) * ' 

Aufser den monatlichen Situationsetats, sind in mehreren 
Staaten tägliche Kasse nrapporte der Hauptkasse zur Über- 
sicht des täglichen Einganges an Zahlungsmitteln und ihres 
Abganges, eben so dergleichen für den Eingang von einzelnen 
Revenüen zweigen in einem bestimmten Zeiträume vorgeschrie- 
ben, aus deren Bestimmung sich zugleich ihre Form ergibt. 

> 

§. 126 . 

Abschlüsse. Ein jedes Finanz- oder Etatsjahr bildet ein 
für sich abgeschlossenes Ganzes, dessen Einnahmen und Ausgaben 
weder mit jenen des vorhergegangenen Jahres, noch mit jenen 
des nachfolgenden vermengt werden dürfen , was jedoch die 
Verwendung der Fonds die am Schlüsse eines Etatsjahres in 


1) Solche Staatsbuchhaltungen sind in den meisten Staaten ange- 
ordnet. Z. B. in Ö s t r e i c h bei dem Gen. Rechnungsdirektoriuni, 
die Hauptbuchhaltern mit 14 besonderen Buchhaltereien theils für ein 
zelne Revenüenzweige , theils für einzelne Provinzen. (Lichten- 
sternS. 510. Hof- und Staatsschematismus für 1820. S. 333. — 
In Baiern, die Staatsbuchhalterei als Zentralhüreau in dem 
Finanzministerium. — In Preufsen, mit der Steuerkontrole rer- 
bunden. — In Sachsen, die Finanzbuchhalterei bei dem Geheimen 
Finanzkollegium und die Obersteuerbuchhalterei. Hönigl. Sachs. 
Hof-, Zivil - und Militärstaat für 1819. S. 65.52, — in Baden mit 
der Hassenkommission. — ln Würtemberg, mit der Oberrech- 
nungskammer verbunden; aufserdem eine besondere Buchhallerei in 
jedem Ministerium. . (Verordn, v. 17. Juni 1822, die Errichtung be- 
sonderer Ministerialkassen betr.) — In Frankreich befindet sich die 
Hauptbuchhaltung in dem Finanzministerium , und eine besondere in 
jedem Depart.-Ministerium. (Ordonn. v. 14. Sept. 1822. Art. 18. folg.) 
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der Kasse vorhanden sind, für die Bedürfnisse des neuen Fi- 
nanzjahres nicht ausschliefst. (*) Weil aber die Einnahmen 
für ein Finanzjahr im Laufe desselben nicht vollständig 
eingezogen und eben so wenig die Ausgaben für dasselbe voll- 
ständig berichtigt werden können, wird der definitive Ab- 
schluss desselben über jenen des Ree hn ungsjah res hin- 
ausgerückt, hierdurch aber ein zweifacher Abschlufs erfor- 
derlich, nämlich: ein vorläufiger Abschlufs, am Schlüsse 
des Rechnungsjahres , der in der Totalisirüng der Einnahmen 
und Ausgaben, die in den zwölf Monaten wirklich statt «e- 
habt haben, besteht; sodann der finale oder definitive 
Abschlufs , welcher leztere alle Einnahmen und 
alle Ausgaben, die für das Finanzjahr ( Exercice ) 
bis zu seinem definitiven Abschlufs statt gehabt 
haben, in sich fafst, mithin die Resultate der finanziellen 
Verwaltung in diesem Jahre, vollständig darstellt. 

Die formelle Einrichtung dieses Abschlusses ist von 
dem System upd von den Formen abhängig, die in jedem 
Staate für das Kassen wesen und für die Komptabilität vorge- 
schrieben sind: in einer jeden Form aber erforderlich, dafs die- 


1) Eine sehr treffende hierher’ gehörige Äufserung in dem Re- 
chenschaftsbericht des Ministers des öffentlichen Schatzes v. 15. IVivose 
XIII. (1805) „La dislinction des ex ercices n’existe reell ement que dans 
les comptes , et n'aurait aucune utiliie A Vegard du materiel des j'onds 
en caisst r. Elle a n pour objet de viaintenir Vordre dans V administration 
des deniers public s , et de faire connoi/re A loutes les epoques de V atmet 
la Situation de nos ßnances. Ainsi tous les fonds de quelque source 
qu'ils proviennent , Hont propres A ioutes les dt'penses ; et ceite faculte 
d'en äisposer indistinctement , augmenie les moyens et entretient la cir 
culation. Cet avantage resulie essenticllemeni de la reunion de tous les 
revenus de Vetat dans une caisse uni que. Vn exercice qui commence , u'a 
pas encore la disposition des moyens qu'il obtiendra ensuite; et pour que 
les (Upensei qui lui sont propres , puissent iire acquittees , il est necessaire , 
qu'il soit d'abord aide par les receties des exercices precedens , et de 
meine il aidera plus tard les exercices qui suite ont. La balance s'etü- 
blit bientöt , et Vordre est lei , que la somme des emprunts reciproques 
des exercices , et compensJe par les rembour semen s. Ces viremens faci- 

pient le Service, et les revenus de Ve'tat reqoivent en dernier resuliat leur 
applicaiion reguliere, legale et anuelle . 

II. 
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selbe mit jener des Budgets genau korrespondire, dafs mithin sowohl 
die statt gehabten Einnahmen , als die Nachweise der Ausgaben, 
unter den nämlichen Abtheilungen (Titeln, Kapiteln, Artikeln) 
wie in dem Budget dargestellt werden. Zur Begründung des Ab- 
schlusses müssen demselben nachstehende Belege, nämlich: 
a) zwei summarische Generaletats, der eine über alle wirk- 
lichen Einnahmen der Hauptkasse im Laufe des Jahres, mit 
den erforderlichen Auxiliaretats über die Quellen, aus wel- 
chen eine jede Einnahme erfolgt ist; der andere für die ge— 
sammte Ausgabe, mit ähnlichen Auxiliaretats über die 
Fonds, mitweichen, und über die Kassen, auswelchen 
dieselben berichtigt worden sind, — b) sodann zur Übersicht 
des Verhältnisses der wirklichen Ausgabe, zu den budget— 
mäfsigen Fixationen für die Zivilliste, die Staatsschuld , für je- 
des Ministerialdepartement etc. eine Vergleichung beider, mit 
Anzeige der Summen, die verwendet, disponirt, aber noch nicht 
realisirt, noch zu verwenden, oder aber erspart sind, (Situation 
der Credite) — beigefugt seyn. (‘) 

§. 127. * 

Der Zeitpunkt für den Schlufstermin des 'vorläufigen 
Abschlufses, der, wie so eben erwähnt, jedesmal nur die zwölf 
Monate des Rechnungsjahres umfafst, ist von der Festsetzung 
desjenigen abhängig, der für den Anfang des Finanzjahres vor- 
geschrieben ist, der Zeitpunkt für den definitiven Abschlufs 
aber, besonders gesetzlich bestimmt. Gewöhnlich ist derselbe 
sechs bis neun Monate über den erstem hinaus erstreckt, so 
dafs niemals mehr als das Budget von zwei Finanzjahren (des 
laufenden und des uraittelbar vorhergehenden) zu gleicher Zeit 
offen sind. ( a ) 

ln Staaten mit einer repräsentativen Verfassung wird dieser 


1) In der im Texte erwähnten Art vollständig bearbeitet, sind 
nur die Abschlüsse der Finanzverwaltung in England (die allegir- 
teil ßnance-accounl*) und in Frankreich (die comptet generaux du 
ire/ior publii - ) zur Kemftnifs des Publikums gekommen , aus welchen 
lezteren die Formulare in dem 4. Abschn. entnommen sind. 

2) In Frankreich z. B. ist der vorläufige Schlulstermin der 
lezte Dezember, als der lezte Tag des Rechnungsjahres. Das Finanz- 
jahr (Exercice) bleibt zum Ordonanziren der Departementscheft offen 
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definitive Abschlufs, eben so wie das Budget, durch ein Gesetz 
sanktionirt {loi des comptcs ), * in welchem etwaige Etatsüber- 
schreitungen oder budgetwidrige Verwendungen der Fonds re— 
gularisirt werden, und in welchem überhaupt alles geordnet, 
disponirt, festgesezt wird, was auf den gänzlichen Abschlufs 
eines Finanzjahres Bezug hat. Auf so lange als ein solcher de- 
finitiver Abschlufs nicht erfolgt, und die Rechnung für das Fi- 
nanzjahr noch offen ist, werden die aus demselben noch rück- 
ständigen Einnahmen fiir Rechnung dieses Jahres und zur Er— 
füllung des Einnahmebudgets desselben eingezogen, auf welche 
zugleich die für dieses nämliche Jahr noch rückständigen und 
' zpi befriedigenden Ausgaben, von den betreffenden Departe- 
mentsministern angewiesen werden. (*) 


bis zum 30. September des folgenden Jahres; definitiv geschlossen 
aber und an den Rechnungshof übergeben, wird die Rechnung am 
31. Dezember dieses folgenden Jahres. (Ordon. v. 14. Sept. 1822.) 
Eben so in Baiern. (M. s. j2. Beilagenheft der Verhandl. v. 1822. S.38.) 

Eine entgegengesezte Gesetzgebung findet z. B. in dem Grofsherz. 
Baden statt (Verordn, v. 5. April 1819), woselbst alle Finanzrech- 
nungen mit dem lezten Mai eines jeden Jahres geschlossen , alle an 
diesem Tage verbliebenen Aktiv- und Passivreste in die Rechnung 
des folgenden Jahres übertragen werden ; in die Rechnung des 
laufenden Jahres, nichts als was am Schlufstagä wirklich eingegangen 
oder wirklich bezahlt war, aufgenommen, die Rechnung über den 
vorerwähnten Termin hinaus nicht offen gehalten werden darf. — - 

Diese Anordnung mufs unvermeidlich die Folge haben , dafs in 
keinem Jahr die Revenuen, die für dasselbe eingegangen, eben so we- 
nig als die Ausgaben, die für dasselbe wirklich geleistet worden sind, 
vollständig in der Rechnung nachgewiesen werden können, worin 
zum grofsen Theil die Ursache der Swierigkeit liegt, welche in der Dis- 
kussion des Budgets statt findet. 

1) ln mehreren Staaten wird die Anfertigung der Abschlüsse 

nicht durch das Finanzministerium, sondern durch eine andere Be-' 

% * 

hörde, z. B. in Baden durch die Kassenkommission, in Baiern • 
durch den obersten Rechnungshof, bewirkt, den der'Finanzminister in 
seinem bereits angeführten Bericht an den König um defswillen als 
die hierzu geeignete Behörde ansieht, „weil derselbe über die Rich- 
tigkeit der Einnahme und Ausgabe einer jeder einzelnen Kasse zu cr~ 
kennen habe und daher nicht nur die einzelnen Rechnungen und Ab- 

13 * 
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Eine andere, von der vorstehenden abweichende Thoerie, 
ist in einer Abhandlung: die Etats wirthsch aft in 

Würtemberg, in dem 1. Heft der staatswirthshaft— 
liehen Blätter, Stuttg. 1820, aufgestellt, die indessen bei 
genauerer Prüfung den Bedingungen und richtigen Grund- 
sätzen der Etatswirthschaft nicht gemäl's scheint. Diese 
Theorie ist nachstehende: 

1) „Zahlungsrückstände die bereits im Laufe des Etatsjahres 
auf die Kasse angewiesen, aber noch nicht wirklich ge- 
tilgt sind, bedürfen in dem neuen Jahre keiner Anweisung 
mehr, sondern können auf den Grund der geprüf- 
ten Rückstandsverzeichnisse bezahlt und ver- 
rechnet werden.“ (S. 15.) 

In einem wohlgeordneten Staatshaushalte darf keine 
Kasse anders Zahlung leisten, als gegen spezielle An- 
weisung, in welcher der Gegenstand und die Summe ? 
die bezahlt werden soll, ausgedrückt ist. Am wenig- 
sten können Zahlungen auf den Grund von Rück- 
standsverzeichnissen bewirkt werden, deren 
Aufstellung im Detail und mit der erforderlichen Ge- 
nauigkeit und Bestimmtheit, in dem Zeitpunkte des vor- 
läufigen Abschlusses selbst nicht einmal thunlich ist. 
Sind zurZeit des vorläufigen Abschlusses Ausgabeposten 
vorhanden, die bereits angewiesen, aber noch 
ni?ht wirklich bezahlt sind, dann werden die für 
ihre Zahlung disponiblen Fonds entweder als Deposi- 
tum behandelt, oder in dem Kassenkonto über den Be- 
stand besonders nachgewiesen. 

rechnungen, aU9 welchen die allgemeine Übersicht gebildet werden 
müsse, besitze, sondern auch mit der Verwaltung selbst 
durchaus nicht beschäftigt sey.“ — Eben aus diesem Grunde 
und weil die Abschlüsse die Resultate der Handlungen, der Verwal- 
tung, in so fern diese die Verwendung der Einnahme betreffen , dar- 
steüen, möchte es scheinen, da fs der Rechnungshof nicht die geeignele 
Behörde sey , dafs die Abschlüsse von der Behörde die für die Hand- 
lungen der Verwaltung verantwortlich ist, aufgestellt werden müssen, 
gegen welche der Haaptabschlufs, den der Rechnungshof nach Erledi- 
gung aller Rechnungen aus einem Finanzjahr fertigt, zur Honlrok 
dient. ■ . ‘ i . 


-Df, 
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2) „Zahlungsrückstände aber, die am Schlüsse des Etatsjahres 
(?) noch nicht in Zahlen ausgedrückt waren , und erst 
im Laufe des neuen Verwaltungsjahres wirklich be- 
stimmt werden, betreffen entweder Kosten der unmittel- 
baren Verwaltung (Elementarkosten), oder der allgemei- 
nen Verwaltung (allgemeine Staatsausgaben). Die erste- 
ren können von den vorgesezten Verwaltungsbehörden 
auf die Spezialkassen angewiesen werden“ — (doch wohl 
nur in so fern als diesen Behörden von dem betreffenden 
Minister hierzu ein Kredit eröffnet ist) — „die Anweisung 
der lezteren aber, kommt allein dem Finanzmi- 
nisterium zu, welches die Restverwaltung 
unmittelbar zu leiten hat, um nicht nur die Dek— 
kung der Zahlungsrückstände, sondern auch die Er- 
haltung eines angemessenen Vorrathkapitals zu sichern.“ 
Bei dieser Ansicht sind offenbar das Rechnungs- 
jahr und das Finanzjahr mit einander konfundirt, 
da nur bei dem Abschlüsse des erstem , Zahlungsrück- 
stände vorhanden seyn können, die wie so eben erwähnt, 
behandelt werden, nicht aber beim Schlufs des lezteren, 
ausgenommen im Fall eines Defizits, dafs aber bei 
dieser Ansicht nicht supponirt ist. Sodann dürfte kaum 
zu verkennen seyn, dafs durch die Realisirung dieser 
Ansicht, die Übersicht und Ordnung anstatt begründet 
zu werden, wirklich gefährdet und gestört werden mufs, 
indem wenn, wie aus dem Zusammenhänge sich ergibt, die 
Befugnifs der Departementschefs zur Anweisung mit 
dem Schlüsse des Rechnungsjahres aufhören sollte, 
keiner die etatsmäfsigen Verwendungen für sein De- 
partement vollständig würde übersehen, und in sei- 
ner Buchhalterei verrechnen lassen können, weil nach 
Maafsgabe dieses Systemes, nicht er allein, sondern zum 
Theil auch das Finanzministerium über das Budget für 
seinDepartement verfügen würde, dasleztere nämlich über 
alle Ausgaben, die nach dem Schlüsse des Rechnungsjahres 
zu berichtigen sind. Zudem scheint eine Anordnung, 
wie die so eben erwähnte, für die Erreichung der 
Zwecke die sie beabsichtigt nicht erforderlich, indem auf 
der einen Seite der in dem Budget überhaupt berechnet« 
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Aufwand durch die in demselben nachgewiesenen Ein- 
nahmen gedeckt seyn muls, auf der andern Seite aber 
kein Departementschef den Kredit, der demselben über- 
haupt und für jeden einzelnen Bedarf eröffnet ist, 
überschreiten darf, defshalb aber auch das Vorraths— 
kapital nicht angreifen oder absorbiren kann, was 
überhaupt nur in dem Fall, dafs Ausfälle in den be- 
rechneten Einnahmen statt finden, oder neue, in dem 
Budget nicht vorhergesehene Ausgaben zu bestreiten 
sind, möglich seyn würde. Eine Anweisung von solchen 
kann aber nur mit spezieller Autorisation des Regenten 
die selbst durch ein Gesetz regularisirt werden mufs, 
selbst statt finden, was daher willkührliche Eingriffe 
in das Betriebskapital unmöglich macht. Überhaupt 
möchte die Voraussetzung einer besondem Restver- 
waltung für die laufende Verwaltung, als eine Ano- 
malie in der Etatswirthschaft erscheinen, die nicht wohl 
zu rechtfertigen seyn dürfte. — Auch ist, so weit dem 
Verfasser die Einrichtungen in den verschiedenen Staa- 
ten bekannt sind, das berührte System nirgends reali- 
sirt; vielmehr werden allgemein erstnach bewirk- 
tem definitiven Abschlüsse, bei dessen Ge- 
nehmigung für etwa noch rückständige Ausgaben Vor- 
sorge getroffen wird , die. alsdann verbleibenden Über- 
schüsse zur Disposition des Finanzministeriums gestellt. 

3) „Die einzelnen Ministerien können blos auf den Grund 
und innerhalb der Grenzen des genehmigten Etats, An- 
weisungen auf die Staatskasse ausstellen, und ihre Be- 
fugnifs mufs daher mit dem Zeitpunkte sich schliefsen, 
als die Wirkung des Etats aufhört, was am 
Rechnungsschlufse geschieht 

Der hier aufgestellte Grundsatz ist vollkommen 
richtig, nicht aber seine Anwendung, die wie aus dem 
ganzen Zusammenhänge sich ergibt, auf einer Ver- 
mengung des Abschlusses des Rechnungsjahres mit 
jenem des Finanzjahres beruhet Erst mit dem {Schlüsse 
dieses leztern, kann die Befugnifs der Departe- 
mentschefs aufhören , worüber auf das , was bereits 
angeführt worden ist, Bezug genommen wird, 
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4) „Der Erfolg der Verwaltung spricht sich in dem 
Jahresabschlüsse aus. Dieser Abschlufs mufs der Rech- 
nung so nahe als möglich geruckt werden , und mög- 
lichst vollständig seyn. Durch denselben soll die Fi- 
nanzverwaltung den Erfolg der Verwaltung des lezten 
Jahres und die Verbindlichkeiten kennen lernen, wel- 
che sie aus dem abgelaufenen Etatsjahr in das 
neue überträgt.“ (S. 21. §. ß.) 

Eben in diesem so nahe rücken liegt der Grund des 
Übels, so wie auch die leztere Ansicht nicht richtig ist. Jedes 
Etatsjahr bildet ein für sich abgeschlossenes Ganze, das 
seine ihm eigenen Ausgaben, durch die densel- 
ben ebenfalls eigenen Einnahme decken mufs. 
ln dieser Hinsicht können daher aus einem vor- 
hergegangenen Jahra, keine Verbindlich- 
keiten als solche des nachfolgenden Jah- 
res auf das Budget dieses leztern ü berge- 
hen. Diejenigen Ausgaben die in dem Budget des vorher- 
gegangenen Jahres vorhergesehen, und auf dieses ra— 
dizirt waren , müssen auch aus seinen Mitteln gedeckt, 
und in so fern diese nicht zureichend sind, durch 
Anweisung von besondern Fonds ergänzt werden. 
Findet eine Fortsetzung von Aufwand für einen Ge- 
genstand, auch in dem folgenden Jahr statt, dann 
wird seine Befriedigung eine neue und eigene Ver- 
bindlichkeit des neuen Etatsjahres und Budgets, in 
welchem die Deckung für denselben, berücksichtigt 
werden mufs. 

i 

5) „Alle Einnahmen oder] Ausgaben welche in einem 
Etatsjahre zurückgeblieben sind, können in dem folgen- 
den nicht nach Gegenständen unterschieden wer- 
den, vielmehr erscheinen sie blos unter der allgemeinen 
Rubrik: Reste, und die Verwaltung erfährt den 
wahren Erfolg von einzelnen Rubriken ent- 
weder gar nicht, oder nur auf dem Wege mü- 
hevoller Unter suchung. Daher ist es so wichtig, 
dafs alle Einnahmen und Ausgaben eines gegebenen Ver- 
waltungsjahres , auch wirklich im Laufe desselben, auf 
die Haupt- und Spezialkassen angewiesen werden.“ 
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Eben in dem gerügten Übelstande, der, weil 
nicht alle Ausgaben eines Etatsjahres, im Laufe des 
Rechnungsjahres angewiesen werden können, in dem 
erörterten Systeme unvermeidlich und im höchsten 
Grade verderblich ist, liegt zugleich der Beweis der 
Unrichtigkeit und Unhaltbarkeit der Theorie, die dem- 
selben zum Gründe liegt , die , wie es scheint, 
• einzig durch Nichtbeachtung des Unterschiedes zwi- 
schen dem vorläufigen Abschlüsse des Rech- 
nungsjahres, — der lediglich Kassensache ist, — 
und dem definitiven Abschlüsse des Finanz- 
jahres, durch welchen eret die Verwaltung des Etats- 
jahres vollständig abgeschlossen wird, — entstanden ist, 
und zu Anordnungen nöthigt, die nach richtigen Grund- 
sätzen der Etatswirthschaft nicht zu rechtfertigen sind. 

§. 128 . 

Kassenverwaltung. .Die besonderen Geschäfte in 
Absicht auf die Kassenverwaltung und die Formen für die- 
selben betreffen theils den innern Kassendienst, nämlich die 
Förmlichkeiten, die in Betreff der Vereinnahmung und der Ver- 
ausgabung der Gelder vorgeschrieben sind, jene für die Ver- 
rechnung dieser Gelder mit Hinsicht auf die Verhältnisse, die 
in Absicht auf die Geschäftstätigkeit der verschiedenen Klas- 
sen von Kassenbeamten, die bei der Vereinnahmung und Ver- 
ausgabung, und bei der Verrechnung konkurriren, statt finden; 
theils beziehen dieselben sich auf die Kontrole der Kas- 
senverwaltung, und auf die Formen, in welchen die de- 
finitive Verrechnung nach Maafsgabe der in iedem Staate 
bestehenden Vorschriften bewirkt wird. 

Postulate in Ansehung der Anordnung von Kassen selbst 
sind, dafs ihre Anzahl nicht über den absoluten Bedarf ver- 
vielfältigt, in Ansehung der Geschäftsführung bei denselben 
aber, dafs diese nicht durch Förmlichkeiten, die nicht wesent- 
lich sind, komplizirt werde; sodann Grundsatz, dafs der 
Haushalt einer jeden Kasse auf einen Etat gegründet seyn 
mufs, und zwar in dem Maafse streng, dafs weder eine Ein- 
nahme, noch eine Ausgabe, die nicht in dem Etat genehmigt 
ist, ohne spezielle Autorisation die erstere nicht einnahmlich 
verrechnet die leztere nicht realisirt werden darf. An diesen 
für die Erhaltung der Ordnung unerläfslich nothwendigen er- 
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sten Hauptgrundsatz, schliest als zweiter sich an, dafs alle An- 
ordnungen und Anweisungen zur Bewirkung von Zahlungen, 
nur auf die Hauptkasse abgegeben werden dürfen, welche 
dieselben entweder unmittelbar realisirt, oder aber durch die 
Kreis- oder Elementarkassen bewirken läfst, welche die quit- 
tirten Anweisungen derselben als Baarsendung zurechnen. 

In jedem Staate bestehen besondere (im Allgemeinen 
willkürliche) Vorschriften für die Förmlichkeiten, die bei Ver- 
einnahmung und Verausgabung der Staatsgelder zu beobach- 
ten sind , überhaupt dergleichen für den innern Kassendienst. 
Dieselben bezwecken sämmtlich eine gröfsere Verläfsigung in 
demselben , wohl auch Sicherheit gegen mögliche Malversa— 
tionen oder Nachlässigkeiten der Kassenbeamten; wie z. B. 
das Paraphiren eines jeden Blattes in den Kassenbüchern 
durch den Aufsichtsbeamten , um zu verhüten , dafs keine 
Blätter ausgeschnitten, und andere an ihre Stelle eingescho— 
fcen werden können; die Vorschrift, dafs kein Geld in Kasse 
genommen, keine Zahlung aus derselben geleistet werden darf, 
ehe nicht der Post zuvor zu Buch getragen ist; die Anord- 
nung, dafs die Quittungen des Kassirers, um giltig zu seyn, 
von dem Kontroleur visirt seyn müssen; die Vorschriften in 
Betreff der Sortirung, Verpackung, Etiquetirung der Geld- 
sorten; jene wegen Behandlung der Gelder, die noch nicht de- 
finitiv verein ahmt 'oder verausgabt werden können; wegen 
der Form und Behandlung der Belege u. dergl. 

Überhaupt ist die Geschäftsführung und Behandlung bei 
den Kassen, von der Anzahl und von den Verhältnissen der 
Kassenbeamten, die Anzahl, Stellung und die Geschäftsattribu- 
tionen dieser lezteren aber, theils von der Wichtigkeit der 
Kasse, theils von dem Systeme abhängig, welches überhaupt 
in Betreff der Verwaltung des Kassen wesens in Anwendung ist. 
Wo bei gröfseren Kassen ein besonderer Direktor oder 
leitender Oberbeamter angestellt ist, gehört zu dessen Geschäfts— 
kreis alles, was auf die Leitung des Ganzen, auf den eigentlich 
administrativen Theil des Kassenwesens, auf die Unterhaltung 
der Geschäftsverbindung mit dem Finanzministerium und mit 
den übrigen Ministerialdepartements Bezug hat; die Führung 
der Korrespondenz mit den Behörden und übrigen Kassen; die 
Sorge für den richtigen Eingang der etatsmafsigen Einnahmen 
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in den festgesezten Terminen (so, in mehreren Verordnungen 
ausgedrückt; eigentlicher aber, stete Wachsamkeit darauf, ob 
dieser Eingang in den bestimmten Terminen erfolgt) , und die 
Anzeige an das Finanzministerium, im Fall Stockungen eintreten ; 
in Betreff der Ausgaben aber die Disposition der Fonds zum 
Behuf ihrer pünktlichen Realisirung. In einigen Staaten ist diesen 
Beamten, selbst eine Art von Kontrole gegen die Departements- 
chefs in so fern übertragen, als dieselben dafür, dafs keiner 
den ihm eröffneten Kredit überschreite, verantwortlich erklärt 
sind, welche Attribution jedoch aufser ihrem eigentlichen Ge- 
schäftskreise zu liegen scheint, so wie überhaupt eine solche Kontro- 
le von diesen Beamten nur unvollkommen realisirt werden kann. ( 1 ) 
Die Attributionen und Geschäfte des Kassirers (wo 
Einnahme und Ausgabe einem Beamten übertragen), des Ein- 
nehmers und Zahlmeisters, wo beides getrennt ist; jene 
des Kontroleurs und der Buchhalter etc., ergeben sich 
im Allgemeinen aus der Dienstqualiiikation dieser Beamten. Die 
Reglements und Dienstinstruktionen enthalten die besonderen 
Geschäftsattributionen, die in einzelnen Staaten denselben über- 
tragen sind. 

Ein wesentlicher Theil der Geschäftsführung bei den Kas- 
sen besteht in der Führung der Bücher, von welchen die 
nachbenannten die gewöhnlichen, und zugleich die wesentli— 
ohen sind, nämlich : 

a) Ein Journal oder Tagbuch, in welches eine jede Ein- 
nahme und eine jede Ausgabe, in dem Augenblicke wo die- 
selbe statt hat, in chronologischer Ordnung, bei der Einnahme 
mit Bezeichnung der Quelle aus welcher, bei der Ausgabe 
mit Bezeichnung des Gegenstandes für welchen, \ind bei 
> beiden mit Hinweisung auf das Folium, äuf welchem der 
Post in dem Manual gebucht ist, eingetragen werden: und 
zwar nur ein Hauptjournal, in welches, im Fall die 
durchaus heterogene Natur der Revenüen oder sonstige 


1) Man s. z. B. die Instruktion für die künftige Einrichtung des 
Staatskassen- und Rechnungswesens in Würtemberg, v. 10. ISor. 
1818; die Kur hessische Verord. v. 29. Junius 1821; die grofsh. 
Hessische v. 26. Juni 1821. — Über die Geschäfte und Pflichten 
der verschiedenen Kasscnbeamtcn, Feder 1. c. §. 222. 
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Verhältnisse (Metallgeld, oder Geldwerthe, Effekten) die 
Führung besonderer Journale unerläfslich macht, alle Poste 
aus diesen ebenfalls eingetragen werden müssen. ( l ) 

Jeder Eintrag (Post) wird mit einer Ordnungsuummer 
versehen, welche von dem ersten Tage des Jahres bis zum 
iezten ununterbrochen^ fortläuft, wogegen das Journal selbst 
jam Abend eines jeden Tages abgeschlossen und die Schlufs- 
summe auf den folgenden übertragen wird, bis zum Schlufs 
des Monates, der sodann für sich abgeschlossen wird. Die 
Schlufssumme des Monates aber wird nicht auf den fol- 
genden übertragen, sondern erst am Schlufse des Jahres von 
allen zwölf Monaten besonders zusammengezogen. 

Ö O 

b ) Ein Manual, bei dessen Einrichtung das vollständige 
Detail des Rübrikensystems in dem Etat der Verwaltung, 
für welche dasselbe angelegt wird, zum Grund gelegt seyn 
mufs, und in welchem, mit Hinweisung auf das Folium und 
auf die Nummer des Journals , alle Einnahmen und Ausga- 
ben unter die geeignete Rubrik so zu Buch getragen wer- 
den, dafs das abgeschlossene Manual die vollständige Rech- 
nung bildet. 

Aufser diesen beiden Hauptbüchern, werden sodann das Kon— 
trolbuch des Kontroleurs, wo ein solcher bei der Kasse angestellt 
ist, Sorten-, Depositen-, Effekten-, Konti-, etc., überhaupt 
so viele Hilfsregister geführt, als die Verhältnisse der Kasse er- 
fordern. 

ln Staaten, in welchen für die Einnahmen und für die Aus- 
gaben besondere Kassen angeordnet sind (Ober-* oder Zentral— 


1) Der nächste Zweck des Journals besteht in der Gewinnung 
und Erhaltung einer fortlaufenden Übersicht von dem jedesmali- 
gen Zustande der Hasse, und in einer Kontrole für diesen gegen die 
Kassenbeamten, welcher aber durch die Anlegung und Führung von 
mehreren Journalen gefährdet wird. Eine solche Einrichtung ist um 
so zweckloser, weil durchaus nichts dazu nöthigt, indem, wenn bei 
einer Kassenbehörde verschiedene Manuale geführt werden, nichts 
weiter erforderlich ist, als dafs einem jeden derselben eine besondere 
Letter gegeben, in dem Journale aber eine besondere Kolonne für 
ihren Eintrag gezogen werde, bei welchem, wenn der Kassenbearale 
die ohnehin pflicjitmäfsige Aufmerksamkeit auf denselben verwendet, 
Irrung u. dergl. nicht zu besorgen ist. 
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einnahme, Zahlamt), werden bei einer jeden derselben die 
nämlichen Bücher geführt, in Betreff welcher allgemeine Vor- 
schrift ist, dals in denselben nichts dipchgestrichen , keine Zahl 
radirt und überschrieben werden darf. (*) 


Für die Behandlung des Rechnungswesens bestehen 
zwei Hauptmethoden, nämlich: die sogenannte Kam er al- 
rechnungsform, sodann die doppelte Buchhal- 
tung; als eine dritte Methode kann die Einrichtung des 
Rechnungswesens in Frankreich angesehen werden, die 
in einer modifizirten und vereinfachten Anwendung der leztem 
besteht. ff • 

1) Über die Einrichtung des Kassen- und Rechnungswesens in 
Proufsen: Wöchner, Handb. üb. d. Kassen- u. Rechnungswesen. 
Bcrl. 1797; — in Ostreich: Unterricht üb. die Entwürfe zu einer 
verbcss. Kainerelrcchn.-Art etc. wie auf Allerh. Bef. Rechnungen zu 
führen sind etc. Wien 1786; über jene in Frankreich: IVeuge- 
bauer, Darstellung des Verfahrens im Kassen- und Rechnungswesen 
bei der franz. Verwaltung. Breslau 1820, welches jedoch vorzüglich 
auf die Komptabilität der Kreiskassen beschränkt ist, jene der Ge- 
neraleinnahmen und des öffentlichen Schatzes nur im allgemeinen an- 
deutet. fS'ur in einer sehr kleinen Anzahl von Staaten ist das Kas- 
sen- und Rechnungswesan in dem Maafse wie in diesem Staate, 
dem bestehenden Finanzsysteme angccignet, welches selbst von jenem 
in anderen Staaten dadurch karakteristisch verschieden ist, dafs die 
Vcnvallungsbedürfnisse nach Maafsgabe ihres nächsten Zweckes und ihrer 
nächsten Bestimmung, und so auch die Fonds für ihre Deckung voll- 
kommen gesondert sind, und zwar in vier distinkten Massen, nämlich: 
a ) Die Bedürfnisse einer jeden einzelnen Kommune 
Calles was nach Maafsgabe der Gesetzgebung, als Kommunalaufwand 
aus den Kommunaleinkünftcn bestritten, und bei deren Unzuläng- 
lichkeit das Fehlende durch Zusatxzentimcn auf die direkten 
Steuern, und durch Octroi * ergänzt und bezahlt werden muss). 

2») Die B e d ü r fn i sse e i nes jeden Kommunal-Arrondis- 
semenls, (Unterpräfektur) Gehalt des Unterpräfekten mit 
seinen Bureaus; der Friedensrichter ; -des Personals bei den 
Tribunalen erster Instanz; die Unterhaltung der Gefangenhänser 
etc. — welche mittelst Zusatzzentimdn auf die direkten Steuern, 
welche von dem Conseil d'arrojulissetoent innerhalb der gesetzlich 
limitirten Anzahl verwilligt werden, und über deren Verwen- 
dung der Unterpräfekt, welcher die'Bezahlung des Aufwandes ver- 
fügt, diesem Conseil Rechnung ablegen mufs, gedeckt werden. 

fjp 

Br 

■n. 

♦ 1 1 •* 



i 

; 


zecHJf^ogl 


205 




Nach Maafsgabe der bestehenden Vorschriften nämlich, 
bilden alle Summen, welche sich bei der Einnahme und Aus- 
gabe auf die nämliche Art von Operationen beziehen , glei- 
chen Ursprunges sind, oder gleiche Bestimmung haben, in 
dem Hauptbuche einen besondern Konto, welcher 
fiir das was eingeht, oder denselben zur Last kommt [auf 


<•) Die Bedürfnisse eines jeden Departements, (Besoldung 
des Präfekten und Unterhaltung seines Bureaus ; des Präfcktur- 
rathes, überhaupt aller administrativen Beamten des Departe- 
ments , ausschliefslich der Finanzbedienten ; desgleichen des Ap- 
pellations-Kriminalgerichts; der Handelsgerichte ; Unterhaltung der 
in dem Departement befindlichen gelehrten Schulen, der Krimi- 
nalgefängnisse , Korrektionshäuser etc. ; jezt auch der Aufwand 
für Vollendung des Kadasters etc.) — wofür die erforderlichen 
Fonds ebenfalls durch Zusatzzentimen, welche das Generalkon- 
seil des Departements innerhalb der gesetzlichen Limitation 
vcrwilligt, und über deren Verwendung der Präfekt demselben Rech- 
nung ablegen mufs, beschafft werden müssen. (19 Zentimen von 
der Grund-, Personal- und Mobiliarsteuer, aufserdem 5 Zentimen 
von der Grundsteuer, für die Vollendung des Kadasters. Von 
den 19 Zentimen sind 7 zur Disposition des Ministers des Innern 
gestellt, zur Deckung der fixen Departementalausgaben , und 
solcher, die mehreren Departements gemeinschaftlich sind, sodann 
5 Zentimen, als Hilfsfonds zur Unterstützung derjenigen Depar- 
tements, deren Ausgaben den Betrag der übrigen zur Disposi- 
' . tion des Präfekten gestellten 7 Zentimen übersteigen, 
d) Die allgemeinen Staatsbedürfnisse, wie diese in dem 
Budget nachgewiesen sind, und welche aus den in demselben . 
ebenfalls angezeigten Einnahmen und Fonds gedekt werden. 

Nach Maafsgabe des bestehenden Systemcs sind sämmtliche Kas- 
sen blofs Einnahmekassen und werden sämmtliche Ausgaben le- 
diglich (unmittelbar oder mittelbar) aus dem Staatsschätze bestritten. 
In einer jeden Kommune, ist ein Steuererheber; ( percepteur ) 
für jedes Ko m m un a I a rr o n dis sem e n t, ein B e zi rks e i n n eh- 
mer ( receveur particulier') ; für jedes Departement, ein Gcneral- 
einnehmer ( receveur gtntral') angeordnet, in dessen Kasse aile Re- 
venüen aus dem Departement, so wie aus den Kassen dieser Gene- 
raleinnehmer, in dem Staatsschätze zusammenfliefsen. Für die Fi- 
nanzregies (Domänen, Enregistrement, indirekte Abgaben etc.) sind 
zwar besondere Verwaltungen angeordnet, jedoch ohne besondere 
Kassen, und müssen dieselben die Revenüen ihres Verwaltungszwei- 
ges alle 14 Tage in die Kasse des Bezirkseinnehmers abliefern. 
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der linken Seite des Buches mit Soll (<?o£*)J debitirt; für 
dasjenige aber, was derselbe bezahlt, überhaupt ausgeht, oder 
Messen derselbe sonst entlastet wird [auf der rechten Seite de» 
Buches mit Haben ( Avoir)\ kre*ditirt wird, wodurch in je- 
dem dieser verschiedenen Kontos das Verhältnifs zwischen den 
» » • 

eingekommenen und ausgegangenen Fonds in jedem Au- 
genblicke, und zugleich übersehen werden kann, in wie fern 
der Abschlufs balanzirt, oder nicht? in welchem lezteren Fall 
auf die in der doppelten Buchhaltung übliche Art, nämlich 
mit Zusetzung der Differenz als Saldo zur kleinern Sum- 
me, und mit Saldo auf neue , Rechnung in der Kolonne, 
welche derjenige in welche der Saldo vor Abschlufs der 
Rechnung getragen war, entgegengesezt ist verfahren, und wenn 
dieses bei allen in dem Hauptbuche eröffneten Kontos geschieht, 
die Überzeugung von der Richtigkeit oder Unrichtigkeit aller 
Eintragungen, mithin jene von der Richtigkeit oder Unrich- 
tigkeit der gesammten Buchführung beschafft wird. (*) 

Die hiernach eingerichteten Bücher welche bei den 
Bezirkskassen und bei der Generalkasse des Departements ge- 
führt werden, sind nachfolgende: N 


1) Einfacher ist die. Buchführung der Kommun -Steuererheber 
und besteht: in einem Kassajournal über das Soll für eine 

jede der verschiedenen direkten Steuern und über die erfolgte Ein- 
nahme; in einem Konto für jeden Steuerpflichtigen zur Über- 
sicht seiner Lage in Betreff von Zahlung und Rest; c) ein Konto- 
buch für die Kommune, über Empfang und Verwendung der 
Zusatzzentimen, wenn dergleichen zur Deckung der Kommunalbe- 
dürfnisse umgelegt sind; d) endlich, ein Register über die Bei- 
treibungskosten. Diese Bücher, die am Schlüsse eines jeden 
Monates, theils vom Maire, theils vom Unterpräfekten resp. nachge- 
schen und in Absicht auf ihre Richtigkeit attestirt, am Ende des 
Jahres aber abgeschlossen werden, vertreten zugleich die Stelle der 
Rechnung, die nicht besonders gestellt wird, und auch nicht erfor- 
derlich ist, weil etwaige Steuerausfalle nach Maafsgabe des Grundes, 
aus welchem sie veranlagt sind, durch Wiederumlage (/l* Imposition ) 
oder aus dem Jond de non-valeurs et de Degrtvement gedeckt ; in An- 
sehung der Kommunalausgaben aber, die Zahlungsmandate des Maire 
als baares Geld angcrechnet werden. 

M. s. M aur a g e-JPi gny , Repertoire de la perccption de» co*- 
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1) DasJaurnal, in welches alle Operationen, dieselbe mö# 
gen Einnahme oder Ausgabe betreffen, in der Zeitfolge wie , 
dieselbe statt finden, eingetragen werden. (*) Bei der Kasse 
des Gen. -Einnehmers des Departements, werden wegen 
des Umfanges und der Verschiedenartigkeit der Geschäf- 
te, mehrere besondere Kassenjournale geführt (über die 
baaren Gelder übereinzuziehende Wechsel, über Obligatio- 
nen, über die vom Gen.- Einnehmer auf sich selbst gezogenen 
Wechsel etc.), aus welchen jedoch die Einträge sämmt- 
lich in das Hauptjournal übertragen werden. 

2) Das Hauptbuch, ebenfalls über den gesammten 
Kassenhaushalt, nur dafs die Einnahme- un<3( Ausgabe- 
posten, besonderem Kontos geordnet sind. ( a ) 

3) Sodann mehrere Hilfsb üc her des Hauptbuches, 
lediglich in der Absicht um das leztere nicht mit dem 
kleinen Detail der vielen besonderen Kontos zu über- 
laden, und welche in abgesonderten Kontos im De- 
tail die nämlichen Summen enthalten, welche in dem 
Generalkonto des Hauptbuches, auf welches sich ein 
jedes solches Nebenbuch bezieht, in Masse (en bloc) 
eingetragen sind. 

Diejenigen von den erwähnten Kontos, welche eine 
Einnahme bezeichnen, werden jedesmal kreditirt, wenn 
eine eingegangene Summe einzutragen ist, diejenigen über 
Ausgaben aber debitirt, sobald eine dahin gehörige Zah- 
lung zu buchen ist. — Das Kassenkonto wird für jede 
eingegangene Summe debitirt; für jede bezahlte kreditirt. 
Für Summen in Betreff“ welcher der Rechnungsführer wegen 
der Buchung zweifelhaft ist, wird ein besonderes Konto an- 
gelegt, in welches, so wie in das Kassenkonto, die zweifelhafte 
Summe eingetragen wird, weil der Eintrag einer Einnahme 
oder Ausgabe in das Journal in dem Augenblick wo die 
erstere erfolgt, oder die leztere bewirkt wird, unbedingt 


tributions et traite de la comptabilite des percepteurs etc. 2me edit . <X 
Paris 1805. 7) f u L aurens , Manuel des contribuables etc. Paris . 
An XI. 

Die Einrichtung dieses Journals, siehe Beilage. 

2} Die Einrichtung des Hauptbuches, siehe Beilage. 
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statt finden mufs. In denjenigen Kontos endlich, bei wel- 
chen ein quantitativ vorherbestimmtes Solleinkommen statt 
findet, wie z. B. bei den direkten Steuern, wird der Betrag 
desselben, am Anfänge desselben vor der Linie ausgeworfen. (*) 

Die unbedingte Übertragung und Anwendung der 
doppelten Buchhaltung auf das Staats-Rechnungswesen ist, 
vielfältig als ein Postulat zur Sprache gebracht, dieselbe 
auch in mehreren Staaten, obgleich mit ungleichem, meist 
nicht günstigen Erfolge, versucht worden , der auch, mit 
Ausnahme ihrer Anwendung auf solche Verwaltun"szwei}2e. 
die dem kaufmännischen Betriebe sich mehr nähern , aus 
dem einfachen Grunde, weil der Staatshaushalt durchaus 
nicht wie ein kaufmännisches Gewerbe behandelt werden 
kann, überhaupt wohl kaum zu erwarten seyn durfte. 

Für den Staat, welcher überhaupt ganz andere Zwecke zu 
berücksichtigen und zu verfolgen hat, und für die Verwaltung 
seines Haushaltes, ist beider Anordnung desselben eine mög- 
lichst genaue Vorherbestimmung seiner Einnahmen und seiner 
Ausgaben erforderlich, nach welcher der Gang den sein Rech- 
nungswesen zu nehmen hat, sich ebenfalls bestimmt, wogegen 
der Kaufmann bei seinen Unternehmungen an eine solche 
Vorherbestimmung, die selbst nicht thunlich, nicht gebun- 
den ist, vielmehr das Glück, da wo er dasselbe zu finden 
hofft, anspricht, überhaupt die Umstände benuzt , welche 
der Staatsverwalter zu beherrschen suchen , oder wel- 
chen derselbe auch nicht selten nachgeben mufs. Eine 
andere wesentliche Verschiedenheit der Verhältnisse be- 
steht darin, das der Kaufmann über ein bestimmtes Kapital 
disponirt welches den Fond seiner Handlung oder Unterneh- 
mung bildet, und mit welchem, was sein einziger Zweck 


1) Der Verfasser* mufs sich auf diese allgemeinen Andeutungen 
über die Einrichtung des Rechnungswesens in Frankreic h beschrän- 
ken, und dabei auf das allcgirlc Werk von ISeugebauer verwei- 
sen, der ein vollständiges Journal und Hauptbuch eines Bezirksein- 
nchmers hat abdrucken lassen , und die Geschäffsbehandiung bei ei- 
nem solchen ziemlich vollständig beschrieben hat. — Über daseinfache, 
das italienische, das englische und die vorzüglichsten neuen Systeme 
des Buclihaltens , J. J. M. P h i 1 i p s o n Briefe üb. das kaufmännische 
Rechnungswesen. Hannover bei Gcbr. Hahn, 1813. 
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ist, derselbe zu gewinnen sucht, so wie der Zweck seines 
Rechnungswesens einzig in der richtigen Nachweise seiner 

12 V ° * ° j * • ,• < { « , 

Lage in dieser Beziehung besteht: wogegeu die Staatsver-; 

• ‘ • ’ ' \ ! " * • , n . . ? , . * ' u « ■ j.- 


waltung 


abgesehen von den Schwierigkeiten in Betreff 




» . * i » l » » i i , » 1 i 1 t 

einer/ g e n iige n d en Lösung der Frage: was dfcnn als, Ver— , 

. , > ; , — ° .*'*»• ° i , ' 3 I ’ • , 

mögen oder Kapital zum Grunde gelegt werden soll ? — 
durch ihre Handlungen und ihre Rechnungen ganz andere 

if • i * * i • » ( ' i ' • j * * ■ i j f • . » * j 

Aufgaben zu lösen hat. , Endlich fangen die Berechnungen 
des Kaufmannes mit jeder seiner Unternehmungen an, mit 
welcher dieselben zugleich sich endigen , wogegen die 

i . t , • .O O ' . oo 

Rechnungen der Staatsverwaltung aus der Vergangenheit in 
die Gegenwart führen , und in vielen Fällen aus dieser 
den Weg in die Zukunft bahnen müssen. Der erstere be— 
darf keiner Rechnungslegung. Indem derselbe eine Ein— 
“ nafune bucht, eine Ausgabe leistet, sein Abschlufs gezo- 
gen und richtig ist, bleibt ihm keine weitere Frage weder 

• | , j *5 ; I • . •• ' O. ! n 7 ^ • ’ . • o., 1 . • 

.... .über die, Richtigkeit .der -erstem, noch über die Verwen- 
düng der leztern, was in der Verwaltung eines Staates eben- 
falls ganz anders ist, welche unbedingt Rechnungen, Prü- 
s fungen, Begründungen. ^erheischt die in derselben eben so un— 

erlälslich als* sie füii den Kaufmann fremd sind. 

• > 

Es würde leicht seyn diese Vergleichung noch weiter fort— 
zusetzen, aus welcher sich ergibt, dafs die Ursache des Mifs— 
lingens der Versuche, die in dieser Beziehung gemacht wor- 
den sind, nicht blojCs.-in Zufälligkeiten, sondern in der we- 
sentlichen Verschiedenheit aller Verhältnisse ihren Grund, 
hat, was jedoch idie* Thunlichkeit einer modifizirten 
Übertragung und Anwendung dieser Methode nicht aus— 
schliefst, welche bei jedem umfassenden, komplizirten Rech- 
nungswesen unbedingt als vorzüglicher zu erachten seyn 
möchte. . 

.... \ .i < • * ' «-» 
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1) M. s. Helwig, theoretischer Versuch, die Finanzberechnun- 
gen eines* Staates nach dem Rechnungssystem der kaufmännischen, 
italienischen, doppelten Buchhaltung einzurichten. Stettin 1799. 

(M ü 11 er) praktisches Lehrbuch über die Privat-, Kameräl- “und 
Staatsrechnung nach der Methode der verbesserten Rechnung in 
doppelten Posten. Göttingen 1799. 

11 . 


14 


210 


§. 129 . 

In Absioht auf die äufsere und innere Sicherheit 
der Ka ssenlo k ale sind besondere Vorkehrungen und Vor— 
sichtsmaafsregeln, theils in den Gesetzen theils in besonderen 
Verordnungen, und Reglements über die Kassenverwaltung vor— 
geschrieben und den Kassenbeamten besondere Verpflichtungen 
auferlegt, durch deren VernacliJassigung dieselben für jeden Ver- 
lustverantwortlich und verhaftet sind. (*) Die Sicherheit flir die 
Geschäftsführung aber, sowohl gegen Veruntreuung als Ver- 
nachlässigung, wird theils durch Niederlegung von Kautionen 
( 2 ), theils durch Revisionen begründet, die regelmäßig. 


Feder in d. a. W. §. 129 folg, und §. 257 folg., woselbst eben- 
falls eine Vergleichung der Kameral-Rechnungsmethodc mit der kauf- 
männischen, und eine kurze Beschreibung dieser lezteren, mit An- 
sichten, die in mancher Beziehung der franzosichen Methode sich 
nähern. n • . . 

• Rieschke in d. a. VV. S. 116 folg; 

Eine Anzeige von Schriften über das Staats -Rechnungswesen 
überhaupt, in Er sch Handbuch dqr teutschen Literatur etc. 1. Bd. 
3. Abth. S. 305 folg. 

1) Besonders streng ist in Betreff dieses Punktes die Gesetzge- 

bung in Frankreich, indem ein Einnehmer wegen eines bei Tage oder 
bei Wacht verübten Diebstahles, nur dann von dem Ersätze der ge- 
stohlenen Summe befreit ist, wenn nachfolgende Bedingungen Zusam- 
mentreffen, nämlich: wenn derselbe nachweisen kann, dafs alle 

thuniiehe Vorkehrungen zur Sicherung des Hassenlokals gegeh Ein- 
bruch, sowohl von aufsen als von innen getroffen waren; ö) dafs der- 
selbe in dem Gebäude, in welchem die Hasse sich befindet, geschla- 
fen hat, oder im Fall der Diebstahl am Tage statt gehabt hat, nicht 
airfserhalb seines Wohnorts gewesen ist; c) dafs er überhaupt den 
Diebstahl auf keine Art habe verhindern können; <0 mit der wö- 
chentlich zu machenden Ablieferung nicht im Rückstände gewesen 
sey, — was alles innerhalb 12 Stunden durch die hierzu geeigneten 
Beamten untersucht und beurkundet werden inufs. 

2) ln Betreff der Kautionen , sowohl in Ansehung ihrer Gröfse, 
als der Art ihrer Bestellung und der Förmlichkeiten bei dieser , sind 
in jedem Staate abweichende Vorschriften ertheilt, von welchen, el*en 
wegen ihrer Verschiedenheit und weil sie willkührlich sind, eine An- 

. O ^ g ... 

deutung nicht thunlich ist. ln mehreren Staaten sind die Kautionen 
als eine finanzielle Ressource benuzt worden , was hin und wieder 
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gewöhnlich am Schlüsse eines jeden Monates statt finden, nicht 
selten auch aufserordentlich verfugt werden. Bei diesen Re- 
visionen werden die Bücher in Absicht auf ihre richtige Füh— 
rung, ihre Übereinstimmung unter einander und mit den Ein- 


noch der Pall, nicht ohne Inkonvenienzen, in kleinen Staaten überhaupt 
nicht ausführbar ist. Eben so wenig möchte aber auch auf der an- 
dern Seite rathsam seyn, aus einer übelvcrstandenen Phifantropic 
dieselben zu niedrig zu normiren, jindem die Haulion nicht blos ge- 
gen wirkliche Veruntreuung, sondern auch gegen Verluste, die aus 
Nachlässigkeit entstehen , Sicherheit und Deckung geben solle , eine 
. allzuniedrig normirte Kaution aber, diese leztere leicht befördern 
kann. — Ob die Kaution blos in baarem Geldc oder theilweisc oder 
ganz in Grundstücken und Häusern bestellt werden kann , das Ver- 
hältnis beides zu ihrem taxirten oder sonst ausgemillelten Werth, in * 
welchem dieselbe angenommen wird (zur Hälfte, zu 2 Drittheil etc.), 
die Förmlichkeiten in Absicht auf die Bestellung selbst, ihren Eintrag 
in die Hypothekenbücher, die Mitverpflichtung der Ehefrau etc. — ist, 
wie erwähnt, durch Gesetzgebung in jedem Staate geregelt. 

Am weitesten ausgedehnt ist das Kautionssystcm in F ra p k - 
reich, woselbst auch die haaren Kautionen (die mit 6 pCt. verzinst 
werden) am höchsten und für jede Gattung von Beamten besonders 
normirt ( für einen Generalreccveur das der Einnahme an direk- 
ten Steuern; für einen Bezirkseinnehmer etc.), und die zur Sicher- 
heit des Staates erforderlichen Vorkehrungen, in dem Gode Napoleon 
gesetzlich vorgeschrieben sind. M. s. ^auch Dictionnaire raisonne sur 
des maii&res de Legislation etc. T. II. p. 145 folg. Äufserst niedrig 
dagegen sind diese Sätze z. B. in ßaiern normirt (Verordn, v. 
19.Febr. 1819) woselbst für ihre numerische Gröfse 11 Klassen regulirt 
sind, und die höchste Kaution bei einer Bruttoeinnahme von. 5. Milk 
Guld. zu 3000 fl.: die niedrigste in der HtenKlas.se für Einnahmen un- 
ter 500 fl., zu 20011. bestimmt ist, zwischen welchen Sätzen ein rich- 
tiges Verhältnis nicht statt zu finden scheint. w— In Würtemberg 
ist dieselbe für die Kassenbeamten und Verwalter auf den lGtenTheil der 
etatsmäfsigen Jahreseinnahme, für die Unteroffizianlen und Partikularrech 
nerauf den 24tenTbeil dieser Einnahme; — für Rech n. -Führer, welche 
vierteljährig abliefern , auf den halbjährigen Betrag dieser Einnahme , 

„ für solche endlich die monatlich allliefern, auch den vierteljährigen 
Betrag derselben regulirt, dabei nachgelassen, dafs die Kaution ganz 
mit Grundstückfti) die jedoch das Ändert!) al b fac h c der Kaution 
betragen müssen, z. B. für 800 fl. Kaution 1200 fl. Grundwerth), Ge- 
bäuden (zu \ dos assekurirten Werthes), Privatobligationen (jedoch 


I 


Digitized by Google 


212 


nähme- und Ausgabebelegen geprüft und verglichen ; eben so die 
Einnahme, die seit der lezten Revision und rückwärts in dem ver- 
flossenen Abschnitte des Jahres stattgehabt hat, mit dem für die- 
sen Abschnitt nach Mafsgabe des Etats sich ergeben den Soll, 
die Ausgabe ebenfalls mit dem Soll und mit den Belegen ; die 
Richtigkeit der Kassenbestände durch ihre Vergleichung mit den 
gefertigten Abschlüssen; ihr Vorhandenseyn durch wirkliche 
Nachsicht derselben konstatirt, überhaupt alles beobachtet, was 
die Überzeugung von der Qrdnungsmäfsigkeit und Richtigkeit 
der Geschäftsführung bei den Kassen gewähren kann. 

Über die Resultate dieser Revisionen , die, wo nicht be- 
sondere Beamten fiir dieselben, überhaupt für die spezielle 
Aufsicht auf die Kassen angeordnet sind, ( * l 2 ) gewöhnlich durch 
Mitglieder der Behörden, die den Kassen zunächst vorgesezt 
sind, bewirkt werden, wird ein Protokoll abgehalten, welches 
der Revident instruirt und nebst den aus den Büchern gefer- 
tigten Extrakten und Abschlüssen, der geeigneten Behörde zur 

. X * • 7 o p 

Verfügung vorlegt. 

In den meisten Staaten sind die monatlichen Revisionen 
nur auf die Hauptkassen beschränkt, wogegen in mehreren an- 
deren für die Revision der Bezirks- und Elementarkassen, be- 
sondere Beamten angeordnet sind. ( a ) . 


nur im Werthe von ^ des Nominalbetrages) bestellt werden kann. 
\ orschriften, dio Bestellung der Dienstkautionen betr. v. 22. Febr. 
1818. • St. und Reg. Bl. No. 11. 

1) Wie z. B. in Frankreich dio Gen.-Inspektoren und Inspek- 
toren des Staatsschatzes; — In Preufsen und Kurhessen die 
Kassen- Departemcntsräthe etc. 

2 ) Z. ß. in Frankreich werden die Kassen der General- und 
Bezirkseinnehmer, die enteren durch die Präfekten, die lezteren durch 
die Unterpräfekten monatlich, aufserdern aufserordentüch durch die idder 
vorhergehenden Note erwähnten Inspektoren revidirt; die Elementar- 
kassen der Kommunsteuer-Erheber, durch den Maire, und aufseror- 
dentlich durch die Steuerkontroleurs ; dio Elomentarkassen der be- 
sonderen finanziellen Kegies aber, durch Verifikatoren und andere be- 
sondere Agenten revidirt. Auch in Kur h essen sind in der neue- 
sten Organisation , zum Behuf dieser Revisionen, besondere Kontro- 
leurs angeordnet. — Die Unterlassung der regelmäfsigen Visitationen 
der Elomentarkassen mufs, besonders in Staaten in welchen keine 
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' AüIseTördentliclie Kaksevisitätiönen »ind von den gewöhnli- 
chen hut durch die ‘Veranlassung;" jene von Naturalbeständen, 
nur durch den Gegenstand, nicht aber in Ansehung der Ge- 
schäftsbehandlung verschieden* die auch bei diesen in der Haupt- 
sache die nafuhchq, t ■>*. rr , • 


• (T.i< 
? 


§. 130 


' f\ Pjl:(> 


Die Handlungen der Kassenbeamten und die Resultate ih- 
rer Verwaltung in Absicht auf die vorschriftsmäfsige Vereinnah- 
mung und Verwendung der Staatsgelder werden in Rech- 
nungen konsignirt; die am Schlüsse des Rechnungsjahres 
vorläufig, — in den für eine jede Gattung von Refchnühgen 
hierzu gesetzlich festgesezten Terminen aber definitiv abge- 
schlossen werden.’ “ • ■ * “ ' J 1 '* iß *** * ’ 1 •'* vl f! - ’’ n ‘ ? 

Ihre formelle Einrichtung ist von dem Systeme, 'oder der 
Methode das in Ansehung des Kassen- u. Rechnungswesens übfer- 
häupt vorgeschrieben ist, zum : Theil auch von der Eigenthüta- 
lichkeit der Verwaltung abhängig , deren Resultate in Absicht 
auf Einnahme und Ausgabe, in denselben dargestellt werden, 

» i * * * * * 4 * * * * 9 r % 

im Allgemeinen aber wesentliche Förderung: 

1) dafs eine jede Rechnung in Betreff des Rubrikensystems, 
mit dem Etat weichet bei derselben zum Grunde liegt, voll- 
kommen übereinstimmend eingerichtet seyn mufs; 

2) da X* dieselbe einen jeden Einnahme—, eben so einen jeden 
Ausgabeposten einfach, deutlich und vollständig darstelle, 
und ohne Überladung mit Notizön, die für den Zweck der 
Rechnung, nämlich einer blos nummerischen Darstellung» 
nicht wesentlich sind; 

* . . ' I ••• VI " i 


4 •» r.‘*' i 


Mittel - oder c Kreiskassen vorhanden sind , als ein wesentlicher Man- 
gel erachtet werden, theih weil dieselben hierdurch aufser alle direkt 
einwirkenden Kontrole stehen , welche durch die Einsendung monat- 
licher Kassenrapporte oder Situationsetats nicht supplirt werden kann, 

indem die Richtigkeit von diesen, eben wegen dem Mangel einer Prü- 
fung an Ort Und Stelle selbst, durch nichts konstatirt ist, theil s weil 
hierdurch die Gewinnung einer verläfsigdn monatlichen Über- 

sicht dos gesummten Kassenhaushaltes, was doch mit 
ein Hauptzweck der Revision der Hauptkasse ist, unthunlich wird. 

Außerdem tritt noch der zweifache Nachtheil, dafs Reste sich leichter 

anhfiufen, sodann: dafs in den Elementarkassen nicht selten bedeu- 
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~ tl ä) dals eirie jede; Position in der^Eyinahflie, eine 

jede in der Ausgabe, -durch , vollständige Beifügung aller tye- 
lege zu ihrer Rechtfertigung, begründet, *ey; , {i . u Wff 

4) Eine jede AbweichÄrig von' deVft'Etat, ! 0$ sey Plus oder Mi- 
nus, vollständig nachgewiesen , übetHfeufrit*' jeder Haupt- 
posten (Titel oder Kapital) gegen den Etat balanzirt; 

5) endlich, dafs dieselbe für den., vorgeschriebenen Schlufs- 

1 •”***.• • • * f *Jnf *. : 

termin vollständig abgeschlossen sey. . 

**■•*•» • * >‘ f . ■ jTlfjta ■*.“»' ■ mio o... ;;i _u , , .v. . ' 

- r| JVufser diesen,, die Wesenheit der Rechnung selbst betreffen- 
den ,j Erfordernissen, bestehen iiji Absjpht : pt*f äufseje 

Foxm besondere Vorschriften, die an sich) willkürlich,. jedoch 
in einer grofsenAnzahRvon Staaten gleichförmig angeordnet 
sind, wie z. B. dafs auf dem Titelblatte der Rechnung, die 
.Verwaltung oder der Gegenstand derselben; der Tag ihres An- 
fanges, und jener ihres , Schlusses;. der Name des Rechnungs- 
führers; der Tag ihrer^b^dui^g .und der Name der Behörde, 
an welche diese beyyitktj ifct; die ; Ai\fcahl der Belege, und wenn 
r di66ß in mehreren Pä#jdop ..bestehen, auch von diesen; — auf 
der Rückseite desselben pbex angezeigt, seyn mufs , ob ? womit ? 
Ond in welchem Betrage? tler Rechnungsrdhrer Kaution gelei- 
tet hat, und wann und von wein das Dokument darüber auf- 
genommen, und wo dasselbe deponirt ist, (*) u t . - 


lf 1 


! «v } ^'s : \ 


,11! 


. 'll* !'• 


♦ /I 1 • t 






tende Summen stangniren (wohl au Spekulationen der Kassenbeamten 
dienen, während die Hauptkasse fn Verlegenheit ist, vrie dieses durch 
Beispiele beurkundet werden könnte . ... % 

1) Auch in dieser Beziehung sind die Einrichtungen in 
Frankreich eigenthümlich , wie aus nachstehender kurzen Skiz- 
ze des. Verfahrens i n Absicht auf die Recbnungssfellung und Legung 
sjch ergibt, welche gewissermafsen vom Ahjaufe ^er wfsj^ zehn Tage im 
Jahr en, vorbereitet wird. Jeder Bezirkseinpehm^r nändioh umfs am 1 - 10. 
pnd 2^t$n Tage eines jeden Monates, zwei Abschriften seines Journals 
u. dergl., von der Balance d«* Kontis d«s Hauptbuches und von der 
. Übersicht aller Einnahmen die in den verflossenen zehn Tagen statt ge- 
habt haben, fertigen von welchen derselbe, eine an den Generaleinneh- 
,mer des Departements, die. ändere an «Jen Staatsschatz einsenden inaü 
Can welchen der Ieztere ebenfalls olle i^ehn Tage die, Abschrift seine? 
Journals, am Schlüsse eine^.jeden Mopaies aber, eine, solche »eine.« 
Hauptbuches cinzuscndcn verpflichtet iptO . B*i demStaaJsschaUe «rer- 
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Für 4ie Einsendung der Rechnungen zum Behuf ihrer Prü- 
fling, Revision und Decharge, sind bestimmte Termine und deren 
Beobachtung bei Strafe vorgeschrieben, deren Erkennung durch 


den diese Abschriften, insbesondere jene der Balancen mit den Ta- 
i on s von den von der Bezirkskasse (Departementskasse) ausgestellten 
Quittungen, weiche der Unterpräfekt von der erstem, der Präfekt 
von der iezteren monatlich an den Staatschsatz einsenden müssen, ver- 
glichen, * *) und hierdurch sowohl der Gen.-Einneh. in Absicht auf die 
Bezirkskassen, als der Staatsschatz in Ansehung der Departementskasse 
des Generaleinnehmers, fortdauernd im Stande erhalten j der erstcre, 
von der Richtigkeit der Geschäftsführung der ßezirkseinnehmer; der 
Staatsschatz aber von jener der GeneraJeinnehmer sich zu überzeu- 
gen. — Die Schlufsrechnung des Jahres (j Etat final ) wird nach einem 
allgemeinen Schema angelegt, das für alle Bezirks- (und für alle De- 
partements-) Hassen gleichförmig gedruckt, und welche Gleichförmig- 
keit dadurch thunlich ist, dafs , wie erwähnt, diese Kassen als blofsc 
Einnahmckassen, keine Art von Ausgaben zu verrechnen haben. In 
dieser Schlufsrechnung wird das Solleinkommen von direkten Steuern 
durch den Repartitionsetat derselben auf die Gemeinden der Bezirke, 
(in der Departementsrechnung , auf die Bezirke des Departements), 
das Solleinkommen von den indirekten Abgaben und den Einnahmen 
aus den finanziellen regie* aber, durch ein Verzeichnis der Quit- 
tungen belegt, welche die Bezirkseinnehmer den Regiebeamten über 
die von ihnen realisirten Ablieferungen ausgestellt haben, welches 
von den Chefs dieser Verwaltungen (Domänen und Enregistrement ; 
Douanen und indirekte Abgaben etc.) beglaubigt seyn mufs Diese, 
Rechnung des Bezirkseinnehmers wird dreifach ausgefertigt und an 
den Generaleinnehmer (der seine eigene Rechnung an das Finanzmini- 
sterium einsendet, welches dieselbe nach ihrer vorläuügen Prüfung 
an den Rechnungshof abgibt) übersandt, welcher nach vorläufiger 
Prüfung, das eine Exemplar dem Bezirkseinnehmer rcmiltirt, welches 
sodann, wenn keine Ausstellungen gemacht sind, demselben zur eins- 
weiligen , vorläufigen Decharge dient ; das 2te an den Rechnungshof 
einsendet, das 3tc aber zum Behuf seiner eigenon Rechnungsstcllung 
bei sich behält. 


•) Zur Erläuterung wird bemerkt, dar« alle Quittungen der Bezirkseinneh- 
mer von dem Unterpräfekten , jene der Generaleinnehmer von dem Präfekten 
unter Präjudiz der Ungiltigkeit visirt seyn müssen , zu welchem Behuf bej 
jedem dieser Beamten ein besonderes Visaregister mit einem talon gt- 
fiihrt wird, auf welchem der Hauptinhalt der Quittung, die mit dem talou 

• - gleiche Nummer hat , notirt wird , und welcher leztere in dem Register zu* 
rückbieibt. 
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die Rechnungskammer, deren Einzug aber durch die Finanzbe— 


hörden bewirkt wird. 


§. 13!.. 

J » - - 

Gegenstand und Zweck der (lediglich formellen) Revi- 
sion ( l ) besteht in der Prüfung, und beziehungsweise in der 
Berichtigung des Kalküls, sowohl in der Rechnung selbst, als 
in deri Belegen; in der Prüfung dieser lezteren, sowohl in Ab- 
sicht auf ihre Beschaffenheit und Zulänglichkeit, als auch ihrer 
Übereinstimmung mit den Rechnungsposten, welche durch die- 
selben begründet und gerechtfertigt werden sollen ; Prüfung die- 
ser lezteren selbst, in Beziehung und Vergleichung mit dem 
Etat, welcher bei der Rechnung zum Grunde liegt, und den Ver- 
fügungen, welche in Beziehung auf Einnahme oder Ausgabe etwa 
besonders ertheilt seyn können ; endlich eine solche, ob und in, 

, • , . i i — 

wie fern alle in Ansehung d*r Rechnungsführung uhd der Behand- 
lung des Kassen und Rechnungswesens bestehenden gesetzlichen 
und reglementären Vorschriften gehörig und vollständig beob— 
' achtet sind? Allgemein besteht hierbei die Vorschrift, dafs bei 
der Revision, weder in der Rechnung noch in den Belegen irgend 
etwas abjieandert werden darf, und dafs die Posten bei welchen 

O * ' 

eine Erinnerung statt findet, lediglich unterstrichen, oder, wo 


1) Nicht eine materielle Prüfung oder eine solche in Betreff 
der Vcrwaltungsanordnungcn, M. s. o. §. 22 . — Kieschke in d. a. 
W., in welchem in Absicht auf das Rechnungsrevisionswesen viel Gu- 
tes und was Berücksichtigung verdient, enthalten ist, begreift zwar 
auch die Prüfung in materieller Hinsicht , in der Revision , ohne je- 
doch irgend eine Befugnifs zum * Eingreifen in die Verwaltung der 
revidirenden Behörde einzuräumen, die vielmehr zur Abgabe der 
in materieller Beziehung gemachten Erinnerungen an die Staatskon- 
trole, und diese zur geeigneten Verhandlung mit den betreffenden 
Verwaltungsbehörden verpflichtet seyn soll (S. 267 §. 40). Dieser 
an sich, und auch in der Beziehung, dafs die eigentliche Bestimmung 
der Rechnungskammer nicht verrückt wird, zweckmäfsige Vorschlag, 
sezt indessen das Daseyn einer Staats- oder Generalkontrole in dem 
Verwaltungsorgnnismus zum voraus. Wo eine solche nicht besteht, 
erfüllt, freilich nicht so vollständig, die Vorlage der in materieller Be- 
ziehung gemachten Erinnerungen an den Regenten, das, %vas durch 
den Vorschlag bezweckt ist. 
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dieses in Absicht der richtig befundenen vorgeschrieben ist, auf 
eine andere Art bezeichnet, die gemachten Erinnerungen (Rech— 
nungsbedenken , Monita etc.) aber in ein besonderes ^Revisions— 
Protokoll konsignirt werden. (*) Der allgemeine Geschäftsgang 
ist sodann, dafs dieses Protokoll, welches gewöhnlich von 
einem Revisor bei Abnahme der Rechnung abgehalten und auf— 
gestellt wird, entweder von diesem, oder nach vorgängiger 
Prüfung durch ein Mitglied der Rechnungskammer, von diesem 
in dem Kollegium vorgetragen, und über die Beibehaltung oder 
•Verwerfung der gemachten Erinnerungen ein Beschlufs gefafst 
wird, wonach diebeibehaltenen dem Rechnungsführer zur Erledi- 
gung innerhalb einer bestimmten Frist zugefertigt werden. 

Nach Ablauf dieser Frist wird zur Justifikation geschritten, 
oder zur Prüfung und Entscheidung: in wie fern die Erläuterun- 
gen, welche der Rechnungsführer zur Erledigung der gemachten 
Ausstellungen oder Erinnerungen und zur Rechtfertigung seiner 
Rechnung entweder schriftlich eingesandt, oder, wo sein persönli-7 
ches Erscheinen bei der Behörde üblich ist, in dem hierzu angesezten 
Termine vorgelegt hat, als genügend, oder aber als nicht erschöpfend 
und als unzulänglich zu betrachten sind? In dem ersten Fall 
wird ein finaler Abschlufs der Rechnung formirt und deip Rech— 
nungsfiihrer eine Decharge (Absolutorium, Quittung) ertheilt, 
die entweder unter dem Abschlüsse der Rechnung, oder auch 
als eine besondere Urkunde ausgefertigt wird. In dem Fall aber, 
dafs die Erläuterungen als nicht genügend beurtheilt werden, 
wird dem Rechnunjisführer zur vollständigen Rechtferti— 
gung eine nochmalige Frist gestattet, oder aber es werden 
ohne eine solche die gezogenen Defekte, von welchen das 
Finanzministerium zum Behuf weiterer Verfügung in Kennt— 
nifs gesezt wird, demselben ztir Last gesezt, und die Decharge 
bedingt und mit Beziehung auf diese Belastung ausgefertigt, wo- 


1) Die Gegenstände, auf welche nach den allgemein bestehenden 
Vorschriften hei der Revision zu sehen ist, und die gewöhnliche Ge- 
schäftsbehandlung , in Feder 1. c. §. 204 folg. Übrigens vergl. man 
auch die im §. 22 alleg. Verord. und die (grofsherz.) hessische In- 
strukt. für die Justifikatur der Rechnungskammer v. 19. Okt. 1821 
CRggsbl. Nr. 510 
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gegen in den meisten Staaten dem Rechnungsfuhret jedoch der 
Rekurs an die oberste Staatsbehörde, in einigen an das Appel— 
lationsgericht offen steht. (») 

Die Form der Revisionsprotokolle ist willkürlich, entweder 
so, dais die Ausstellungen und Erinnerungen in Form eines 
Protokolls redigirt, die Erläuterungen in einer besondern Ko- 
lonne beigefügt y oder in Form eines Berichtes gefafst werden, 
oder aber tabellarisch und so, dals die Notaten, die Erläute- 
rungen derselben, der Antrag des Referenten, und die Entschei- 
dung der Behörde, in neben einander laufenden Kolonnen nieder— 
geschrieben werden. ' . , 


Bei der Verschiedenheit der formellen Behandlung in den 
einzelnen Staaten, hat in dem vorstehendenden $. nur dasjenige 
Verfahren, welches mit minder wesentlichen Modifikationen, 
die hie und da statt finden , als das allgemeinere beste- 
het, angedeutet werden können. Als Beispiel der eben er- 
wähnten Verschiedenheit mag nachstehende Anzeige der Be— 

ö . * ö 

< handlung des Revisionswesens in Baiern und Frank- 
reich dienen, welches in mehrfacher Beziehung von jener 
. in anderen Staaten eigentümlich abweicht. 

In Baiern legen die Rentämter ihre Rechnungen bei 
den Kreisfinanzkammem ; die von einer Zentraladministra- 


1) M. 9 . 1. Th. S. 112. Note 2. — über das Revisionswesen (wohl 
auch Unwesen) vieles, das Beachtung verdient, in dem angeführten 
Werke von Kieschke S. 271. §. 45 folg., insbesondere auch der 
Vorschlag der Trennung derjenigen Erinnerungen, welche die Kassen- 
fuhrung und den R. F. treffen, von ‘ denjenigen , welche nur die ver- 
waltende Behörde selbst erläutern kann (S. 277, 332), sodann, dafs 
nach einer zweiten Notatenbeantwortung, die Berichtigung der Rech- 
nung unbedingterfolgen sollte (S. 333 §. 114), wodurch das Verschlep- 
pen dieser leziem allerdings am besten zu beseitigen ist. Dem ersten 
Vorschläge ist in mehreren Staaten durch .die Anordnung, dals die R. 
F. ihre Rechnungen durch ihre vorgesezte Behörde an die Oberrech' 
nungskammer einsenden müssen, in so fern genügt, als diese Behörde 
zu ihrer Prüfung in administrativer Hin icht und zur Beifügung von 
Erläuterungen, Belegen etc. verpflichtet sind, welche den R. F. zunächst 
nicht betreffen, und dieser daher auch nicht beschaffen kann. 
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tion ressortirenden Beamten, (Zoll- u. Postämter etc.) die 
ihrigen bei ihren Zentraladministrationen, in erster Instanz ab ; 
beide bei dem obersten Rechnungshof in zweiter Instanz, bei . 
welchem die Kreiskassen , die R. F. der Generaladministra— 
tionen und der Zentralstellen, sodann die Zentralstaatskasse, 
die ihrigen in erster und lezter Instanz ablegen. 

Jedes Rentamt nämlich überreicht seine Rechnung bei 
der Kreisfinanzkammer , bei welcher dieselbe durch das 
Rechnungskommissariat revidirt wird , welches die gemach- 
ten Monita der Finanzkammer vorlegt, von welcher diesel- 
ben nach vorgängiger Durchsicht und vorläufiger Berichtigung 
in Form und Wesenheit, dem Rechnungssteller zur Beant— 
wortung zugefertigt, welche leztere aber nach ihrem Eingänge 
• ebenfalls geprüft wird, worauf dfe Superrevision und Justifi— 
kation in nachstehender Art erfolgt. Ein von dem obersten 
Rechnungshöfe abgeordneteS* Rath nämlich bildet mit Bei— 
ziehung des Direktors der Finanzkammer, eines Rathes und 
des Kreiskassirers an dem Sitze der Regierung eine Rech— 
nungsaufnahmskommission, vor welcher der Rech- 
nungsführer und Steller sich persönlich einfinden , und die 
über seine Rechuungsablage gemachten Revisionen und Su- 
per-Revisionen beantworten mufs ; die Kommission beschliefst 
über die Richtigkeit der Rechnung, oder die noch fernere 
Haftungen des Beamten, und sezt zugleich die Summe fest, 
über welche derselbe sogleich mit der Kreiskasse abzurech— 
nen hat. Der Abrechnungskommissär aber erstattet über 
'■* diese Verhandlung, unter Beilegung sämmtlicher Akten, 
Bericht an den obersten Rechnungshof, welcher demnächst 
über die’ definitive Erledigung erkennt. 

Die Rechnungen der Berg—, Hütten—, Salinen—, Zoll— 
und Postämter , die Regierechnungen der Regies werden , 
wie vorstehend erwähnt, in erster Instanz bei den Admini- 
strativsteller revidirt, sodann zur Superrevision und Justifika- 
tion sammt den Revisionsakten an den obersten Rechnungshof 
eingesandt, bei welchem die erstere, nämlich die Superrevi— « 
sion, durch ein Mitglied des Kollegiums bewirkt wird, welches 
in demselben über den Befund Vortrag erstattet * worauf die 
Justifikation oder die sonstigen Beschlüsse durch Mehrheit 
der Stimmen in lezter Instanz ausgesprochen werden. 
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Die Rechnungen der Kreiskassen endlich, so wie jene 
, der Schulden tilgungs-, oder Zentralstaatskasse etc., die säinnit— 
lieh in erster und lezter, Instanz bei , dem obersten Rech- 
nungshof zur Erledigung kommen, werden von einem Rech- 
nungskominissär desselben revidirt, von einem Mitgliede 
des Kollegiums super revidirt , die Revisions- ,und Super— 
, , revisiqnserineruugen der rechnenden Stelle, oder Kasse zur 
, ' Beantwortung zugefertigt, über diese leztere von ‘dem su— 
perrevidirenden Mitgliede in dem Kollegium Vortrag gehalten, 
. auf welchen ein Beschlufs gefafst und derselbe in der vor— 
schriRsmäfsigen Form ausgefertigt wijrd. Im Fall ein eidli— 
\ches Absolutorium nicht ertlieilt w.erden kann, bestimmt der 
..eben erwähnte Beschlufs die Frist, binnen weicher die über- 
haupt nicht oder nicht hinlänglich erledigter Erinnerungen 
i und Ausstellungen erledigt werden sollen, nach deren etwa 
fruchtlosen Ablaufe, der oberste Rechnungshof dem Finanz- 
ministerium davon Anzeige macht, damit dieses die geeig- 
neten Zwangsmaafsregeln vorkehre. 

■; Endlich werden <Jie Resultate der Kreiskassenrechnun— 
gen, unter Leitung der Abrechnungskommission, vqn dem 
Kreisrechnungskommissariate in Übersichten, welche alle 
jene Rubriken der Einnahmen und Ausgaben, die lür die 
i Generalfinanzrechnung erfordert werden , enthalten, zusam- 
mengetragen ,„ von der . erwähnten Kommission beglaubigt, 
und dem obersten Rechnungshöfe vorgelegt, bei welchem 
eine ähnliche Zusammenstellung aus den zu seiner unmittel- 
baren Revision und Superrevision gehörigen Rechnungen ge- 
fertigt, und aus welcher, in Verbindung mit den aus den Re- 
sultaten aus den Kreis— und eben erwähnten übrigen Rech- 
nungen, die Generalfinanzrechnung (welche den Ständen 
vorgelegt wird) aufgestellt wird. ( 1 ) 

Noch abweichender von dem in der Mehrzahl von Staa- 


1) M. s. Vortrag über die Staatseinnahmen , im Kamen des 2ten 
Ausschusses der Hammer der Abgeordneten in den Verhandlungen der 
2ten Kammer der Ständcversammlung des Königreichs Baiern , im Jahr 
1822. 7to Beil. Bd. S. 80 folg. Über den im Ganzen gleichen Gang der 
Revision der Militärrechnung, Ebend. fite Beil. Bd. S. lfi. — M.^vergl. 
auch Sch me lz in g II. S. 191 folg. 
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ten gewöhnlichen Verfahren 1 , ist jenes in Frankreich, wo- 
selbst die Formen desselben mehr gerichtlich gebildet, so wie 
auch jene in Ansehung des innnern Dienstes, von den Ein- 
richtungen in andern Staaten verschieden sind. 

Für das ganze Königreich besteht nur ein einziger 
Rechnungshof, (* *) bei welchem nicht nur die Rechnungen 
Von allen Staatskassen, sondern auch jene von den Depar- 
tements und Kommunen für welche das Budget vom Könige 
' vollzogen wird, zur Prüfurig und Decharge vorgelegt werden 
müssen. Der Rechnungshof selbst ist in mehrere Kammern 
abgetheilt, deren jede unter einem besondern Präsidenten, 
aus einer Anzahl von Rathen (Mail res des Comptes ) besteht, 
und welcher eine Anzahl von Revisoren ( refercnduires ) zu— 
getheilt ist, aufser diesem Personal für die Revision selbst 
■ aber, ein Procureur general und ein' Grcfßer en chef bei 
demselben angestellt sind. 

Jeder Rechnungsführer ist verpflichtet, seine Rechnung 
in dem durch Gesetze oder Reglements bestimmten Termine 
bei dem Sekretariat des Rechnungshofes einzureichen, bei 
*• Vermeidung der für den entgegengesezten Fall gesetzlichen 
Strafen , deren Verhängung der Rechnungshof verfügt. Die 
Revision der Rechnungen wird durch die Referendarien be— 
' wirkt, die über eine jede Rechnung zwei verschiedene Pro- 
tokolle oder Berichte ausarbeiten müssen , von welchen der 
eine sich auf die formelle Revision der Rechnung bezieht und 
‘ 1 auf diese beschränkt ist, in dem andern aber alles konshnirt wird 

9 O 

was in materieller Beziehung bei einer Rechnung zu bemer- 
ken seyn kann , ( les observalions qui peuvent resuller de la 
comparaison de la nature des recettes avec les lois , et de la 
< nature des depenses avec les Crcdits .) Im Fall die Revision 
einer Rechnung wegen ihres Umfanges die Arbeit mehrerer 
Referendarien erfordert , «^wird von dem Chefpräsidenten 
die nothwendig erachtete Anzahl, zugleich aber auch ein 
Referendar erster Klasse zur Aufsicht und speziellen Leitung 
ihrer Arbeiten ernannt, welcher dieselbe demnächst in ein 


1) Tor der Revolution haben in Frankreich 12 Rechnungskammern 
bestanden , die förmlich als gerichtliche Behörden konstituirt gewesen 

• i K 


sind. 

II. 


15 
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Ganzes vereinigt, aus derselben in der Kammer den Vortrag 
erstattet, welchem die übrigen bei demselben betheiligten 
Referendarien ebenfalls beiwohnen. Ehe dieser statt findet, 
werden von dem Präsidenten der .betreffenden Kammer, die 
vorerwähnten beiden Berichte einigen Referendaren zugetheilt, 
um ihre Richtigkeit und Vollständigkeit durch deren Verglei- 
chung mit der Rechnung zu prüfen, nach welcher Prüfung, 
und nachdem der revidirende Referendar seinen Vortrag er- 
stattet hat, der Präsident ein Mitglied des Rechnungshofes er- 
nennt, zur Untersuchung und Prüfung: 

a) ob der Referendär die Revision wirklich selbst bear- 
beitet hat ? 

.&) ob und in wie fern die Ausstellungen und Erinnerungen, 
welche derselbe niedergeschrieben hat, begründet sind? 
c) endlich, in wie fern die Revisionsarbeit vollständig und 
gründlich ist, zu welchem Ende derselbe einige Kapitel 
in der Rechnung selbst prüfen und mit den Belegen 
vergleichen mufs. 

Der Vortrag, welchen demnächst dieses Mitglied ( Maiire 
des Comptes ) erstattet, und welchem der Referendär oder die 
Referendarien die den ersten erstattet l)aben, beiwohnen, ist je- 
doch lediglich auf dasjenige beschränkt, was auf die formelle 
Revision der Rechnung Bezug hat. (sur tout ce qui e st 
r ela t if d la lig ne de s e ule me nt?) Den zweiten Be- 
richt mit den Bemerkungen in Betreff der Prüfung in mate- 
rieller Beziehung, übergibt derselbe dem ersten Präsidenten 
des Rechnungshofes, welcher am Schlüsse eines jeden Jah- 
res, gemeinschaftlich mit vier anderen vom Könige ernann- 
ten Kommissarien , dieselben prüft und sichtet, und diejeni- 
gen, welche diese Kommission als begründet oder beacli— 
tungs werth erachtet, dem Könige vorlegt. 

Bei dem V ortrage hat der revidirende Referendär das erste, je- 
doch lediglich konsultative Votum, nach ihm der referirende 
Rath welchem die übrigen nach Maafsgabe ihres Dienstalters fol- 
gen. Im Fall bei der Abstimmung einander entgegengesezte An- 
sichten sich äufsern, kann zu einer zweiten geschritten werden, 
nach deren Ausfall sodann der Beschlufs gefafst und der Fi— 
nalabschlufs der Rechnung gezogen wird. Der Entwurf der 
Beschlüsse (Ar reis) wird von dem Vortragenden Referendar 
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redigirt, von ihfm und von dem Präsidenten der Kammer, in 
welcher dieselben gefafst worden sind, unterzeichnet, und 
mit der Rechnung und allen Belegen an den Kanzleidi- 
rektor ( Grcfßer en cbef') abgegeben, welcher den Entwurf 
dem ersten oder Chefpräsidenten zur gleichmafsigen Unter- 
zeichnung vorlegt, worauf die Expedition (in förmlicher Kanz— 
leiausfertigung) erfolgt. 

Die Beschlüsse des Rechnungshofes haben (in dem 
Maafse wie gerichtliche Erkenntnisse) exekutorische Kraft, 
vorbehaltlich, jedoch des Rechtes zum Rekurs an den Staatsrath, 
der von dem Rechnungsführer, im Fall derselbe eine Verle- 
tzung der gesetzlich vorgeschriebenen Formen oder der Gesetze 
nachweisen zu können glaubt, innerhalb drei Monaten ergriffen 
werden kann und ergriffen werden mufs, und in Ansehung von 
welchem sodann wie bei allen übrigen streitigen Verwaltung— 
Sachen verfahren wird. Eine gleiche Befugnils zum Rekurs 
undaus dem nämlichen Fundamente steht, den Departements— 
ministeri) zu, die denselben mittelst Berichtes an den König 
einführen, der sodann an den Staatsrath abgegeben wird. 

Endlich kann der Rechnungshof selbst zu einer Revision 
seiner Beschlüsse und Erkenntnisse schreiten, entweder von 
Amtswegen, oder wenn ein Rechnungsführer eine solche 
nachsucht, und sein Gesuch durch die Vorlegung von Bele- 
gen zur Rechtfertigung seiner Rechnung, die derselbe erst nach 
dem Erkenntnisse aufgefunden hat, begründet; endlich auch 
auf Requisition des Procureur general , wegen Irrthü— 
mern, doppelten oder unrichtigen Ansätzen, die gelegenheit— 
lieh der Revision anderer Rechnungen entdeckt worden sind. 

Die Befugnisse und Pflichten dieses leztern, weiche 
derselbe nur im Wege der Requisition ausüben kann, sind 
nachstehende, nämlich: 

ß) derselbe hat ein vollständiges Verzeichnifs von* allen 
Rechnungsführern , deren Rechnungen zur Kompetenz 
des Rechnungshofes gehören, aufstellen zu lassen, auf 
die richtige Innehaltung der Einsendungstermine zu ach- 
ten, und im Fall einer Nachläsigkeit oder Versäumnifs, 
die Verhängung der gesetzlichen Strafen gegen die Säu- 
migen zu requiriren; 

b) daraufzu wachen, dafs die Kammern die vorschrifts— 

15 * 
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mäfs^en Sitzungen halten, die Referendarien ihren 
Dienst erfüllen, und im entgegengesezten Fall, den er- 
sten Präsidenten um Remedur zu requiriren; 

c) sodann hat derselbe dem Finanzminister eine Expedi- 
tion der Erkenntnisse des Rechnungshofes einzureichen, 
und im Fall in einer bereits dechargirten Rechnung Irr— 
thümer, doppelte oder unrichtige Ansätze zum Nach— 
theil des Staatsschatzes, der Departements oder Gemein- 
den entdeckt werden, bei demselben eine Revision dieser 
Rechnung, und die Fällung eines Erkenntnisses einzu— 
leiten und zu betreiben; 

d) in allen Fällen, in welchen ein Referendar gegen einen 
Rechnungsführer den Verdacht einer betrüblichen An— 

O o 

rechnung oder Ivonkussion äufsert, mufs ehe ein Be— 
schlufs gefafst wird, der procureur g Inhal in die Si- 
tzung berufen und müssen seine Anträge vernommen 
werden ; 

e) was auch in allen Fällen, wo es sich um Verfügung 
auf Gesuche uin Löschung oder Transkription etc. von 
Hypotheken, welche die Rechnungsführer zur Sicherheit 
bestellt haben, handelt, geschehen mufs; 

j f) endlich hat derselbe die Befugnifs, von allen Rechnun- 
gen., in Ansehung welcher er dieses für nothwendig 
erachtet, Einsicht zu nehmen, was der Rechnungshof 
demselben auch von Aratswegen auftragen kann. 

Endlich besteht die Vorschrift, dafs kein Referendar zwei- 
mal nach einander mit der Revision, kein Mitglied ( Maitreil f C .) 
zweimal nach einander mit dem Vortrage über die Rechnung des 
nämlichen Rechnungsführers beauftragt werdeu kann, so- 
dann, dafs Vor zurückgelegtem 30ten Lebensjahr, Niemand zum 
v Mitglied des Rechnungshofes oder als procureur general, 
und vor zurückgelegtem 25ten Jahre, Niemand zum Referendar 
ernannt werden kann. (- 1 ) 

1) M. s. Lot relative A V Organisation Je la Cour des comp t es , v. 
16. Sept. 1807 {Bull. d.'L. Nr. 161) und Beeret contenant Organisation 
fie la Cour des eomptes , v. 28 Sept. 1807. ( Bull . d, L. Nr. 163). Beid# 
auch in dem Second supplem. des Codes Napoleon etc. publies drpuis Van 
1808 1810. Paris 1810, nebst den Motiven über das erster« Gesetz 
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Rechenschaftsberichte. Unabhängig von den Rech- 
nungen über die Erhebung und gesetzliche Verwendung a e x 
Staatsrevenüen , "werden in den meisten Staaten j besonders m 
solchen mit einer Repräsentativverfassung , von den Departe- 
m'entschefs Rechenschaftsberichte erstattet, durch weiche, 
Darstellung und Rechtfertigung des Ganges und der Resultate 
der Verwaltung bezweckt wird. ( l ) 

Dieselben bestehen in einer vollständigen und detaill^^ 
Darstellung der Anordnungen , die in Beziehung auf jeden d er 
verschiedenen Verwaltungszweige eines jeden Departe mer|t: ^ 
vorbereitet und eingeleitet, oder wirklich ausgeführt Worden 
sind, der Art wie, der Mittel durch welche diese Ausführuncr 
bewirkt worden ist, de* günstigen oder ungünstigen Resultat«? <' 
welche sich aus denselben entwickelt haben, der Ursachen wel- 
che die Erreichung der ersteren erschwert , die lezteren herh«i_ 
«eführt haben , der Mittel , die beziehungsweise zur Herford er- 
rang der ersteren und zur Beseitigung der lezteren vorg e ^ 
kehrt worden sind, oder vorzukehren seyn möchten ; so da rin. 
in einer solchen der Bedürfnisse eines jeden Departements in le- 
gislativer und in andern Beziehungen, endlich des Ganges und 
der Geschäftslage im Innern eines jeden . Departements. 

Insbesondere umfafst jener des Departements des In- 

t 


! 

Eine modifizirtc Übertragung der vorstehenden Einrichtungen , i„ 
Jam Deere, royal du i.Aou, 1810 relatif d. d une CW 

lre des co nspte. pour le royaume C de tfWpW'« , Gesetzbull. von, 1810 

Wr. 28. S. 404 folg.) und O.W *. 23. 

nisation intericure de lu Chambre des comptes. ** * * ' y . 

|) Vorgeschrieben 6ind solche Berichte, ** * *** ran rei ** ’ 

WP dieselben unter der Kais. Regierung »„ch )^“ ^UUet norden 
sind, seit der Restauration aber nicht mehr erstatte , wenig. 
nicht mehr der Publizität übergehen werden; tn Preu fsen (Vcror-a. 
über die veränd. Verfass, d. oberst. Staatsbeh- v. « 0.) in Ra. e r«, 
(Rah. Ord. v.' 15. April 1817); in Wiir t e mberg C 5. Ed, Kt v j l ». 

^ ai Ti . ♦, r in F ran Jsr ei c h bis 181 3- • 

Nov. 1817) etc. Als Beispiele : d ' ra ^^ ch ‘^ ssauisch , n StSndeversamml.- 
im Moniteur abgedrukt; jene die m der J>ass« 

in den Jahren 1817, .818 elc. vorgelegt worden on.dOn demVcrord. 

Bl. abgedrucKt) ; mehrere der Ministerien in J s , g 

io Storch, Hufsland unter Alexander I. etc. 
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nern eine Darlegung aller Verhältnisse, die in Absicht auf die 
Zu— oder auf Abnahme der Population, der Ur— und industriellen 
Produktion, überhaupt in Beziehung auf alle gewerblichen Ver- 
hältnisse, auf Handel etc., auf Anstalten zu ihrer Erweiterung, 
Beförderung, Vervollkommnung, überhaupt auf die öffentliche 
und Volkswirthschaft etc., Bezug haben; jener des Finanzmi- 
nisteriums aber, aufser der Darstellung der Resultate der finan- 
ziellen Verwaltung für das abgelaufene Jahr, zugleich eine rai— 
sonnirte Analyse aller Quellen des Staatseinkommens in Absicht 
auf ihre Benutzung und mögliche Erweiterung, oder zu besor- 
gende Verminderung; sodann eine solche des Staatsaufwandes, 
sowohl überhaupt als in' seinen einzelnen Zweigen ; der absolu- 
ten und relativen Gröfse desselben, und der Thunlichkeit oder 
Unthunlichkeit seiner Beschränkung, endlich die Rechtfertigung 
des Bedarfs für das bevorstehende Finanzjahr mit der Angabe 
der Mittel zu seiner Deckung , überhaupt Begründung der An- 
träge die in Absicht auf die Anordnung des finanziellen Staats-* 
haushaltes , in dem mit diesem Bericht zugleich vorgelegten Fi— 
nanzgesetz enthalten sind. (*) 

Verschieden von diesem Bericht, jedoch als ergänzendes 
Element an denselben sich an schliefsend, ist derjenige mit wel- 
chem der definitive Abschlufs eines Finanzjahres (Lot des comp- 
les) zur gesetzlichen Genehmigung vorgelegt wird , in welchem 
die wirklichen Einnahmen und Ausgaben mit den Fixationen 
in dem Staatsbudget verglichen, die Ursachen und Gründe der 
Abweichungen vollständig nachgewiesen, begründet und ge— 
gerechtfertigt seyn müssen, und welcher mit der Rechtfertigung 
der Verwaltung Für das abgelaufene Finanzjahr, zugleich Schlufs— 
stein für dasselbe ist. 


1) Als Beispiele solcher Berichte, der vor 1814 in Frankreich 
in jedem Jahr vorgelegte campte de V administration des Jinunces mit 
dem dazu gehörenden campte du tressor de Vempire des francuis , mit 
welchen verglichen, die Berichte, wie dieselben in mehreren teutschen 
Ständevcrs. vorge'cgl worden sind, weder in materieller, noch in for- 
meller Hinsicht, ab genügend erscheinen möchten. 
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INH ALT. 


DRITTER. ABSCHNITT. 

Andeutungen über die Formen für die Behandlung und Ein- 
kleidung der vorzüglichsten Geschäftszweige. ' 

/ t '• t ' « 

1) Über die formelle Geschäftsbehandluftg, be- 

sonders in Kollegien §. gg 

(Vergleichende Bemerkungen über die in mehreren 
Staaten bestehenden Vorschriften.) 

2) Über dieselben, in dem Büreausystemc §. 77. 

3) Über die mechanischen Geschäftseinrichtungen in bei- 

den Systemen » » . §, 71 72 

4) Über die allgemeinen Einkleidungsformen der 

Geschäfte §. 73 74 

5) Zweige, die besondere Formen erfordern §.75. 

а ) in dem Depart. der auswärt. Angelegenheiten ; §. 76 80. 

б) in dem Justizdepart. 5 §. 81 82! 

c) in dem Militärdepart. ; §. 83. 

dy in dem Depart. des Innern ;.** §. 84. 

6) In dem Finanzdepartement; Bezeichnung der vor- ' < 

züglichsten Geschäftszweige, für welche dergl. statt 
finden 5. 85. , 

A. Für die Domänenverwaltung..., 5. 86. 

(Ob der Staat Domänen besitzen soll?) 

a) für die Konservation der Domänen: 5. 87 — 88. 

by in Beziehung auf die Benutzung derselben ; . . . 5. 89 — 95. • 

c) in Beziehung auf die Verwaltung; ...... $. 96— r 97. 

^ (Über die Ursachen der Gröfse der Verwaltungs- 
kosten , besonders in den südteutschen Staaten, 
und die Mittel zu ihrer Verminderung). 

B. Für die Fo rs tv erwa 1 tu ng; K 98 — 99. 

(Ob der Staat die Forsten besser in Privateigen- 
thum übergehen lasse?) 

C. Für die Bergwerks-, Hütten- und Sali- 

nenverwaltung; §. 100 . 

D. Für die V erwalt, der direkten Steuern; 

ay Ueber die verschiedenen Besteuerungssysteme.. §. 101. 

(Über die Vorlheile und Fiachtheile der indi- 
rekten Steuern.) 
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b) Formen für die Veranlagung der direkten 

Steuern; — Kadaster nach den verschiede- 
nen Systemen für die Grundsteuer $. 102 — 106. 

(Über die Kosten für das Kadaster..) 
e) Kadaster für die Gebäudesteuer......... $. 107. 

d) Kadaster für die Ge werbsteuer $. 108 — 109. 

O Formen ftlr die Evidenthaltung des Kadasters. 110. 

(Über die Veränderlichkeit oder Unveränder- 
lichkeit der Grundsteuer.) 

/) desgleichen für den Einzug der direkten Steuern §. 111. 

(Ueber die beste Methode für* den Einzug die- 
ser Steuern). 

2s. Formen für die Verwaltung der indirekten Abgaben $. 112 — 115. 
(Ueber die Lästigkeit dieser Formen, und die an- 
gebliche Unthuniichkeit einer Etatisirung dieser 
Abgaben.) 

JF. Formen für das Etatswesen. 

a) Allgemeine Grundsätze für die Aufstellung der 

Etats; §. 116 — 119. 

fc) Begründung derselben 5* 120. 

c) Etats für die Militär- und für die Schulden- 

\erwaltung $. 121 — 122. 

(Ueber die verschiedenen Arten, Schulden zu 
kontrahiren, und die Einrichtungen in Be- 
treff ihrer Tilgung.) * 

d) Etatsentwürfe una Zeitdauer der Etats. . . . . . §. 123. 

7) Ueber die Disposition/ über die Staatskasse und die 

die Formen aus Anlafs derselben 5 124. 

(Ueber die Spezialität der in dem Staatsbudget 
ausgesezten Fonds.) >. 

8) Situationsetats , 125. 

9) Abschlüsse, vorläufige und definitive... §. 126 — 127. 

(Ueber den Unterschied beider und die Nothwen- 
digkeit desselben.) 

10) Formen für die Kassen Verwaltung 5- 128 — 129. 

11) Formen für die Justifikation der Rechnungen... §• 130 — 131. 

12) Rechenschaftsberichte der Departementschefs .... §. 132. 

i • | 

VIERTER ABSCHNITT. 

Formulare für die formelle Behandlung und Einkleidung ein- 
zelner Geschäftszweige. 

a) Für die Veranschlagung der Domänen, .... zu $. 89 — 95. 

b) Für die Aufstellung eines Kadaster« für die 

Grundsteuer, zu §. 102 — 106. 

O Für ein solches für die Gebäudesteuer , . . zu §. 107 

d) » » » v 9 Gewerbesteuer , . . zu §. 108 — 109. 

e) Für die Evidenthaltung des Kadasters, .... zu 1 10 

jO Für das Etatswesen , zu $. 116 — 119. 

f ) Für Situationsetats, zu §. 125. 

) Für die Abschlüsse, zu §. 126 — 127. 
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